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Die  Anfänge  des  deutschen  Eolonialstaatsrechts. 

Von 
Conrad  Bornrak. 

Weniger  wie  jeder  andere  Öegenstanfl  verträgt  das  Staats- 
recht eine  Behnn(iluiig  uach  aprioristisclieji  Grundääbcen  und 
pliilosophiscUen  Folgerungen.  Dieselbe  hat  sich  tediglich  den  ge- 
gebenen politischen  und  socialen  Verhältnissen,  wie  sie  in  Gesetz- 
gcbang  und  Verwaltungspraxis  zum  Ausdruck  gelangt  sind,  an- 
zubequemen. Nur  bei  dem  Ausgehen  von  dieser  konkreten 
Grundlage  wird  es  der  wissenHchaftJichen  Behandlung  mÜglich 
sein,  ihrerseibf  wiederum  einen  bestimmenden  Kinfluss  auf  Gesetz- 
abung  und  Verwaltung  auszuübeu  und  eine  gegenseitige  Durch- 
ringung von  Theorie  und  Praxis  herbeizuführen.  So  lange  die 
Iberaeeischen  Besitzungen  Deutachlands  sich  noch,  auf  den  aller- 

^ersten  Stufen  ihrer  Entwicklung,  ohne  geordnete  Verwaltung  und 
jchtsprecliung,  bpstenfiLlls  unter  dem  Schutze  deutscher  Kriegs- 
schiffe befanden,  konnte  dalier  von  einer  wissenHchaftlichen  Be- 
arbeitung des  Kolonialiitaat.srechtä  nicht  die  Rede  sein.    Dieselbe 

.iiätte  sich  höchstens  auf  dem  Gebiete  des  sogenannten  allgemeinen 
Staatsrechts  bewegen  können,  welches  bei  der  Verschiedenheit  des 
Kolonial  rechtes   der   einzelnen  europäischen  Staaten  ohne   jeden 
Werth  gewesen  wäre. 

Erst  jetzt  nach  Hcrst-eUung  einer  ri^elrechten  Elechtfiprechung 
und  Verwaltung  in  der  Mehrzahl  der  deutschen  Schutzgebiete  darf 
der  Versuch  unternommen  werden,  das  deutsche  Kolonial  Staats- 
recht wenigstens  in  seinen  önmdzUgen  zu  behandeln.  Wenn 
hierbei  zahlreiche  Streitfragen,  die  in  dem  Knlnnialrechte  anderer 
Staaten«  namentlich  dem  englischen,  autltauchen,  wie  über  Kriegs* 


hoheit,  Bcsteuerungsrcclit,  Kirchcnwcscn,  der  dcuUclien  kolonialen 
Entwicklung  bisher  noch  fremd  geblieben  sind,  so  liegt  dies  in 
dem  geringen  Älter  der  dout-schen  Hbcrseeischen  Besitzungen  be- 
gründet. DasR  derartige  Fragen  früher  oder  später  auftauchen 
werden,  haben  z.  B.  die  Verhandlungen  über  die  katholische  Mis- 
^ionsthutigkeit  in  Kamerun  gezeigt.  So  lange  sich  jedoch  in  ein- 
zelnen Büi&iehungen  eine  Verwaltungnpraxis  nicht  gebildet  bat^ 
kann  d&s  Staabjrecbt  nur  die  obersten  ärundsübie  klarstellen, 
ohne  auf  EinzKlfnigen  einzugehen.  Üasa  bei  der  Behandlung  des 
deutscheu  Küluuialäiaatä rechts  das  englische  Recht  mannigfach  in 
Betracht  gezogen  wird,  ist  schon  dadurch  geboten,  daas  bei 
Rcgehmg  zahlreicher  kolonialer  Verhältnisse  das  englische  Vor- 
bild von  bestimmendem  Einflüsse  gewesen  ist.  That8ft(."hlich 
scbliesst  sich  auch  da^t  deutsche  Kolonialstaat'trecht  am  engsten 
an  da8  englische  an^  während  die  übrigen,  namentlicii  daä  fran- 
zösische Ret:ht,  aui'  die  deutsche  Entwicklung  ohne  jeden  Eintluss 
geblieben  sind.  Es  wird  hier  zunächst  die  rechtliche  Stellung  der 
Schutzgebiete  im  allgemeinen ,  d.  h.  vom  völkerrechtlichen  und 
staatsrechtlichen  Gesichtspunkte,  demnächst  Üir  Verwaltungsrecht, 
soweit  es  bis  jetzt  feststeht,  zur  Erfirtenmg  gelangen. 

Für  die  Erwerbung  der  Kolonie  ist  allein  das  Völkerrecht 
entscheidend.  Dieses  bestimmt,  unter  welchen  Voraussetzungetti 
ein  Gebiet  derart  als  Besitz  einer  Macht  gilt,  dass  dieser  BcsiUJ 
auch  von  anderen  Mächt^in  atierkannt  wcrdcu  muss.  Als  Erwerbs- 
arten sind  gegenwärtig  völkerrechtlich  drei  allgemein  in  Geltung: 
Ei-oberung,  Abtretung  durch  Vortrag  und  Besitzorgreifung.  Ob- 
gleich die  jetzigen  deutschen  Schutzgebiete  silmmtlich  durch  Be- 
sitzergreifung erworben  sind,  so  haben  doch  auch  die  beiden  ersten 
Erwerbsarten  Cilr  uns  Bedeutung. 

Eroberung  und  Abtretung  linden  nur  statt  gtigenüher  einem 
Staate,  der  Subjekt  des  Völkerrechts  ist.  Die  nach  dem  älteren 
Vßlkorreehte  geltende  Regel,  dass  nur  christliche  Staaten  Subjekte 
des  Völkerrechts  .sein  können,  ist  jetzt  anfgegrlMin.  Einerseits 
sind  zahlreiche  muhame danische  und  hinterasiatische  Staaten  gegen- 
wärtig als  Subjoktc  des  Völkerrechts  ancrkauut,  andererseits  ver- 
schiedene, bereits  christliche  Stämme  besonders  in  Südafrika  und 
der  Süd.see  davon  ausgeschlossen.  Es  ist  daher  immer  im  ein- 
zelnen Falle  zu  entscheiden,  ob  ein  SUiafswesen  in  die  europäische 
Völkerfamilie   im    weitesten   Sinne   aufgenommen   ist  oder  nicht. 
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Als  Kennzeichen  gilt  ein  regelmässiger  diplomatischer  Yerkebr 
mit  dem  betreffenden  Staatswesen. 

Durch  Eroberung  (debellatio)  kann  nmi  eine  Kolonie  ent- 
weder in  der  Weise  erworben  werden,  daits  daH  Mutterland  er- 
obert wird  sammt  seinen  Kolonien,  oder  düas  ein  bisher  selbst- 
stsnd^er  Staat,  der  Subjekt  des  Völkorrechta  war,  durch  Eroberung 
ru  einer  Kolonie  gemacht  wird.  Beiäpiele  für  letzteren  Vorgang 
sind  namentlich  die  Erwerbung  von  Tunis  durch  Frankreich  und 
von  Transvaal  durch  England.  Durch  Eroberung  kann  dagegen 
nicht  unter  die  Souveränetrit  eines  anderen  Staates  gelangen  die 
Kolonie  einer  eunipiiischeu  Macht,  so  lange  das  Mutterland  nicht 
selbst  durch  Eroberung  mit  dem  erobernden  Staate  vereinigt  wird 
oder  die  Kolonie  formlich  abtritt.  Es  vflrraochte  daher  England 
im  Anfange  diese»  Jahrhundert»  durch  Besetzung  der  tranzüsischen 
und  niederländischen  Kolonien  wohl  deren  Besitz,  nicht  aber  das 
völkerrechtliche  Eigenthnm,  die  Staatshoheit  Ober  dieselben,  sich 
anzueignen. 

Durch  Abtretung  kann  als  Kolonie  nur  erworben  werden  das 
Gebiet  einer  Macht,  die  Subjekt  des  Völkerrechts  ist.  Die  Macht, 
welche  bisher  die  Stsiatshoheit  Über  das  abzutretende  Gebiet  aus- 
Qbte,  muss  dasselbe  an  die  andere  Macht  abtreten.  Wohl  zu 
unterHcheideu  von  diesem  Vorgange  ist  es,  wenn  eine  Macht 
schon  von  ihr  in  Besitz  genommenes  Gebiet  wieder  aufgibt  und 
»ich  der  anderen  Macht  gegenüber  verpflichtet,  innerhalb  einer 
bestimmten  Grenze  keine  neuen  Erwerbungen  zu  machen.  In 
einem  solchen  Falle  erwirbt  die  andere  Macht  nicht  durch  Ab- 
tretung, sondern  durch  Besitzergreifung  das  durch  Aufgabe  des 
Besitze»  seitens  der  ersten  Macht  wieder  herrenlos  gewordene 
Gebiet.  Dieser  Art  sdnd  die  Verträge  Deutschlands  mit  Frank- 
reich und  England,  durch  welche  die  Grenzen  zwischen  den 
Kolonien  dieser  Machte  bestimmt  wurden.  Deutschlund  hat  auch 
die  bis  dahin  englischen  und  französischen  Gebietstheile,  in  deren 
Besitz  es  durch  jene  Verträge  gelangte,  nicht  auf  Grund  einer 
Abtretung,  sondern  durch  Besitzergreifung  erworben, 

Von  praktischer  Bedeutung  fllr  die  öffentlichrechtliche  Stel- 
lung der  Kolonien  werden  die  verschiedenen  Erwerbearten  inso- 
fern, als  bei  dem  Erwerbe  durcli  Erobening  und  Abtretung  andern 
als  bei  dem  Erwerbe  durch  Besitzergreifung  der  bisherige  llechts- 
Kuataud  der  Kolonie   nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grund- 
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Een  unverändert  bleibt,  bis  und  soweit  die  Dcue  Staatsgewalt 
eine  Aenderung  eintrcteu  VSmst  Ausgenommen  bleiben  nur  die- 
jeaigen  ftlr  das  erworbene  Gebiet  bisher  geltenden  verfassungs- 
rechtlichen Bestimmungen,  die  mit  der  Etuverleibung  in  das  neue 
StaataweKen  unvereinbar  aind  und  daher  mit  der  Eroberung  oder 
Abtretuiig  von  selbst  ausser  Krait  treten.  Die  siaatsrechtlicheu 
Streitfragen,  die  sich  uus  diesen  völkerreclitlicheu  Grundsätzen 
für  die  Kolonien  im  einzelnen  ergeben,  sind  dem  deutjuchen  Staata- 
recbte  bishex  fremd,  da  Deutschland  noch  keine  Kolonien  durch 
Eroberung  oder  Abtretung  erworben  hat  M. 

Durch  Besitzergreifung  köuueu  nur  erworben  werden  bisher 
herrenlose  Gebiete.  Diese  Erwerbsart  wird  bereits  von  Huao 
GafiTurs*)  anerkannt:  , Okkupation  oder  Besitzergreifimg  dessen, 
was  bisher  niemand  gehörte,  ist  die  einzige  natürliche  und  ur- 
sprüngliche Erwerbaart,  d.  h.  die  einzige  Erwerbsart  nach  Natur- 
recht ohne  Ableitung  eines  Titels  von  einer  andern  Person.' 
Es  fragt  sich  nur,  welches  Gebiet  herrenlos  ist.  Das  ältere  Völker- 
rocht,  welche«  privatrechtliche  uud  völkerrechtliche  Gesichtspunkte 
vermengte,  verstand  unter  herrenlos  nur  vollständig  unbewohnte 
Gebiete,  in  denen  also  kein  privatrechtliches  Eigenthum  bestehen 
konnte.  Schon  sehr  früh  gab  man  aber  wenigstens  praktisch  den 
privatrechtlichen  Gesichtspunkt  auf  und  sah  als  herrenlos  an  alle 
die  Gebiete,  die  noch  nicht  von  einem  christlichen  Volke  oder 
Fürsten  in  Besitz  genommen  waren.  So  ermächtigte  König  Hein- 
rich m.  von  England  Gabot,  unter  engüsther  Flagge  nach  Osten, 
Westen  oder  Norden  zu  segeln  und  in  des  Königs  Kamen  von 
allen  durch  ihn  entdeckten  Ländern  Besitz  zu  ergreifen,  die  noch 
nicht  durch  die  Untorthanon  eines  christlichen  Herrschers  in  Be- 
sitz genommen  waren.  Daraus,  dass  Cabot  auch  der  Handel  mit 
den  Ureinwolmern  gestattet  war,  ergibt  sich ,  dass  es  sich  nicht 
nur  um  völlig  unbewohnte  Gegenden  handelte.  Ebenso  gab 
Königin  Elisabeth  von  England  Sir  Humphrej  Gilbert  Vollmachi, 
von  allen  entfernten  und  barbarischen  Gegenden  Besitz  zu  er- 
greifen, soweit  dies  nicht  schon  durch  einen  christlichon  Fürsten 


^  Uebor  doa  englische  Rocht  vgL  in  dlcticr  BaKiebung  E.  Cnui^r,  The 
imperial  and  colcuiül  consUtuÜons  of  tbe  Britaimic  Empire,  London  1872, 
8.  230  ff.,  wo  nanieuUicJi  dif*  Herbtsjirechimg  der  obersten  ftngliiichen  Uäich-i* 
gericlitc  lierücltsichUgt  ist. 

'J  U.  Qaonug.  De  im»  belli  uc  pacis,  Üb.  2t  c  Ö,  eeci 


oder  ein  chriBÜiches  Volk  f^eRcbehen  war*).  Dass  gegenwÄrtig 
nicht  nur  christliche  Staatswesen  und  andererseit«  nicht  alle  christ- 
lichöD  Staatswesen  Subjekte  des  Völkerrecht»  »iiid ,  iat  bereits 
bemerkt  worden.  Als  herrenlos  im  völkerrechtlichen  Sinne  gilt 
daher  jedes  Gebiet,  in  dem  die  Staatsgewalt  eines  TÖlkerrechtUcb 
anerkannten  Recht ssubjekts  nicht  besteht*). 

Der  Besitzergreifung  geht  jetzt  gewöhnlich  vorher  ein  Ver- 
trag mit  den  eingeborenen  Macbthabern,  durch  welchen  dieae  sich 
der  Gewalt  des  erwerbenden  Staates  unterwerfen.  Erforderlich 
sind  jedoch  derartige  Verträge  in  keiner  Hinsicht,  wie  solche 
z.  B.  auch  bei  der  deutschen  BeftitKergreihing  des  nordöstlichen 
Neu-Quinea  und  des  Bismarckarchipels  nicht  abgeKchlosson  sind. 
Der  Vertrag  gibt  auch,  wenn  die  toriuliche  Besitzergreifung  unter- 
bleibt, dem  vertrag&chticsscndeu  Staate  kein  lischt,  andere  Staaten 
von  der  Besitzergreifung  auszuschli essen.  Es  kann  höchstens  als 
eine  unter  den  civilisirten  Staaten  tibliche  Kourtoisie  angesehen 
werden,  daas,  wenn  ein  Staat  mit  den  Machthabern  eines  bisher 
vulkerrechtlici)  herrenlosen  Gebietes  einen  Unterworfiinga vertrag 
Ipeschlossen  hat,  andere  Machte  die  Besitzergreifung  eines  solchen 
Gebietes  unterlassen.  Die  Erwerbung  selbst  vollzieht  sich  mit 
der  Besitzergreifung,  die  aU  eine  syiubolische  Handlung,  gewuhn- 
]Ah  durch  Äufliissen  der  Flagge,  Aufrichten  von  Grenzpfählen 
und  dergleichen  vor  sich  geht. 

Nach  den  Beschlüssen  der  sog.  KongokonferenÄ  *)  soll,  so- 
fern es  sich  um  afrikanische  KUsten  handelt,  die  Thatsnche  der 
Besitzergreifung  von  einer  Anzeige  an  die  anderen  Kon gressm ächte 
begleitet  werden,  um  dieselben  in  deu  Stand  zu  setzen,  entweder 
die  Besitzergreifung  tbatäächlich  anzuerkennen  oder  gegebenen 
Falls  ihre  Kinwenduugen  geltend  zu  machen.  Der  Erwerb  der 
Staatshoheit  ist  jedoch   durch  diese  Anzeige  nicht  bedingt     Die 


■)  CnrjisY.  a.  ».  0.  S.  66. 

')  Die  Utere  AufTasming,  die  praktiscli  \&nftti  nicht  mohr  im  0«brauch 
igt,  wird  «.  n,  noch  vertreten  bei  BtrrrEB,  Da«  eiiropäiiche  VJJlkerrecht, 
7.  Aufl.,  herausgegeben  ron  H.  Qeffi:kej(.  Berlin  1882,  S.  155.  Hkitteb  will 
die  BMitzergreifung  nur  zulawen  bei  unbewohnten,  nicht  schon  voU- 
etAodig  von  anderen  in  Bedte  genommenen  Gegenden  und  verlangt  in  an- 
deren t^ea  Unterwerfung  oder  Krieg. 

*)  Vgl.  Oeneralakte  iler  Berliner  Konferenz,  Art.  34  u.  35.  R.G.BI. 
3885,  S.  215  S. 
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Unterlassung  derselben  würde  höchstens  die  Vermuthung  begrün- 
den, dass  eine  wirkliche  Benitzergreifung  nicht  stattgefunden.  Die 
KougresHinächte  Imbeu  ferner  die  Verpflichtung  anerkannt,  in  den 
Tou  ihnen  erworbenen  afrikanischen  Gebieten  einen  Gcrichtastoud 
eiozurichten,  der  hinreicht,  um  den  Frieden  au&echt  zu  erhalten, 
erworbenen  Rechten  und  eintretenden  Falls  den  Bedingungen 
Achtung  zu  verschaffen,  unter  den^n  die  Freiheit  de«  Handels 
und  de»  Durchgangsverkehrs  verbürgt  ist.  Auch  von  der  Er- 
flUlung  dieser  Verpflichtungen  ist  die  Wirksamkeit  der  Staats- 
hoheit andern  Mächten  gegentlber  nicht  abhängig.  Die  Beschlüsse 
enthalten  nur  eine  Vereinbarung  der  Kongreasmächte  über  die 
Art  und  Weise  der  Ausübung  der  Staatshoheit  ihrerseits. 

Mit  der  Besitzergreifung  geht  die  volkcrrechUicheSouveränetät 
des  in  Besitz  geuomiueueu  Gebietes  auf  den  erwerbenden  Staat 
über.  Das  neu,  erworbene  Gebiet  wird  ein  Bestandtheü  desselben 
ebenso  wie  das  übrige  Staatsgebiet,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
das  Gebiet  zu  dem  Mutterlande  gehört  oder  Kolonie  ist.  Völker- 
rechtlich gibt  es  keinen  Unterschied  zwischen  dem  Muttertande 
und  den  Kolonien  •). 

Der  völkerrechtliche  Erwerb  erfolgt  nun  nach  deutschem 
Staatsrechte  durch  den  Kaiser.  Denn  es  steht  nach  Art.  11  der 
Reichäverfassuag  dem  Kaiser  die  völkerrechtliche  Vertretung  des 
Reiches  in  vollem  Umfange  zu.  Derselbe  vermag  also  auf  völker- 
rechtlich zuliissrigem  Wege  die  Souveräne  tut  über  nicht  zu  dem 
Reiche  gehörige  Gebiete  filr  dasselbe  zu  erwerben.  Durch  die 
mit  Zustimmung   des   Kaisers  erfolgte  Erwerbung   können   nun 


'}  Bei  Ueitteh,  a.  a.  0.,  S.  152.  N.  .5  bomerkt  der  Herausgeber  Gcffcic^  : 
.Der  moderne  staatfirechtliche  Begriff  der  Kolonie  ist  der  einer  vom  Mutter- 
lande  r&umlich  getremit^D,  abm  unter  ibm  stehendeD  und  zu  seinem  Gebiete 
integrirenden  Dependen/.*  Richtig  ist  dies  nur  mit  der  Ma«ägabe.  dsiSA 
jener  DegrifT  nicht  der  ataaUrecbtliche ,  »ouderu  der  völkerrechtliche  ist. 
Der  «taatsrechtiiche  Belnif  iitt  nach  der  Verfassung  der  eiji?.eInon  Staaten 
verschiodCD  und  kann  desshalb  nicht  durch  das  Völlierrecht  gegeben  werden. 
Beeser  ist  die  BegrifTsbe^timmung  bei  Vatiki.  ,  C'ours  dfi  droit  des  gens. 
Pari«  1863.  T,  18  §  210:  »l.orsitu'uuo  nutiun  s'emparo  d'un  paye  ^loigne 
et  j  ^tabbt  QjLO  colonic,  ce  pays  ciuoitiuc  separö  de  rätabliaaemviit  principal 
fait  naturell ement  partie  d«  l'etal  tout  comme  les  ancietines  pomenionR.' 
Üebrigciie  ist  die  rRumÜc-he  Trennung  vom  Mutterlande.  wenn  auch  die 
Ueg«l,  HO  doch  kein  bosondcfrca  Merkmal  der  Kolonien  und  nicht  noth- 
wendig,  vie  da«  Beispiel  Sibiriens  zeigt. 
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zwar  die  erworbenen  Gebiete  nicht  ohne  weiteres  Bestacdtheile 
des  Reiches  werden  ^  aber  die  SouverUnetät  Über  dieselben  geht 
auf  den  Träger  der  ReicbsftouTeränetüt  über.  Die  Kolonien  sind 
dem  Reiche  nicht  einverleibt,  aber  durch  Retilunton  mit  denuiulben 
verbunden.  Da  der  Kaiser  die  SouverUnetät  allein  ohne  Mit- 
wirkung; anderer  Orgaue  erwerben  kann,  so  vermag  er  sie  auch 
in  derselben  Weise  wieder  uutVugeben,  e.s  uiUsste  denn  sein,  dass 
ein  Schutzgebiet  durch  Reichsgcset»  dem  Reiche  einverleibt  wäre. 

Während  die  Kolonien  volkerrechtlich  al»  Inland  gelten,  sind 
die  deutschen  Schutzgebiete  vom  staatürechtlichen  Gesichtspunkte, 
d.  h.  nach  dem  Staatsrecht*  des  Deutscheu  Reiche  Ausland.  Es 
ergibt  sich  dies  aus  Art.  1  der  Rcichsverfassung ,  wonach  das 
Bundesgebiet  aus  den  namentlich  aufgezählten  deutschen  Staat«n 
besteht.  Zu  denselben  ist  nach  dem  Gesetze  vom  9.  Juni  1871  ^) 
und  §  2  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873^)  das  Gebiet  von  El- 
sass- Lotbringen  getreten.  Diesen  Charakter  als  Ausland  müssen 
die  deutscheu  Schutzgebiete  behalten,  so  lange  nickt  etwa  durch 
ein  Beicbsgesetz,  welches  den  Art.  I  der  Reichs  Verfassung  ab- 
ändert, ein  oder  das  andere  Schutzgebiet  zum  unmittelbaren  Be- 
standtheite  des  Reiches  erklärt  wird.  Gleichwohl  ist  aber  die 
Reichsgewalt  Souverän  der  Schutzgebiete.  Das  Verhältniss  ist 
dasselbe,  als  wenn  etwa  eine  europäische  Macht  eine  an  dos  Reichs- 
gebiet augreuzeiide  Provinz  an  das  Reich  abtritt,  jedoch  em 
Beichsgesutz,  wodurch  diese  Provinz  mit  dem  Reiche  vereinigt 
wird,  nicht  zu  Stande  kommt. 

Bekanntlich  besteht  nun  eine  Streitfrage  darüber,  ob  dem 
Kaiser  eine  monarchische  Gewalt  in  Deutschland  zusteht,  oder 
mit  anderen  Worten,  wer  Träger  der  SouverUnetät  ist,  der  Kaiser 
oder  die  verbündeten  Regierungen.  Die  Haupt  Vertreter  der  ver- 
schiedeueu  Auslebten  sind  Labanu  und  H.  Schulze^).  Ersterer 
spricht  dem  Kaiücr  als  solchen  die  Souveränetät  ab,  letzterer  lugt 
ihm  eine  monarchische  Gewalt  über  Deutschland  bei.  Die  Wahr- 
heit dürfte  hier  in  der  Mitte  hegen.  Das  Kaiserthum  ist  eiiie 
Einrichtung,   die  auf  dem  Wege  der  Entwicklung  vom  Bundes- 


»)  H.O.ni.  1871.  P.  212. 

*)  R.G.B1.  1873.  S.  161. 

')  Vgl.  Laba»!',  Ou«  Staatsrecht  des  dtuUchen  Heichen,  Tübingen  187ti 
—  188S.  Bd.  1.  !^.  206  ff.  H.  ScHCur,  Lehrbuch  des  deutschen  Stoatsrechta. 
Leipzig  1880-188«.  Bd.  2.  S.  33  ff. 
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idium  zur  Souveränetät  begrifien  ist  und  von  beiden  eiuzeliie 
ttribute  besitzt.  Dass  der  Kaiser  als  solcher  jetzt  schon  in 
gewissen  Beziehungen  eine  souveräne  Stellung  einnimmt .  durfte 
kaum  in  Abrede  zu  stellen  sein.  Ks  ist  hier  nur  dnrau  zu  er- 
innern, dass  nach  §  80  Str.G.B.  Hochverrath  gegen  den  Kaiser 
möglich  ist,  da<(s  nach  §  484  Str.P.O.  und  g  42  des  Gesetzes 
über  die  Konsulargerichtsbarkeit,  soweit  eine  Strafgericht^barkeit 
der  Reichsgerichte  in  erster  Instanz  stattfindet,  das  Bc^adigungs- 
recht,  nicht  etwa  bloss  die  Ausübung  desselben,  dem  Kaiser  zu- 
stellt.  Nameatlich  in  den  auswüxtigen  Beziehungen  hat  der  Kaiser 
völlig  die  Stellung  eines  Souveräus.  Die  dcutsclieu  Schutsgebiete 
sind  endlich  in  den  amtlichen  Erklärungen  unter  die  Oberhoheit 
des  Kaisers  und  nicht  dos  Reiches  gestellt  worden.  Wenn  nach 
§  1  des  Gesetzes  vom  17.  April  1886  der  Kaiser  die  Schutz- 
gewalt in  den  deutschen  Schutzgebieten  im  Namen  des  Reiches 
ausübt,  so  steht  dies  hiermit  nicht  im  Widerspruch.  Es  bedeutet 
nur,  dass  die  Ausübung  der  Schutzgewalt  dem  Kaiser  als  solchen, 
also  von  Roichswegeu  zusteht.  In  den  deutschen  Schutzgebieten 
ist  daher  der  Kaiser  als  Souverän  anzusehen. 

Wenn  man  dies  auch  als  feststehend  annimmt,  so  fragt  es 
sich  doch,  wem  die  Ausübung  der  souveränen  Reichsgewalt,  die 
sich  in  der  Person  des  Kaisers  verkörpert,  in  den  Schutzgebieten 
gebührt.  Der  Keichsgewalt  fehlt  die  MachtfUUe  anderer  Staats- 
gewalten. Es  sind  ilxr  vüu  den  Einzelstaaten  nur  bestimmte  ein- 
zelne Souveräuetiitsr echte  übertragen  worden.  Soweit  dies  nicht 
der  Fall ,  steht  dem  Reiche  kein  Recht  der  Gesetzgebung  oder 
Verwaltung  zu.  Da  auf  das  Reich  nur  einzelne,  bisher  den 
Einzelstaaten  gehörige  Rechte  übergegangen  sind ,  so  war  es 
möglich,  in  jedem  bestimmten  Falle  eine  Anordnung  darüber  zu 
treffen,  wem  die  Ausübung  dieser  Rechte  zustehen  solle,  dem 
Kaiser,  dem  Bundesrathe  oder  dem  Reichstage  oder  mehreren 
dieser  Organe  genieinsani.  Es  fehlt  daher  in  der  Reichs  Verfassung 
eine  allgemeine  Bestimmung,  wonach  im  ZweÜel  und  soweit  uichts 
anderes  angeordnet  i^t,  die  Ausübung  der  dem  Reiche  zustehenden 
Rechte  einem  einzelnen  Organe  der  Reichsgewalt  gebührt. 

Insbesondere  besteht  eine  solche  Lücke  hinsichtlich  der 
chutzgebiete.  Art  4  der  Reichsverfa.ssung  enthält  zwar  die  An- 
ordnung, dass  der  Beaufsichtigung  des  Reiches  und  der  Gesetz- 
gebung desselben  unterliegen  die  Bestimmungen  über  die  Koloni- 
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sataOD  und  die  Auswanderung  nach  ausser  deutschen  Landern,  lieber 
den  Sinn  und  die  Tiagweite  dieser  Anordnung  scheint  man  sich 
aber  bei  Erlas«  der  Reich 5 Verfassung  nicht  ganz  klar  gewesen 
2U  sein.  Der  Bunileskinnmlssar  von  Saviuxt  gab  darüber  in  dem 
aog«iannten  kouKtituirenden  Reichstage  des  Norddeutschen  Bundes 
auf  eine  Anfrage  folgende  Erklärung  ab  '^): 

„Unter  Kolonisation  hat  der  Entwurf  nicht  gemeint,  einen 
Begriff*  aufzustellen ,  der  sich  auf  diese»  oder  jenes  Gebiet  aus- 
schliesslich beschränken  solJ,  als  Motiv  lag  dem  Entwürfe  aller- 
dings der  Gedanke  in  erster  Linie  zu  Grunde,  die  Regelung  von 
Flotten  Stationen  zu  sichern,  welche  man  von  dem  Augenblick 
an  nöthig  hat,  wo  man  sich  überhaupt  an  tnuiBatlan tischen  Be- 
ziehungen so  betheiligen  will,  wie  wir  es  zu  thun  gedenken,  und 
wie  wir  es  in  Deutschland  schon  längst  erstreben.  Damit  bleibt 
aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Gesetzgebung  sich  auch  über- 
haupt mit  Kolon tsationsfragen  beschäftigen  kann.  Wir  können 
unm^f glich  schon  jetzt  dem  vorgreifen,  ob  nicht  seityns  der  Re- 
gierungen einerseits  oder  seitens  des  Reichstages  andererseits, 
d,  h.  seitens  der  öffentlichen  Meinung,  die  ihren  Ausdruck  im 
Reichstage  finden  wird,  das  Bedürfniss  geltend  gemacht  wird,  in 
dieser  oder  jener  Form  das  Kolonisatiousweseu  zu  ordnen  oder 
selbst  anzuregen.  Das  bleibt  alles  der  Zukunft  überlassen.  Vor- 
läufig haben  wir  aber  hier  an  die  Errichtung  von  Flotten.'itationen 
gedacht.' 

Die  Gesetzgebung  über  Kolouisation,  wie  sie  nach  dieser  Kr- 
klärung  ursprünglich  geplant  war,  also  Über  die  Errichtung  von 
Flott eustationen,  wäre  demnach  eine  Art  Anhang  zu  der  Gesetz- 
gebung über  die  Kriegsmarine  geworden.  Eine  derartige  Gesetz- 
gebung ist  aber  bekanntlich  nicht  m  Stande  gekommen.  Alles, 
was  man  sich  sonst  uoch  unter  „Kolonisation"  denken  konnte, 
lag  nach   der   Erklärung    des  Regienings Vertreters   im   Dunkeln. 

Auf  die  Kolonien,  wie  sie  jetzt  bestehen,  kann  aber  die  Be- 
stimmung des  Art  4  der  Reichsverfastiung  dexshalh  keinen  Bezug 
haben,  weil  nach  Art.  2  das  Reich  das  Recht  der  tioaetzgebung 
nur  innerhalb  des  Bundesgebiets  austlbt,  die  Kolonion  jedoch 
staatsrechtlich   Ausland   sind.     Allerdings    sind   manche  Reichs- 


")  8.  die«elbe  in  d«n  ateiici]>;raphiBcbenlkricht«n  über  die  Yerhanditingen 
des  BeichsUgea  dos  NorddeuUclictu  Uucdw  von  1867,  S.  271,  272. 


ges^ze  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  Ausland  und  filr  dasselbe 
erlassen.  Es  ist  hier  nur  zu  erinnern  an  das  Konsulatspeset 
die  Beurkundung  des  Personenstandes  von  Reichsan gehörigen 
Auslande,  die  Bestrafung  von  im  Auslande  begangenen  Verbreche 
im  Inlande.  Alle  diese  Qest^tze  konnten  und  mussten  aber  nur 
desshalb  von  Reichswegeu  ergehen,  weil  bestimmten  im  Auslande 
vorgenommenen  Handlungen  rechtliche  Wirkungen  ftlr  das  Inland 
beigelegt  werden  sollten.  Die  betreffenden  Gesetze  sind  also  im 
Grunde  genommen  auch  nur  Gesetze  iur  das  Inland  ^^).  ^H 

Weuu  Art.  4  Nr.  1    der  Reichs  Verfassung  die  Kolonisati<^H 
und  die  Auswanderung  nach  ausserdeutechcn  Ländern  als  Gegen- 
stände der  Reichsgesetzgebung  nennt,  so  kann  damit  nur  gemeint 
sein,  dass  das  Reich  befugt  ist,  fDr  das  Reichsgebiet  Aber  Koloi 
atttion  und  Auswanderung  gesetzliche  Anordnungen  zu  treffen. 

Es  ergibt  sich  dies  auch  daraus^    dass  die  Reichsverfa.tsung 
für  Organe  der  Kulonialverwaltuag  keine  Vorsorge  getruffeu  hat. 
Nach  Art.  7  der  Reichs  Verfassung  hat  allerdings  der  Bundesrath 
ober  die  zur  Ausillhrung  der  Reichsgesetze  erforderlichen  allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen  zu  bescbliessen 
und  nach  Art  17  der  Kaiser  die  Ausführung  der  Keicbsgeset 
zu   überwachen.     Für   eine  Kolonial verwalbmg    suid    aber  dlE 
Bestimmungen  v6llig  unzureichend.     Das  Reich  bedarf  hier 
bedingt  eigener  Organe,     Dies  gilt   seihst  fUr  die  Schub^bietef 
deren   Vorwaltung    Kolonialgesellschaflen    Übertragen    ist.     Den;^^ 
die  QesellschaftcD  und  ihre  Beamten  bilden  hier  die  Oi^no  d^H 
Reichsgewalt.    Soweit  aber  eigene  Organe  erforderlich  sind,  ent-     ' 
hält  die  Reicbsvorfassung   stets   eingehende  Bestimmungen  über 
dieselben^  wie  z.  B.  auf  dem  Gebiete  des  Auswärtigen,  der  Kriegs- 
marine, des  Post-  und  Telegraphenwesens.    Wo  das  Reich  keine 
eigenen  Organe  besitzt,    obgleich  ilmi  in  dem  betreffenden  Vc 
waltungszwcigc    die    Gesetzgebung  zusteht,    da    treten    stets 

")  Anderer  Acsicbt  ist  LABA5t>,  Staaterecht  des  Dent^cfaen  ReichB,  Bd. 
8.  90,    wonach    durch  die  BesÜmTnnng,    dass  dos  Reich  die  Oesetzgebi 
, innerhalb  dtm  BondoRgcbietos*  ausQbe .  nur  angedeutet  werden  solle,  dl 
{tir  die  Oe>etxgebtui((  das  Dondesgobiet  eine  Einheit  aei.   Dagegen  oei 
lieh  die  G«ietzgebimg  de»  Reiches  nicht  aul   das  Landesgebiet  boschrlUikt. 
HmuAXtt  Sr.tuiL/r,    Löhrbmli  de«  deutechen  StaatsrechUi,    Bd.  2,  S.  122  will 
nlterdlcgg  die  Reicb«ge8elz(j;«bung  auf  das  Hundesgebiet  beschraukt  wissen, 
bemM-kt  jedoch,  ohne  im    einzeluen  auf  die  bcrtreffendcn  Fragen  näher  »in< 
zugfhcn,   dass  die  Bundesgeselze  oft  Ober  das  ßiind«gebiet  hirnutwirkcu 


-    13    — 


Organe  der  Kinzelstaaten  ein.  Dieses  Verhältnis»  mtis«  man  bei 
Erlaas  der  Rcichsv Erfassung  auch  bei  der  Ke^tiinmung  über 
Kolonisation  und  Auswanderung  im  Sinne  gehabt  haben,  da  man 
fOr  dieses  Gebiet  keine  eigenen  Beichübeamten  einsetzte  oder 
deren  Bestellung  wenigstens  vorsah.  Sind  aber  die  Landes- 
beamten die  Organe  filr  Ausftibrung  etwaiger  Reichsgesetze  Ober 
I Kolonisation  und  Auswanderung,  ao  können  jene  Reichsgesetze 
'«ich  nur  auf  das  Reichsgebiet  beüehen,  nicht  dagegen  auf  die 
Kolonien. 
Man  mus«  hiemach  zu  dem  negativen  Ergebnisse  gelangen, 
dasB  die  Ausübung  der  Keichssouveränetüt  Über  die  Kolonien 
nicht  den  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Reiches  zusteht. 
Bei  der  Frage,  wer  die  Staatsgewalt  in  den  Schutzgebieten 
aaszuQhen  hat,  ist  vielmehr  auf  die  Thatsache  zurückzugehen, 
dass  dieselben  staatsrechtlich  als  Ausland  gelten.  Dem  Auslande 

Igegentlber  ist  aber  lediglich  der  Kaiser  Vertreter  der  Reichs- 
}«)nveranetät.  Wenn  auch  der  Kaiser,  wie  bei  Kriegserklitmngen 
im  Namen  des  Reiches  und  Abschluss  von  Vertragen,  in  der  Aus- 
übung einzelner  aus  dem  Recht  der  völkerrechtlichen  Vertretung 
de«  Reiches  sich  ergebender  Befugnisse  durch  die  Ueichsverfassung 
beschränkt  ist  so  spricht  doch  die  Vermuthung  dafür,  dass  dem 
Kaiser  die  Vertretung  des  Reiches  dem  Auslände  gegenüber  zu- 
steht. Die  Reifhsverfa-ssung  Art.  11  bestimmt  allerdings  nur: 
^  Der  Kaiser  liat  das  Reich  völkerrechtlich  zu  vertreten.  Man 
Bkönnte  also  annehmen,  dass  unter  der  völkerrechtlichen  Vertretung 
nur  die  bei  fremden  Staaten  zu  verstehen  sei.   Eine  solche  Ver- 

■  tretung  liegt  allerdings  bei  den  Kolonien  nicht  vor,  im  Gegen- 
theil  sind  dieselben,  wie  bereits  ausgeführt  wurde,  völkerrechtlich 
Inland.    Man  musa  jedoch  in  den  Bestimmungen  de*  Art.  1 1  der 

IReirbsverfaBsung,  wonach  der  Kaiser  das  Reich  Tölkerrechtlich 
zu  vertreten,  im  Kamen  des  Reiches  Krieg  zu  erklären  und  Frieden 
zu  Bchliessen,  Bündnisse  und  andere  Vertri^e  mit  fremden  Staaten 
einzugehen,  Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen  hat,  nur 
die  Folgerungen  aus  einem  allgeineinen  Grundsätze  sehen.  Denn 
alle  jene  Einzelbestimmungen  lassen  sich  aus  dem  Grundsatze 
ableiten,  das»  ausserhalb  des  Beichsgehietes ,  also  auch  in  den 
Kolonien,  der  Kaiser  als  Vertreter  der  ReichssouverUnetät  gilt^*). 


*•)  In  gewissem   Mbwo   anerkannt    Ut   dieser   GrimdMktz    schün   von 


Dies  hat  ftlr  die  deutschen  Schutzgebiet«  gegenwärtig  auch  reicha-] 
gesetzliche   Anerkennung  gefunden,  indem  g  1  des  GeffeUeH  vom 
17.  April  18S0  beätiuiuit:    „Die  Scfautzgewalt   in  deu  deutecfaen^^ 
Schutzgebieten  übt  der  Kaiser  im  Namen  des  Reichs  aus."  Hj 

Als  Bezeichnung  filr   die   SouverÜnetUt  hat  man  das  Wort 
Scliutzgewali  gewühlt,  um  damit  zugleich  auszudrücken,  dass  die 
Staatsgewalt  ihre  Thätigkeit  auf  ein  geringes  sachliches  Gebiet,  ^ 
den  Rechtsschutz  der  Europäer  gegen  innere  und  äussere  Feinda^f 
beschniuken  will,    wie   überhaupt  im   Anfange  jeder   staatlicheu  ^ 
Entwicklung  der  Rechtsschutz  das  einzige  üebiefc  der  staatlichen 
Thätigkeit  ist    Für  , Kolonien*  ist  desshalb  auch  , Schutzgebiete" 
die  pa&sendste  deutsche  Bezeichnung.   Schutzgewalt  bedeutet  nicht 
etwas  von  der  Souveränetät  dem  Wesen  nach  verschiedenes.    Es 
soll    damit    nur  ausgedruckt   werden,    dass   eine   Ausübung   der] 
Souverünetät  in  beschränktem  Masse,  nämlich  zum  Schutze  gegen  j 
innere  und  äussere  Feinde  lud  zum  Zwecke  der  Rechtsprechung 
für  Europäer  beabsichtigt  ist.    Es  soll  eine  den  Anfangen  staat- 
licher Entwicklung  nicht  entsprechende  weitere  Ausdehnung  der| 
Staatsgewalt,   namentlich  auf  dem  Gebiete  der  sog.  Wchlfabrie- 
polizei,   wie   sie   beispielweise    in   den  französischen  Kolonien   zu 
deren  grossem  Schaden  früher  stattgefunden  hat  und  zum  Theil 
noch  jetzt  stattfindet ,  vermieden  werden.     Die  Scbutzgewalt  dea{ 
deutschen  Kolon i als tuatsrechts  steht  ungctalir  in  der  Mitte  zwischen 
den  beiden  Extremen  dos  lTan2Ü tischen  Rechts,  dem  Protektorate, 
bei  welchem  von  einer  Einmischung  in  die  inneren  Verhältnisse: 
der  Kolonie   abgesehen,   und  deren  Regelung  den  einheimischen 
Äfachthabem  überlassen  wird,   und  der  völligen  staatsrechtlichen 
Einverleibung    der    Kolonie    in    das    Mutterland.      Die   deutsche 
Schutzgewalt  entspricht   allerdings  den  Eingeborenen  gegenüber 


Laüanii,  lt.  &.  0.,  Bd.  1,  S.  225,   wo  autifj:cfahrt  wird:    ,Der  Kaiser  iat  der^ 
allrinigc,  ausufhliessliclie  Vcrtroter  des  Reiclii?«  DriUon  gcgcnubi-r*,  und  dies 
nicht  nur  ntif  die  in  Art.  U   der  Hvichsverftutsnng  bezeichneten  vSIkerrecht-j 
liehen  VerhüItriisBC   bwo^-CM.    «ondoni   aucli   auf  lÜc   privatrech Hitzen   Ei 
Werbungen  und  Oel[iBtunK<i*n  «loa  Keiclu  auH^^eüelint  wird.   Die  oben  aasgfri 
iiprochcn<\  noch  weiter  gehende  Fassung  de»  (irundantiten.  aun  dem  die  Be- 
stimm uii^eii  doK  Art.  II  der  Keich^vurfiufauiig  »bgeleitet    und,    ist  uit  der 
Brweiterung  der  aumv&rtigen  HeziehiingHn  dm  Reichs  natiugemUss  gegeben 
und   anch  vrenigstent)    rücknicbtlieh    üur  Kolouitja    infolge  der  gesetztichea'* 
Anerkennung  dea  Onindsatzps  imbedenklich. 


dem  iranzäsischen  Protektorate,  indem  sio  die  ein  heimischen  Ge- 
walten als  Vasallen  des  Reichs  beätehen  lässt,  den  Europäern 
gegenüber  wirkt  dagegen  die  Schutzgewalt  unmittelbar  gleich 
jeder  anderen  Staatägewalt. 

Träger  der  ReJchssouTeriinetät  ist  nun  für  die  Schutzgebiet« 
der  Kaiser.     Derselbe  vereinigt   die   voUe  Staatsgewalt   in  seiner 
Hand  und  regiert  die  Schutzgebiete  nach  Massgabe  des  Gesetzes. 
I  Dero  Kaiser  sieht  daher  die  vollziehende  Gewalt  zu.    Dieselbe 

hat  sich  geschichtlich  «.-Dtwickeli  aus  der  nach  kamlingittchem 
Staatsrechte  besteheudon  Befuguiss  des  Königs  und  des  Grafen 
am  gebieten  und  zu  verbieten  unter  Androhung  der  Strafe  des 
Königs-  hezw.  Grafenbanns  unbeschadet  der  Lex  terrae,  wie  das 
durch  Gewohnheitsrecht  feststehende  Privat-,  Straf-  und  Prozess- 
recht nach  älterem  mittelalterlichen  Sprachgebrauche  genannt 
wurde.  Die  Lex  terrae  konnte  dagegen  durch  landesherrlich« 
Verordnungen  nur  abgeändert  werden  consensu  meliorum  terrae, 
d.  h.  in  ält^cster  Zeit  der  bedeutendsten  geistiicheu  und  weltlichen 
Würdenträger ,  sputer  der  Reichs-  und  Landständc.  Erst  seit 
dem  15.  Jahrhundert  wird  in  Deutschland  in  Folge  der  über- 
wiegenden Macht  der  Stände  das  landesherrliche  Recht  des  Ge- 
bots und  Verbots  mehr  imd  mehr  eingeschränkt,  indem  auch 
ausserhalb  des  Gebietes  des  Privat-,  Straf-  und  Prozessrecht«  fllr 
die  Ausübung  der  landesherrlichen  Hoheitsrechte  gesetzliche  Nor- 
men gegeben  werden,  die  auch  IbrerRcits  einer  Abänderung  wieder- 
om  nur  auf  dem  Woge  der  Gesetzgebung  unterliegen. 

Letzteres  Verhältniss,  gegenwilrtig  in  Deutschland  das  her- 
kSmmliche,  kann  jedoch  in  den  Schutzgebieten  nicht  Platz  greifen. 
Es  üt  hier  mit  der  Thatsacho  zu  rechnen,  dass  der  ganze  Ver- 
waltungsapparat des  Mutterlandes,  also  auch  dessen  Verwaltungs- 
gesetzgebuug  auf  die  unentwickelten  volkswirthschaftUchen  Ver- 
hältnisse der  Schutzgebiete  unanwendbar  ist.  Eine  Uebertragung 
des  ganzen  Rechiszustandes  des  Mutterlandes  auf  die  Schutz- 
gebiet« erscheint  dessliulb  undurchAlhrbar.  Vielmehr  muas  ein 
solcher  erst  ueu  geschaücu  werden  durch  den  Träger  der  sou- 
veränen Staatsgewalt,  den  Kaiser.  Es  kehrt  daher  hier  der  alt- 
lauischo  Grundsatz  wieder ,  diiss  dem  Kaiser  das  Hecht  des 
jots  und  des  Verbots  zusteht,  jedoch  unbeschadet  des  Landes- 
recbts.  Wesshalb  diese  Schranke  dem  sonst  unumschränkten 
Rechte  des  Kaisers  gegenüber  auch  in  den  Kolonien  festgehalten 


werden  muHsle.  wird  sich  später  bei  ErSrtcruDg  der  Gksotzgebung 
in  den  Schutzgebieten  ergeben. 

Welches  ist  nun  aber  das  Landesrecht  der  Kolonien?  Offen« 
bar  nicht  das  Recht  der  Eingeborenen,  dem  sich  Europäer  aui 
den  verschiedensten  Gründen  unniü}»lich  unterwerfen  können.  Ds 
englische  Recht  geht,  uro  itlr  die  durch  Besitzergreifung 
worbenen  Kolonien  ein  Landesrecht  xn  begründen,  von  de 
Qrundsatze  aus,  daas  jeder  enghsche  Unterthau  dos  Recht  sein« 
Landes  mit  sich  trägt,  soweit  dasselbe  nicht  in  besonder«>n  Ver- 
hältnissen des  Mutterlandes,  wie  z.  B.  dessen  Verfassung  und 
Verwaltung,  wui'zelt,  und  bei  dem  unentwickelten  Zustande  der 
Kolonie  in  dieser  unanwendbar  ist").  Indem  engli.sche  Unter- 
thanen  sich  in  einem  von  der  englischen  Sümtsgewalt  in  Besitz  i 
genommenen  Crebiete  niederlassen,  machen  sie  ihr  Geburt^rechli^H 
zum  Landesrecht  der  Kolonie,  das  Hecht  des  Mutterlandes  wird 
aus  einem  persönlichen  zu  einem  territorialen,  dem  nunmehr  auch 
Nichtengländer,  die  sich  in  der  Kolonie  niederlassen,  unterworfen 
sind.  Die  englischen  Kolonisten  verpflanzen  aber  in  die  neue 
Änsiedlung  nur  ihr  Geburtsrecht,  wie  es  zur  Zeit  der  Begründung 
der  Kolonie  war.  Spätere  Gesetze  des  Mutterlandes  beziehen 
sich  auf  die  Kolonien  nur,  wenn  diese  besonders  darin  er 
w&hnt  sind. 


1 


'*)  Vf<l.  die  folgeadü  bei  Chcasy,  Imperiul  und  coloDial  conittitutions  etc., 
8.  G7  angefahrt«  Stelle  von  Burxa;TOKe:  )t  bas  bcen  heM,  that .  if  an  un- 
habtted  countr/  be  dtitcovereii  and  pitintcd  1iv  ?In(;ltt)li  subjccU.  all  tbe  Euglish^ 
laws  then  in  being.  wbich  are  tbe  biribri^lit  of  everj-  Hubject,  are  inuna- 
dialely  there  in  forct?.  Hut  tbis  must  be  unilerRloml  wilh  vprj-  iiinny  le-J 
Biricüoiw.  Such  columsl«  carry  witb  tberu  oiüy  »o  inuch  of  Ihe  HagUsliJ 
Uw  a«  iB  applicable  to  tbeir  nvn  üilnation.  and  tbe  r^ndition  of  an  infati 
Colon;  —  8ucb  for  instance,  lus  thi»  getieral  ruli?,4  of  inheritujice ,  nnd  ol 
prüteclion  from  ptsreonul  it\j(mea.  lim  urtiöcial  rc6j)iunent^  and  difltioctioE 
incident  to  tbe  proper^  of  a  pr€iat  and  comuiercift]  peojile.  tbe  lawa  of] 
poiice  and  revenue  {racb.  especiaUj*,  aa  are  enforced  by  penalties),  the  mode 
of  mainteniinre  for  tbe  establUhed  clergy,  tbe  Jurisdiction  of  «pirituAl  court«, 
nnd  a  multitude  of  otbor  proviaions,  are  neitber  neceesary  ror  convenient  for 
them.  and  tberefore  are  not  in  force.  Wbat  shall  be  nduiitted,  and  vhat 
reject«d.  nt  wbat  limo»,  and  imder  wbat  ruHtrictioii« ,  mufit  in  ca«o  of  di9>^^H 
)iute,  be  dpcidud  in  ibu  ßrst  instaace .  by  their  owa  j>ravinctu]  jndicaturoy^l 
aiibject  to  tbe  revi^jon  and  control  of  Ib'C  king  in  Council;  the  wfaole  of 
tbeir  cornttittition  beJng  also  liabte  to  bc  new-modcUcd  and  refonned  bj 
Uie  general  euperiatending  power  of  Logielalure  in  tbe  mother  counbT-.* 
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FQr  die  deutacfaen  Sclmtzgebiete  musste  man  die  Ueber- 
iragung  des  Rechts  des  Mutteriaudee  in  etwa«  anderer  Weise 
bewirkoQf  da  dem  deutschen  Ilechte  der  SuU  fremd  ist,  daäs 
deutsche  Uckrthanen  lediglich  durch  ihre  Ansiedluiig  in  fremden, 
bisher  herrenlosen  Gebieten  ihr  Geburtsrecht  auf  dieselben  ala 
Landeürecht  verpflanzen  können.  Man  knüpfte  zu  diesem  Zwecke 
an  das  in  den  Kon-sul arge richts bezirken  anzuwendende  Kocht  an. 

I  Nach    dem   Keich^ge^etze   über   die   Konsulargerichtsbarkeit 

vom  iC  Juli  1879  **)  haben  über  deutsche  R«ichsangehorige  und 
Schutz  verwandte  in  den  Ländern,  in  denen  die  Konsulargerichts- 
barkeit besteht,  die  Konsuln  Recht  zu  sprechen.  Was  nun  das 
anzuwendende  Rocht  anbetrifft,  so  soll  bezüglich  des  bürgerlichen 
Rechts  angenommen  werden,  dass  die  Reichsgesetze  privatrecht- 
lichen Inhalts,  das  allgemeine  Landrecht  und  die  allgemeinen 
Landesgesebze,  welche  im  Geltungsgebiete  des  allgemeinen  Land- 
rechtä  in  Kraft  stehen,  gelten,  wobei  in  Handelesacbon  das  Ört- 
liche Handelsgewohnheitsrecht  vorgeht.  In  Strafwaclien  kommen 
dagegen  das  Reichsstrafgesetzbuch  und  die  besonderen  Reichs- 
Strafgesetze  zur  Anwendung.  Diese  Gesetze  gelten  in  den  Kousular- 
gerichtebezirken  als  persönliches  Recht  der  Deutschen. 

An  sich  lag  es  nahe,  diese  Grundsätze  auch  auf  die  Schutz- 
gebiete anzuwenden,  wodurch  dann  in  jeder  grösseren  deutschen 
Ansiedelung  die  bezeichneten  Gesetze  vielleicht  auf  dem  Wege 
des  GewohuJieitsrechtes  sehr  bald  deu  Charakter  eines  Territorial- 
reclits  des  Schutzgebietes  angenommen  halben.  Schwierigkeiten 
musstc  nur  im  Anfange  der  Uini^tand  machen,  dass  es  unmöglich 
war,    30  lange   sich  der  territoriale  Charakter  des  Rechte    noch 

[•nicht  entwickelt  hatte,  Europäer,  die  nicht  deutsche  Reichs- 
iflrige  waren  und  sich  in  den  Schutzgebieten  niederliessen, 
Ina  deutschen  Kecht«  zu  unterwerfen.  Diexe  Lllcke  ist  gegen- 
wärtig ausgefüllt  durch  das  Gesetz,  betreSend  die  Uechlsverhält- 

'nisÄC  der  deutschen  Schutzgebiete  vom  17.  April  188(3  **),  welches 
im  §.  2  bestimmt:  „Das  bflrgerliche  Recht,  das  Sti-afrerlit,  das 
gerichtliche  Verl'aliren  emat-hliesslich  der  Gerich tsvurfa.s,sung  be- 
stimmen sich  für  die  Schutzgebiete  nach  den  Vorschrilten  des 
Gesetzes  Über    die  Konsulargerichtsbarkeit.'     Die    iu   letzterem 


••)  tLG.m.  1879,  S.  197. 

")  B.Q.BL  1880.  S.  76  ff. 

Archiv  fttr  etTcatUcfai»  Becbt.  U.  i 


—    18    — 


bezeichneten  Gesetze  sind  durch  diese  Bestimmung  zum  Lande«* 
rechte  der  deutschen  Schutzgebiete  geworden.  In  der  gesetz- 
hchon  Anordnung  liegt  zugleich  ausgesprochen,  dasä  etwaige  neue 
Gtcsetze,  welche  in  den  angegebenen  Rechtsgebieten  fQr  das  In- 
land ei^ehen,  ohne  weiteres  auch  für  die  Schutzgebiete  in  Knft 
treten.  Es  liegt  hierin  eine  wichtige  Abweichung  Tom  eng- 
lischen Hechte,  die  sehr  dazu  beitragen  musf,  die  Kechtseinheit 
zwischen  den  deutschen  Schutzgebieten  und  dem  Mutterlande  auf-  < 
recht  zu  erhalten. 

Einer  weitereu  Beschränkung  unterliegt  nach  englischem 
Staatsrechte  die  vollziehende  Öewalt  der  Kruue  in  den  Kolonien. 
Dieselbe  ist  hier  untergeordnet  der  Autorität  des  Rcichparlaments, 
bestehend  aus  König,  Lords  und  Gemeinen,  d.  h.  des  KOuigs  im 
Parlament.  Dieses  Verhältniss  hat  eine  ret^htllche  Anerkennung 
geinnden  durch  6  Geo.  III  c.  12.  Die  Krone  darf  daher  keinen 
auf  eine  Kolouie  bezüglichen  Gesetze  des  Reich sparlaments  zu- 
widerhandeln. Femer  ist  die  Krone  in  Kolonien  mit  Kepräisen- j 
tatiTverfassung  in  Gesetzgebung  und  Besteuerung  an  die  Ver-H 
iissung  der  Kolonie  gebunden.  Selbst  wenn  dieselbe  durch  den 
König  allein  ohne  Mitwirkung  des  Reich sparlamentä  gegeben  ist, 
kiimi  der  Kflnig  sie  nicht  selbständig  aufheben  oder  abändern. 
Dies  ist  nur  möglich  im  Wege  der  verfassungsmässigen  kolonialen 
Gesetzgebung  oder  durch  ein  Gesetz  des  Reirhsparlaments "), 
Für  die  deutschen  Schutzgebiete  besteht  die  unbeilingto  Unter- j 
Ordnung  der  vollziehenden  Gewalt  des  Kaisers  unier  die  Reichs-] 
gesetzgebung  nicht,  da  diese  letztere  sich,  wie  bereits  ausgeführt 
wurde,  verfassungsmiissig  auf  das  Bundesgebiet  beaclu-änkt  und 
sich  auf  das  Ausland  nur  mittelbar  erstreckt,  wenn  auswärtige 
Verhältnisse  geordnet  werden  sollen,  die  auf  das  Bundesgebiet 
zurückwirken.  Die  Beschränkung  durch  die  Kolonial  Verfassungen 
fällt  ebenfalls  fort,  da  die  deut'Schen  Schutzgebiete  solche  nicht 
besitzen.  | 

Die  vollziehende  Gewalt  des  Kaisers  in  den  Schutzgebieten 
ist  daher  lediglich  durch  das  Landesrecht  derselben  beschränkt. 
Unbeschadet  dieses  Landesrechts  steht  dem  Kaiser  das  unbedingte 
Recht  zu,  Anordnungen  über  die  Verwaltung,  bindend  iür  Be- 
hörden   wie  für   Bewohner  der  Schutzgebiete,    zu   treffen.     Ins- 


")  CaEAST,  Imperial  and  coloniaJ  constitutiona  etc..  S.  6S. 
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besondere  hat;  dor  Kaiser  eine  den  BedUrfuissen  der  Europäer 
entsprechende  Behördeuorgunisation  zn  schaffen.  Es  gejtcliiebt 
dies  entweder  durch  Einsetzung  besonderer  kaiserlicher  Beamter 
oder  durch  Uebertragung  der  Verwaltung  und  in  gewissem  Müsse 
ftuch  der  Rechtsprechung  auf  Gesellschaften  durch  kaiserliche 
Schutzbriefe.  Auf  diesen  Unterschied  wird  hei  Behandlung  der 
Verwttttungsorganisation  der  Schutzgebiete  zurückzukommen  sein. 
Ein  Recht  der  Gesetzgebung,  d.  h.  ein  Recht  Verordnungen 
zu  erlassen,  welche  das  Landesrecht  abändern,  steht  nach  olt- 
germaniächen  Grundsätzen  dem  Landepherm  nicht  zu.  Für  durch 
Eroberung  oder  Abtretung  erworbene  Kolonien  wird  ein  solches 
nach  englischem  Rechte  allerdings  aus  völkerrechtlichen  Grund- 
aiitzen  gefolgert.  Dagegen  erkennt  es  ftlr  die  Übrigen  Kolonien 
an:  ,ln  occupancy  colouies  thc  Crown  canuot  by  virtue  of  its 
prerogative,  either  legislate  or  impose  taies*^).  Gleichwohl 
konnte  man  sich  der  Thatsache  nicht  verschliessen,  dass  die  volks- 
wirthschaftlicheu  V'erhältniase  neu  bogrflndeter  Kolonien  vielfache 
Aenderungen  dea  Privat-,  Straf-  und  Prozessrechts  nothwendig 
machen,  doBS  diese  Abänderungen  theilweise  in  einem  Exp«n- 
raeutiren  be.itehen  müssen  und  daher  nicht  durch  die  nach  eng- 
lischem Rechte  unbe^chrünkt  zulüasige  Parlament«igesetzgebung 
erfolgen  können.  Durch  6  Vict.  c.  13  wurde  daher  die  Krone 
ermächtigt,  filr  die  neuen  Änsiedlungen  auf  den  Fuiklandsinseln 
und  an  der  Ktlste  von  Afrika  solche  Gesetze,  Einrichtungen, 
Verordnungen,  Behörden  und  Beamte  zu  bestellen,  als  nothwendig 

I  sein  möchte  für  die  gute  Verwaltung  der  Anaiedlungen,  und  ihre 
Machtbefugnisse,  Koiouialbehärden  zu  übertragen.  Diese  Befugniss 
der  Krone  wurde  durch  2\i  und  25  Vict.  c.  121  ausgedehnt  auf 
alle  Besitzungen  Ihrer  Majestät,  welche  nicht  durch  Abtretung 
und  Eroberung  erworben  waren  und  auch  nicht,  abgesehen  von 
tliesem  Gesetze,  bereits  unter  der  gesetzgebenden  Gewalt  einer 
Bei*itzung  Ihrer  Majestät  standen. 

I  Für  die  deutschen  Schutzgebiete  wai-  eine  Gesetzgebung  durch 

die  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reiches  an  sich  unzulässig,  weil 
denselben  das  Recht  der  Gesetzgebung,  wie  bereits  ausgeführt 
wurde,  nur  innerhalb  des  Bundesgehietes  zusteht.  Da  der  Kaiser 
dem    Auslände    gegenüber    der    einzige    Vertreter    der    Reichs- 


'*)  Cbeasv.  a.  0.  S.  09. 
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RouTeränetät   ist,    uu8»te  ihm,    so   lange  und   so    weit  koloniale 
Volk» vertretungeil    nicht    beäiuhcu,    auch    nul    dem   Gebiete   des 
kolonialen   Landesrei'Lts   die  Befugniss   zui*  Gesetzgebung  kraft 
eines  ähnlichen  Nothrcchtes  zufallen,  wie  die  deutsclien  Lundes-I 
Herren  dasselbe  nach  Beseitigung  der  Lftndstände  Rusgeilbt  hatten. 
Dagegen  fiel  jedoch  ein  anderer  Umstand  ina  Gewicht.    Es  kam 
nämlich   in  Betracht,   dass  den  ftlr  die  Schutzgebiete  erlassenen      n 
Verordnungen  auch   FUr  da»    Heichsgebiet   mannigfache   Uechts<'^| 
Wirkungen  beigelegt  werden  nuissten.    Es  mag  hier  nur  erinnert  ^1 
werden  an  die  Vollstreckbarkeif,  der  Urtheile  der  Kolnnialgerichte^j 
im  Inlande,  an  die  oberste  Gerichtsbarkeit  der  inländischen  Qe^^f 
richte  über  die  Schutzgebiete,  an  die  Beurkundung  des  Personen-  ^^ 
Standes,   auf  welche  Punkte   später  zurückzukommen  sein  wird. 
Soweit  dem  Landesrecht«  der  Schub^ebiete  auch  für  das  Inland 
eine  Wirksamkeit  irgc'nd  welcher  Art  beigemessen  werden  sollte, 
bedurfte  seine  Feststellung   und  Weiterbildung  der  Zustimmui 
der  gesetagelwndeu  Körperschaften  des  Keiches. 

In  richtiger  Würdigung  der  eiuschlagendea  staatsrechtliche! 
Verhältuistie  ging  daher  die  Begr^dung  dos  Gesetzentwurfs,  bc-] 
treffend  die  Rechtsverliältuisse  der  deutschen  Schutzgebiete  voi 
der  Voraussctztuig  aus,   dass   die  liegelung  der  Verliältnisse   ii 
den    Schutzgebieten    durch    kaiserliche    Verorduimgen    getroffen 
werden  könnte,   dass  nur  vorliegenden  FaUs  wegen  der  in  Aus- 
sicht genommenen  Mitwirkung  der  inländischen  Gerii:hte  der  Weg^i 
der  Ueichsgesetzgebuug  vorzuziehen  sei.     Die  ursprtlngUche  iie«^| 
gierungs  vor  Inge  woUt-e  desshalh  nach  dem  Vorbilde  des  euglischeu 
Rechts  dem  Kaiser  filr  die  Schutzgebiete  die  Betugniss  zum  Er-^_ 
lass  Ton  Verordnungen   betreffend  die  Ausübung   der  Gcnchts<^| 
barkeit  in  den  Schutzgebieten,   die  Mitwirkung  der  inländischen 
Behörden  hierbei  und  die  zur  Anwendung  kommenden  Vorschriften 
des   bürgerlichen    Rechts   und    Strafrechts    beilegen.     Nach   ver- 
schiedenen Versuchen,  dem  Bundesrathe  und  dem  Reichstage  eil 
Recht  rler  nachträglichen  Genehmigung  dieser  Vei-ordnungcn  bei-] 
zulegen,  einigte  man  sich  schliesslich,  um  nicht  dan  gmize  Gesef 
scheitern  zu  lassen,  in  einem  Komproniiäs,  dessen  Ergebnis»  df 
jetzige   Gesetz    betreffend   die  Bechtsverhilltnisee    der    deutscht 
Schutzgebiete  ist 

IKeses   Gesetz    vom    17.  April    ISSt».    wie   es   endgültig 
Stande  gekommen  ist,  bestimmt  das  Landesrecht  der  vSchutzgebiet 
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km  Wege  cler  Gesetzgebung  und  gestattet  nur  in  einer  Reihe 
einzelner  Punkte  den  Erlass  kaiserlicher  Verordnungen  mit  Ge- 
Hetze.skmfl.  Auf  dieselben  wird  bei  Behandlung  der  Einzelgebiete 
der  Kolonial  Verwaltung  zurückzukominca  sein.  Die  auf  Grund 
des  Gesetzes  erlassenen  kaiserlichen  Verordnungen  können  Jeder- 
zeit durch  neue  Verordnungen  abgeändert  oder  aufgehoben  werden. 
Dagegen  unterliegt  das  Gesetz  vom  17.  April  I88ti  gelbst  Ab- 
änderungen nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  des  Reichs.  Denn 
wenn  auch  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Faktoren  des 
{Reiches  nur  um  de^^willen  erforderlich  war,  weil  dem  Gesetze 
eine  Wirksamkeit  aucft  im  Inlande  beij^eiegt  M'erden  sollte,  so 
kann  doch  die  ihm  ftlr  das  Inland  einmal  reichsgesetzlich  zu- 
geschriebene Wirkung  Veriinderungen  nur  im  Wege  der  Reichs- 
gesetzgebung erfahren.  Auf  allen  Gebieten,  die  nicht  durch  diu 
Gesetzgebung  bereits  in  Besitz  genommen  sind,  besteht  das  aus 
der  vollziehenden  Gewalt  des  Kaisers  sich  ergebende  unbeschränkte 
Verordnungsrecht  desselben. 

Mittelbar  Oben  die  gesetzgebenden  Organe  des  Reiches  und 
Preussens  noch  insofern  einen  Einfluss  auf  das  Landesrecht  der 
Schutzgebiete  aus,  als  jede  für  das  Inland  erfolgende  Abändenmg 
der  Rcichsgesetze  und  preussischen  Lundesgesetze.  welche  in  den 
Schutzgebieten  gelten^  auch  für  diese  letzteren  in  Kraft  tritt. 

Endlich  steht  dem  Reiche,  vertreten  durch  den  Kaiser,  in 
den  Schutzgebieten  die  Gerichtsgewalt  Ober  Europäer  wie  Ein- 
geborene zu.  Auf  die  Ausübung  derselben  ist  bei  Behandlung 
des  Verwaltung» rechts  der  Schutzgebiete  einzugehen. 

Was  die  Organisation  der  Verwaltung  anbetrifll,  so  sind  die 
Schutzgebiete  entweder Krouschutzgebiete  oder  üe.sellschaftiischutz- 
gebiete  '*),  entsprechend  der  älteren  engliachen  Unterscheidung  von 
(Jrown-coloniea  und  Charter-colonies'*),  Je  nac^hdem  Verwaltung 


*■)  DipBewiichnung.CJeaellsehaftsschiitzgebiete'  eitipfiehUgichimaserauB 
sprachlichen  Gründen  uucb  suchlich  mehr  uh  die  dem  engliscbcu  Ausdrucke 
raUprechende  ,S<;hutzbri«ri!cbutxgebiete"  oder  auch  .Schutibriefgebiete", 
4x  Ietirt^>re  beide«  Boiieimiiiigi?ii  dvu  AiiBcUoin  erwecken,  als  wRren  den  Ko- 
lonien tJchutxbriefe  ertheilt,  während  liiatuilchlich  doch  nur  die  GeBellschaftcn 
Milche  erhaltea  haben. 

")  Die  dritte  Art  von  Kolonien  nach  E,lter«?ni  englischen  StafttsrecMe. 
die  Proprietary-colonit's-,  deren  Vcrwaltmig  einer  oder  mchrerea  von  der 
Krone  belehnten  Personen  zustand,  ist  bifljVtzt  unter  den  deutechcn  Schulr- 
gebieten  nicht  vertreten.    Es  erKheint  jedoch  nicht  uum&glich,  doM  aolcho 
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und  Rechtsprechung  in  der  Kolonie  durch  unmittelbar  vom  Kaisei 
oder  seiner  Regierung  hestellte  Beamte  oder  durch  Organe  einer 
Gesellschaft  ausgüUbt  werden,  der  ein  kaiserlicher  Schutzbrief  er- 
theilt  ist, 

Eronschutzgebiet«  sind  gegenwärtig  das  ^üdwe^tafrikanischi 
Schut2f;ebiet,  Kamerun  und  Tojjo,  Gesellschaftsschulzjjebiet«  Ost- 
afrika und  Kaiser-Wilhelms-Land  mit  dem  Bismarck- Archipel, 
während  fUr  das  Schutzgebiet  von  Witu  und  die  Marschallsinseln 
eine  Verwaltungsorganisation  noch  nicht  geschaffen  ist.  Wahr- 
scheinlich wird  Witu  mit  dem  es  rings  umschliesäenden  Schutz-^ 
gebiete  ron  Oatafrika  verschmolzen  werdrm. 

In  den  Kronschutzgebieten  sUiht  un  der  Spitze  der  Vei 
hing  als  Vertreter  des  Kaisers  ein  kaiserlicher  Kommissar . 
Kamerun  mit  dem  Titel  Gouverneur  und  Oberkommissar,  üaa 
Gehalt  des  letzteren  beträgt  30,000  Mk.,  das  der  beiden  andei 
Kommissare  je  12,000  Mk.  Dem  Gouvenieur  von  Kamerun 
zur  ÄUi^Ubung  der  Gericht* barkeit  ein  Kanzler  untergeordnet  (mit ' 
12,000  Mk.  Gehalt) ;  die  Bureaugeschäfte  erledigt  in  Jedem  Schutz- 
gebiete ein  Sekretär  {mit  6000  Mk.  Gehalt).  Ausserdem  sind  die 
erforderljcheu  Unterbeamten  bestellt.  Die  Kommissare  haben  die 
gosammte  Kolonialvcrwaltung,  die  von  SUdwestafrika  und  Togo 
auch  die  Elechtaprechung  in  ihrem  Gebiete  zu  handhaben. 

Nach  dem  Vorhilde  der  meisten  englischen  Kronkolonien  " 


Kolonien,  wenn  gie  von  gerintfcrem  Umfange  sind  und  vi  ihrer  AusnOtzoi^i 
nur  einen  unbedeutenden  KapitaLuiufwtuid  bodO.rf'^n,  noch  cnietehen.  Die 
heutigen  englischen  Rolonieri  uind  mit  ganz  unbedeutenden  Auüniihinon,  vrieJ 
7.  B.  Nord-Bomtfo,  welchen  von  einer  Geselischaft  verwaltet  wini,  Kronkolo- 
nien im  älteren  Sinne.  Naoh  iler  Verfassung  der  Kolonien  unteracheidet 
maa  jedoch  jetxt  Kronkolonit.^n,  die  keine  koloniale  Tolk» Vertretung  be«its«D, 
feondem  von  der  Krone  unumächr3.nkt,  jedoch  nach  Maaegabe  der  Geeetie 
des  Reioliijpftrlauient«  regiert  werden ,  .coloniefi  ]>o»8e«siDg  repreaontative 
inaÜtutioim" .  d.  h.  Kolonien  mit  RepräHenlatiwerfaaBung.  und,  .colonte» 
possening  rupresentiitive  inKtitutions  and  rvHpon&iblu  goromment*,  ü.  h.  Ko- 
lonion mit  Rcpräaentutirerfasiung ,  noch  der  eine  Verantwortlichkeit  der 
Kolonialregierung  gegenüber  dem  Kolonifilparlanient,  ineheeondere  die  Notli- 
wendigkeit  einea  Mtnisterwechsels  bei  Mcinuugsvcntcliiedeniteiten  dei  Uini* 
Bteriams  und  den  i'arlameuta  der  Kolonie,  anerkannt  ist  Vgl.  G.  C.  Lewis^, 
On  Üie  governmeut  of  dependencie«.     London  lä4l. 

*")  Für  das  in  den  englischen  Kronkolonien  d«m  Gouverneur  zugo- 
ordnete  Concil  ist  die  Verfaiuiung  des  Mutterlandes,  in«bc8ondere  deuenj 
Privy  CouDcil,  von  massgebendem  Sinflos»»  gcw6Mn.   Derartige  RQcknchtei 
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sind  in  Kamerun  und  Togo  besondere  b«rathende  Körperschaften 
erriclitet  worden,  welche  dem  kaiserlichen  KommiRsar  in  den 
Angelegenheiteu  ilircä  Bezirks  zur  Seite  zu  »tehen  haben. 

I  In  Kamcrua  knüpft  der  Verwaltungsrath  im  schon  vor  der 
deutschen  Besitzergreifung  vorhandene  Einrichtungen  an.  Es  be- 
stand hier,  hervorgegangen  aus  der  eigenen  Initiative  der  euro- 
päischen Kaufleute,   zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen 

^  Il^ingeborenen  und  Fremden  ein  Court  of  Equitj,  welcher  sich 
unter  dem  Vorsitze  des  englischen  Konsuls  aus  Agenten  der  euro- 

,  päischen  Firmen  und  einheimischen  Häuptlingen  zusammensetzte. 

[Der  Generalkonsul  Dr.  Nachtioal  als  au8.^erordentlicher  kaiser- 
licher KommiH»ar  liess  deu  Court  of  Kquity  nach  der  Besitz- 
ergreifung vorläufig  in  der  bisbeiigen  Weise  fortbestehen,  ordnete 
jedoch  die  Zuziehung  des  kommissarischen  kaiserlichen  Vertreters 

I  KU  den  Berathungen  an,  der,  auch  den  Entscheidungen  des  Court 
of  Equitv  seine  Sanktion  zu  ertheilen  hatte  * ').  Nach  den  Wünschen 
der  deutschen  Kaufleute  sollte  lui  die  Stelle  des  Court  of  Kquitj, 
der  sich  nicht  bewährt  hatte,  zur  Unterstützung  des  Gouverneurs 
bei  der  Verwaltung  und  Rechtsprechung  ein  Kollegium  gebildet 
werden  aus  den  Vertretern  der  dortigen  Firmen,  auch  zwei  eng- 

ilischen  Kaufleutcn ,  einem  Missionar  und  einem  oder  zwei  ein- 
heimischen üäupthngen,  letzteren  mit  berathender  Stimme"*). 
Eine  BetheiÜgxing  des  Kollegiuma  an  der  R«chtsprech(iTig  ist  zwar, 
nachdem  die  Keichsgesetzgebung  da.s  üerichtÄwesen  der  Schutz- 
gebiete anderweitig  geregelt  hat,  ausgeschlossen;  dagegen  ist 
der  Verwaltungsrath  als  beratbendes  Kollegium  bei  der  Verwal- 
tung des  Schutzgebietes  in  der  ursprünglich  bcabsichtigtcu  Weise, 
bestehend  aus  Vertretern  europäischer  Firmen  und,  soweit  ein- 
heimische Verhältnisse  zur  Sprache  kommen,  Häuptlingen  mit  be- 
rathender Stimme,  durch  Verordnung  des  Gouverneurs  von  Kamerun 
gebildet  worden.     Der  Court  of  Equitv  ist  dagegen  aufgehoben. 

'dnd  in  den  deat«clieQ  Schutzgebieten  ni^ht  vorhanden,  der  Verwaltung»- 
rath  ist  netmehr  leUi^^lich  aus  dem  proktiscIiCB  BedürfmHe  der  Kolonial- 
Tenraltung  berrorRe^^gen. 

I  "(  Bericht  des  General konsDls  Dr.  Nachtical   vom   lö.   AuffCKt   1884 

in  dm  SteDOgcaphücbim  Bcncliten  über  die  Vcrhojidlungei)  dce  Reichütoges, 
6.  Legislahirperiode,  1.  Setmion.  18&4/8A.    anlogen.    Berlk  1885.  S.  IIJT. 

")  Aufzeichnung  über  eine  am  25.  September  1884  in  Friedricbsnihe 

Lttattf^fimdeiie  raterreduiiK  dea  Ret cbokan?. lere  mit  den  InUabecn   der  im 

iBiaAagebiet  intere«sirten  Firmen,  abgedruckt  a.  a.  0.,  S.  142. 
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Nach   dem  Vorbilde   des  Verwaltungsraths  för  Kamerun  isfc 
ein  solcher  auch  für  das  Togogebiet  durch  VerordnuDy  des   dor- 
tigen kaiiierlichen  Kommissars  gebildet  worden.   Der  Verwaltungs- 
rath  besteht  hier  aus  drei  Mitgliedern,    welche  von  dem  Kom- 
missar alljährlich   aus  den  Vertretern   der  dortigen  enropäischen 
Firmen   gewühlt   werden,    und  einem   ProtokoUführer.     In    den 
Fällen,  wo  es  sich  um  einheimi^iche  Verhältnisäe  bandelt,  können 
ROch  ein   oder    mehrere    eingeborene    Häuptlinge    oder    sonstige 
Sachverständige  zur  Theilnahme   an  den  Berathungen  zugezogen 
werden.    Der  Verwaltungsrath  steht  in  allen  lokalen  Angelegen- 
heiten  dem  Kommissar  als    berathende  Behörde  zur  Seite.     Die 
zu  erlassenden  Anordnungen  werden,  soweit  sie  sich  auf  die  Ver-^H 
w&Itui^  des  Schutzgebietes  beziehen,  dem  Verwaltungsrathe  zur^^ 
BcgutAchtung    vorgelegt,    wobei  jedoch    die   Entscheidung    dem       , 
Kommissar  vorbehalten  bleibt.  ^H 

Bei  der  Führung  der  Verwaltung  ist  nun  gnmdsätxlich  daran^^ 
festzuhalten,  das»  der  kaiserliche  Kommissar  die  Regierung  des^n 
Landes  mit  Rücksicht  auf  die  Europäer  zu  leiten  und  sich  in  ditf^H 
inneren  Angelegenheiten  der  einheiinischeu  Stämme ,  soweit  es  ^^' 
durch  das  Interesse  der  Europäer  und  dos  Mutterlandes  nicht^^ 
geboten  erscheint,  nicht  eiozumischeu  hat.  ^M 

SämmtUche  seitens   der  kaiserlichen  Behörden  mit  den  ein-      ' 
heimischen  Machthahem  unmittelbar  geschlossenen  Schutzverträg^j 
gewährleisten  dnUHelben  ihre  bisherige  Herrschaft  über  üire  Unter- 
Lhanen  und  ihre  sonstigen  Hechte.     So  enthält  der  Vertrag  mi( 
dem  Köulg  von  Togo  von    1,5.  .Juli    1884-')    die  Erklärung  des 
Königs,   doss  er  sich  unter  den  Schutz   des  Kaisers  stelle,   und, 
diejenige  des  ausserordentlichen   kaiserlichen  Kommissars,    dt 
der  Kaiser  diesen    Schutz   übernehme.      Demnächst    verpflichte! 
sich    der    König    von   Togo ,    keinen  Theil    seines    Gebietes 
Souveränetätsrechten   an   eine    fremde  Macht   oder  Person   abzu- 
treten, Verträge  mit  fremden  Mächten  nur  unter  Zustimmung  de»! 
Kaisers    abzusohliessen.     Die  Deutschen    wprdeu    Hlr    die   meist-] 
begÜJistigte  Nation  erklärt.    Ohne  Zustimmung  des  Kaisers  dOrfea,] 
ferner  von  den  Europäern  keine  anderen  Steuern  und  Abgabea! 
als  die  bisher  ortsüblichen ,  nämlich  ein  Schilling  für  die  Tonne 
PolmkSmer  oder  das  Fass  Palmöl,  zahlbar  an  den  reprösentativea 


"}  Abgedruckt  in  den  Steaoi^r.  Berichten  a.  a.  0.,  S.  135. 
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Ortshäuptling  erhoben  werden.  Die  bisherige  Art  und  Weise  der 
einheimiächen  ZoUeinnehmerfunktionen  soll  nicht  beeinträchtigt 
werden.  Auch  bleiben  die  bestehenden  Handelsverträge  in  Kraft. 
In  deu  Vertrügen  mit  den  Häuptlingen  des  Schutzgebietes 
TOD  Eamemn  sind  denselben  nach  dem  Berichte  des  General- 
konsuls T)r.  Narhtigal  vom  lf>.  August  1884"*)  folgende  Zu- 
geständnisse gemacht: 

1.  Rechte  Dritter  werden  allgemein  vorbehalten. 

2.  Früher  abgeschlossene  Handels-  und  FreundschaflsvertrSge 
sollen  auch  weiterhin  ihre  Geltung  behalten. 

3.  Der  Orund  und  Buden  der  Ortschaften  und  ihrer  Bewohner 
soll  das  JQigenthum  derselben  bleibon. 

4.  Die  Häuptlinge  sollen  ihre  Abgaben  erhoben  dürfen  wie 
bisher. 

5.  In  der  ersten  Zeit  werden  die  Sitten  und  Gebräuche  der 
Kingebnrenen  geachtet  werden  '*). 

Die  Regierung  und  Kechtsprechung  über  die  Eingeborenen 
[ist  auch  hier  den  einheimischen  Häuptlingen  überlassen  worden. 
Aehnliche  Bestinmiungen,  wie  der  Vertrag  mit  dem  König 
von  Togo,  abgesehen  von  denjenigen,  botreffend  die  Besteuerung 
der  Palmenerzeugnisse ,  enthält  der  Vertrag  mit  Bethanien  vom 
28.  Oktober  1884.  Dem  Kapitän  von  Bethanien  wird  auch  hier 
die  Erhebung  der  Einnahmen  und  die  Gerichtsbarkeit  über  seine 
Unterthanen  ausdrücklich  gewährleistet.  Ausserdem  wird  aber 
dem  Kaufmann  Ltlderitz,  bezw.  einer  an  dessen  Stelle  tretenden 
noch  zu  bildenden  Geaellsehaft  gegen  Entrichtung  von  sechzig 
Pfimd  Sterling  jährlich  das  ausschliessliche  Recht  eingeräumt, 
Wege,  Eisenbahnen  imd  Telegraphen  zu  bauen  und  zu  verwalten, 
Minen  zu  graben  und  auszubeuten,  und  Überhaupt  alle  öffentlichen 
Arbeiten  auszuführen.  Schon  hierin  liegt  eine  ÜRbertragung  ein- 
zelner, an  »ich  dem  einheimischen  Herrscher  zustehender  Hoheiis- 
'rechte  an  eine  deutsche  Gesellschaft.  In  noch  ausgedehnterem 
[Masse  hat  eine  solche  Uebertragrmg  in  anderen  Schutzverträgen 
|ettd westafrikanischer  Häuptlinge  stattgefunden. 

Es  ist   dcsshalb   hier  noch  auf  die  Stellung   der   deutschen 


••)  A.  a.  0.,  S.  137. 

'*)  Efl  beiÜQht  sich  dies  haupt«&,chlic;h  auf  die  Sklaverei  and  Vielweiberei. 
B«i  den  fibriRen  Sitten  und  Gcbrilucben  itft  ein  allm&htichea  Abschleifen  im 
Verkehr  mit  Guropftern  zu  erwartet). 


Kolonialgesellscbaft  für  Südwesta&ika   nüher  einzugehen,   deren 
Statut  vom  5.  April  1885  durch  Allerhöchst«  Kabiuetsordre  vom 
13.  April  1885'*)  genehmigt  wurde,  indem  gleichzeitig  die  Ge-^y 
Seilschaft  die  Rechte  einer  juristiBchen  Person  nach  Massgahe  d^^H 
BesUmrourigeu    des    Allgemeineu    Landrechte    erhielt*"').      Nach^ 
dem  Statute   hat  die  GeselLschaO:   den  Zweck,    die  von  F.  A.  £. 
Lüdcribs   in  SUdwestolVika  cm'orbeneu,    unter  dem  Schutze   des 
Deutschen  Reichs  stehenden  Ländereien  und  Rechte  käuflich  z\ 
übemehmeu   und   durch   andere  Erwerbungen   zu  erweit^jrn,    diaj 
Ürundbe»itzuugcn  uodBergwcrk^bcrcchtiguugeudurc-hExpeditionea 
und  Untersuchungen  zu  erforschen,  für  bdußtrielle  und  Handels- 
untemehmun^ren,  sowie  deutsche  Ansiedlungen  vorzubereiten,  ge- 
eignete gewerbliche  Anlagen  aller  Art  dortselbst  zu  machen  und 
zu  betreiben  oder  durch  andere  betreiben  zu  lassen,  das  Privat- 
eigenthum  zu  verwerthen  und  endlich   die    Ausübung   staatliclier 
Hoheitsrechte  zu  übernehmen,  soweit  solche  der  Gesellschafl  für 
itur  Gebiet  übertragen  werden.    Die  Hauptzwecke  der  Gesellschaft, 
Bind  also  kaufmännische  Ausbeutung  und  Verwerthung  der  unt 
deutschem  Schutze  stehenden  südwestafrikanischen  Gebiete, 
weit  die  Gesellschaft  Hoholtsrecbte  von  den  einheimischen  Hei 
schem   erwirbt,    wird  der  Zweck    des  Erwerbs  immer  der  seil 
die  kaufmännischen  Beütrebuugeu  der  Gesellschaft  zu  unterstützen. 
Die   Uebertraguiig  des   Monopols   gewisser  Öffentlicher  Arbeiten 
durch  den  Kapitän  von  Bethanien  ist  das  beste  Beispiel  hierfUr. 
Jedenfalls  können  aber  die  unter  deutschem  Schutze  stehenden 
Häuptlinge   der  Gesellschaft    nicht    mehr  Rechte  übertragen,    als 
sie  gelbst  nocli  haben,   also  Hoheitsrechte  gegenüber  der  einhei-, 
mischen  Bevölkerung,  wülu-eud  ihueu  über  Europäer  keine  Hoheit 
rechte  mehr  zustehen. 

Die  Ausübung  von  Hoheitsrechten  Über  Europäer  hätte  die'' 
sUd westafrikanische  Gesellschaft  nur  erwerben  können  durch  einen 
kaiserlichen   Schutzbrief.     Ein  solcher    ist  üir  jedoch   nicht  za^| 
Theil  geworden.     Die  Gesellschaft  nimmt  daher  in  dem  Schutz- 
gebiete keine  andere  Stellung  ein  als  jedes  andere  grössere  kauf- 


'•)  Abgedruckt  im  Reichminaeiger. 
'  '^J  Nicht  vöUig  klargMtpllt  sind   die  rochüichon  VerhMtmase  der  Gf 
sellsKliaft  in  dem  nouerding«   in  den  .Grcazbolea* .  Jabr^.  4fi,  2.  Qt 
S.  2^4 — 264  erschieiii^neD   kleineo  Aafsatxe:    .Die  deuteeben  Schntzgel 
uad  ihre  ItechtsTerhüitnisse.* 
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männische  Unternehmen,  sie  hat  einen  durchaus  privaten  Cha- 
rakter. Sofern  ihr  dagegen  die  einheimischen  Herrscher  Hoheits- 
rechte  abgetreten  haben,  ist  Kie  an  die  Stelle  der  betreffenden 
Häuptlinge  getreten  und  steht  als  deren  Hechtsnachfolgerin  in 
demselben  Verhältnisse  zu  den  kaiserlichen  Behörden  wie  die 
einheimischen  Häuptlinge.  Die  Stellung  von  SUdwcstafrika  als 
Kronschutzgebiet  wird  jedenfalls  durch  das  Beatehen  der  (feseli- 
schaft  in  keiner  Weise  berührt 

Die  deutschen  OeselUchaftsschutzgebiete  sind  entstanden  in 
unzweifelhafter  Nachahmung  der  älteren  englischen  Charter- 
colonies,  insbesondere  ist  das  Beispiel  der  englisch- ostindischen 
Kompanie  Ton  entscheidendem  Einflüsse  gewesen. 

Der  Reichskanzler  apra<:h  in  Reiner  Reichstagsrede  vom 
26.  Juni  1884  über  den  Plan  sich  dahin  aus:  „Es  sollen  ihnen  (den 
kolonialen  Unternehmern)  die  Vnrtheile  der  Royal  Charters  ge- 
währt werden,  unter  Hinblick  auf  die  ruhmreiche  Laufbahn, 
welche  die  englische  Kaufmannschaft  bei  QrUndung  der  ostindi- 
schen Kompanie  zurückgelegt  hat.   Den  Interessenten  der  Kolonie 

isoU  das  Regieren  derselben  im  wesentlichen  Überlassen  und  ihnen 
nur  ftlr  Europäer  die  Möglichkeit  europäischer  Jurisdiktion  und 
desjenigen   Schutzes    gcwilhrt    werden,     den   wir   ohne   stehende 

I Garnisonen  dort  leisten  künnen.  Ein  Vertreter  des  Reichs,  ein 
Konsul,  wird  die  Autorität  des  Reichs  M'alireu  und  Beschwerden 
entgegennehmen,  Handelsgerichte  werden  weitere  Streitigkeiten 
cnt«cheiden.  Nicht  Provinzen  sollen  gegründet  werden,  sondern 
Unternehmungen  mit  einer  Souveränetät,  welche  dem  Reiche  lehn- 
bar bleibt;  Uire  Fortbildung  bleibt  im  wesentlichen  den  Unter- 
nehmern überlassen." 

I  Abgesehen  davon ,    dass   dieses  Programm    für   die  jetzigen 

Kronschutzgebiet«  nicht  durrliftlhrbar  war,  hat  es  auch  sonst  in 
den  wichtigsten  Punkten  bei  der  praktisclien  Durchfiihrung  Ab- 
änderungen erfahren  müssen.  Schon  die  Anknüpfung  der  deutschen 
Kolonialgesellschaften  an  die  ostindisrhe  Kompanie  bendit 
mehr  in  der  idealen  Anschauung  als  in  wirklicher  Nachalunung. 
Denn  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Kolonisationsgesell- 
scbaflen  ist  eine  durchaus  andere ,  als  die  der  meisten  älteren 
Gesellschaften  war. 

Die  englisch-ostindische  Kompanie,  wie  ihre  Nebenbuhlerin, 
die  niederländische,  sind  im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  ent- 
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standen,  lediglich    ztim  Zwerke   des  Handelsbetriebe!«   nach  Ost- 
indien.    Seitens  des  Mutterlnndes  wurde  diesen  Hnndelskompanien 
das  Uandelsmuiiopol  in  geographisch  bestimmtem  Umfange   ver- 
liehen.  Ad  da.s  Uandebmonopol  schlössen  sich  die  übrij^n  Rechte, 
welche  beide  Kompanien  nach  und   nach  erworben,  wie  die  Be- 
fugniss,  ihre  Handlungsdiener  im  Auslände  selbst  zu  nebten,  mit 
den  ostindischen  Fürsten   zu  verhandeln,    schliesslich  Territorien  ^ 
für  sich  zu  erwerben,  Truppen  zu  halten  und  Krieg  mit   nicht* ^| 
christlichen  Mächten  zu  führen  "*).     Der  territoriale  Erwerb  und  ^^ 
die  Kolonisation  war  nicht   der  Zweck   der  Kompanien,   sondern 
nur  eine    allerdings    noth wendige  Folge  ihres  Handelsmonopols. 
AJs  dieses  aufhörte,  wurden  dio  Kompani(;ii  zwar  lediglich  Kolonial- 
besitzerinncu,  ulleiu  dio  ursprüngliche  öteUimg  als  Hundelsgesell- 
schaften  wirkte  doch  imuierhiu  noch  in  mannigfacher  Weivü  aul 
Verfassung  und  Verwaltungspraxis  in  den  Kolonien  ein. 

Eher  lassen  sich  die  deutschen  Gesellschatten  mit  denjenigen 
englischen  vergleichen,  welche  im  Anfange  des  1 7.  JahrhundertÄ 
für  Nordamerika  gegründet  wurden,  namentlich  den  beiden  1606 
von  Jakob  II.  privUegirten  Gesellschaften  der  Ixfndon-Advenlurers 
und  der  Plymouth-Adventurers,  beide  für  die  Kolonisation  von 
Nordamerika  bestimmt.  Der  Zweck  derselben  war  jedoch  eben-'' 
falls  weniger  die  Verwaltung  und  wirthschafUiche  Ausbeutung' 
der  erworbenen  Gebiete  seitens  der  Gesellschaften  als  die  üeber- 
fUhrung  von  Kolonisten  aus  dem  Mutterlande,  also  die  Begrün- 
dung von  Ackerbaukolonien.  Hieran  schloas  sich  allerdings 
schliesslich  ebenso  eine  Kolonial  Verwaltung  an  wie  an  das  Handels- 
monopol der  ostiudischen  Gesellschaften. 

Die  Rechtsstellung  der  deutj^hen  Gesellschaften  ergibt  sick>1 
vielmehr,  ohne  da.'fs  man  auf  die  Geschichte  der  älteren  Gesell- 
scbaftcD  einzugchen  brauchte,  aus  den  Schutzbriefen,  die  desshalb 
hier  angettlhrt  werden  müssen.  Der  Schutzbrief  der  GesoUschafl 
für  deutsche  Kolonisation,  jetzigen  deutsch- ostafrikanischen  Gesell- 
schaft lautet  in  der  durch  den  Reichsanzeiger  veröffentlichten 
Fassung: 

Kaiserlicher  Seh u (abrief 
für  die  Gesellschaft  für  deutliche  Kolonisation. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König       ij 
TOD  Proussen  etc.,  thun  kund  und  ttigen  hiermit  za  wissen:         ^M 

")  Vgl.    über   die    Eatwicblong    ilieser    Kompanien     im    einzelnea 
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idcm  die  derzeitigen  Vorsitzenden  der  .tiescllschaft  für 
deutsche  Kolonisation",  Dr.  Karl  Peters  und  Unser  Kunimorherr 
Felix,  Graf  Behr-Bandelin,  üusern  Schutz  für  die  Gebietserwer- 
bungen  der  Ge«eUachafl  in  Ostafrika,  westlich  von  dem  Reiche 
des  Sultans  von  Zanzibar.  auK^erhuIb  der  Oberhoheit  anderer 
Mächte,  nachgesucht  und  Un^  die  von  besagtfi'm  Dr.  Karl  Peters 
zunächst  mit  den  Ilerrscbern  von  Ueagara,  Nguru,  U»eguha  und 
Uk&mi  im  November  und  Dezember  v.  J.  abgeschlossenen  Ver- 
trüge, durch  weiche  ihm  diese  Gebiete  tUr  die  deutsch«  Koloni- 
sationsgosollschatl  mit  den  lichten  der  Luudeshoheit  abgetreten 
worden  sind,  mit  dem  Ansuchen  vorgelegt  haben,  diese  Gebiete 
unter  ünsre  Oberhoheit  zu  stellen,  «>  bestätigen  Wir  hiermit, 
dafifi  Wir  diese  Oberhoheit  angenommen  und  die  betreffenden 
Gebiete,  vorbehaltlich  Unsrer  Eiit'^chÜe.si^uogen  auf  Ginn d  weiterer 
Uns  nachzuweisender  vertrag^määsiger  Erwerbungen  der  Gesell- 
schalY  oder  ihrer  ßccht-snachf olger  in  jener  Gegend,  unter  Unseru 
Kaiserlichen  Schutz  gestellt  haben. 

Wir  verleihen  der  besagten  Gesellschaft  unter  der  Bedingung, 
dass  sie  eine  deutsche  Gesellschaft  bleibt,  und  das-a  die  Mitglieder 
des  Direktoriums  oder  der  sonst  mit  der  Leitung  betrauten  Per- 
sonen Angehörige  des  Deutschen  Reiches  sind,  sowie  den  Kechts- 
nachfolgeru  dieser  GetieUschafl,  unter  der  gleichen  Voraussetzung, 
die  Befugni.ts  zur  Ausübung  aller  nus  den  Uns  vorgelegten  Vor- 
trägen tiicasenden  Uechte ,  einscliliessiich  der  Gerichtsbarkeit, 
gegenüber  den  Eingeborenen  und  den  in  diesen  Gebieten  sich 
niederlajssenden  oder  zu  Handels-  und  andern  Zwecken  sich  auf- 
haltenden AngtihtSrigen  des  Keichs  und  anderer  Nationen,  unter 
der  Autsicht  Unsrer  Uegierung  und  vorbuhaltlich  weiterer  von 
Uns  zu  erlassender  Anordnungen  und  ErgUnzungtin  dieses  Unsres 
Schutzbriefos. 

Zu  Urkund  dessen  haben  Wir  diesen  Schntzbriof  HRchst- 
eigenhändig  vollzogen  und  mit  Unserm  Kaiserlichen  Insiegel  ver- 
sehen lassen. 

Gegeben  Berlin,  den  27.  Februar  1885. 

(L.S.)  (gez.)  Wilhelm. 

v.  Bismarck. 


Röscher  acd  Juckascu,  Koloaic-n,  Kotonialpolitik  und  AuKn-andenuiff.  3.  AaQ. 
Leipuig  1885,  Ö.  251  ff. 
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Der  Schutzbrief  der  Ncu-Quinea-Eompanie  für  ihre  Gebiete 
im  nordöstlichen  Neu-Ouinea  und  den  davor  liegenden  Inseln  h; 
folgenden  Wortlaut: 

Kaiserlicher  Sclnitzbrief 
für  die  Neu- Guinea- Kompanie. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden   Deutscher  Knifter,  KQnig 
von  Preussen  etc.,  tliun  kund  und  fUgen  hiennit  zu  wissen; 

Nachdem  Wir  im  August  1884  einer  Gemeinschaft  von  Reichs- 
angehörigen,  welche  inzwischen  den  Namen  ,Neu-Guinea-Kompanie' 
angenommen  hat,  itir  ein  von  derselben  eingeleitetes  Kolonial- 
unternehmen auf  Inseigebieten  im  westlichen  Theile  der  BUdsee, 
welche  nicht  unter  der  Oberhoheit  einer  anderen  Macht  üteben 
Unsem  Schutz  verheissen  hatten ;  nachdem  diese  Kompanie  durch 
eine  tou  ihr  ausgerüstete  Estpedition  in  jenen  Gebieten  unter  der  ^ 
Kontrolle  Unaers  dortigen  Kommissars  HUfen  und  Küstenstreckea^| 
zum  Zwecke  der  Kultur  und  zur  Errichtung  von  HandolRniederlas-  ^i 
sungen  erworben  und  in  Besitz  geuommen  bat,  und  demnächst  auf 
Unsem  Befehl  diese  Gebiete  durch  Unsre  Knegsschiflfe  un 
Unsern  Schutz  gestellt  worden  sind;  nachdem  die  beiden  deutschen 
Handelshäuser,  welche  in  einem  Theile  jener  Gebiete  schon  früher 
Faktoreien  errichtet  und  Grundeigeuthum  erworben  hatten,  der  , 
Kompanie  beigetreten  sind,  und  nachdem  die  Kompanie,  rechtlich^! 
vertreten  durch  Unsern  Geheimen  Koramerxienrath  Adolph  von  ^^ 
Uansemann,  nunmehr  angezeij^  hat,  dass  sie  es  Übernehme,  die 
zur  Förderung  des  Handels  und  -der  wirthschaftlichen  Nutzbar-! 
machung  des  Grundes  und  Bodena,  sowie  zur  Herstellung  und  Be- 
festigimg eines  friedUchen  Verkehrs  mit  den  Eingeborenen  und 
zu  deren  Civilisirung  dienlichen  stnatliclien  Einrichtungen  auf  , 
ihre  Kosten  zu  tretfcn  und  zu  erhalten,  auch  damit  den  Antrag^f 
verbunden  hat,  dass  ihr  ziu-  Erreichung  dieses  Zwcrkes  durch ^^ 
einen  Kaiserlichen  Schutzbrief  das  Recht  zur  Ausübung  landes- 
hobeiUicher  Befugnisse  unter  Unsrer  Oberhoheit  zugleich  mifel 
dem  ausschliesslichen  Recht,  unter  der  Oberaufsicht  Unsrer  Re-1 
gierung  herrenloses  Land  in  Besitz  zu  nehmen  und  darüber  zu 
verfügen  und  Verträge  mit  den  Eingeborenen  Über  Land  und 
Grundberechtigungen  abzuschliesson,  verliehen  werden  möchte:  ^| 
So  bewilligen  wir  der  Neu -Guinea- Kompanie  diesen  Unsem  ^^ 
Schutzbrief  und  bt^stäiigtfn  hiermit,  dass  Wir  über  die  betreffenden 
Gebiete  die  Oberhoheit  Ubemommeu  haben. 


I 


Diese  Gebiete  sind  die  folgeoden: 

1.  Der  Theil  des  FesÜaudes  von  Neu-6uinea,  welcher  nicht 
unter  engliBcher  oder  niederländiäcbcr  Oberhoheit  steht.  Dieses 
Gebiet»  welches  Wir  auf  Antrag  der  Kompanie  ,Kaiser-WilheIius- 
Land*  zu  nennen  gestattet  haben,  erstreckt  sich  on  der  Nordost- 
küste  der  Insel  vom  141.  Grade  östlicher  Länge  (Greenwich)  bis 
zu  dem  l'unkte  in  der  Nähe  von  Mitre  Rock,  wo  der  achte  Grad 
sQdlicher  Breite  die  Küste  schneidet,  und  wird  nach  Süden  und 
"Westen  durch  eine  Linie  begrenzt,  welche  zunächst  dem  achten 
Breitengrade  bia  zu  dem  Punkte  folgt,  wo  derselbe  vom  147.  Grade 
SeÜicher  Länge  durchnchnitlen  wird,  dann  in  einer  geraden  Linie 
in  nordwestlicher  Richtung  auf  den  Schneidepunkt  des  .sechsten 
Grades  südlicher  Breite  und  des  144.  Grades  üstlicher  Länge  und 
weiter  in  westnordwestlicher  Uichtung  auf  den  Schneidepunkt  des 
fllnüen  Grades  südlicher  Breite  und  des  141.  Grades  öetUcher 
Länge  zuläuft  und  von  hier  ab  noch  Norden  diesem  Längengrade 
folgend  wieder  das  Meer  erreicht. 

2,  Die  vor  der  KOste  dieses  TheÜes  von  Neu-Guinea  liegen- 
den Inseln,  sowie  die  Inseln  des  Archipels,  welcher  bisher  als 
der  von  Neu-Britannieu  bezeichnet  worden  ist  und  auf  Antrag 
der  Kompanie  mit  Unsrer  Kriuächtigung  den  Numcn  ,Bismarck- 
Archipel'  tragen  soll,  und  olle  anderen  nordöstlich  von  Neu- 
Guinea  zwischen  dem  Aoquator  und  dem  achten  Grade  südlicher 
Breite  und  z\vi3cheD  dem  141.  und  154.  Grade  östlicher  Länge 
liegenden  Inseln. 

Ingleichen  verleihen  Wir  der  besagten  Kompanie .  gegen 
die  Verpflichtung,  die  von  ihr  Übernonmieuen  staatlichen  Kin- 
ricbtungen  zu  treffen  und  zu  erhalten,  auch  die  Kosten  fUr  eine 
ausreichende  RechtapÖege  zu  bestreiten,  hiermit  die  entsprechenden 
Rechte  der  Landeshoheit,  zugleich  mit  dem  ausschliesslichen 
Recht,  in  dem  Schutzgebiet  herrenloses  Land  in  Besitz  zu  nehmen 
und  darüber  z«  Terfügen  und  Verträge  mit  den  Eingeborenen 
über  Land  und  Gruudberechtigtmgeü  abzuschliessen,  dies  alles 
unter  der  Oberaufsicht  Unsrer  Regierung,  welche  die  zur  Wah- 
ning  früherer  wohlerworbener  Eigenthumsrechte  und  zum  Schutz 
der  Eingeborenen  erforderlichen  Bestimmungen  erlassen  wird. 

Die  Ordnung  der  Rechtspflege,  sowie  die  Regelung  und 
Leitung  der  Beziehungen  zwischen  dem  Schutzgebiete  und  den 
fremden  Regieningen  bleibt  Unsrer  Regierung  vorbehalten. 


Wir  verhebiHen   und   befelilen  hiennit,   dass  Uiisre  Beamtet^ 
uud  Offiziere   durcli   SchutK  und  UutcrätUtzung   der  Gesellschaft 
und  ihrer  Beumtcn  in  allen    gesctzhchen  Dingen  diesen  Unsem^ 
Scbntzbrief  zur  Ausführung  brinj^n  werden. 

Diesen    Ünsem  Kaiserlichen  Schutzbrief  gewähren  Wir   der' 
Neu-Guinea*Eompanie   unter  der  Bedingung,    das»   dieselbe  bis-, 
späteatcnn  ein  Jabr  vom  heutigen  Tage  ab  ihre  recbtlicben  V< 
höltniääc  nach  Massg&bo  der  deutschen  Gesetze  ordnet,  dass 
Mitgbeder   ihres  Voratandes  oder   die  sonst  mit  der  Leitung  be-^ 
trauten  Personen  Angehörige   des  Deutschen  Kelches  sind,    und 
unter  dem  Vorbehalt  späterer  Krgünzungeu  dieses  Uusers  Schutz- 
briefes und  der  von  Unsrer  Regierung  zu  seiner  Ausführung  zu 
erlassenden  Bestimmungen,  sowie  der  in  Ausübung  Unsrer  Ober- 
hoheit über  das  Schutzgebiet  ferner  zu  treffenden  Anordnungen, 
zu  deren  Befolgung  die  Kompanie  bei  Verlust  des  Anspruchs  auf 
Üusern  Schutz  verpflichtet  ist. 

Zu  Urkuud    dessen   haben   Wir  diesen  Unseru   Schutzbi 
Hochsteige  nhändig  vollzogen   und  mit  Unserm  Kaiserlichen 
Siegel  versehen  lassen. 

Gegeben  Berlin,  den  17.  Mai  1885. 
(L.  S.)  (gez.)  Wilhelm. 

von  Bismarck. 

Der  erste  Abschnitt  beider  Schutzhriefe  ist  deklaratorisch« 
Natur.    Kr  enthält  die  Erklärung,  dass  der  Kaiser  die  Oberhoheit 
aber  die  seitcus  der  Organe  der  GcscUschafl  in  Besitz  genom^ 
menen  Gebiete  flbernehme.    Die  Gebiete  werden  soweit  als  mi^' 
lieh  nach  Umfang  und  Grenzen   bestimmt.     In  dem  ersten  Ab- 
schnitt des  SchutÄhriets  der  Neu-Guinoa-Kompanie  ist  ausserdem 
noch  der  von  der  Gesellschaft  gestellte  Antrag  angttgeben.    Der 
ostairikanischen  Ge^ellscbaft   wird   demuiichst   vertiehtu   die  Her-, 
fiigniss  zur  Ausübung   der  aus    den   vorgelegten  Verträgen 
den  Eingeborenen  fliessenden  Hechte,  einscltüesslich  der  Gericht 
barkeit  gegenüber  den  Eingeborenen  und  den  in  diesen  Gebieten^ 
sich  niederlassenden  oder  zu  Hand<'ls-  und  anderen  Zwt^cken  sich.^! 
aufboltcnden  Augehörigen  des  Reichs  und  anderer  Nationen.    D«^H 
Neu-Quinea- Kompanie,  welch«  es  übernommen  hat,  die  zur  För- 
derung des  llandels  und  der  wirthschuftüchen  Nutzbarmachung 
des  Grundes  und  Bodens,  sowie  zur  IIer.stelIuDg  und  Befestigung 
eines   friedlichen  Verkehrs  mit  den  Eingeborenen  und  zu  deren 
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iCiviliairung  dienlichen  staatlidten  Einriclilungen  auf  ihre  Kosien 
zu  treffen,  sowie  die  Kosten  flir  eine  ausreichende  Rechtspflege 
zu  bestreiten,  werden  dagegen  die  diesen  VerptUchtungen  ent- 
sprechenden Rechte  der  Landeshoheit  Übertragen.  Daran  ge- 
knöpft ist  das  ausschliessliche  Recht,  in  dem  Schutzgebiete  herren- 
loBCs  Land   in  Besitz   zu  nehmen   und   dartlber  zu  TerfÜgen   und 

I Verträge  mit  den  Eingeboreneu  Über  Land  und  Grundh<frech- 
tigungen  abzumchli essen.  Die  Uebertragung  dieser  Reeht«  ist  bei 
heiden  Geaellschafteii  an  zwei  Voraussetzungen  geknüpft.  Die 
OeseUschafl  mutjs  eine  deutsche  bleiben,  d.  h.  ihre  Verhältnisse 
müssen  nacli  Massgabe  der  deutschen  Gesetze  geordnet,  und  die 
Mitglieder  des  Vorstandes  wie  die  sonst  mit  der  Leitung  be- 
trauten Personen  müssen  deutsche  Reichsangehörige  sein.  Der 
in  den  Schutzhrief  ftlr  die  Neu-Guinea-Kompanie  noch  aufge- 
Inomraene  Vorbehalt,  daas  die  Ordnung  der  Recht-spApge  sowie 
jdit*  Regelung  und  Leitung  der  Beziehungen  zwischen  dem  Srhulz- 
gebieti!  und  den  fremden  Regieruugeu  Sache  der  kaiserlichen 
Regierung  bleibt,  ist  eigentlich  etwas  Selbstverständliches.  Denn 
die  Ordnung  der  Rechtspflege  liegt  schon  in  dem  Vorbehalte 
weiterer  Anordnungen,  die  Regelung  und  Leitung  der  auswärtigen 
[Beziehungen  in  der  Uebernahme  der  Oberhoheit  enthalten. 

Für  das  rechtliche  Verhältnias  des  l{«icheK  zu  den  Gesell- 
schaften und  deren  Resitzuugen  ergeben  sich  hieraus  im  einzelnen 
folgende  Rechtsgrundsätze.  Die  SouYcränetät  steht  auch  in  den 
GeaellschafUschutzgebieten  voll  und  ganz  dem  Kaiser  zu,  letzterer 

ttat  uic*ht  etwa  die  Stt^lhmg  eines  Suzeräns,  während  die  innere 
Staatsgewalt  den  Gesellachaften  gebührt.  Ein  solches  Verhältnis« 
war  nach  der  bereits  angeführten  Hede   des  Reichskanzlers  vom 

120.  Juni  1884  zwar  in  Aussiebt  genommen,  ist  jedoch  bei  der 
endgültigen  Gestaltung  der  rechtlichen  Beziehungen  thatsnchlich 
nicht  zur  Durch tXlhruug  gelangt.  Denn  in  den  Schutzbriefen  ist 
die  Uebernahme  der  Souveränetat  durch  den  Kaiser  ohne  jede 
Einschränkung  zu  Gunf;teu  der  Ge«:ell Schäften    enthalten,    es  ist 

I ihnen  keine  halbsoux'eräue  Stellung  Übertragen.  Insbesondere 
haben  die  Gesellschaften  nicht  das  Hecht  der  Gesetzgebung.  AUe 
Anordnungen,  die  sie  treffen,  müssen  sich  innerhalb  der  durch 
das  Landesrecht  gezogenen  Schranken  halten.  Dieses  Landes- 
recht ist  fUr  Ki-onschutzgebiete  wie  fUr  GeHellschai'tsschutzgebiete 
in  gleicher  Weise  gegeben  durch  dos  Gesetz  Tom  17.  April  1886. 

Arctiiv  für  efTcnlliclifii  K^cbt,  11.  1.  3 
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Eine  Abänderung  des  Landesrechts   kann  auch 

gäbe  dieses  Gesetzes,  also  durch  die  ReichsgeseUgebung 

Uebertrageu  ist  den  Gc3ell:$chaften  nur  die  vollziehende  Ge- 
walt, ausgenommen  auf  dem  Gebiete  dos  Auswärtigen,  also 
innere  Verwaltung  'm  ihrem  weitesten  umfange  einschliesslich 
der  Rechtsprechung  unter  Oberaufsicht  der  kaiserlichen  Regierung, 
Die  GeselUchaften  sind  also  lediglich  die  Organe  des  Reiches 
die  innere  Landesverwaltung,  die  ihre  Rechte  wieder  auf  andere 
Orgaue  Übertragen  können.  Es  ist  ihnen  nicht  die  Ausübung 
einzelner  Hoheitarechte,  sondern  der  gesammten  inneren  Landen- 
Verwaltung  verliehen  worden. 

Dem  modenien  Staatsrei:hte  ist  eine  sokhe  Stellung  einz 
Korporationen  ziemlich  fremd  geworden,   indem   die  volkswirth- 
schaitliche   Entwicklung  mehr  und  mehr  zur  Vereinigung  aller 
Hoheitsrccbte  in  der  Band  des  Staates   und  zur  Ausübung  der- 
selben  durch    einzelne,    dem    Staate   unmittelbar   verantwortliche 
Beamte  gedrängt  hat.    Wir  brauchen  aber  nur  in  unsere  eigene 
geschichtliche  Vergangenheit    etwas   zurückzugreifen,    um   Ana- 
h)gien  für  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Kolon ialgesellschaften 
m  Menge  zu   Hudeu.     Die  deutscheu  Städte  des  Mittehüters,  ja^j 
in   gewissem  Sinne  bis  Ende   des  18.  Jahrhunderts  waren  aucl^H 
nur  korporative  Vereinigungen,  denen  die  Au.sübung  der  landes-^^ 
hoheitlichen  Recht«  ftlr  ihr  Gebiet  Übertragen  war.    Die  Stellung 
der  Klüster  und  geistlichen  Stifter  war  eine  ähnliche.    Vor  allem 
ist  eine  der  grossartigst eu  Leistungen  auf  den»  Gebiete  der  Koloni- 
sation im  Mittelalter,  die  Eroberung  und  Germanisirung  Preussens, 
durch  eine  Gcnos-senschaft  erlulgt,  die,  wenn  man  von  dem  geist-! 
lichea  Momente  absieht,  den  modernen  Kolon isationsgesellschaften 
oft  bis  auf  die  kleinsten  Züge  gleicht. 

In  den  Schutzgebieten  haben  die  unentwickelten  volkswirth-^j 
schaftlichen  Verhältnisse  entsprechende  Bildungen  hervorgebracht,] 
Die  Koicnialgeseilsc haften   haben  wie  einst  jene  mittelalterlichen 
Korporationen  die  innere  Verwaltung  ihres  Gebietes   zu   führen. 
Die  Unterscheidung,    die   in   den    beiden  Schutzbriefen   zwischen 
den    der    ostafrikanischen    Gesellschaft    verliehenen    Regierungs- 
rechten und  deueu  der  Ncu-Guiuea-Koinpanie  gemacht  wird,  ist 
nur  eine  scheinbare.     Denn   durch   die   Vertrüge   mit    den  eb-  j 
geborenen  Ilerrschem^   auf  welche  in  dem  Schutzbriefe  der  osi-^^l 
afrikanischen  Gesellschaft  Bezug  genommen  wird,  hat  diese  nicht  ^ 
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mehr  und  nicht  weniger  Rechte  erworben,  als  in  dem  Schub- 
briefe der  Neu-Guinea-Korapanic  einzeln  aufgezählt  sind.  Letztere 
Auferthlung  war  jedoch  erforderlich ,  da  bei  der  Besitzergreifung 
des  Gebietes  der  Neu-Guinea-Kompauie  vorher  keine  Verträge 
mit  den  Eingeborenen  geschlossen  waren,  auf  diese  also  auch 
nicht  Bezug  genommen  werden  konnte. 

Zur  Verwaltung  ihrer  Gebiete  haben  die  Gesellschaften  ihrer- 
seits  Beamte  zu  bestellen.  Die  Neu-Guinea-Kompanie  hat  be- 
kanntlich als  obersten  Verwalttingschef  ftlr  das  Kaiser- Wilhelms- 
Lond  und  den  Bisniarck-Archipel  einen  Landeshauptmann  ernannt, 
während  ftlr  die  ostafrikanischen  Gebiete  eine  feste  Verwallungs- 
organisation  noch  nicht  geschaffen  ist  In  beiden  Gesellschafts- 
schutzgcbietcn  wird  sich  jedenfalls  die  untere  Verwaltung,  die 
eich  hier  auch  Ober  die  Eingeborenen  erstreckt,  an  die  theils 
schon  bestehenden,  theils  noch  zu  gründenden  Stationen  an- 
schliessen,  deren  Vorsteher  als  die  natflrliehen  Behörden  des  zu 
der  Station  gehürencleu  Gebieten  erscheinen. 

Die  innere  Verfassung  der  Kolonialgesellsohaflen  gehört  nicht 
in  das  Staatsrecht,  sondern  ist  privatrechtlicher  Natur.  Die  Ge- 
ichaften  können  Kori)oratious rechte  haben,  wie  dies  z.  B.  bei 
Neu-Guinea-Kompanie  der  Fall  ist,  oder  nicht,  wie  das  Bei- 
spiel der  deutsch-ostafrikaniscben  Gesellschaft  zeigt.  Unbedingt 
erforderlich  ist  nur,  liass  die  Gesellschaft  auf  ihren  Namen  Rechte 
erwerben  und  sich  verpflichten  kann.     Es  ergibt  sich  die»  schon 

[daraus,  dass  die  Oesellschafl  nicht  nur  ein  staatsrechtliches  Organ 
fUr  die  Verwaltung  des  Schutzgebietes ,  sondern  auch  ein  Ver- 
aiögenssubjekt  ist,  indem  sie  die  Kosten  der  Verwaltung  be- 
streiten muss.  In  welcher  Form  die  Gesellschaft  der  Forderung, 
Vermdgenssubjekt  zu  sein,  gerecht  wird,  ist  jedoch  lediglich  eine 
Frage  des  Privatrechts. 

Die  oberste  Verwaltung  des  Mutterlandes  über  die  Schutz- 
gebiete, sowie  die  Aufsicht  über  die  Kolon isationsgesellschaflen 
wird  durch  den  Reichskanzler,  zur  Zeit  speziell  durch  das  aus- 
wärtige Amt  ausgeübt. 

'  Wie   den   kaiserlichen  Koramissaren   der  Schutzgebiete    von 

Kamerun  und  Togo  die  Verwaltungsrüthe,  so  steht  dem  Reichs- 
kanzler als  berathendes  Organ  und  Vertretung  der  Interessenten 
dos  Syndikat  ftlr  Westafrika    in  Hamburg  zur  Seite.     Dasselbe 

[ist  vne  schon  aus  dem  Namen  hervorgeht,  lediglich  fttr  die  west- 
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B&ikanischen    Schutzgebiete   von  Kamerun   und  Togo  bestimmt 
Die  erute  Auregung  dazu  wurde  in  der  um  25.  September  1884' 
stattgefundeueu  Unterredung  des  Reichskanzlers  mit  den  Inhabern 
der  im  Biafiragebiete  interessirten  Firmen  gege>>eii'*).   Es  wurde 
damals  die  Bildung  eines  Syndikats  in  Hamburg  zum  Zwecke  dea^tf 
VerkehrÄ  mit  der  Reicbsregierung  in  Aussicht  genommen.    Durch ^^ 
Vermittlung    deäselben    KoUtea    die    Wünsche    und    Anträge    der 
einzelnen  Firmen    in   allen    zur  Entscheidung   durch  da»   Keicl 
stehenden  Fragen  der  Regierung  vorgetragen  werden.    Ausserdem! 
sollte   fiirh    (lau  Syudikitt   auf    Erfordern    des   auswärtigen  Amtes' 
gutachtlich  Über  neue  Ein  rieh  tmigen    und  Anordnungen  der  Be-I 
amten  zu  äussern   haben.     Diesem  Plane   eutt;prechend  ist  daa< 
Syndikat  demnächst  mit  dem  Sitze  zu  Hamburg  als  eine  Art  in-j 
ländischer  Handelskammer  itlr  Westairika  begründet  worden. 

Wir    konunec    jetzt    auf    die    Einzelgebiete    der    Kolonial- 
verwaltung.    Hier   scheidet   zunächst   aus   daa   Gebiet    des   Aus- 
wärtigen.   Eine  R.egelmig  uud  iiundhabung  der  auswärtigen  An-  ^r 
gelegeufaeiteu  hat  zum  Gegenstande  lediglich  das  Verhältnias  de4^| 
Inlandes  zu  anderen  Staaten,  also  die  völkerrechtlichen  Beziehungen      i" 
der  Staaten   zu   einander.     "Wie   aber   bereits   ausgeführt  wurde^^J 
sind  die  deutschen  Schutzgebiete  völkerrechtlich  Inland.   Die  aus-^f 
wärtigen  Angelegenheiten  der  Schutzgebiete  können  daher  durch 
keine   andereu    Behörden    verwaltet   werden,    als    durch   die   zu- 
Htändigen  Organe   des  Mutterlandes.     Der  SchutzUrief  der  Neu- 
Guinea-Kompnnie  enthält  daher  ausdrücklich  den  selbst  verstand" 
liehen  Grundsatz,  dass  die  Regelung  und  Leitung  der  Beziehungen 
zwischen  dem  Schutzgebiete  und  tremden  Regierungen  der  kaiser- 
lichen Regierung  vorbehalten  bleibt. 

Das  Gebiet  des  Kriegswesens  ist  dagegen  der  Hauptsache 
nach  nicht  verschieden  von  anderen  Gebieten  rier  inneren  Landes- 
verwaltung. Ed  kommt  hier  wieder  der  staatsrechtliche  Grund- 
satz zur  Geltung,  dass  die  Schutzgebiete  im  Verhältniss  zum 
Reiche  Ausland  sind.  Den  Schutzgebieten  wird  daher  durch  die 
Wehrmacht  des  Mutterlandes  derselbe  Schutz  gegen  äussere  und 
innere  Feinde  zu  Theil,  wie  einzelnen  Reicbsangehörigen  im  Aus- 


*•]  Vgl.  die  AnfzwchDiing  Über  dip»e  Unterredung  in  t!en  Stenogmphi- 
Bcbcn  Bericlitcn  über  die  Verhandlungen  dt»  BeiuhstageB ,  Ü.  Lt^latar 
Periode,  1.  SuesJon  1884/8.<>.    Anlagen.    Berlin  1885,  8.  142. 
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lande,  sofern  der  Schatz:  der  CivilbeliÖrden  nicht  ausreicht.  Auch 
in  jeder  anderen  Beziehimjf  j^elteu  die  Schutzgebiete,  wns  die 
Kriegsboheit  anbetrifft,  als  Aunland.  Die  MititärgeRctzgebun^  des 
Reichs  Rteht  in  den  Schutzgebieten  nicht  in  Kraft.  Die  Ein- 
wohner der  Schutzgebiet«  alu  solche  unterliegen  keiner  Wehr- 
pflicht irgend  welcher  Art.  Die  Reichsangehörigon,  welche  sich 
dort  aut'haltc'u  und  in  militärpflichtigem  Alter  steheu,  haben  sich 
gleich  allen  anderen  sich  im  Auslande  aufhaltenden  Deutschen  zur 
Ableistung  ihrer  Wehrpflicht  gemiisü  den  deutschen  Reicksgesetzen 
in  das  Reichsgebiet  zurückzubegeben.  Die  Leistung  der  Wehr- 
pflicht in  den  Schutzgebieten  ist  schon  desshalb  unmöglich,  weil 
das  Reich  in  denselben  keine  öamisonen  hält. 

Obgleich  die  MiHtärgeset^gebung  des  Reiches  auf  die  Schutz- 
gebiete keine  Anwendung  findet,  besitzen  ditwelben  doch  auch 
kein  eigenes  MilitÄrrccht.  Sie  sind  ohne  jedes  Militär  und  ledig- 
lich auf  den  Schutz  des  Reiches  angewiesen.  Der  weiteren  Ent- 
wicklung mufts  die  Begründung  kleiner  Korps  von  Landtnippen 
zum  inneren  Schutz  der  Kolonien  überlassen  bleiben.  Voraus- 
BichtUcb  werden  in  dieser  Beziehung  die  GesellschaftsachutÄ- 
gebietc  den  Krouschutzgebieteu  vorangehen.  In  Ostafrika  zeigen 
sich  jetzt  schon  die  ersten  An^äizH.  Der  künftigen  Heichsgeuetz- 
Igebung  wird  die  Aufgabe  erwachsen,  die  in  den  Schutzgebieten 
sich  aufhaltenden  mlUtäritflichtigen  Keichsangehörigeu,  im  Fall 
sie  in  einer  Knlonialtruppe  ihrer  Militärpflicht  genügen  wollen, 
■von  dem  Dienste  in  dem  Heere  des  Mutterlandes  zu  entbinden. 
Bis  jetzt  ist  jedoch  daa  Gebiet  der  Kriegshoheit,  in  dem  kolonialen 
Verwaltungsrechte  noch  in  keiner  Beziehung  ausgebildet. 

Was  dos  Justizwesen  der  Schutzgebiete  anbetrifil,  so  musste 
das  Landesrecht  derselben,  d.  h.  das  Privat-,  Straf-  und  Prozess- 
recht, sowie  die  obersten  Grundsatze  der  CJerichta Verfassung  durch 
die  Reichsgesetzgebung  festgestellt  werden,  wenn  man  die  ko- 
loniale ßerichtsverfjissung  mit  der  des  Mutterlandes  in  irgend 
welche  Verbindung  bringen  wollte. 

Bei  der  Organisation  der  Gerichtsbarkeit  der  Kolonialbehörden 
Bchlose  man  sich  an  das  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit 
vom  10.  Juli  1879'")  au.  Die  üebereinstimmung  in  beiden  Ge- 
setzen, von  denen  das  vom  17.  April  18Sü  grundsätzlich  auf  das 


••)  ItG.BI.  1879,  S.  179. 
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vom  10.  Juli  1879  verweist  und  es  fttr  die  Schutzgebiete  nur  ii 
einer  Reihe  einzelner  Punkte  abilndert^  ist  keine  zufällige.  Beiden 
Gesetzen  liegt  der  Gedanke  zu  Gi-unde,  dass  die  RechtÄprechung 
im  Auslande  auch  über  Deutsche  durch  die  Organe  der  fremden 
Staatsgewalt  «rfolgen  muss.  Nur  wo  diese  versagt,  kann  ^icb^M 
das  Reich  der  Pflicht  nicht  entziehen,  seinen  Uuterthanen  auch^^ 
iin  Auslande  Hecht  zu  gew&hren.  Die  Norme»  ilir  diese  Kecht- 
sprechung  müssen  aber  vom  Reiche  ausgehen,  da  der  Recht- 
sprechung der  deutschen  Bebördeu  im  Auslande  auch  für  das 
Inhind  Recbt^wirkungen  beigelegt  werden  sollen. 

Nach  Feststellung  des  materiellen  Rechtes,  dem  gemäss  di«] 
Konsulargerichte  zu  entscheiden  haben,  beschäftigt  sich  das  Oe-' 
gctz  über  die  Kcmsulargerichtsharkeit  vorzugsweise   mit   der  Ge- 
richtsverfassung,  durch   deren  V*;rs<:hiedenheit  von   der  des   In- 
landes audi  mannigfache  Abweichungen  von  dem  Heichsprozess- 
rechte  bedingt  sind.     Die  Kon^uliirgurithtsbarkcii  wird  ausgeübt 
durch  den   Konsul   und   das   Konsulargericht.    Letzteres   besteht 
aus  dem   Konsul  und  zwei   Beisitzern,   sofern  dos   Gesetz  nicht 
die  Zuziehung   von   vier  Reiaiijieni  vorschreibt.      Fllr   die  Dauer 
jedes   Jahres  werden   vier  Beisitzer   und    mindestens   zwei  Stell- 
vertreter von    dem   Konsul    aus    den    Gerichts  eingesessenen    und 
eventuell    anderen  achtbaren  Einwohnern   ernannt.     Der  Konsul 
allein  ist  zuständig  in  den  Kaclicn,  dii;  nach  dem  Gerirbf^verfas- 
Mungsge.setze  und  der  Konkursordnung  vor  das  Amtsgericht  ge- 
hören, mit  Ausnahme  der  Schöffensochen,   sowie  in  den  Saclien 
der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,    die   im  Gelttmgsge biete   des 
Allgemeinen  Landrechts  den  Amtsgerichten  tibertragen  sind.    Das 
Konsulargericht  hat  zu  entjicheiden  in  allen  anderen  zur  Zuständig- 
keit der  Schöileugericlite  und  Landgerichte  gehörigen  Sachen  mit;^| 
Ausnahme   derjenigen,    ftlr  welche   das  Schwurgericht   zuständig ^^ 
ist.    Statt  der  gewöhnlichen  zwei  Beisitzer  sind  deren  vier  zuzu-  ^n 
ziehen  bei  Strafsachen  in  der  Hauptverhandlung,   wenn  der  Be^^^ 
schluss  Über  Eröffnung  des  Huuptverfuhreus  ein  Verbrechen  oder  ^^ 
Vergehen  zum  Gegenstände  hat,  welches  weder  zur  Zuständigkeit 
der  Schöffengerichte  noch  zu   den  in  §§  74,   75    des  Gerichts- 
verfassimgsgesetzes  bezeichneten  Handlungen  gehurt 

Schwurgerichtssachen  können  von  dem  Konsulargerichte  nicht 
abgeurtheilt  werden.  Der  Konsul  hat  hier  nur  Sicherheitsmass- 
regeln    und    eilige    Untersuchungsliaudlungeu    vor/uneiunen    und 
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demnächst  die  Akten  an  die  zustilndige  Staatsanwaltschaft  des 
Inlandes  abzugehen. 

Beschwerde  und  Berul'img  gegen  die  Entscheidungen  der 
Konsulargerichte  sind  ausgeschlossen  in  bürgerlicJien  Uechte- 
fitreitigkeiten  bis  zu  einem  Streitgegenstände  von  300  Mk.,  io 
Strafsachen  bei  Uebertretungeu.  In  allen  Übrigen  It«chisstreitig- 
keiten  sowie  in  Konkurssachen  gehen  Beschwerde  und  Berufung 
an  das  Reichsgericht,  während  die  ReTision  fortfällt  Das  Be- 
gnadigungsrecht in  Strafsachen,  in  denen  der  Konsul  oder  das 
Konsulargericht  in  erster  Instanz  erkannt  haben ,  sieht  dem 
Kaiser  zu. 

Diese  Bestimmungen  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  erklärt 
das  Gesetz  vom  17.  April  188G  iür  die  Sr-hutzgebiete  mit  der 
Massgabe  als  anwendbar,  dass  an  die  Stelle  des  Konsuls  der  mit 
der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  vom  Reichskanzler  ermäch- 
tigte Beamte,  und  an  die  Stelle  des  Konsulargerichts  das  nach 
Hassgabe  der  Bestimmungen  Über  das  letztere  zuKanimengesotztc 
Gericht  des  Schutzgebietes  tritt.  Der  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens soll  durch  kaiserliche  Verordnung  bekannt  gemacht 
werden. 

Das  Gesetz  ortheilt  femer  die  Ermächtigung  zu  Abänderungen 
des  Gesetzes  Über  die  Konsulargerichtsbarkeit  für  die  Schutz- 
gebiete in  einer  Reihe  einzelner  Punkte  durch  kaiserliche  Ver- 
ordnungen, Der  Charakter  derselben  als  Verordnungen  kommt 
zwar  insofern  zur  Geltung,  als  dieselben  jederzeit  dnrch  neue 
Verordnuugen  aulgehoben  oder  abgeändert  werden  können.  In- 
folge der  gesetzlichen  Ermächtigung  haben  sie  über  den  iulän- 
diäcben  Behörden  gegenüber  dieselbe  Wirkung  wie  förmliche 
B^ichsgesetze,  sie  binden  die  Behörden  des  Inlandes  tmd  der 
Schutzgebiete  wie  förmliche  Gesetze.  Dxirch  solche  Verord- 
nungen kann 

1.  bestimmt  werden,  dass  in  den  Schutzgebieten  auch  andere 
als  die  im  §  1  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit bezeichneten  Personen  (d.  h.  Keichsangehörige  und  Schutz- 
verwandte)  der  Gerichtsbarkeit  unterliegen; 

2.  (betrifll  polizeiliche  Vorschriften,  worauf  unten  zurückzu- 
kommen sein  wird;) 

3.  die  Gerichtsbarkeit  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Schwrir- 
gerichte   gehörenden  Sachen  (§  31  des  Gesetzes   Über  die  Kon- 


fiulargericbtsbarkeit)  den  Gerichtcu  der  Schutzgebiete  in  der 
übertragen  werden,  dass 

a)  eine  Mitwirkung  der  StaaUanwa] tschaft,  stattfindet,  und 
der  Staatsanwalt  toii  dem  zur  Ausübung  der  Öericbtäbar- 
keit  tirmäL-Iitigten  Beamten  aus  der  Zahl  der  in  den 
Schutzgebieten  befindlichen  kaiserlichen  Beamten  oder 
der  zur  Ausübung  der  Itechtüauwaltschaft  zugelaäsenenj 
Personen  oder  sonstigen  achtbaren  Gerichtseingesesseneoj 
zu  bestellen  ist; 

b)  soweit  es  die  Verhältnisse  geatatltu,  eine  Voruntersuchung 
geführt   wird,    dereo   Regelung   besonderer    kaiserliche 
Verordnung  vorbehalten  bleibt; 

c)  an  der  Hauptverhaudlung  aut^ser  dem  zur  Ausübung  dei 
QerichtRbarkeit  ermächtigt«n  Beamten  vier  Beisitzer  Theil 
zu  nehmen  haben; 

d)  im  übrigen  die  V'orselu'itleu  Anwendung  tinden,  weicht 
für  die  im  §  28  des  Gesetzes  Ober  die  Konsulargerichts-j 
barkeit  bezeichneten  Strafsachen  gelten; 

4.  als  Berufuiigs-  und  Bcschwerdegencht  in  bürgerlichea^ 
Rechtsstreit  igkelteu  und  in  den  zur  streitigen  Gt'richti»harkeit 
nicht  gehörenden  Angelegenheiten  das  hanseatische  Oberlandes-^^ 
gericht'^)  oder  ein  deutsches  Konsulargericht,  und  in  Ftecht«-  '' 
Sachen,  bei  welchen  Eingeborene  als  Beklagte  oder  Angeschuldigte 
beteiligt  sind,  ein  Gerichtshoi  im  Schutzgebiete  bestimmt ")  und 
in  dem  Verfahren  vur  dem  Berufung«-  oder  Be&chwerdegerichte 
der  Anwaltszwang  ausgeschlosseu  werden; 


'*)  DicB»  B(»iinimDng,   horvorgegan^<m  ajis  HncküiHiten  für  die 
den  EolonialunternebmuDgen  stark  betlieiligteti  liiuisuuütichcii  Kaufleate.  irt' 
denhiüb  sehr  unpraktüch,  weil  in  den  8chutzg«bieten   ausser  dem  Reich*- 
rechte  nur  preiiHMflchi^  Ilocht  zur  Ai)W(^ndung  kommt,  diesM  wtier  in  deiu 
Bczirkti  di«  hanseatischen  Oberlandffi^ericht««  nkht   gilt     Weit  zweckpnt' 
sprechender    war  die  6L-«timmiiiig  do«    prf.-ui^si«chcn  Gesetzen  vom  28.  Jt 
18d&,  welches  aU  Obergehcht  für  die  Konxulargeridite  da«  Apellationsgenc 
XM  Stettin  b«iit«)lUe. 

")  In   den  grüaeeren  SchutÄgeliietcn,   namentlich  Oetarrika  und  Sfld-^ 
weslttfrika,  wird  jtdtDfalla  die  Bildung  kolonialer  Obergericht?  aat-h  für  Kuro- 
pler   zum   imabveisbaTen  BefKlrfnisu  werden.    Die   Refht«eiiiheit   mit  dem 
Muttcrtondc  moBS  dann  durch  Zuläanigkeit  der  Revision  beim  Reichiigerichle, 
gewahrt  werden. 


5.  fUr  die  ZustelluDgen,  die  ZwangsvoUstrockuDg  und  das 
Kosteuweseu  einfachere  Bestimmungen  vorgeschrieben  werden. 

Das  Gesetz  betreffend  die  Ehesciiliessung  nnd  die  Beur- 
kundung des  Person enstandei)  von  Reichsangehjirigen  im  Aus- 
lände'^) ist  für  die  Schutzgebiete  mit  der  Masagahe  in  Kraft 
gesetzt  worden,  A&sa  dasselbe  durch  kaiserliche  Verordnung  auch 

»Huf  andere  Personen  als  auf  Ucichsan  gehörige  ausgedehnt  werden 
kann,  und  an  die  StcUe  des  Bundeskonsuls  der  von  dem  Reichs- 
kanzler zur  Rheschliessung  und  zur  Beurkundung  des  Personen- 
standes ermächtigte  Beamte  tritt  '*).  Der  Zeitpunkt  des  hikraft- 
tretcna  wird  durch  kaiserliche  Verordnung  bestimmt.  Kiue  solche 
ktuserliche  Verordnung  ist  bis  jetzt  erst  am  21.  April  1BSi5  für 
die  Schutzgebiete  von  Kamerun  und  Togo  erlassen  worden"). 
Dieselbe  setzt  das  Qesete  vom  4.  Mai  1B70  betreflend  die  Ehe- 
I  Schliessung  und  die  Beurkundung  deH  Personenstandes  von  Bundes- 
angchüHgen  im  Auslände  bezüglich  aller  Personen,  welche  nicht 
Eingeborene  sind,  vom  1.  Juli  l^BÜ  ab  in  Krait  und  Uberlüsst 
dem  Gouverneur  Ton  Kamerun,  vorbehaltUch  der  Genehmigung 
des  Reichskanzlers  zu  bestimmen,  wer  im  Sinuc  dieser  Verord- 
Dtuig  anzusehen  ist 

Im  übrigen  sind  die  kaiserlichen  Verordnungen,  die  das 
betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete vom  17,  April  I88ö  zu  ergänzen  bestimmt  sind,  bis  jetzt 
_  noch  nicht  erlassen.  Die  tirundzUge  der  kolonialen  Gerichts- 
■  Verfassung  sind  aber  wenigstens  festgestellt.  Die  zu  errichtenden 
kolonialen  Gerichtshöfe  sind  dadurch  in  die  engste  Verbindung 
gebracht  mit  der  Gerichtsverfassung  des  Mutterlandes,  dessen 
obere  Gerichte  fUr  die  Entscheidung  über  Rechtsmittel  zu- 
ständig sind. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  das  Oei^etz  fUr  die  Klarlegung 
dee  Unterschiedes  zwischen  Kroni-chut^gebieten  und  GeseUschafts- 
schut^ebieten.  Eine  Unterscheidung  zwischen  denselben  wird 
nirgends  gemacht.    Das  Gesetz  findet  auf  beide  Arten  von,  Schutx- 


'^  B.0.B1.  1870,  S.  &99. 

")  Di<3  besondere  Erm&chUgun^  des  Keichikanzleim  int  nicht  nar  f^r 
die  Kronfchiitzgebiete,  sondern  auch  för  die  awcllscliafUBchuLzgebiete  er- 
fordorlicb.  Die  Bestellung  d^r  Staadesbeamtea  ia  letzteren  kann  abio  nicht 
von  den  OeMlUchaften  ans^h^n. 

")  Veröffentlicht  im  Heichdanzeiger. 
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gebieten   in    gleicher  Weüe  Anwendung.     Nicht  nur   winl   doa^ 
anzuwendende  Recht  für  beide  von  Ktiioh»  wegtun  bestimmt,  selbf 
das   sonst   den  Kolonialgc Seilschaften  zustehende  Kecht,   die  Or-] 
gane  der  Verwaltung  zu  bestellen,  ist  für  das  Gebiet  der  R«cbt 
sprechung  beschränkt.    Denn  der  Vorsitzende  des  Kolonialgericht 
muss  vom  Reichskanzler  mit  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit^ 
beauftragt  sein,  und  die  Beisitzer  worden  von  dem  Vorsitzenden 
ernannt.     Den    Kolouialgesellschaften    bleibt    lediglich    die  Ver- 
pflichtung,  den  Vorsitzenden    des  Kolonialgerichtes  zu  besolden. 
Dass  ea  ihnen    freisteht,    dem  Reichskanzler  entsprechende  Vor- 
schläge zu  machen,  liegt  in  der  Natur  der  Sache.     In  der  Regel 
werden  auch  jcdenfaJUi  Beamte   der  Gesellschaft,    die   bereits 
Schutzgebiete  thätig  sind,  zur  Ausübung  der  Rechtsprechung 
mächfcigt  werden.    Ein  Recht  hierauf  wie  eia  Recht  auf  BerUckn 
sichtiguDg  ihrer  Vorschläge    haben   aber   die   Gesellschaften 
keiner  Weise.     Allerdings   entlialten   die  Schutzbriefe   entgegen-^ 
stehende  Bestimmungen.    80  \ttl  der  o(<tAfrikanischcn  Gesellschaft^ 
ausdrücklich  die  Gerichtsbarkeit  gegenüber  den  Eingeborenen  ui 
den  in  ihren  Gebieten  sich  aufhaltenden  Angehörigen  des  Reiche 
und   anderer  Nationen  verliehen  worden.     Ebenso   hat  die  Neu- 
Guinea- Kompanie    gegen    üebemahme    der   Kosten    der   Recht- 
sprechung  die  entsprechenden  Rechte  der  Landeshoheit  erhalten. 
Diese  Verleihungen  sind  aber  als  durch  des  Gesetz  vom  17.  April 
1886  aufgehoben  zu  erachten,  da  in  dem  Gesetze   ein  Vorbelialt 
zu   Gunsten   der  Gesellschaften   nicht   gemacht   ist.      Die   allge- 
jneine  Klausel  der  Schutzbriele,  welche  Abänderungen   und  Er- 
gänzmigen  denselben    ausdrücklich   vorbehält,   lääst   auch   die   in 
dem   Gesetze  enthaltene  Abänderung  der  Schutzbriefe   durchaus 
gerechtfertigt  erscheinen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Justiz  gehen  also  in  Kronschutzgebiet 
wie  in  Gesellschaft^schutzgcbieten  nicht  nur  die  rechtlichen  Normi 
von  der  Rcichsgewalt  aus.  Diese  hat  auch  die  nölliigen  Organe 
fUr  die  Recbtsprcchuug  zu  bestellen.  Nur  die  Kosten  müssen 
von  den  Gesellschaften  aufgebracht  werden.  Das»  ilmen  dagegen 
auch  die  aus  der  Justiz  fliessenden  Einkünfte,  wie  Geldstrafen 
und  Prozesakosten  gebühren,  ist  selbstverständlich.  ^1 

Die  PoHzeihoheit   des   deutschen  Staatsrechts   ist    erwachsen^* 
aus  der  dem  Könige  zustehenden  und  von  ihm  den  Grafen  über- 
tragenen Befugttiss,    zu   gebieten  und   zu  verbieten  unbeschadet 


achrai 

■  deuisi 

■BiDll. 


der  dnrch  das  Landesrecht  gezogenen  Schmnkcü.  Der  Inhaber 
der  Poliieipewalt  darf  also  nicht*  gebieten,  was  das  Landesrecht; 
verbietet  und  umgekehrt.  Im  Übrigen  ist,  «ein  Recht  unbe- 
achränkt.  Dieses  Hecht  des  Gebot«  und  Verbots,  iiu  älteren 
deutschen  Staatsrechte  der  Banu  genauni.  ist  aber  nur  von  Werth« 
die  Befolg:ung  der  Befehle  durch  Strafeu  er/wungen  werden 
Die  Strafe  muss  bestimmt  sein  durch  das  Landesrecht. 
So  kannten  die  deutschen  Yolkarechte  den  Rßnigsbann.  den 
Grafenbann,  zum  Thcil  auch  den  Hcrzogsbanu  mit  Strafandro- 
hungen, die  je  noch  dem  Range  des  Befehlenden  verschieden  ab- 
gestuft waren.  Aus  dem  Rechte  des  Gebots  und  Verbots  eafc- 
wickelt«  sich  später  ein  Polizeiverordntmgsrecht.  indem  man 
annahm,  was  Jemand  im  einzelnen  Falle  gebieten  und  verbieten 
küune,  darüber  sei  er  auch  allgemeine  Anordnungen  zu  treffen 
befugt. 

Wie  in  den  deutschen  Volksrechten  musste  auch  für  die 
Schutzgebiete  die  auf  üebertrctung  polizeilicher  Anordnungen 
«iahende  Strafe  oder  wenigstens  die  Ermächtigung  der  Polizei- 
behörde zur  Androhung  solcher  Strafen  durch  das  Landesrecht 
mt  werden.  Denn  es  werden  durcli  die  Polizei  Verordnungen 
Kolonialbf^hOrden  neue  StraffiiUe  geschaffen ,  deren  Wirkung 
sich  wegen  der  engen  Verbindung  der  Kolonialge richte  mit  denen 
des  Mutterlande.s  auch  auf  letzteres  miterstrocken  raussfte.  Die- 
selben Gründe,  weKhe  ilir  die  Norm^irung  des  den  Entscheidungen 
der  Kolonialgerichte  zu  Grunde  zu  legenden  Strafrechtes  durch 
die  Reichflgesetzgebung  sprachen,  fielen  auch  ins  Gewicht  für 
die  rö ichsgesetzliche  Regelung  der  Ermächtigung  der  Behörden 
zum  Erlaas  polizeilicher  Vorschriften.  Das  Geneiz  vom  17.  April 
188ti  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  dcut.schen  Schutzgebiete 
bestimmt  daher  in  §  2  Nr.  2:  „Durch  kaiserliche  Verordnung 
kann  dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigten  Beamten 
die  Bcfugniss  erthetlt  werden,  bei  Erlass  polizeilicher  Vorschriften 
(g  4  des  Gesetzes  tlber  die  Kousulargcrichtsbarkeit)  gegen  die 
XichtbefolgUDg  derselben  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten,  Hafl, 
Geldstrafe   und    Einziehtuig   einzelner   Gegenstände    anzudrohen." 

Polizeiliche  Anordnungen  treffen  kann  also  nur  der  zur  Aus- 
übung der  Gfirichtsbarkeit  ermächtigte  Beamte.  Diese  untrenn- 
bare Verbindung  der  Polizeigewalt  mit  der  Gerichtsbarkeit,  die 
»ich  abgesehen  von  den  Städten  durch  das  ganze  Mittelalter  bis 
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in  dio  neueste  Zeit  hindurchzieht,  erscheint  als  das  charakteriati- 
Bche  Merkmal    eines   unentwickelten   staiitlichen   und  volknwirth- 
scbaftlichen  Zusiandus  und  ist  durch  dieut^n  nothwendig  bedingt.. 
Bei  jeder  niederen  voLkäwirUiscIiaftlichen  Kultm*  kann  der  3t 
seine  Aufgabe  nur  in  der  Vertbeidigung  seiner  Unterthanen  gegea] 
innere  und  äussere  Feinde  sehen,  seine  innere  PoUtik  beschränkt 
sich  also  auf  den  Rechtsschutz.     Dieser  ist  das  einzige  Ziel  des 
mittelalterlichen  Kechtsstaates,  der  durchaus  verschieden   ist  von 
dem,  was  man  lieute  Rechtsstaat  nennt.     Der  Rechtsschutz  kann 
aber    nicht    nur   durch    die    Rechtsprechung    gewährt    werden,^j 
sondern  es   gehört  dazu   auch   eine  dieselbe  unterstützende  uoJ^| 
Störungen   der  Rechtsordnung   vorbeugende   polizeiliche   Thätig- 
keit,  die  dos  Mittelalter  ab  Friedensbewahrung,   wir  als  Sicher- 
heitspolizei bezeichnen.   Da  die  Polizei  lediglich  zur  Unterstützung 
der  Rechtspflege  bestimmt  ist,   so  kann  sie   auch  nur  vod  dem 
mit  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  betrauten  Organe  au^eUbt 
werden.     Es  ist  charakteristisch,   dnss,   sobald  eine  Ausdehnung^ 
der  staatlichen  Thätigkeit  über  den  blossen  Rechtiwchutz  hinat 
stattiiodet,  entweder  eine  Trennung  der  Polizei  von  der  Rechta- 
pflege  oder  wenigstens  eine  Uebertragung  der  neu  entstandenei 
Zweige  der  Polizei  auf  besondere  Organe  stattfindet,  so  tlass  dt 
richterlichen  Behörden  nur  die  alt«  Friedensbewahrung  verbleibt. 
Krsteres  geschah  in  den  ät'üdtcn  de»  Mittelalters  und  demnächst 
allgemein  wilhrend  einer  durch  drei  .luhrhuntlerte  sich  hin/iclieu- 
den  Entwicklung,  seit  dem  16.  Jalirhundert  in  den  oberen,   seit 
dem    19.  Jahrhundert  in   den    unteren   Instanzen   des   deutschen 
Behördenorganismus.     Für   die  Uebertragung   neuer  Gebiete    dec^y 
staatlichen  Thätigkeit   auf  besondere  Behörden   ist   dagegen   di4^| 
englische  Verwaltung  das  beste  Beispiel,  wo  die  Friedensrichter 
ausser  der  Rechtsprechung  allerdings  die  alte  Friedensbewahrung 
behalten,    aber  alle  Übrigen  Zweige  der  Verwaltung  au  neu  ge*^_ 
bildete  Behörden  für  die  innere  Verwaltung  verloren  haben.       ^M 
Mit  der   Beschrälnkung    di;r   staatlichen  Thätigkeit    filr    die^^ 
Kolonien  auf  deu  Rechtsschutz  war  daher  wie  im  niitielalterlichen 
Staatswesen    dio    Uebertragung    der    Polizeigewalt    auf   das   zui 
Rechtsprechung  berufene  Organ  naturgemäss  gegeben.     Für  diel 
GeseU8chaftsschut:^ebiete   ergibt  sich   hieraus   eine   weitere   Be- 
schrankung  der   den  Gesell  schatten  zustehenden  Kolonial  Verwal- 
tung.    Die  Gesellschuften  können  keine  Organe  bestellen,  denei 
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[die  Ausübung  der  höheren  Polizei ,  d.  h.  des  Polizeidezematit 
und  des  Polizeiverordnungsrcchtcs  zusteht-  Denn  der  ErlasB  po- 
Hzeilichcr  Vorseliriften  unier  Strafandrohung  kann  nur  von  dem 
mit  det}  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  betrauten  Bciunten  aus- 
gehen. Die  Bestellung  desselben  erfolgt  aber  durch  den  Reichs- 
kanzler. Die  Gesellschaften  können  nur  die  erforderlichen  Exe- 
kutiTbeaniten  ernennen.  Soweit  die  Schutzbriefe  entgegengesetate 
Bestimmungen  enthalten,  sind  die^e  ebenso  wie  die  entsprechen- 
den Anordnungen  über  die  Ausübung  der  Rechtspflege  seitens 
der  Gesellschaften  als  durch  das  Gesetz  vom  17.  April  1886  auf- 
gehoben zu  erachten. 

Die  Vorschriften,  zu  deren  Krlass  die  Gerichts  Vorsitzenden 
der  Scbutzgebiete  ermächtigt  werden  könuen ,  müssen  polizei- 
licher Natur  sein.  Was  in  das  Gebiet  der  Polizei  gehört,  ist  in 
dem  Gesetze  nicht  gesagt.  Auf  das  preussische  Recht,  welches 
iin  §  10  n,  17  A,  L.-R.  eine  erschöpfende  gesetzliche  Begriffs- 
hestimmung  gibt'"),  darf  hier  nicht  zurßckgegritfen  werden,  da 
in  den  Schutzgebieten  nur  die  privatrechtlichen ,  aber  nicht  die 
staatarechtlichen  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Lnndrechts 
gelten.  Man  muss  daher  auf  das  gemeine  deutsche  Staat^recbl 
zurückgehen.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  desselben 
[ist  zur  Polizei  die  gesammte  ThäÜgkeit  des  Staates  auf  dem  Gle- 
jlviete  der  inneren  VerwaUung  mit  Ausschluss  der  Rechtsprechung 
rechnen,  soweit  diese  Thiitigkeit  nicht  in  djis  Gebiet  des  Kriegs-, 
finanz-  und  Kirch enweaens  fällt.  Im  Grunde  genommen  deckt 
hiermit  die  Bestimmung  des  §  10  II,  17  A.  L.-H.,  die  den- 
SQ  Gedanken  positiv  ausdrückt.  Es  i.<it  jedoch  daran  festzu- 
halteu,  dass  diese  Begri^äbestimmung  in  den  Schutzgebieten  nicht 
formelles  Recht  ist. 

Unter  den   polizeilichen   Vorschriften   sind   in    erster  Reihe 

^Polizei Verordnungen   zu    denken.     Wie   sich  aber   im   Mittelalter 

dem  Hechte  des  Gebots  und  Verbots  im  einzelnen  Falle  eine 

ziim   Erlass    allgemeiner  Anordnungen    ableiten    liess, 

muas  umgekehrt   für  die  Schutzgebiete  angenommen  werden, 

soweit  der  Inhaber  der  Polizeigewalt  etwas  allgemein  an- 


■*]  A.  L.a  tl,  17,  I  10:  ,Die  nöthigen  Aiutalten  zur  Erhaltung  der 
[^fTiPnt liehen  Rübe,  Sicberbt^it  und  Ordnung,  und  xur  Ahwändunf;  der  dem 
rl'ubliko    oder    einzelneu  Mitgliedern    dessetben    hcvorütcheuden    Goiahr  so 
treffen,  ist  das  Amt  der  Polix«i.* 


ordnen   kaun,   er  aucli   zu  Geboten  und  Verboten    im    einzelnei 
Falle  durch  PolizeiverfUgung  befugt  ist.    Polizeiliche  Vorschriiten' 
umfassen  daher  sowolii  PoUzciverorduungeii  wiePolizeiverfÜguijgen. 

Die  Kontrolle  dor  kolonialen  Polizeirerwaltung  liegt  vorzugs- 
weise in  der  Aufsicht  durch  die  zustÄndige  Behörde  des  Mutter- 
landes, den  Reichskanzler.  Durch  die  Beschwerde  bei  der  Auf- 
sichtsbehörde ist  allein  die  Aufliebuug  allgemeiner  und  besonderer 
polizeilicher  Vorschriften  zu  erlangen,  zu  deren  Erlass  der  zu- 
ständige Beamte  an  sich  befugt  ist  Dii?  Kontrolle  der  Gericht 
tritt  dem  gegenüber  mt^hr  iu  den  Hintergrund. 

Es  fragt  sich  nun  noch,  ob  die  koloniale  Polizeibehörde  be- 
rechtigt ist,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Strafprozess- 
ordnung §  45ri  die  durch  Uebertretung  der  Polizeivcrordnungen 
verwirkte  Strafe  vorläufig  festzusetzen.    Die  Strafprozessordnung 
macht  diese  Befugnias  der  Polizeibehörden  von  einer  landesgest 
liehen  Bestimmung  abhiingig,  die  iu  den  ächulagebioten  vorläuBj 
noch  nicht  vorhanden  int     Kiue  solche   ist   aber  auch  gar  nicl 
erforderlich.     Denn  nach  dem  Gesetze  Qber  die  Kongulargericht 
barkeit,  welches  iu  dieser  Beziehung  auch  auf  die  Schutzgebiet«^ 
Anwendung  findet,  tritt  der  Konsul,    also  in  den  Schut^ebietf 
der  mit  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  betraute  Beamte, 
die   Stelle   des   Amtsgerichts,    soweit  in   demselben  der   Einzel- 
richter  ohne   Zuziehung   von    Schöffen    nach   den    Keichsprozess-j 
gesetzen  thiitig  ist.     Der  Ämtsrichter  ist  aber  nach  §  447  Str.- 
Pr.O.  in   weit    höherem  Maase    als   die   Polizeibehörde  zu   einer 
vorläufigen  Straffcstaetzung  befugt,  indem  dieselbe  sich  auf  Geld- 
strafe   bis    150  Mk. .   Freüieitä strafe    bis   zu   sechs  Wochen   und       i 
Einziehung  erstreckt.   Dieselbe  Befugniss  steht  in    den  Schutzge^^^ 
bieten  dem  Gerichtsvorsitzenden  zu,  der  also  in  dieser  Eigenschaft,^^ 
wenn  auch  nicht  als  Polizei bi^hörde  die  Strafe  festsetzen  kann. 

Soweit  gegen  einen  Strufbefehl  Widersiiruch  erhoben  wurde,j 
oder  der  Erlass  eines  solchen  unzulässig  ist^^),   hat  das  Gerichf 


")  Da  dio  Uebertretung  kolomaJer  PoÜKei Verordnungen  mit  FreiUett»-' 
Btnie  bii  zn  drei  Monaten  luid  mit  Qeldntmfe  in  unbeschränkter  IlObe  be- 
droht werden  kann,  so  ist  diu  vorlriufiffC  Straff t-BtscUimg  ausgeschlg«8ea, 
trenn  der  Uindestbetrag  der  utigedrohten  Strafe  Qber  äecha  Wochen  F^> 
hoilsKtrafe  und  IJjO  Mk.  GeliUtrafe  hinaiisgebt,  odoi'  wenn  r,war  eine  geringere 
Strafe  im  Mindestbutnigi-  angedroht  ist,  im  einzelnen  Falle  aber  eine  hJJherg 
Strafe  ungenieesen  eracheint. 


Schutzgebietes  zu  entficlieiden.  Seine  Thäligkeil  wird  aicb 
>ch  in  der  Uegel  aui  die  Feststellung,  ob  die  Uebertretung 
einer  Polizeiverordnung  vorliegt,  und  auf  die  Abmessung  der 
Strafe  beschränken  müssen.  Eine  Prflfung  der  Recktsgültigkeit 
der  polizeilichen  Vorschrifit  ist  nach  Lage  der  Gesetzgebung  nur 
in  doppelter  Richtung  möglich.    Es  ist  zu  prüfen,  ob  die  polizei- 

» liehe  Vorschrift  von  dem  zuständigen  Beamten,  d.  h.  von  dem 
seitens  des  HeicKskauzlcrä  mit  der  Ausübung  der  Rcehtsprechuiig 
für  das  betreffende  Gebiet  betrauten  Beamten  erla.»(sen,  Uüd  ob 
die  VorschriR  überhuupt  polizeilicher  Natur  int.  Ist  diesen  beiden 
EIrfordemissen  Genüge  geleistet,  ho  ist  jede  polizeiliche  Vorschrift. 
reclitegültig,  muss  also  auch  von  den  Gerichten  ihrer  Entscheidung 
zu  Grunde  gelegt  werden. 

I  £8   trifit  diese  Kontrolle  der   Gerichte  über  die  Ausübung 

der  Polizeigewalt  ebensowohl  bei  Polizei  Verordnungen  wie  bei 
Polizei  Verfügungen  zu.  Denn  beide  fallen  in  gleicher  Weise  unter 
den  Begriff  polizeilicher  VorHchriften ;  die  Polizei  Verordnung  ist 
eine  solche  aUgemeiuer  Natur,  die  Polizei  Verfügung  dagegen  für 
den  Einzelfall  bestimmt. 

Auf  dem  Gebiete  der  Finanzen  kommt  der  unterschied  zwi- 
schen Kronschutzgebieten  und  Gesellschaftsschutzgebieten,  der  in 
dem  Justiz-  und  PolizeJweaen  nur  untei"geordneter  Natur  ist, 
besonders  zur  Geltung.  Beide  sind  daher  hier  gesondert  zu  be- 
handeln. 

In  den  Kronschutzgebieten  werden  die  Kosten  der  Vcrwal- 
vom  Reiche  bestritten.  Dieselben  müssen  daher  nach  Mass- 
des  Art.  6d  der  Reichsverfassung  jährlich  in  den  Ueichs- 
haushaltaetat  aufgenommen  werden.  Da  jedoch  seit  Erlass  des 
Gesetzes  vom  17.  April  1S8Ö  die  Kolon isilhehörden  zu  reichs- 
geaetzlich  bestehenden  Einrichtungen  geworden  sind,  so  dürfen 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  die  zur  Aufrechtcrhaltung  dieser 
Einrichtungen  erforderlichen  Mittel  seitens  des  Reichstages  oder 
Bundesrathea  nicht  verweigert  werden,  sondern  sind  in  das  Etats- 
gesetz aufzunehmen.  Es  gilt  dies  ebensowohl  von  schon  be- 
stehenden wie  von  noch  zu  begrüudeuden  Kolonien. 

Die  Einnaluuen.  welche  aus  den  Kronschutzgebieten  gezogen 
werden,  sind  Einnahmen  des  Reiches.  Denn  es  ist  kein  änderest 
Rechtssubjekt  vorhanden,  dem  diese  Einnalunen  zustehen  könnten, 
80  lange  es  besondere  Kolonial  Verfassungen  noch  nichtgibt,  vermöge 


deren  die  Schutzgebiete  selbst  die  Elgenschafl  einer  juristisclien 
Person  erwerben  könnten.  Die  Einnahmen  aus  den  Kronschntz- 
gebieten  sind  daher  ebenfalls  nach  Art.  fH»  der  Reichs  Verfassung 
auf  den  ReichshaushalUetat  zu  bringen,  so  dass  Bundesrath  und 
Kejch»tag  Qber  die  Verwendung  der  Kinnahnien  bcschlicsüüu.  Uei 
Reichskanzler  hat  Über  die  Verwendung  dieser  wie  aller  anderea| 
Einnahmen  des  Reiches  dem  Buudesrathe  und  dem  Reichstage 
rar  Entlaetung  jiihrUch  Rechnung  zu  legen.  Weitergehende  Recht« 
stehen  dagegen  dem  Buudesrathe  und  dem  Reichstage  nicht  zu. 
Dieselben  haben  insbesondere  keine  Behigniss,  eine  Vermehrung 
oder  YormiDderung  der  Einnahmen  aus  den  Schutzgebieten  im] 
Vergleiche  zum  Vorjahre  zu  verhindern  oder  herbeizuführen. 

Hiermit  in  Verbindung   eteht   die  Frage   des  Besteuerung»*' 
rechte«  Ober  die  Schutzgebiete,  die  bei  der  deutschen  kolonialen 
Entwicklung  bisher  noch  nicht  zur  Erörterung  gelangt,  aber,  wie 
das  Beispiel  Englands  zeigt,  von  der  schwerwiegendsten  Bedeu- 
tung  igt.      Das   englische   Staatsrecht   geht   grundsätzlich   davon       ii 
aus,  dass  eine  Bestenening  lediglich  in  den  Formen  der  ordent-^| 
liehen  Gesetzgebung  crftilgen  kann'").     Dieser  Gnmdsatz  ist  iflr  ^^ 
die  Kolonien    in   äusserster  Folgerichtigkeit   bis   in   die  kleinsten 
Einzelheiten  durchgebildet.     Aus  der  obersten  Gesetzgebung  dee 
Parlamentes  über   sümmtliche    britische  Kolonien  wird  daher  ein 
Recht  der  Besteuerung  derselben  durch  das  Parlament  gefolgert.' 
Für   die    Kolonien    mit    Repräitentativverfassung   war  jedoch   dift] 
Besteuerung  der  nordamerikanischen  Besitzungen  durch  die  sog4 
Stamp  Act,  welche  den  Abfall  Nordamerikas  zur  Folge  hatte,  der 
letzte  ernstliche  Versuch  einer  Parlamentsbesteuerung.    Durch  die  ^j 
sog.  Declaratory  Act,  18  Geo.  IK  c.  12,  Terzichtete  das  Parla-^| 
nient  bezüglich  der  Besitzungen  in  Nordamerika  nnd  Westindien 
ausdrücklich  auf  jeglir.hes  Rosteuerungsrecht  ausser  zur  Regelung 
des   Handels.      In    den   Kolonien    mit   Hepräseniativverfassungen       j, 
richtet  lüch  das  Besteuerungsreclit  nach  diesen,  kann  also  in  der^f 
R«get  nur  ausgeübt  werden  im  Wege  der  kolonialen  Gesetzgebung.  ^^ 
Soweit  die  Kolonien  eine  Repräsentativ  Verfassung  nicht  besitzen, 
ist  zu  unterscheiden   zwischen    den    durch    Eroberung  und  Ab- 


"t  Vgl.  GxKi??,  Da«  englische  Verwaltungirrecht  der  Gegenwart.  .3.  Aufl. 
Berlin  19S4.  Bd.  2,  S.  724  ff.,  und  QifEtsT,  Gßsetx  und  Budget.  konaiitotioBeUc 
StreitfragCD,  Berlin  1879. 
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[tretimg  einerseitd  und  andererseits  den  durch  Besib.ergreifuug 
erworbenen  Gebieten.  Bezüglich  der  durch  Eroberung  und  Ab- 
tretung erworbenen  Kolonien  wird  aus  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen und  aus  dem  K«chte  döH  £ön)gä,  das  Ueich  zü  vertreten, 
ein  Recht  der  Gesetzgebung  und  Besteuerung  durch  den  König 
gefolgert.  Ks  ist  dies  z.  B.  anerkannt,  als  dos  königliche  Be- 
&t«uerungsrecht   über  die   weätindische  Insel  Grenada  im  Jaiire 

[  1774  bestritten  war,  durch  das  berühmte  Urtheü  des  Eiug's  Bench 
in  Sachen  Gampell  v.  Hall'*).  Bei  dieser  Gelegenheit  wird  der 
G^ndsatz  ausgesprochen:  *No  question  was  ever  started  before 
bui  that  the  king  has  a  right  to  a  legislative  authority  over  a 
conquered  couutry:  it  was  uever  deuied  in  Westminster  Uall,  it 
was  never  questioned  in  Parliament'  *'^).  Andererseits  ist  fllr  die 
durch  Besitzergreifung  erworbenen  Kolonien  anerkannt:  „In  oc- 
cupancy  colonies  the  Crown  cannot  by  virtue  of  its  prerogativö, 
either  legislate  or  impose  taxes'*').  In  diesen  Gebieten  ist  da- 
her eine  Besteuerung  nur  im  Wege  der  Parlamentsgesetzgebung 
möglich- 

Diese  etwas  verwickelten  VerhiUtuisse  vereinfachen  sich  in 
dem  deutachen  Kolonialstaatsrechte  in  hohem  Masse.  Zunächst 
ist  eine  Besteuerung  der  deuts^cheu  Schutzgebiete  iui  Wege  der 
Reichsgesetzgebung  verfassungsmässig  unzulässig.  Der  Kaiser 
würde  nicht  verpflichtet  sein,  ein  diesbezügliches  von  Bundcsrath 
und  Reichstag  angenommenes  Gesetz  zu  publiciren.  Denn  die 
gesetzgebenden  Organe  dea  Reichs  sind  nur  innerhalb  des  Bun- 
desgebiets berufen,  das  Recht  der  Gesetzgebung  auiizuUben. 
Anordnungen  über  die  Besteuerung  der  Bewohner  der  Schutz- 
gebiete würden  aber  lediglich  für  diese,  nicht  Rlr  das  Heichs- 
gcbiet  ei^ehen  und  auf  letzteres  keinerlei  rechtliche  Wirkungen 
ausüben.  Dass  die  ßeichsciunahmen  dadurch  vermehrt  oder  ver- 
mindert werden  können,  ist  eine  thatsächliche,  aber  keine  recht- 
liche Folge  derartiger  Anordnungen. 

Aus  der  Souveranetät  des  Kaisers  über  die  Schutzgebiete  er- 
gibt sich  Tiolmehr  die  unbeschränkte  Finanzhoheit,  insbesondere 
das   unbeschränkte    Besteuerungsrecht    desselben.     Dieses   Recht 


"'}  Cbcasy,  Imporiol  anJ  colonlal  coustituüotu)  etc.  S.  163  ff. 
••0  A.  «.  0.  S.  1B8. 
*Ö  A.  a.  0.  8.  69. 
An-lilv  tbr  äSnutliclx»  BeokL  IT.  1,  4 
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kann  Beschriinlningen  irgend  welcher  Art  hn  Wege  der  Reichs- 
gesetzgebung nicht  unterliegen.  Auch  durch  die  Schutzgebiet 
selbst  ist  die  Finanzhoheit  des  Kaisers  rechtlieh  nicht  beeinflnsst, 
da  dieselben  koloniale  Vertretiingskörpcr  nicht  besitzen  und  für 
absehbare  Zeiten  auch  nicht  besitzen  werden.  Die  Ausübung  der 
kaiserlichen  Finanrrechte  wird  in  den  meisten  Füllen  wahrschein- 
lich durch  Krhebnng  von  Au?fuhrRöl!en  in  di»n  Schatzgebieten 
erfolgen.  Doch  ist  man  hier  Über  die  ersten  Ansätze  noch  nicht 
hinausgekommen. 

Eine  LUcke  bietet  auf  dem  Gebiete  des  Finanzrechtes  das 
Fehlen  von  Straf b  es  timmungen  für  Hebe  rtretun  gen  etwa  zu  er- 
lassender Finanzv  er  Ordnungen.  Die  entsprechenden  Bestun- 
mungen  der  Reichsgesetze  sind  einerseits  unzureichend,  da  sie 
sich  immer  nur  auf  Zuwiderhandlungen  gegen  einzelne,  in  den 
Kolonien  nicht  geltende  Finanzgesetee  beziehen ;  andererseits 
fallen  diese  Bestimmungen  aber  auch  nicht  unter  den  Begrifif  der 
Reichsstrafgesetze,  welche  allerdings  Hlr  die  Schutzgebtete  in 
Kraft  gesetzt  sind.  Denn  die  Strafandrohungen  der  Finanzgesetze 
sind  im  Grunde  geuommeu  gar  keine  Strafgesetze,  sondern  polizei- 
lich vorbeugendur  Natur.  Sie  sollen  eine  Beeinträchtigung  der  ^J 
staalÜcheti  Einnahmen  TorhUten.  Dieser  LUckc  in  der  Gesetz-  ^M 
gebni^  wird  für  die  Schutzgebiete  nur  durch  Erlasa  von  Polizei- 
Verordnungen  gegen  die  Uebertretung  der  Finnnzverordnungen 
abzuhelfen  sein.  Denn  jede  Beeinträchtigung  der  Staatseinnahmen 
enthält  gleichzeitig  eine  StJirung  der  öffentlichen  Ordnung,  die 
zu  verhüten,  Sache  der  Polizei  ist. 

Für  die  Oesellschafl^chutzgebietc  hat  das  Reich  keinerlei 
besondere  Ausgaben  zu  bestreiten.  Denn  der  Schutz  durch  die 
kaiserliche  Marino  ist  eine  Wohlthat,  die  im  Xoth£alle  allen  im 
Auslande  lebenden  Deutschon  und  ihrem  Eigenthum  in  gleich«  | 
Weise  zu  Theil  wird.  Dasü  bei  den  Gesellschaftaschutzgebieteii 
der  Schutz  sich  nicht  nur  auf  die  Person  der  Deutschen,  sondern 
auch  auf  ilan  Geiiiet  und  dessen  Einwohner  erstreckt,  fällt  hier 
nicht  ins  Gewicht.  Alle  für  die  Verwaltung  der  Schutzgebiete 
erforderlichen  Ausgaben  werden  vieUuehr  von  den  Gesellschaflai 
bestritten,  selbst  wenn  die  Orgaue,  wie  die  für  die  Rechtsprechung 
und  in  gewissem  Masse  auch  für  die  Polizei,  durch  den  Reichs- 
kanzler bestellt  werden.  In  dem  Keichshaushaltsetat  sind  dalier 
auch  besondere  Ausgaben  für  die  Gesellschaftsschutzgebiete  nicht 
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vorgesehen.     Ebenso   wenig   bezieht  das   Reich   aus   diesen  Qo- 
bieten  Einnahmen  irgend  welcher  Art. 

Die  Verwaltungs kosten  werden  Ton  den  Gesellschaften  theils 
aaa  ihrem  im  Inlande  gesammelten  Gesellschallsvermögen,  theils 
aas  dem  Ertra^^e  der  ihnen  in  den  Schutzgebieten  zustehenden 
nutzbaren  Rechte  bestritten.  Der  Scbutzbrief  der  Neu-Guinea- 
Kompanie  nennt  von  eolchen  Befugnissen  ausdrücklich  das  aus- 
schliessliche Hecht,  in  dem  Schutzgebiete  herrenloses  Land  in 
Besitz  zu  nehmen  und  darüber  zu  vert"Upjen  und  Vcrtrügo  mit 
den  Kingeborenen  über  Land  und  Grundherechtigungen  abzu- 
schliessen.  Dagegen  enthält  der  8chutzbrief  der  ostafrikanischen 
Gesellschaft  eine  solche  allgemeine  Bestimmung  nicht,  sondern 
verweist  nur  auf  die  mit  den  einheimischen  Macbthabem  ge- 
schlossenen Verträge,  nach  denen  sich  die  Befugnisse  der  Ge- 
sellschaft regeln  sollen.  Die  wesentlichen  Einnahmen  der  Gesell- 
schaften aus  den  Schutzgebieten  selbst  werden  also  aus  dem 
Grundbesitz  und  dessen  Vt'räusserung  herfliessen. 

Ausserdom  steht  einem  Flantagenbau  oder  Handelsbetriebe 
durch  die  Gesellschaften  nichts  im  Wege.  Dass  sie  den  Plantagen- 
bau für  sich  monoi>olisiren  können,  was  Übrigens  au»  volkswirth- 
tjchaftlichen  Gründen  unter  keinen  Um.ständcn  geschehen  wird, 
ergibt  sich  schon  daraus,  dass  ihnen  die  ausschliessliche  Ver- 
ttlgung  über  Grund  und  Boden  der  Schutzgebiete  zusteht  und 
dieser  gegen  ihren  Willen  durch  EuropSer  nicht  erworben  werden 
kann.  Ebensn  können  die  Gesellschaften  fUr  ihre  Gebiete  ein 
Handelsmonopol,  sei  es  allgemein,  sei  es  in  gewissen  Handels- 
zweigen, in  Anspruch  nehmen,  für  Ostafrika  allerdings  nur  un- 
beschadet der  Beschlüsse  der  Kongokonfercnz'*^),  soweit  das  durch 
I  dieselbe  abgegrenzte  Freihan dcisgebiet  in  Betracht  kommt  Ein 
solches  Uandelsmono])ol  könnte  allerdings  nach  den  Schutzbriefen 
jederzeit  durch  kaiserliche  Anordnung  wieder  beseitigt  werden. 
Die  Neu-Guinea-Korapanii!  hat  von  Anfang  an  die  Absicht  aus- 
gesprochen, nicht  selbst  Handel  zu  treiben,  sondern  Angehörige 
aller  Staaten  in  gleicher  Weise  zum  Handels-  und  Gewerbe- 
betriebe, soivie  zum  Plantagenbau  zuzulassen. 


••)  Die  Gcnomlakt«  der  Kongokonfercuz,  Art.  b.  —  R.G.ßl.  1885, 
ß.  215  fl".  —  9chlie»t  fOr  das  FreibandelsRebiei  die  EinfQhnmg  von  Ilaudol»- 
monopolen  ntul  Pririlegi^n  ans. 
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Bass  die  Gesellscliaften  bisher  clurcli  die  elnheiroiscbei 
Herrscher  von  ihren  Unterthanen  erhobene  Abgaben,  die  ihnen 
abgetreten  sind^  fUr  sicli  beziehen,  ist  niclifc  unzulässig.  Dagegen 
steht  den  Gesellschaflon  ein  Besteuerungsrecht  gegenüber  Euro- 
päern nicht  zu,  da  die  Schutzbnefo  von  einem  solchen  oichta 
erwähnen.  Nach  dem  Schutzbriefe  der  ostafrikanischen  Qesell- 
«chaft  ist  derselben,  waa  das  finanzielle  Gebiet  anbetrifft,  lediglich 
die  Ausübung  der  aus  den  vorgelegten  Verträgen  fiiessendei 
llechte,  also  der  Rechte  der  einheimischen  Machthaber  Hbertragen' 
worden.  Diese  hatten  aber  R^erungstrechie,  insbesondere  oii 
Besteuern Qgsre cht  nur  gegenüber  ihren  eigenen  Unterthanen,  ab( 
nicht  gegenüber  den  Europäern.  Der  Schutzbrief  der  Neu« 
Quiuca- Kompanie  gewährt  dieser  von  fiiianzicllen  Befugnissen 
lediglich  das  Grunderwerb 8 raouopol.  Im  Übrigen  verpflichtet  er 
die  Gesellschaft,  die  nöthigen  staatlichen  Einrichtungen  auf  ihre 
Kosten  zu  treffen,  schliesst  also  damit  eine  Führung  der  Ver- 
waltung auf  Konten  der  Europäer,  eine  Besteuerung  derselben,  aus. 

Andererseits  steht  aber  einer  Besteuerung  der  Gcsollschafts- 
schutzgcbicte  durch  den  Kaiser  nichts  im  Wege,  wenn  auch  eine 
solche  Masaregel  politisch  ungerechtfertigt  erscheint,  da  das  Reichj 
Sit  die  Gesellschaflsschutzgebiete   keine  Ausgaben  zu   bestreit« 
hat.     Denkbar  ist  dagegen  immerhin,   dass  der  Kaiser  für  diese 
Gebiift«  Zölle  einführt  und  die  sich  daraus  ergebenden  Einnahmen 
den  GesellHchat'Leu  als  theilweisu  KiitsL-hädiguug    für  die  Ueber-. 
nähme    der  Verwaltung» kosten    überweist.     In   Ostafrika   wUrdi 
jedoch,  soweit  es  innerhalb   des  Freihandelsgebiets  liegt,    nach] 
Art.  3  der  Generalakte  der  BerUner  Konferenz  die  Ausschreibung 
von  Abgaben  vom  Handelsbetriebe  nur  zur  Deckung  der  Kosten 
fUr   im    Interesse   des    Handels    gemachte   Verunstaltungen    zu- 
lässig sein. 

Auf  kirchlichem  Gebiete  sind  dauernde  Eimrichtungon  bia^ 
jetzt  nicht  getroffen.  Kino  Regelung  der  obersten  Grundsätzd^fl 
über  das  Verhältni.s.s  der  Staatauit^walt  zu  den  einztdueu  Kon-  ^ 
fessionen  durch  die  lleichsgesetügubung  konnte  nicht  erfolgen 
wegen  der  vcrfassungsmäi-sigeu  räumlichen  Beschränkung  der 
Befugnisse  der  gesetzgebenden  Organe  des  lioichcs  auf  das  Röichs-^| 
gebiet.  Ebenso  sind  die  im  Inlande  bestehenden  V^orschriflteu^^ 
über  das  V^erhältniss  von  Staat  und  Kirche  auf  die  Schutzgebiete 
unauweudbar,  da  diese  Vorschriften  nicht  in  das  Gebiet  des  an| 
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die  Schutegebiete  übertragenen  Privat-,  Straf-  und  ProzeRsrechtea 
fallen.  Insbesondere  j^'lt,  was  aus  Veranlassunp  eines  besonderen 
Falles  bekanntlich  vor  einiger  Zeit  in  Frage  gestellt  wurde,  das 
Reicbsgesetz  vom  4.  Juli  1872  betreffend  den  Orden  der  Gesell- 
Schaft  Jesu*')  in  den  Schutzgebieten  nicht.  Es  ergibt  sich  dies 
nicht  nur  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen,  Über  die  bereits  ge- 
sprochen ist,  sondern  auch  daraus,  dass  das  Gesetz  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu  und  die  ihm  verwandten  Orden  und  ordens- 
ähnlichen Kongregationen  ausdrücklich  nur  „vom  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs'  ausschliesst,  zu  dem  die  Schutzgebiete  nicht 
gehören.  Dagegen  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der 
Kaiser  wie  die  von  ihm  beauftragten  Organe  Ilber  die  Beziehungen 
von  Staat  und  Kirche  für  die  Schutzgebiete  Anordnungen  zu 
treffen  befugt  äiud.  Es  ist  natürlich,  dass  sie  Kich  hierbei  an 
die  im  Mutterlande  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  mög- 
lichst anlehnen.  Im  übrigen  muss  die  weitere  Entwicklung  der 
Virchlichen  Verhältnisse  in  den  Schutzgebieten  der  Verwaltungs- 
praxis der  Kolon ia1beh«'irden  überlassen  bleiben.  Als  oberster 
Grundsatz  lässt  sich  jetzt  nur  das  unbeschränkte  Verordnungs- 
recht  des  Kaisers  feststellen,  das  auch  auf  diesem  Gebiete  un- 
bedingt durchgreift,  soweit  das  Landesrecht  nicht  im  Wege  steht. 
Nur  für  das  Freihandelsgebiet  des  Kongo,  innerhalb  dessen 
Deutsch- Ostafrika  zum  grüasten  Theile  liegt,  ist  die  freie  Aus- 
übung aller  Kulte  und  der  Missionsthütigkcit  durch  Art.  6  der 
Oeneralakte  der  Berliner  Konferenz  verbürgt. 


•■)  R.G31.  1872,  S.  2S3. 
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Verfassungsgeachichte  und  Verfassungerecht  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Von 

Dr.    EüOBIf    SCDLIEP. 

Die  Vereinigten  Stnftten  von  Aiücrika  haben  seit  jeher 
Blicke  Kuropas  auf  sich  gelenkt  und  verdienen  eine  möglichst 
aufmerksame  Beachtung  gerade  Ton  Seiten  Deutschlands  nnd^ 
insbesondere  der  deutschen  Staatsrechtawissenschnft.  Ve« 
dazu  bieten  zunächst  die  demokratische  Verfassung  des  Landes»] 
welche  in  dem  Wahlmodns  zum  deutschen  Kelchstoge  einen  sehr 
starken  Anklang  findet,  imd  nodann  die  Eigenart  der  , Vereinigten 
Staaten'  als  eines  «zusammengesetzten  Sbiales";  die  Folgen, 
welche  sich  aus  dem  Wesen  derartiger  politischer  Gebilde  mit 
NoUiwendigkeit  ergeben  mllssen,  treten  Jenseits  des  Weltmeeres 
mit  voller,  man  könnte  fast  sagen  mathematischer  Klarheit  zu 
Tage,  und  zwar  um  desswülen,  weil  dort  guschichtliche  Ueber- 
lieferungeu,  wie  sie  in  Deutschland  vielfach  in  die  Gegenwart 
liincinreichen,  eich  kaum  merklich  ftlhlbar  machen,  also  die  Ivösung 
des  politischen  Kxempels  sich  luogUchst  ungehindei*t  durch  ander- 
weite EinflDsso  vollziehen  kann;  auch  das  darf  nicht  vergessen 
werden,  dass  die  Vereinigten  Staaten  den  Charakter  eines  kolonialen 
Gemeinwesens  an  sich  tragen ;  wenn  sie  auch  seit  mehr  denn 
einem  Jalirhundert  ihre  koloniale  Abhängigkeit  von  England  ge- 
löst haben,  so  sind  die  Elemente  ilires  Daseins  und  ihrer  Eni*] 
Wicklung  doch  eelbsiverstundlich  auch  jetzt  noch  im  wesentlichen 
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kolonialer  Art.  und  weit  verschieden  von  denjenigen,  welche  die 
alten  europäischen  KuUurstaatcu  als  solche  aufweisen.  Nachdem 
aber  das  dcuUche  Volk  in  die  Keihe  der  kolonisirenden  Nationen 
eingetreten  ist,  muss  sich  schon  aus  diesem  Grunde  die  Th«il- 
nahnie  der  deut-schen  Publizisten  auf  Amerika  richtcu^  dessen 
Geschichte  geradezu  typisch  ftlr  den  Entwicklungsgang  solcher 
koloniider  Staaten  anzusehen  ist;  der  ganze  Zuschnitt  des  öffent- 
lichen Lehens  gestaltet  sich  in  derartigen  jungen  Lilndem  merk- 
lich anders  als  auf  dem  Boden  Jahrhunderte  langer  geschicht- 
licher Vergangenheit ;  und  im  übrigen  erscheint  auch  die  koloni- 
satorische Thätigkeit,  welche  die  Vereinigten  Staaten  ihrerseits 
seit  ihrer  Unabhängigkeit  entfaltet  haben,  als  ein  nachahniens- 
werthes  Vorbild  in  der  hier  angedeuteten  Richtung:  die  Gesetz- 
gebung Über  die  Territorien  enthält  nicht  nur  vom  volkswirth- 
scbafllichen,  Goudem  auch  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  aus 
gesehen  sehr  vieles,  das  geradezu  Anspruch  auf  AllgcmcingÜltigkoit 
ei'heben  darf;  ganz  vomehmlich  aber  hat  fUr  Amerika  Ein  Institut 
de«  modernen  Koloniallebens  eine  naturgemäss  äusserst  unheil- 
volle Bedeutung  erlangt:  die  Sklaverei.  Das  junge  Dasein  der 
Union  zeigt  deutlich,  in  wie  erschreckender  Weise  es  sich  rächt, 
wenn  ein  civilisirter  Staat  nicht  versteht,  gleich  von  Anbeginn 
»eine  Gesetze  nach  den  elementarsten  Kegeln  der  Meuachliclikeit 
einzurichten;  und  diese  Lehre  darf  als  etwas  schlechthin  Selbst- 
verständliches —  wie  es  \-ielfach  zu  geschehen  pflegt  —  durch- 
aus nicht  oberflächlich,  sondern  muss  in  ihrer  ganzen  Tragweite 
und  in  ihrem  vollen  Emstp  von  dor  deutschen  Wissenschaft  ge- 
würdigt werden,  denn  selbst  in  Deutschland  fehlt  es  nicht  an 
Stimiuen,  welche  für  die  Kolonien  desselben  die  Sklaverei  wenn 
auch  nicht  unmittelbar  fordern,  so  doch  auf  Umwegen  unter  allerlei 
Namen  einzubili^em  versuchen,  indem  man  zwar  die  Absicht, 
, Zwangsarbeit'  durchzuführen  mi(  grosser  sittlicher  Entrüstung 
von  sich  weist,  sich  aber  fttr  einen  nArbeiiszwang"  erklärt  oder 
sich  filr  das  sogen.  Indeuturesystem  begeistert,  im  besten  Falle 
ohne  zu  bedenken,  dass  wohl  die  Nomen  besser  Idingen,  jedoch 
an  dor  Verwerflichkeit  der  Sache  selbst  dadurch  gar  nichts  ge- 
ändert wh'd;  andererseits  kann  mtin  aber  auch  in  dieser  Zeit  der 
eminenten  Kealpolitik  geradezu  von  dem  »Popanz  der  Sklaverei* 
lesen,  als  ob  das  blutige  Geschick  Nordamerikas  gar  nicht  in  den 
Bdchem  der  Geschichte  verzeichnet  stünde. 


Wenn  also  aus  all  diesen  (rrttndcn,  denen  sich  solbstreratänd- 
lich  sehr  leicht  noch   eine   grössere   Anzahl    anderer   hinzufügen 
Hesse,  die  Vereinigten  Staaten  bei  uns  die  gespannteste  Aufmerk- 
samkeit verdienen,  so  ist  es  auch  wUnschcuswerth,  dass  alle  Werke,^^ 
welche  hierzulande  über  diesen  Gegenstand  erscheinen,  eine  miß- 
lichst allgemeine  und  eingehende  Bonchtimg  finden ;  zu  den  besten  ^_ 
hierher  geh^irigen  Werken  nun,  welche  die  neuere  Literatur  heror-^| 
gebracht  hat,  sind  unstreitig  die  Arbeiten  t.  Holst's  *)  zu  rechnen, 
der,  nachdem  er  bereits  %'ier  timfangreiche  Bände   Ober  die  Ge- 
schichte der  Vereinigten  Staaten  bis  zum  Ausgange  der  fllnfiziger 
Jahre  erscheinen  Hess,   nunmehr  auch  das  geltende  VerfoHSungs- 
recht  derselben  fUr  M\hqi:abi>sbn*s  Sammlung  der  verschiedenen 
modernen  staatsrechtlichen  Systeme  bearbeitet  hat. 

Was  zunächst  das  gcschichthche  Werk  betrifft,  so  hat  dasselbe! 
bei  allen  Fachleuten  grosses  und  gerechtfertigtes  Aufsehen  erregt:] 
wenn  es  dagegen  in  weiteren  Kreisen  noch  nicht  in  entsprechender 
Weise  bekannt  geworden  ist,  so  liegt  das  zweifellos  voraehnilicJi  da- 
riiif  dass  es  durch  die  Form  seiner  Darf  tcllung  an  Anziehungskraft 
pinbOsst;  zunächst  ist  die  Disposition  des  Ganzen  keine  besonders 
glUckUchc:  der  Stoff  ist  in  einzelne  Kapitel  zerlegt,  in  denen  sich 
die  chronologische  Folge  der  Ereignisse  keineswegs  gewahrt  ündet; 
wenn  dies  nun  auch  an  sich  nicht  zu  tadeln  sein  dürft«,  so  hättft^H 
doch  der  zeitliche  Zusammenhang  der  einzelnen  Momente  deut-  ^^ 
liclier,  als  es  geschehen  ist,  heiTorgehoben  werden  sollen;  durch 
die  Zerreissung  des  Stoffes,  wie  sie  v.  Holst  beliebt,  wird  es  dem 
Leser,  der  nicht  schon  einigermassen  mit  dem  Stoff  vertraut  ist, 
gehr  schwer,  sich  ein  klares  Bild  desselben  zu  sc^haffen;  anderer- .^^ 
seits  erscheint  auch   die  Schreibart  etwas  allzu   gektLustelt,   mn^f 
fesselnd  zu  wirken ;  es  findet  sich  darin  eine  fast  überreiche  Zahl 
bildlicher  Redewendungen,  welche  doch  gerade  für  die  Behandlung 
eines  so  einfachen  und  nüchternen  Stoffes,  wie  die  Geschichte  der 
Vereinigten   Staaten   nnd    insbesondere    ihrer  Verfassung,    nidit 
sonderlich  geeignet  erscheint:  aber  alles  das  kann  doch  nicht  ins 
Gewicht  fallen  der  geradezu  erstaunlichen  Gründlichkeit  gegen- 


*)  Terfaaeatif;  und  Demokratie  der  Verein.  Staaten  von  Amerika,  Band  1.;  | 
VerfcaningBgftschichte  der  Verein.  Staaten  von  Amerika,    fid.  2.  3.  4  Berlin, 
Springer  1878—1884:  HOiIann  da»  StaaUrocit  der  Verein.  Stuateu  vod  Ame- 
rika in  MA[i(}i'Aa[>9E.v'B  Hanilbucb  den  {IffeutUchen  Hecht«.  4.  Band,  1.  Holb- 
Itand«  3.  Abthlg.,  Freibarg;  Mohr  1885. 


über,  welche  sich  namentlich  in  der  Ausnutzung  der  einschlügigen 
Quellen  zei^.  und  um  so  hfiber  zu  vernuschla^en  ist,  wenn  man 
bedenkt,  wie  wenig  gesichtet  das  ganze  Material  bis  dahin  ge- 
wesen ist  und  welche  gewaltigen  Schwierigkeiten  das  bisherige, 
allerdings  in  steter  Entwicklung  begriflfene  atnerikaniache  Biblio- 
thekenwesen dem  Forscher  entgegen  stellte.  Nur  ein  langjähriger 
Aufenthalt  im  Lande  selbst  und  der  sprichwörtliche  Eifer  des 
deutschen  Gelehrten  haben  dos  Zustandekommen  einer  derartigen 
Arbeit  ennöglirht,  die  im  tibrigen  durch  ihre  strenge  aber 
durchaus  gerechte  Kritik  sich  von  der  sonstigen  Oeptlogen- 
heit  deutscher  Schriftsteller  vortheilhaft  auszeichnet;  bisher  war 
in  den  Arbeiten  deutscher  Publizisten  über  die  grosse  trans- 
atlantische Republik  entweder  nur  eine  kritiklose  Verherrlichung 
der  dortigen  Zustände  oder  aber  eine  zum  Theil  nicht  einmal  auf 
persönlicher  Anschauung  beruhende,  durchweg  absprechende  Be- 
urtheüung  eu  finden,  die  in  Anbetracht  namentlich  unserer  mouar- 
chischeuStaatseinrichtuug  fllr  das  gewaltige  Staatswesen  drüben  kaum 
©in  Terächtlichee  Ächselzuckeu  Übrig  hatte,  um  darzuthun,  wie  wir"» 
zuletzt  so  herrlich  weit  gebracht  und  zu  welchem  wüsten  Chaos 
das  Treiben  der  „Republikaner  und  Demokraten"  in  der  neuen 
Welt  gefllhrt  habe.  In  vollem  Gegensätze  dazu  hat  t.  Holst, 
wie  schon  angedeutet,  es  eich  mit  vielem  Eifer  und  unverkenn- 
barem Erfolge  angelegen  sein  lassen,  darzuthun,  dass  neben  den 
unbestreitbaren,  zum  Theil  Übrigens  durch  die  Jugend  des  Landes 
Dotbwendig  bedingten  Schattenseiten  in  demselben  auch  unendlich 
viele  Vorzüge  zu  Tage  treten,  an  denen  man  allenthalben  zu 
lernen  vermag. 

Nach  dem  Vorworte  zum  ersten  Bande,  welchen  er  »Verfas- 
sung und  Demokratie'  genannt  hat,  war  ps  ursprQnglich  v.  Holst's 
Absicht,  lediglich  «die  innere  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten 
zu  btihandeln,  soweit  sie  ftlr  die  Entwicklung  uud  das  Verständ- 
nias  des  Verfnssungsr echtes  und  der  Demokratie  von  Belang  ist* ; 
die  folgenden  Bünde  bat  er  dann  Hchl4^chthin  als  »Verfassungs- 
geschichte' bezeichnet;  allein  thatsüt-lüich  bietet  die  Arbeit  auf 
>  der  einen  Seite  etwas  weniger,  auf  der  andern  viel  mehr,  als  man 
nach  diesem  Titel  erwarten  sollte ;  dieser  lässt  oflenbar  ein  Werk 
rein  publizistischer  oder,  im  engeren  Sinne,  staatsrechtlicher  Art 
Termnthen;  allein  v.  Holst  erweist  sich  in  jeder  Zeile,  die  er 
schreibt,  nicht  als  Publizisten,  sondern  als  das,  was  er  in  Wahr- 


heit  ist,  als  Historiker,  der  neben  der  Entwicklung  der  recht- 
liehen,  für  den  Ausbau  der  Vei-fassung  wichbf^eii  Fragen  auch 
die  allgemeinen  politischen  ZuMtäiide  und  die  Bedeutung 
den  Charakter  der  leitenden  Ferü5uiiclikeiten,  ja  selbst 
äussere  Erscheinung  zu  schildern  sich  bemülit,  während  er 
gegenüber  »tellenwci-sc  etwas  vermifiseu  LiLsst,  was  in  einer 
laäsungsgüschicbto  sehr  wohl  hätte  ei-wuhnt  werden  können;  allein 
es  wäre  ganz  verfehlt,  gegen  ihn  dieserhalb  den  Vorwurf  der 
UnvulUtändigkeit  zu  erheben,  da  einwaudlos  zugegeben  werden 
mn&^,  dass  er  mit  einer  Genauigkeit  und  Umständlichkeit  be- 
richtet, an  der  eich  stellenweise  ohne  Nachtheil  itlr  die  Sach« 
selbst  hiitte  sparen  lassen. 

Unter  den  Einzelheiten,  die  mehr  dem  allgemein  historischeD 
als  dem  eigentlich  Terfassungflgeschichtliclien  Gebiete  angehdreDf 
niuss,  wie  schon  angedeutet,  vornehmlich  die  Charakterisirung  der 
hervorragenderen  Staatämilauer  erwähnt  werden;  die  Bilder,  welche 
er  von  den  einzelnen  Präsidenten  entwirft,  sind  um  so  werih- 
voller,  als  sie  den  bisherigen  Anschauungen  vielfach,  und  zwarfl 
mit  gutem  Grunde,  widersprechen;  auch  die  Schilderung  anderer 
Persönlichkeiten,  wie  insbyaondere  Calhobn'b,  Hkn-by  Clay's  und 
Wkhbteb's,  zerstört  manche  Illusionen,  die  von  pietätvollen  Bio- 
graphen theiU  geflissentlich,  tfaeils  absichtslos  genährt  worden 
sind.  Andererseits  finden  auch  die  auswärtigen  Verwicklung« 
der  Vereinigten  Staaten  eine  oft  sehr  gründliche,  auf  reichhaltige 
QuoUcnmaterinl  gestützte  Darstellung;  am  wichtigsten  aber 
wenigstens  itir  hier  —  mUt«scn  offenbar  diejenigen  seiner  Aus-" 
führUDgen  erscheinen,  welche  sich  mit  der  Lehre  von  der  Staatea- 
souveränetät  und  der  Geschichte  der  Sklaverei  beschäftigen,  da 
diirin  das  verfassungsrechtliche  Moment  besonders  scharf  hervortritt- 

Wer  die  Lehre  van  der  Staatensouveranefc&t  erörtern  will, 
muss  nolhwendigerweise  den  fundamentalen  Gegensatz  hbrühren. 
welcher  zwischen  den  Anschauungen  Über  die  rechtliche  Kon- 
struktion der  Union  und  dem  entsprechend  über  die  rechtliehe 
Stellung  der  EinzeLstaateu  herrscht  und  wehhur  in  allen  Staata^^ 
weseu  vom  Charakter  dieäus  Landes  das  haupt»üchlich»te  Merkel 
mal  der  poIitiBcheu  Kämpfe  bilden  wird;  es  haudeit  sich  dabei 
um  die  Frage,  ob  die  Union  als  solche  ein  einheitliches,  sozu- 
sagen apriorjstisches  und  in  eich  souveränes  Ganze  darstellt  oder 
nur  als  entstanden  zu  denken  ist  durch  eine  freiwillige  und  darum 
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im  Grande  auch  wiUkÜrlich  abzuändernde,  ja  selbst  lösbare  Ver- 
bindung der  Einzelstaaten?  In  den  Kongresedebatten  wie  in  der 
amerikanischen  Publizistik  bemüht  man  sich  nun  selbstverstünd- 
lich  Ton  jeder  Seite  her  auf  das  eifrigste,  aus  der  Entatehungs- 
geschichte  der  Union  die  Belege  ftlr  die  eine  oder  die  andere 
Ansicht  herzuleiten,  allein  die  Art,  in  der  dies  gcscliicht,  ist  nicht 
ZQ  billigen;  man  stützt  sich  dabei  auf  die  einzelnen  Phasen  der 
Yorgescbichie,  die  einzelnen  Äeusserungen  der  bei  der  Aus- 
arbeitung der  Konstitution  thätigon  und  massgebcndsteu  Staats- 
männer, welche  man  als  die  Väter  der  Union  zu  bezeichnen  pflegt, 
oder  auch  auf  einzelne  Wendungen  der  Verfassungsurkunde  selbst; 
aber  alles  das  bietet  keinen  für  die  Erledigung  der  Streitfrage 
genügenden  Anhalt,  denn  da»  sind  nur  Einzelheiten,  herdus- 
gerissen  aus  dem  Geizige  der  gomten  grossen  historischen  Ent- 
wicklung oder  dem  Gesammtinhalto  der  Konstitution,  während 
die  eine  wie  die  andere  im  Gegensatze  dazu,  durchaus  in 
ihrer  Totalität  aufgefasst  sein  wollen  und  nicht  in  eine  Anzahl 
einzelner,  oft  einander  widersprecbender  Momente  zerpflUckt  wer- 
den dürfen.  TreSend  Imt  v.  Holst  nachgewiesen,  dass  die  Union 
nicht  etwa,  wie  die  MeUrzalil  der  amerikanischen  Schritlateller 
es  dansustcllen  liebt,  in  allgemeiner  Begeisterung  durch  einen 
freiwilligen  Pakt  der  damals  vorhandenen  dreizehn  selbständigen 
Kolonien  gegründet-,  sondern  denselben  trotz  des  heftigsten  Wider- 
etandes  durch  die  harte  Nothwendigkeit  abgerungen  worden  ist. 
Selbst  die  scharfaichtigtffcen  Kflpfe  sind  sich  in  jener  Sturm- 
und Drangperiode,  welche  der  ünabhängigkeitaerklärung  folgte, 
kaum  völlig  darüber  klar  gewesen,  wie  man  eine  festere  Union  aus 
der  bis  dahin  ausserordentlich  losen  Konföderation  schaffen  könne; 
nur  das  fühlt«  jeder  heraus,  dass  sie  fester  gefügt  sein  müsse, 
und  zum  Heile  des  Volkes  Übte  ein  Mann,  der  mit  merkwürdigem 
juristischem  Scharfsinne  ausgestattet  war,  den  wesentlichsteu  Ein- 
äusä  bei  Abfassung  der  Konstitution,  nämlich  AiiRXAKOEB  Hamil- 
tok;  dieser  aber  arbeitete,  mit  vollem  Verständnisse  für  die  Un- 
zulänglichkeit des  Bestehenden,  von  vornherein  daraufhin,  die 
Union  so  zu  gestalten,  dass  sie  nicht  beliebig  auflüübur  sein  sollte; 
und  in  Wahrlieit  hätte  sonst  auch  die  ganze  Konvention,  die  im 
Jahre  1786  für  die  Ausarbeitung  eines  neuen  Verfassungs- 
entwurfes noch  Philadelphia  berufen  wurde,  schlechterdings  keinen 
Temünftigen  Zweck   gehabt     So  ist  denn  die  Union  zum  Vor- 


bilde  f^cworden  eiiics  Kusnmmcngcsetzten  Staates,  dessen  juristische 
Konstruktion  ja  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  der  mannigfachsten 
Weise  heliebt  wird,  der  aber  jedenfalls,  nach  der  U  berein  stimmen-      j 
den  Ansicht  aller,  im  Gegensätze  steht  zn  einem  auf  vÖlkerrecbt^H 
licher  Grundlage  ruhenden  Staatenbunde  insofern,  als  die  Central- 
rogicrung    die    ihr    zustehende    Souveräneüit    unmittelbar    deaj 
Staatsbürgern    gegenüber    ausübt    und    innerhalb    der    ihr  ver^H 
fn^suTigsmüssig  zugewieseneu  Sphäre  für  die  RechtäbestandigkeH 
ihrer  Akte  keiner,  sei  es  auch  nur  stillschweigenden  oder  recht- 
lich  zu   Tcrmuthenden  Katihabition   <lurch    die   Hegierungeu   der 
Einzelstaaten  bedarf,  wie  ich  dies  eingehender  nacligewiesen  lube 
in  meiner  Schrift   Über  die  Verfassung  der  nord amerikanischen 
Union  Kap.  4,  S.  54~G1. 

In  der  Entwicklung  jedes  auf  solcher  Grundlage  ruhenden 
Staatswesens  müssen  sich  nun  ganz  selbstverständlich  zwei  Haupt- 
richtnngen  geltend  machen:  eine  centrifugaleoderpartiktilaristische 
und  eine  centripetale  oder  nationaliairende ;  mid  man  kann  hinzu- 
fügen: solange  nicht  die  eine  oder  die  andere  völlig  und  aus- 
schliesslich die  Oberhand  gewonnen  hat ,  ist  die  Verfasstmgs- 
geschichte  des  betreffenden  Landes  nicht  zum  Abschluss  gelangt. 
Ein  zusammengesetzter  Staat  nach  Art  der  Union  ist  ein  juri- 
stisches Zwitterwesen  und  begrifflich  stets  anzusehen  als  das  Er- 
gcbniss  eines  Uebergangs Stadiums  in  dem  politischen  Bildungs- 
gange seines  Volkes;  «es  mag  in  vielen  Füllen  geschehen,  dasa 
dieee  Zwittematur  nie  gehoben  wird,  denn  unberechenbare  That- 
SAchen  durchkreuzen  oft  die  Pliine  sellist  des  wei  testseh  enden 
Staatsmannes;  aber  grundsätzlich  und  der  Theorie  nach  muss  in 
jedem  zusammengesetzton  Staate  der  Keim  völliger  Einigung  odc 
gänzlicher  Auflösung  gefunden  werden;  das  zeigt  sich,  wie  ge-^ 
B&^^  in  der  Praxis,  d.  h.  in  der  Geschichte  jedes  solchen  Qe--| 
bildes  durchweg  bestätigt." 

Der  Partikularismus  geht  darauf  aus,  die  Centralgewalt  nur 
als  Mandatar  der  Partikulargew  alten  anzusehen  und  ihr  dem- 
gemäs«  die  Möglichkeit  zu  jetJer  gegen  das  Partikularinteresse 
gerichteten  Thiitigkeit  zu  nehmen;  die  centralisirende  Strömung 
ist  dem  gegenüber  in  zweierlei  Richtungen  denkbar:  entweder 
sie  beschränkt  sich  nur  daratif,  die  unbedingte  Selbständigkeit 
der  Centralregierung  in  den  ihr  verfassungsmässig  gezogenen 
Grenzen  voll  und  ganz  zu  wahren  oder  aber  sie  geht  noch  darüber 
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i.lijnau8  und  trachtet,  diene  Qrenzeu  beständig  zu  erweitem  unil 
die  BcfugaiBse  der  Partikulargewaltcn  dem  enünprechend  einzu- 
schränkeD. 

In  der  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  ist  bisher  die  letzt- 
gedachte  Tendenz  wenig  hervorgetreten :  eine  grundsatzliche  Er- 
weiterung der  durch  die  Konstitution  von  1789  der  Bundesregierung 
zugewiesenen  Kumpetenz  i^t  bi.«her  kaum  jemals  versucht  oder 
erreicht  worden,  wenn  man  eine  »olche  nicht  etwa  in  den  drei 
letzten  Artikeln  des  Amendements  sehen  will;  dagegen  ist  aller- 
dings das  Partikularinte re.sse  ohne  alle  Bedenken  bis  zu  den 
äuasersten  Schlussfolgerungen  aus  Heiner  Promisse  vorgeschritten: 
diese  Schlussfolge  lindt-t  llu-en  Au-sdruck  in  dem  beständig  be- 
anspruchten Rochtc  der  ,KiillÜik!ition*  und  „Secession".  d.h.  in  der 
ftir  die  Einzelstaaten  geforderten  Befugniss,  die  Akte  der  Bundes- 
regierung als  eines  Mandatars  aufzuheben,  zu  nulUfiziren,  wenn 
dieselben  nicht  die  HItligung  des  MaTidant4>n  erhalten,  und  weiter 
noch  —  sobald  dies  thatsäclilich  nicht  angehen  sollte  —  die 
Verbindung  mit  der  Union  t^r  auJ'gel&st  z\x  erklären  und  aus 
derselben  zu  „sezediren".  Sehr  richtig  sagt  v.  HotiT,  dem  hier 
TOigetragenen,  aus  der  Theorie  hergeleiteten  Grundgedanken  ent- 
sprechend, im  ersten  Baude  am  Ende  des  zweiten  Kapitels,  in 
welches  er  sein  treffendes  ürtheil  über  die  bei  den  Amerikanern  all- 
gemein beliebte  ,Kanoninirung'  der  Konstitution  zunamraengefasst 
hat:  ,Uie  Krage  der  NiilUiikaliun  und  Se^i^u^slou  ist  nicht  erst 
Ton  Cai/HOUsi  und  seinen  Schülern  geschaifen  worden  ^  sie  ist  so 
alt  wie  die  Konstitution  selbst  und  sie  ist  stets  eine  lebendige, 
wemiglcich  nicht  immer  brennende  gewesen,  ilire  Wurzeln  lageu 
in  den  geffcbeneu  thatsUchliohen  VerhUltnissen  und  die  Kon- 
stitution war  der  lebendige  Ausdruck  dieser  gegebenen  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse.* 

Was  nun  die  einzelnen  Phasen  des  hier  angedeuteten  Ent- 
wicklungsganges betriffi,  eo  sind  dies  für  die  von  v.  Holst  bisher 
behaudelte  Zeit  die  folgenden :  In  den  Jahren  1 708/99  passirten 
die  Legi.slaturen  der  Staaten  Virginia  und  Kentucky  aiüässlich 
der  kurz  vorher  vou  dem  Uuionskoagresse  zur  Verhütung  innerer 
Unruheu  beschlossenen  sogen.  , Fremden-  und  Autinüirge.setze" 
Kesolutionen,  welclie  zunächst  darauf  berechnet  waren,  der  Un- 
zuiricdeuhf-it  der  gedachten  Legislaturen  mit  jenen  Gesetzen  Aus- 
druck zu  geben,  dann  aber  auch  noch  einou  Schritt  weiter  gingeu 


und  sich  zu  erheblichen  Drohungen  Terstiegen.    In  der  Virginia-' 
Resolution  heitu^t  es:  dai^s  die  Staaten,  welche  die  Parten  des  der 
Union  zu  Grunde  liegenden  Vertrages  bilden ,   das  Hecht  haben  ^ 
und  in  Ptiicht  gehalten  sind^  sich  in's  Mittel  2u  l^en  (to  ijiter-] 
poae),  um  die  Bcfuguissc,  Rechte  und  Freiheiten  aufrecht  zu  er- 
halten, welche  Urnen  zustehen,  d.  h.  nämlich,  sobald  sie  glauben, 
dass   durch    ein  Ünionsgesetz   diese  Befugnisse  u.  b.  f.   verletzt) 
worden  seien;  in  den  Kentucky- Resolutionen  aber  wird  die  Sache 
noch  bedeutend  thatkräiliger  angefasst  und  gesagt :  dass  die  Tcr- 
schicdenen  Staaten,   da  sie  souverän  und  unabhängig  sind, 
dos  unbestreitbare  Recht  haben,  Ober  VerfassungSTorletzungen  zu 
richten  und  dass  eine  „Nullifikation"  der  angeblich  in  Gemäss- 
heit  der  Konstitution  vullzogenen,  unautnnsirten  Akte  durch  diese 
souveränen  Gewalten  das   rechtmüstiige  ÄbliilfHmittel  ist,  —  Das 
Merkn'Ürdigste  an  diesen  Vorgängen  aber  ist,   dass  die  Urheber 
dieser  Besclilüsse  zwei  Männer  waren,  die  hauptsächlich  an  dem 
Entwürfe  der  Konstitution   mitgearbeitet   haben   und   daim  auch 
Präsidenten    der    Vereinigten    jStaaten    gewesen    sind ,    nämlich 
Madimon  und  Jki'ferhos.     v.  Holst  macht  nun  daraufhin  diesen, 
beiden  und  namentlich  dem  letzteren,    der  sich  Überhaupt  nlchti 
seiner  besonderen  Gunst  erfreut,  den  Vorwurf,   durch  die  Reso- 
lutionen die  ÄuflÖslichkeit  der  Union  klar  und  deutlich,    wenig- 
stens im  Prinzip,  anei'kamit  zu  haben,  und  bringt  noch  weiterhin 
ein  ScbrillstUck  bei,   das,   vou  Jii:fp>:kso.n  herrührend,  sogar  die 
Sesastrion  —  aüerdiuga   nur  in  dem  äusseratcu  Nothf&lle  —  als 
grundsätzlich  zulässiges  Eestriktionsmittel  bezeichnet.     "Wie  d( 
immer  auch  sein  mag,  jedenl'alls  hat  weder  Mal'isos  noch  Jbffbb-J 
80N  die  thatsächliche  MSglichkeit  so  weitgehender  Schritte  ernst 
lieh  ins  Äuge  gefasst,    und  ihre  Aeusserungen,   wie  sie  in  jene 
Resolutionen   übergegangen   sind,    verfolgten  offenbar   mehr  den 
Zweck,  durch  Hinweis  auf  die  gedachte  Möglichkeit  den  Bestand 
der  Union  zu  sichern,    indem  sie  es  Hir  ihre  Pflicht  erachteten, 
die  ünionsregiening  vor  der  Usurpation  solcher  Kompetenzen  zu 
warnen,   welche  derselben  nach  einer  allerdings  vielleicht  ziem- 
lich engherzigen  Auslegung  der  Konstitution  nicht  zuzurechnemj 
sind  —  als  in  Wahrheit  eine  Zerstörung  des  eben  erst  und  nicht 
zum  mindesten  dnn-h    ihre   eigenen  Anstrengungen   geschafl'enen 
Werkes  anzubahnen.    In  der  That  lässt   sich   doch  auch  —  wie 
die  Dinge  nach  der  Konstitution  nun  einmal  liegen  —  gar  uicht 


absehen,  warum  die  Einzelstnaten  nicht  dos  Recht  haben  sollten, 
die  Konstitution  als  aufgeh<jben  zu  betrachten,  wenn  die  Üaions- 
regieruug  üirerseiLs  ohne  Weiteres  die  ihr  durch  die  Konstitution 

Ihklar  und  deutlich  verliebenea  Kompetenzen  Uberacltreiten  und 
damit  selbst  die  Konstitution  begriß'lich  ausi^er  Kraft  Kietzen  würde. 
Dieser  Umstand  scheint  in  der  Darstellung  v.  üol&t's  nicht  ge- 

'ziagcnd  gewürdigt;  und  darin  liegt  auch  der  grosse  üntorschied 
zwischen  dem  Standpunkt«  eines  Madisok  und  Jbpfebsoi;  einer- 
seits und  Calhodn's  andererseits,  für  den  v.  Holst  allerdings  eine 
sehr  grosse  Vorliebe  bekundet.  Calhoun  ist  —  was  man  auch 
s^en  mag  —   trotz  der  Virginia-   und   Kentucky-Üesolttticuen 

.der  eigentliche  Vater  der  Sezession,  wenn  ihn  auch  v.  Holst  nicht 
ohne  Gnrad  gegen  den  wider  ihn  erhobenen  Vorwurf  vertheidigt, 
Abjbb  er  gleich   von  Anfang  an  mit  vollem  Bewusstsein  auf  die 

iZerstilrung  der  Union  hingearbeitet  habe;  das  mag  gewiss  an  sich 
richtig  sein;  und  richtig  ist  auch,  dass  Calbqun  nicht  der  ^Er- 
finder"  der  Sezession  ist,  denn  der  Urund  lür  diese  lag,  wie  schon 
bemerkt,  in  den  Verhältnissen  der  Union,  wie  jedes  zusammen- 
gesetzten Staates;  kein  einzelner  Mensch  wäre  einflussreich  genug 
gewesen,  selbst  Calhoi'n  nicht,  der  Lehre  von  der  Sezession 
einen  so  grossen  Anhang  zu  gewinnen,  als  es  ihm  thatsächlich 
gelang,  wenn  diese  Lehre  lediglich  das  Ergebniss  seiner  persön- 
Kchen   politisclien  Uoberzeugung    gewesen   wäre;    aber  Calhouk 

(war  der  Erste,  welcher  diese  Lehre  in  ein  gewisses  System  ge- 
bracht und  mit  voller  Schärfe  entwickelt  hat;  er  wollte  —  soweit 
er  Überhaupt  die  Erhaltung  der  Union  in's  Äuge  gefasst  hat  — 

igie  in  jedem  Falle  nur  so  erhalten  wissen,  wie  sie  seiner  Auf- 
fassung nach  sein  sollte;    er  legte    der  Konstitution  bei  ihrer 

iLiterpretntion  einen  sehr  eigenthUmlichen  Zwang  an,  und  wenn 
es  nun  auch  im  allgemeimm  bei  den  Äraerikjmem  Sitte  ist,  tTlr 
jedwede  Ansicht  die  Begründung  aus  der  Konstitution  von  1789 
herzuleiten,  so  ist  das  doch  unbedingt  nicht  der  Fehler  dieses 
Gesetzes,  denn  man  kann  nicht  bestreiten,  dasa  der  Wortlaut 
denselben  so  klar  und  deutlich  it^t,  wie  er  nur  in  irgend  einem 
GlQ8et2e  der  Welt  zu  finden  ist;  dass  also  gewisse  Auslegungen 
nur  auf  Mangel  an  juristischem  Verständnias  oder  aber  einer, 
vielleicht  mit  Selbsttäuschung  verbundenen,  darum  aber  nicht 
minder  unentschuldbaren  absichtlichen  Verdrehung  der  einzelnen 
lungen  oder  des  dem  Gänsen  zu  Grunde  liegenden  Geistes 
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beruhen.  Calbodm  las  auf  solche  Weise  aus  der  Konstitution 
heraus,  dass  die  Staaten  Überhaupt  iu  der  Li^e  sein,  sollten, 
schliesslich  alle  von  der  Uniousregierung  erlassenen  Gesetze  ausser 
Kraft  zu  setzen,  wenn  sie  nicht  dem  eigenen  Belieben  oder  Vor- 
theil  dieser  Staaten  entsprächen ,  und  beschränkte  sich  nicbl^l 
vrie  Mäuisos  «der  Jeffekson  darauf,  grundsätzlich  eine  Reaktion^* 
des  Partikulariutereäses  gegen  die  Union  aui<schli esslich  Itlr  den 
Fall  anzuerkennen,  da  die  durch  die  Verfassung  gcuau  abgegrenzte 
Kompetenz  der  Uuionsregierung  von  dieser  letxtt'ren  willkDrlich 
überschritten  wird ,  ahtu  du»  l'artikulariuteressü  »ich  sozusag^ 
in  der  Defensive  betiudct.  Calhoitn  hat  dem  gegenüber  die 
Offensive  des  Partikulurintcresscs  gegen  die  Bothütigung  der  durch 
die  Koustitution  selbst  bedingten  centripetulen  Tendenz  gepredigt 
und  weun  er  wirklich,  wie  v.  Hui.st  beliauptet,  dies  auf  dem 
Boden  und  in  dem  Rahmen  der  Verfiissung  glaubte  durchftlhreD 
zu  können  und  derageniiLss  lange  Zeit  auf  die  Erhaltung  der 
Union  in  dicRitm  ^iimie  bt^dacht  war,  so  muss  niou  bcbuupteut 
dass  er  sich  in  einem  schweren,  bei  einem  so  beaulagtcn  Kopfi^H 
ausserordentlich  auflalieudeu  Irrthum  befand,  der  aber  darmn 
keine  praktische  Bedeutung  hat,  weil  er  schliesslich,  wie  v.  üolst^ 
ebenfalls  zugeben  muss,  die  aus  der  NulUfikatiousbefuguiss  hei 
geleitete  Sezession  unmittelbar  in 's  Äuge  fasste  und  darüber  sei 
deutliche  Aufklärungen  gegeben  hat. 

Anfangs  der  dreiasiger  Jahre  wurde  rom  Kongresse  eine 
Tarü'bill,  d.  h,  ein  Gesetz  beschlossen,  welches  thatsächlich  nicht 
nur  Finauzzölle,  il1.su  Staatäeinnahmeii,  sc-haiFeu  soUtti,  sondern 
darüber  hinaus  dem  allgomeiuuu  vülkswirthscbaftlicbeu  GesichU*^— 
punkte  liechnuug  trug,  Schutzzüllc  auf  gewisse  Artikel  zu  legca^| 
um  damit  der  Industrie  des  Landes  aufzuhelfen  oder  Überhaupt 
eine  derartige  Industrie,  tilr  deren  Ausbildung  alle  natUrlicheu 
Vorbedingungen  gegeben  waren,  in's  Leben  zu  rufeu,  indem  man 
sie  auf  diese  Weis©  gegen  die  ausländische  Konkurrenz  zu  schützen 
sucht«.  An  der  Auflage  derartiger  Zölle  war  vornehmlich  der 
Norden  betheiligt,  in  welchem  seit  jeher  der  Gewerbefleiss  seine 
hauptsäclilichste  Htjitt«  gefunden  hatte,  während-  der  mehr  acker- 
bautreibende Süden  dadurrli  ge.schädigt  zu  werden  glaubte;  alfl 
der  hervorragendstü  Wurtillhrer  dieser  Hüdstaatliclien  Frcihandels- 
partei  trat  nun  Calhous  auf,  der  übrigens  merkwürdigerweise 
frUherhin  auch  schutzz&llneri&che   Anwandlungen   gehabt  hatte; 
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sein  Heimaths&taat,  South- Carolina,  glaubte,  namentlich  auf  sein 
Betreiben,  ein  niöglichat  entÄchiedenes  Voi*geben  geboten,  als  am 
14.    Juli    1832   die   Tarifbill    die    Untei"schrift    des   Präsidenten 
AsDBEw  Jacksos  erhalten  hatte.   Man  berief  daaelbst  eine  sogen. 
K  Staatskonvcntion ,   weil  man   die  regulären  legi^latiren  Faktoren 
^küiit  ftlr  zuständig  craditi^te,  in  der  Sache  vorzugehen ;  und  diese 
^BftuUxknnvi'ntion  von  ßauth-('ari>Iina  erlieHB  dann  am  24.  NoTemher 
1832  eine  sogen.  ,NuUifikalioti8ordinanR*,  in  welcher  der  Stand- 
punkt  C^tHouNs,    wie   er   iliri  bei  Berathung  der  Tarifbill  auch 
Iin  dem  Verein igten-Staaten -Senate  vertreten  hatte,  voll  und  ganz 
zum  Atiftdruck  gelangte.    Sie  ging  davon  aua,  das»  jeder  Einzel- 
Staat  berechtigt  sei,    Kongre»äbesclilUsse    als   nichtig  anzusehen 
und    ihnen    jede    praktische    Wirkung   zu    nehmen,    sobald    das 
I     Partikularinteresse  des  Staates  dadurch  für  verletzt  erachtet  werde, 

■  erklärte  demgetnöss  die  Tarifbill   einfach  für  nichtig  und  verbot 
jedem  Staatsbeamten  bei  Strafe  der  Entlassung ,   an  der  Durch- 

_  fllhrung  der  bezüglichen  Gesetze  sich  zu  betheiligen.  Auch  die 
H  selbstversUlndlicIi  naheliegende  Möglichkeit,  das»  die  Bundes- 
regierung ihrerseits  Zwangsraaasregelu  zur  Vollziehung  ihrer  Ge- 
I  setze  in  Anwendung  briugtu  werde,  findet  sich  iu  Betracht  ge- 
zogen und  in  dieser  Hinsicht  erklärt,  dass  jede  Zwangsma^äregel 
der  Bundesregierung  für  unvereinbar  mit  dem  längeren  Verbleiben 
von  Soath-Carolina   in  der  Union  gehalten  und   dos  Volk  dieses 

»Staates  sich  hinfort  aller  weiteren  Verpflichtung  enthoben  er- 
Bchten  werde,  seine  Verbindung  mit  dem  Volke  der  übrigen 
Staaten  aufre<;ht  zu  erbalten ,  und  sogleich  danin  gehen  werde, 
eine  besondere  Kegierung  zu  organisiren  und  alle  anderen  Akte 
und   Dinge  zu   thun,    zu    welchen    souveräne    und   unabhängige 

■  Staaten  berechtigt  sind. 

Thatsächlich  war  damit  der  Bürgerkrieg  offen  erklärt,   und 
die  Folgen  dieses  Schrittes  droht<.m  um  so  gefilhriicher  zu  werden, 

■  als  der  Präsident  Jackson  ein  Mann  von  unerschütterlicher  That- 
~  kraft  war,  von  der  er  in  firüheren  Kriegen  nls  Heerfülirer  hin- 
längliche Beweise  geliefert  hatte.  Dass  der  offene  Kampf  mit 
der  ultima  ratio  nicht  nur  der  Könige,  sondern  auch  der  Re- 
publiken dennoch  vermieden  Mrurde,  muss  fast  wie  ein  Wunder 
erscheinen.  Durch  ein  Koniproraiss  wurde  der  Zwist  schliesslich 
bdgelegt;  die  Tarifbill  wurde  modifizirt.  und  die  Nullifikatious- 
ordinanz   daraufhin  aufgehoben.     Die-ses  Komproraiss   zu  Stande 
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gebracht  zu  haben,  ist  das  Verdienst  Urnry  Glay's,  der  auch  auf 
andern  Gebieten  noch,  wie  gleich  zu  zeigen  sein  wird,  beinahe 
zu  der  nämüihen  Zeit  die  Rolle  eines  Friedensstiftera  übemi 

Mit  der  Nullilikaliünsordinatiz  von  South-Carolina  ist  eigent 
lieh  die  Lehre  von  der  Staatensouverunebät  bereits  fast 
ständig  zum  Abschlüsse  gelangt,  denn  ofTcnbur  würde  auch  die'' 
lebhafteste  Einbildungskraft  sich  eine  Erweiterung  der  hier  flJr, 
die  fiinzelstaaten  bezw.  das  Partikularintereßse  in  Anspruch  gc 
uoramenen  Befugnisse  nicht  erdenken  können.  Alles ,  waa  spät 
in  diesem  Betrachte  gefordert  wurde,  findet  sich  streng  genonunt 
in  der  Ordiuanz  und  in  den  dieselbe  vorbereitenden  lleden  Caijiousi 
im  Senate  bereits  ausgesprochen;  und  auch  der  Sezessionskrieg, 
der  erst  drei  Jahmehnte  später  die  Vereinigten  Stauten  in  zwei^HJ 
feindliche  Heerlager  spaltete,  war  nichts  anderes  als  die  Ver-^^ 
wirklichung  der  Ideen,  die  schon  1832  der  gmttöe  Karolinier  mit  so 
unerbittlicher  logischer  Schärfe  zu  eutwickebi  verstand.  CAUior» 
hat  auch  selbst  im  weitem  Verlaufe  seiner  Thütigkeit  über  den 
Standpunkt,  den  er  in  der  Ordinanz  einnahm,  nicht  mehr  hiu- 
ausgohen  können,  wenngleich  er  selbstverständlich  noch  viel- 
fach Gelegenheit  hatte,  denselben  mit  Bezug  auf  die  wichtigste 
Frage,  welche  in  die  Lehre  von  der  Staaten souveränetat  mit  hin- 
Qbenpielt,  möglichst  thatkräftig  zu  vertreten;  aber  in  aU  diesen 
Ausführungen  kommt  das  in  Mitleidenschaft  gezogene  verfassiungs- 
rechtlirhe  Moment  als  sokhes  kaum  noch  zu  schärferem  Ausdrucke;., 
und  waj!  darüber  etwa  noch  zu  sagen  wäre,  kimn  dalier  bessei 
später  kurz  erwähnt  werden,  in  der  Darstellung  der  KUmpfe 
die  Sklaverei,  also  eben  jenes  wichtigste  Institut^  hinsichtlich  dcftseft^ 
daä  Partikularinteresse  sich  in  den  Vordergrund  drängt. 

Die  Konstitution  von  1789  spricht  sich   über  die  Sklavei 
—   wenigstens    soweit    dieser   Ausdruck    in    Betracht   kommt  — 
nicht  au.**,  jedenfalls  verbietet  sie  dieselbe  nicht,  erkliirt  sie  jedoch ^j 
auch  nirgends  geradezu  für  zulässig,   aber  sie  enthält  doch  ein4^| 
mittelbare  Anerkennung  derselben,   namentlich    insofern,   aht  sie 
ausdrücklich   die  Pflicht  jedes   einzelnen   Staates  —  auch   wenn 
in    diesem    die    Skliiverei    ulclit    besteht    —    hervorhebt,    solche 
„Personen"    auszuliefern,    welche    in    einem    andern    Staat«    ztt' 
.Zwangsarbeit"    jingehaltcn   wanm    und    aus   diesem    entwichen; 
im  übrigen  weu:,  bei  Abfassung  der  Kon.stitution ,  ganz   absicht- 
lich die  Erledigung   der  ganzen  Frage   olfen  gelassen  worden; 
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dadurch  gelang  allerdings  die  Gründung  dor  Union,  war  aber 
auch  ihre  Ünhaltbarkeit  von  vornlieroiu  besiegelt.  Ein  Institut, 
das  80  wesentlich  in  alle  wirthschaftiichen  und  Überhaupt  ÖÖeni- 
lichen  Verhaltnisso  eingreift,  wie  die  Sklaverei,  kann  in  den  ver- 
schiedenen Theilen  eines  Staates  —  auch  wenn  dieser  ein  zu- 
sammengesetzter ist  —  auf  die  Dauer  nicht  verschiedenartig 
geregelt  bleiben;  entweder  inuss  sie,  und  zwar  durch  die  Central- 
regierung,  kurz  und  bündig  gestattet  oder  sclüechihin  verboten 
aein;  wo  das  nicht  zutrifH,  ist  der  Keim  unaufhörlicher  Kämpfe 
j  gegeben. 

Hit  der  Geschichte    der  Sklaverei    sind    im    übrigen    zwei 
Uomente  höchst  verwickelter  staatsrechtlicher  Natur  verbunden, 
auf  welche  gleicli  im   voraus  hingewiesen  werden  muss,  nämlich 
|die  rechtliche  Stellung  der  Territorien  und  diejenige  des  Distriktes 
[Ton  Columbia,  d.  h.  desjenigen  Gebietes,  in  welchem  die  Landes- 
hauptstadt Washington    gelegen   ist    und   Über   das   die   Unions- 
regierung als  solche  unmittelbar  voll«  SouverUneÜit  übt;  in  gleicher 
Weise  begreift  mau  unter  einem  Territorium  ein  Gebiet,  welches 
den  Vereinigten  Staaten  zugehört,  aber  noch  keinen  voll  organi- 
eirten  ^.Staat"  bildet.     Es  ist  klar,    dass  auch   über  ein   solches 
Territorium  —  'ähnlich  wie  Ober  den  Distrikt  von  Columbia  — 
[.der  Unionsregierung  als  solcher  unmittelbar  die  Regierung  gebührt 
und   dass   dieselbe   daher   hei    Begehmg   aller   für   diese    Gebiete 
wichtigen  AngeU?fj[enheiten  über  ihre  St-ellnng  zu  den  einschlitgigeu 
''ragen  gleiclmani  Farbe  bekennen  muss;  das  zeigte  sich  besonders 
deutlich  hinHichtlicIi  der  Sklaverei:  bei  jeder  neuen  Landerwerhung 
konnte  der  Kongrcss  nicht  vermeiden,  sich  in  irgend  einer  Weise 
darüber  auszusprechen,  ob  innerhalb  derselben   die  Sklaverei  er- 
laubt oder  verboten  sein  tjoUe,   und  je  nachdem  die  Entscheidung 
ausfiel,   erschien  die  Union    als   solche   entweder   als  Vertreterin 
oder  Gegnerin  der  Sklaverei  und  domgemits-s  im  Gegensätze  ent- 
weder zu  den  sklavenhaltenden  oder  den  Staaten  mit  freier  Arbeit 
Der    erste   Beschluss    des    Kongresses    über    diesen    Gegenstand 
datirt   nun  schon   aus  dem   Jahre    1789    selbst,    in  welchem  die 
BpDgen.  Ordinanz  von  1787  hinsichtlich  der  Territorien  besUltigt 
■wurde ;  diese  Ordinanz  war  alsn  unter  Geltung  di;r  der  Konstitu- 
^tion    voraufgegangenen    Koniuderatiüusartikel     erlassen     worden, 
als  es  sich  um  die  Auiuahwe  des  nordwestlich  von  Ohio  gelege- 
nen Territoriums  handelte,  und  verbot  filr  dasselbe  die  «Sklaverei 


und  unfreiwillige  Knechtacbaft",  verpflichtete  aber  zur  Ausliefe- 
rung solcher  Flüchtlinge,    von    denen   in   ibrea  HeiniaLhäslaalen 
gesetzlich    Arbeit  oder   Dienst   gefordert   werden  durlXe.      £nde_ 
1789  wurde  dann  von  North -Carolina  ein  Gebiet  an  die  V* 
Staaten  abgetreten,  bezüglich  dessen  festgesetzt  wurde,  dass 
KongreBse  keine  Regulationen  gemacht  werden  sollten,  die 
zielen,  Sklaven  zu  emanzipiren;  1802  fand  eine  ähnliche  Gebiet 
Abtretung  von  Seiten  Georgias  statt,  wobei  die  Bedingung  gestelll 
wnrde,  dass   hier  die  Ordinanz  vou  1787   in  allen  ihren  Theilen' 
(reltuug    haben   ^^üIlte,    ,imi    Ausnahme    des    Artikels,    der    die 
Sklaverei  verbiotef.     Ilervorzahoben   ist  auch  der  Erlass  eines 
in  dieselbe  Zeit  fallenden  „SklavenflDchtlingsgesetzes',  zu  wolchen^^B 
der  Eongress,  trotz  einzelner  entgegenstehender  Meinungen,  wi«^^ 
Hoi«T  richtig  ausftlhrt,  unbedingt  zuHtUjidig  war,  das  aber  durch 
Beine  fabelhaften,  hier  im  einzelnun  nicht  wiedurzugebenden  graa- 
samcn  Be.stimmungen  genügend   zeigt,    wie   günstig   damals   die 
Stimmung  des  Kongressus  tUr  die  Sklavenhalter  war.     Dann  vcjt' 
schwindet  für  einige  Zeit  die  Frage  von  der  Tagesordnung,  selbsfe- 
verstÄndlich  ohne  desshalb  an  Bedeutung  zu  verlieren  und   ohne 
dass  sie  aufhörte^   sich  beständig  fühlbar  zu  machen,   bis  sie 
voller  und  bis  dahin  ungeahnt*:>r  Schärfe  sich  wieder  hervordräi 
bei   der  Organisation   des  TerTit/>riums  MisBouri.     Im  Kongresse 
wurde  vorgwcl Jagen,    die  Aufnahme   des  Territoriums   als  StaafrS 
vou  den  zwei  in  die  Verfassung  des  neuen  Staates  aufzunehmenden 
Bedingungen  abhängig  zu  machen,   dass  die  weitere  Einfllhrung 
von  Sklaven  verboten  und  Hie  Emanzipation  aller  nach  der  Auf-^ 
nähme   geborenen   Sklavenkinder    vom  -5.  Lebensjahi'e   an    aus-) 
gesprochen  wllrde.    Die  Durchführung  dieser  Bedingungen  gelang 
jedoch  uicht,  namentlich  weil  mau  behauptete,  dass  dadurch  die 
Ilechte  der  bisher  dort  angesessenen  Sklavenlialter  beeinti'ächtigfe 
würden,  während  doch  andererseits  indem  Vertrage  mit  Frankreich,, 
TOD  dem  das  Territorium  erworben  wurde,  »ich  ausdrücklich  gesagt 
fdnde,    dass   alle  Bewolmer    des   Territoriums    im  Genüsse  ihrer 
bisherigen  Rechte  vorbleiben  und  alle  Vortheüe  und  Inmumitäten 
der  Verein  igten-Staatcn-Bürger  gemessen  aoUten;  ähnlich  ei^pi^' 
68  zur  gleichen  Zeit   bezüglich   des  Territoriums  Arkansas,   da» 
auch   zu   dem   von  Frankreich  abgetretenen  Gebiete  gehörte  und 
den  südlichen  Theil  desselben  auemachte.   Die  Südstaaten  ghiubten, 
in  einem  etwaigen  Verbote  der  Sklaverei  daselbst  eine  gana  be- 


I 
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erc*  Beeinträchligung  ihrer  Privilegien  zu  sehen,  und  es  wtirde 
daher  in  dem  äogen.  Missouri-Komprouiisse  vom  0.  Man;  1820 
hinsichtlich  dieser  Frage  bestimmt,  dasa  in  dem  betröffeuden, 
ehemab  franzöeischen  Gebiete  nördlich  von  Sü"  30'  u.  Br,  die 
Sklaverei  und  unfi-eiwillige  Knechtschaft  verboten  sein  solle, 
damit  aber  implicite  erklärt,  dass  beides  im  sUdlicheu  Theile 
gestattet  sei. 

Mit  diesem  Vorgrange,  der,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde, 
im  wesentlichen   auf  die  Bemühungen  Hesbv  Clav-s  zurüekzufilhrcn 
ist.    war  die  Aera   der  KompromiH»e   eingeleitet,   die   bis   gegeu 
Ende  der  fünlziger  .Tahre  andauerte  und  iu  der  die  bedeutendsten 
Staatsmänner    der    Union,    wie    eben    FIekbv    Cl4T    und    Dasikl 
Wkbsteb,  und  namentlich  alle  PriUidenten,  Jacksos.   vas  Bramt, 
PoLK,  Tn-ER,  F1L1.MORE,  PiEHt-E  unil  BucRASAS,  sich  iu  der  Rolle 
von  Vermittlern  zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  gefielen. 
T.  Hülst  macht  nun  allen  jenen  Munneni,  insbesondere  den  erst- 
genannten,  daraus   einen  Vorwurf,    insoiem  er  darauf  hin  den- 
selben die  Ansicht  glaubl  zureclmen  zu  messen,  das»  es  Überhaupt 
mDglich  gewesen  sei,  diese  Interessen  mit  einander  in  Einklang 
2U   bringen  und  dadurch   den  Bestand   der  Union   von  1789  zu 
nchem,    während    er    andereräeits    als   Muster   staatsmännischen 
Scharfblickes  Cauboun  hinstellt^  der  ohne  alle  Anwandlungen  von 
Schwäche     die    Schlussfolge    aus    den    g^ebenen    Verhältnissen 
richtig  zu  ziehen  verstanden  habe.    Gegen  diesen  Standpunkt  ist 
aber  doch  in  gewisser  Weise  Widerspruch  zu  erheben.    Unzweifel- 
haft mnsste.  wie  schon  hervorgehoben  worden  ist,  der  Zwiespalt 
zwischen  sklavcnhaltendon  und  freien  Staaten  immer  tiefer  klaöen, 
biß  er  schliesslich  zur  völligen  Auflösung  der  Union  filhrte,  und 
unzweifelhaft  musste  auch   jeder   einsichtige  Staatsmann  dieses 
Geschick  der  grossen  Republik  von  Jahr  zu  Jahr  genauer  erkennen, 
»her  die  Bereitwilligkeit,  alles  zu  thun,  was  aus  dieser  Erkennt^ 
lüss  als  praktisches  Ergebniss  hervorgehen  musste,  könnt«  offen- 
bar nur  die  Sache  nicht  eines  beanlagton  Kopfes,  sondern  eines 
grossen  politisciien  Charakters  sein,  und  jedenfalls  war  der  Ausfall 
des  Spieles,    zu   dem   sich  ein   solcher   hätte   verstehen   mDsseo, 
aamentlich  in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren    nach,    ein  so 
zweifelhafter,   dass   mau   sich   woW    fragen    durfte,   ob    es   nicht 
besser  sei,  die  Union  von  1789   mit   dem   von    ihr  untrennbaren 
Widerspruche  aufrecht  zu  erhalten,  als  vielleicht  durch  vorzeitige 
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Anw-cudung  eines  durchgreifeüdca  Mittels  sie  ganz  und  g&r  den 
Sttdstaaten  auszuliefern.  Nur  durch  die  vermittelnde  Tbätigkeit 
jener  Männer,  die  vielleicht  freilich  mitunter  diesen  günstigen 
Erfolg  ihrer  Handlung» weise  weder  geahnt  noch  beabsinhägt 
habBu  mögen,  wurde  die  grosse  Spanne  Zeit  gewonnen,  während 
deren  sich  die,  Übrigens  von  v.  Holst  iu  allen  Einzelheiten  richtig 
dargestellte,  Entwicklung  der  freien  Staaten  in  der  Weiae  voll- 
Kiehen  konnte,  i\a»n  fue  allmählich  ein  immer  gr^aseres  moralisches 
und  wirtlischal'thches  Uebergewicht  über  die  urt^prünglich  zahl- 
reicher bev5lkerteu  imd  widerstandsfalügereu  Sklavunstaaten  ge- 
wannen und  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  wnrden,  schliesslich 
in  einem  gi-ossen.  weltge»chichtHchon  Kampfe  zu  siegen,  bei  dem 
das  formale  Etecht  durchaus  nicht  immer  auf  Seiten  des  endi^ri 
liehen  Siegers    gewesen  ist.  ^H 

Auf  der  durch  diese  vermittelnde  Thätigkeit  der  leitenden 
Staatämäuuer  geebneten  Bahn  spielte  sich  nun  die  Geschichte  der 
Sklavenfrage  seit  dem  Missouri-Korapromiss  in  folgenden  Haupt- 
ztlgen  ab: 

Anfangs   der  dreissiger  Jahre   wurde   auf  Veranlassung  au^H 
den   Sklavenstaaten    die    Durchführung    eines    Gesetzes    versucht, 
nach  welchem  nicht  nur  alle  Drucknc-hriften,   sondern    ganz  all-^ 
gemein   „Papiere"   —  wemi  sie   Aufreizungen   der  Sklaven   en( 
hielten  —  von  dem  Vertriebe  bczw.  der  Beförderung   durch   die 
Post,    deren    Verwaltung    zur    Kompetenz    der    Bundesregierung 
gehört,  ausgeschlossen  werden  sollten.    Dieses  Verlangen  war  um 
so  bemerkenswerther,  als  es  naturgemäss  zu  einer  Verletzung  der 
verfassungsmässig  gewährleisteten  PreuÄfreiheit  wie    andererseits 
des   Briefgeheimnisses    führen    musste    und    thatsächlich    führte; 
allein  diese  Phase  des  merkwürdigen  Kampfes  wäre  im  (Gründe 
kaum  bescmders  h4_^achtBnswerth ,  da  sie  schliesslich,  wie  voraus- 
zusehen war,  ziemlich  schnell  in    einer   filr  die  Ununtastbarkeif 
der   bedrohten   Rechte    günstigen   VP^eise    ihren    Abschluss   fan( 
wenn  »e  nicht  da»  Vorspiel  zu  jener  von  den  SUdstuaten  imm( 
dreister  aufgestellten  Behauptnng  gebildet  hätte,  dass  man  Ober-* 
haupt  im  ganzen  Gebiete   der  Union   befugt  sei,  jedwede  Dis- 
kussion   tlber    die    Sklavenfrago    schlechterdings    zu    verbieten. 
Diese  Anschauung  fand  denn  sehr  bald  in  den  Regeln,  d.  h.  der 
Geschäftsordnung  des  Kongresses,  welcher  nahezu  die  Bedeutung 
eines    formellen  Gesetzes   innewohnt,    ihren   sehr  verständlichen. 
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Ausdruclc,  indem  durch  dieselbe  untersagt  wurde,  irgend  eine  an 
Haus  gelangende  Petition  betreffend   die  Sklaverei  üherliaupt 

den  Tisch  des  Hauses  zu  legen  und  darüber  zu  debattiren. 
Das  sind  die  sogen.  ^Knebolresolutionen",  vollendete  Muster 
solcher  Ausnahmegesetze,  welche  darauf  ausgehen,  grosse,  man 
kann  sagen,  weltgeschichtliche  Fragen  dadurch  aus  der  Welt  zu 
schaflen,  dass  man  jede  Erwähnung  derselben  an  einem  Öö'ent- 
lichen  Ort©  mit  Strafe  bedroht.  Die  Erfolge  dieser  sonderbaren 
Masänahmen  bestanden  nun  aber  'selbstverständlich  gerade  im 
Gegentheil  von  dem,  was  beabsichtigt  wurde:  auf  Gnmd  oder  in 
Veranlassung  der  Knebelresolutionen  kam  es  im  Kongresse  zu 
Kämpl'eu,  deren  Heftigkeit  alles  bis  dahin  Dagewesene  übertraf 
und  bei  denen  sich  namentlich  der  greise  Juu>  Qcixcr  A&uis 
als  eifriger  Vei-theidiger  der  freiheitlichen  Saehe  hervorthat. 

Ein  grosser  Kifolg  dos  Südens  war  es  dann,  dass  mau  das 
Missouri-Kompromias  im  Jahre  1836  zu  Gunsten  der  Sklaverei 
ohne  weitere.-»  Bedenken  durchbrach,  indem  ein  gewisses,  nördlich 
TOD,  36"  SO'  gelegenes  Gebiet  dem  Sklavenstaate  Missouri  zu- 
geschlagcn  wurde;  diese  üebertretung  des  erst  so  kürzlich  auf- 
gestellten Prinzips  war,  da  es  sich  dabei  nicht  um  Länderstrecken 
von  grös.screr  Ausdehnung  handelte,  kaum  beachten» wer tli,  wurde 
es  aber  vornehmlich  dadurch,  daäs  gerade  dieser  Theil  in  den 
bald  daraui  beginnenden  Kansas- Wirren  sich  als  der  sicherste  Hort 
der  Sklavenpartei  erwies. 

Zum  genaueren  Verständnisse  dieser  Wirren  ist  es  jedoch 
zuvor  nothwendig,  auf  ein  anderes  Moment  hinzuweisen,  das  für 
die  Geschichte  der  Sklaverei  von  geradezu  fundamentaler  Be- 
deutung war:  nicht  als  Sache  des  Zufalls,  sondern  aus  mannig- 
fachen wirthschaft liehen  Ursachen  ist  es  zu  erklären,  dass  die 
Sklaverei  eine  Institution  der  südlichen  Staaten  geworden  war, 
während  die  nördlirherftn  das  Prinzip  der  freien  Arbeit  schliesslich, 
wenn  auch  nicht  ohne  Anstrengung,  durchweg  zu  verwirklichen 
verstanden  hatten;  nur  dadurch,  dass  der  Widerstreit  der  An- 
sichten auf  solche  Weise  eine  geographische  Grundlage  erhielt, 
wird  es  erklärlich,  dass  er  in  so  verhältmssmässig  kurzer  Zeit 
und  in  so  entschiedener  Weise  aus^gefochten  wurde;  und  diese 
geographische  Scheidung  bedingte  auch  in  der  Periode  von  1830 
bis  lSt>0  die  vielleicht  erst  allmählich  geklärte,  über  doch  seit  jeher 
wirksame   ücbcrzeugung   von    der   Nothweudigkeit    des    Gleich- 


—     72    — 


gewichtes  zwischen  beiden  Sektionen.    Bei  der  aus  den  oben  ent-^ 
wickelten    GrUndcn    schon    ohnelün     ausserordentlich    wichtigen 
Aufnahme   eines   neuen   Territoriums   in   die    Union    und   seihst*       ,| 
TerBföndlich  in  noch  höherem  Grade  bei  der  Organisation  cines^f 
bisherigen  Territoriums  zu  einem  neuen  Staate  kam  es  im  Kon-  ^^ 
gre»se   zu    den   heftigsten    Auftritten,    bei   denen   am   £ude    die 
augenblicklich   im   Senate   oder  Kepräscntantenhause  hinsichtlich 
der  Sklaverei   vorherrschende  Strömung  noch    gleichgültiger   er- 
schien, als  eben  die  mögliche  Verschiebung  jenes  Gleichgewichtes; 
eine   soldie  Verschiebung  niuaste  auch    insofern   von   besonderer; 
Wichtigkeit  sein,  als  die  politiüchen  Zustände  eines  neues  Staates,^ 
die  Ja  einen  weseutlicheu  Einöuss  auf  die  Zut^ammensetzung  der 
Bundesregierung  zu  Üben  haben,  ihrerseits  wieder  die  Ge»tulLung 
der  Dinge  im  Kongress  und  bei  den  Präsidentenwahlen  wesentlich 
beeinflussen  musst«n.    Es  kann  also  gar  nicht  Wunder  nehmen, 
dasd  der  Süden  sofoii  seinerseits  durch  Bildung  eines  neuen  Sklaven- 
ataates  ein  Äequivalent  verlangte,  sobald  audei-erseitj)  die  Aufuahmd  { 
eines  Territoriums  oder   Staates   mit  freier  Arbeit  zu  erwarten' 
stand  und  umgekehrt.   So  wm-do  beispieLsweiso  die  Anerkennung^ 
des  Sklavcnstnatcs  Missouii  kompensirt  dmth  die  Erhebung  eine^^ 
bisher  zu  Massuchusettä  gehörigen  Gebietes  zu  einem  selbstaudigeaj 
Staat«,  der  den  Namen  Maine  erhielt;  und  der  Kampf  zwischen 
den    Parteien    entbrannte    besonders    heftig   insbesondere    dann, 
wenn  es  sich  uro  Territorien  handelte,    in  denen  nicht,   wie   ia 
dem  ehemaligen,  von  Fraukreich  erworbenen  Louisiana-Gebiete,  die^f 
Sklaverei   bestand:   sehr   umfangreiche  Lündermasseu   dieser  Art^^ 
fielen  nun  aber  den  Vereinigten  Staaten  zu  Anlang  der  dreissiger       , 
Jahre    nach   dem    Kriege  mit   Mexiko   bezw.   der  Annexion  von^f 
Texas  zu  in  Kalifornien  und  Neimiexiko  und  weiterhin  in  den  ge-  ^^ 
waltigen  Strecken   im   Nordwesten   unter  dem  Namen   Or^^n.^^ 
In  diesen  Territorien  —  sourthailte  die  AntisklarenparteJ  —  bestehb^| 
die  Sklaverei  nicht;  diese  müssen  also  auch  nach  ihrer  Aufualune  ^^ 
in  die  Union  für  immer  frei  bleiben,   denn  ihre  Organisation  ist 
Sache  der  Union   als   solcher,    und    diese   kennt  auf  Grund    der 
Konstitution   die  Sklaverei    überhaupt   nicht;    die  Bestimmungen, 
welche  dieses  Instrument  liinsicbtUch  dt-r  Sklaverei  enthielt,  aind 
nur  gegeben  zu   Gunsten  derjit;uigeu   KiuZL-lstaattn ,  in  denen  die  ^j 
Sklaverei  auf  Grund  eines  von  diesen   Staaten,    niclit  aber  voa^| 
der   Union    erlassenen    Gesetzes    schlechthin    besteht,    wie    denn  ^ 


[fiberbaupt  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  die  SUarerei  nur 
Kraft,  einer  Partikular-  liezw.  Munizipal-,  nie  aber  eine»  Unions- 
gesetzcs  eingeführt  werden  kann.  Der  Standpunkt  der  Hklaven- 
m,  der  vornehmlich  wieder  durch  Cauioon  seine  Vertretung 
fand,  lä&st  !f(ich  dem  gegenüber  in  folgende  Sätze  zusammen- 
faesen :  Auch  in  Territorien,  iu  denen  die  Sklaveroi  an  sich  nicht 
besteht,  kann  dieselbe   unter  der  KonRtitution  Geltung   erlangen, 

I  weil  der  Zuzng  in  ilie  Territtirien  allen  Vereinigten -Staaten -Bürgern 
gestattet  sein  muss,  ohne  einen  Verlust  iJirer  Hechte  zu  erleiden; 
zu  diesen  Itechteu  gehört  aber,  soweit  die  stldstaatüchen  Bürger 
in   Betracht   kommen,    die    Befugniss,    Sklaven    zu    halten,   und 

1  weiter:  die  Territorien  müssen  berechtigt  sein,  bezüglich  aller 
Bolcher  Angelegenheiten,  die  nach  der  Konstitution  von  1789 
nicht  unmittelbar  durch  die  Bundearegierung  zu  ordnen  sind, 
sondern  der  Partikulai^esetzgebuzig  unterliegen,  nach  dem 
ganzen  Geist«  der  amerikanischen  Staatsverfassung  Oberhaupt 
ihre  Verhältnisse  selbständig  zu  regeln ,   also  auch   die  Sklaverei 

[bei  sich  einzuführen.     Dieses    letztere  hat  man   die  Lehre  von 

'  der  »SquatteniouverUnetJit" ')  genannt,  eine  Lehre,  deren  praktische 
Folgen,  wie  sogleich  zu  zeigen  sein  wird,  sich  sehr  bedenklich 
gestalten  müssen. 

1  V.  Holst  erklärt  im  wesentlichen  die  Ausführungen  der  Anti- 

»klavcreipartci  für  zutreffend  mul  verwirft  demgeniäss  die  Be- 
rechtigung der  entgegenstehenden  Ansicht;  allein  so  ohne  weiteres 
wird  sich  die  Sache  nicht  entscheiden  lassen;  auch  dem  Gedanken- 
gange der  Sklavenhalter  kann  der  vorurth  eil  »freie  Kritiker  wenig- 
stens nicht  jede  formale  Begründung  absprechen:  das  Staatitrecht 

[der  Union  ftlhrte  eben,  solange  die  Sklaverei  nicht  schlechthin 
verboten  oder  schlechthin  erlaubt  war,  zu  einander  widersprechen- 
den SclilUssen,  deren  Beseitigung  nmi  und  uhnmcrmehr  durch 
juristbche  Auslegung  zu  erwarten  :^tand. 

Was  die  weitere  geschichtliche  Entwickelung  anbetrifft,  so 
kamen  die  Wünsche  der  Antisklavereipartei  zum  Ausdrucke  zu- 
nächst in  dem  sogen.  «WiLMuT-Provisa".    Wilmot  war  ein  penn- 

Isylranischer  Politiker  demokratischer  Itichtimg,  der  ehemals  für 
die  Annexion  von  Texas,  d.  h.  mittelbar  flir  die  Vergrösserung 


*)  XJnlor  aSquttUer*  ventclit  man  im  allgenmioen  jetDimdcn,  der  ohne 
biHBdem  Rechtatiiel  die  Mutziui^  bisher  unkultivirten  Landes  uitiirpirt. 


des  Sklavereif^ebietee  sehr  thafkräfti^  ein^treten,  aber  der  An^ 
sieht  war,  das8  die  neuen,  oben  bereits  «genannten,  von  Mexikc 
zu  erwerbenden  Territorien  duij^b  Vereinigte- Staaten -Gesetze  d« 
SkkTcrci  uicht  erö£Fiiet  werden  dflrftcu.  In  dem  lünsichtlich  dieser 
Territorien  mit  Mexiko  abzuschUossenden  Friedensvertrage  wurden 
2,000,U00  Dollars  aU  Entschüdipungssumme  fßr  jenes  beansprucht, 
und  WiLMOT  beantragte  nun,  die  betreffende  Bill  zwar  anzunehmen, 
daran  aber  die  ausdrückliche  Bedingung  zu  knüpfen,  Aas»  die 
Sklaverei  in  dem  gesammten  Territorium  ftlr  immer  zu  verbiet«ii 
sei.  Das  Wn.Mox-Proviso  wurde  schliesslich  nicht  angenommen, 
dagegen  im  Jahre  1850  eine  Anzalil  von  Öefletzen  passirt  —  es 
waren  deren  fUuf  —  welche,  in  engem  Zusammenhange  mit  ein- 
ander stehend,  die  letzte  Periode  der  SklaTcnirage  durch  dos 
iu  ihnen  zum  Äusdi-uck  gelangte  Kompromiss  zwischen  beiden 
Parteien  einleiteten.  In  diesen  Gesetzen  wurde  zunilchBt  be- 
stimmt, dass  das  gleichzeitig  organisirte  Terriinnum  Kenmexiki^H 
seiner  Zeit  mit  oder  ohne  Sklaverei,  wie  es  seine  VerlasKung  be-^l 
stimmen  wUrde,  als  Staat  aufgenommen  werden  und  in  allen 
Kechtsstreitigkeiteu,  in  denen  es  sich  um  das  Recht  des  Eigen- 
thiuns  an  Sklaven  handle,  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des 
sonstigen  Objektes  die  Beruhmg  des  Oberbundesgericht«  gestattet 
sein  solle:  ein  drittes  Gesetz  war  —  wie  v.  Holst  es  nach  dem 
Vorgange  Kapp's  nennt  —  da«  Sklavenjagdgesetz  (fugitire  slai 
law),  dessen  Vi>llnb"ei:kung  einer  nach  Bedttrfniss  festzusetzende 
Zahl  von  Kommissionären,  welche  von  den  Circuiteourts  der  V« 
einigten  Stauteu  und  den  Superior  Courts  der  Einzelstaaten  zu' 
ernennen  waren,  vorbehalten  wurde.  Die.sc  Beamten  wnrden  er- 
mächtigt, wie  ein  Gerichtshof  Über  alle  Klagen  auf  Auslieferung 
flücbtiger  Sklaven  zu  erkennen;  als  Beweismittel,  welches  genügte, 
um  daraufhin  einen  entlaufenen  Sklaven  seinem  augebhchen  Eigen- 
thUmer  oder  dessen  Agenten  zu  überliefern,  sollten  zwei  Zeugen- 
aussagen Über  die  Flucht  dieses  Sklaven  und  eine  eidliche  Er-^f 
klSrung  aber  die  Identität  der  betreffenden  Person  gentlgeiu^ 
Schliesslich  wurde  in  das  Korapromiss  noch  ein  Gesetz  auf- 
genommen, welches  den  Sklavenhandel  im  Distrikt  von  Colninbift 
verbot.  An  dieses  durch  die  traglichen  Gesetze  geschaffene  Kora^ 
promiss,  das,  wie  v.  holst  sehr  richtig  andeutet,  unt«r  b« 
schOnigender  Form  die  weitgehendsten  Forderungen  der  Sklaven-^ 
h&Iter  befriedigte  und  uumentUch  in  dem  Sklavenjagdgesetze 


unerhörtesten  und  willkürlichsten  Rechtszustände  schuf,  knüpften 
^«icb  duuu  im  KongrcHse  Vorgüuge,  die  man  geradezu  ttU  politische 
KomÜdie  zu  bezcichuea  hat.  Die  Partei  der  Sldavonhalter  wünschte 
durch  Elesolution  der  beiden  Häuser  die  .Finalität"  des  Kom- 
promisses, d.  h.  festgestellt  zu  selten,  dass  nunmelur  durch  die 
erwähnten  Gesetze  die  streitige  Frage  einen  endgültigen  Abschluas 
gefunden  habe  und  jede  weitere  Verhiitidlung  derselben  über- 
flüssig oder  geradezu  elaatsgefährlich  sei.  Das  tiauze  erinnert 
etwas  an  die  Knebel resolutionen ;  denn  dann  es  unmöglich  war, 
durch  derartigi'  Massnahmen,  wie  harmlose  Politiker  vielleicht 
glauben  konnten,  der  Frage  ilire  tiefgehende  Bedeutung  zu 
nehmen  oder  gar  sie  einfach  zu  beseitigen,  ist  solbstrerständlich; 
und  iu  der  That  sollte  —  nach  dem  geheimsten  Gedankengange 
der  leitenden  Geister  —  das  Ganze  nur  dazu  dienen,  weitere  Ge- 
setze KU  Gunsten  der  Sklaverei  zu  ermöglichen;  darüber  >\'urde 
man  sehr  bald  nach  deu  FinalitUtsauträgeu  belehrt  bei  den  Ver- 
handlungen über  die  Kansas-Nebraska-Bill.  Bei  derselben  hiindelte 
M  sich  um  das  Territorium  westlich  von  Missouri  und  Iowa 
bis  Utah  und  Oregon,  dessen  SUdgrenze  nördlich  von  der  durch 
das  Missouri kompromias  festgestellten  Linie  von  Hti"  30'  n.  Br. 
gelegen  war  und  das  man  ursprünglich  beabsichtigt  hatte  unter 
dem  Namen  Nebraska  als  einheitliches  Ganze  zu  organisiren. 
Dieser  Plan  wurde  nunmehr  geändert,  und  man  nahm,  um  der 
Sklavokratie  die  Erreichung  ihrer  Ziele  zu  ermöglichen,  seine 
Zuflucht  KU  verfassungsrechtlichen  Doktrinen,  welche  an  Spitz- 
findigkeil nichts  zu  wüu^ichen  Übrig  Hessen.  Der  wesentlichste  Punkt 
lag  in  der  Behauptung,  dass  durch  dös  Kompromiss  von  1850 
das  Missouri-Compromiss  gänzlich  aufgehoben  sei,  zwar  nicht  im- 
niittelbar  und  ausdrücklich,  so  doch  zunächst-  insofern,  als  das 
Missouri -Knmpromiss  sich  üherhaupt  nur  auf  die  seiner  Zeit  von 
Frankreich  abgetretenen  Ländereien ,  nicht  aber  auch  auf  dos 
jetzt  in  Frage  stehende  Gebiet  be/xigeii  habe;  und  sodann  auch 
insofern,  als  durch  die  im  Jahre  1850  aufgestellten  Grundsätxe 
die  Lehre  von  der  Squattersouveränetät  oder,  wie  man  sich  jetzt 
geschmackvoller  ausdrückte,  der  Nichtin tervention,  und  zwar  ein- 
ftlr  alleraÄl.  als  massgebend  bei  der  Organisation  von  Territorien 
und  damit  festgestellt  sei,  daas  die  Bevölkerung  neuer  Territorien 
—  auch  solcher,  welche  nördlich  von  Stj*^  30'  n.  Br.  liegen  — 
mit  Bezug  aut  die  KinfUhrung  der  Sklaverei  schlechterdings  freie 


Hand  haben  Rolle.  Das  ganze  Raisonneraent  war,  wi« 
ein  ausserordentliches  dialektische.^  Kunststück ,  das 
in  dem  damaligen  Führer  der  Sklavcnhaltcrpartei,  Dorni.As,  einen 
sehr  geschickten  Vertreter  fand.  Bier  kann  das  Einzelne  nicht 
näher  besprochen  werden,  sondern  genügt  or  zu  zeigen,  wie  auf 
diese  Weise  das  Schicksal  jedes  Territoriums  hinsichtlich  der^^ 
Sklaverei  abhängig  wurde  von  der  zufölligen  Stimmung  der  je-^H 
weih'gen,  zur  Zeit  der  Orgauisalion  gerade  im  Laude  befindlichen 
Bevölkerung  über  diese  Frage;  ja  noch  weiter:  für  jedes  Terri- 
torium insbesondere,  das,  wie  Nebraska,  zur  Zeit  seiner  Ürgani- 
B&tion  von  Weissen  &8t  noch  gar  nicht  bewohnt  war,  musste 
versucht  werden ,  wenn  mnn  sich  dieses  Ausdruckes  bedienen 
darf,  einen  Bevölkerungsschub  zu  veranstalten,  bei  dem  selbst- 
Terständlich  freie  und  sklavenfaaltende  Staaten  es  einander  miß- 
lichst zuviirzuthuH  sicli  bestrebten.  Hinsichtlich  Nebraskas  war  e» 
nim  ganz  uuzweifeUiat't,  dass  daselbst,  uamentUch  im  nördlichen 
Theile,  der  vou  den  Sklaveut^taaleu  völlig  getrennt  lag,  die 
Sklaverei  wenig  Anklang  finden  würde;  eben  dcsshalb  bescliloas 
man  nunmehr,  das  Territorium  zu  theilen  und  zwei  selbständige 
daraus  zu  maclien:  dem  nördlicheren,  der  Sklaverei  unbedingt 
verlorenen  beliess  man  den  Namen  Nebraska,  den  südlichen,  der 
in  unmittelbarer  geographischer  Verbindung  mit  den  Südstaaten 
stand  und  darum  auch  fieiiierseits  Hoffnung  auf  Durchführung 
der  eigentliUmlichen  Institution  innerhalb  seiner  Grenzen  erweckte, 
bezeichnete  man  als  Kansas.  Im  Jahre  1854  wurde  die  Kansas- 
Nebraska-Bill  im  Sinne  von  Dodolas  passirt.  Die  Sklavenhalter 
feierten  damit  unstreitig  ihren  glänzendsten  Sieg;  aber  die  Re- 
alction  blieb  nicht  aus:  sechs  Jahre  später  entbrannte  der  Bürger- 
krieg, der  schon  jetzt  in  Kansas  ein  würdiges  Vorspif^l  fand.  Die 
Nordataaten  sorgten  uielit  minder  als  die  SUdstaaten  Hlr  Zuzug 
in  das  Territorium,  in  welchem  nach  dem  Missoun-Kamproniisa 
die  Sklaverei  unbedingt  hätte  verboten  .*)cin  müssen;  beide  Par- 
teien stiessen  mit  leicht  erkläiücher  Heftigkeit  auf  einander;  es 
kam  zu  regelrcclitem  Kampfe,  soweit  ein  solcher  in  diesem  Falle 
überhaupt  denkbar  war;  schliesslich  thaten  sich  zwei  gesetzgebende 
Gewalten  auf,  so  dass  der  Kongress  in  Washington  nicht  umhin 
konnte,  siih  mit  der  Angelegenheit  wieder  zu  befassen.  Diese 
Vorgänge  lieferten  den  besten  Beweis  fUr  die  Unhaltbarkeit  der 
Lehre  von  der  Squatterscuveränetät  bezw.  Nichtintervention;  am 


wichtigsten  bei  alledem  war  es  aber,  dasa  es  der  Regierung 
dea  Präsidenten  Piebob  —  dessen  ßunst,  im  geheimen  wtenig- 
at^is,  zweifellos  den  Sklavenhaltern  zugewendet  war  —  nicht 
gelang,  das  Wirrsal  zu  lösen  und  in  Kansas  der  Sklarerei  ein 
neues  Feld  zu  eröflnen;  das  bekundete,  wie  sehr  sich  die  Verhält- 
nisse seit  drei  Jahrzehnten  geändert  hatten,  wie  sehr  der  Ein- 
flnss  der  Antisklavtmpartei  gewachsen  war,  trotzdem  sie  seit  jener 
Zeit  —  soweit  die  Unlonsgeset7^ebung  in  Betracht  kam  — 
Schritt  für  Schritt  den  Gegnern  hatte  weichen  müssen.  Damit  wird 
man  von  selbst  darauf  hingelührt,  dass  so  wichtige  und  ein- 
schneidende Fragen,  wie  die  Sklaverei  es  war,  im  Leben  der 
Völker  nicht  nach  rein  staaLs rechtlichen,  d.  h.  fonnalen  Gesichts- 
punkten Uire  Erledigung  finden;  den  breiten  historischen  Hinter- 
grund, auf  dem  sich  das  Ganze  abspielte  und  den  man  nicdit  ausser 
Acht  lassen  darf,  wenn  mau  zimi  waliren  Verständnisse  des  Ganzen 
gelangen  will,  hat  nun  v.  Holst  in  seinem  Werke  treffend  ge- 
zeichnet, mit  Ausnahme  vielleicht  eines  einzigen  Punktes,  der  etwas 
schärfer  hervorgehoben  zu  werden  verdient  hätte.  Dies  war  das 
Bewusatsein  des  am  eri  kau  lachen  Volkes  von  der  engen  und  dem 
Wortlaute  wie  dem  Geiate  der  Verfassung  nach  unzerstörbaren 
Zusammengehürigkeit  der  einzelnen  in  der  Union  enthaltenen 
Theile.  -—  Welche  Aufgaben,  vom  Standpunkte  der  allgemeinen 
Weltgeschichte  aus  betrachtet,  ein  bestinmites  Kulturvolk  zu  lösen 
hat,  kauu  schliesslich  nur  von  dem  Geschichtsschreiber  teHtgustellt 
werden,  dem  die  gesammte  Entwicklung  des  betreffenden  Volkes, 
sein  Auf-  und  Niedergang  abgeschlossen  vorliegt;  nichtsdesto- 
weniger wird  natürlich  jedes  Volk  in  seiner  aktuellen  Entwicklung 
von  einem  gewiäsen,  wenn  auch  nicht  immer  vtillig  klaren,  so 
doch  darum  nicht  minder  wirkäamen  Verständnisse  fitr  seinen  welt- 
geschicbtUcben  Beruf  geleitet;  und  dieses  Verständniss  kommt 
besonders  stark  bei  den  Amerikanern  zum  Ausdrucke;  schon 
darum,  weil  »ich  dasselbe  liier  in  der  That  deutlicher  offenbaren 
muss  als  anderwärts,  insofern  sie  unstreitig  dm  erste  und  leitende 
Kulturvolk  der  Neuen  Welt  sind  und  unter  den  verhältniss massig 
einfacheren  Zuständen  der  letzteren  die  dem  Fortschritte  der 
menschlichen  Civilisation  vorgesteckten  Ziele  sich  entsprechend 
leicht  erkennen  lassen.  Das  ist  es,  was  die  Amerikaner  so  oft 
von  fOVir  manifest  destiny" ,  d.  h.  ihrem  offen  zu  Tage  lit^en- 
den    weltgeschichtlichen  Berufe  sprechen  läAst  und  bewirkt  hat. 
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das»   sie   »ich  leichter  und  mit  geriugeron  Bedenken   als  andere 
Vülker  über  die  Grenzen  hinauszuHitzeu  wagten,    die   »ie   hätten 
einhalten  mUssen,  wenn  sie  sieb,  streng  auf  den  momüschen  oder 
auch  nur  privatrechtlichen  Standpunkt  hUtten  stellen  wollen. 
So    sind  eie   ohne   besonders   peinigende   Gewissensbisse    in   den 
Vernichtungskrieg  gegen  die  halbwilden  Ureinwohner  ihres  Landes, 
die    Indianer,    gezogen,    in    dessen    einzelnen  Phasen   sie   nicht 
immer  die  Civilisatiou  in  einer  fUr  diese  besonders  empfehlenden 
Weise  vertreten    haben,    und    sc    haben  sie  auch  von   anderen, 
schwächeren  Völkern  Eroberungen  gemacht,   bei   denen  sie  sich 
nicht  immer  durch   einen  besonders  peinlichen  Gehorsam  gegen 
die  Gebote  des  Völkerrechtes  ausgezeichnet  haben.    Als  die  ent-^H 
Bchiedenste  Forderung  aber,    welche  das  .manüest  destiny'   er-^^ 
heischt,  tritt  ganz  ufienbar  die  Sorge  tUr  die  Erhaltung  der  ünicm 
zu  allen  Zeiten  hervor;  das  zeigt  sich  auch  beispielsweise  in  der 
politischen  Thätigkeit  Calhouk's,   der   auch  seinerseits   solange, 
als  es  ihm  irgend  mit  seinen  besonderen  Zwecken  vereinbar  schien,  ^j 
ftlr  den  Bestand  der  Union  in   die  Schranken  trat  und  erst  ab^H 
er  einzusehen   glaubte,   dass  diese  Zwecke   auf  diese  Weise  un-  ^^ 
erreichbar  seien,  die  Lehre  von  der  Sezession  zu  entwickeln  be- 
gann.    Aber  so  scharfsichtig  auch  dieser  Staatsmann  war,    er 
YergBKB,    dass    gerade    bei    der   allgemeinen    Ueberzeugung,    der 
Jackson  in   seinem  Worte:    „the   uuiou   shall   and   muät  be  pre- 
servcd*  den  populärsten  Ausdruck  gegeben  hatte,  eine  Sezession 
als  solche  schlechthin  undenkbar  war,  dass  diese  vielmehr  noth- 
wendigerweise    zum  Bürgerkrieg    führen   und    dessen  Ergebniss' 
entweder  —  wenn  die  freien  Staaten  siegten  —  die  Authebung^j 
der  Sklaverei  im  geaammten  Gebiete   der  Union,  oder  —  wem 
die  Sklavenhalterpartei  sich  als  die  stärkere  erwies  —  die  Ein- 
fÜJiruug  der  Sklaverei  in  diesem  gesaramten  Gebiete  sein  müsse. 

Freilich  konnte  sich  im  Grunde  kein  elirlicher  und  unbefangener 

Kopf  darüber  täuschen,  auf  welche  Seite  der  Wage  du.s  Züngleia^^ 
schliesslidi  neigen  müsse ;  denn  das  System  der  „freien  Arbeit*  ^1 
au  sich  war  offenbar  auch  eine  Forderung,  welche  verwirklicht 
werden  musste,  weim  anders  das  amerikanische  Volk  seinem  welt- 
geschichtlichen Berufe  sollte  entsprechen  können.  Kine  modeme^H 
demokratische  Republik  mit  der  NegerskJaverei  in  voller  BlUthe  ^^ 
war  eine  Kan-ikatur,  allzu  lächerlich,  um  einen  ernsten  Menschen 
an  ihre  Dauer  glauben  zu  machen.     So  standen  denn  eigentlich 
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in  dem  grossen  Kampfe  um  die  Sklaverei  nicht  das  Interesse  der 
Sudstaaten  und  dasjenige  der  freien  Staaten ,  sonderu  da»  erstere 
und  das  Interesse  der  Union  eis  solcher,  deren  , manifest  destiny" 
einander  gegenüber,  und  dies  eben  war  der  wahre  Grund,  warum 
trotz  aller  formellen  Fortschritte,  welche  die  Sklavenhalter  machten, 
sich  bei  der  KanRosfrage  das  moralische  Uebei^ewicht  der  freien 
Arbeit  nur  allzu  deutlich  zu  zeigen  begann.  Unzweifelhaft  fanden 
sich  auf  Seiten  der  Sklavenhändlerpartoi  Leute  mit  viel  grösserer 
juristischer  Dialektik  als  auf  Seiten  der  Gegner;  aber  trotzdem 
waren  die  letzteren  erstaurlich  erstarkt,  und  ihre  ganze  Starke 
ofienbarte  sich  durch  einzelne  Momente,  die  sehr  bemerken swerth 
wurden ,  so  u.  a.  durch  das  Aufsehen ,  welcheji  der  bekannte 
Roman  der  Frau  Beeihkr-Stowk,  , Onkel  Toms  Hütte"  erregte; 
derselbe  wurde  in  Hunderttausenden  von  Exemplaren  gekauft  und 
diesseits  wie  jenseits  des  Ozeans  mit  stets  wachsender  Erbitte- 
rung gegen  da«  Sklavenhalterwesen  gelesen.  Ferner  darf  hierher 
ganz  insbesondere  das  beinahe  einmüthtge  Eintreten  der  prote- 
stantischen Kirche  in  den  nfirdüchen  Staaten  ftlr  die  Aufliebung 
der  Sklaverei  gerechnet  werden,  die  jetzt  endlich  als  unvereinbar 
mit  den  Grundsätzen  der  christlichen  Moral  bezeichnet  wurde, 
während  man  ihr  frUherhln  auf  den  Kanzeln,  wenn  nicht  gar 
Sympathien,  doch  zum  mindesten  Gleichgültigkeit  entgegengebracht 
hatte.  Vornehmlich  aber  wurde  die  Sachlage  gekennzeichnet  da- 
durch, dass  jetzt  die  Bildung  einer  neuen  Partei  auf  Grund  der 
Sklavenfrage  begann,  die  letztere  also  sich  als  stark  genug  er- 
wies, alle  andern  für  dif  bisherig«^  Parteibildung  massgebenden 
Gesichtspunkte,  die  freilich  zum  Theil  herzlich  unbedeutend 
waren,  in  den  Hintergrund  zu  drängen. 

Es  würde  zu  weit  führen,  eine  Gescliichte  der  Parteibildung 
in  den  Vereinigten  Staaten,  auch  nur  in  den  allgemein steu  umrissen, 
aru  geben,  obgleich  eine  möglichst  präzise  Darstellung  dieses 
Gegenstandes  um  so  wünschen swerther  erscheint,  als  es  x.  Holst 
gerade  in  diesem  Punkte  —  wenigrttcus  für  den  nicht  Eingeweihten 
—  einigermassen  an  Ucbersichtlichbcit  fclüen  lilsst;  jedoch  muss 
nothwendigerweiBe  erwähnt  werden,  wie  weit  die  Sklavonfrage  für 
die  Partei bildutig  in  Betracht  kam.  —  Schon  sehr  früh  hatten  sich 
AbolitionsgesellBchaften,  also  Vereine  solcher  I'ersonen  gebildet, 
welche  die  Abschaffung  der  Sklaverei  oder  doch  wenigstens  die 
Verhindenmg   ihrer    weiteren   Ausbreitung    zum    Programm    er- 
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Iiobcn,  aber  lediglich  Hiiroanitutsv ereine  waren  und  mit  d&c 
Politik  weni^  oder  gar  nichts  zu  scliafPen  hatten.  Zuerst  war  es 
Hkxrt  Li^vo  Garison,  der  eine  Agitation  zu  dem  au8geflprochenen_ 
Zwecke  in  die  Wege  leitete,  die  Abolition  der  Sklaverei 
mittelbar  in  die  Politik  liineinzuspielen,  ein  Mann,  der  »eme 
Thätigkeit  als  einlacher  Druckeric hrling  bcganUf  sich  den  sclimach-j 
Tollsten  Verfolgungen  ausgesetzt  sah,  aber  in  seinem  Strel 
nicht  ermüdete  und  durch  dieses  den  geschichtlich  vielfach  untei 
stützten  Beweis  lieferte,  zu  welchen  segensreichen  und  weit-' 
greifenden  Kriblgeu  Thatkraft  und  Ausdauer  auch  nur  eme« 
einzigen  Menschen  zu  führen  vermdgcn.  Im  Kongresse  ataudeu  in- 
zwischen Domokroteu  und  Whigs  als  Parteien  einander  gegenüber, 
deren  Unterschied,  wie  schon  angedeutet,  so  gering  war,  dass  sich  die 
durch  die  letztgenannte  Partei  erwählten  Priisidenten  liäufig  genug 
als  williahrige  Diener  der  Demokraten  enriesen  und  auch  ohi 
sonderlirhen  Treubruch  an  iliren  Gesinnungsgenottsen  erweist 
konnten;  allein  die  Tbatigkeit  der  Abolitioniaten  dauerte  ununtei 
brochen  fort  und  führte  zu  stets  wachsenden  Erfolgen.  Knde  de 
vierziger  Jahre  zeigte  es  sich,  namentlich  im  Reprösentantenhnuse, 
aber  auch  im  Senate,  wo  SifMUEB,  Sewah»  und  Chask  unter  Andern 
für  die  Sache  der  Freiheit  kämpften,  dass  die  Sklaverei,  welche 
bisher  übrigens  keineswegs  nur  von  sUdstaatlichen,  sondern  an< 
und  in  ganz  besonderem  Grade  von  nord staatlichen  PoUtikei 
vertlieidigt  worden  war,  zu  dem  bis  dahin  mangelnden  Ausgangs- 
punkte für  eine  im  wahren  Sinne  massgebende  und  tiefgreifende 
Parteibildung  werden  könne  und  müsse.  Es  war  klar,  dass  unter 
solchen  Umstünden  die  Sklavenhalterpartei  sich  zu  möglich  that- 
kräftigem  Vorgehen  anschickte.  Wohl  war  man  sich  auf  diese^H 
Seite  bisher  bewiisst,  dass  die  Sklaverei,  auch  soweit  sie  that- 
sächlich  bestand,  schliesslich  nur  durch  eine  Offensive  vertheidigt 
werden  könne,  weil,  wie  früher  hier  aus  einander  gesetzt  wurde, 
der  Zug  der  Zeit  immer  heftiger  auf  ihre  Beseitigung  hinarbeitete; 
aber  noch  niemals  hatte  man  so  deutlich  erkannt,  sie  nur  da- 
durch retten  zu  können,  dass  man  sie  als  ein  positives  Out  hin- 
stellte und  wenigstens  die  Möglichkeit  schafile,  sie  allenthalben 
innerhalb  der  Union  einzuführen,  d.  h.  sie  zu  einem  nationalen 
Institute  zu  stempeln,  während  man  ihr  bis  daliin  den  Charakter 
eines  sektionellen  Institute»  nicht  hatte  absprechen  kOnnen  und 
auch  nicht  hatte  absprecheu  wollen;  das  ging  freilich  weit  flbf 


die  kühnsten  Lehren  eines  Cai^oun  hinaus,  war  aber  durchaus 
folgerichtig  und  konnte  im  &ruude  die  denkenden  Amerikaner 
nicht  UberraiücheD. 

I  So  lagen  die  Sachen  bei  der  Wahl  BcosuKAs-a  zum  Präsi- 
denten im  Jahre  1857;  und  soweit  reicht  —  bezüglich  des  Kampfes 
um  die  Sklaverei  —  das  v.  HoLsr'gche  Werk  bisher,  dessen  Fort- 
setzung die  Aufgabe  haben  wird,  darzustellen,  wie  sich  nun  that- 
eächlich  alle»  das  entwickelte,  waa  nach  dem  bisherigen  Laufe 
der  Dinge  unvermeidlich  war.  Der  Sezessionskrieg  eutächied 
schliesslich  zu  Gunsten  des  Nordens  und  der  freien  Arbeit:  das 
staatsrechtliche  Ergebniss  desselben  bildeten  die  Art.  iUl — XV 
der  Amendements,  welche  die  Sklarerei  im  ganzen  Gebiete  der 
Union  schlechthin  aufheben  und  den  freigewordenen  Farbigen  die 
vollen  Bürgerrechte  zu  verschaffen  bestimmt  waren.  —  Diese 
Amendements  enthalten  also  die  gewaltigste  Aenderung,  welche 
das  Verfassungsrecht  der  Verein.  Staaten  seit  1789  erfahren  hat: 
seit  Annahme  desselben  ist  im  Grunde  an  die  Stelle  der  alten 
eine  neue  Union  getreten,  deren  jetzt  geltende  Verfosstmg 
T.  Hülst  nun  ebenfalls,  und  zwar,  wie  schon  erwähnt,  ftlr  Mar- 
quARDBRN's  Handbuch  des  öffentlichen  Hechts  bearbeitet  hat. 

\  Dicjie  Darstellung  ist,  um  das  gleich  vorweg  zu  bemerken^ 
weniger  umfangreich,  weniger  eingehend  und  auch  ganz  ent- 
schieden weniger  kritisch,  als  das  bisher  besprochene  geschicht- 
liche Werk,  vor  dem  sie  nur  eine  grössere  Klarheit  und  Durch- 

i  nchtigkeit  der  Sprache  voraus  hat;  freilich  wäre  zweifellos  eine 
gleicherweise  in  alle  Einzelheiten  eindringende  Bearbeitung  für 
eine  derartige  Sammlung  mehr  encyklopadischen  Charakters  auch 
keineswegs  angebracht  gewesen,  so  dass  das  Gebotene  dem  offen- 
bar dadurch  angestrebten  Zwecke  völlig  genügt,  eine  gedrängte 
Uebersicht  des  aktuellen  amerikanischen  Staatsrechts  zu  gehen. 
Nachdem  in  einem  einleitenden  Abschnitte  die  „Genesis  der 
Bundesverfassung  nebst  deren  Amenrlemenl*'  behandelt  worden 
ist,  bespricht  v.  Hiasr  ,die  grundliegenden  Prinzipien  der  Ver- 
fassung und  des  Verfassungsrecbtes"  und  hier  zunächst  .die 
Preamble*  der  Konstitution,  in  welcher  gesagt  wird,  dass  »Wir, 
das  Volk  der  Vereinigt«;n  Staaten  —  und  zwar  um  gewisse,  einzeln 
aufgezählte  Vorbedingungen  fUr  ein  geregeltes,  öffentliches  Leben 
2u  ermöghchen  —  die  Konstitution  beschlossen  haben".  Diese 
Preamblc   erklärt   v.  Holst  —  im  Gegensatze  zu  der  in  meiner 
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Schrift  „Ueber  die  Verfassung  der  Dordamerikanischen  Union* 
gesprochenen  Ansicht ,  dass  sie  nur  eine  hifitorische  Bedeut 
habe  ~  für  einen  wesentlichen,  ja  den  weseutlicbsten  Beatandtheü  i 
der  Verfassung  selbst;  allerdings  sollen  die  darin  genannten  Zweck^H 
für  das  geltende  Recht  nicht  unmittelbar  in  Beti-ackt  kommen,  ^^ 
wohl  aber  um  so  melir  ,die  andern  Theile*;  als  anderer  Tl 
bleiben  aber  schlechterdings  nur  Übrig  die  Hecbs  Worte:  «Wn 
das  Volk  der  Vereinigten  Staaten',  und  aus  diesen  folgert  v.  HoLa 
denn  auch  alles  Mögliche,  das  er  in  mehreren  Kapiteln  über  ,D« 
Staatenaouveränetät",  .Das  Volk  der  Verein.  Staaten",  ,Die  recht-' 
liehe  Natur  der  Verfassung',  sowie  «Das  Itecht  und  die  Pflicht 
des  Zwanges "  uliher  bespricht,  so  dass  es  fast  den  A-nscbetn  hat, 
als  ob  er  aus  diesen  wenigen  Worten  die  ganze  rechtliche  Struktur 
der  Union  als  solcher  glaubt  folgern  zu  sollen,  während  dieee 
sich  doch,  wie  schon  früher  bemerkt,  nur  aus  der  Gesammtsumme 
der  in  der  Konstitution  enthaltenen  Einzclbcstimmungen  und  dem 
ganzen  Geiste  der  Verfassungsurkunde  ergeben  kann.  Die  Preamble 
hat  offenbar,  wie  jede  Einleitungsklausel  (enactory  ctaiue)  eng- 
lischer wie  amerikanischer  Gesetze  keine  andere  Bedeutung,  als 
diBJenige,  welche  etwa  die  deu  neuem  deutseben  Gesetzen  zuge- 
fügten Motive  für  sich  in  Anspruch  nehmen  können,  ist  also 
gewiss  von  ausserordentlicher  Wichtigkeit  filr  die  Interpretation 
der  Konstitution,  bildet  aber  keinen  Beätaudtheil  des  geltenden 
Rechtes  selber.  Wenn  sich  darin  dos  .Volk  der  Verein.  Staaten* 
als  den  eigentlichen  Urheber  des  Verfassungsrecbtes  ueuni,  so 
war  diese  Wendung  gewählt  worden,  sicherhch  auch  —  wie 
V.  Holst  will  —  um  damit  die  Einheitlichkeit  des  durch  die 
Konstitution  geschafTenen  StaatengebUdes  von  vornherein  hervor- 
zuheben, sodann  aber  auch  um  der  Ansticht  Ausdruck  zu  gebei 
dass  in  Republiken  von  der  Art  der  Vereinigten  Staaten  ,das  Volk' 
die  Quelle  aller  Souveriiuetüt  sei,  ähnlich  wie  in  den  Monarcbit 
der  Monarch  als  der  originäre  Träger  der  Staatsgewalt  augesehc 
zu  werden  pflegte.  Darum  ist  in  dieser  Wenduug  eine  —  gleich- 
viel ,  ob  bewusste  oder  unbewusste  —  Nachahmung  der  in  Mo- 
narchien beliebten  Formel  zu  sehen,  in  welcher  es  heisat,  da88 
«Wir,  der  Souverän  von  Gottes  Gnaden  die  Gesetze  in  selbst- 
herrlicher Gewalt  erlassen",  v.  Holst  will  nicht  nur  diese  Be- 
deutung der  Preamble  uicht  gelten  lassen,  sondern  hat  sogar 
(8.  28  Anm.  1)  behauptet,  dass  diese  Ansicht  „auch  nur  bei  ganz 
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oberfiächlicher  Bekanntschaft  mit  der  Eatstebungsgeächichto  der 
Union  schlechthin  unverstÄndlich  sei".  Trotz  eines  so  abaprechen- 
deu  IJrtheils  wird  aber  doch  vielleicht  auch  jetzt  noch  mancher 
Sachkenner  bereit  sein,  in  der  Preamhle  eine  Bestätigung  fllr  die 
nicht  nur  in  der  amerikanischen  Juristenwelt,  sondern  allen 
Schichten  des  Volkes  vorherrschende  und  unerschütterliche  Ueber- 
zeugung  von  der  unbedingten  Volktisouveränetät  zu  linden.  tJebri- 
gens  hat  v.  Hni«T  selbst  an  verschiedenen  Stellen  anerkannt, 
dass  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Souveränetät  beim  Volke  ruhe, 
aber  dabei  zugleich  angegeben,  daas  unter  „dem  Volke"  nicht  etwa 
die  Bevölkerung,  sondern  die  in  Gemässbeit  der  Konstitution  or- 
ganisirte  Gesammtheit  der  Bürger  verstanden  werden  müsse; 
das  ist  unstreitig  richtig  —  nachdem  die  Konstitntion  er- 
gangen ist  — ;  aber  eben  darum  ist  das  Volk,  welches  »ich 
in  der  Preamble  nennt  und  als  Urheber  der  Konstitution  auftritt, 
also  die  verfassungsmässige  Organisation  erst  schafft,  nicht  der- 
«elbe  Faktor,  welcher  nur  in  dieser  Organisation  handelnd  zu 
denken  ist,  denn  es  ist  begrifflich  nicht  zulässig,  das  Geschöpf 
B  mit  dem  Schöpfer  zu  indentitiziren.  Das  Volk  der  Preamble  ist 
■  also  nicht  das  verfassungaraüssig  organisirte  Volk;  was  es  sei, 
y  daftir  ist  gar  kein  Anhalt  und  damit  von  selbst  die  M5glichkeit 
g^eben,  dass  sich  zeitweilig  der  „Mob'"  oder  auch  ein  geschickter 
Volkstribuii  mit  der  nötliigen  Gefolgschaft  als  „Volk*  im  Sinne 
der  Preamble  au&pielt  und  die  Konstitution  filr  aufgehoben  er- 
klärt, weil  sie  «dem  Volk*  nicht  mehr  genehm  sei,  und  offenbar 
der,  welcher  ein  Gesetz  erlässt,  auch  zur  Beseitigung  desselben 
berechtigt  sein  muss.  Das  Volk  der  Preamble  hat  mit  oder  seit 
dem  Erlasse  der  Konstitution  gleichsam  seine  Schuldigkeit  gethan 
und  seine  Rechte  an  die  nach  den  Grundsätzen  der  Verfassung 
geordnete  bürgerliche  Gemeinnehaft  Übertragen;  das  aber  heiast 
nichta  anderes,  als  dass  der  Preamble  vom  juristii^cheu  Standpunkt 
B  «US  lediglich  eine  geschichtliche  oder,  um  es  anders  auszudrücken, 
formale  Bedeutung,  aber  keine  positive,  materielle  Rechtskraft 
beizumessen  ist.  Das  .Volk'  in  diesem  Sinne  findet  sich  in  der 
Konstitution  auch  nur  noch  an  zwei  Stellen,  nämlich  in  Art.  IX 
und  X  des  Amendements  erwähnt,  wo  gesagt  wird,  dass  die  Auf- 
zählung gewisser  Rechte  in  der  Verfassung  nicht  so  ausgelegt 
werden  solle,  als  ob  andere,  welche  beim  .Volke'  verblieben 
sind,  dadurch  beeinträchtigt  worden  wären,  und  dass  alle  Rechte, 
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welche  nicht  ausdrücklich  der  ünionsregierang  oder  den  Partikular-      i 
regierungen   übertragen   worden  sind,    .dem  Volke'  vorbehalte^H 
bleiben;   dieae  Bestimmungen   aber  stehen  mit  dem  übrigen  Tn-^^ 
halte   der  Konstitution  wenig  in   Einklang,   denn  diese   letzt«ra^y 
muss  begrifflich  eine  souverSne,  d.  h.  eine  Staatsgewalt  schaffeii^H 
die  alle   durch   die  Natur  des  Staates   bedingten   Hoheitsrechte 
zu  üben  im  Stande  ist;    Rechte,  die  dieser  aus  der  Bundesregie- 
rung und    der  Gesammtzahl   der  Kinzclregierungen  bestehenden 
Gewalt  nicht  übertragen  Bind,  lassen  sich  also  gar  nicht  denken, 
Art.  IX  und  5  haben  daher  auch  ihrerseits  keine  weitere  juristi- 
sche Bedeutung:  »ie  sind  Ergebnisse  einer  Zeit,  in  der  das  Ver- 
langen nach  Sicherung  der  Menschenrechte  und  nach  Anordnung 
einer  unbedingten,   aber  in  streng  juristischem  Sinnt»   gar   nicht 
defiuirbaren   Volkssouverünotiit    so    sehr    au    der   Tagesordnung 
waren,   dass    man  diese  Ideen    durchaus   in  einer   Verfassungs- 
urkunde, die  für  freiheitlich  gelten  sollte,    ausgesprochen  wisse^H 
wollte,   und   die   klarer   denkenden    Köpfe   sich    nicht  Tcranlass^^ 
fohlten,  gegen  diesen  Zug  ihrer  Zeit   allzu    kräftig  Widerspruch 
zu  erheben,  weil  sie  das  ßewussisein  hatten,  dass  sich  aus  einer 
allgeineinen  Forniutirung  dieser  Grundsätze  auf  dem  Papiere  nen- 
nenswerthe  Nachthuilü  kaum  ergeben  könnten. 

Im  Anschlüsse  an  die  flgrundliegenden  Prinzipien*  hehandelt 
V.  Holst  sodann  die  „Organisation  der  Bundesregierung"  nn 
hier  wieder  zunächst  die  Stellung  der  drei  Departements  oder, 
wie  man  auch  zu  sagen  pflegte,  der  drei  Gewalten,  nämlich  der 
gesetzgebenden,  der  ausführenden  und  der  richterlichen,  die  aller- 
dings nach  der  übereinstimmenden  Ansirht  aller  Mitglieder  in 
der  konatituirenden  Konvention  zu  Pliiladelphia  einander  gleich^— 
geordnet  sein  sollen.  Ueber  die  Noth wendigkeit  bezw.  Zweck-^H 
mässigkeit  dieser  Gleichstellung  ist  seit  jeher  so  viel  geredet  and 
in  der  publizistischen  Literatur  aller  Völker  so  viel  geschrieben 
worden,  dass  man  jedes  weitere  Wort  darüber  hier  sparen  kann. 
Auch  V.  Holst  scheint  sich  zu  den  begeisterten  Anhängern  dies 
Theorie  zu  rechnen ;  ob  aber  eiue  derartige  Dreitheüung  ein 
befriedigende  juristische  Konstruktion  verträgt  möchte  doch  bil- 
ligerweise  nach  dem  heutigen  Stande  der  Staatsrcchtswisscnschaft 
recht  zweifelhaft  sein;  und  thatsächlich  findet  sich  in  dem 
Wortlaute  der  Konstitution  auch  nicht  das  Geringste  darüber 
ges^t,  dass  jene    „Gleichstellung"   bezw.  eine  dadmrch   be 
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Kontrole  jeder  einzelnen  Gewalt  durch  die  beiden  andern  gnind- 
iiätzlicli  anerkannt  werden  müsse.  Die  Dreitheilung  der  Gewalten 
—  wenigstens  in  dem  Sinne,  wie  sie  die  Amerikaner  allgemein 
aufTassen  —  muss  schlieasHcli  zu  einer  qualitativen  Beschränkung 
der  Souveränetät  führen ,  welche  die  letztere ,  ihrem  innersten 
Wesen  nach^  schlechterdiugä  nicht  vertragen  kann,  ho  sehr  man 
nch  auch  bemUhen  mag,  dieselbe  mit  hochtönenden  Worten  als 
die  wahre  Gruodlage  aller  bürgerlichen  Freiheit  zu  preisen; 
übrigem)  haben  sich  die  hervorragendsten  amerikanischen  Publi- 
zisten dieser  Ansicht  auch  nicht  ganz  verschÜessen  können;  so 
sagt  beispielsweise  Stobt  (Commentarics  Yol.  I  §  533)  mitten 
io  seinen  Ausführungen  zu  Gunsten  der  Dreitheilung  geradezu: 
«Die  Wahrheit  ist,  dass  die  gesetzgebende  Gewalt  die  grosse  und 
alles  aberbietende  Gewalt  in  jeder  ä-eien  Regierung  ist;'  und  so 
verhält  es  sich  in  der  That:  wer  das  nicht  anerkennt,  der  kommt 
über  Bemerkungen  allgemeiner  Art  wenig  hinaus  und  kann  höch- 
stens eine  Kritik  des  VerfasRungsrechtes  vun  allgemein  pohtischem, 
nicht  aber  in  Wahrheit  juristischem  Staudpunkte  liefern. 

In  einem  weiteren  Abüchuitte  geht  v.  Holst  über  zu  den 
.Rechten,  Privilegien  und  Rechtaboschränkungen  der  Bundea- 
gewalten".  d.  h.  derjenigen  Faktoren,  aus  denen  die  Bundesregie- 
rung sich  zusammensetzt,  sowie  Üirer  einzelnen  Mitglieder  und 
auch  der  Ilichter:  daran  reihen  sich  dann  einige  Paragraphen 
über  die  »Thätigkeif  der  Regierungsfaktoren,  also  über  den  for- 
malen Prozesa ,  welcher  eingehalten  werden  muss ,  um  gültige 
Beschlüsse  von  Seiten  derselben  zu  Stande  zu  bringen,  nnd  hier- 
nach werden  die  materiellen  Befugnisse  des  Kongresses  aufge- 
zählt, nach  den  verschiedenen  Objekten  geordnet,  welche  dieser 
Kompetenz  unterliegen;  es  sind  dies  das  Steuer-,  Finanz-  und 
Staatsschuldenwesen;  der  öffentliche  Verkehr,  unter  dem  merk- 
würdigerweise auch  die  Naturalisation  aufgeführt  wird;  «die 
Justiz";  die  internationalen  Beziehungen  und  Militärhoheit;  und 
endlich  der  Sitz  der  Bundesregierung  und  das  Fiskaleigenthum. 
Einigermassen  erstaunlich  ist  es,  dass  hier  die  Justiz  —  was 
doch  nur  so  viel  heisöen  kann,  wie  Justizhoheit — unter  die  Kompetenz 
des  Kongresses  geräth,  da  sie  doch  eben  der  ,  richterlichen  Gewalt* 
schlechthin  gebühren  soll;  es  werden  hier  aber  auch  nur  drei  Be- 
stimmungen, nämlich  Art  I  Sekt  8  §  9,  Art.  III  Sekt.  3  und  Art.  I 
Sekt  8  §  18  sowie  des  Iinpeachment  aufgeführt:  die  erstere  enthalt 
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das  Recht  des  Kongresses,  Strafen  für  Seeräubereien  und  auf 
hoher  See  begangenen  Felonien  festzusetzen;  die  zweite  eine  De- 
finition des  Bof^ffes  .Hochverrath",  für  welchen  die  Strafe 
festzusetzen  dem  Kongresse  zugestanden  wird  mit  der  Hassgabe, 
dass  gewisse,  nach  englischem  Recht  übliche  Strafarten  nicht 
verfUgt  werden  dUrfeu;  und  die  dritte  stellt  einen  Grundsatz  aof^ 
der  begrifflich  ganz  unerlaeslich  erscheint,  wenn  anders  Über- 
haupt die  Kompetenz  des  Kongresses  nicht  schlechterdings  hin- 
fällig sein  soll:  dass  er  nämlich  befugt  ist,  alle  diejenigen  Ge- 
setze zu  erlassen,  die  nothweudig  sind,  um  die  ihm  vcrfassuugs- 
mfissig  ausdrücklich  zugestandenen  Kompetenzen  auch  thatsächlich 
in  Vollzug  zu  setzen;  und  damit  also  auch:  Strafgesetze  ftlr 
solche  Handlungen  zu  bescliliessen ,  «durch  deren  Straflosigkeit 
eine  wirksame  Ausübung  seiner  verfasHungsmässigen  Befugnisse 
unmöglich  gemacht  werden  kSnnte'.  Mau  wird  zugeben,  dass  es 
sich  bei  alle  dem  nicht  um  etwas  handelt,  das  mit  der  .Justiz" 
in  besonderem  Zusammenhange  steht,  sondern  dass  hier  diejenigen 
Fälle  aufgeführt  werden,  in  denen  dem  Kongress  die  Befugniss 
zur  Passtning  von  Gesetzen  strafrechtlichen  Inhalts  zusteht.  Etwas 
anders  verhält  es  sich  mit  dem  letzten  von  v.  Holst  hierher 
gerechneten  Fi^lle,  dem  Impeachment,  d.  h.  tler  Beamtenanklage, 
welche  im  Grunde  nichts  anderes  ist  als  eine  Erweiterung  der 
auch  in  konstitutionellen  Monarchien  üblichen  Miuisteranklage. 
Hier  wird  der  Kougress  that»ächlich ,  wenigstens  rein  Üusserlich 
betrachtet,  zu  einem  Gerichtshofe,  indem  das  Reprüsentantenhau^H 
als  Ankläger  auftritt  und  der  Senat  entscheidet;  liier  also  scheint 
der  Kongress  in  der  That  eine  Befuguiss  zu  erhalten,  welche, 
um  mit  V.  Holst  zu  sprechen,  zur  Justiz  gehört;  aber  auch  das 
ist  eben  eine  mehr  äusserliche  Aiiffassung  der  Sache.  Dei 
Impeachment  musa  in  Wahrheit,  so  wenig  das  auch  die  ameri-' 
kanische  Publizistik  bisher  anerkannt  hat,  eine  ganz  lindere,  viel 
umfassendere  Bedeutung  beigelegt  werden,  schon  aus  dem  Grunde, 
weil  diejenigen  Vergehen,  auf  Grnmd  deren  ein  Beamter  im  Wege 
des  Impeachments  seines  Amtes  entsetzt  wird,  nach  ausdrücklicher 
Vorachrül  noch  der  Kognition  der  ordentlichen  Gerrichte  unter- 
liegen, sobald  sie  auch  nach  gemeinem  Recht  strafbar  erschetueo. 
Wäre  also  wirklich  der  Kongress  in  diesem  Falle  ein  „Gerichts- 
hof, so  würde  hier  der  auch  im  amerikanischen  Rechte  allgemein^ 
anerkannte  Grund^tatz:  „ne  bis  in  idem**  eine  an  sich  ganz  un{ 
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rechtfertigte  Ausnahme  erleiden;  das  Urtheil,  welches  auf  Grund 
des  Irapeachments  ergeht,  kann  gar  nicht  anders  aufgefassfc 
werden,  denn  ab  eine  Bethüti^ng  derjenigen  Eteakiion,  welche  Ton 
Seiten  des  Kongresses  naturgemäss  erfolgen  mu5s,  wenn  die  ver- 
£u8Qngsm&86ig  zu  Stande  gekorameneD  Gesetze  von  ii^end  einem 
Beamten  —  sei  er  Eiekutivheamter,  selbst  Präsident  der  Verein. 
Staaten,  oder  Richter  —  nicht  in  entsprechender  Weise  ausge» 
führt  werden;  darum  erstreckt  sich  die  Wirkung  eines  Impeach- 
ments  auch  nur,  wie  schon  angedeutet,  auf  die  Entfernung  einer 
Person  aus  dem  bisher  von  ihr  bekleideten  Amte,  und  ergibt 
sich  auch  die  Unhaltbarkeit  der  von  v.  Holst  mitgetheilten  An- 
sicht Fakbar's,  dass  ein  Impeachment  nicht  nur  gegen  Beamte, 
sondern  auch  gegen  Privatpersonen  zulässig  seL 

An  die  Befugnisse  des  Kongresses  schliessen  sich  dann  in 
der  T.  HoLsT'scben  Darstellung  diejenigen  des  Präsidenten,  nämlich 
die  Militärgewall,  femer  —  und  zwar  unter  einer  gewissen  Mit- 
wirkung von  Seiten  des  Senates  —  der  Verkehr  mit  auswärtigen 
Mächten,  namentlich  das  Recht,  mit  denselben  Verträge  zn 
schliessen,  und  das  Recht  der  Beamtenemennung ,  sowie  endlich 
das  Begnadigungsrecht. 

Beztlglich  des  dritten  Departements,  des  richterlichen,  be- 
spricht V,  Holst  die  .Kompetenz  der  Bundesgerichte",  deren  Pro- 
zeesordnung*  und   «Geschäftskreis". 

Die  lüerher  gehörigen  Fragen  sind  zu  dem  schwierigsten 
Theile  des  gesammten  amerikanischen  Verfassungsrechtes  zu 
zählen,  obgleich  der  allgemeine  hierbei  durchgeführte  Grand- 
gedanke  ebenso  einfach  wie  richtig  ist,  dass  nämlich  die  Ver- 
einigten Staaten  eine  unbedingte  Justizhoheit  in  allßo  denjenigen 
FftUen  haben  sollen ,  in  denen  Vereinigten  -  Staaten-Gesetze  in 
Frage  stehen,  dass  also  die  Justizboheit  ganz  eritsprechend  der 
Geselzgebuugsbelugniss  umschrieben  wird.  Wäre  dos  nicht  der 
Fall,  so  wäre  die  Souveränetät  der  Bundesregierung  oiTimbar  ein 
blosser  Schatten,  weder  tlieoretisch  noch  praktisch  dem  Wesen 
der  Sache  genügend.  Nach  jenem  Grundgedanken  ist  also  der 
Kongress  befugt,  Vereinigte -Staaten- Gerichte  zu  schaffen  bezw. 
die  Kompetenz  derselben  zu  bestinunen.  Nun  liegt  aber  in  praii 
die  Sache  so,  dass  gewisse,  an  sich  der  Justizhoheit  der  Ver- 
einigten Staaten  untcrligende  Fälle  der  Kompetenz  der  Bundes- 
gerichte durch  Bundesgesetz  noch  nicht  zugewiesen  sind,  und  dass 
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in  solchen  Fällen  ihatsJichlich  die  Gerichte  der  Einzelstaaten  Juris- 
diVtion  Oben.  Mit  Bezug  hierauf  prklärte  v.  Holst  diese  Zuständig- 
keit der  Staatsgerichte  dadurch  begründet,  dafis  die  den  Staaten 
vor  Annahme  der  Konstitution  innewohnende  Juatizhoheit  in 
Betreff  dieser  Fälle  sich  gleichsam  unbeschränkt  so  lange  äus- 
sern könne  und  müsse,  als  entsprechende  Bundosgcsctze  die- 
selbe nicht  auf  die  Bundesgerichte  Überträgen ,  eine  Auffassung, 
die  man  —  wenn  sie  gleich  von  vielen  amerikanischen  Juristen 
getheilt  wird  —  doch  nicht  als  juristisch  zutreffend  kann  gelten 
lassen,  denn  ein  »schlafendes  Souveränetatsrecht",  wie  m  hier  den. 
Vereinigten  Staaten  zugerechnet  wird,  gibt  es  offenbar  nicht; 
die  Beüignisse,  welche  die  Konstitution  der  Bundesregierung  vf 
liehen  hat.  müssen  vor  dieser  aut^eübt  werden;  und  wenn  — -^ 
wie  das  nach  der  Konstitution  in  mancher  Hinaicht  zulässig  ist 
—  die  Regierungen  der  Einzelstaaten  thatsäclüich  einige  dieser 
Befugnisse  ausüben ,  !>o  muss  man  annehmen,  dass  sie  nur  als 
Mandatare  oder  Delegatare  der  Bundesregierung  haudctu,  die  in^J 
jedem  Augenblicke  in  der  Lage  ist,  ihnen  diese  Befugnisse  ab-^f 
zunehmen.  Diese  Auffassung  verträgt  sich  sehr  wohl  mit  dem 
ganz  gewiss  richtigen,  von  v.  Holst  aufgestellten  Satze:  „dass  der 
Kongress  verfassungsmässig  behindert  sei,  auch  nur  den  gering- 
sten Theil  der  Justizhoheit  der  Vereinigten  Staaten  auf  die  Einzel- 
staalen  zu  Übertragpn",  d.  h.  endgültig  und  vollständig  zu  über- 
tragen; ja  dieser  GrundsHtz  rechtfertigt  gerade  die  hier  vertretene 
Auffassung  der  einschlägigen  Verbältnisse,  denn,  wer  diese  nicht 
theilt,  dorn  bleibt  wenig  anderes  übrig  als  anzunehmen,  dass  die 
Einzelstaaten  den  entsprechenden  Thoil  der  Justizhoheit  aus  eigenem, 
originärem  Rechte,  gleichsam  als  Ueberbleibsel  ihrer  &Uher,  wenn 
nicht  unumschränkten,  so  doch  weiter  als  jetzt  reichenden  Sou- 
veränciät  üben ,  während  «ie  doch  in  Wahrheit  lediglich  dem 
Begriffe  nach  vorübergehend  Träger  eines  Rechtes  sind ,  das  an 
sich  ein-  für  allemal  den  Vereinigten  Staaten  zugesprochen  ist, 
also  nur.  um  einen  privatrechtlichen  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
von  den  letzteren  precario  an  jene  abgegeben  sein  kann. 

Uebrigens  ist  die  Justizhoheit  der  Union  als  solcher  audi 
noch  in  einzelnen  Punkten,  welche  v.  Holst  kurz  neben  einander 
stellt,  ans  ZweckmässigkeitsrUckeichteu  über  das  der  Gesekz- 
gebungskompetenz  entsprechende  Gebiet  hinaus  ausgedehnt  worden; 
wichtiger   dagegen   erscheint  die  Kompetenz    der    .richterlichen 
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Qewalt"  nach  einer  andern,  von  v.  Holst  überhaupt  uur  einmal 
gelegentlich  und  andeutungsweise  erwähnten  Seite  hin,  insofern 
nämlich ,  als  derselben  nach  der  allgemeinen  Anschauung  der 
amerikanischen  Praxis  wie  Literatur  zusteht,  die  Verfassungs- 
mässigkeit der  Gesetze,  d.  h.  nicht  nur  die  —  allenthalben  der 
gerichtlichen  Kognition  zu  unterwerfende  —  Frage  zu  prüfen, 
ob  ein  bestimmter  Akt,  der  die  Bedeutung  eines  Gesetzes  fOr 
«ch  in  Anspruch  nimmt,  auch  thatsuchlich  in  TcrfasRungfimässiger 
Weise,  d.  h.  durch  gehöriges  Zusammenwirken  aller  dazu  be- 
rufenen Faktoren  zu  Stande  gekommen  ist^  sondern  auch  zu  unier- 
suchen, ob  ein  solcher  Akt  seinem  materiellen  Inhalte  nach  der 
verfassungsmilssig  begrenzten  Macbtsphäro  der  Unionsregierung 
entspricht  oder  dieselbe  etwa  überschreitet;  namentlich  aber  auch, 
ob  etwa  bei  Erlass  eines  Gesetzes  der  Kongress  eine  Kompetenz 
Qsurpirt  hat,  welche  verfassungsmilssig  den  Einzelstaaten  zusteht. 
Die  hieraus  zu  folgernde  Macht vullkummenh ei t  der  richterlichen 
Gewalt,  jedes  vom  Kongresse  erlassene  Gesetz  betrefl'eiideu  Falles 
für  nichtig  zu  erklürea,  wird  im  wesentlichen  gefolgert  nus  der 
schon  anderweit  besprochenen  „Gleichstellung  der  Departements" 
und  ftÜurt  in  praxi  zu  Zuständen,  die  man  —  so  sehr  sie  auch 
das  Lob  der  amerikanischeu  Juristen  herausfordern  —  doch  kaum 
fOr  nachahmenswerth  wird  erklären  können  mid  die  nach  Mög- 
lichkeit einzuschränken,  unbedingt  als  die  Aufgabe  eines  geregelten 
Staatswesens  erscheinen  muss.  Eine  derartige  Einschränkung  lässt 
sich  nun  aus  der  Konstitution  bezw.  einer  in  der  amerikanischen 
Jurisprudenz  ganz  allgemein  vertretenen  Auffassung  der  ein- 
schlägigen Yerfassungsbestimmungen  (Art.  III  S.  l)  sehr  wohl 
herleiten.  Hier  heisst  es  nümlich,  dass  die  richterliche  Gewalt 
der  Vereinigten  Staaten  einem  Obersten  Gerichtshofe  und  solchen 
üntergerichten  zustehen  soll,  wie  sie  der  Kongress  einzurichten 
für  gut  finden  würde.  Daraus  folgert  man  nun,  dass  das  Ober- 
gericht  (supreme  court  of  the  U.  S.)  allein  seine  Befugnisse  aus 
der  Konstitution  herleite  und  diese  demgemäss  qualitativ  ver- 
schieden seien  von  denjenigen  der  Übrigen  Gerichte,  die  ledig- 
lich dem  Belieben  des  Kongresses  ihr  Dasein  bezw.  ihre  Kom- 
petenz verdanken.  Diese  Anschauung  kann  nun  an  sich  durchaus 
nicht  für  gerechtfertigt  erklärt  werden,  denn  die  richterliche  Ge- 
walt muHs  zweifellos  in  alleu  Instanzen  nach  den  uämlichea 
Grundsätzen  der  Urtheilstindung  geübt  werden,  ist  aber  doch  in- 
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Bofern  von  Bedeutung,  als  man  aus  ihr  die  —  im  Übrigen,  wie 
schon  bemerkt,  durch  prakti^^che  Erwägungen  unbedingt  gebotene 
—  Beschränkung  der  Mflglichkeit  herleiten  kann,  die  verfaiianngg- 
mässig  zu  Stande  gekommenen  Oettelze  ilirem  Inhalte  nach  ftlr 
Ter&B8ung8 widrig  zu  erklären,  und  dazu  gelangen  muss,  die 
Möglichkeit  ausschliesslich  dem  Oberbundesgerichtc  vorzubehalten. 
Eine  unzweifelhafte  Anerkennung  hat  zwar  das  hier  Vorgetragen« 
noch  nirgends  erhalten;  immerhin  gilt  unstreitig  nach  allgemeiner 
Auffassui^  ein  Zweifel  an  der  Verfassungsmääsigkeit  eines  Ge- 
setzes in  materieller  Hinsicht  erst  för  begründet,  wenn  das  Ober- 
gericht die  bezügliche  Frage  entschieden  hat,  und  ohne  Berufung 
auf  ein  von  demselben  in  dieser  Hinsicht  ergangenes  Prajudis^ 
dQrfte  einer  derartigen  Entscheidung  von  Seiten  eines  Untergerichtes 
in  keinem  Falle  diejenige  Bedeutung  zuerkannt  werden ,  welche 
mit  Bezug  auf  die  aus  der  Gleichstellung  der  richterlichen  und] 
legislativen  Gewalt  herzuleitende  Kontrolc  der  letzteren  durchi] 
die  erstere  dem  richterlichen  Erkenntniss  gcbQhrt. 

Die  Schlusskapitel  des  v.  Holst 'sehen  Werkes  bilden  die  «aua- 
drücklichenKompetenzbeschränkungen  und  Verbote",  die  „ausdrück- 
lichen Verpflichtungen  der  Bundesregierung"  und  die  , Rechte  und 
Rechtssicherheit  einzelner' ;  damit  aber  werden  Dinge  unter  ein- 
ander gemischt,  die  eigentlich  nicht  zusammen  gehören.  Wa 
unter  den  „ausdrücklicher  Verpflichtungen*  verstanden  wird,  ent- 
hält etwa»  begrijflich  ganz  Verschiedenes  von  dem,  was  unter 
den  ersten  und  dritten  Punkt  fällt;  diese  beiden  hätten  durchaus 
nicht  von  einander  getrennt  werden  sollen,  denn  es  handelt  sich 
bei  beiden  übereinstimmend  um  jene  Menschenrechte,  deren  Pro-, 
klamirung  man,  wie  schon  einmal  erwähnt,  gegen  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  als  da.s  charakteristifi eheste  Merkmal  fUr  diel 
wahrhaft  freiheitliche  Richtung  jeder  Staatsverfassung  ansah. 
Hamilton  war  kein  besonders  eifriger  Anhänger  dieser  vornehm- 
lich durch  die  französische  Staatsphilosophie  vertretenen  »Grund- 
festen ftlr  die  bürgerliche  Freiheit",  sondern  meinte,  die  Befolgung 
der  bezüglichen  Grundsätze  der  Gesetzgebung  selbst  überlassen 
zu  können  in  der  Voraussetzung,  dass  eine  auf  demokratischer 
Grundlage  ruhende  Regierung  dieselben  olwehin  in  entsprechen- 
der Weise  zur  Geltung  bringen  werde;  sie  tinden  sich  dement- 
sprechend auch  nicht  in  den  ursprünglichen  Text  aufgenommen, 
sondern  bilden  den  Inhalt  der  ersten  zehn,  allerdings  bereits  im 
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Jahre  178fl  zugefügten  Amendement«.  Wie  man  derartige  Be- 
stimmungen in  die  »ystemaiische  DarnteUung  eines  bestimmten 
Yerfa.>uiungsrechtes  einzutilgen  hat^  kann  zweifelhaft  «ein;  darüber 
_eingebend  hier  zu  handeln,  würde  aber  viel  zu  weit  fuhren;  nur 
viel  muss  gesagt  werden,  dass  jene  Prinzipien  alle,  gleichviel 
sie  die  Verfassung  in  einer  positiven  oder  negativen  Satzform 
hinstellt,  und  gleichviel  ob  sie  dieselben  in  die  Farm  von  An- 
weisungen an  die  Regierung  oder  von  ganz  allgemein  gehaltenen 
Grundsätzen  kleidet,  den  nämlichen  Charakter  an  sich  tragen. 
So  hat  beispielsweise  die  von  y.  Holst  zu  den  , Kompetenzbeschrän- 
kungen' gerechnete  Vorschrift  im  Art.  I  des  Amendements,  in 
welchem  der  Kongress  angewiesen  wird,  kein  Gesetz  zu  er- 
lassen, welches  die  Rede-,  Press-  oder  Versammlungsfreiheit  be- 
schränken würde,  keine  andere  begriffliche  Bedeutung  als  die  von 
T.  Holst  unter  den  .ßechtsäicherheiten*  aufgeführte  Bestimmung 
im  Art.  IV  ebendaselbst,  ,da3s  das  Recht  der  Einzelnen  auf  die 
Sicherung  ihrer  Person,  ihrer  Papiere  und  Habseligkeiten  gegen 
ui^ferechtfertigte  Nachsuchung  oder  Beschlagnahme  nicht  verletzt 
werden  dOrfe";  dagegen  haben  jene  Theile  der  Konstitution,  welche 
T.  Holst  unterden  „ausflrücklichen  Verpflichtungen"  zusammenfasst, 
einen  ganz  andern  staatsrechtlichen  Sinn ;  richtig  ist  ja,  dass  auch 
bei  diesen  die  ratio  legis  daraufhin  geht,  die  Recht«st«llung  der 
Einzelnen  nach  gewisser  Richtung  hin  zu  sichern ;  aber  snhliena- 
lich  liegt  mehr  oder  minder  überhaupt  jeder  Vorschrift  der  Kon- 
stitution dieser  Gedanke  zu  Grunde;  was  dagegen  das  Eigen- 
ibUmlichc  der  hier  fraglichen  Vorschriften  ausmacht,  ist,  dass 
dieselben  solche  Zustände  regeln  wollen,  die  an  sich  der  Kom- 
petenz der  Einzelstaaten  unterliegen.  Die  ,  Vereinigten  Staaten* 
sollen,  heisst  es,  jedem  Einzelstaate  eine  republikanische  Regie- 
rungsform gewährleisten  und  dafür  sorgen,  dass  a]len  öfFcntÜRhen 
Akten,  Protokollen  und  richterlichen  Verhandlungen  eines  Staates 
volles  Ansehen  und  Geltung  in  jedem  andern  Staate  werde,  dasa 
Personen,  in  Untersuchung  oder  Anklage  in  einem  Staate  gestellt 
und  in  einem  andern  Staat  betroffen,  von  diesem  an  jenen  ausgeliefert 
werden,  sowie  das«  endlich  die  Bürger  jedes  Staates  ir  allen 
andern  alle  Privilegien  und  Immunitäten  genieiiaen,  welche  dessen 
Borgern  zustehen.  Dadurch  ist  unstreitig  in  gewisser  Weise  eine 
rechtliche  Einmischung  der  Bundesregierung  iu  die  Machtsphäre 
der  Einzelstaaten  begründet  und  ciii  Verbältniss  geschaffen,  dessen 


jurisÜsche  Konstruktion  ungemein  schwierig  und  Terwickelt  wird. 
Ein  genaues  Nachdenken  muss  zeigen,  wie  sich  gerade  in  diesen 
Punkten  der  innere  Widerspruch  deutlich  zeigt,  an  welchem  das 
Wesen  zusaniraengesebsterStaatennaturgemaas  leidet;  dieser  Wider* 
Spruch  oder  doch  die  Möglichkeit  desselben  beisteht,  auch  nach 
der  Konstitution  von  1789  mit  all  ihren  Amendementä;  und  die 
in  der  Gescbiclit«  der  Vereinigten  Staaten  zu  Tage  tretenden 
centripetalen  und  centrifugalen  Bestrebungen  sind  —  von  diesem 
6e«icht8p unkte  her  betrachtet  —  nichts  anderes  als  Versuche, 
jenen  Widerspruch  in  einer  einseitigen  Weise  zu  lösen,  die  aber 
eben  mit  dem  Wesen  eines  zusammengesetzten  Staates  sich  nicht; 
in  Einklang  bringen  lässt  und  darum  auch  als  vcrfasi>ungswidrig 
erscheint,  v.  Holst  hat  sich  zwar  im  §  18  (S.  'S2  ff.)  über  .die 
Äbgrenzimg  der  Kompetenz*  bemüht ,  diesen  Widerspruch  zu 
leugnen;  allein  seine  Ausführungen  lassen  nicht  einmal  mit  ge- 
nügender Deutlichkeit  erkennen,  ob  er  im  Falle  eines  Konfliktes 
zwischen  der  Unionaregierung  und  den  Partikularregierungen  hin- 
sichtlich ihrer  Kompetenz  schliesslich  doch  die  Entscheidung  des 
Kongresses  oder  diejenige  des  Oberbundesgerichtes  als  ausschlage 
gebend  will  angesehen  wissen;  und  jedenfalls  würde  das  eine  wie 
das  andere  nicht  fUr  richtig  erachtet  werden  können,  denn  die 
Partikularregierungcn  Üben  innerhalb  der  ihnen  zugewiesenen 
Sphäre  ihre  Befugnisse  kraft  ebenso  originären  Rechtes,  wie  die 
Bundesregierung  die  ihrigen  Übt.  Daran  wird  auch  durch  den 
Terfaasungsmäggig  anerkannten  Grundsatz  nichts  geändert,  dass  die 
Konstitution  das  ,oberst«  Gesetz  des  Landes*  ist,  also  als  solches 
auch  von  den  Einzelstaaten  respektirt  werden  muss ,  denn  es 
handelt  sich  ja  gerade  um  einen  aus  der  Konstitution  herzu- 
leitenden Mangel  der  bestehenden  Verhältnisse,  über  welchen 
weder  der  grossartige  bisherige  Entwicklungsgang  der  Vereinigten 
Staaten  noch  die  bisher  so  oft  erprobte  Widerstandsfähigkeit 
der  Konstitution  hinwegtäuschen  können.  Hierbei  ist  nicht  an  die 
durch  den  starren  Doktrinarismus  Caluoitn's  ausgebildete  Lehre 
von  der  Staat^nsouveräuetät,  sondern  an  jene  Zweifel  zu  denken, 
welche  bereits  von  vielen  und  nicht  den  unbedeutendsten  Mit- 
hegrUndem  der  Union,  namcutlich  wie  schon  oben  S.  62  er- 
wähnt, von  Madjbok  und  Jeffkbson  ,  empfunden  worden  sind 
und  welche  nicht  nur  in  den  amerikanischen,  sondern  ganz  ähn- 
lich in  den  Zuständen  aller  derartigen  zusanimengesotzten  Staaten- 


-     93     — 


gebüde  sich  geltend  machen.  Man  darf  sich  denselben  auch  an- 
gesichts der  glänzendsten  Erfolge,  welche  etwa  die  Geschichte 
einea  in  dieser  Weise  organisirten  Volkes  aufzuweisen  hat,  nicht 
Terschliessen^  wenn  man  fdne  ira  aut  studio  das  geltende  ofFent- 
liche  Recht  eines  bestimmten  Staates  vom  Standpunkte  der  Ju- 
risten untersuchen  und  klarstellen  will;  und  die  Ergebnisse 
einer  solchen  Untersuchung,  so  überraschend  sie  auch  oft  dem  all- 
gemeinen Gedeihen  eines  Volkes  gegenüber  erscheinen  mögen, 
sollten  in  keinem  Falle  unbeachtet  bleiben,  denn  schliesslich  rächt 
es  sich  im  Leben  der  Vülker  und  in  der  Entwicklung  der  Staaten 
immer,  wenn  den  ohne  politische  Voreingenommenheit  streng 
nach  den  Regeln  Logischen  Denkens  gefundenen  Schlllssen  des 
Juristen  nicht  die  nöthige  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird. 

Durch  alle  diese  Erwägungen  wird  mau  von  selbst  auf  die 
verfassungsrechtlichen  Verhältnisse  der  Einzelstaaten  übergeleitet, 
welche  t.  Holit,  nachdem  er  noch  kurz  die  Bestimmungen  Über 
Abändenmg  der  Konstitution  dargelegt  hat,  in  dem  letzten  Ab- 
schnitte seines  Werkes  schildert ;  er  zeigt,  wie  diese  Verfassungen 
sieh  im  wesentlichen  der  Bundesverfassung  äfanlicb  gestalten, 
wie  auch  hier  allenthalben  eine  aus  zwei  Häusern  bestehende 
Legislative,  ein  Chef  der  Exekutive,  der  ,Govemor',  und  eine 
«richterliche  Gewalt"  sich  finden  und  jeder  dieser  Faktoren  mit 
Befugnissen  ausgestattet  ist,  welche  denjenigen  dos  Kongresses^ 
dea  Präsidenten  und  der  Bundesgericht«  durchweg  entsprechen.^ 
Insbesondere  werden  dann  noch  , Steuerwesen " ,  .Schulwesen' 
und  .Verbaltniss  von  Staat  und  Kirche"  in  einigen  Paragraphen 
durchaus  sachgemäss  besprochen  und  danin  endlich  einige  Be- 
merkungen über  die  Organe  der  Selbstverwaltung  geknüpft,  welche 
in  der  That  die  wesentlichste  Vorbedingung  für  das  rasche  Em- 
porbltthen  der  Vereinigten  Staaten  bildet  und  hier  fast  noch 
schärfer  ausgeprägt  ist  als  in  England,  wiewohl  dies  sonst  doch 
als  der  klassische  Boden  des  Selfgovernment  gepriesen  zu  werden 
pflegt 

Diese  Angaben  Über  das  Buch  v.  Hot,8T*s  würden  ftlglich 
genügen ,  wenn  er  nicht  in  §  1  desselben  und  in  verschiedenen» 
hauptsächlich  gegen  mich  bezw.  meine  Schrift  „lieber  die  Ver- 
fassung der  nordamerikanischen  Union"  gerichtetenÄnraerkungen') 


*)  In  vrftlcher  Weise  v.  Holst  meine  obengenaimte Schrift  beurtbeUt,  ergibt 


den  Rahmen  einer  gedrängten,  objektiven  Darstellung  überschritten 
und,  aUerdiiigs  nuraiideutunjirsweise.  hervorgehoben  hätt«.  welches 
seiner  Ansicht  nach  der  Charakter  der  modernen  Staatsrechtswisaen- 
echaft  Überhaupt  und  insbesondere  jedes  Werkes  sein  mUsse,  das 
sich  mit  dem  amerikanischen  Verfassungsrecht«  befasst;  seine 
Andeutungen  in  dieser  Hinsicht  sind  so  eigenartig,  dass  sie  eine 
Kritik  von  einem  allgemeinen  Standpunkte  aus  nothweudigerweise 
herausfordern  und  darum  hier  nicht  unbeachtet  bleiben  dQrfeiu 
Mit  Bezug  auf  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Stoats- 

sich  auf)  Kolgtindem :  S.  8  daselbst  findet  sich  der  Sats :  .Baa  Grundgesetz  sollte 
Iftut  Art.  III  für  nllo  auf  der  Konvention  Tertretenea  Staaten  Geltang  er- 
langen, wenn  es  neun  dertelben  genehmigten";  und  S.  476,  in  der  XJAer- 
Setzung  de»  VerfimsungAtext««,  Art.  UI  Sekt.  3.  2:  ,Dor  Konf^roM  soll  befugt 
Kin,  das  Vorbrecheu  des  Hochverrathe«  begrifflicb  zu  bestimmen".  Beides 
ist  faUch:  dagegen  heissl  m  S.  480  in  der  Uebersetzuag  des  .\rt.  Vit:  ,X>ie 
Genehmigung  durch  Konventioten  in  neun  Staaten  itoll  fllr  tieltnng  dieser 
Terfaesung  in  den  eie  genehmigenden  Staaten  genfigcu*,  und  S.  807.  wo 
die  betreffende  Bestimmung  der  Konstitution  tiemlicb  eingehend  besprocbea 
frird:  .Der  Kongreß  soll  befugt  s^in,  die  Strafe  fQr  Hochverrath  zu  be«tim- 
men*.  Beides  iat  richtig.  Unter  diesen  Umstanden  hätte  vialleicht  mancher 
andere,  bei  hinlänglich  genauem  Studium  der  von  ihm  besprochenen  Arbeit 
und  mit  dem  bei  dem  gröwiten  Theile  der  deutscheu  SchrifstcUerwell  glück- 
Uoberweise  noch  immer  flblichen  persSnlicihen  Wohlwollen  in  jenen  eratea 
Stellen  lediglich  ein  Verseben  redaktioneller  Art  und  nicht  einen  Beweil 
schlechthin  von  Unkeantni«  des  wahren  Sachverhaltes  gefunden ;  v.  Holst 
aber  hat  es  b^^liebt,  »einen  Lesern  die  beiden  letztgedacht^n  stellen  vorsu- 
entballeo  und  nur  die  crsteren  mitzutbeilen  alu  schlagende  Beispiele  fllr  di« 
.geringe  Verläsetgkeit*  meiner  Arbeit  Überhaupt!  Aebnlich  reri^hrt  er  auf 
B.  21,  vro  ot  nagt:  dtuut  auch  die  niedem  HundßHgericbie  und  sogar Stoaten- 
gerichtc.,  nicht  nur  da«  Oberbundesgericht  der  Union,  Über  die  Ver&flsonga- 
mässigkeit  von  Bundes-  und  Staat^eeetzen  ZQ  entscheiden  haben,  und  daaa 
die  durch  ihren  Lakonismiw  geradezu  Ubemechende  Bemerkung  macht: 
, Schluß'  [ä.  270.  273)  ist  dos  nicht  bekannt",  während  ich  in  meinem  Buche 
die  Kompetenz  der  Sta&tengericht«  Ilberhaupt  nicht  besprochen  und  bezOg- 
lieb  der  Unionsgcrichte  etwa  da^enige  gesagt  habe,  was  sich  an  einer 
froheren  Stelle  uu  Texte  dieser  Abhandlung  kurz  wiedergegeben  ßndet  und 
was  auch  v.  Hot^sr  (8.  as  if.)  wenigstcna  hinfiichtlich  Kine«  Punkte«  —  in 
welchem  die  Ver&nungsmlissigkeit  vou  Unionsgesetzen  in  Frage  kommen 
kann  —  selbst  anurk^at.  Zutreffend  ist  Dbrigens  seine  Krinnernng  gegen 
die  von  mir  gegebene  üeberaetzung  des  Art  I,  Sekt.  10;  denn  derselbe  b*- 
sagt  nic-ht,  da»i  kein  Staut  citrus  anderes  als  Gold  und  Silber  zur  Abub- 
lung  seiner  Solmlden  \-erwenden.  sondern  .dass  kein  Staat  etwas  anderes 
als  Gold  und  Silber  zum  Zahlungsmittel  bei  Schulden  flborbaupt  erli 
dürfe'. 


rechts  Yerwiril  r.  Holbt  den  Standpunkt,  welcher  eine  Verfaasimjf 
aht  «ein  Produkt  der  abätrakten  politischen  Spekulation'  auffasst, 
da.    «jede  lebeusfähige  W-rfas^uag  ein  Äusfluss   der  gewordenen 
und  werdenden  konkreten  Verhältnisse'*  sei.    In  der  Tbafc  ist  fUr 
das    richtige   Verstäudniss    jeder    Staatsverfassung,    auch    dann, 
wenn  sie  eine  urkundliche  Aufzeichnung  in   einem  Grundgesetze 
gefunden   bat,    die  KenntnisR    der  geschichtlichen  Begebenheiten 
erforderlich,    welche    zum  Erlasse  bezw.   zur  Ausbildung  dieser 
Verfassung  geftlhrt  haben;   das  ist  eine  seit   so  langer  Zeit  und 
so   allgemein  anerkannte  Wahrheit,   dass,  wer  sie  nicht   gelten 
'lassen  wollte,  gar  nicht  im  Ernste  wagen  könnte,  Anspruch  auf 
Beachtung    innerhalb    der    wissenachaftlichen   Welt    zu    erheben. 
Aber  das  schliefst  doch  andererseits  nicht  aus,  dass  jedes  Staats* 
grundgeseiz  als  ein  aus  der  Flucht  der  Erscheinungen  heraus  zu 
hebendes,  in  sich  vollendetes,  einheitliches  Ganzes  aufgefasst  und 
als  solches  wisscnschaftUch  zergliedert   werden   kann  und  muss; 
V.  Holst  aber  bestreitet  dies  nach  der  einen  wie  nach  der  andern 
Seite  hin,  indem  er  zunächst   für  unzulässig  erklärt,   eine  Ver- 
fassung als  ein    einheitlicbes  Ganzes   anzusehen,   dessen    einzelne 
Theile,  von  einem   bestimmten  Grundgedanken   ausgehend,   eben 
darum  mit  einander  in  vollkommenem  Einklänge  stehen  müssen, 
denn    etwas    anderes    kaim    es    doch    nicht    bedeuten,    wenn    er 
(S.  28  Anm.  I)  behauptet,  dass  sich  „eiue  Verfassung   nun  eben 
einmal  nicht  aus  Einem  grundliegenden  Gedanken  heraus  kritisch 
entwickeln  lasse".     Aber,  wenn  dem  wirklich  so  wäre,  so  würde 
die  Staatgrechtswissenschaft  gar  nicht  mehr  filr  eine  selbständige 
Disziplin  gelten  können,   denn  man   mUsste   dazu  gelangen,    in 
jeder  Verfassung    eine  Reihe   zusammenhangloser  Bestimmungen 
zu  sehen,  darauf  berechnet,  das  öffentliche  Wohl  nach  versclxie- 
denen   RicIiLungeu    hin    zu    fördern;    und    der   Staats  rechtslehre  r 
würde   alsdann    lediglich    die  Brosamen   aufzusuchen    haben ,   die 
TOD  dem   Tische  der  Politiker  oder  Diplomaten   fallen.     Merk- 
würdigerweise sagt  V.  Holst  an   einer  andern  Stelle  (S.  31):   „Da 
der  in   der  Verfassung  zum   Ausdruck   gelangte  Wille   des  Ver- 
faasungsgebers  unbedingt  massgebend  ist,   so  muss  auch  ange- 
nommen   werden,    dass    dieser  Wille   sich   selbst   nie   untreu... 
geworden    ist."      In  diesem  Satze,    der  vielleicht   nach   anderer 
Richtung  hin  manchem  Zweifel  begegnen  dürfte,  liegt  doch  offen- 
bar des  Anerkenntuiss,   dass  jede  konkrete  Verfassung  das  Er- 


gebniss  eines  bestimmten  ataaiaphilosophüichen  Sjatems  ist^  welches 
zu  entwiclceln  a!«  Auf^be  der  Wissenschaft  erscheint.    Wer  der 
Wissenschaft   diese   Aufgabe   zuweist,    der  stempelt   damit  diese 
Verfassung'  durchaus  nicht  zum  .Produkte  einer  mit  der  abstrakten 
Logik  arbeitenden  Doktrin",  sondern  verfolgt  ganz  andere  Ziele,  ^H 
nämlich  den  Nachweis,  dass  diese  Verfassung  nicht  lediglich  ge-^^ 
wissen   augenbücklichen   Anwandlungen    oder,   im  besten  Falle,       . 
dem  gesunden  Sinne  eines  praktischen  Politikers  ihr  Dasein  ver-^| 
dankt,  dass  sie  vielmehr  aus  jenem  tiefem  Einblicke  in  das  be- ^^ 
grüfliche  Wesen  des  Staates  hcrausgesch äffen  worden  ist^  welcher 
allein  sich  amnassen  darf,   f^  seine  Schöpfungen  eine  gewisse 
AJIgemeingUltigkeit  und  damit  eine  gewisse  Dauerbarkeit  zu  be-i 
onspruchon,  sobald  er  nur  andererseits  auch  den  Anforderungen  des 
praktisch-politischen  LebeniB  gerecht  xu  werden  versteht;  darum  darf  J 
die  Bedeutung  und  der  wahre  Werth  einer  konkreten  Verfassung 
nicht    ausschliesslich    nach    dem    Masse    gemessen     werden,     in 
welchem   sie  den   zuletzt    gedachten  'praktischen   Anforderungen 
entspricht,  sondern  ist  auf  ihre  Mgrundlicgcndcn  Prinzipien'  and 
daraufhin  zu  prüfen ,  ob  diese  in  der  That  sich  in  den  verschie- 
denen Einzelbe-ftimmungen  wiederfinden;   und   daraus  ergibt  sich 
umgekehrt  als  Aufgabe  der  Staatswissenschaft,  die  Einzelbestüu- 
mungen  aus  den  „grundliegenden  Prinzipion"  heran»  zu  erklären 
und  dem  entsprechend  in  das  System  eines  konkreten  Verfasgungs- 
rechtes  einzuftlgen.     Klar  ist,   dass  nur  auf  diese  Weise   in   der  ^j 
Behandlung  auch   des   Staatsrechtes    sich  jene    logische   Schärfa^f 
herausbilden    kann,    welche,   durch   die   römischen  Juristen    ent- ^^ 
wickelt,  für  alles  Privatrecht  unerlässlich   erscheint  und    fUr  das 
öffentliche   sicher  nicht  weniger  Bedeutung  besitzt,   wenn    man 
auch  von  mancher  Seite  her  meint,  dass  dadurch  der  .unfrucht- 
baren Spekulation"    oder  der    .abstrakten    Logik"    allzu  grosser, 
Spielraum  gewährt  werde. 

V.  Holst  erklärt  es  aber   andererseits   ftlr  unzulässig,   einaj 
konkrete  Verfassung  als   ein   in    sich   abgeschlossenes  Ganze  zu 
betrachten,  darum,  weil  diesselbe  einem  beständigen  Wandlungs-  ^j 
prozesse  unterworfen  sei,  denn  so  kann  doch  nur  seine  oben  er-^| 
wähnte  Behauptung  verstanden  werden,  dass  jede  Verfassung  da» 
Ergebniss  der  gewordenen  und  werdenden  Rechtsverhältnisse  sei; 
darum  fordert  er  (S.  4)  fUr  eine  solche  auch  diejenige  .Elastizität*,] 
welche  erforderlich  ist,    „lun   allen  entstehenden  neuen  BedOrf'-l 
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nissen  roll  zu  genügen.*  Die  Verfassung  bildet  die  Grundlage 
ftlr  die  gesetzgeberische  Thäligkeil;  und  diese  mtiaa  allerdings 
den  Anforderungen  des  praktischen  Lebens  voll  und  ganz  llech- 
uung  zu  tragen  sich  bemühen,  Altes  verwerfen,  wenn  es  sich 
nicht  mehr  dem  ewig  frisch  pulsirenden  Leben  des  Volkes  an- 
passt.  und  Neues  schaffen,  wenn  sich  Zustände  ergeben,  die  einer 
frühoreu  Zeit  fem  gelegen  haben;  aber  niemand  darf  glauben, 
dass  es  gestattet  sei,  fUr  die  Verfassung  heute  diese  und  moi^en 
jene  Auslegung  zu  beheben.  „Ist  der  Staatsmann,"  meint  v.  Holst 
(ebenda).  ,rerpflichtet,  bei  der  Anwendung  des  Staategrundgesetaes 
gewissenliafUr  Jurist  zu  sein,  so  muss  der  Jurist  auch  bei  seiner 
Darstellung  und  Prüfung  stets  die  Gesichtspunkte  des  Staats- 
mannes im  Auge  behalten.*  Der  erste  Theil  dieses  Satzes  dürfte 
mamiigfachen  Bedeukeu  begegnen;  es  Hesse  sich  darüber  vom 
Standpunkte  der  politischen  Moral  aus  gar  Vieles  sagen;  jeden- 
falls kommthier  nur  der  zweite  Theil  in  Betracht;  die  Folgerungen, 
welche  sich  daraus  ergeben,  sind  sehr  bedenklicher  Art  und  am 
hosten  zu  erkennen  gerade  aus  der  Verfassungsgescliichto  Amerikas. 
Hier  haben  sich  die  meisten  Juristen  befleissigt,  bei  ihrer  Dar- 
stellung und  Prüfung  der  Konstitution  ,die  Gesichtspunkte  des 
Staatsmannes  im  Auge  zu  belialten'',  und  sind  demgemäss  dazu 
gelangt,  das  Verfassungsrecht  ausschliesslich  in  das  Interesse 
ihrer  politischen  Partei  zu  stellen;  mit  jener  Theorie  luuss  man 
Dothwendigerweise  iu  einen  Fehler  verfallen,  vor  dem  niemand 
eingehender  uud  besser  gewarnt  hat,  als  Ladakd  in  dem  Vor- 
wort« zu  Band  I  dieses  Archives:  ,So  sehr  der  einsichtsvolle 
Jitrist  die  hohe  Bedeutimg,  die  Grösse  des  Einflusses  zu  ermessen 
weiss,  welche  Nationalökonomie  und  Wirthschattspohtik,  Finanz- 
wiasenschaft;  und  Statistik  auf  die  Ausbildung  der  Begriffe  und 
Einrichtungen  des  öffontlifhen  Rechtes  zu  nehmen  berufen  sind, 
80  kann  derselbe  doch  auch  nicht  darauf  verzichten,  daas  das 
feste  RechtsgebUde  einmal  aus  dem  Flusse  des  Werdens  ge- 
nommen und  in  seiner  gesetzlich  gegebenen  Form,  der  wissen- 
schaftlichen Prüfung,  der  Untersuchung  seiner  funktionellen  Be- 
deutung innerhalb  des  gesammten  Kechtssystems  zugeführt  werde. 
IHes  aber  wird  zweifellos  erschwert  durch  die  unablässige  Ver- 
menguug  der  staatsrechtliche u  Probleme  mit  den  Aufgaben  und 
Projekten  der  mitten  im  Qührungsprozesse  befindlichen  Ökonomi- 
schen Disziplinen.*  —  Dem  gegenüber  behauptet  v.  Holst,  dass, 
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wenn  man  sich  uicht  seiner  Meinung  anscliliesse,  man  jede  Ter-1 
fassung  einem  .Chinesischen  Schub"  üholicli  gestalte,  da  sie  nur 
einem  , Chinesischer  Narrheit  verfallenen  Volksthum  cntaprecfaea  ^j 
könne";  allein  dem  ist  keineswegs  so.    Jede  StaatsTerfassung  is^^| 
um  das  hier  noch  einmal  hervorzuheben,  das  Ergebniss  der  zur^^ 
Zeit  ihrer  Entstehung  herrschend  gewesenen  Staats-  und  recht«-^^ 
philosophischen    Anschauungen,    aus    diesen    heraus   schafft   ded^^ 
Gesetzgeber,  und  diese  Ansf^hauungen  allerdings  erfaliren  im  Laufe 
der  Zeit  die  mannigfachsten  Wandlungen.     Wenn   sich   nun  bei 
Untersuchung    eines    konkreten    Verfassungsrechtes    herausstellt, 
dass  dasselbe  in  seinen  wesentlichen  GnindzUgen  mit  den  modemeu 
Anschauungt-n  alte  Fühlung  verloren  hat,  so  kann  man  sich  nur 
mit    der    der  Weltgeschichte    entnommenen    Erfahrung    trösten, 
das»  es  unweigerlich  einer  neuen  Ordnung   der  Dinge   in  abse 
barer  Zeit  wird  zu  weichen  haben;  für  eine  befriedigende  wi^seo 
schatlliche  Lösung  bietet  es  kein  Prohlem  mehr.  Auch  daitlr  enthält 
gerade   die  Entwicklung  Amerikas   einen    gewichtigen  Bel(^:    in 
dem  Institute    der  Sklaverei.     Ware   irgend    ein   unbefangener, 
wissenschaftlich   durchgebildeter  Publicist   im   neunzehnten  Jahr- 
hundert noch  im  Standt^  gewesen,  dieses  Institut  in  befiriedigender 
Weise    dem   S^'stem    des  Unionsstaatärechtes  einzufUgen?      A! 
wäre  es  andererseits  zulässig  gewesen,  dasselbe   als    überlebt   zu 
bezeichnen,  weil  es  den  praktischen  Bedürfnissen  nicht  mehr  ent- 
spreche, oder  hätte  zu  diesem  Behufe  niclit  vielmehr  nachgewiese 
werden   mUsseu ,   dass  os   dem  ganzen  begrifflichen  Wesen  d 
modernen   Staates   überhaupt  widerstreite  und  darum  schlechter- 
dings widersinnig  wai-  in  einer  demokratischen  Kcpubtik  mit  einer 
dem  Grundgedanken  dieser  Staatsform  im  Uebrigcn  entsprechende 
Verfassung?     Und  weiter:   wäre  es   nicht,   auch  vor  Erloss  des 
Amendements  XIII,   aus  eben  diesen  Gründen   durchaus  geboten 
gewesen,    die  Sklaverei  flir  verfassungswidrig   zu  erklären,  wenn 
der    Wortlaut    einzelner    Bestimmungen    dem    nicht    entgegen- 
gestanden   hätte,   trotzdem   man   bei   ihrer  Abfassung  unstreitig 
nicht  die    Absicht   eines   diesbezüglichen    Verbotes    hatte?     Das 
Alles  Ijeweist  a1>er  nichts  anderes,  als  dass  man  bei  der  Aoalj 
eines  konkreten  Verfassungsrechtes  sich,    soweit   das    mit  Rück- 
sicht auf  den  Wortlaut  der  Verfassuugsurkunde  die  allgemein  an- 
erkannten Regeln  über  die  Auflegung  der  Gesetze  überhaupt  ge- 
statten, an  diejenigen  Gesichtspunkte  zu  holten  hat,  welche  dem 


jeweiligen  Staude  der  Wissenschaft  entsprechen,  auch  wenn  die 
Anschauungsweise  des  Gesetzgebers  seinerzeit  eine  andere  ge- 
wesen ist.  Alles  in  Allem:  eine  Verfassung  wird,  den  sonstigen 
Gesetzen  eines  Staates  gegenüber,  gekennzeichnet  nicht  durch  einen 
unbedingt^^n  Mangel,  wohl  aber  durch  ein  geringeres  Mass  von  Ver- 
waudlungsfähigkeit;  diei^er  Unterschied  ist  allerdings  nur  ein 
quantitativer,  kein  qualitativer,  und  hat  vielfach  da^u  geftlhrt, 
ihn  überhaupt  nicht  ausdrücklich  anzuerkennen.  Aber  trotzdem 
hat  man  öberall,  wo  eine  Verfassung  eine  urkundliche  Auf- 
zeichnung in  einem  Grundgesetze  erfahren  hat,  versuclit,  durch 
die  darin  aufgenommenen  Bestimmungen  über  die  Abänderung 
desselben ,  diesem  eine  grusst;rc  Beständigkeit  /.u  sichern ,  alaJ 
andern  Gesetzen;  und  ebenso  ist  es  da,  wo  eine  geschriebene 
Verfassung  als  solche  nicht  vorbanden  ist,  ticwohuheiUrechfc 
geworden,  in  denjenigen  Grundsätzen,  welche  man  im  eugern  und 
eigentlichen  Sinne  unter  der  Verfassung  begreift,  eine  Aenderung 
eintreten  zu  lassen,  nicht  schon  aus  Qründen  der  blossen  Zweck- 
mässigkeit, sondern  nur  mit  Rücksicht  auf  eine  unbedingte,  all- 
gemein vorherrschende  und  längere  Zeit  hindurch  anhaltende] 
Ueberzeuguug  von  der  Utizulässigkeit  oder  gar  SchädÜchkfit  des 
Beateheuden.  Durch  diese  Theorie  wird  das  Staaisgruudgesetx 
nicht  zu  einem  „ Chinesischen  Schuh"  gemacht;  aber  die  Wand- 
lungsfähigkeit. ..die  Elastizität '^  desselben  bestimmt  sich  nicht  nach 
dem  oft  täglichen  Wechsel  der  praktischen  Bedürfnisse,  sondern 
nach  dem  sich  um  Vieles  langsamer  vollziehenden  Umschwünge 
den  grossen  und  letzten  Fragen  der  Staat*«-  und  Rechtswissen- 
ift,  die  aber  als  soUrlie  freilich  befriedigend  nur  gelüäfc  werden 
können  im  engsten  Anschlüsse  an  die  unabweisbaren  Forderungen 
de«  praktischen  Lebens.  — 

Was  sodann  die  Behandlung  des  amerikanischen  Verfassungs- 
rechtes insbesondere  anbetrifft,  so  erscheint  es  ausserordentlich 
verführerisch,  hier  ganz  allgemein  diejenigen  Gesichte  punkte  zu 
entwickeln,  luicl»  welchen  die  Darstellung  fremder,  in  aktueller 
Geltung  beOudlicher  Staatäverfossungen  Überhaupt  sich  zu  richten 
hat;  allein  damit  würde  bei  weitem  der  dieser  Abhandlung  zu 
bewilligende  Baum  überschritten  werden,  und  nur  so  viel  ist  hier 
hervorzuheben,  dass  es  sich  in  der  Regel  für  den  Ausländer  em- 
pfehlen wird ,  nicht  die  selbst ver^itändtich  den  einheimischen 
ScbrifUftelleru  immer  mehr  geläu6geu  Einzelheiten  fremder  Rechts- 
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Systeme,  sondern  den  Oeist  derselben  im  grossen  und  ganzen  m 
möglichst  scharfen  Zügen  zu  skiyziren.   und  Überhaupt  an  den- 
selben diejenige  Art  der  Kritik  zu  Üben,   welche  sich  als  Aua- 
fluss  der  wissenschaftlichen  Methode  in  der  Heimnth  des  Kritikers 
oder  Beobachters  herausgebildet  hat,    denn   nur   so   kann  durch 
eine  einschlägige  Arbeit  für  daa  fremde  wie  das  eigene  Land  de«       \i 
Beobachters  ein  nennenswerther  wissenschaftlicher  Vortheü  erzielt>  ^M 
können  neue,    in  der  Literatur  des  betreffenden  Auslandes  nicht  ^ 
bereits    ausgesprochene    Gedanken    zu    Tage    gefördert    werden; 
Bonst  wird  im  beatun  Falle  ein  Werk  geliefert,  welches  lediglich 
den  Zweck  hat,  über  die  thatsächlich  im  Auslände  herrschenden 
Verhältnisse  eine  möglichst  bequeme  und  gewissenhafte  Auskunft 
zu  erthcilen.    Gerade  darum  verdient  die  Arbeit  v.  Uoi-sT'e  über 
die  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  unbedingte  Anerkennung, 
denn  so  wie  er  hat  noch  niemand,   auch  unter  den  Amerikanern 
keiner,  amerikanische  Geschichte  geschrieben;    er  hat  damit  der 
Wissenschaft   einen   grossen  Dienst  geleistet,    indem   er  die  Ge- 
schichte des  überseeischen  Landes  nach  jeuer  kritischen  Methode 
bearbeitet«,   welche  geschaffen  zu  haben   ein  in  der  gosammtea 
Kulturwelt  hinlänglich  gewürdigtes  A'erdienst  der  neueren  deut- 
schen historischen  Schule  ist;   aber  eben  die  gleichen  Anforde- 
rungen  hat  man   an   die  Bearbeitung  des  Verfassungsrechte»  zu 
stellen,    und   ich   habe  daher  in  meiner  Arbeit   Über  die  ameri- 
kanisch« Verfassung  den  von  v. HoLsr  anscheinend  8o  ausserordent- 
lich missfällig  aufgenommenen  Versuch  geiuacht,  diejenige  Methode 
in  Anwendung  zu  bringen,  welche  mir  nach  dem  bereits  firüherj 
Gesagten   einzig  und  allein   dem  Stande  der  deutschen  Wissen- 
schaft zu  entsprechen  scheint,  d.  h.  das  Ganze  aus  einem  Grund- 
gedanken heraus  zu  entwickeln,    der  sich  dahin  zusammen fAS:8en 
lässt,   das.s  die  Souvuräuet^l  uiemalH   theilbar  ist,   wolil  aber  — 
bei    hinreichend   scharfer    Abgrenzung   der    einem   jeden    zuge- 
wiesenen Kompetenz  —  rerschiedene  Träger  dieser  immer  ein- 
heitlichen Souveränetät   denkbar  sind,    und   dementsprechend    in 
zusammengesetzten  Staaten  vom  Charakter  der  Vereinigten  Staaten 
die  Bundesregierung  und  die  Partikularrcgierungen  als  Träger  der 
Souveränetät,  also  einander  gleichgeordnet  erscheinen.   Dass  femer 
—  soweit   die   staatsrechtlichen  Verbältnisse    des   Bundes,   d.  h. 
der  Union   in  Betracht  kommen  —  die  Souveränetät   auch   hie^f 
keine,  an  sich  immer  begrifis widrige  qualitative  TheÜung  erfahren 
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bat ,  wie  das  zutreffen  müsüte,  wenn  drei  einander  gleich- 
geordnete Gewalten  bestanden,  äondem  auch  hier  als  eine  streng 
einheitliche  aufifufassen  ist,  als  deren  Träger,  je  nach  den  von 
der  Konstitution  ihnen  zugesprueheuen  JBetugniäseu ,  die  beiden 
Häuser  des  Eongresaes  einerseits  und  der  Präsident  andercrsoita, 
tbeils  selbständig ,  theü»  in.  Verbindung  mit  einander  handelnd, 
anzusehen  sind,  und  dass  also  die  , ausführende'  wie  die  „richter- 
liche Gewalt*  ledighch  die  Aufgabe  haben,  die  von  der  .Re- 
gierung" ausgehenden  Akte  zu  praktischer  Betbntigung  zu  bringen.1 
Für  mich  galt  es  vomemlichj  den  Nachweis  zu  erbringeti,  dass  der 
Grandsatz  Ton  der  Üntheilbarkeit  der  SouverÜnetät ,  trotz  et- 
waiger, anscheinend  entgegenstehender  Bestimmungen  in  einer 
Verfassungsurkunde  dennoch  unter  Umstünden  sehr  wohl  mit 
allen  Einzelheiten  denselben  tu  Einklang  gebracht  werden 
kann,  und  als  Beispiel  dalUr  »cheint  die  amerikanische  Konsti- 
tution besonders  geeignet,  zunächst  weil  sie  überhaupt  viel 
auch  anderwärts  Nachahmenswerthes  enthält,  sodann  aber  bo- 
souders,  weil  gerade  sie,  nach  der  Absicht  ihrer  Verfasser,  dazu 
bestimmt  war,  dem  Grundsatze  von  der  üntheilbarkett  der  Sou- 
reränetät  in  gewisser  Weise  entgegenzuarbeiten,  dieser  Zweck 
»r  doch  nicht  erreicht  worden  ist,  insofern,  als  eine  Torurtheils- 
le  Betrachtung  die  ganze  Struktur  dieses  Qesetzgebungswerkes, 
80,  wie  es  abgeschlossen  vorliegt^  mit  jenem  Grundsätze  für  sehr 
wohl  vereinbar  erklären  kann.  Dass  sich  dabei  theUweise  eine 
Auffassung  des  Unionästoats rechtes  ergeben  muss,  die  den  bisher 
in  der  amerikanischen  Literatur  und  Judikatur  zu  Tage  getretenen 
Ansichten  in  sehr  scharfer  Weise  widerspricht,  ist  selbst verstilnd- 
lict.  Trotz  dieser  Methode  aber  oder  vielmehr  nur  unter  An- 
wendung derselben  dürfte  sich  das  in  Wahrheit  geltende  lischt 
der  Union  in  befriedigender  Weise  entwickeln  lassen,  denn  das 
geltende  Kecht  ist,  wie  bereits  früher  hervorgehoben  wurde, 
nicht  immer  dasjenige,  worauf  der  Gesetzgeber  sein  Augen- 
merk gerichtet  hat,  sondern  dasjenige,  was,  nach  der  gegen- 
wärtigen Lehre  der  Wissenschaft,  als  Inhalt  des  gegebenen 
Gesetzes  erscheint;  und  ungerechtfertigt  ist  es  wohl,  zu  be- 
haupten, dass,  wer  sich  auf  diesen  Standpunkt  stellt,  lediglich 
ganz  wiUkürhche  Phantasiegemälde  dessen  liefert,  was  Recht  i<ein 
oder  nicht  sein  sollte,  aber  keinesfalls  angeben  kann,  was  in 
Wahrheit  geltendes  Kecht  ist    Gerade  umgekehrt:  nur  auf  die  an- 
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gedeutete  Art  läset  sit^h  feststellen,  was  geltendes  Recht  ist,  wenn  ^i 
es  gleich  bisher  rielleicht  nur  selten  als  solches  erkannt  worden  ^| 
isl:    und   die  amerikanische  Konstitution   hat   am  wenigsten  Ur-  ^I 
sac-hc,    bei   einer  syätemutischen  Behandlung   ihres  Inhaltes  die^j 
gewaltigen  Fortschritte  zu  scheuen,  welche  die  Wisseoschafl  seit^f 
Erlass  derselben  gemacht  hat,  denn  der  eigentliche  Urheber  dieses  ^^ 
Werkes ,    Ai.exandkb  Hamilton  ,   war   den   Anschauungen    seiner 
Zeitgenossen  in  vieler  Hinsicht   ein  gut  Stück  voraus.     In  jener 
Epoche,  da  die  französische  Revolution  begann,  alle  historischen 
tJeberliefenmgen  einfach  über  den  Haufen  zu  werfen,  tlas  lebt-ndige 
Gebilde  des  Staates  aus  «iiier  rein  willkOrlichen  wisnenscbaftlichen 
Hypothese  herauszukoustruiren ,  und  die  mannigfachen,  ebenfalls 
ziemlich  willkürlich  herausge klügelten  Menschenrechte,  sowie  dit 
Tlieilung  der  Staatsgewalt   für    die   uuerläÄslichc  Örundlage  df 
öffentlichen  Wohles  zu  erklären,  hatten  all  diese  Lehren,  wie 
ja  überhaupt   und    namentlich    mit  Rücksicht  auf  die  damaligen 
Beziehungen  der  Vereinigten  Staaten  zu  Frankreich  natürlich  war, 
einen   fruchtbaren   Boden    in    der  jungen   Republik   jenseits    des 
''  Ozeans  gefunden  und  sicherlich  wäre  Urnen  eine  noch  viel  grössere 
Berücksichtigung  in  der  Konstitution  zu  Theil  geworden,    wenn^H 
nicht  eben  Hamilton  im  Verein  mit  einigen  Geistesverwandten,^^ 
theils  in  völliger  Krkeuntniss  der  in  jener  revolutionären  Doktrin 
enthaltenen  Irrthümer,  theils  rait  dem  vielleicht  nicht  ganz  geklärten, 
aber  doch  unbewusst  richtigen  (it'füble  des  sehn rf sichtigen  Staats-] 
mannes  verstanden  hätte,  der  herrschenden  Qährung  gegenüber  auf] 
die  Anerkennung  jener  Grrund»ätxe  liinzu arbeiten,  welche  dann  frei-) 
lieh  im  Laufe  der  Zeiten  —  nameutlich  im  Hinblick  auf  den  Fort- 
gang des  revolutionären  Schauspieh*  in  Frankreich  —  sich  immer 
mehr  läuterten   und  die   wesentlichste  Grundlage  des  modernen 
allgemeinen  Stüatsrechtes  bilden.     Daraus  erklärt  sich,  dass  man 
im  Stande   ist,   die  Konstitution   von    1780  den   modernen   An- 
schauungen sehr  wohl  anzupassen :  und  daraus  wieder,  aber  auch, 
allein  daraus    ergibt  sich,   dass  sie   sicherlich  filr  eine  geraume 
Zeit  noch  einen  durchaus  geeigneten  Rahmen  fUr  das  Öffentliche 
Leben  der  Vereinigten  Staaten  bilden  wird. 


Das  deutsche  Reichsgericht,   verglichen  mit  den 
obersten  Gerichtshöfen  der  wichtigsten  Staaten. 

Von 
Rechtsanwalt  Dr.  Ludwig  Fulu  in  Mainz. 

Mit  dem  Untergange  des  a!t«n  deutschen  K^icha  hörte  auch 
die  Tbätigkoit  des  Reichskammergerichts  auf  und  es  dauerte  mehr 
denn  ein  Mensehenalt^r  bis  die  deutsche  Nation  einen  solcheu 
Fortschritt  auf  dem  Wege  staatlicher  Konsolidation  gemacht 
hatte,  da-iis  das  Bedürfnis*  eines  Judicium  supremum,  als  Schlussghods 
der  Kette  der  deutschen  Gerichtsoi^anisation,  ein  sichtbares 
Zeichen  der  nationalen  Einheit  und  der  einheitlichen  Handhabung 
des  Rechts,  nicht  länger  unbeachtet  und  unbefriedigt  gelassen  wer- 
den konnte. 

In  der  Zwischenzeit  machte  die  grosse  Zalil  oberster  Gerichts- 
höfe der  Einzelstauten  die  grösste  Rechtsunsicherheit  gerade  in 
Ansehimg  solcher  Recht^materien ,  welche  ttlr  grosse  Theile  des 
deutschen  Volkes  einheitlich  geregelt  waren,  beinahe  zur  unab- 
weisbaren Xoth wendigkeit.  Wahrend  das  Reic-hskammergericht 
der  einheitlichen  Auslegung,  Fort-  und  Weiterbildung  des  ge- 
mebien  Rechts  römischer  ßruudJage  eine  unschätzbare  Stütze 
gewesen  war,  während  es  trotz  seiner  sprichwörtlichen  Lang- 
samkeit und  Langweiligkeit  ein  nicht  unwirksames  AufsichUrecht 
über  die  übrigen  Gerichte  ausübte  und  gegen  die  Verweigerung 
der  Justiz  in  kräftiger  Weise  einschritt,  fehlte  nach,  dem  Unter- 
gang dieses  ehrwürdigen  Denkmals  deutschen  Rechtslebens  jeder 
Ersatz  filr  es.  Besonders  ftihibar  wurde  dieser  Mangel,  als  nach 
endlosen  Bemühungen  für  die  Gebiete  des  Handels-,  See-  und 
Wechselrechts  ein  gemeinsames  Recht  zu  Stande  kam.     Es  wird 
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iiatete   einen  Gegenstand  lebhafter  Verwtinderung  in   der  Kechts- 
geschicbt«  bilden,  dass  die  deutsche  Kation    sich  im  Yerhälkniai 
sehr  lange  Zeit  damit  zufrieden  gab,    dasa   ihr  neugeschaffenee 
allgemeines  Recht  hier  so  und   dort  anders  ausgelegt  und  dass 
hierdurch  eine  Rechts  Verschiedenheit  in  Tollem  Umfange,    wenn 
auch   nicht   de  jure    so   doch    de  facto  wieder  eingeführt  wurde. 
Was  half  dem  deutschen  Rechte,  dass  die  Voraussetzungen,  unter 
welchen  die  Haftpflicht  de«  Frachtführers  hinwegfällt,  im  Norden 
dieselben   waren   wie   im  Stlden,    im  Osten    nicht  anders  wie  im 
Westen,  wenn  das  hanseatische  Oberappellationsgericht  die  be^Ug-       j 
liehen  Bestimmungen  durchaus  anders  auslegte  wie  das  preussi-^f 
sehe  Obertribunal,  wenn  dieses  wieder  mit  der  Ansicht  des  Ober-  ^^ 
gerichts    in    Celle    zwar    harmonirte,    dafür   aber   zu   den    An- 
schauungen des   badischen  Oberhofgerichts   und    des  Hessischen 
Kassationshofes    in    schärfstem   Widerspruch    stand?     Je    zahl- 
reicher  diese    Verschiedenheiten   in    der   rechtlichen    Auffassung 
der  obersten  Gericht«  der  einzelnen  Bundesstaaten  waren,  uro  so 
dringender  machte  sich  das  Bedürfnis«    geltend,    wenigstens   auf 
den   Gebieten,    welche   einheitlich    geregelt  waren,    ein    oberste« 
Gericht  zu   besitzen.     Die  Schaifung  des  Norddeutschen  Bundes  ^\ 
ermöglichte  die   Erfüllung    eines  heissen   Wunsches    der  Natioa^^ 
und    mit    dem   Bundes-,    später    dem   Reichsoberhandelsgerichte       ii 
war    der    deutscheu    Nation    wieder    ein    einheitlicher    oberster 
Gerichtshof  gegeben ,   freilich  nicht  für  alle  Gebiete  des  Rechts, 
aber   doch   für  sehr  wichtige  und   umfangreiche.     Die  Tenden2S,^^| 
die  Kompetenzsphäre   dieses   Gerichtshof»»    zu   erweitern ,    trat   in  ^^ 
den   Jahren    nach    seiner  Koustituirung   sehr   deutlich   zu   Tage. 
Während  der  Gerichtshuf  ursprünglich,  wie  es  schon  sein  Name 
besagte,  auf  das  Gebiet   der   oberstrichterlichen  Entscheidung  in 
Handels-  und  Wcchselsachen  beschränkt  war  (Bundesgesetz  vom 
12.  Juni   1869),  wurde   durch    das  Bundesgesetz,    betreffend  die 
Aufhebung  der  Flössereiabgaben  vom   1.    Juni    1870,   bestimmt,,^H 
dass,    wenn    wegen    der   Beseitigung    bestandener   Abgaben    der^^ 
Flösserei    ein   Entschädigungsanspruch    gegen    den    Fiskus    des 
Norddeutscheu  Bundes  erhoben  würde,  darüber  in  letzter  Instanz 
das  Bundes- Oberhaudelsgcricht   entscheiden   solle.     Bas  Bundea- 
gesetz  vom  11.  Juni  1870,  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schrift- ^j 
werken,  wies  ihm  die  oberste  Entscheidung  in  allen  Sachen  m,^| 
in  welchen  es  sich  um   einen  Anspruch   auf  Entschädigung  oder 


EiDzieHuDg  and  um  Strafsachen  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
luuidclte.  Die  analoge  Bestimmung  traf  das  Reichsgesetz,  be- 
treffend das  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Künste  vom 
9.  Januar  187ti,  das  Gesetz,  betreffend  den  Schutz  der  Photo- 
graphien Tom  10.  Januar  1876  und  das  Gesetz,  betreffend  das 
Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  Tom  11.  Januar  1876. 
Endlich  bestimmte  da»  Reichspatentgesetz  vom  27.  Mai  1877  in 
§  32,  dass  die  Berufung  gegen  die  Entscheidungen  des  Patent- 
amts zur  Kompetenz  des  Reichsoberhandelsgerichts  gehöre.  Die- 
selbe war  aber  nicht  nur  durch  diese  Gesetzgebung  über  die 
sogen.  Individualrechte,  sondern  auch  durch  andere,  theils  privat- 
rechtliche,  theils  öffentlich-rechtliche  Gesetze  erweitert  worden. 
Nachdem  das  Bundesgesetz  vom  8.  November  18G7  das  preussi- 
sche  Obertribunal  als  höchste  richterliche  Instanz  in  Sachen  d( 
Konsulargerichtsbarkeit  bestimmt  hatte,  wurde  durch  das  Ueicha- 
gesetz  vom  22.  April  1871  diese  Funktion  von  dem  Obertribunal 
auf  das  Reichsoberhandelsgericht  Übertragen.  Durch  dos  Haft- 
ptlichlgesetz  vom  7.  Juni  1871  wurde  die  oberstrich terbche  Zu- 
ständigkeit des  Gerichti^hüfe^i  flir  alle  unter  dieses  Gesetz  fallenden 
Rechtsstreitigkeiten  begründet,  während  das  Reichsbeamtengos etz 
die  Entficheiduug  über  vermögensrechtliche  Äusprüclie  der  Reichs- 
beamten aus  ihrem  Dienst vcrh El tniss  und  über  Ent^chädigungs- 
aasprQche  gegen  Reichsbeamte,  welche  auf  Ueberschreitung  ilirer 
amtlichen  Befugnisse  oder  pflichtwidrige  Unterlassung  ihrer  Amts- 
handlungen gegründet  werden»  ihm  in  letzter  Instanz  übertrug. 
Ebenso  dehnte  die  Strnndungsordnung  seine  Kompetenz  auf  die 
Ekitscheidung  von  vermögensrechtlichen  Ansprüchen  aus,  welche 
auf  die  f^le  der  Bergung  ausser  dem  Falle  der  Seenoth  gestutzt 
werden.  Endlich  war  durch  daa  Gesetz  vom  14.  Juni  1871  das 
Reichsoberhandelsgericht  zum  obersten  Gerichtshof  für  Ekass- 
Lothringen  in  Ansehung  aller  Rechtssachen  bestellt  worden, 
welche  nach  der  französischen  Gesetzgebung  von  dem  Pariser 
KassatioDshofe  zu  entscheiden  waren.  Durch  diese  Gesetze  war 
^  einen  nicht  unerheblichen  Theil  des  Zivilrechts  die  einheit- 
liche Judikatur  gesichert  worden.  Das  Reichsoberhandehigericht 
wurde  seiner  Aufgabe,  auf  die  einheitliche  Gesetzes ausleguug 
bedacht  zu  sein,  in  vollstem  Umfange  gerecht;  seine  Judikatur 
war  eine  geradezu  glänzende.  Seitens  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft ist  es  ganz  allgemein  anerkannt,  daes  die  Wirkung, 
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welche  seine  Rechtsprechung  auf  sie  aueUbte,  eine  Überaus  heil- 
vollo  und  segensreiche   war  und  dass   der  genannte  Gerichtühofi 
sich  nnvertilgbare  Verdienste  um  die  Rechtspflege  in  Deutschland') 
erworhen  hat.     Mit  der  Scliaffung  eines  einheitlichen  Vertahroni' 
in  Straf-  und  Zivilsachen,  wurde  auch  die  Erweiterung  des  Reichs- 
oberhandelsgerichts uobhwendig.   Es  entsprach  dem  uaturge müssen 
Entwicklungsgänge,  welchen  dos   deutsche  Kechl-sleben  seit  zehn 
Jahren   genommen  hatte,   dass   die   Deschninkung  des    oberst 
Gerichtshofs  auf  bestimmte  Theile  de«  Kechtälebens  fallen  gelassen^ 
wurde,    dass   aus    dem  Reichsoberhaudelsgerichte    eiu    Reichs- 
gericht herauswuchs.     Die  Motive  zu  dem  6eriehtsverfa»8ung8- 
gesetzc,  welches  im  Xamen  der  verbündeten  Regierungen  mitteUI^M 
Schreibens  des  Reichskanzlers  vom  29.  Oktober  1874  dem  Reichs-^^ 
tage  vorgelegt  wurde,  äussern  sich  über  diesen  Punkt  in  folgender  ^r 
Weise'):  ^Es  ist  nur  eine  Konsequenz  und  zwar  eine  unabwcia^H 
bare  Knnse[|iienz  der  durch  die  Einsetzung  des  ReichsoberhandeLs-^" 
gerichts  eingeleiteten  Entwicklung,   dasoi   das  Reichsoberhandels- 
gericht einem  Reichsgericht  zu  weichen,   dass    an   die  Stelle  des 
mit  beschriinkter  Zuliissigkeit   ausgestatteten  Reichsoberhandels- 
gerichts das  Reichsgericht  mit  umfassender  Kompetenz  zu  treteaj 
hat.     Und  dass  es  geboten  ist,  diese  Konsequenz  in  dem  Moment 
zu    ziehen,    in   welchem   das   Gerichtsv crfassuugsgesetz    und   dU 
Prozess Ordnung    eingeführt    werden,    folgt    aus   dem   Umstände«' 
dass  die  Schaffung  der  höchsten  Instanz  den   nothweudigeu  Ab-, 
echluss    der   Oerichtsorganisation    bildet.  *      Bei    der    Frage , 
welcher   Weise    dieses   Reichsgericht    konstruirt    werden   mflsse^ 
konnte  man  sich  an  die  analogen  Einrichtungen  anderer  Staaten 
nur  sehr  bedingt  anschliessen.     Die    ganz    eigenartigen   staats- 
rechtlichen Verhttltiusse   des  deutschen  Reichs,   mit  welchen  der 
Gesetzgeber    reclmen    musste.    brachten   es    mit    sich,    dasa   dem 
Reichsgerichte  weder  die  Stellung  in  staatsrechtUcher  Beziehung 
noch   die  Kompetenz    eingeräumt  werden    konnte,    welche   dem 
Kassationshofe  Frankreichs    oder   Ilirer   Majestät    Supreme  Court 
zukommt.     Die  Grenzen,  welche  für  den  Gesetzgeber  bei  Regu- 
lirung    der   Justizorgauisatiou    durch    die    Rucksichten    gezogen, 
wurden,    die  der  Justizhoheit   der  Einzelataaten   nach  Lage  d« 
Sache  gewahrt  werden   musst^n  und   die  nach  eigener  Äusss 


*)  Hahk,  Materialien  za  den  Justisgesetzcn.  Bd.  I.  S.  39. 
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des  Gesetzgebers  ao  eog  gezogen  wurden  ab  irgend  möglich, 
brachten  es  von  vornherein  mit  sieb,  dass  nicht  daran  zu  denken 
war,  Aas  Reichsgericht  In  Shnlicber  Wcist^  zu  einem  Oberaufsirhta- 
gerifbte  fär  sämmtlicbe  deutsche  Gerichte  zu  machen,  wie  die 
erwähnten  h&chsten  Gerichtshöfe  Englands  und  Frankreichs '), 
Bie  bracbten  es  mit  sich,  dasn  das  Reichsgericht  wesentlich  unter 
dem  Gesichtspunkte  zu  konstruiren  war,  durch  die  ilim  zuge- 
wiesene letztinstanzliche  Entscheidung  die  einheitliche  Recbt»- 
anslegung  zu  garantiren  und  die  Zersplitterung  des 
Rechts  durch  die  abweichende  Rechtsprechung  verschiede- 
ner letztinstanzlicher  Gerichte  zu  verhüten.  Es  wird  dies  von 
dem  Gesetzgeber  deutlich  ausgesprochen').  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  musste  aber  der  Gesetzgeber  die  zivil-  und  straf- 
rechtliche Thiitigkeit  des  höchsten  Gerichtehofes  verschieden  be- 
handeln. Es  musstc  dies  namentlich  um  desBwiUen  geschehen, 
weil  die  Gestaltung  und  Entwicklung  des  deutschen  Strafrechts 
durchaus  von  der  des  Zivilrpchts  v«rschieden  war  und  ist. 
Während  das  deutsche  Strafreclit  seit  der  Begründung  des  Nord- 
deutschen Bundes  sich  in  krilftig  unitarischem  Sinne  ent- 
wickelt hatte ,  während  auf  strafrechtlichem  Gebiete  hierdurch 
eine  Rechtseinheit,  wenigstens  in  Ansehung  der  wichtigsten 
Materien  des  Strafrechts,  so  gut  wie  erzielt  worden  war*),  war 
auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  ^  abgesehen  von  den  oben  ge- 
nannten grösseren  und  kleineren  Kodifikationen,  noch  keine 
einheitliche  Gesetzgebung  und  Rechtsbildung .  sondern  nur  die 
Ansätze  zu  solchen  vorhanden  und  der  Gesetzgeber  musste  dess- 
halb  mit  der  reichsten  Fülle  des  vorhandenen  partikularen  Rechts 
rechnen.  Di«  Motive  schildern  diese  Verschiwdenheit  der  straf- 
tmd  jüvilrechtlichen  Verhältnisse  sehr  fj-effend  *).  Jedes  Wort 
derselben  lässt  deu  Grundgedanken  des  Gesetzgebers  in  vollster 
Deutlichkeit  erkennen,  die  Einheit  der  Rechtsanwendung 
durch  das  Reichsgericht  zu  sichern,  und  die  Bestimmungen 
des  Entwurfs  entsprachen  diesem  Gedanken  in  jeder  Beziehung 
90  vollkommen,  dass  weder  die  Kommission  noch  das  Plenum 
des  Reichstags  einen  Grund  hatte,   irgend  eine  Veraudermig  an 

')  Vgl.  onteu  die  BontelluDg  der  OrgatmaUoo  dieser  Goricbte. 

»)  Vgl.  HiHs,  a.  B.  0.  I.  S.  382,  S.  «57,  U.  S.  968. 

■)  Bixnixr.,  Hondbucli  dM  Stzairechtt.  S.  53,  54.  97,  101. 

*)  Hau»  a.  a.  0.  l.  8.  40. 
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ihnen  vorzunehmen.  Bei  Anwendung  dieses  Orundgedankem^ 
auf  die  zivilr^chtUchen  yerliältiiiB.<ie  niusste  aber  der  Oettetzgeber 
iu  Erwägung  ziehen,  düsa  nicht  in  Ansehung  jedes  iu  irgend 
einem  Rechtagebiet  des  deutschen  Reichs  geltenden  Zivürechtd- 
satzes  das  BedQrfniss  besteht,  denselben  der  einheitlichen  Aus- 
legung durch  das  höchste  Gericht  des  Reichs  zu  untergehen. 
Gibt  es  doch  eine  grosse  Anzahl  von  Zivilrechten,  deren  (it-ltungs- 
gebiet  ein  so  kleines  ist,  dass  von  einer  Verschiedenheit  d«r 
Auslegung  gar  nicht  gesprochen  werden  kann.  Per  Gesetzgeber 
musste  also  die  Kompetenz  des  Reichsgerichts,  wollte  er  dasselbe 
nicht  in  völlig  zweckloser  und  sogar  positiv  schädlicher  Weise 
mit  der  Auslegung  auch  des  nur  in  den  beschränktesten  Gebieten 
geltenden  EU'chts  befassen,  lediglich  auf  die  Entscheidung  solcher 
Zivilrechtssachen  beschriluken .  iu  welchen  es  sich  um  die  An- 
wendung und  Auslegung  von  Rechtsnormen  handelt,  deren  ein- 
heitliche Interpretation  im  Interesse  weiter  Kreise  liegt.  Es  war 
kein  Zweifel,  dass  hierher  in  erster  Linie  alles  Reichsrecht  zu 
zählen  war;  in  zweiter  Linie  war  alles  Zivilrecht  dahin  zu  rechnen, 
welches  nicht  leiliglich  in  dem  Bezirke  dea  Oberlandesgerichts, 
dessen  Urtheil  angügriffen  wird,  Geltung  hat,  sondern  auch  in 
anderen  Bezirken.  Äusnerdein  wurde  aber  fUr  gut  befunden,  da» 
Reichsgericht  im  Wege  kaiserlicher  Verordnung,  auch  in  An<^H 
sehung  solcher  Rechtsnomicn  zur  Entsclieidung  in  letzter  Instanz^^ 
zu  berufen,  welche  sich  in  Gesetzen  und  Rechten  vorfinden,  die^^ 
keine  Über  das  Gebiet  eine^  Oberlandesgerichts  hinausreicheod^H 
Geltung  besitzen,  und  nls  Korrelat  wurde  bestimmt,  dass  gleich- 
falls durch  die  kaiserliche  Verordnung  verfügt  werden  künne, 
daMs  in  Anaeliung  solcher  Gesetze,  denen  diese  Eigenscliad  nicht 
abgeht,  gleichwohl  die  reichsgerichttiche  Kompetenz  ausgescidossen 
sei.  Alle  diese  Bestimmuugeu  sind  nur  konse([uente  Durchnih- 
rungeu  des  Grundgedankens,  da-ss  das  Reichsgericht  zur 
Wahrung  der  Rechtseinheit  berufen  ist  und  dass  es  desshalb 
auch  nur  mit  solchem  Rechte  befasst  werden  noW,  welches  iia^H 
weitem,  engem  oder  engsten  Sinn  einheiiUcheB  Recht  ist.  Ent-^1 
sprechend  diesen  prinzipiellen  Anschauungen  waren  auch  die 
Detftilbcstimmungen  gehalten.  Der  Gerichtshof  des  Reiches  kann 
nur  von  dem  Träger  der  Reichsgewalt  besetzt  werden.  Da  das 
Reich  der  Inhaber  der  GerichtsherrÜchkeit  ist,  kann  auch  nur 
der  Repräsentant  des  Reichs  die  einzelnen  Richter  zur  Ausübung 
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der  GtirichUbarkeit  bestimmen.  Die  Richter  de»  R«ich8gencht8  Rind 
also  ebenBo  wie  die  Beamten  der  Reichsanvral tschaft  Reichsbeamte 
und  sie  bttssen  diesen  Charakter  nach  bekannten  Grundsätzen  des 
U«ichs8taatsrecktt  dadurch  nicht  ein,  dass  die  verbUudeten  Ile- 
gierungen  ein  Vorschlagsrecht  haben ").  Ohne  einen  bestimmten 
Vorschlag  des  Bundesrathes  kann  also  kein  Richter  am  Reichs- 
gerichte ernamit  werden,  dagegen  begründet  der  Vorschlag  einer 
bestimmten  Persünlif^hkoit  absolut  keine  Noth wendigkeit  ftlr  den 
Kaiser,  derselben  auch  die  Ernennung  zu  ortheilen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  steht  dem  Reichsgericht 
die  Revision  gegen  die  Urtheile  der  Schwurgericht«  und  der 
Strafkammern  zu,  sofern  im  letzteren  Falle  das  Rechtsmittel  nicht 
lediglich  darauf  gestützt  wird,  da»s  ein  Lande«gesetz  verletzt  ist. 
Das  Keichsgericht  ist  also  zuständig,  wenn  auch  neben  der  Ver- 
letzung des  Reichsrechts  die  des  Landes  rechts  behauptet 
wird.  KutUich  sttiht  dem  Reichsgericht  die  Revision  gegen  die 
von  den  Ötrafkammeru  in  zweiter  Instanz  erlassenen  Urtheile  zu, 
wenn  es  sich  um  die  Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Er- 
hebung öffentlicher  Abgaben  und  Geialle  handelt,  die  in  die 
Reichskasse  fliesten,  und  die  Staatsanwaltschaft  die  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  beantragt.  Die  Ueberlegung,  doss  gerade  in 
Ansehung  der  Vorschriften  über  die  Erhebung  von  Gefällen  ftlr 
den  Rrichsfiskus  eine  einheitliche  Rechtsprechung  ungemein 
wünsch enswerth  ist,  hat  den  Gesetzgeber  dazn  geführt,  das  Reichs- 
gericht auch  zum  Gerichte  dritter  Instanz  zu  bestallen.  Ausserdem 
kompetirt  ihm  die  Entscheidung  über  Berufung  gegen  Straf- 
urthcUc  der  Konsulargerichte ').  Wie  sclir  man  auf  die  Sicherung 
der  einheitlichen  Judikatur  in  Strafsachen  bedacht  war.  zeigt  die 
Schwierigkeit,  welche  es  kostete,  die  Annahme  des  §  8  des  Ein- 
fllhrungsgesetzes  durchzusetzen,  nach  welchem  die  Bundesstaaten 
mit  mehreren  Oberlandesgerichfcen  die  Aburtheüung  der  zur  Kom- 
petenz derselben  gehörigen  Strafsachen  einem  Oberlandesgerichte 


')  Labami,    Da«  Staat«recht  des   deutschen  Reichs    in   MARQi'ARDsniK's 
Hacdbach  des  Öffentlichen  Kachtn  I.  2,  &  62. 

')  Nach  dem  vom  Ro)chstn{;(>  angoiioinincDPti  Eutwurfo  eines  Qe&et 
Ober  die  KiuCQlining  der  Berufung  in  ätrafitnchen  ~  Antrag  KKICl]E^'aPERCEH  — ' 
steht  dem  Keichagericht  diH  KeviKion  gegen  die  Urtheile  der  ß«nifiing8- 
kunmern  zu .  »ofern  daii  Rßchtemittel  nicht  lediglich  auf  die  Verletzung 
eioer  landesgesetzlichen  Rechtsnorm  ge«H)tzt  wird. 


ausschliesslich    zuweisen    können.     Nachdem    derselbe  in 
Lesung  der  Kommi&üiou    abgewiesen  worden  war,    wurde  er  in 
zweiter  wieder  hergestellt;  der  Koramissionsbcricht  erwähnt,  dasa 
die  Beltirchtung    laut   geworden  sei,    durch    diese  Bestimmung 
werde  die  Ausbildung  partikulüren  Strafrechts  begünstigt  und  die 
gleichheitliche  Anwendung  des  Reichsrechts   sehr   benachtheihgt 
werden.     Au^Berdeni  lege  man   durch  sie  den  Bundesstanten  die 
Errichtung  kleiner  Oberlandesgerichte  nahe,  was  wiederum  wegen 
der  Errichtung  eine«  obersten  Landesgerichts  seine  Bedenken  habe. 
Dem  gegenüber  hatten   die  Bundesregierungen  betont,    dass   die 
einheitliche   Rechtsprechung    in   Strafsachen    fUr   die   Partikular- 
staaten nicht  minder  uothwtiadig   sei  witi  ftir  das  Reich  und  die 
Vorschritl  werde  die  gleich  massige  Entscheidung  bei  Fragen  des.^ 
Landesstrafrechts  sichern.   Die  Autorität  des  Reichsgerichts  werdi 
dabei   in   keiner  Weise  geschädigt  und   sie  werde  eine  partiku- 
laristisch- verknöcherte  Ausbildung  des  Landesstrafrechte  zu  v&r-^m 
hüten  wisfien.     Die   Kommission  schloss  sich   schliesslich    diesea^l 
Ausführungen  an  und  nahm  die  Be-stimmung  in  das  Einfllhrungs- 
gesetz   auf.     Die   vorausgehenden    Berathungen    sind    aber    sehr^l 
bezeichnend  fllr  die  grosse  Wichtigkeit,   welche  die  KommisäionVI 
darauf  legte,    dass    in    Strafsachen    die   Wahrung    der    einheit- 
lichen   Hechtspreiliung    absolut    nicht    geföhrdet   werden    dürfe. 
Es  ist  hegreitlich,  diLss  die  Kommission  gerade  die  strafrechtliche 
Einlieit  der  Judikatur  so  sehr  in  den  Vordergrund  stellte ;  gilt  es 
doch  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Strafrecht«,  wo  eine  einhütlich^H 
Kodifikation  schon  seit  längerer  Zeit  besteht,  die  Mogliclikeii  zu 
beseitigen,  daas  diese  Einheit  in  der  Praxis  zu  einer  Verschieden- , 
beit  werde. 

Auf  anderen  Gi-tinden  als  denen  der  einheitlichen  Recht 
ausicgung  beruht  die  Kompetenz  des  Reicbsgerichts ,  als  Ge-^ 
richtahof  erster  und  letzter  Instanz  die  Falle  des  Hoch-  und 
Laudeaverrathes,  begangen  gegen  Kaiser  und  Reich,  abzuurtheüen. 
Die  Reichsverfassung  hatte  in  Art.  75  die  Bestimmung  aufge- 
nommen, dass  für  die  Aburtheilung  der  gegea  das  Reich  ge- 
richteten Unternehmungen,  welche,  gegen  die  einzelnen  Bundes- 
staaten gerichtet,  als  Hoch-  oder  Landesverrath  zu  qualifiziren 
waren,  das  Oberappellationsgericht  in  Lübeck  in  erster  und  letzter 
Instanz  kompetent  sein  solle. 

Es  war  eine  nothwendige  Folge  der  neuen  Justizorganisation« 


nuuuiehr   von  Reichs   wegen    ein    richtcrliphes   Organ   ge- 
m0cn   wurde,   dem    die  ÄburtheUung  dieser  Delikte  zusteht. 
)ie  Begründung   des  Entwurfs  ftllirte  aus,   dass   es   ein   innerer 
^'Widerspruch  sei,  wenn  bei  Unternehmungen  ffegen  das  Reich,  im 
Tarnen  des  Landesherrn  Recht  gesprochen  würde.     Die  Zentral- 
>ehDrde   des  Keichä   köiine  das   Recht  einer   unmittelbaren  Ein- 
wirkung  iUr  diäse  Fiille  nicht  aufgeben.     Eh  sei   auch  nicht  zu 
>eftlrcht«n,    dass  nmn   in  der  Öerichtäbarkeii  des  Reichtigerichttt 
[die   Schfipfung   einer    parteiischen   Justiz    sehen   werde.     In    der 
Lominii<sion  wurde  heiuitragt,  diese  Kompetenz  den  Reichsgerichts 
beseitigen  und  zwar  aus  politischen  Gründen,  weil  man  damit 
einen  poütiscbeu  Gerichtshof  im  Sinne   der  Stars  chamber  za 
schaffen   glaubte.     Indessen  wurde  dieser  Antrag  bei  der  ersten 
Berathung  der  Reichstag!>kommission  ohne  weiteres  abgewiesen. 
■3ei  der  zweiten  Berathung  wurde  der  Antrag  gestellt,   die  Ab- 
urfheilung   und    Entscheidung   der  genannten  Verbrechen   einem 
Reichaschwurgerichte  zu    übertragen,    welches  aus  drei  Mit- 
pgliedern   des    Reichsgerichte    und    zwülf  Geschworenen    bestehen 
sollte.  Die  Gescbworeneu  süllteu  aus  den  Mitgliedern  des  deutschen 
.^Reichstags  gebildet  werden.  Die  verbündeten  Regierungen  sprachen 
nch  in  der  entschiedensten  Weise  gegen   diesen  Vorschlug  aus ; 
sitcns  ihres  Bevollmächtigten  wurde  mit  vollem  Rechte  bemerkt, 
dos  beantragte  Reichsschwurgericbt  ein   rein  politisches 
stitut  sein  und  dass  durch  dasselbe   die  Politik  in  die  Rechts- 
pflege hineingetragen  würde.   Denselben  Standpunkt  nahmen  die 
Abgeordneten   Lakkek,   MAKyuARDSKN   und  Gneist  ein,  wahrend 
_dej  Abgeordnete  Klotz  zwar  die  Bildung  der  Geschworenenbank 
MUS  den  Mitgliedern  des  Reichstags  bekämpfte,  dagegen  der  Idee 
Hines  Reichäschwurgerichts  sehr  sympathisch  gegenüberstand.    Bei 
*der  Abstimmung  lehnte  man  den  Änti'ag  ab.     Bei   der  zweiten 
Plenarsitzung  wurde   er   zwar   nicht   formell  wieder  eingebracht, 
■jedoch  kam  die  Frage  abermals  zu  sehr  eingehender  Berathung. 
Seitens  des  Abgeordneten  WiNtn-HonsT    wurde  die   reichsgericht- 
tidie   Kompetenz    ab    die  eines  Ausnahmegerichtshofs    be- 
zeichnet, gegen  den  er  stimmen  müsse.    Der  Abgeordnete  Haskl 
Susserte  sich  in  derselben  Weise.     Er  sah  darin  gleichfalls  eine 
Abweichung  von  der  Regel,  die  Entscheidung  über  die  schwersten 
Verbrechen  Geschworenen  einzuräumen ,    niusste   aber   bekennen« 
der  Versuch  auch  für  diese  Falle  Geschworene  zur  UrtheÜs- 
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findung  heranzuziehen,  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  beg^ne,! 
Die  verbündeten  Regierungen  l)estritten  auf  das  lebhafteste,  dasa 
das  Reichsgericht  als  AusnahmegerichUhof  anzusehen  sei.    Seitens 
des  Abge<)rdneten  Laskeb  wurde  in  demselben  Sinne  zu  Gunsten 
der  Bestimmung  gesprochen.     Dieser  Redner  hob   insbeftondere 
den  grossen  Unterschied  hervor,  welcher  zwischen  dem  preussi- 
scben  Staatsgerichtshofe   und    dem   Keichsgerichte   bestehe.     Er 
bemerkte,  dass  er  sich  keinen  mit  grösseren  Garantien  umgebenen 
Qerichtshof  denken  könne,  als  die  beiden  aus  14  Mitgliedern  be- 
stehenden vereinigten  Senate  des  Reichsgerichts.    Damit  war  die 
Sache  erledigt  und  es  >vurde  in  der  dritten  Berathung  nicht  mehr      ii 
darauf  zurUckgcgrifien.     .Jedenfalls  musste  dos  Reich,   sobald  ^^| 
einen  Gerichtshof  des  Jleiches  ins  Leben  rief,  demselben  die  Ab-  ^^ 
urtheilung  der  gegen  seine  Existenz  gerichteten  Verbrechen  über- 
tragen.    Nur   der   (Gerichtshof,    welcher  von   der  Zentralgewalt 
errichtet  und  hesetxt  wird,   bietet  eine  Gkirantie  dafür,    dass  dia^ 
gegen   die  Zentralgewalt  verübten  Verbrechen,   die  Verbrechen, 
welche  die  vitalen  Interessen  dieser  Gewalt  antasten,  auch  wirklich 
stets  verfolgt  und  abgourtheilfc  werden ;  nur  die  Errichtung  einer 
Stantsanwaltschaft  am   Reichsgericht,    welche    von   Amts 
wegen  mit  der  Verfolgung  der  erwälmten  Verbrechen  beauftragt, 
welche    in   Ansehung    derselben    die    voi^esetzte   Behörde   aller 
deutschen  Staatsanwaltschaften  ist,  nur  sie  bQi^  in  genOgendem 
Umfange  daftlr,  dass  nicht  die  Verfolgung  eines  gegen  die  Exi- 
stenz  des  Reichs   gerichteten  Verbrechens   von   dem  Willen   des       h 
obci'sicu  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  eines  Bundesstaates  ab-^| 
hängig  gemacht  wird,    der   unter  Umstanden   partikularistischen ^^ 
Einflüssen  zu  gehorchen  haben  würde,  die  ihm  eine  Verfolgung 
des  Verbrechens  als  nicht  angemessen  erscheinen  Hessen. 
Erfahrungen,  welche  man  in  der  politischen  Geschichte  Deutsch- 
lands gemacht  hat,  rauasten  dies  als  höchst  gefährlich  bezeichnen. 
Dieser  Gedankengang  wurde  ja   auch  in  den  parlamentarischen       » 
Verhandlungen  allseits  als  richtig  und  zutreffend  anerkannt.  Selbst  ^| 
die  Redner,    welche   die   föderative   Grundlage   des  Reichs   bei^^ 
allen  Fragen  als  entscheidendes  Kriterium  benützen,  konnten  die 
logische    Berechtigung    desselben    nicht    bestreiten.      Mit    Ent- 
schiedenheit  muss    aber   die  Qualitikulion    des   Reichsgerichts 
als  Ausnnhmcgerichtshof  bekämpft  werden.    Eine  Ausnahme 
besteht  nur  insoweit,  als  von  der  Regel  abgewichen  wurde,  daas 
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die  schwersten  Angriffe  gegen  die  Rechtsgttter  der  schwurgericht- 
lichen  Kompetenz  unterstellt  sind;  allein  diese  Ausnahme  wurde 
durch  die  Unmöglichkeit  gerechtfertigt ,  die  Idee  der  Reichs- 
geschworeneu  praktisch  zu  verwirklichen.  Ebenso  wenig  kann 
um  deäänvilleu  die  Bezeichnung  des  Ausnahmegerichtshofs 
als  begründet  erachtet  werden,  weil  gegen  sein  Urtheil  kein 
weiteres  Rechtsmittel  mehr  zulässig  ist.  Auch  gegen  die  UrtbeUe 
der  Schwurgerichte  ist  ein  Rechtsmittel  wegen  unrichtiger  An- 
wendung des  materiellen  Rechts  seitens  der  Geschworenen  nur 
im  höchst  beschrankten  Umfange  zulässig  *).  Im  Üebrigen  steht 
aber  das  bei  dem  Reichsgericht  in  den  erwähnten  Untersuchungen 
gehandhabte  Verfahren  vollständig  unter  den  Vorschriften  des 
gemeinen  Recht*.  Zu  der  Bejahung  der  SchuldfrHge  ist  dieselbe 
Stimmenmehrheit  nothwendig  wie  bei  den  Landgerichten,  die 
Ghu-antien  fQr  den  Angeklagten  und  die  Kautelen  zum  Schutze 
gegen  ungerechte  Verurtheiluug  sind  dieselben  wie  bei  den  land- 
gerichtlicheu  Untersuchungen.  Es  existiren  keinerlei  besondere 
Vorschriften  über  die  Untersuchungshaft,  die  Beschränkung  der 
Vertheidigung  u.  s.  w. ,  lauter  Kennzeichen  eines  Ausnahme- 
gerichtshofs. Die  Richter,  welche  über  die  Verbrechen  zu  ur- 
theilen  haben,  werden  auch  nicht  von  Fall  zu  Fall  durch  Ver- 
fügung der  Justizall fsichtsbehörde  bestellt,  etwa  für  die  Dauer 
einta  Jahres,  wie  es  in  Preussen  bezüglich  der  Mitglieder  des 
Staatsgerichtshofs  der  Fall  war,  sondern  sie  sind  auf  die  Lebens- 
dauer angestellt  und  ihre  Amtsthatigkcit  ist  mit  den  höchsten 
Garantien  für  die  allseitige  Wahrung  ihrer  ünablMingigkeit  und 
Objektivität  umgeben.  Das  Reichsgericht  ist  kein  Ausualmie- 
gericht,  sondern  ein  ordentliches  Gericht  in  eminenter  Bedeutung 
dieses  Wortes  und  es  ist  für  Jeden,  welcher  die  betreffenden 
Verhältnisse  auch  nur  einigermassen  kennt,  wirklicli  kaum  zu 
begreifen,  dass  man  im  Reichstage  das  Reichsgericht  in  eine 
Parallele  mit  der  Stars  Chamber  brachte,  jener  Stemkammer, 
welche  neben  der  High  Court  €omniis.tion  eines  der  berüchtigtsten 
Beispiele  für  willkürlich  gehaudhabte  Ausnakmegerichts barkeit 
bietet  Da  durch  das  Gesetz  ein  fUr  allemal  die  Abtheilungen 
des  Reichsgerichte  bestimmt  sind,  denen  die  Aburtheilung  dieser 


")  Vgl.  Entscheidang  de«  Reichsgerichta  toui  2.  Nnvembor  1880,  Recht- 
ii)iung  Bd.  n,  S.  431. 
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Verbrechen  zusteht,  da  ferner  die  Vertheilung  der  Mitglieder 
Qerichtahafs  in  die  AbÜieUungen  für  jedes  Jahr  und  nicht  TOtf' 
Fall  zu  Fall  erfolgt,  da  endlich  diet^e  Ycrtheüuug  ^nzlich  vou 
den  GinflUsäCQ  der  Verwaltung  onabhängig  ist  und  auch  die  Bei- 
Ziehung  von  Hilfsrichtern  vom  Gesetze  nicht  gestattet  wird,  so 
kann  doch  wirklich  die  Bezeichnung  Ausnahmegehchtshof  und 
Ausnahmegerichtsbarkeit  durch  keinerlei  OrUnde  ernster  Natur 
gerechtfertigt  werden.  ^M 

In  den  bisher  dai^estellten  Fällen  funktionirt  das  Reichs-  ^ 
gericht  als  erkennendes  Gericht;  es  gibt  aber  auch  Fälle,  in 
welchen  es  lediglich  a]n  beschlieasendes  Oericht  die  Gerichts- 
barkeit ausübt.  In  den  Untersuchungen  wegen  Hoch-  und  T-andes- 
rerrathea,  begangen  gegen  Kaiser  und  Iteiih,  trkenut  ts  auf  die 
Beschwerden  gegen  YerfUgiuigeu  dos  Uutcrsuchuugsrichters  und 
zwar  ist  hiermit  der  Erste  Strafsenat  beauftragt.  ^M 

Der  oberstrichterlichen  ThJitigkeit  in  Strafsachen  steht  die  ^^ 
Ausübung    der    Gerichtsbarkeit   in    Civilsachen    gegenüber.      Auf 
diesem  Gebiete  entscheidet  das  Heichsgericlit ,  wie   bereits  obea^f 
bemerkt  wurde,  die  Revisionen  gegen  die  Endurtheile  der  Ober- 
landesgcricht«,  sofern  diesclbeu  auf  Verletzung  einer  Rechtsnorm 
reichsrechtUcher  Natur  oder  einer  solchen  gestützt  werden,  w^chtt^f 
ober  den  Bereich  des  betrcSendeu  Ob erlaudesge richte  Geltung  hat, 
und  ausserdem  die  Berufung  über  ürtheile  der  Konsulargerichte. 
Es  wurde  oben  hervorgerufen,  dass  durch  diese  Vorschriften  die 
Aufgabe  und  der  wesentliche  Charakter  des  Reichsgerichts,   das^H 
Organ  zu   sein,  welches  die   einheitliche  Rechtsauslegung  ^^ 
wahrt,  in  besonderer  Stärke  her%-ortritt.    Eine  Revision,  welche 
auf  die  unrichtig«  Anwendung  des  ausländischen  Rechts  gestQtzt^| 
wird,    kann  desshalb  bei  dem  Reichsgerichte  niemals  Beachtung 
finden;    denn    das  Reichsgericht   soll   nur    auf  die  richtige  Aus- 
legung des   inländischen  Rechts,   nicht  auch  auf  die  des  aus* 
lundischeu  bedacht  sein,  ein  Grundsatz,  welcher  in  der  Praxis  mit-  ■ 
unter  zu  UnzutrügUchkeiten  fuhrt,    von   welchem    aber   nicht   in 
Abrede  gestellt  werden  soU  noch  kann,  dass  er  mit  dem  Grund- 
gedanken des  Gesetzes  homogen  ist.    Die  Motive  zur  Civilprocess- 
ordnung  rechtfertigen  diese  Konsequenz  sowie  auch  die  Beschrän- 
kung auf  die  erwähnten  zwei  Kategorien  von  Rechtsnormen  mit 
der  Bemerkung,    dass   in  Ansehung    ihrer  ein  Bedürfniss  nach 
Einheit  des  Rechts  und  der  Rechtspflege  nicht  anerkannt  werden 
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künne.  Abgesehen  Ton  dem  Iteichsrecht  eind  es  also  in  erster 
länie  die  grossen  Recht«gebiete  des  preussischcn  Laudrechtä,  des 
gemeinen  und  des  t'ranzÖsi»cben  Hechts,  welche  der  Reviaions- 
entficheidung  des  Reichsgerichts  unterworfen  sind.  Auch  in  Civil- 
Mchen  entacheidet  das  Reichsgericht  nicht  nur  als  erkennendes, 
sondern  auch  als  bescbli essendes  Gericht.  Ihm  kompetirt  die 
Entscheidung  in  der  Besteh w erde iiiäianz  gegen  diu  von  den  Ober- 
lande^erichten  erlasäeneu  tieschlUase. 

In  wichtiger  Weise  hat  die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts 
inCiTÜ-  und Stralsachen  durch  das  Reichsgesetz  vom  17.  März 
1886  eine  Abänderung  erfahren.  Inhaltlich  der  Bestimmungen 
des  G^ichtäTerfu!«uugsgesetzes  hatte  der  Gesetzgeber  uur  daAir 
Soi^e  getragen,  die  Widersprüche,  welche  sich  unter  den  Ür- 
theilcn  der  Straf-  und  Civilscnate  bilden  können,  zu  beseitigen. 
Er  hatte  dies  dadurch  gethan,  dass  er  in  solchen  Fällen  die 
vereinigten  Civil-  oder  Strafsenat«  zur  Abgabe  einer  Entscheidung 
berief.  Dagegen  liatte  das  Gesetz  keine  Bestiraniung  tn  sich  auf- 
genommen, welche  es  verhüten  sollte,  dass  zwischen  den  Ent- 
scheidungen der  Civüsenate  einer-,  der  Strafsenat«  andererseits 
ein  Widerspruch  entstünde.  Die  Motive  erklärten  zwar  die  Mög- 
lichkeit solcher  Widersprüche  nicht  he.streiteu  zu  wollen,  be- 
merkten aber  zugleich,  die  Fälle,  in  welchen  solche  zur  Kousta- 
tirung  gelangten,  würden  jedenfalls  fo  selten  sein,  dass  ihre 
Beseitigung  der  Wiäsenäckaft  besser  überlassen  bleiben  könne. 
Indessen  hat  die  bisherige  Erfahrung  gezeigt,  dass  diese  Voraus- 
setzung eine  ungerechtfertigte  war.  In  verschiedenen  wchtigen 
Fällen  wurden  seitens  der  Civüsenate  Rechtsbegriffe,  welch«  dem 
Gebiete  des  Straf- und  Civilrechts  gemeinsam  sind,  durchaus  anders 
aufgefasst  als  in  den  Strafsenaten.  Die  Civüsenate  verstanden  den 
Begriff  der  Kauijalitüt  wesentlich  anders  als  die  Strafsenate;  bei  der 
Anwendung  des  Ueichsge  setze«  Über  die  Erhebuug  von  Reichs- 
fitempelabgaben  traten  zwischen  den  Civil-  und  Strafsenaten  des 
Reichsgerichts  gewichtige  Meinung» verschiedenhciteu  bezüglich 
des  Urkundenbegriffs,  der  sog.  eigentlichen  OandcUkorrespondenz 
u.  dej^l.  m.  hervor.  Die  verbündeten  Regierungen  legten  desa- 
halb  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher  die  Ver- 
hütung solcher  Unzukömmlichkeiten  bezweckte.  Derselbe  fand 
volle  Zustimmung.  Laut  »«eines  Inhaltes  können  im  Reichsgerichte 
sovrohl   Entscheidungen    der   vereinigten  Civil-    oder    Strafsenate 
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wie  des  gesammfcen  Plenums  vorkonimeii.     Die  vereinigten  Civil- 
senate  sind  zur  Entscheidung    berufen^    wenn   ein  Civili^enat  von 
der  Eubtcheidung  eines  andern  Ci%'iläeDatca   oder  der  vereinigten 
CiviUenate  abweichen  will,   wogegen   die  vereinigten  Stra&enate 
eine  Kntficheidung  abzugeben  haben,  wenn  ein  Strafsenat  von  der 
Entscheidung  eines  andern  Strafsenates  oder  der  vereinigten  Straf- 
senate   abweichen   will.     Will    dagegen   ein   CivÜsenat    von    der 
Entscheidung  eines  Strafsenates  oder  der  vereinigten  StratRenat« 
abweichen  oder  umgekehrt,  so  hat  das  Plenum  über  die  Rechts- ^hI 
frage  zu  entscheiden  und  das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  ein  Senat ^B| 
von   einer  Plenarentscheidung   abweichen  will.     In   allen  Pillen, 
in  welchen    die  Abgabe   einer   £nt<<cheidutig   durch   das  Plenum 
erfolgt,  bedarf  es  einer  Mitwirkung  des  Ober-Reichsanwalts,  der 
mit  seinen  schi'iftlichen   Anträgen    zu  hören   ist.     E«   ist   dies, ^i 
aiialog  den  Bestimmungen   anderer  Länder,  um  desswilUn  'Vor-^f 
geschrieben,  weil  der  Staat  ein  wesentliches  Interesse  daran  hat,^^ 
dass  die  autoritative  Entscheidung  der  vereinigten  Abtheiluugeu  des 
obersten  Gerichtshofes  das  Recht  so  auslege,  wie  os  seinem  Geiste 
und  Zweck  entspricht ,   und   dass   um   desswillen   auch   der  Ver- 
treter  des  Staatainterresses,   welchem   die  Wahrung  des    Rechta^^ 
ganz  besonders   obliegt,    Gelegenheit  zur  Meiuungsäusserung  er-^| 
halte.     Ist  vor  der  Entscheidung  der  Sache  noch  eine  mündliche 
Verhandlung    Rrforderlich ,    so    erfolgt    dieselbe    nicht    vor   dem 
Plenum,  sondern  vor  dem  betreffenden  Senate,  welcher  die  Par- 
teien unter  Mittheilung   von   dem  Ergebniss  der  PlenarentBchei- 
dung   von  Amts  w^egen   zu  laden  bat.     Das  Gesetz  hat   also   die 
thatsächliche    und    rechtliche    Seite    der  Frage   vollkoninicn   und^_ 
streng  getrennt;  während  jene  dem  damit  betrauten  Senate  nich^H 
entzogen  werden  soll,  hat  über  diese  nur  das  Plenum  zu  befinden. 
Wie  die  Ent-scheidung  einer   Rechtsfrage   durch    die  vereinigten 
Civil-  oder  Strafsenat*»  bindend  ist,  so  wnhnt  auch  der  Eutschei-^i 
düng  des  Plenums  naturgemäss  die^ielhe  Wirkung  bei.     Das  GO'^I 
setz  ist   nicht   nur   fUr   die  Befugnisse    des  Reichsgerichts  selbst 
von  höchster  Bedeutung,  sondern  nicht  weniger  für  die  deutsche 
Rechtswissenschaft.    Es  lässt  sich  kaum  eine  Entscheidung  denken, 
welcher   ein  grösseres  Ansehen  beiwohnt,   als  diejenige,   weicht 
von  der  Autorität  des  gesamrateu  Heichsgerichts  getragen  wird.^ 
Wenn    auch    diesen   Plenare  nUcliei  dun  gen    nicht    der    Charakter 
einer  authentischen   Interpretation  zukömmt,    so    ist   doch    ihre 
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wissenschaiUiche  Bedeutung  und  ihr  praktischer  Werth  kaum 
geringer.  — 

Ausser  der  oberstrichterlichen  Entscheidung  in  Straf-  und 
Civilaachen  ist  dem  Reichsgerichte  uoch  eine  Entscheidung  zu- 
gewiesen worden,  die  sonst  in  den  Bereich  der  obersten  Ver- 
w'altungt^erichte  fällt.  Sofern  nhmlich  nach  landesgesetzlichen 
Vorschriften  die  civil-  oder  strafrechtliche  Verfolgung  eines  Be- 
amten wegen  TTeberschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der 
Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Ämtshandlung  nur  nach  der 
Vorentscheidung  einer  andern  Behörde  erfolgen  kann,  ob  ein 
strafbarer  Hissbrauch  der  Ämtsgewalt  —  excfes  de  pouvoir  — 
oder  eine  schuldhafte  Unterlassung  einer  gebotenen  Amtshand- 
lung vorliege,  hat  diese  Entscheidung  durch  den  obersten  Ver- 
waltungsgerich t«huf  zu  geschehen ;  sofern  jedoch  in  Staaten  ein 
aolcher  nicht  beateheu  sollte,  obliegt  dieselbe  dem  Reichsgericht 
and  mit  dieser  Zuständigkeit  ist  eine  andere  nahe  verwandt,  näm- 
lich die,  als  Gericht  fUr  Kompetenzkonflikte  zu  fungiren.  Durch 
kaiserliche  Verordnung  kann  auf  Antrag  eines  Bundesstaates  und 
mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  das  Reichsgericht  zum  Gerichts- 
hof fllr  KorapetenzkoDflikte  ftlr  das  Gebiet  des  hetreffendeu  Bundes- 
staates bestellt  werden.  Die  Gründe,  auf  welchen  diese  Kom- 
petenz beruht,  haben  mit  dem  Gedanken  der  Reicbseiuheit  nichts 
zu  thun.  Die  Tendenz,  Entscheidungen  in  beiden  Materien  einem 
Gerichtshöfe  zuzuweisen,  welcher  mit  allen  Garantien  ftir  objek- 
tive und  unabhängige  Rechtsfindung  ausgestattet  ist,  hat  dazu 
geftüui,  für  die  Staaten,  welche  eines  solchen  Organs  enthehren, 
die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  zu  sanktioniren. 

In  erheblicher  Weise  ist  dem  Grundgedanken,  welcher  durch 
die  Schafiung  des  Reichsgerichta  verkörpert  werden  sollte,  durch 
eine  Bestimmung  des  EinfÜhrungagesetzes  Abbruch  gethan  wor- 
den, wonach  zur  Entächeiduug  der  Revision  in  Civilsuchen  und 
der  Beschwerde  gegen  die  Beschlüsse  der  Oberlandesgerichte  ein 
oberstes  Luidesgcricht  errichtet  werden  kann,  welches  Jedoch  in 
Ansehung  der  Rechtssachen,  die  schon  zur  Zuständigkeit  des 
Reichsoberhandelsgerichts  gehörten,  oder  dem  Reichsgerichte  durch 
besondere  Rcichsgesetze  zugewiesen  werden,  unzuständig  ist. 
Mit  der  Aufnahme  dieser  Vorschrift  hat  der  Partikularismus 
einen  Sieg  Über  den  Uuitarismus  errungen  und  alle  Versuche, 
welche  bei   den   Berathuogen  zur  Verdeckung  dieser  Thatsache 
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gemacht  wurden,   waren   nicht  im  Stande,   ihren  Zweck  ziel 
reichen.   Die  Begründung  des  Entwurfs  machte  sich  kein  grosse« 
Gewissen   Über  diesen    Verstoss   gegen   die   Realislrung  des   Ge-j 
dankcDs  der  Rechtseinheit,  sie  bemerkte  lediglich,  dass  sich  der- 
selbe im  Interesse  der  Einheit  der  Rechtssprechung,  in  dem  be- 
twffenden  Bundesstaat  empfehle;  um  so  gründlicher  wurde  derselbe 
in    der   Kommisaion    erörtert.      Laskkb    wandte    sich   mit   Ent- 
schiedenheit gegen  die  Bestimmung,   die  er  als  eine  Gefahr  filr 
die  Rechtseinheit  bezeichnen  müsse.     Von  anderer  Seite,  sowohl 
aus  der  Mitte  des  Reichstags,  wie  seitens  der  verbündeten  Regie- 
rungen  wurde    die   Äu frech thaltung   der    Bestimmung   besonders 
mit  Rücksicht  auf  die  Zersplitterung  des  bayerischen  Civilrechta 
anempfohlen   und   ps    wurde   bemerkt ,    dasa   die   Zuweisung  der 
Entscheidung  in   allen  diese  Elechte   betreffenden  Fällen  an   das  ^ji 
Reichsgericht  eine  ausserordentliche  TJeberlostung  dieses  Gericht«  ^| 
bedeute,  während  keinerlei  Interesse  vorhanden  sei  ftlr  das  Reich  ^^ 
auch    bezüglich    dieser   Rechte   die   Einheit  der  Rechtsauslegung 
au  sichern.     Die  Kommission  ftchloss  sich  dieser  Ansicht  an  und       « 
lehnte   die    Antike   Laskeb's   ab.     Der  Kommission shericht  er**^| 
Sriert  in  ausnihrlicher  Weise    die    ftlr  die    beiderseitigen  Aufßie-^^ 
sungen  geltend  gemachten  .Argumente  und  hebt  hervor,  dass  maa^j 
in  dem   durch   die  Bestimmung   anerkannten  Rochtssmstande  eid!^| 
Provisorium  gesehen  habe,  als  dessen  Endpunkt  die   Eluttlhrung  ^ 
des  allgemeinen  Civilgesetzbuches  zu  betrachten  sei.     Trotzdeiu^^ 
können  die  Befürchtungen,  welche  die  Vertreter  der  unitari sehen ^^ 
Tendenzen  äusserten ,  nicht  als  unberechtigte  angesehen  werden. 
Wenn   auch    die   Gefahr   einer    Konkurrirung  mehrerer  oberster 
Gerichtshöfe  dadurch  venniedeu  wurde,  duss  lediglich  die  bayeri-  ^j 
sehe  Regierung  ein  oberstes  Landesgericht  schuf,  so  ist  trotzdem^l 
die  Thatsacbe,  das«  die  bayerischen  Oivilsachen  so  gut  wie  ganz-  ^^ 
lieh    der   Judikatur    des    Reichsgerichts    entzogen    wurden,     der 
Durchführung  des  Gedankens,  um  dessRntwillen  das  Reichsgericht 
ins  Leben  trat,  nachtheilig  gewesen.    Um  von  den  verschiedenen ^| 
Entscheidungendes  Reichsgerichts  und  des  obersten Landesgerichts^^ 
in  München  abzusehen,  welche  wichtige  Fragen  des  französischen 
Rechts  in  einer  durchaus  verschiedenen  Weise    beantworteten"), 


•)  Beispielsweise  sei   die  Verschiedenheit  in  da  AnfTassung  de«  Art' 
340  0.  c.  erwähnt,    Urthf^il  des  Reichsgericht«  vom  1.  November  1864  und 
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ist  der  HauptnAchtheil  darin  hervorgetreten ,  dass  die  Bestim- 
miuigen  der  Ci\-iIprocessordnung  in  München  anders  wie  in 
Leipzig  aufgefasst  und  ausgelegt  wurden.  Die  Gegner  der  Vor- 
schrift des  §  7  dea  EiDfUhrungsgesetzcs  hatten  gerade  diesen 
Ucbelatand  vorausgesagt  und  ihn  als  eines  ihr  gewichtigsten  Ar- 
gumente benutzt,  allein  der  Vertreter  des  Bundesratheä  hielt 
ihnen  entgegen,  dass  die  deutsche  Prozesswissenschaft  dies  ver- 
hClten  bezw.  die  Verschiedenheiten  ausgleichen  werde.  Die  Gr- 
fahntng  weniger  Jahre  hat  gezeigt,  dnss  die  Prozess Wissenschaft 
dies  nicht  thut  und  auch  nicht  tbun  kann,  und  es  ist  überhaupt 
eiBC  Ueberachatiung  des  Einflusses,  den  die  Wissenschaft  auf 
die  praktische  Rechtspflege  ausflbt^  wenn  man  von  ihr  eine  Ver- 
hütung, oder  doch  wenigstens  eine  Ausgleichung  schroffer  Gegen- 
sätze erwartet.  Die  Zulassung  eines  obersten  Landeagenchts  mit 
einer  dem  Reichsgericht«  kunkurrirenden  Kompetenz  kann  darum 
nach  wie  vor  nur  als  ein  Abweichen  von  dem  Gedanken  der 
Kechtseinhcit  bezeichnet  werden-  Kicht  nur  dies  ist  der  Nnch- 
theil,  welchen  diese  Institution  mit  sich  bringt,  sondern  auch 
die  nationale  Bedeutung  des  Reichsgerichts  wird  durch  sie  be- 
einträchtigt 

Wenn  man  mit  Recht  zu  behaupten  pflegt,  dass  kein  Band 
die  nationale  Zusammengehörigkeit  stärker  zum  Ausdruck 
bringe,  als  die  Einheit  des  Rechts,  so  darf  man  danehen  ganz 
getroftt  den  Satx  stellen,  dass  kein«  Einrichtung  de»  Staats- 
und Rechtalebens,  abgesehen  von  der  Einheit  des  Souveräns,  das 
Bewusstsein  der  nationalen  Einheit  in  dem  Volke  so  kräftigt 
wie  ein  für  das  ganze  Gebiet  bestellter  oberster  Gerichtshof. 
Es  mag  paradox  erscheinen,  wir  halten  es  aber  trotzdem  auf- 
recht, dus  die  Existenz  eines  obersten  Gerichtshofs  das  natio- 
nale Gefühl  vielleicht  mehr  stärkt  und  mehr  belebt,  als  die  Exi- 
stenz einer  einheitlichen  Vulkavertretung.  Frankreich  dankt 
seinem  Ksssationshofe  mehr  als  die  einheitliche  Kechtsauslegung, 
denn  auch  jenes  mächtig  entwickelte  Geftlhl  für  die  Zusammen- 
gehörigkeit dankt  es  diei<em  Kassationshof,  welcher  gleich  einem 
Feben  uUe  Stürme  und  Umwälzungen  überlebt  hat.  Die  natiO' 
nale  Bedeutung  des  deuUchen  Reichsgerichts  ist  eine  ge- 


tles  obersten  Landgerichte  Tom  80-  Mai  1884,  Zeitachr.  f.  franz.  CivUrecht» 
Bd.  16,  S.  &74  and  lU. 


waltige  und  es  darf  auf  sie  in  einer  Zeit  aufiuerksam  gcmaclifc 
werden,  in  der  man,  wie  es  scheint,  das  tiefere  VerstÖndniss  ftlr 
den  nationalen  Werth  der  Rechtsinstitutioneu  verliert. 
Auch  das  alte  Reichskammergericht  hatt«  einen  gewissen  Werth 
in  nationaler  Hinsicbt,  trotzdem  in  seiner  Besetzung  die  stän- 
dischen und  religiöaeu  Interessen  eine  so  bedeutsame  Roltej 
spielten,  trotedem  seine  Kompetenz,  weder  in  der  £xtenaitä 
noch  in  der  Intensität  der  des  Reichsgerichts  gleichkam.  Ds 
heutige  Reichsgericht  wird  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Religion 
der  Richter  besetzt  und  stündischeu  Einflüssen  steht  kein  Weg 
zu  ihm  offen.  Im  Namen  des  Reichs  ernennt  der  Kaiser  die 
judices  imperii  und  kraft  der  Gerichtsbarkeit,  welche  dem  Reiche 
zusteht,  wird  von  ihnen  die  Rechtsprechung  gehandhabt.  l)iäj 
untern  Gerichte  sind  verpflichtet,  die  Ansichten  des  Reichsgericht 
in  einer  bestimmten  Sache  anzuwenden  und  keinerlei  salvatorische 
Klausel  gibt  den  Gerichten  eines  Landes  ein  Recht,  sich  in 
Widerspruch  mit  der  Rechtj^auffa.'tHung  zu  setzen,  welche  das 
höchste  deutsche  Gericht  iu  einem  Falle  als  voluntas  legis  aner- 
kannt hat.  Das  Reichsgericht  ist  das  Schlussglied  in  der 
Kette  der  deutschen  Gerichtsorganisation,  es  ist  ein  Gericht  iüt 
das  ganze  Reicbsgebiet  und  diese  nationale  Bedeutung 
tritt  auch  in  der  Gerichtsbarkeit  Ober  den  HocK-  und  Lande»«^! 
verrath,  begongen  gegen  Kaiser  und  Reich,  besonders  deutlich ^^ 
hervor.  Verbrecherische  Antastungen  der  höchsten  Rechts- 
gOter  des  Reiches,  verbrecherische  Antastungen  der  nationalen 
Existenz  wenlen  von  dem  Gerichte  ahgeurtheilt,  welches  das 
RecbtsbedUrfuiss  der  gesammten  Nation  zu  befriedigen 
hat.  Das  höchste  richterliche  Organ,  welches  die  deutsche  Nation 
kennt,  sitzt  Über  die  strafbaren  Handlungen  zu  Gericht,  welche 
die  höchsten  Verbrechen  sind,  die  der  Strafkodex  eines  auf  seine 
nationale  Existenz  stolzen  Volkes  aufweist.  So  ist  das  Reichs- 
gericlit  die  nothwendige  Ergänzung,  welche  die  Gliederung 
der  centralen  Orgaue  des  deutschen  Volkes  bedurfte.  Der  Kaiser,^ 
der  Reichstag,  das  Reichsgericht,  der  Reichskanzler,  sie 
verkörpern  in  centralistischer  Weise  die  Thätigkeit  des] 
Reichs  auf  den  drei  Gebieten  staatlicher  Arbeit,  der  Gesetz- 
gebung, Rechtsprechung,  der  Exekutive. 
(ScMusB  folgt  im  cllchsten  Heft.) 


Quellen  und  Entscheidungen. 


Die  Diätenprozesse  in  Freussen, 

Von 
Prof.  Dr.  C.  Fdch3, 

OberlutdMgadebtsiatb  in  Jena. 

Der  preuaaUche  Fwku»  hat  bekanntlich  gegen  eine  Anzahl  von  Reich»- 
taggabgeordneten ,  meirt  der  «oT-ialdetnokratisrhen  unri  ilfnitMchrmsinnigen 
Partei  angehörend.  Klage  anotellen  lassen  auf  ROclcEalilajig  der  von  den- 
Mlben  aus  Parteimittetn  erhobenen  Di&ten.  welche  ihnen  als  Ersatx  ftlr  den 
durch  den  Anfentiialt  in  Kerlin  wUhrend  dßr  Keichidragsse-sBioncn  orwachaenen 
Aufwand  gezahlt  wonleu  waren.  Dti^so  Klugen  haben  das  eigen thUmliche 
Schicksal  erfahren,  dass  sie  in  erster  Instacz  [Iberall  ans  KuchUgründen  ab- 
gewiocB,  in  zweiter  InataTiz  dagegen,  soweit  Entscheidungen  bis  jetzt  ELber- 
haapt  ergangen  irind.  fast  ebenso  einstimmig  ftlr  begründet  erachtet  worden 
sind,  ohne  dau  diese  Abänderung  etwa  durch  beigebrachtes  nevtes  that- 
■Schliches  Material  erklärlich  wflr<le.  Die  Klagen  wurden  gegtOtzt  auf 
Art.  32  der  Reichaverfiwsung  und  auf  §  172.  173  u.  205.  206.  Tit  16, 
Th.  I  dee  preuMischen  Allgemeinen  Landrechta.  Diese  Oesetzes«tellcn  lauten ; 
Art.  32  der  R.-Verf.:  Die  Mitglieder  den  Reichstages  dUrt'en  als 
wiche  keine  Besoldung  oder  Entichädiguag  beziehen, 

§  172:  !!ahlungen  ans  einem  (Geschäfte,  welches  gegen  ein  aaa- 
drücklichei!  Verbotägesetz  läuft,  kann  zwar  der  Zahlende  nicht  ku- 
rückf ordern. 

g  173 :  Der  Fiskus  aber  hat  das  Recht,  dem  Gmpflbiger  den  ver- 
botenen Gewinn  zu  entreittHcn. 

g  205:  Waa  zu  einem  unerlaubten  Zweck  gegeben  worden,  kann 
nnr  der  Finkan  xurückfordem. 

9  206:  Ein  Gleiches  gilt  von  dem.  wob  zu  einem  wider  die  Pjhr- 
barkeit  laufenden  Zwecke  gegeben  worden,  sobald  dieser  Zweck  und 
daa  Verwerfliche  desselben  anrh  dem  Kmpf^ger  bekannt  war. 
Unter  den  Rechtsfragen,  welche  in  den  DiStenprozeBnen  zur  Erörterung 
und  Entscheidung  gelnngten.  war,  wenn  uuch  nicht  Oberall.  zunächst  die 
nach  der  Legitimation  des  preussischen  Kiskuo  zur  Erhebung  von  Klagen. 
deren  Grund  sich  auf  eine  reichsgesetzS  icho  Vontclirift  stützte,  zu  be- 
antworten. Man  glaubte  die  Fi'age  noch  der  Kliigeherechtigung  despreas- 
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siacben  Fiskus  verneinen  zu  können,  veil  der  Anapruch  Ueavelbon 
einem  reichsge^ctzHchen  Verbote  erhoben  werde.  Doch  itt  diese  Le^H-^ 
malion  sogar  in  einem  die  Klage  im  Übrigen  (ibveiBenden  Erkenotnisse 
(Urtheü  des  Landgerichts  in  Halberstadt  gegen  den  Abgeurtlneten  Hat- 
fabrikanlen  lltixt:  vom  1.  Dezember  188<S)  Tür  gefQhrt  erachtet  worden. 
Es  heisat  in  demselben:  .Die  Boatimmungen  det  dem  Landesrecht  tonui' 
gehenden  Retcbsrechts  —  Art,  H2  —  sind  nicht  unTereinbor  mit  dem  Lan- 
desrecht Der  Art.  82  ist  eine  lex  imperfecta;  hfltte  er  an  den  VerstMi 
gegen  sein  Verbot  besttmmte  strafrt:chtlichti  oder  dvilrechtlichc  Folgen  ge- 
kntlpfl,  dann  könnte  von  einer  Anwendbarkeit  des  prenssischen  Rechts 
nicht  weiter  die  Rede  sein.  Für  die  Kontiskationaklage  des  preuasischen 
Fiskns  ist  es  mitbin  aacb  gleichgültig,  «o  das  Verbot,  Anf  weichet)  er  neb 
atatst,  ausgesprochen  ist,  ob  in  Reichsgesetzen  oder  in  Luidecgeseixen.  So 
vird  wohl  niemand  Bedenken  tragen,  dem  preussischen  Fiskus  die  Konfis- 
kation«k1age  zu  geben  bei  einer  in  Preussen  TerUbten  Bestechang  eines 
preussischen  Beamten,  obwohl  das  Verbot  auf  einem  Rcichsgcset«! ,  dem 
Strafgcsetzbucbe,  beruht  Diese  Ansicht  wurde  in  dem  zweitinstiuulichen, 
die  Denifung  im  Obrigen  filr  begründet  erachtenden,  die  enitrichterliche 
Enttfcheidang  abändernden  und  den  Beklagten  nach  dem  Klageantrag« 
Tftnirtheil enden  Krk^nntniKse  des  Oberlandesgerichts  in  Naumburg,  Civil- 
senat  I  vom  11.  Mirz  18SÖ  gebilligt  mit  folgender  Aunföhrung:  .Der 
klagte  bat  seinen  Wohnsitz  im  Bereich  des  preuss.  AUg.  Landrecht« , 
Angebot  und  die  Annabnip  df^r  Diäten  hat  unter  der  Herrschaft  des  Land- 
recht«  etattgefuudeiL  Nach  Allg.  Landrecbt  ist  da«  RechUverbiikltniss  so 
beurlheüen,  der  preuasische  Fiekus  somit  zur  Klage  legitimirt.  Dem  steht  nicht 
Pntg*'g''n.  daaa  der  Anspruch  zugleich  auf  eine  reichsgenetsliohe  Bestimmung 
—  Art.  32  der  R.-Verf  —  ge«tützt  wird,  denn  die  Verfassung  gilt  auch  in 
FreuMen  als  Gesetz  und  der  Fiska^  des  einzelnen  Bnndeisataatea  kann  Rechte 
{tir  sieh  nicht  weniger  atm  den  Bestimmungen  des  Reichsrechts,  wie  au4^^ 
denen  des  Ijandesrechts  herleiten.*  ^H 

Es  ist  in  der  That  woh!  auch  nicht  recht  ahmsehen ,  warum  d^^* 
preusttische  Fiskuii  nicht  berechtigt  sein  sollte,  einen  Ansprach,  wenn 
derselbe  sonst  b^rfindet  erscheint,  zu  erheben,  weil  derselbe  auf  eine  reicbs- 
geeetzlicbe  Beatimmiing  sieh  titDtzt.  Denn  durch  die  Publikation  des 
Reicbagesctzea .  wenn  dieHolbc  auch  nur  von  Reichs  wegen  und  nicht  noch 
besonders  durch  die  Einzelstaaten  erfolgt,  ist  der  Inhalt  desselben  geradeso 
gehende«  Recht  in  den  einzelnen,  den  BegrilT  t\m  Reii^heB  bildenden  ÜUed- 
Staaten  geworden,  als  das  betreffende  Landesrecht  es  ist  M-  Die  Beülimmuog, 
dass  RcicbBrecbt  dem  Limdesrccht  vorgehe,  gibt  dem  crsteren  nur  eine 
gcwisBerma:«sen  hßhere  Ijaalifikatiun  vor  dem  Landesrecht,  in  Beziehung  auf 
ihre  Reitung  aber  in  den  einzelnen  Gliedstnaten  stehen  beide  Rechte  gleich. 
Dem  gegenüber  wurde  in  dem  Erkenntuissti  des  Landgericht«  in  Halle  vom 
2S.  Oktober  I^Sii  gegen  den  vSchriftateller  Ha-eenclevea  ausgeführt,  dasa  die 
in  der  Klage  augoführten  Vorschriften  de«  preussischen  Landrechtes  in  den 
Fällen,  in  denen  es  sich  um  Vergehongen  gegen  reicbsgesetzlichc  Nonnen 
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hmsd^le,  Oberhaupt  nicht  ohne  weiteres  snwcDilbar  meo.  Als  auddrQok- 
liehe«  VerbotagMet»  im  Sinne  des  $  173,  Tit.  14),  Th.  I  sei  lediglich  ein 
■olehes  uuiuaehen,  welches  der  preussische  Gesetzgeber  erlassen,  and  int 
Sinne  der  gg  2Ü5  and  20t>  a.  a.  O.  sei  , unerlaubt*  oder  , wider  die  Khr- 
bGu-keit*  verstowend  nur  derjenige  Zweck,  welcher  nach  den  aiu  dem 
preuaiiBcben  Rechte  sich  ergebenden  SHtxen  die  gedachten  QuaUEikatioDen 
ei^bt.  Nur  meinen  eigenen  Rechtsnormen  habe  der  preossiflche  GeaeU- 
geber  füglich  einen  demrtigen  Nachdruck  geben  können,  da«  er  an  die 
Verletzung  derselben  TermSgeattrecbtltche  iStralTolgen  zur  Bereicherung  des 
Fiskus  knQpfle.  Hier  aber  sei  lediglich  ein  Oeeetzgebungsakt  des  Deutschen 
Reiches  aU  verletzt  bezeichnet;  aus  einem  etwaigen  YorsliTSse  des  Beklagten 
aas  Art.  32  der  R.-Verf.  würde  immer  nncb  nicht  herzuleiten  sein,  dam  der 
preaeÜMfae  Fi»ku9  den  Verstoae  de»  Beklagten  zu  privatrechtlichea  Kondik- 
tioneo  verwertben  dürfe. 

Ogen  diese  Aurrassnng  bemerkt  das  von  dem  1.  Civilsenate  des  Ober- 
landngerichts  in  Naumburg  am  7-  Mai  1886  vorkündet«  zweitinstanzliche 
Urtheil  folgende«:  .Nach  Art.  2  der  R.-Verf.  übt  das  Reich  das  Hecht  der 
Gesetzgebung  nach  Maosgabe  des  Inhalts  der  Verfassimg  mit  der  Wirkung 
aus,  daAii  die  Reichsgeäctze  den  Landeegesetzen  rorgeheu.  Gn  kann  defis* 
halb  keinem  B<i<denken  unterliegen,  da^s,  wo  immer  eine  reidugenet^liche 
Dartinunung  sich  findet .  welche  ein  Verbot  auitspricht,  diese  Bei^timmung 
für  die  einzelnen  Bundeurtaaten  als  ein  VerbotBgesetx  zu  erachten  und 
aU  iolches  xu  reepektjren  ist.  Dabei  kann  es  keinen  Unterschied  machen. 
ob  die  betreffende  reichsrechtliche  Bäütinimung  in  einem  SpeciiilgesetKe  nch 
findet,  oder  ob  aie,  weil  die  Wirhtigkcit  der  Sache  und  das  Öffentliche 
(Reichs-)Intero8?e  dien  erforderte,  in  der  Reichavurfassangaurkunde  ihre  Stelle 
gefunden  hat,  welche  schon  in  der  tiaetalt  als  Verfoesung  des  Norddeutschen 
Bandet  als  Owets  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Juli  1367  in  der  preussischeu 
Q«setz«aminlung  von  1867  verkündet  worden  ist  Was  gesetzlich  rer- 
boten  Üt,  das  ist  auch  unerlaubt.  Wo  demnach  der  preussische  Gesetzgeber 
gewine  Rechtsuachtheile  eintreten  täeirt,  wenu  jemand  gegen  ein  Verbota- 
getetz  oder  xa  unerlaubtem  Zwecke  oder  in  unerlaubter  Abeiclit  ein  Ge- 
sohäfl  oder  eine  Recht«handlung  vornimmt,  da  kann  und  mufw  da«  Kriterium 
d«i  .unerlaubten'  oder  .Verbotenen'  allemal  auch  dann  als  vorhanden  an- 
genommen werden ,  wenn  einem  Reich» verbotge^ietze  zuwidergehandelt 
wird.  Die  entgegengesetzt*]  Anüieht  des  ersten  Richten»,  daas  unter  .uner- 
laubt* nur  da^enige  tu  verstehen  ist,  was  nach  dem  preussischen  Landrechte 
unerlaubt  ist,  und  nicht  vielmehr  alles,  was  nach  den  in  Preussen  gel- 
tenden Gesetzen  unerlaubt  isU  bedarf  keiner  Widerlegung.* 

Wir  machten  hinzufügen,  dasa  das  in  Preassen  geltende,  wenn  auch 
aoti  reichsrechtlicher  Quelle  stammende  Recht  doch  nicht  minder  prenssi- 
flches  Recht  ist,  als  das  von  den  preuBsiscliQu  GefiCtKOHfaktorou  zu  Stande 
gebrachte  Recht  oder  das  preuas.  Altg.  Landrecht. 


Die  Hauptfrage  aber  bei    den    in  H«do  8t«heiiden  DiU«nprozf>ssen  int 
die,    ob  der    Art.   32    der  R.-Verf.    nur    diu  Annahme   von   Beüoldunguu 
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nnd  Entücb&diguDgcn  aus  S  taHli>mitt«lii   Tcrbolen  hat  und  hat  tc 
«ollen,  odor  ob  dieses  Värlwtsgesätz  auf  jede  Art  von  pekimiärei  Ent 
digunj;.  aUo  amäx  auf  die  au»  Parteimitteln  und  PriTatiiiitteln  herrOhrenil 
■ich  bexieht. 

Beide  Instanxen  haben  bei   ihren  entg^engHfltcten  tlntschei düngen 
Bovrohl  auf  den  Wortlaut,   Inhalt  und  Zweck  de«  Artikel  32  als  be- 
sondere  auch   auf  die  parlamentarJe  cb  e  Entstehungfigeacbicfate 
desselbeu  sich  berufen  und  hierauf,  zum  Thei)  weoigstena,  das  entacheideod 
Gewicht  gelegt. 

In  B«<zt]g  auf  den  Wortlaat  des  Qesetcea  hoiact  ee  in  dem  die 
den  FiskuR  gugen  den  Reichstagrabgeordneten  KrIker  surOckwaiseB- 
den  Erkeimtuisse  der  III.  Cinikamuicr  de»  Landgeriehft  in  Breelaa: 
n&ei  nKherer  Betrachtung  geben  die  Worte  .Besoldung  oder  Entachft- 
diguDg  beziehen'  zu  dem  nicht  unerheblichen  Bedenken  VenuilaMungi 
ob  sich  dieselben  mit  dem  Sinne:  a.von  Privatporeonen  itchenkuugiiweise  Zo- 
wendongan  annehmen"  decken  kOunen.  Ganz  zweifellos  erscheint  dabei, 
das«  das  Wort  ,,B^''i'dung"  im  gowobnlichen  Sproobgebrauch  ein  Abli&ngig- 
keit«Terhültni89  der  Empfangenden  gegen  den  GevUhrendon  ausdrückt  und 
nur  von  einer  Vergütung  «inpr  Thätigkeit  aus  öffentür-hen  Mitteln  oder, 
wenigstens  auf  Grund  eine«  festen  BtaHtarechtlichen  oder  vertrilglichen 
hältniascs.  nicht  aber  von  einer  weder  dem  Betrage  noch  der  Zeitdauer 
dem  KmjjtUinger  bestimmt  zugesicherten  Bezugi^quclle  gebraucht  Hiirdea^ 
kann.  Auch  sagt  mun  wohl  nicht  in  ungezwungener  Weise:  „Jemand  be- 
zieht eine  achcnkungsweise  gegebene  Zuwendting".  Ks  kann  aber  auch  dem 
Kläger  darin  nicht  beigestiuunl  werden,  dass.  wenn  uuch  das  Wort  ..Be- 
soldung'* rielleicht  mehr  auf  eine  'jiCuwendong  aus  öffentlichen  Mitteln  deato, 
doch  gemde  das  beigeftlgte  Wort  „.Rntach&digung"  die  ZtiliWüigkeit  der 
PriTBtunterittätzung  auHttchliwue.  Weit  nngexwungener  erscheint  die  Er- 
klärung difftior  Worte,  wi>nn  dieselbe  im  AnHohhiss  an  den  Wortlaut  der 
dieselbe  Materie,  wunn  auch  in  entgcgiiiige«etztt;r  Enttwheidung  behandeln- 
den Vcrfasüungen  der  Kinzelstaaten  bergeleitet  wird.  Dem  Verfasser  des 
Entwurfs  der  Reichaverfawsung  hat  zweifellos  dabei  der  Art.  85  der  Vtr- 
fawungtaarkunde  für  den  preufisiHchen  Staat  vorgelegen,  welcher  lautet:  ».Die 
Milglit'der  dL-n  liauxeDi  der  Abgeordnoien  erhalten  au»  d^T  :^iaiit«kasse  Raisa- 
kostcn  und  Di*Lltt.-u".  Dienclbun  Bezüge  »olltvu  den  Ruichstagiiabgeürdnet^ai 
vertagt  werden  und  es  erscheint  nicht  unwahrscheinlich,  d&ss  der  Autor 
nicht  dnrch  die  jetzt  gewä.hU«n  Ausdrücke  den  Cntersdued  zwischen  der 
Beihilfe  aus  Staatsmitteln  und  Privntaufwendungen,  sondern  nur  wie  in  jenem 
Gesetze  da«  ins  Auge  fas^te,  da«9  den  Abgeordneten  weder  Dirtten  oder 
Tag^elder  noch  Betioldung  oder  auch  nur  ein  Ernotx  der  baaren  Aufwc 
divtgen  uihI  der  Beiaekost^n,  d.  i.  Entschädigung  verabreicht  werden! 
sollte  und  das«  er  dabei  in  beiden  Gesetzen  dieselbe  und  alleinige,  nämlich 
die  tStaatskasae  im  Sinne  hatte." 

Ganz  ähnlich  äussert  sich  das  den  Fiskus  abweisende  Erkenntnisa  des 
Landgerichts  in  Halberstadt,  sowie  des  Landgerichts  in  Neuruppin. 
In  dem  schon  orwüluiton  Urtheilc  des  Landgerichts  in  ünlte  a.  d.  Saflie 
gegen  lUstaicLO'EH  wird  in  Bezug  auf  diesen  Punkt  noch  Folgendes  ausge- 
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fhlui.  In  allen  deatscbeo  Staaten  mit  Ansnahme  zweier  KleinRfoaten,  An- 
halt und  ReUM  &.  L.,  eeico  zur  Zeit  der  Krrichtung  de«  NorddeuUchen 
Bnitdes  Di&ten  auB  der  Staatskasse  an  die  aus  Volksw-ahlen  hervorge- 
pangeaen  VertretungskSrper  gezahlt  worden.  Eine  solche  aus  Staats- 
mHtcln  erfolgvndo  Diätongewährung  dem  Reick«tAge  fem  zu  baltcn,  sei  d«r 
Zweck  des  Axt.  H2  gewesen.  Der  atu  dem  allgemeinen  Wahlrecht«  hervor 
gehende  Depiitirt«  sollte  „wenigstens  in  einer  solchen  Vermfigenslage  sich 
befinden,  daas  er  einige  Wovhon  oder  Monat«  lang  dem  ÖffenUicheo  Interesse 
in  der  Raiidenx  dienen  kSnne,  ohne  aas  der  Tasche  des  Staates  be- 
zahlt zu  werden"*).  Schon  hieraus  ergebe  sich,  das«  „Besoldung  oder 
Enlscli&diguag"  im  Sinne  des  Art.  32  nur  eine  Rolche  llewoldung  oder 
Untachüdigung  bedeute,  wie  sie  bis  dahin  In  den  Einzcletuat«n  an  die  Ab- 
geordneten entrichtet  worden.  Habe  man  damals  in  Oeutschland  allgemein 
nnr  aus  Staatskassen  gewilhrte  Diäten  gekannt  und  habe  man  dem  all- 
gamejnen  Btimmrechi  gegenüber  die  Versagimg  der  Dittt«n  durch  jene 
VerfRMnngsbestiramuDg  einfuhren  wollen,  so  habe  offenbar  nnr  die  Sabtung, 
daas  woder  aus  den  Mitteln  dee  K^uh«  noch  aus  dou  Öffentlichen  Kauen 
der  deutschen  Bundesstaaten  eine  Beaoldung  oder  Entschädigung  an  die 
Mitglieder  de«  Reichstages  gezahlt  werden  dürfe,  in  dem  Art.  3*2  ihren  Aua- 
druck  finden  sollen  und  gefundvc.  Ziehe  man  hierbei  In  Betracht,  daos  tn 
der  Verfassung  Überhaupt  nur  die  Öffentlich-rechtlichen ,  nicht  aber  private 
Veihältniase  d^  Reichj^tagnniitglieder  geregelt  eiud,  femer.  daae  der 
Awdnick  „beziehen"  —  es  sei  nicht  da»  weitergreifende  „annehmen" 
gewihlt  —  nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  auf  Kmolumente  hin- 
zudeuten scheine,  welche  man  aus  &ffentiichen  Kamm  em)>fango.  w  seien 
auch  diase  Momente  geeignet,  die  Aoak'c^ang  zu  unterstfitzen,  dass  der  Ge- 
Mizgeber  mit  den  im  Art.  S2  gcbrnuchlcn  Worten:  „die  Mitglieder  des 
Iteichitages  dUrfen  als  solche  keine  Besoldung  oder  Gntachädigang  beziehen* 
nicht  den  Sinn  eines  Verbots  der  Annahme  von  Privat geldem  zu  ver- 
binden beabsichtigt  hat. 

In  etwas  abweichender  Motiviruug  äu«t*ert  tiich  daa  Landgmcht  in 
Nordhausen  in  dem  am  ti.  November  1&85  verküudut«n',  die  Khige  des 
Fiikoz  gegen  den  AmtsgerichUraÜi  Lerchb  abweisenden  Erkßantnis!<e  Ober 
die  TOrli^eode  ITrage.  wie  folgt :  ,  Der  Art.  33  oharaklerizirt  sieb  als  eine 
Satzung  des  Öffentlichen  Rechtes;  er  bringt  in  Abweichung  von  der  bis  da^ 
hin  in  den  meisten  Staaten  be^tandenon  und  auch  nocU  bestehenden  In- 
stitution den  gesetzgeberischen  Willen  dahin  zum  Ausdruck,  dam  den  Blit- 
gliedem  des  Reichntageaate  solchen^  alsoiaBetog  auf  die  ihnen  angewiesene 
k-gulutoriscbc  Thütigkeit  weder  Besoldung,  n&mlich  eine  in  bestimmtan 
Baten  nnd  Terminen  zahlbare  Remuneration,  noch  eine  Entschftdigang. 
aimlich  eine,  wenn  auch  nur  einmalige  Pauschalsumme  gew&hrt  werden 
»olle.  Auf  die  Motive  fOr  dicken  von  der  bisherigen  l'razis  »bweichenden 
gesf^-zgeberischeii  Akt  kann  ea  /.uuucliMt  für  die  Beurthcilung  und  Kotschei- 
ijong  des  vorliegenden  Rechtsstreites  nicht  ankommen:  wohl  aber  gestattet 


"t  Rede  des  Bundöskommissara  Grafen  ElxucBunb  in    der  Sitzung  des 
Baichitagea  vom  15.  April  1BÖ7.    Stenograph.  Berichte  S.  40B. 
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die  Stelliuig  und  die  FuBBung  des  Art  92  die  Annshme,  daas  die  dorch 
denvelben  »UHgedrücItte  Satzung  in  enitor  Linie  die  Regiorusges  de^ 
Beidies  und  der  Einzelataaten  in  der  Richtung  l>etri£Ft ,  dsm  «de  Terhindert 
sein  aoUfln,  den  Keichstagsabgeordneten  den  Bezug  von  Diäten  oder  sonstigen 
EntBcliÄdignngen  zu  bewilligen.  Die  Reiclistagsabgeordnet«)  sollen  keine 
DiAten  oder  KntschEdigungen  beziehen,  d.h.  die  Regierungen  sollen  den- 
selben den  Bezug  nicht  gew9Jiren.  In  diesem  Sinne  und  mit  dieser  Tendeni 
ist  der  Art.  82  als  VerbotageseU  zu  charakterbiren.' 

Mit  gleicher  Bestimmtheit  haben  die  die  Ürtbeile  erster  Instuii  ab* 
ändernden  und  die  beklagten  Keichstaggab geordneten  zur  HeraiuzaMung 
der  empfangenen  Diät«n  verurthcil enden  zweitinntanz Hohen  Erkenntnisse  auf 
Wortlaut,  Ichalt  und  Zweck  des  Art.  32  zur  Begründang  ihrer 
gegengeBetzten  Ansicht  sich  berufen. 

DiM  Erkenntnis«  des  Ober  tan  deageri  cht«  in  Naumburg  a,  d. 
Civilsenat  III,  vom  11.  März  L8S6  gogon  den  R«ichstagsabgeordneten 
fttusert  sich  daJiin:  „äcbou  der  Wortlaut  des  Art.  32  führt  zu  der  Annahme, 
daM  den  Abgeordneten  der  Bezug  jeglicher  Geld  Unterstützung  aua  öffent- 
lichen wie  BUS  Frivatmitteln  cur  ErmOgliohung  oder  Erleichterung  ihrer 
Anweeenheit  im  Reichstag  verboten  sein  eoUie.  Denn  diu  Wort  ,Ent«chä' 
digung'  hat  eine  ganz  allgemeine  nedoutung  und  bezeichnet  gleichmOMig 
Bezug  acj  Staats-  vie  aus  Frivatmitteln.  Es  i^t  eine  petitio  principii,  wenn 
der  Vorderrifhier  die  Worte  .Benoldung  oder  Entschädigung*  al» 
fortlaufende  und  einmalige  oder  gclcgentliclio  ZohlungausStaatsmitteln 
in  Gegensatz  zn  einander  bringt,  während  nach  dem  eingehen  Wortrer- 
fltande  ohne  die  Torgefasste  Meintmg,  Private  ntachädigung  sei  uusgeschlooen, 
dos  Wort  .EntscM^igung'  (leldnnterstUtzungcn  j^Ucher  Art  umfont  tmd 
die  Stellung  der  Worte  .Beeoldung  oder  KnUcbädigung'  neben  einftnder 
dnrch  ihren  ZnsiLmmenhang  lehrt,  dass  jedwede  GeldunterstUtzung  dem  Ver- 
bote unterliegen  soll.  Ferner  iiit  m  gegen  den  Sprachgebrauch ,  wenn  der 
Vorderrichter  das  Wort  .boziehon'  nur  für  Annuhme  von  Entschädigungen 
AUS  Staatsmitteln  verwanden  will;  das  Wort  ist  vielmehr  gleichbedeutend 
für  .annehmen'.* 

Dae  Urtheit  des  zweiten  CirilBenats  des  obengenannten  Oberlondes- 
gerichtfi,  welche»  gegen  den  Keichatagsabgoordnetven  IlAseiicLEVER  ergangen 
ist,  enthält  ähnliche  AuafÜhrungcn.  Es  betont  insbesondere  mit  Entacbieden- 
heit,  daas  im  Gesetze  nicht«  darQber  gesagt  m,  woher  die  Reich«tag&mtt- 
glieder  die  Besoldung  oder  EntsclrdUligong  nidit  beziehen  dürfen .  ob  nicht 
aus  der  Bundegkasae  oder  auD  der  Kasse  der  Einzelstuaten  oder  aus  Mitteln 
der  Privaten.  Eine  Beechrilnkung  auf  die  eine  oder  andere  Bezugsquelle 
habe  im  (ieoetze  keinen  Ausdruck  gefunden.  Sie  liege  aach  nicht  in  dem 
Worte  .beziehen';  denn  man  „beziehe"  gerade  sO  gut  eine  Besoldung  oder 
Entschädigung  aus  Öffentlichen  Kassen,  wie  mim  z.  B.  bei  Verwaltern, 
liU|>ektoren,  Aerzten  Ton  dem  Beziige  einer  Besoldung,  Vergütung  oder  Ent- 
flcbftdfgung  uuü  dem  TermOgen  eines  Privaten  spricht  Sei  über  der  Wort- 
lAut  eines  Gesetzes  klar,  so  sei  es  unzal?Uing,  in  eine  (JeBetxesbeatimmang 
Beschränkungen  faineinxutragen ,  welcli^j  die  an  sich  deutlich  gefosste  Be- 
stimmung nicht  ausspreche.    Hierzu  würde  man  nur  dann  berechtigt  sein. 


wtttn    die  Nothwendigköit  einer   solchen   Bescbr&nkang  sich   aus  ilem  an-« 
xweifelhäilen  Grunde  jener  BciitiniinuDg  oder  hub  dem  sonstigen  Inlmlte  dar  I 
GeMtze  ergebe.    Von  einer  solchen  NoUiwendigkeit  der  Beschränkung  deaj 
Terbots  auf  den  Bezug  von  EulHchädiKiingen  aus  öffentlichen  Kaaseaj 
ex   ratione   legis  kSone  hier   nicht   die   U«de  sein.    Im  Gegentheil  —  der 
offenbare  (jnind  und  Zweck  dos  Art.  32  w&re  d«r,  ein  Gegengvtricbt  za  deal 
durcb  Art.  20  eingeführten,  allgemeinen  und  direkten  Wabls^tom  zn  schaffen. 
Das  dort  genährte  allgemeine  Wahlrecht   sollte  wieder  eingeechi&nkt  wer- 
den.   Biosem  Grunde  und  Zweck«  des  Art  32,  das  passive  Wahlrecht  zu, 
beKfarftnken,  habe  es  offenbar  mehr  entsprochen,   venu  schlechtweg  jode-' 
Entachädigung  zu  beziehttn  verl>oten  tnirde,  ain  wenn  das  Verbot  lediglich 
auf  den  Benig  einer  £nt«cbädigung  aus  öffentlichen  Eaaseo  eingeschränkt 
vorden  wikre.    Nicht  anders  stehe  die  Sache  hinsichtlich  des  sanstigen  In- 
halts der  Beichsrerfassung.    Auch  dieser  spreche  nicht  fUr  eine  Einschrän- 
kung des  Art  32  im  Sinne  des  Beklagten,  sondern  umgekehrt  ftk  die  An- 
SAhme  des   VerhoU  jedweder  KntAchädigang.     Der    Renifungskl&ger  hab«! 
ganz  recht,  wenn  er  zur  UQt<.>r8tützung  eciuer  Behituptung,  daas  durch  Art  SÄ'^ 
auch  der  Bezug  von  Diäten  aas  Parteimitteln  ausgeschlossen  werde,   auf 
Art.  29  der  K..-Verf.  Bezug  nimmt,  welcher  be*(tiDiiue:   .Die  Mitglieder  des 
Reichstages  sind  Vertreter  des  geaammten  Volkes  und  an  Auftr&ge  und  In- 
struktionen nicht  gebunden'.    lUenuu  ergebe  ucb  klar,  danti   es   die  Ab-i 
sieht  des  Gesetzgebers  gewesen,    dass  der  Abgcordnolo  bei  Ausübung  dec' 
parlamentarischen  Rechte  lediglich  seine  eigene  treie  Ueberzeugung  walt^m 
lassen  t«oUe.    Nun  kOnne  es  aber  nicht  zweifelhaft  sein,  das»  ein  Abgeord- 
neier unendlich  freier  und  unabhUcgigGr  dastehe,  wenn  er  eigenes  Vermögen 
besitzt  und  ohne  Beztig  privater  Besoldung  oder  £nt«ch?idigung  sein  Votum 
int  R^ii-hstage  abgibt,   aU  wenn  er  in  Betreff  seinär  Existenz  in  Berlin  ab- 
hBjigig  ist  von  der  GfildunterslUtzung  »einer  WlUüer  oder  sonstigen  Partei- 
genossen.   Jeder  Wähler,    der  nur   den  kleinsten  Betrag    beigeeteuert .    um 
die  Diäten   der  Abgeordneten   zu   bezahlen,    habe,   wie   der  Abgeordnete 
T.  BTAtTrsimrnn  in  der  Sitzung  vom  26.  März  1873  zutreffend  bemerkte,   dae 
Gefühl,   daas  der  Abgeordnete  ein  persönlich  von  ihm  bezahlter  Mandatar 
sei,   und  noch  riel  schlimmer    nei    es,    wenn   die    Partei    die  Diäten    be- 
zahle; dann  verkaufe  sich  der  Abgeordnete  durch  die  Annahme  eine«  Man- 
dat« gewisaermaasen  an  seine  Partei  *).   Es  bedürfe  keiner  AusfOhrong,  does 
diese  Erwägung  nicht   etwa   durch  Exemplifikation  auf  den  Bezug  von  ge- 
setzlich  geA-älirten  Diäten  entkräftet  werden   könne.    Nun  roösse  aller- 
dings zagegeben  werden,  dasa  der  vorangedeuteta  Zweck  des  Art.  82  aicherer 
erreicht  worden  wOrc,  wenn  dem  Verbote  sogleich  eine  ßtrafbcjitimmung  und 
zwar  sowohl  gegen  den  Geber,  wie  gegen  den  Nehroer  solcher  Privatdiäten 
beigefagi  worden  wäre.    Keineswegs  sei  aber  dieses  Verbot  ohne  Strafbft'^ 
«thnmimg  wirkungfiloo.  Denn  etwaige  Vertilget,  durch  welche  einem 
tagsabgeordneten   als   solchem   eine  Ent«<b&*liguBg  vemprochen  oder  znge- 
sidiert  wflrde,  seien  nach  bekannten  Hechtsgrundsätzen  unwirksam  und  klag- 


•)  Stenograph.  Berichte  1S73,  T.  S.  79- 

AtvhfT  Kl  etTentlicbes  R«cbt.    U.  1. 
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loi.  Dmnelbo  gölte,  wie  Labaxti  ')  richtig  fHuftthre,  von  tevtAmaDtarisdttA . 
Ordnungen  oder  von  Stiftungen  za  dem  Zwecke,  am  Reiehstagsmitgliedi 

als  solchen  Besoldungen  oder  Kntschadigimgen  za  gewähren.  Aua«enl< 
hätte  aber  auch  der  Gcäetxgebor  mit  der  llmtsache  rechnen  dürfen,'  da«] 
es  eine  grosse  AszAhl  M&nner  gobe,  welche  Hedenken  tragen,  eine  mc 
liflch  vielleicht  nicht  onorlnubte  Handlung  zu  begehen,  die  gesetxlicl 
verboten  sei,  und  dass  namenUich  die  Uitglieder  eine«  Faktors  der  GtaeW* 
gßhang  vor  einem  Verbote  des  Gesetzes  auch  ohne  Slrafandrobung  eine 
solche  Achtung  haben,  dass  sie  sich  scheuen  werden,  unter  üebertretnog 
des  UeAetzea  im  Parluneote  su  erscheinen.  Schlieaelich  wäre  auch  die  Er- 
g&nsiuig  der  lex  imperfecta  durch  eine  Bestimmung  den  daraaln  noch  oiefat 
vorhandenen,  aber  in  näcluter  Zukunft  au  erwartenden  Norddoutachen  Straf- 
gesetibuchs  keinesweges  auageachlosaen  gewesen,  »fem  nur  erat  diu  Ver- 
bot aelbat  die  Aufnahme  in  die  VerfasRungsur künde  g4>funden  h&tte.  Diesen 
Punkt  im  IntereiMie  des  Cffentlicben  Rocht»  durch  Krlos»  eines  generellen 
Verbote«  za  regeln,  dazu  sei  gerade  die  Keichsvorfaiiaung  der  richtige  Ort 
gewesen,  wogegen  die  Festsetzung  der  Folgen  der  VerletEung  dieses  Ver- 
botagwetaa  den  strafgesclzHcLen  bezw.  civügosetzlioben  Bettimmungen  d« 
Reichs  oder  der  GinzeUtaaten  Überlassen  bleiben  konnte. 

Von  gtuiz  ähnlichen  Krwägnngen  int  das  den  Beklagten  Dini 
Tenirtheilendc,  das  Drthoil  des  Landgerichts  In  Inaterburg  ab&ndenidl 
Erkenntiiis«  de-i  Hl.  UtTtlsenats  des  Ubarlandesgerichts  in  KSnigsberg 
13.  April  lö8ii  getragen ,  wie  nicht  minder  das  Erkeantoiss  des  Kammer- 
gertchts  in  Berlin,  CivLIsenat  II,  vom  16.  April  IBSÜ  in  Sachen  des  Fiskus 
gagen  den  Reicbütagsabgeorducteu  Lutcuurr. 


Entccbeideudes  Gewicht  ist  von  den  erstinstanzlichen  Gericht 
auf  die  parlamentarischen  Verhandlungen  betreffend  den  Art. 
gelegt  worden.  Sie  haben  aua  diesen  Verhandlungen,  iniheioadare  aua : 
AeuBserangeD  des  AbgeordnettiD  Kl^düli- v.  Bcnm^-sex  und  dos  Keichskanzl 
FOntcD  BiBMARcc  darzulegen  versucht,  das«  man  bei  Bonttliung  und  Annahmg  ' 
des  Art  32  —  Art.  29  de»  Eutwurfw  —  ledigliüh  an  diu  aus  Staatsmit- 
teln gezahlten  Tagegelder  und  sonstigen  Vergatungen,  wie  Keisokoften 
und  dcrgl.,  gedacht,  diMs  luabe^tondere  auch  der  Reidukanzler  eine  autben- 
Üficho  Interpretation  dahin  abgegeben  habe,  dam  die  Kegierung  nicht  ein 
Verbot  der  KnUchädigung  aun  Tri vatmitteln  durch  Aufstellung  des  Art,  32 
beabsichtigt  habe  und  auch  ui<;ht  habe  beabsichtigen  können.  Aus  den- 
selben pariauifntariachen  Verhandlungen  haben  dagegen  die  GerichU)  zwei  te  r 
Instanz  gefolgert,  dass  die  angegebene  Unterscheidung  keinen  Ausdruck 
im  Gesetze  gefunden  und  dam  jene  Verhandlungen  auch  durchaus  keinen 
gOBflgeadea  Anhalt  bieten,  um  interpreiation^weise  jene  Unterscheidung  in 
das  Gesetz  hineinzutragen.  Am  aunfUbrlichsten  und  objcktivHten  sind  die  hier 
gemeinten  Verhandlungen  in  dem  schon  erwähnten  Erkeuntuiase  des  Ober- 
laodosgerichts    in  Naumburg  a.   d.   Saale    gegen  Hascclkvch    dargestellt. 


*)  Staatsi-echt  Bd.  I,  S.  570. 
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Wir  luaen  die*elbeD  doiher  Kun&cbst  hier  folgen.  DaWi  wird  in  dem  Kr- 
kenntnüse  mit  Recht  hervorgf>hoben,  do^is  nJs  den  Grundsätzen  dM  Recht« 
wideanprechend  da«  Verlangen  des  Beklagten  bezeichnet  werden  mOwei 
Heidutagsiibgeordnele  oder  Rvgicrungsvertreter  darüber  als  Zeugen  zu  ver- 
nefunen,  wu  sie  sich  bei  den  im  l'arlament  abgegebenen  Erklärungen  ge- 
dacht haben,  welches  der  Hinn  ihrer  R«den  gewesen,  welche  Unberhond- 
langen  oder  Abmachungen  zwischen  einzelnen  Parteigruppen  ond  Runde»- 
T«^emng6n  aiisaerhalh  der  Reichatagn Verhandlungen  fitatt4>efiuiden  haben 
mid  dergL  Auf  alles  dieses  kOone  cv  nach  bisher  nicht  bostriUeuen  Rechti- 
grtmds&tzen  nicht  ankommen. 

Der  Gang  der  parlamentarischen  Verhandlungen  nun  wird  in  dem  ge- 
dachten Urtheile  im  wesentlichen,  wie  folgt,  geMhildert. 

Der  Entwarf  des  Wahlgosotaeii  für  den  konsliUiircnden  Roichstag  de» 
Norddeutschen  Bundes  habe  eine  Bestimmung  Qbcr  den  Uezug  oder  Nicbt- 
bezug  von  Diäten  oder  ReiBekoKten  seitens  der  Abgeordneten  dee  Reichs- 
tages nicht  enthalten.  Der  Abgeordnete  Sr.KVi.xe  u.  Gen,  hatte  beantragt, 
SU  dem  Wahlgeaetxentwurf  einen  Zuiiatz  dahin  zu  machen:  die  Mitglieder 
des  Reichstages  erhalten  Entachädigung  f<lr  ihre  Reisekosten  und  Diäten  aus 
der  Staatskasse "}.  Dieites  Amendement  wurde  aber  abgelehnt,  nachdem 
der  Graf  r.  Bismarck  erklärt  hatte,  dass  er  zwar  grundsätzlich  uicbt  gegen 
Diftten  «ei,  dass  aber  die  Fassung  de*  Wahlgesetzentwurfs  auf  einem  Korn- 
ptondsi  mit  den  deutschen  Regierangen  beruhe  und  er  nicht  wilnflche,  dais 
^b  6m  Fia^  dos  deutschen  Parlaments  an  dem  Diätonartikcl  scheitere. 

In  der  Sitzung  vom  y.  Januar  18S7  wm"de  alsdann  von  dem  Abgß- 
ordnHen  P*rrn  und  GenottMcn  ein  iÜmlicbcr  Gesetzentwurf  eingebraclit'), 
welcher  zwar  vom  Haiwe  angenommen  wurde,  aber  bei  der  Weigerung  der 
Kcgierong,  ihm  beizutreten ,  eine  weit-eve  Folge  nicht  hatte.  Aus  den 
Reden    der    beiden    damaligen   Buricbterstatter,     Graf   v.  BLTtivsr-Huc    und 

■  T.  Ilovt:nut:cK  ist  zu  konstatiren,  das«  man  darüber  einverstanden  war,  dam 
der  Wegfall  von  Diäten  eine  Boitcbräukuiig  des  allgemeinen  Wahlrecht«  ent- 
halten würde,  außerdem  wies  v.  UofTRSCcK  schon  damals  darauf  hin,  dass 
der  Bezug  von  Diäten  aus  Parteifonds  oder  aun  den  Mitteln 
der  Wählerschaft  seitens  der  Regierung  für  unstatthaft  er- 
achtet wQrde. 

Nach  diesen  Vorgängen  legten  nun  die  Bundesregierungen  dem  ernten 
Betdistage  doti  Norddeutschen  Unndes  den  Entwurf  dnr  Reichs  Verfassung 
Tor.  Der  Art  29  dioKes  Kntwurf«  lautet:  .Die  Mitglieder  des  Reichs- 
tages dürfenalüNolche  keine  Besoldung  oder  Entschädigung 
beziehen*.  Nach  dem  Vorbilde  des  Art  68,  Abs.  2  der  pre ussischen 
Verfassung  hätte  man  die  Pa«»ung  dahin  erwarten  Rollen:  .Die  Mitglieder 
des  Reichstages  erhalten  weder  aus  der  Bundeska^se  noch  auH  den  Kassen 
der  Einzolstoatcn  Reisekosten  und  Diäten*.  Statt  dessen  sind  die  weiteren 
Begriffe   «Besoldung  und    Entschädigung*,   also  jede  Art  von   Re- 
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manemtion,  voxu  nölbatjedeiiil  aach  Ta^^ef^lder  g«h&rt>n,  gewählt, 
wt  auMertlem  ciin  Verbot  an  die  AI>geordneten  beigcfllgt.  l>em 
fibcd-  wnrde  von  dem  Äbjreordneten  Wl:ltEK-TuCNe^t  folgender  AUludenmgs- 
TOrachluf;  cioKebracht:  Der  Reichstag  wollo  be(H!hliäfie>eQ ,  den  Art.  29  za 
ntnücbeD  und  dtirch  fotgendt;  Bctrtünmung  zu  ursutzun:  «Die  Mitglieder  des 
Reichstages  erhaltoi  aus  der  BundeskBaio  B«dfl6kort«n  und  DiUen  nadi 
Huigsbe  de»  Gesetzes.' 

In  der  Sitzung  vom  30.  Wkn  1867  wurde  du  AmendemeDt  Weber- 
TkOxcx  ftDgonoininen,  wiewohl  Graf  Bi^aiku:  im  Na.niän  und  Auftrage  der 
vcrbßDdet'Cii  Regierungen  die  Erklärung  abg^eben  halte,  daes  dieaelbeo 
glaubten,  sich  auf  eine  Bewilliguci;  oder  Zulassung  von  Di&tcti  nntor  keinen 
UuiBULndeu  einlassen  zu  können  ^.  Ans  den  Kreisen  der  Abgeordneten  hatte 
bereits  in  dieaer  Sitxnng  der  Abgeordnete  Dr.  'Rit  auf  die  Tragweite  det 
Art  29  den  Kntwarfes  mit  den  Worten  hingewienen :  .Sobald  Sie  den  Besiti 
eines  Vermög'Mis  für  etwas  Nothwondiget  erkl&ren  zur  Wirknamkeit  im 
öffentlichen  Leben,  so  Beratfiren  Sie  auch  das  Leben  von  unziLhligen  edleo 
Gelehrten  nnsere«  Vaterlande«.  Ich  behaupte,  da»!?  Sie  durch  Streichung^ 
der  Bi&tcn  die  HcheussHchste  Aristokratie  fördern  werden,  nämlich 
Aristokratie  de«  {ieldea  .  . .  In  welcher  l^age  werden  Sie  «ein,  wenn 
den  Art.  20  anuobmen?  Sie  werden  ein  i3c«otz  goben.  dos  mit  der  Sitte  und 
der  öffentlichen  Meinung  im  Widerspruche  steht.  Sie  werden  ein  tjresetc 
geben,  da«  auch  die  beeten  Männer  zn  nnigehen  wissen  werden.  Blitt«] 
dazu  t)ind  natClrlich  vorhAnden;  es  kann  ja  begreiflicherweiae  eine  Wähler* 
Schaft  zusammentreten  und  sagen:  , Wir  wollen  es  nicht  aU  eine  Enbich&di* 
gung  geben',  aber  hinterher  kann  man  einem  Manne  ein  Geschenk  machen. 
Dagegen  läset  sich  gesetzlich  nichts  tbun*).' 

Nachdem  nun   der  RfinliHtag   den  Entwurf  ganz  durchberathen  htMß, 
erklärte  der  President  der  Bundüskomroii«arien  in  der  Sitzung  vom  15.  .A.prü 
1867,  dass  in  Botreff  der  bei  weitem  gr6sHien  Anzahl,  von  gegen  40  Punkten 
etwa,  die  Hegierungen  bereit  seien,  sich  die  BeachltlMe  des  Reichstagee  an- 
zueignen, 8ofem  es  gelinge,  aber  die  beidon  l'imVte,  in  deren  gegenwärtig« 
FasÄnng  die  Regierungen  ein  Hindemias  de«  ZuBtandükommena  der  Vereii 
baning  erblicken,  eine  Verständigung  zu  erzielen.    Es  seien  dies  die  beiden] 
Punkt«:  die  Sicheratellung  der  Hfli>r)*i«tinri<:;htungeji  und  die  Frage  Über  B^- 
willigang  von  Diäten.   NncU  dieser  Erklärung  des  Grafen  v.  Bi»m.uujk  waren 
die  Mitglieder  des  Reichstages   vor  die  Alternative  gestellt,   entweder  daa 
Scheitern  des  Zuätandekomniena  der  Bunde^ivcrfaüirnng  auf  sich  zu  nehmen, 
oder  aber  den  Art.  29    des    VerfassungBentwurf«   so    anzunehmen,    wie    er 
dastand,  d.  h.  mit  der  Mussgabe,   dass  sein  Wortlaut  den  Bezug  jeglicher 
Entschädigung,   alüo   ancb  aus  Privatmitteln  verbot.    Es   hätte  noch  eine 
dritte  Möglichkeit  sich  herstellen  lassen,  dadurch  nämlich,  da^ts  der  in  der 
Sitzung  vom  30.  März  1J^67  gestellte  Antrag  de«  Abgeordneten  M»,ter.  welcher 
lautete:   der  Reichstag  wolle  be8chliee«en ,   im  Art.  39  nach   den  Worten: 
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.die  Mitglieder  des  Reiebsta^s  (tQrfeD  uU  Bolche"  die  Wort«  cinzuochiiitcn: 
.ans  öffentlichen  Mitteln"*),  wieder  aufgenomtnon  worden  wära.  Dies 
ist  aber  nicht  geschehen,  und  man  wird  wofal  l}ewuMterwei«e  abtächtlich 
von  der  WiedereinbrintTunf;  dieses  Amendements  abgeseben  haben,  weil  difti 
AuslawoDgen  des  Qmfcn  t.  Bi^-^maück  keinen  Zweifel  dorUber  liesseo,  dan' 
auf  dia  Beibehaltung  der  Fasaung  des  ArtikeU  bo,  wie  er  aas  der  Beratliung 
and  BachluasfaAsting  der  HundMregiornngen  bervör:gogangen,  entschiedener 
WeriJti  gelegt  wurde,  da  ini  Falle  der  Abündcrong  dieses  Wortlaute  mit 
Mmem  neb  daraas  ergebendem  Sinne  erst  wieder  eine  BeBchlossfassmig  da 
Bundenatbimitglieder  erfonjcriich  gewesen  sein  würde.  Hieraus  erkl&rt 
sidi  auch,  dass  bei  der  ferneren  Debatte  namentlich  aach  in  den  R«den  der 
B«gierung>n'ertret«r  vorzugsweise  nur  gegen  die  Bcwüligung  der  Di&ten  not 
der  StaatskasBe  gekämpft  wurde,  da  nach  dem  angcnommonen  Amende- 
ment WFBFU-TnilffCT  nur  diepe  oder  die  Wiedcrheret^lhing  der  Regierung»*  i 
Torlage,  nicht  aber  ein  dem  früheren  Antnige  Metkb's  entsprechendes  Amen' 
dement  betrelTf^d  die  Privat  diäten  zur  Pisknsgion  stand. 

Dasii  Bber  auch  der  Bundeskommissar  Graf  Ein.EXDi.-R(i  bei  seiner 
Rede  in  der  Sitzung  vom  15.  April  18S7  davon  ansging'*).  dass  im  Falle 
der  Ännabme  de«  Art.  20  des  Eiilwurffl  jegl  ic  bo  Entschildigung  einee  Ab- 
geordneten auBgeacblossen  sein  würde,  ergibt  sich  namentlich  aus  den  Stellen, 
wo  von  ]jeoten  schlechtweg,  die  ohne  Diäten  nicht  erRcbeinfoi  k&nnen,  so- 
wie davon  die  Rede  ist,  dass  der  leise  Druck,  welcher  dadurch  ausgeübt 
werde,  dass  die  nicht  remunerirte  üegenwort  im  Parlamente  das 
eigene  Haus  in  Eriuncrung  bringe,  eine  vcmOnftige  Regelung  der  VerhUt- 
oisK  herbeiführe.  D&es  eb  Abgeordneter,  welcher  als  solcher  Frivat- 
diäten  bexieht,  eben-togut  .rem  iineri  r  t*  sein  wlYrde  wie  ein  Abgeordneter, 
welcher  die  Di&tcn  aus  Staatsfonds  erhält,  kann  fllglich  nicht  xwcifclhaft 
sein.  Aber  auch  in  den  Kroisdn  dar  Abgeordnoten  fehlte  es  nicht  an  MOn- 
nero,  welche  sich  der  Tragweite  des  Art.  29  des  Entwurfs  in  Beaug  auf  dos 
Verbot  von  Privatdiaten  bewuBst  blieben. 

So  sagte  der  Abgeordnete  Si;Ht'UE  in  der  Sitzung  vom  lö.  April  1867; 
.Die  Knt^iehung  der  Diäten  läuft  auf  eine  Vorkehrung  des  allgemeinen 
gleichen  direkten  Wahlrechts  hinaus.  Die«  ist  doppelt  der  Fall,  weil  man 
nicbt  nur  die  NichtKalilun^  der  Diäten  aus  Staatsmitteln  verlangt,  ttondera 
weil  mau  auch  uin  Verbot  binzufQgt,  dass  dergleichen  den  Abgeordneten 
aUB  Prirnt mittein  gewährt  werden  dürfen").* 

Der  einzige  Redner,  welcher  von  sitii  sagte,   dass  er  den  Art.  29  in 
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altem  anderen  Sinne  AutTamie,  ist  dar  Abgeordnete  v.  BBonaetx.  Er 
merkt,  nacfadem  er  vorausgeschickt,  dotui  er  Hcine  Alwlinimung,  welche  vt 
der  in  der  Vorberathung  abureicbe,  mit  einigen  Worten  motiriren  werdai 
.Jch  will  nar  im  VorUhergchen  erklären,  dass  ich  die  Vor 
läge  de  rRegiernnften  nach  ihrem  Sinne  dahin  auf fn 888.  da«s 
durch  dieselbe  das  Zahlen  einer  Entschädigung  an  einen 
Abgeordneten  auii  Privatmi  tteln  nicbt  aoageBchloaaen  war 
den  sollte,  nöcb  aasgescbloisen  werden  konnte.  Ich  wUrde 
es  allerdings  fOr  wflneofaenswerth  h alten,  wenn  von  Seiten  de» 
Herrt:n  Vorsitzenden  der  Bun deskommissarien  in  dieser  Hin- 
sieht noch  eine  Erläuterung  erfolgte"). 

Indessen  diese  nacb  der  AufiasBung  des  Abgeordneten  v.  BeMrk^scr 
wQnscbenswerthe  Erläuterung  vom  Bundcsrathstische  ist  bi»  zur  Abstimmung 
aber  Art  39  nicht  gegeben.  Der  Pr&sidenl  der  Bundeskonuninarien  hatte 
eich  inKwiscben  entfernt. 

Dagegen  ergriff  nach  v.  Beiociq«!:»  der  Abgeordnet«  Graf  SciiwKiun 
noch  das  Wort  und  bemerkte  '*)  im  Gegensatse  xu  dem  Abgeordnetea 
T.  BtKXicKKit,  das«  er  entgegen  seiner  früheren  Abstimmung  jetstfUr  den  Art.  8t 
sÜnunon  werde,  wenngleich  dudurch  verhindert  werde,  dam  die  Wähler  den 
Vljinem  ihrei  Vertrauens  das  Mandat  übertrügen,  sofern  sie  nicht  zugleich 
die  Bedingungen  erfüllten,  auch  droJ  Monate  des  Jahres  ohne  Gntscfa&digimg 
in  Berlin  leben  ra  kOnnen.  Ks  werden  die  Mittelparteien,  so  heilst  es 
weiter,  der  intelligente  DQrgerstand,  der  nicht  in  der  Lage  ist.  ohne 
eine  Entschädigung  in  Berlin  auf  längere  Zeit  zu  leben,  je  länger  je  mehr 
ans  der  Versaminlung  verschwinden.  IVotzdetn  Btimiue  ich  und  viele  meiner 
politischen  Freunde  mit  voUem  Bewusstacin  Iit-utü  ftlr  diu  Rogiorungsvorlags 
und  zwar  lediglich  aus  deu  (.iründen,  welche  wir  aus  den  Worten  entneh- 
men, die  der  Herr  Präsident  der  Bundeskonimissarieti  uns  beute  vorgeLrugcn 
hat  —  daM  nämlich  daa  Vcrfassiingswvrk  scheitern  würde ,  wenn  Diäten 
bewilligt  oder  zugela<uen  würden.  Der  Art  29  de«  Enlwurfn  wurdp  hierauf 
mit  grcMücr  Majorität  angenommen. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  dass  die  Aeusserungen  des  Abge- 
ordneten V.  Bi^Hir.seN  auf  die  Abtitimniting  eines  groesen  Tbeils  der  Ab- 
geordneten von  gar  keinem  beatiiumcnd*. u  Eintluss  gewesen  sind,  «onat 
würde  man  wohl  zu  vor  die  zustimmende  Ei kULnmg  eines  Bundeskommiasars 
abgewartet  oder  uoclmuüs  tu  Anregung  gebracht  haben.  Denn  dass  in 
einer  späteren  Sitzung  irgend  ein  Abgeordneter  nochmals  auf  die  r.  Bex- 
MOSERN 'sehe  Aeusserung  zurückgekommen  und  dass  einem  solchen  Rcdm 
bei  Berathung  eines  ganz  anderen  Artikels  der  Verfassung  nochmals  davl 
Wort  zu  Art.  29  des  Entnrurfs  gestattet  werden  wttrde,  —  diese  und  ähn-j 
liehe  Möglichkeiten  waren  damabi  nicht  vorauszusehen. 

Aus  dem  .Stillschweigen  aber  der  Bondeskommissarien  zu  der  Äeo»- 
sening  de«  Abgeordneten  v.  Br^t^Kit^GK  kann  auf  ein  Einverständniss  mit 
derselben  nicht  geschlomten  werden,  da  ja  aiindrütOilich  eine  Erklärung  vou 


**)  Stenograph.  Berichte  S.  709. 
■•)  Stenograph.  Bcriihte  S.  710. 


—     1S5     — 


BimdciiniUiBtüclie  bi^gilirt  und  fQr  wünsciieiuwerth  erklärt  wurde.  Hatte 
doch  auch  der  Buodesrath  der  ei)tgt>g<>ngeeetzton  Hif^echen  and  ßciti-'r-zt'iichän 
Intei^retatioD  des  Art.  21^  nicht  widersprochen.  Bondcm  still  ditza  geachwiegobj 

Nun  i«t  RllerdingB  in  einer  iipiltercn  äitzung  bei  IJcrathung  des  Art  75 
dee    Verfassungsentwurfs  der    Abgeordnet*  Sinns  auf  die    v.  BEXKio^fw'eche 
Aeas84>rung  zurüiJigckoounen  und  ei  bat  eich  daran  eine^   von  dem  ersteaj 
Eiclitor  aU  authentische  DäldaraÜon   doe  Art.  29   dos  Entwurfs  aufgefasst« 
DrkllLruQg  des  Prftaidmt«Q  derBuuddjkouuuiuiftricii  ongiuchlosiieu.  Cer  Tor* 
gang  ist  folgender.    Der  Abgeordnete  Simon  bemerkte'*)  in  der  Sitzung  vom, 
J6.  April  1867  bei  Beratbung  des  Art  75,  da«,  bevor  den  Tag  vorher  dai' 
Amendement   xu    dem   Diiltenartikel    zur    Abstimmung    gekommen,    genagt 
worden  sex,  der  Herr  Torsitzende  der  BundcskomnÜBsarien  beahsichtigi;  ge- 
wiaaenuBMen  eine  Keim-vation  flür  dt^eaiigen  abzugeben,   die  in  der  Sache 
(Ür  das  Amendement  «timmcn  wtirdcn,  dahin  gehend,  das»  nach  Auffafisung 
der  BegienmgBO   die  Worte  .dürfen   keine  BcBolduag   Iwziehen"   nicht  so 
zu  verfltfihCQ  seien,  aU  ob  dadurch  auch  ausgeftcfalossen  soi  ausserordenilicbe  i 
HoDorirung,   olao  Honorirungeu,  welche   zusammengebracht  werden  durch. 
Vereinigung,  durch  Awodation,  und  walche  nicht  aus  der  Bunde&kaase  ge- 
leistet werden. 

Nachdem  der  Präsident  des  Reichstages  den  Abgeordneten  darauf  aof- 
merioam  gemacht,  diuis  die  Diäteufrage  längst  erledigt  sei,  antwortete  der 

T.   BlSHARCK  : 

aloh  habe  in    den  Verfassungsentwurf  nicbte  hinein 
,za  interpretiren,  was  nicht  darin  steht,  und  meines  Er- 
wach tensateht  esdarinund  liegt  in  der  gesammten  Lage 
(Unserer   Gesetxgebungen,     iIubb    die    Hegierungen    ohne 
.eino   strafgesetzliche    Unterlage    nur   denen   etwas  ver* 
«bieten  können,  denen  sie  überhaupt  zu  befehlen  haben.* 
Hkrzu  ist  zu  bemerken,    sagt  da»  Erkeuntmas  weiter,    erstens,   dais 
der  Präsident  der  BundeskommiRsarien  eine,  die  Regierungen  bindende  Ki^ 
klirung.    daes    der  Bezug    von  PrJ^'atdiS.ten    unter  dos  Verbot  dee  Art.  29 
nicht  falle,  nur  abgehen  konnte,  wenn  bei  der  Bcschlussfaseung  ^i^itena 
der  Bundesregierungen  Ober  diesen  Artikel  festgestellt  war,    daae  Enluchä- 
digungen  aus  Privatuiitt*ln  nicht  niitverbot«n  sein  »ollten.     Zweitens,  dam 
der  üraf  t.  Bisuahlk  eine  Erklärung  im  Namen  und  Auftrage  der  Dunde«- 
re^erungen  hier  gar  nicht  abgegeben  hat,    indem  nicht  nur  der  bei  einer 
solchen  Abgabe  »onet  übliche  Eingang  .im  Namen  und  Auftrag«^  der  Bun- 
desregieroDgen"    nicht   gebraucht   worden   iat.   sondern   durch   die   Worte 
»meines  Erachtens'  klar  angedeutet  i^t,    das«  es  sich   hier  um  ojne  per- 
sSnliche  Ansicht  de«  Grafen  BtüMAHcx    und  keinenwegn  nm  die  Mittheüong 
einer  hei  der  Beechliwsfassung  de«  Art  29  zu  Ta^e  getreteneu  Annicht  der 
verbQndatctn  Regierungen  handelte. 

Drittens:    das«  die  Erklärung    des  Grafen  v.  BisMAnfn:  auch  sehr  wohl 
in    anderer  Weise  verstiinden    werden    kann.     Laband  ")  z.  B.  vewtebt  dia 
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Aeussening  so,  dam  dadurch  hervorgcholien  werden  eollte,  daw  nch  itrnf- 
recbllicbe  Folgen  an  das  Verbot  dea  Oi&tenhezußes  nicht  ansehliewea, 
—  dazu  feble  ea  eben  an  der  nothvendigen  Unterlage.  En  bedarf  ab«r 
eine»  weiteren  Eingebem  auf  deu  Sinn  der  vorstebenden  ErkliLmiig  des 
Grafen  v.  Bü^marck  nicht,  da  ihr,  wie  bemerkt,  nach  ihrer  eigt^nen  Fassung  die 
autoritative  Bedealcmg  abgeht  und  da  überdie«  die  Abstimmung  über  Art.  39 
schon  bewirkt  war,  so  daas  man  nicht  annehmen  kann,  diese  nachträg- 
liche nemerkimg  des  <irafen  v.  RinMAdrK  sei  für  die  Scblussabstimmaiig 
der  Hfvjoritttt  über  da«  ganze  Genetx  von  maugebendem  Einflüsse  gewesen, 
was  fibrigens  juristisch  obne  Bedeutung  nein  würde .  solange  diener  innere, 
Vorgang  nicht  einen  entsprechenden  Ausdruck  erhalten  hätte.  Sclbitvc 
ttftndlich  ist  der  Art,  32  der  Verfessung  des  Norddoulschen  Bandf 
mit  dem  aus  dem  klaren  Wortlaute  sich  ergebenden  Sinne  auch  in  die  Ve 
fiusung  des  Betitschen  Reiches  fibergegangen. 

Hierbei  i>-'t  aber  iiocb  iHc  Tbatsache  tu  erwähnen,  dass  sich  verschie- 
dene Hitglieder  des  Reichstages  und  Führer  von  Fraktionen  in  den  Jahren 
1868— 1870  flbcr  den  Sinn  des  Art.  ^2  in  ganz  anderer  Weise  gcKussert  haben, 
als  man  noch  der  v.  Bi^r.-tMrij^Kft'achfn  Rede,  falls  dieselbe  musgebend  ge- 
wesen wäre,  hatte  erwarten  sollen,  ein  umstand,  der  filr  die  Interiiretalloo 
des  Art.  32  desahalb  von  Bedeutung  ist.  «eil  er  die  Annahme  rechtfertigt. 
daes  der  Reichstag  im  Jahre  1871  bei  Beratbung  der  KeichBverfaseung 
eine  redaktionelle  Aouderung  des  Art.  S2  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  im  Sinne  dcrv.6E5Mu?£> 'scheu  Aeussernng  vorgenommen  haben  würde, 
wenn  er  nicht  auch  datnals  wieder,  gerade  so  wie  1867.  vor  der  Altemative 
gertanden  hatte,  entweder  den  Art.  32  ao,  wie  er  sich  aus  seinen  Worten 
ergibt,  anzunehmen,  oder  das  Zustandekommen  der  lloidisverfassung  ku  ge- 
fährden. Nicht  nur  doss  v.  Bemmcheh  selbst  auf  seine  ItiterprL>taUon  nie- 
mals wieder  xurückgebommen  ist.  ao  haben  andere  Abgeordnete  geraden 
den  Art  32  in  dem  hier  entwickf^lten  Sinne  ausgelegt  ond  dieser  Auslegung 
unzweifelbafteu  Atisdruck  gegeben.  So  beispielsweise  der  Abgeordnete 
FöBsTT-miKfi  im  Jahre  1869:  .Wenn  wir —  die  nozialdemokratiflche  Partei  — 
eintreten  wollen  für  uueere  Qenoaeen,  so  sftgt  di»s  Ge«eta :  Besoldung  oder 
Ent»chüdigung  dürfen  die  Abgeordneten  nicht  annehmen*  **).  Walhecc  1869^ 
.das  Volk  Bolle  genßthjgt  werden,  solche  Milnner  tu  wählen,  welche  die 
Mehrausgabe  —  eines  Abgeordneten  —  aus  eigenen  Mitteln  leisten  können"*). 
Aehulich  die  .Abgeordneten  Schwfitkkb,  v.  HovcftBECK.  Scriiri-zf:.  Nach  dieeen 
und  ahnlichen  Aeusserungen  im  Reichstage  in  der  Zeit  von  1888—1870  h&tte 
es  wohl  nafae  gelegen,  dass  man  im  Jahre  1871  wiederum  einen  dem  früheren 
Amendement  des  Abgeordneten  Meteh  entsprechenden  Antrag  auf  Be«chriUi- 
kung  de«  Verbots  de»  DiAtenher-ugee  Auf  fiffentlicbe  Mittel  eingebrecht 
bUtte.  wenn  der  Reiclistag  dies  gewollt,  bezw.  nach  Lage  der  8acke  gekonnt 
hStt«.     Statt  dessen  ist  Art.  32  unverändert  angenommen  worden. 


'•)  Stenograph.  Berichte  18Ö9,  Bd.  11,  S.  815. 
")  A.  u.  0.  S.  819. 
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So  weit  JhWBflfibntiiiss.  —  Ei  vizd  todBUUi  nocb  auf  die  Austas- 
Bongen  de«  Abgwrdnrtfln  Herikc  und  de«  Grafra  t.  Bi?uarcx  in  der  Sitzung 
dee  konsliluireudeu  Ueichatages  vom  SO.  MÄrx  1867  Ober  die  liedeutuog  de* 
Wortes  ,Entech&digung*  kingewiesen.  AUein  es  moM  konstutirt  Verden, 
da«3  von  Seiten  des  Grafen  v.  HisHAnnc  rclcknichtlich  der  Bedeutung  des  Wortes 
.EntschBdigung'  in  dieser  Sitzung  nichts  geäusvart  worden  ist  Der  Ab- 
geordnete llmiXG  anderent^Hii  erklärte  nur,  da««  man  nach  dem  Sprocbge- 
bmuche  von  Mittcldt:u6)i:Uland  unter  pBcsoldung  oder  Kntscliädigung'  nie 
nnd  nimmermehr  , Tagegelder'  verstehe.  Er  habe  aber  aus  dem  Munde 
des  Bundespräsidenten  entnommen,  daas  die  Ausdrücke  «Besoldung  und  Blnt- 
fichadignng'  (tlr  «Tagegelder  und  Reisekosten'  gewählt  worden  nelen.  Dem- 
niUihst  sprach  er  in  seiner  weiteren  Rede  nur  noch  von  den  .Tagegeldern"  "). 
HiBxageAgt  mag  noch  werden,  dasn  in  der  Sitzung  des  Rcicbi^tages  vom 
26.  M&n  1873.  aal  die  Andeutung  de»  Abgeordneten  Wi5i<T[inntn-,  dAw  durch 
Gewftfamng  der  freien  Eis(^l)abnf»brt  die  Regierung  selbst  mCglieherwoise 
gegen  Art.  32  verstoMen  habe,  der  damalige  Präsident  den  Keichskansler- 
amt»,  Dr.  Dn.BBri:K.  erklärte^*):  .Dan.  wa«  nach  meiner  Aiieicht  der  Verfilt- 
etmg  nicht  entsprechen  würde.  wDrde  das  sein,  wenn  aus  der  Reichs- 
kasse  direkt  o<ier  inc3irekt  eine  solche  EntÄchJldignng  gezahlt  würde,  nicht 
aber,  wenn  von  irgend  einer  Peite  eine  Einrichtung  getroffen  würde,  welche 
den  Aufwand  von  Reisekosten  fßr  die  Herren  Abgeordneten  beseitigte'. 

Das  xweitinstanxliche  Erkenntnisa  de«  Obcrlandeftgerichts  in 
Königsberg  in  dem  Proxesse  gegen  Dibiuilei'  legt  den  parliimentarLschen 
Verhandlungen  fiberhanpt  wenig  IJedeutnng  bei.  Denn  —  ko  Jiihrt  es  aus  — 
da  «ich  weder  aua  dem  Wortlaut  des  ^Vrt.  32  noch  aus  dem  Zvuamnienliaugc 
desselben  mit  den  übrigen,  den  Reichstag  betreffenden  Bestimmungen  eine 
Unterscheidung  zwischen  ZaliUingen  aus  CifTcntlichen  undaolcbeu  aus  Privat- 
mitteln ergebe,  so  künnen  die  ReichatagsTerhandlungen  selbst ,  die  nur  die 
Meineng  einzelner  Abgeordnet«n  und  Unndeskomiuiflsarien  wiedergeben,  kein 
•olche«  Oewicfat  haben,  dasa  daraus  eine  vom  Wortlaut  abweichende  Äus- 
legmig  des  Art.  32  gerechtfertigt  wl^lre.  Und  die  gelegentlichen  Bemarkungen 
einzelner  Abgeordneten  in  den  Verhandlungen  der  späteren  Jahre  seien  nur 
ZeognisBe  fOr  die  Aual^fung.  welche  die  betreffenden  Redner  dem 
einmal  bestehenden  Gesetze  gegeben  haben,  —  Auslegungen,  die  naturge- 
wMm  mehr  oder  minder  von  dem  Partei» tandp unkte  des  Redners  beeinfluast 
•ein  mdssten. 

Von  den  erstinstanzlichen  Gerichten  ist  dagegen,  wie  gesagt, 
'  zur  Begründung  ihrer  Ansicht  auf  die  parlamentarischen  Verhandlungen, 
inabesondere  auf  die  oben  hervorgehobenen  Aeusaermigcn  des  Abgeordneten 
V.  BrKiiiusKK  und  des  Grafen  v.  Bi^M.vncK  «ehr  entschiedenes  Gewicht  gelegt 
worden.  Das  Urtheil  des  T.andgericht«  zu  Halle  a.  d,  Snale  gegen  H*rex<:lever 
z,  B.  kommt  zu  dem  Resultate:  .Nach  dein  Gesöinratwillen  der  gesetzgeben- 
den Faktoren  soll  mid  darf  also,  wie  aus  der  Entstehungsgeschichte  zur 
Eridenz  (!)  sich  ergibt,   mit  den  im  Art.  32  gebrauchten  Worten  nur  die 


'•)  Stenograph.  Berichte  18Ö7,  S.  474. 
'*)  Stenograph.  Berichte  1873,  S.  82. 


—     1S8    — 

BedentuQg  verbunden  worden.  da«i  veder  dii^  n«ichar«^cruug  aus  Mittf 
(let  Roichäi  oder  der  Einzektaaten.  noch  die  EinzeUtaateu  au8  ibivn  5ffe 
liehen  Kuaen  eine  Besoldung  oder  Knbcbädigung  an  ReidutagnaitgUäd« 
all  solche  ku  gewähren  befugt  sind*.  Man  hat  femer  erolinstanzHch  ai 
dem  Schweigen  der  Regierungen  zu  der  von  dem  Abguordni-Uiu  v.  Bevnwi^i 
geotellten  Frage  eine  ZuHtimmung  zu  der  von  dem  AbgeordneteD  g«ilLanert«o 
Ansicht  gefunden  und  die  spILUre  Erklärung  dca  Grafen  v.  Bi^varck  im  Hia- 
blick  auf  eeino  Stellung  und  Antoritä,t  aU  eine  von  den  Regierungen  ge- 
billigte und  von  der  Majorität  des  Reichstages  occeptirte  aDthentische 
Interpretation  de«  Art,  32  behandelt  Zwar  habe  der  Graf  v.  BisitAntx  — 
00  beimt  es,  nicht  ohne  ein  gewi«»ei  Zagen  in  dem  Erkenntni»  dee  Land- 
gerichts in  Ualberstadt  gegen  Heine  —  keine  pifijiiie  Antirort  auf  die 
Anfrage  de«  Abgeordneten  v.  Bsmncisrx  gegeben,  den  Sinn  seiner  Rede 
vielmehr  in  ein  gewiaaea  Dunkel  gchUlt,  doch  Ismo  uch  aua  derselben  mit 
Beilämnitheit  Folgendes  entnehmen:  Solange  es  kein  Strai^esets  gibt 
welches  den  Abgeordneten  die  Annahme  einer  Entschädigung  aus  Privi 
mitteilt  verbietet,  kOnne  die  Regierung  ein  derartigefl  Verbot  in  dem 
tireffendeB  Vafusangsartikel  nicht  finden.  Bonst  wBrdo  «ie  in 
etwas  hinein  interpretiren,  was  nicht  darin  stehe.  Hiemach  sei  aniunehmea, 
dam  sowohl  auf  Seiten  der  Begiernngsvertreter  und  rv&r  des  Grafen 
V.  Bi^nahck  mitderlhmals  Präsident-en  der  Bundeekommifisarien  innewoluien- 
den  Autorität,  als  auch  auf  Seiten  der  RcichstagHmehrheit  die  Auff 
bestand,  da««  da«  Vorbot  der  Amialune  von  Besoldungen  oder  Entec 
gungen  für  die  Reichstagsahgeordneten  sich  nur  auf  das  Verbot  der 
nähme  aus  ö  ff  i^ntlichen,  onter  der  Autoritilt  des  Reiches  oder  der 
stauten  st-ehenden  Ka^ien,  nicht  aber  auf  die  Annahme  von  Geldern  aus 
Privatmitteln  beziehe. 


Auffallenderweiae  ist  in  keiner  der  une  vorliegenden  Entscheid  onj 
erster  und  xweiter  Instanz  die  ansscHlt^fgebende  Frage  n&her  nntereuc 
worden  —  sie  ist  in  einzelnen  L'rtheilen  nur  geetreift  — ,  inwieweit 
denn  überhaupt  die  parlanientariäobcnTerhandlungcnnnd 
die  EntfitehungHgescbichte  eines  GesetKes  für  die  Interpre- 
tation deaaelben  maaagebend  Rind.  Diese  Prag«  hat  sowohl  Theorie 
wie  Pnuus  schon  wiederholt  und  seit  langer  Zeit  beschäftigt  und  ist  keines- 
wegs als  gi^l&st  zu  betrachten. 

Von  der  Ansicht  an,  dass  sowohl  den  Motiven,  als  auch  inabesondere 
den  amtlichen  Ai^tisseningen  der  Regienmgsvcrtreter  für  die  Krkl&rung  eines 
Gesetzes  gro-iso  Bedeutung  beiwohne,  bis  eu  der  Anaicht,  das^  diese  Hilfir 
mittel  ohne  alles  und  jedes  Gewicht  seien,  sind  alle  Schattimngen  vertreten. 
RoBKBT  V.  MoML  z.  B.  äustiert  sieb  iu  seinem  Staiilürocht  dahin,  dass  auch 
ujQjidliche  Erklärungen  der  Minister  und  sonstigen  Regiertmgskommissarien 
als  die  Ansicht  der  Regierung  betrHcht'dt  werden  mil.ssen ,  falls  nicht  aus 
nachfolgenden  schriftlichen  Acussernngeu  derselben  eine  abweichende  Mei- 
nimg sich  unzweifelhaft  ergibt  oder  die  Aeuaserungen    der  Eommis.<uirien 
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«}Ater  TOD  der  Regierung  in  Abrede  gesogen  verden*").  Dagegen  lelirt 
HlTTKBUAiCR  "),  der  freilich  wieder  anf  die  Motive  und  KomminioiMbericbte 
Oewicht  legt:  «widitiger  aeien  die  RrhlELnuigen  der  RegierungskommiBiion 
doch  nur,  wenn  sie  amtliche  MittheiLungen  im  Auftrage  dM  Regenten 
machen,  welche  dann  nattlrtich  die  Ansicht  der  Regierung  eutbalteo. 
Allem  die  im  Lanfe  der  Debatten  erfolgenden  Antworten,  welche  ohne 
ipesielle  iRstruktion  ertheilt  werden,  seien  nar  als  indiTidueTleAniiicht,  wohl 
■ogar  all  eine  uhsii-httifho  Ausweichung  von  der  Wahrheil  x.u  betmchten. 
Wicnmt ")  bemerkt  unter  anderem :  ^Wit*  da«  eine  oder  andere  Kammer 
mitglied  xnr  UnterttQtzung  seines  Vtitanu  auiftlbrte,  davon  kann  man  zur 
Auilegang  de«  OcMteM  keinen  Oebranoh  machen.  Denn  die  Motive,  welche 
ein  einzelnem  Eammennitglied  bertinunten.  dem  Oesetse  heüiutreten.  kann 
man  nicht  aU  die  Motive  der  Stftndeveraammlang  oder  ditr  den  liAn- 
ilischen  Beechlnes  genehmigenden  Regicmng  betrachten."  Weiter  sagt  er 
in  seinen  Pandekten'*}:  ^Ergibt  sich,  da»  über  den  Sinn,  in  welchem 
ein  Geseta  angenommen  und  proniulgirt  werden  sollte,  Regierung  nnd  St&nde 
renchiedener  Ansicht  waren,  während  sie  rieh  doch  Ober  die  Worte  »er- 
einbart  hatt«n,  so  muas  Dich  der  Richter  mfiglicbvt  an  die  Worte  halten, 
weil  hier  weder  der  einseitige  Sinn  der  Regierung  noch  der  der  Stände 
massgebend  »ein  kann*. 

Aach  DtR.NHrnn'*)  warnt  vor  der  Üeberschätzung  der  Materialien  eine« 
GewUes,  insbesondere  der  Motive.  .Noch  mehr  Vorsicht*  —  no  fährt  er 
fort  —  virt  nOthig  gegenüber  dt>n  Aocsseningen  der  Hitglieder  der  Parla- 
mente tind  der  RegierungskomiuitiMrien  bei  den  Beralhungen  in  den  Kom- 
misrionen  und  Häustern  der  gesetzgebenden  Vereammlangen.  Denn  sie  sollen 
keineffwege  immer  objektiv  der  Klarstellung  des  Inhalt«  des  (^eseUf^ntwurfs 
dienen,  sie  verfolgen  unter  ünutäuden  den  unmittelbaren  praktischen  Zweck, 
du  Gesetz  zur  Annahme  oder  znm  Fall  zu  bringen  und  enthalten  einseitige 
Danttelliujgen  mit  Rücksicht  auf  die  Lage  der  Verhandlungen.  Ein  R^chts- 
satx,  welclier  im  Gesetze  selbst  nicht  enthalten  ist.  kann  nie  aus  den  Mo- 
tive« der  GeaeUentwOrffl  oder  derartigen  Verhandinngon  hergeleitet  werden.' 

Sehr  entschieden  i»t  in  frOhcrer  Zeit  schon  SriiiArFRATu")  für  die  An- 
sicht aufgetreten,  dass  das  Gesetz  nur  aas  sich  selbst  erklärt  werden  miisM 
und  keiner  malftriellen  Ergänzimg  aua  anderen  Schriften  bedUrfe.  Die 
■kmntiichen  land«tändiscben  Verhandlungen  könnten  nur  gebraucht  werden 
als  formelle  Uüfs-  und  Heweiünüttel,  namentlich  zur  grammatikalischen  oder 
deklaratorischen  Auslegung  und  zur  Aufklärung  von  Dunkelheiten  des 
Ansdnicks. 


»•)  Archiv  flir  Kriminalrecht  1842.  S,  850. 

")  Die  Strafgesetzgebung   in  ilu-er  Fortbildung.    Beitrag  1.  S.  217  fg. 

")  Abhandlungen  au«  dem  .Strafrechte  I,  S.  247. 

■>)  Band  I,  S.  VH. 

**)  Pandekten  Bd.  I.  S.  76.  Note  6. 

")  Theorie  der  Auslegung  konatitutioncllor  Gcsetae,  Leipzig  l?42. 
Eine  Ueberricht  der  früheren  Ansichten  tiberhaopt  gibt  v.  Mohi,  im  ArchiT 
für  Kriminab-echt  18-12,  S.  217  fg. 
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Diese  Aiuidit  hat  in  ncucxer  Zeit  in  dem  Obertribunülrath  Moea**) 
einen  eetir  energischen  Vertreter  f^efiindeii.  AuftschlapFT^bend  fHr  die  Aoi- 
le^ng  eines  Oesetsee  sei  nur  dn«  Wort.  Auf  dem  in  tieineiD  rechtlichen 
ZujiumtDt.-uhaii)^c  aufge&usten  GeaetseBwortc  liege  nicht  nur  da«  Haupt- 
gewicht. Bondern  unter  allen  Unutflnden  das  alleinige  Oewicht,  w&brend, 
den  Materialien  jede  reditliche  Bedeutung  abgehe  . .  .  Die  bei  der 
eetzgebung  beechfi-ftigten  Personen  kOnnec  nicht  blosi  gleiche,  sondern  aoe 
verschiedene  Absichtt!n  und  Ansichten  haben,  und  jede  kann  hoffen, 
durch  dofi  Gesetzeswort  gemde  ihre  Absicht  erreicht  nnd  eben  ihru  Aniicht 
ftnerkaust  werde.  ,Aber  immer  hat  doch  alleinige  und  immer  hat  vollstftn- 
dig«  Geltung  das  publizirie  Qesetxetwort,  wie  ei  steht  und  liegt,  also 
mit  anderen  Worten  der  Sinn,  welcher  in  demselben  liegt  und  dewhalb  auch 
auB  diesem  Wort«  jedem  erkennbar  ist,  welcher  e»  vom  juriatiachen  Stand- 
punkte betraclitoi.  Die  orwoiyliche  Absicht  der  Geiiel7.e8faktoreii .  etwas 
Anderes  hinein  Etil  egen,  oder  ihre  Meinung,  dasB  etwas  Anderes  darin  liege, 
irt  daher  TQllig  gleichgültig.*  Und  weiter:  .JedenfaUa,  meint  maa, 
ntlMe  doch  dn«  klare  Ergebni-^s  der  Maicrialien  dann  den  Ausschlag  gehen, 
wenn  diu  Oeaetzeewort  zweifelhaft  sei  und  aUo  zur  ErlHuterung  deeaelboi 
benutzt  werden  dürfe.  Allein  wir  beetreiten  aucli  dien.  Die  Jlrläutenmg 
aus  den  Materialien  ftlhrt  entweder  zn  deniaelben  Ergebnisa,  wie  auch  durch 
eine  eorgtältige  Betrachtnng  dett  (ieoetzcBwortes  erzielt  wftre,  oder  sie 
fOhtt  zu  einem  anderen  Ergcbmes.  In  dem  crBteron  Falle  ist  sie  DborflOMigi 
in  dem  letzteren  enthält  sie  thatsachlicb  eine  Ergänzung  des  Gesetzesworteo, 
also  eine  unntatthafte  Korrektur  dee  gesetrgeberi sehen  Willens.  Ueberdies 
iirt  jeder  Zweifel  immer  nur  vivFsji  Subjektives ,  wSihrend  objektiv  der  Sinn 
des  Gesetzeswortes  aueh  ohne  Tieranziehung  der  Materialien  Ktotä  als  gewiss 
erscheint,  weil  sich  jeder  Zweifel  aus  ihm  selbst  und  aus  dem  geltend« 
Recht«  unter  allen  Umständen  mit  Sicherheit  Ifiscn  iSast' 

Endlich  hut  »ich  mich  der  höchste  Gerichtshof  des  Deutschen  Buche 
schon  wiederholt  über  die  hier  in  Rede  stehende  EVage  ausgesprochen,  hl 
dem  Erkenntni«fie  des  I.  Civilsenat«  vom  8.  Jali  1835  heisst  ca  bezQglich 
der  Anslegimg  des  Markenachutxgesetzca"):  ,Es  sind  die  aus  dem  Inhalt« 
des  Ocsetxes  selbst  fUr  dessen  Analegang  entnommenen  Gründe  Rlr  durch- 
greifend und  die  mitgeth eilten,  bei  der  ni>riifhung  im  Reichstage  abgegebe- 
nen Erklärungen  als  vorfehliu  zu  liezuichnon,  welche  von  Neuem  einen 
echlagenüen  Beweis  dafUr  bieten,  wie  wenig  es  angezeigt  sei,  auf 
Aeusserungeu  bei  der  Berathung  von  Gesetzen  in  den  logie- 
latoiischen  Stadien  ein  entflcheidenden  Gewicht  xn  legen, 
statt  den  Inhalt  des  Gesetzes  klar  und  scharf  in's  Auge  zu  fassen.' 

Aehnlich  In  dem  Erkenntnisse  vom  9.  Juni  188.1""):  »Ks  ist  unau* 
Iftasig  in  eine  Oeseixesheatimmung  BeschrftnkQngen  hincin- 
Kulragcn,  welche  diese  in  sich  deutlich  gefasste  Bestimmung 
nicht  ausspricht,    falls  nicht  die  Nothwendigkeit  dieser  Be- 


»•)  In  ÜRCCHOT'a  Beiträgen,  Bd.  23,  S.  1  fg.  1 

'^)  Entscheiduiigcu  de3  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  XIV,  S.  7fS." 
*")  Entscheidungen  des  Reichsgericht«  in  Civilsachen  Bd.  IS.  S.  895  fg. 
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e chränkuDgeo  sich  aus  dem  uiik wcifulhoftfta,  Orniide  jener 
BestimiQDng  oder  ana  dem  aonetig-eu  Inh&ltf  der  Gesetze 
ergibt.  Dieser  (rrundBatz  gilt  ßllgemein  auch  llir  Oeaetzeabeiätiiiimuiigeii. 
welche  eine  Aosuahme  aormiren.* 

Ist  diese  Ansicht  richtig,  so  ist  znnSchitt  zu  konfilatiren,  dasa  du«  Ge- 
ästs selbst  —  Art.  82  —  eine  Unt«>r8cheidtiiig  Kwischvn  .Besoldung*  be- 
uehnngwweiM  ,  Entschädigung'  aus  Staatsmitteln  nnd  aoe  IVivatr  oder 
Peirteimitteln  nicht  gemacht  bat.  Anlangend  aber  den  Groad  und 
Zweck  des  Gfieetzen,  welchem  von  den  erstinstanzlichen  ürtheilen  anschei- 
nend wenig  Beachtung  gcächcnkt  worden  ist,  so  stobt  unzweifelhafl  fest, 
daas  dadurch  den  Gefahren  begegnet  werden  sollte,  welche  in  dem  allge- 
meinen direkten  Wahlrechte  liegen.  Diese  Gefahren  liegen  darin,  dass  uua 
•oldien  allgemeinen  direkten  Wahlen  Abgeordnete  hervorgehen  kOnnen, 
welche  ihre  Sache  auf  nichts  gestellt  haben,  katilinarische  Existenzra.  denen 
an  der  StabiliUt  da»  Rochtszustandee  nnd  an  der  Bofeetigung  und  strengen 
Krhaltung  der  gesetzlichen  Ordnung  wenig  gelegen  ist,  —  Existenzen,  welche 
uicbt  die  nflthige  Garantie  lialtlr  biet«u,  dawi  sie  jeder  Zeit  bereit  sind,  der 
Regierung  die  nöthigen  Mittel  und  Vollmachten  zu  gewähren,  um  mit  der 
nttthigen  Krallentfaltung  den  Frieden  im  Innern  auirecht  erhalten  zu  kennen. 
Hit  Redil  wird  angenommen,  dass  der  eigene  matoriolle  Besitz  in  iiShe- 
rem  Masse  dieee  Garantien  bietet,  als  Intelligenz  und  Gelehrsamkeit  »Hein, 
und  man  erwartete,  dass  ans  den  direkten  Wahlen  bei  dem  gegebenen  Verbote 
des  Bexuges  von  Besoldung  und  Kntschädigung  nur  salcbe  Männer  aus  den 
Wahlen  hervorgehen  würden,  welche  so  viel  ihr  Eigenes  nennen,  daas  sie 
die  Unkocten  des  Abgeordneteumandata  zum  Reichstage  zu  bestreiten  im 
Sbuide  sind.  Da^  die«er  Zweck  des  Ge«etzes  nicht  erreicht  wird,  wenn  der 
Abgeordnete  die  Mittel  fUr  die  durch  das  Mandat  ihm  erwachsenden  Uo- 
ilmeteo  tod  anderer  Hand  bezahlt  erhält,  bedarf  wohl  kaum  noch  den  Be- 
weiMB.  Denn  dem  Abgeordneten,  welcher  nicht  aus  .eigener  Tasche'*  zu 
leben  im  Stande  ist,  wird  es  sicherlich  sehr  gleichgültig  sein  fUr  die  Be- 
schaffung seine«!  Unterhalts,  ob  ihm  die  Mittel  dazu  der  Staat  oder  eine 
Getfellschall ,  oder  ein  Privattuanu  gewährt.  Und  sollte  auch  die  Unab- 
hängigkeit des  Abgeordneten  dabei  in  Rechnung  gezogen  werden,  so 
bedarf  es  wiederuiu  keines  Beweises,  dass  ein  Abgeordneter,  der  wie  alle 
andorea  ohne  Rücksicht  auf  seine  Parieistellung  innerhalb  des  Parlaments 
die  Diäten  als  Abgeordneter  atiA  der  Kasse  de«  Staates  erhält,  nngleich 
miabldjigiger  dasteht,  aU  ein  Abgeordneter,  der  von  seinen  Parteigenossen 
bezahlt  wird.  Hiergegen  hat  man  den  Einwand  erhoben ,  dasa  da*  allge- 
meine Verbot  des  Art.  SZ  sich  dann  auch  auf  solche  Fälle  beziehen  müsse, 
wo  ein  reicher  Onkel  oder  eine  reiche  Tante  dem  Abgeordneten  Wohnung 
und  Cntcrhalt  in  Berlin  gebe,  um  ihm  die  Möglichkeit  zu  bieten,  Abge- 
ordneter zum  Reichstage  zu  werden.  Dieser  Einwand  widerlegt  sich  da- 
durch, daas  selbstverstßndtich  nur  solche  ¥li.\\e  durch  Art.  32  betroffen  wer- 
den können,  welche  den  oben  angegebenen  Grund  und  Zweck  des 
Geeetswa  zu  vereiteln  im  Stande  sind,  gans  besonders  also  diejenigen 
Fälle,  in  denen  der  besitzlose  Abgeordnete  durch  Annahme  von  Entschädi- 
gungen aus  Parteifonds  sich  gleiclisam  an   seine  Partei  vcrknuft.    Gb  frei- 
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lieh  die  Abticht  de«  Art.  32  durch  ä&a  in  ihm  aufigenprocbene  Verbot  er- 
reicht wird,  dn«  ist  eine  gauz  anUere,  hier  nicht  näher  zu  Dnteraochendft, 
Frage.  Jedenfalls  aber  heie«t  m  dann  Zwecke  des  VerbctagevetsM  gonde 
in'«  Gencht  echlagen,  wenn  nur  die  Beziehung  einer  Kntsch&di^ng 
6  taatsmitteln  untersugt  Nein  sollte.  Man  kann  endlich  doch  auch  nicht 
behaupten,  daea  nur  die  Ab^wrdneten  zum  Reichstage  von  der  Hegie- 
Tung  unabhängig  zu  stellen  im  Int^rcwic  des  Staaten  liegt  —  wenn  nuia 
n&mlich  daa  VerboUgesetz  des  Art.  32  nnr  auf  staatliche  Enlacbttdigun- 
gen  beziehen  wollt«  — ,  ein  gleiches  Interesse  aber  bei  den  Abgeordneten 
zum  Landtage  nicht  obwalte. 


Die  Gerichte  haben  bei  ihren  Entscheidungen  ferner  noch  die  mefa^ 
oder  minder  eingehend  untersuchte  P^mge  ?.a  cutschoideii  gehabt,  ob  denn, 
wenn  auch  der  Art  32  ein  allgemeineB  Verbotflgeectx  enthalte,  die  be- 
treffenden   Bestimmungen    den    preuftRischen    Landrechts    — 
fi§  172.  173.  205.  206.  Tilv  16,  Th.  1  zur  Anwendung  za  bringen  «ien. 

Diese  Frage  ist  von  dem  Landgericht  in  ürefllau  in  dem  ProsesM 
gegen  KRAntR  trotz  der  Ahweiaung  der  Klage  bejaht  worden.  Ea  heiast 
hier:  , Angenommen,  die  Verfsäaung  enthielte  daa  vom  Kläger  behauptete 
Verbot^geiietz,  so  liegt  kein  Grund  vor,  das  in  gg  172.  173  und  g  205  hei 
Geschäften  gegen  ein  VerboUge«tetz  dein  Fiskus  verliehene  Rückfordenugs- 
reeht  im  Geltungsbereiche  des  Landr^^cht«  nicht  in  Anwendung  xn  liriugen, 
wenn  auch  dos  Verbotsgeseta  m  einem  jung(.Ten  ,  aWr  doch  in  diesem  Be- 
reich zweifellos  geltenden  (iesetze  enthalten  int.  Rh  liegt  ein  Itechtogecchfift 
vor.  weil  durch  die  Annahme  der  Zuwendtug  ein  Vurmügvniu-äcbt  des  be- 
trefTendt-n  ReichstagBabgeordneten  begründet  wird,  und  schUe«st  die  in  dm 
Vermögou  dewielbcn  übergegiuigcue  Bcibilfo  zu  seinem  üuttfrhalte  eine  Ver- 
mehrung seine«  Vermögens,  also  einen  (>ewinn  in  sich.  Allerdings  würde 
der  unter  gemeinem  ileutachen  l'rivatj-et^ht  oder  einem  anderen  als  den 
preupsischea  Landrecht  dumizilircndü  Abgeordnete  wegen  der  in  Rede 
stehenden  Annahme  verbotene!-  Zuwendungen  ein  Entreis«en  derselben  durah 
den  preussisehen  Fiskuit  nicht  zu  gewärtigen  haben  und .  da  ein  RQckfor- ' 
derungerecht  seitens  des  Gebenden  ebenfalls  ausgeechloHsen  ist,  im  rahigonj 
GenuMte  der  UnteretQlxung  verbleiben ,  privatrer^htlich  mitliin  wesentlich] 
günstiger  gestellt  sein  als  die  andiiiren  Kollegen.  Solche  Verschiedenheiten 
in  der  Beurtheilung  ihrer  phTatrecbtUchen  Beziehungen  sind  aber  bi«  cur 
Einheit  des  Privatrechts  in  Deut«cbland  nicht  ßlleinstehoud  und  nicht  iSi^H 
vermeiden.'  ^H 

Kntgegengeiietit  dieser  Anschauung  äussert  sich  das  Landgericht  in 
NordhauHen  dahin:  «Selbst  wenn  Ait.  32  ein  allgemein(>s  Verbotsgesetz 
enthielt-e,  wtlrde  der  Anspruch  des  Fiskus  aach  nach  §g  172.  173  a.  o.  0. 
nicht  be«tehen  kCnnen.  Der  Art.  32  iftt  eine  E^atxnng  d^  etfentlichen  Rechts, 
welche  die  Bundesstaaten  bindet  und  die  Üffenllich-rechtliche  Stellung  des  Abge- 
ordneten beti-iffl ;  schon  am  diesem  Grande  int  die  .\nwendung  dt-r  privat- 
rechtlichen  Vorschriften  de«  preussischen  Landn^ht«  auf  Art.  82  prinzipiell 
als  aucgeschloseen  zu  erachten;  eine  diesem  entgegenstehende  Absicht  desOe- 
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seUgeWrs  ut  auch  scbon  aus  dem  thaUJlchlichen  GrnndA  nicht  anziinehnien, 
weil  sonst  in  den  Terschiedeoen  Gebieten  de»  Reiclis  und  auch  des  pretissiscliini 
Staat«  venicliiedeneB  Recht  konetituirt  werden  «Urde.  Ebenso  unzatrelfend 
wflrde  die  Bezugnahme  auf  §  205  sein,  da  von  einem  anerlaubton  oder  der 
Khrbarkeit  zuwiderlaufenden  Zwecke  nicht  die  Hede  sein  könnte,  Reibst  wenn 
Art.  32  als  ein  YerboUgeMtz  gegenüber  PriTatentschOdigungen  zu  er- 
ftchteo  w&re.* 

Die  mekten  der  anderen  erstinalanzlicben  Urtheile  geben  regel- 
tnfta«ig  auf  die  Frage  der  Anwendbarkeit  der  genannten  landrechtlichen 
Boetjmniungen  nicht  weiter  ein,  da  sie,  wie  erwähnt,  den  Ann^rnch  den  Fixkns 
BchoD    anf  Grund  des    Art,  32    der    R.-Verf.    nicht  für  begründet  ernchtOD. 

Dagegen  treten  die  die  Beklagten  Teroribeüenden  Erkenntnisse  der 
zweiten  InstanK  naturgemäAfl  dieser  Frage  näher. 

Da«  £rkenntiiis8  des  Oberlandüsgericht«  in  Naumburg  a.  d.  Saale  gegen 
Hciin:  sucht  auszufKhren,  da««  der  Ansprach  des  t'iskas  nicht  bloss  aus 
gg  172.  173,  Bondem  auch  aus  §§  205.  206  begründet  sei.  denn  der 
Zweck  der  Geber  der  Diäten  war  der»  daes  der  Beklsigte  da«  Geld  annahm, 
tmd  dieser  Zweck  war  nach  Art.  32  verboten,  also  ein  unerlaubter.  Allein 
auch  auf  die  gg  172.  173  sei  die  Klage  mit  Recht  gtisttltrt.  Zwar  standen 
diOKC  Bestimniangen  unter  dem  Marginale  ,Von  der  Rückforderung  einer 
aus  Irrthum  geleisteten  Zahtang*,  doch  folge  hieraus  nicht,  dtiäs  ihre  An- 
wendung bieranf  ?.a  beschrinken  sei.  Denn  eines  Theils  hätten  die  Margi- 
nalien keine  Gesetzeskraft,  andern  Theils  seien  unter  diesem  Marginale  ver- 
schiedene BestinimungeD  xunammengästellt,  wie  dies  denn  näher  atugefQhrt 
wird.     Dann  hcisst  es  wörtlich  weiter: 

.Dass  die  sofort  durch  Uebergabe  vollzogene  Schenkung  ein  Rechts- 
geec^&ft  bildet,  ist  zweifellos.  Daraus  folgt,  dass  die  Erfüllung  dieses  Ge- 
sebälts  eine  Zahlung  dorütellt.  Da  dies  Schenkungsgefrchäfl  einem  aus- 
drflcklichen  Verbot^geeetz  zuwiderläuft,  nämlich  dem  Art.  Ü2  der  R.-Vert'.,  M 
i«t  auch  aus  §§  172.  173.  Tb.  I,  Tit.  10  des  Allg.  LnndrecbU  der  Klagcanspmch 
gerechtfertigt  Mit  Recht  bemerkt  Koch,  KoinmeDtar  zum  Allg.  Landracht 
«a  diesen  Paragraphen  in  Note  24,  «ie  geborten  eigentlich  mit  §§  20^.  200 
des  Titels  zusatumen.  Endlich  berufl  sich  Kt&ger  mit  Recht  anf  g  206. 
Th.  I  TiL  Iti  das  Allg.  Landrectt«,  wonach  der  t'iska»  dasjenige  zurückfordern 
kann,  was  zu  einem  wider  die  Ehrbarkeit  laufenden  Zweck  gegeben  worden. 
sobald  dieMT  Zweck  and  das  Verwerfliche  desselben  auch  dem  Empfänger 
bekannt  war.  Da«  der  ^Zweck'  in  der  Annahme  der  Gelder  durch  den 
Beklagten  boaUnd,  ist  oben  uuageftUirt;  ein  derartiger  Zweck  über  läuft 
der  Ehrbarkeit  zuwider.  Denn  unter  diesem  das  Wort  tar[jis  übersetzenden 
Ausdruck  ist  nicht  ausschliesslich  ein  anstöisiges  Verhalten  in  geschlecht- 
licher Beziehung  rn  Tcrstehen.  sondern  alles,  was  der  guten  Sitte  iind  dem 
allgemeinen  Ehrgefühl  widerstreitet.  Ob  eine  Handlung  unehrbar,  turpis. 
ist,  hat  der  Richter  nach  den  UniftUlrden  zu  ermessen.  Auf  die  subjektive 
Meinnng  der  Einzelnen  kann  es  nicht  ankommen.  Cnehrbar  ist  es 
namentlich  mit  Rücksicht  anf  die  angesehene  Stellung  eines  Reichstags- 
abgeordneten,  wenn  ein  solcher  mit  Bezug  auf  die  Theilnahme  lui  den  Ge- 
«chaften  dei  Beichstaga   von  lYivatpenonen  Geldgeschenke   annimmt,  ob- 
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wohl  dies  durch  da«  Gesetz  mit  fcliiroii  Worten   vArboten   ist;  —  wenn 
nicht  nur  ein  Beispiel   der  GeAetze«  verletz ang  ffibt,   sondern   sich  &uch  io^ 
pektiniäre  Abhängigkeit  von  Privatpersonen  bringt,  welche  ihn  naturgemäs» 
auch  in  Butrelf  seiner  Abstimmungen  ubh&ngig  machen  inuiut,  während  er 
Vertreter  des   gesaminien  Volkes  und  an  Aufträge  und  InatrukLionen  nict 
gebunden,  auch  fQr  suine  Abstimmungen  nicht  venuitnortlioh  seia  aoU.* 

Das  Kammergericht  in  Berlin  dagegen  in  dem  ProzeiM 
Lakohoff,  Civ.-Souat  13,  liat  ebeneo,  wie  das  Obej-landesgericht  in  BLÖnigs- 
berg  in  Sachen  g^en  DmtcHLsr,  die  Anwendbarkeit  der  §§  205  u.  206  tw- 
neint  Ueber  die  civilrechtlichen  Folgen  dagegen,  dee  im  Axt.  32  eat- 
haltenen  VerbotKgeietze«  und  der  Anwendbarkeit  des  §g  172.  173  entliält 
das  ErkennlnisH  des  letztgedachten  Gerichtshofes,  iUinlich  wie  das  des  I.  Civil- 
RsnatA  den  Oboriandengericfat«  in  Naumburg  in  der  ProBOHMohe  gign 
Uasgicixver  folgend«  Au«rilhrungen : 

«Die  civilrechtlichen  Wirkungen  sind  weder  in  der  Yer&anng 
telbst,  noch  sonst  in  den  KeicbsgecietEen  atugeaprocben,  ebensowenig  in  den 
Beichstagsverhandlungen  zur  S)>rache  gebracht.  Et  kann  jedoch  nicht  be- 
hauptet werden,  daisa  die  Bcatimmungen  der  Verfasaung  überhaupt  keine 
privatrechtliche  Wirkung  hervorbi-ingen  kSnnen.  Die  in  Abs.  2  des  Art.  18 
getroffeoe  Bestimmung  ertheilt  x.  B.  den  aus  dem  Staatsdienst  der  Bundci- 
staat^n  m  einem  lleichfltag  berufenen  Beamten  unmittelbare»  I'rivatrecht, 
deesgleiohfn  legt  Art.  41,  Abs.  2  den  bcvtehendcn  Kiitenbalmen  eine  un- 
mittelbar wirksame  Last  auf.  In  jedem  einzelnen  Falle  bleibt  demnach  in 
untenuehen,  ob  eine  VerfaMongsbertimuiung  privatrechtliohe  Wlricongon 
hat  Hierbei  wird  ea,  da  ein  einheitlichet  b&rgej'liches  Gesetzbuch  nicht 
vorhanden,  auf  die  Civilrechte  der  Kinxelstaaten  ankommen.  Der  Einwand, 
das«  e«  nicht  Wille  des  Gcsetsgeben  im  Reiche  gewesen  sein  kOnne.  Norman 
zu  geben,  die  in  den  verschiedenen  Bundeastoaten  verschieden  wirkteo, 
kann  die  priviitrechtliche  Wirksamkeit  des  Art.  32  nicht  heceitig^i.  Das 
von  dein  Reiche  ausgetiprochene  Verbot  ixt  fQr  alle  Mitglieder  dei  RaichB- 
toges  bindend,  gleichviel,  in  welchem  Bundeeslaat  sie  wohnen  oder  gewühlt 
werden.  Von  nebennächUchcr  Bedeutung  iut,  dass  da»  Verbot  nach  den  je- 
weiligen Bandeegesetzen  verschiedene  Wirkungen  hervorbringen  kann;  dies 
mu5s  ijis  zur  InkriiRtretung  eines  einheitlichen  bürgerlicheji  Ge^tebuches 
ertragea  werden.  Man  verkennt  ferner  den  EinSuss  des  Reichsrechts  auf 
das  liondrccht,  wenn  man  einwendet,  dasa  die  in  Frage  kommenden  Be- 
stimtuungeu  des  Allg.  Landrecbts  nicht  auf  Verbot«  bezogen  werden 
könnten,  die  in  späterer  Zeit  von  neuen  Staatsbildungen  ausgehen  möchten. 
Nach  der  Vorschrift  des  Art.  2  der  Reichsverfosaung  steht  unzweifelhaft 
fost,  dam  die  Reichngesetze  den  Landesgp-eetzen  vorgehen.  Sollte  man  diesen 
Satz  aber  nur  von  den  auf  Grund  der  Verfatfsung  selbst  erlassenen  Gewtua 
gelten  lassen,  so  ist  doch  die  Reichsrerfassung,  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  in  der  proussiacben .Gesetzsammlung  verkündet  und  also 
preasnsches  Gesetz  geworden.  Es  erscheint  demnach  jeder  Zweifel  ansge- 
echloHen.  dass  das,  was  nach  der  Roichsvcrfaesung  verbaten  oder  unerlaubt, 
im  Sinne  des  allgemeben  Landrechts  als  Tcrboten  und  unerlaubt  gelten 
mura.    Bei  der  Prüfung  der   Frage,   ob  die  §§  172.    XIÜ.  SOS.  206  I  des 


i  '\S(.  Loodreclits  auf  den  vorliegenden  F»ll  Anwendung  ßnden,  knnn  dies 
Torveg  bei  dem  lutztgenannten  Purikgraphen  verneint  werden.  Von  einem 
.wider  die  Khrbarkeit'  laufenden  .verwerflichen'  Zvack  kann  tuchi  die 
Rede  Hin,  wo  ea  sich  um  die  CebcntchreiluDg  eine«  nuvli  hartem  Kampfe 
düTchgefAhrten  Verbotes  bandelt,  am  ein  Verhatten,  das  in  äbnlichmi  Fällen, 
z.  B.  bei  der  Ännnhme  von  KnUoh&digungen  seitena  der  Herrenhittumit- 
glieder,  bei  der  Annahme  der  Eisen bahniroikHrt«n  iieitena  uUer  Uitf^lieder 
des  ReächatogAa,  anbeanätandet  geQbi  wi,  —  Ea  kann  och  nur  noch  fragen, 
ob  es  ein  Geschäft  int,  welches  gegen  ein  auttdrClcklich  verbotenes  Qetetx 
Iftuft  oder  ein  hieben  zu  einem  unerlnubten  Zweck  verfolgt.  Der  AtwlniGk 
.Geschäft'  kommt  ah  technischer  im  Allg.  Landrecht  nicht  vor,  wird 
vielmehr  in  verschiedener  Dedentung  gebrauoht,  dsMelbe  gilt  von  dem 
Ausdruck  .Zweck',  nnd  zwar  Zweck  in  der  gewöhnlichen  Bedeutung   doi 

WoltM. 

Nach  diesen  Aatlegungen  kann  also  der  Fiskus  surflckfordem : 
b)  Zahlungen  auf  Grund  eines  Willensaktea ,  der  xwar  auf  Bewirknng 
einee  KechbnrerhältnigAeti  gerichtet,  demen  Anerkennung  als  wirkxames 
Recht8gc«oh&fl  ober  ein  auBdrückliche«  VerboUgeeetz  entgegensteht; 
b)  was  in  Ermanglung  eines  solchen  vorhergehenden  AVülensaktM  xu 
einem  tmerlunblen  Zweck,  d.  h.  zu  der  gewollten  l'>reichung  einet 
unerlaubten  Erfolges  gegeben  ist 

Wenn  nun  dai*  CentraLwahlcomitri  der  Fortschrittspartei  beachlouen 
bat,  gewiflteii  Reichstagsabgoordneten  eine  Summe  von  mindCBtcn«  500  Mark 
Ab*  jede  Reichstagssession  al«  Ersatz  baarer  Auslagen  zuzasiobem,  und  dann 
ein  einzelner  Abgeordneter  in  Kenntuim»  dieve«  Beschlösse«,  wie  sie  beim 
Beklagten  xweifellos  vorliegt,  die  gedachten  500  Mark  annimmt,  «o  liegt  in 
dem  Beechloss  des  CentralwablcomiteH  und  in  dessen  Anwendung  anf  den 
einzelnen  Abgeordneten  und  der  Anntüimo  Mitens  dea  letzteren  ein  GesotAft 
im  binne  des  g  172,  ein  Geschäft,  welcibes  dem  Verbot  den  Art.  32  der 
R.-Verf  Kuwiderläuft.  Fiskus  hat  daher  da»  Recht,  dem  Kmpßjiger  den  ver- 
botenen Gewinn  zu  entreiRoen,  ron  dem  Beklagten  alw  diejenigen  Beiträge 
zo  fordern,  die  dieser  auf  Grund  dea  BesohlaaBee  des  Centralwahlcomitäa 
aas  dem  Diätenfouds  seiner  Zeit  erhalten  bat' 


k 


Die  Anwendung  der  preusaischlaudrechtUchen  Bestimmungen  auf  die 
hier  vorliegenden  Fälle  der  Di^temückfordening  scheint  den  erutinätacxlichcn 
Gerichten  am  meisten  bedenklich  gewesen  m  sein.  Es  schien  fUr  sie  die  An- 
nalime  ausgeachlowen,  dass  das  Reichs  verfassungsreckt  dempreussischen 
flakns  die  Möglichkeit  bieten  eollte,  «ich  einseitig  zo  boreichem.  Allein 
dieeea  Bedenken  konnte  nur  entstehen,  wenn  man  da«  Reichsrecht  gewiaser- 
maanen  in  einen  falschen  Gegensatz  brachte  zu  dem  prennoischen  Landee- 
rechte.  wenn  man  Qbereafa.  dass  vom  preussisch-rechtlichen  St&udpuukte  aus 
das  Beichsrecht  nur  ein  TheD  ist  des  in  Preussen  geltenden  Gesanuntrechtee. 
In  ähnlicher  Weise  int  dies  der  Kall  mit  den  I'rovinzialrecbten.  die  auch  nur 
ein  Thuil  des  im  Staat«  geltenden  Gesammtreclites  sind,  lie«chränkt  in  ihrer 
geographischen  Geltung.  FrcQich  ist  es  ebenso  richtig  als  trivial,  dase  die 
ArcUv  Ar  iSfffeatUcbei  lUcht.  M  l.  10 


Kedaktorcn  dea  Preassiflchen  LandrecLis  bei  Scliaffiing  der  Vorscbrif 
§  172  und  179,  Tit.  16,  Tb.  l.  nicht  an  die  im  Art.  32  verbotenen 
tagsdiBten  gedacht  liaben  werden  und  gedacht  hüben  können,  aber  die  Ai 
Wendung  älterer,  einen  allgemeinen  RechtagnindKatz  uussprechender G»-^ 
setze    auf  jüngere  erst  viel  ap&ter    in  die  Erscheinung  tri?ti>nde  praktifldi»1 
FftUe,  selbst  auf  solche,  die  bei  Schaftung  de»  allgemeinen  Recbtwatses  gans 
aunerhalb  des  GeeichtBkreisea  lagen,   i»t   doch  wohl  nicht  zu  bezwsifefaL 
Künftige  Zeiten  können   sehr    wohl ,    falla  da«  Preuasische  Landrecht  nodi 
lange  in  Kraft  stehen  EtoUte,  noch  weitere  Fälle  fQr  die  Anwendung  der  obenj 
gedachten  Geaetzesstelien  hervorbringen,  an  die  gegenwärtig  zu  denken  keioii 
Raum  iflt 

Das  Leben  and  vor  Allem  dat  Rechtsleben  befindet  sich  in  fortwähren- 
der Bewegung  und  bringt  dem  geaclxten  Rechte,  al«  einer  Summe  von  Ge- 
boten und  Verboten,  täglich  neue  Fälle  zu  »einer  Anwendung.  FOr  den 
einzelnen  Recht««itz,  imbeeondere  fUr  den  von  al  Igom  einem  Inlialt  er- 
weitert sich  ununlerbrut'hen  da«  Anwendungsgebiet.  Nach  hundert  Jahnn 
noch  des  Beirtehenit  einen  solchen  Hi^cht«>^atzeii  kSnnen  neue  Kechtabegeben* 
heiten  horvortrotcn,  welche  jeuein  Sntze  km  iinterwerfou  nind.  Einen  xolchea 
8atK  von  allgemeinem  Inhalt  Hnden  wir  aber  in  den  §^  172  nnd  173, 
wenn  ne  bestimmen,  d&m  Zahlungen  auü  einem  üeachäfte,  weichet  gBgen 
ein  ausdracklicheo  Vt'rbot»gciiot?.  liluf^,  der  Znhlende  »war  nicht  xurückfor- 
dem  kann,  dosa  aber  der  Fiskus  da»  Recht  hat,  dem  Empfänger  den  ver- 
botenen (iewinn  m  entreissen.  Kin  anderea  hierbei  herrorgetretenos  Be- 
denken, ob  nnniUch  aus  einer  Bestimmung  dns  •öffentlichen  Recht«,  wie 
de  Art.  92  nniweifeLliaft  enthält,  Privatrecht*  hergeleitet  werden  können, 
ist  iwcitinstansdich  schon  hinreichend  gewürdigt  wortl<m. 


Literatur. 


Dr.  Otto  Majrer,  a.  o.  Prof.  in  Stnuuibarg^  Tbeoric  den  franzCsiachen 
VorwaltuGgsrecht».  Stuwabarg.  K.  J.  Trübner.  1S8Ö.  XVI  u. 
583  8.  gr.  8«. 

1/er  Verfuier  kennzeichnet  die  Tendenz  seines  Werkes  mit  den  Worten; 
gilt  die  französische  llieorie  des  Vcrwaltungarechte«  in's  Deutsche  zu 
Qbersetzen,  in  der  Denkweine  dea  dentschen  Jnrifiten  wieder£Ugebt>n,  ira«, 
riel&ch  unaiugesprochen,  ihr  Inhalt  iat'  .Die  franzfiaiscbe  VerwaltungsrechtO' 
wiweiiBChAfl.  80  hoch  entwickelt  aie  ist,  vcrmuf;  ihm  nicht  zu  dienen.  Sie 
Ist  viel  xn  AAbr  befangen  in  den  VomuasetKnngen  de«  beeonderen  Reehta- 
lebeu,  aus  dem  sie  herrorgcht  Grottse  Grundsätze  werden  kaum  angedeutet, 
die  nur  dem  französischen  Juriatcn  selbstverständlich  sind;  unsclieinbare 
Aniidnick.-rweisen  entlehnen  einen  tiefen  Kinn  aiin  gemeiniiflnien  Anschauungen 
des  ScfarifteteUen  und  d«  Letert.  Es  ist  eine  fremde  Sprache  auc^  für  deu, 
der  des  FVu)zQfli>ehen  Tollkonuuen  mächtig  iMt."  Der  Verf.  crfclilri,  da«8  er 
auaschliAutltt^b  fiitni-Säiscbe  l.iterutur  angezogen  und  jede  Aiueinandttsatning 
mit  «uoBerer  jungen,  nach  Formen  ringenden  Verwaltungtrechtswinenadiafl* 
Termieden  babc,  denn  ,er  habe  ju  hier  keine  eigenen  Meinungen  7.u  verthei- 
digeo,  gondem  er  sei  nur  Hericbt^ertitatter  ftber  die  Tbate»  der  IVanzÖsischen 
Juristen'. 

ZweifeUo«  ist  in  dienen  Worten  auKgegprooben.  was  der  Verf.  in  seinem 
Werke  gehen  wollte  und  von  welchem  GesichUpunkte  bu»  er  es  beurtbeüt  «u 
sehen  wflnacht:  dessenungeachtet  mxtM  er  sich  ducli  wühl  gofaUen  lassen, 
daas  er  nach  dem.  waa  er  wirklich  gibt,  beurtbeilt  werde  und  daaa  die  Kritik 
lieh  an  die  objektive  Leistung,  nicht  an  seine  Charakteri^irang  derselben 
b&lt.  Der  Inhalt  des  Buche»  widerspricbt  dem  Programm.  Der  Verf.  ist 
kein  blosser  Berichteretalter  Über  den  gegenwärtigen  Standpunkt  der  fnm- 
tfisiichen  'Rieorie,  sondern  er  hat  in  origineller  und  zum  Theil  sehr  sub- 
jektiver AufToesuag  da«  franzÖBÜJcbe  Verwaltungsreobt  in  ein  System  gebracht 
und  ihm  eine  eigentbiiniliclie  dogmiitiHcbe  Ausprägung  gegeben.  Qerftda 
desehalb  kann  er  itich  aber  nicht  darauf  berufen,  da^n  er  , keine  eigenen 
Ueinungen  zu  Terthcidigen  habe"*,  d.  h.  dase  Alles,  wa«  er  vorträgt,  and  so, 
wie  er  es  vorträgt,  ila«  objektiv  feststehende,  gletcfasam  absolut  richtige  fnui- 
xfidache  Verwaltungsrecht  sei,  und  dass  die  ron  ihm  dnrchgeftlhrten  .groseen 
Onmds&tze*  den  fnozOsiachen  Juristen  .eelbstverständlich"  seien.  Der  Verf. 
wQrde  freilich  eine  unAngreifbnre  Position  einnebtuen,  wenn  die  ihm  eigen* 
tbQmtichen  Komttruktiontm  der  franzSsiAnhen  Literatur  gegenQber  als  .die 
Denkweise  der  deutschen  Juristen*,  den  deutschen  Fachgenossen  gegenQber 
als  ,die  Thalcn  der  fra.n7,ÖaiEobeii  Juri^tten'  gt-lteu  milfstcn;  ür  wQrde  da- 
durch aber  die  Selbiitändigkeit  und  Hedentung  seiner  Arbeit  selb«t  bemnter- 
aclsen.    Es  majBS  dies  gleich  von  vornherein  bemerkt  werden  tfaeils  im  Hin- 
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blick  auf  die  fotgeiidmi  kritischen  ErOrttirimgen,  Üieils  im  eiffcnön  Int 
de*)  Verfilmen. 

Wae  daa  Werk  besonders  werthvoll  macht  und  ihm  allgemeine  Beach- 
tang  zu  vcnchaffoQ  ^ci^nct  iat,  Jaa  ist  aach  muioer  Äufiicbt  dio  Methode 
der  noh&ndlimg.  In  der  deutachf^n  Literatur  des  Verwaltung^rot^bt«  mit 
EiDBchluss  der  neuesten,  mit  Umsicht  und  Gelehnamkeit  rertassten  Lehr- 
uud  Hanilbüchcr  fehlt  ea  an  der  bcwuwtteo,  kW  erkannten  und  fert  durch* 
geführten  Trennung  Jt»  Verwaltungurecht«  von  der  VerwaltongBlebre. 
Man  gebt  von  den  BedQrfnissen  den  ^taatlivhim  und  geseUMhaiUichesi  Lebe», 
von  den  Aufgnhun  und  Zwecken  dft  Staute«  »un;  tiian  gnippirt  die  staaÜicbe 
Tliätigkeit  lUU'h  dfu  sich  biemuH  eryu^jomloii  VerwaltungsEWoiiifOn  und  glaubt 
tu  einer  ZuRammenstellung  und  allenfatU  Erläuterung  der  auf  jeden  einselnen 
Zweigt  lieEQglichen  Vorschriften  die  Aufgabe  des  VemalUingsrechU  erschßpft 
XU  haben.  Um  nicht  ein  blosses  Register  der  lietrefTcuden  VorschrifUm  zu 
geben,  wa«  doch  gar  zu  trocken  wäre,  verbrämt  man  diuselbe  mit  einer 
KrOrteruDg  darüber,  wie  der  Staat  dasu  gekommen  KJ,  »olche  YorwlirifteBJ 
«u  erlassen. 

Beispiele  ditfUr  bietet  jeder  beliebige  Abechoitt  j«de8  beliebigen  .Ver-j 
waltungsrecbta*.  In  obcm  der  ucueeten  und  besten  Werke  über  dtes^ 
Materie,  dem  Lehrbuch  von  Knc.  LCkikg.  lasen  wir  S.  374:  „Das  Wasser 
iat  nicht  nur  ein  Element  der  Bodenverbcüsening.  Daa  Wasaer  dient  dorcb 
Ht*ine  Tragkraft  dem  Verkehr,  durch  seine  Triebkraft  dem  Gewerbe,  durch 
seine  N&hrknift  und  andere  phytiiKcbe  Kig^oiiicbaften  den  mannigfAchsten 
Zwecken  des  persönlichen  und  wirtbäcbafllichen  Lebens.'  An  einer  andan 
Stelle  desselben  Werkes  |S.  422)  wird  hervorgehoben,  dnas  die  BeschrAn- 
kongen  des  Woldeigenthmns  heute  nicht  mehr  boruhen  ,anf  der  IHircht  vor 
Holzmangel  oder  auf  der  Sorge  (ür  Krh»ltting  schönur  Jagdgründe,  sondern 
auf  dum  von  der  Wissensc^an.  und  Krtalmmg  geftlhrten  Nachweis,  doss  die 
Verwflshmg  der  W&Ider  den  nacht  heiligsten  Eioflus«  auf  das  Klima  und 
damit  auf  die  ganxe  Natur  des  Landes  und  auf  die  Vulkswirthiicluifl  aosfibi.* 
Wir  fiude»  in  allen  Werken  ilber  Vei-waltungsrecht,  dtos  zur  Förderung  der 
Viehzucht  die  Sorge  (tr  Zachtvieh,  dass  insbesondere  fflr  die  Pferdesocht 
die  Kinrichtung  von  ticotQten  goliQre ;  daw  mau  der  Fcueragefahr  mit  Spritzen, 
dagegen  der  Wa8uergefii.hr  mit  Deichen  begegnet;  dafts  znr  Förderung  de« 
Verkehrs  8tj«ssen,  Kanäle,  Eisenbahnen,  zur  Hebung  des  HandeU  und  de« 
Geldumlnufä  BOnen  und  Banken  für  uUtzlicb  gehalten  werden.  Cm  diese 
SjLtze  auf  die  Höhe  der  Wiasemtchaft  zn  erheben,  werden  aia  ,historiM& 
entwickelt ',  mit  Zeugai^Aen  au»  dein  Alt^-TÜiun]  und  dem  Mittelalter,  min' 
dmtenb-  aber  aut«  dorn  10.  imd  17.  Jabrhtmderl.  I>elegt.  Auch  die  ethtsohflp 
GeBicbtj<piinkt.e  kommen  zu  ihrem  Rechte.  In  dem  erwiLlmten  Werke,  das  t(^, 
wegen  nciner  unerkannten  Vorisflgltchkcit  aU  RepriLsentanten  der' 
Riiihtung  wühle  nnd  daa  verhäliniiwmässig  am  meisten  joristische  Erörterungen 
entlilUt,  heiHHt  es  x.  D.  S.  727:  «Der  Genuss  von  bomuschenden  Getränken 
iat  an  sich  nicht  unsittlich;  er  wird  er«t  unsittlich,  wenn  er  durch  Heber- 
masH  eine  schädliche  Wirkiuig  auf  Ktirjier  und  Geist  ausUbt.  Sofern  indess 
der  Einzelne  durch  Qbermämigen  Gentuts  von  berausobenden  Getrunken  nur 
sich  gelbst  schädigt,  iift  es  nicht  Aufgabe  des  Staats  hiergegen  ein2uschreit«n 
und  den  EiuKclnen  gegen  die  Folgeu  der  eigenen  Unstttlichkeit  zu  schQtzeo. 
Da  aber,  wo  die  Trunksucht  in  dem  Volke  oder  in  einzelnen  Krcificn  des- 
selben eine  traurige  Hemichail  gewoimen  hat.  ergreifen  die  schädlichen 
Folgen  derselben  in  stetigem  Witchstluim  die  Familie,  die  Gesellschaft  und 
den  Staat  und  drohen  die  Grundlagen  eiom  gettunden  Familien-  und  Staats- 
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lobeos  EU  enchaUern.'  Oder  fonier  S.  738:  ,Efl  ist  bekannt,  dass  die  an 
dem  Mark  des  Volkeä  xebrenüo  Krankheit  der  S^iihiUs  vor  allem  durcL 
geKhlechtliche  AuBschwcifangcn  ilir«  weit«  Verbreitung  Sndct"  Man  kann 
tMB  deui^elben  Werke  lernen.  ,ilaM  ilic  Otfuntlichini  Tanzbeluctigungen  Mufi;^ 
ZOT  VerfQhrung  zur  Unzuckl,  wie  auch  zur  Völlerei  und  zu  Störungen  ilor 
OffenUtchen  Ruhe  und  Ordnung  Vcranla^siuig  geben";  .dnea  eine  im  Volko 
Terbn,'ii*te  Spieltiucbt  gross»?  u-irtliscbofUichc  und  BitÜiclic  Nachtbeile  mit 
*idj  fQhrt";  ,daM  die  Gp)*chäll«-  und  Tt^werbBnibe  an  Feiertagen  oine  der 
Audu^'ht  itujrcwandtf  Sammlunj»  liva  GtjwttiS  und  eint-  Erholung-  von  dem 
Druck  der  täglieben  Arbi-it  gewUitU-t."  Diese  Beinpieto  können  In's  Cnend- 
liehe  vej-uiobrt  werden.  Wie  riuhlig  und  geistvoll  dies  alles  ist.  eoll  nicht 
in  Zweifel  gezogen  werdeJi;  wnhl  aber,  wa«  die«  mit  der  Hechtxwisiieu- 
«chaft  zu  tbun  hat.  von  welcher  doch  die  VerwaltungsrechlswisgenBcboft 
eiu  Theit  ieU  Freilich  finden  manche  darin  gerade  die  vollkommenste  Art 
der  Behandlung  des  iStl'ontlicben  Hechts,  daas  der  Schweqmnkt  nicht  auf  die 
Kniwicklung  junetiiicber  BegrifTc,  die  Feststeüung  ihrer  logischen  Elemente 
und  die  Herleitung  der  aua  ihnen  zn  gewinnenden  Konsequenzen  gelegt, 
süodem  daMs  der  Inhalt  der  fieeetz-  und  Verordnunpibiiitlcr  mit  volkawirth- 
schanjiclieu.  politischen,  hi.'^lorischoQ,  t«chni«cben  Erwügungeu  und  Notlien  zu 
einem  flmnenge  verarbeitest  wird.  Dadurchlsoll  die  RechtswiMeMCbaft  vor  der 
lje£ahr  eines  eiuaeitig  logischen  Formaliamus  bewahrt  werden.  Aber  ist  die  voll* 

kUt&DdigeAuftüüituug  eämmtlicberTerwaltungsvorscbriflcn  der  Welt  noch  lange 
keine  Vflrwall.ung»<rechtAwiA.seii schürt,  sondern  nur  eine  Material ienRammlnng 
für  dieselbe,  ao  ist  die  Erörterung  der  Zwecke  und  Aufgubeu,  denen  diese 
unzähligen  Vorschriften  dienen,  noch  weniger  eine  solche.  Gerade  die  Ab- 
iCflung  nnd  iool  irung  der  juristischeit  Kleme-nte  aus  dem  Uenimnitbüde 
der  fitABÜichen  Thätigkeit.  die  Abhebung  der  Rechti)iDgtitute  und  Rechtitbegritt'e 
von  der  Mune  der  Beziehungen,  welche  die  Verwaltung  darbietet,  die  Zurück- 
filhrung  der  unendlidien  und  violgetttultigeii  Erscheinungen  de«  Lebend  auf 
die  typiecJien  Formen,  in  denen  ihr  rechtlicher  Gehult  sich  ausprägt,  ist 
die  Aufgube  der  Wiascnscliuft  von  dem  VerwaltungsrcchU  Eine  Beschrei- 
bung von  allem  zu  geben,  va»  der  Staat  thut  und  wie  er  es  thut,  mflg  der 
VerwEllungEleJire  Üb^laBi^en  bleiben;  da«  Verwultungitrecht  muH  nt^  be- 
an  mit  der  Anulyno  und  Synthese  der  bei  der  Verwaltung  dea  Staates 
,Tage  tretemden  KeehTaverhältniflse  und  der  zu  ihrer  Normirung  ge* 
bildeten  Rechteinotitnte. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  oms  ist  dm  Werk  von  Orrd  MAtsn  gs- 
arbeitat.     Vergeblich  wird   nmn    in    ihm    die  in  allen  unseren  Verw-altunga* 

,  rechtabücbem  wiederkehrenden  AlMchnitte,  wie  x.  B.  CtcsuiKllieitiiwe&en, 
ipflege,  Ge  werbe  weoeii,  Landwirthiichafl  u.  s.  w.  Buchen,  vergeblich  die 
sende  Fülle  von  Literaturangaben  und  Citaten  Ober  Bank-  nnd  Kredit- 
wwen.  Qber  Land-  und  Foratwirthscbaft..  fiber  VoLksschulcn  und  höhere 
BildungBanstaJten  u.  dgl.  Waü  man  aber  iindet.  das  b^t  eine  Bcharfatnnige 
und  {Qr  das  wissemcbaniiche  VerHULndniaa  fruchtbringende  Erörterung  der 
wenig  zahlreiclien .  aber  viel  umfaHenden  und  inhalt«Tollen  Re«ht«gcstal- 
tungen,  welche  gleichmänig  in  den  %'orachiedenen  Resort«  der  Verwaitung 
wiederkehn>n,  weil  fM  auf  den  vcrschiedenartigstea  Thatbestaud  Anwendung 
finden  kOnneu. 

Die  VerwaltungFrecht^sAfze  (so  ßlhrt  er  6.  20  aui)  nind  zugleich  Be- 
urkundungen des  wirklichen  LeWmi  dos  Staat«,  Biüner  Zwecke  und  Bo- 
etrebungeo  auf  allen  iMVentlichen  Gebieten;  ete  f&gen  sich  groiventbeilB  mit 
Leichtigkeit   in  die   von   der  Verwaltungslohre  aufgeateJllcn  verschiedenen 
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aWesen".  Dieüc  ttehandluagsweUc  gibt  ihnen  eine  übersichtlidie  Onipi 
uod  werthvoUe  Zummnenblliige  fOr  die  Auslegung  ihres  Will« 
«VerwnltungarecbUiriasenachaft  ist  da«  nicht. '  .Die  R«chUviweD' 
flcbafl  bat  es  nur  mit  den  Kormon  xu  tbun,  in  welchen  xwiecben  den  tou 
ihr  beobuchtctcn  K^chUaubjekteti  Wilk-oshurrKchafl  gemVue»  dem  objektinn 
Rechte  entmint.  Die  daraus  sich  ergebendeu  festen  Art«n  ron  Formen  b 
ihrer  Vencliiedänheit  and  ihrem  Zasamroeohange  bilden  ihr  äyst^m." 

Noch  dem  vom  Verf.  aal'gOifteUtcn  Systtim  xc-rfuilt  daa  Venmütiuigt- 
recht  nnr  in  drei  Abschnitte:  das  Polizei  recht,  das  Hecht  der  OffentJicben 
Anitalten  und  dn«  Recht  des  StoatevermögeoB.  Hierz.u  kommt  als  eine  die 
Verwaltung  vorbereitende  Staat« Üiätigkeit  die  Ordnung  der  Verwaltung»- 
bebOrden,  die  demnach  den  Ocg?nätand  einer  be^ondereiL,  dem  eigeatUcbai 
Verwaltungsreebt  voran sgehendeii  Abtheüung  bildet,  und  anderereftits  sondert 
flic-b  von  dem  Ißtztnren  derjenige  Tbeil  der  Vi^rvraltutig  ab.  welcher  aas  dem 
unmittelbaren  Zusammenhange  mit  der  centralen  Staat«gewalt  dadorcb 
heraustritt^  dass  er  der  Selbstverwaltung  der  Betheiligten  übcrwieaen  ist. 

Hinsichtlich  des  ersten,  die  BobSrdcnordaung  betreffenden  Ab- 
schnittes kann  ich  mich  kurz  fnsecn.  Zu  ]>rinzipio11ca  Erörterungen  bietet 
er  KWar  auch  Anlass;  ee  ist  aber  nicht  möglich,  auf  allt>  Punkte  hier  ein- 
zugehen,  wenn  nicht  aus  dieser  Besprechung  ein  Buch  werden  soll.  Anchi 
ist  die  Darstellung  hier  mehr  wie  in  imderco  Thcilen  durch  die  konkreten 
Kinrichtungen  des  fran7.ösischen  Staat«!s  gebimden.  An?gi>7.eichne(  ist  dieser 
Abschnitt  durch  die  vorzQglichc  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit,  durch  die 
scharfe  Ht-rvorhebung  der  fest  besiimmt»>u  t.irundlinien.  welche  fiir  die  Be- 
hOrdeuorflnun^  frankreichfl  majugebend  sind.  I>io  Abstufungfin  der  eigent- 
lichen BureaukL-ntie,  die  Einfügung  der  BeratbungskOrper  und  deren  Funk- 
tionen lind  namentlich  die  Vcrwaltuugarechtspfloge  sind  in  einer  Weise 
behiuidelt,  dann  das  Bild  nicht  durch  die  Menge  der  einzt-Omm  Vorecbriflen 
ühtx  Organisation,  Zuständigkeit  und  Vertieren  QbcrUdea  und  vei-wirrt  wird. 

Was  inshettonderu  den  interessantesten  Funkt  diäter  Lehre,  den  Begriff 
und  die  Abgrimzung  der  Verwaltungsrechtspfiege  anlangt,  so  geht  der  Verf.  | 
von  einer  Kr3rt«ning  aus  Über  den  Gegensatz  zwischen  freien  und  gebun- 
denen VerwiLltungsakten.  Pie  ersteren  »ind  solche,  hei  welchen  der  BehOrde 
eine  freie  Willenflcntjtchliefifmng  zustaht,  z.  B.  die  Kntziohung  einer  Wirtb- 
sohaftserbiubniss ,  din  Anordnang  der  Entnahme  %-ün  Ötrasseamaterial  aus 
einem  GrundstClck :  während  bei  den  gebundenen  Verwattungaaktm  der 
Inhalt  der  Kntscheidung  im  Voraus  be^lünntt  ist.  .Es  mnss  etwas  vonius- 
gegangen  sein,  was  eine  besondere  Verbindlichkeit  fUr  die  Verwaltung' 
erzeugt,  in  heütimmti^r  Weise  dem  Kinnelnen  gegenüber  211  handeln  und 
nicht  anders.  Kino  solche  Verbindlichkeit  kann  erzeugt  werden  auf  zweierlei 
Art :  durch  ein  Verwaltungsgesctz  (oder  Verordnung)  oder  durch  ein  Kechts- 
g«ac3l^  der  Verwaltungsbehörde'  (S.  IOC!).  Der  gebundene  Verwaltungsakt 
ectfaftlt  stets  eine  Anwendung  oder  Auslegung  des  ihn  im  voraus  bestim- 
menden. Dies  ist  das  tJehiet  der  ordentlichen  Verwaltnngitrechtapflege. 
.Dieselbe  hat  es  stets  xu  thon  mit  einem  vollen  Verwnltungsakte.  «ei  etf 
dass  sie  seiuo  erstmalige  Kn»jugung  vornimmt  (contentieux  n  priori),  sei  es 
dass  sie  ihn  im  Wege  der  NachpriLfung  neu  schafft  (contentieux  a  posteriori), 
sei  OS  da^  nie  ihn  einfach  nochmals  in  genauerer  Ausdi-ucksweiae  wiede^ 
gibt*  (S.  112.1.  Diesem  Gebiete  gcgonUber  steht  eine  zweite  Gruppe  von 
F%Uen,  in  denen  ebenfalls  die  Form  der  Verwaltnngsrocfatspflcge  gegehcm 
ist,  bei  welchen  aber  die  sachliche  Bedeutung  eine  andere  ist.  Sie  wird 
gebildet  ron  der  obersten  Ueher^^achuug  der  Behtlrdenzust&ndigkeiten; 
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es  gehören  dazu  die  £nttfcht.ndtu](^  QU>r  Rckuntc  wegen  UnziutÜLndigkeit  und 

I Macht llberiichreittiiig  und  die  Kiit^rheidiing  über  Koiii|it>teii7-konflilile.  Dem 
,'Zwecke  des  Inititut«  gemäss  bescbraiikt  sicli  aber  hier  die  KnUcheidung 
«of  die  einzige  Frage  der  Zuständigkeit,  hebt  demnach  den  irQheren  Akt 
jKQf  oder  l&«8t  ihn  heetehfn ,  aber  verfügt  niemals  etwas  Neue«  An  ««einer 
Statt  (S.  111).  Durch  die  OegenQberstelluag  dieser  beiden,  von  <iinandor 
wcsenÜich  verschiedenen  Gebiet«  der  Verwoltungvrcchtitpfleg«  und  durch 
die  Fixirtmg  ihrer  VorauÄeetxiingen    und  Wirkungen    wird   nicht   bloss    dat 

»Verrtändniäs  dieser  InstitatiQn  wesentlich  gefllrdert,  sondern  nuch  eine  feste 
furiBtisdie  Grundlage  fQr  einen  grossen  Theil  der  folgu-uden  Erörterungen 
gewonnen. 

Dm  eigentliche  Verwaltungsrecht  gliedert  sich,  wie  oben  bereit«  be- 
merkt wurde,  nach  der  rechtlichen  BetichafTenheit  der  Irlittel ,  mit  welchen 
der  Staat  seine  Zwecke  verfolgt.  ,Pn  erscheint  denn  vor  alleui  der  Gegen- 
■atz  zwischen  dem  Staat  uis  reiner  obrlgkeitliclien  Macht,  ala  puissance 
pabhque,  und  dem  Staate  aln  Inhaber  und  Bwiorger  der  änitserlichen  Mittel, 
welche  bestimmt  und.  den  IntereBsen  der  GeeellBch&ft  zu  dienen.  aU  inten- 
dant  g^oera.1.  wie  man  ibo  genannt  hat.  In  emterer  Ki^enschafl  bebemicht 
er  durch  «eine  üefehle  doM  Leben  der  Einzelnen  von  auwen,  damit  es  seinen 
Zwecken  gemäss  »ich  geatalte  und  äussere;  er  Übt  Polizei.' 

II  ,Da«  Wesen  der  Polizei  besteht  darin  —  sagt  der  Verf.  S.  Itil  —  das» 

•  der  Staat  seine  obrigkeitliche  Gewalt  über  die  Einzelnen  verwendet,  um 
idorch  Einwirkung  auf  das  Verlialtitn  derselben  gewimo Zustände  des  Oflentlichen 
LebenA  herbeiznfhhren."  Nach  zwei  Seiten  hin  begrenzt  er  dieoen  RegrifT. 
'Die  anmittelbare  Wirkung  fllr  die  vom  Staat  erstrebten  Zwecke  ({öffentliche 
lOrdnung,  Sicherheit,  Getsiindheit  u.  n.  w.)  i«t  wceentUch;  .denn  wenn  die 
[Hacht&UBserung  dazu  verwendet  wird,  um  dem  Staate  zunächnt  einen  sach- 
lichen Vortheil  zu  verachaffen  und  zu  eichem ,  mit  welchem  er  dann  erst 
wieder  dem  öffentlichen  Interesse  dienen  will ,  so  ist  e«  nicht  die  reine 
obrigkeitliche  Gewalt  melir,  durch  die  da  gewirkt  werden  soll,  and  «ofort 
ürt  da«  Gebiet  der  Polizei  verlaeseu.'  Andererseits  genügt  die  Richtung 
auf  derartige  Zwecke  nicht,  um  »taatlich^n  TliäUgkeiten.  die  an  eich  keine 
Ttmeo   UachtUbnngen    sind,    polizeiliche    Natur    zu    geben.     ,So    mag    die 

fBttawenbeleuchtung  der  Öffentlichen  Sicherheit ,    die  Vertlieilung   von  Heil- 
mitteln der  Sffentlicbon  Gesundheit  dienten.    Pa»  ii^t  um  («ehier  Form  willen 
allefl  keine  Polizei.*     Diese  BegriffübeKtimmung   ist    t^charf  und  richtig  und 
lie    beruht   auf  einem  juristisch    relevanten  Merkmal .    wilhrend  die  in  der 
dentecheu  Literatur  noch  immer  weitverbraitete  Verwendung  des  Wortes  in 
^dem  Sinne,    dass   es  die  innere  Verwaltung  oder  gewisse  Zweige  derselben 
■  bezeichnet,  ohne  Werth  filr  die  T>ogmatik  de«   öffentlichen  Recht«  ist, 
^Polizei  ist  die  Verwendung  des  staatlichen  Recht«  ra  gebieten  und  zu  ver- 
■lieten  för  di«  Verwirklichung  der  «taatlichen  Zwecke.   Die  Voraussetzungen 
fOr  die  Ausübung  diejier  Defugniss.   die  Formen,   in  denen  mb  geübt  wird, 
die  rechilichen  Wirlnmgen  derselben    und    innbesondere  die  Folgen  des  Un- 
^•gabomuna  sind   auf  allen  Gebieten   der   iitaatlichen  VerwalUuigHlhätigkeit 
^^letchoriige;  sie  ergeben  sich  aus  der  juristischen  Natur  des  PolizeiberiBbl>>, 
nicht  aus  der  Verschiedenheit  der  umtericUcn  /.wecke.    Die  ModahtÄten  der 
iLnwendtuig,  d.  h.  die  Verschiedenheiten  des  Inhalt«  der  Polizeibcrehle,  be- 
sieh nicht  nach  juriaUschen  Gründen,  sondern  nach  den  thateftch- 
lichen  BedQrfnissen ,   technischen  Ertahmngcn   u.  s.  w.,    sind    daher   rechts* 
begrifflich  ohne  Bedeutung;  die  rechtlichen  Kigenncbaften  der  Polizeigevalt 
kommen   übereiostimmeDd  und   durch  alle  Rcflsorts  gleichniftsaig 
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durchgreifen«!  zur  (Geltung.     Der  vorliegeuden  Daretellting  kommt  <iiu  Tc 
dietuit  zu.   dait  Polizeirecht  von  diesem  Geaicblsputikte  aaa  folgDrichti^ 
behandelt  xu  bubea.  itls  a>  in  der  deutacben  Litenitur  biiber  geiKiht-heD  ib 
Nach  «iii(!r  kiivseii  Erürterung   über  dns  VerfaJLUnibtj  der  ^richlliclitn  ttr 
administrativen  Polizei  werden   die  allgemeinon  Formen  de«  i'olizeibefttii. 
die  MacLt^euztm  dasselbi-'n  und  liif  I'olizewtni)'«.'  erörtert  und  daran  «chli« 
aicli  unter  der  Rubrik  , Besondere  PolireirefhlAinMitiite*  di^enigen  I^llc.  i| 
denen  die  PoÜKeigewalt  Ober  Aax  im  iillßemeineu  ibr  ßer-et^te  Mubh  hiuai 
mit  Befugni^cu  ausgestattet  üst,  l^iriU  wf.'gun  einer  bctiouderen  DringUc 
der  Dut'chfilhning  von  Befählen  ^  iheils  wogen  einee  geeetxlicli 
Zustande«  .verminderter  Freiheit'. 

Von  einem  allgemeineren  Interesse  nind.dic  AaBftlhrungen  de«  Veif.  Qbc 
die  inristiscbe  Natur  der  PolizeiQbertret u'ng  (wniravention)  und   der 
PoHzeistrafe.    Dir  Theorie  des  Verf.  gipfelt  in  dem   i^txe,    da»«  das 
ganze  PoHzeistrafrecht ,    obwohl   der   Susserlicben  Erscheinung   noch   d( 
Strafreelitc  aiigehörig,    sich  scinciu  innertii  Westen  nach  mehr  an  die  cii 
rechtliche  Krzwingiing    einer    nicht    erfüllten    Obligation    anlehne    (S,  ldd)i 
,I>er  Poiizeibefehl    erzeugt    für   die  Betroffenen  eine  Verbindlichkeit  gef 
Qber  dem  Staate,    zu    thuu    oder  zu  unterliusen.     Die  Nichterfüllung  eine 
derartigen  Obligation  würde  dieoelbe  nach  CHvilrpoht  in  ächadonüer^atzplür-l 
verwandeln:  nach  Potizeirecbt  fUhrt  »e  ganz  in  dem  gleichen  Schemi 
aur  Strafe.'     Die«er  (iedanke  wird  dureligefQhrt.  in  Betretf  der  Vcrantwot 
lichkeit-,  der  Knt«chuld barkeit  der  Nichterfüllung,  der  Uafluug  für  diiA  Thit 
nnd  Luflsen    anderer  und  andererseits  in  der  MögliLbkeit.    polizeiliche  Vt 
bindlichkeitcn   anderer  zu    Übernehmen    (mit   Kinwilligung   de«  lilUubigcrs, 
d.  h.  der  Polizeibiihörde).     ,Die  Polizoi^trafe  ist  bestimmt,  den  moralische 
Schaden  wieder  gut  xu  machen,  den  die  Nichtbeuubliaig  du»  Polizeibefel: 
verurtiachl>  und  insofeni  wirklich  (?)  Scbadensersalz,  weichten  die  Verwalt 
wegen  Nichterfüllung  ihrer  Kord erungwr echte  vom  üericht  tiiges[rrocb«n  b»?] 
kommt*  (S.  ISit).    Wie  weit  dieuu  AuiifDbrung  dem  fninzösiiKlitin  Kecbt  enl 
sprechend  ist,  mus»  ich  dahingestellt  eein  laitKen;  das»  sie  weder  den  Ge«et 
zu  Grunde  liegt  noch  in  der  franzBsi^chen  Literatur  Verbreitung  hat,  ergibt 
sich  üchüu  doniut),  daw  der  Verf.  keine  Belege  dafür  beizubringen  vermot 
hat.    Der  in  Deutschland  ]ien->>i:henclen  Auffansung  widemiirielit  sie  zwelfellM 
und  sie  iiit  mit  dem  deutschen  Strafgesetzbuch    und  den  deutschen  LandM> 
gesetzen  (Uiutiichlli^b  der  iui  Art.  2  de»  EiufÜlu^ug^gesetze«  zum  Strufgeuetct^H 
blich  vorbehält Hnett  Materien)    nicht    zu    vereinigen.     Man   aipilit   au    diei«ej|^^| 
Beit^piel  recht  deutlich,  wae  es  mit  der  Vereicberung  des  Verf.  auf  «ich  hat, 
lediglich  daj»   fruniöHische  Rj?cht  in  deutscher  Denkuugsweise  reforirtn  «a^^ 
vollen.     Wir  haben  vielmehr  hier    eine   ganz   Kubj^ktive  Theorie  de«  Veif^H 
vor  nni);   seine  .Ausführungen  sind    über  immerhin    beachten»werth  als  eia^H 
Beitrag   zur   wifixenachaflliclicii  KrkeuulniM   des  Vcrhältni^eic«  des  Polizei* 
strafa'iJite  kuqi  gemeinen  Strafrecbl. 

An  das  Potizeirecht  sohliesst  sich  das  Hecht  der  Öffeutliufaen 
Anelalteu  (ä.  224—376).  Der  Verf.  eagt:  „Staatliche  Mittel,  sächliche 
wie  pcrHOnlicbc,  welche  zur  Erfüllung  je  eines  gewitiscn  öffentlichen  Zweckes 
bestimmt  und  vereinigt  sind,  bilden  je  eine  fiftentliche  Anstalt.'  Ktt  lönd 
jedoch  nicht  bloss  diese  Mittel,  welche  die  ötfeatUche  Anstalt  ausmachen, 
sondern  iv  geb6n.tn  ilazu  nueh  dit^euigen  Kinrichtungeu,  welclie  erforderli 
sind,  damit  die  fiftenllichen  Zwecke,  denen  die  Anstalt  dienen  soll,  ver. 
wirklicbl  werdtin.  Die  CieAammtheit  aller  VermOgen^ätücke  und  Beam' 
der  Postverwultung    bilden    für  «ich   allein   noch   nicht  die   «PostonaUtt' 


—     155     — 


sondern  e»  mOmen  noch  die  EiDnclitiiiip^cn .  Vorschrin<to  uud  Revhtafonnen 
iJunioganoiainen  werdim.  wplchß  orFonlerlich  sind,  imi  mittelst  dieser  Ver 
itaOgflnRDane  und  Dienet! eistun^en  die  der  Postverwultunf^  obliegende  Auf- 
'  fAbe  KU  eriitllen.  Denn  daduKh  wird  die-  Bestiiumunx  und  Yert^inigung 
'  dieser  Mittel  für  einen  gewisHen  Zw(^-.k  heni'orgeVintcbt  oder  tfeslchert.  Ahto 
z.  B.  daa  ßriofmonopol  (PostiwnnRl.  die  Verpflichtung  der  i'ost  zur  Annahme 
und  Ilefflrdejiing  von  Seudiuigon.  dit-  Hüftpfiiubt,  da«  Bnefgelieimnii^a ,  die 
PriviJegien  xur  öichernng  dra  Betaieh.s  u.  h.  w.  In  der  Tbat  leidet  diceer 
gejuo  AbBchnitt  de«  Werke«  wegen  dieser  GnindauffiusiiDg  an  grodeer  Un- 
voUständigkeit ;    anstatt  eine»    vüllea   Ver^-uHungsrechti  der    DffentJicben 

»Anfitalten  giltt  der  Verf.  Mobs  daa  Recht  der  Vermt^engrerwaltiiDg  der- 
»dbeii.  Der  Verf.  theilt  diesen  .Stnil'  in  drei  Gruppen,  von  denen  er  die  er»te 
«Im  .Maehtausseruiigen  ftlr  öffentliche  AMtulten",  die  xweitt'  ab  «NutÄungs- 
gewähning  nn  die  einzelnen"  und  die  letzte  als  ,auiiglcicbeudo  Ent«uliädi' 
gungen*  bezeichnet.  Diese  Kintheilnng,  welche  filr  diti  Bt^handlungoweüe 
mMBgebend  Ui.  en»cheiut  vorfehlt ;  denn  thciU  beruhen  die  Nutzuagsgevrah- 

I rangen  und  Knb(ohi'(di>furg)ili.'iiit))nifcn  nach  den  eig<^uen  Au^fbliroiigeu  des 
Verf.  ebenCalls  auf  „Machtäiisserungen'  de«  Staats,  theil«  sind  gerade  die- 
jenigen Bt-chteverhilltniKte.  welche  der  Verf.  unter  dieser  Rutrik  zusammen- 
stellt,  in  Wirklichkeit  gar  keine  Aeusserungen  der  «taaJ^lichen  Macht.  » 
baüdelt  sich  lun  RechtMvorhältniase ,  welche  ihrem  Inhalt  nach  auch  unter 
]'rivatper»onen  vurkomnien  können  und  deren  Thalbeidand  vun  denyenigen 
der  l'rivatrechtmnstitate  nicht  verschieden  ist.  Die  ,Hppht«fonueu',  welche 
der  Verf.  in  diesem  Abechnitt  erörtert,  sind:  Eigenthum,  Krwerb  deoselben, 
Beschränkungen  und  Belastung^  de8seHM?n .  gesötzlicbc  Vorpflichtungcn  au 
Leintongen  und  Vertr&ge.  KigenthUmlich  ist  den  Uechti?\'ärhaltm«8en  der 
öffentlichen  Anstallen,    daß«  aie  für  staatliche  Zwecke  bestimmt  sind  nnd 

idemgcmlUa  ihre  Begründong,  Celteudmadiung  und  Auflösung  nicht  durch 
die  wirthNf-hnfUichen  Bedürfnisse  der  Individuen  motivii-t  ist,  sondern  dorch 
dm  fitfentliche  Recht  geregelt  wird.  Ks  besieht  also  eine  staatsrechtliche 
firundlage,  welche  die  im  ataatlichen  Interesse  begrün dettrn  vermögens- 
rechtlichen Vn-hältniiise  gleichkam  trugt;  ein  Komplex  von'Regeln  t^pezititich 
staatsrechtlicher  Natur,  ohne  welchen  keine  Staatsverwaltung  ejtistiren  kann. 
Im  ZussjumsohongQ  damit  können  Modüikutionen  der  gewöhnlichen,  ge- 
meingältigen  Regeln  des  Privat  rechte  am^rkannt  sein;  es  entätaht  alsdann 
ein  Spezi iil-Privatrecbt  der  SffeBÜicben  Anstalten.  Ob  man  dusaelbe 
^^M  «CflentUches  Recht'  bezeichnt-Q  darf  oder  nicht,  ist  ein  blosser  Wort' 
tstrcit;  die  jiirisUwhe  Natur  des  VerniÖgeDfirecht.fi  bleibt  in  ihrem  Wesen 
t  VDreifindert.  ¥.«  gibt  in  gleicher  Weise  zu  Gunsten  der  Staatsverwaltungs- 
anstalten  Moditikationen  oder  Rrgütizungcn  des  gemeinen  Slrafrcchts, 
|S.  B.  zur  Sicherung  des  Betriebes  der  ßftivntlichen  Verkehrsanstalten  u.  dgl., 
[sowie  des  Proxessrccbts.  z.  B.  wegen  Feststellung  und  Beitreibung  von 
[Defraudationen,  Defekten,  das  Dii^ziplinarverhihren  u.  s.  w. 

Dl«  »Verwftltungsrecht"    ist  nach  der  Natur  der  RochtHsätxe  «o- 

j-xach  in  vier  Gruppen  zu  zerlege»,  nümlieh  Rechlasilt^e  von  slaativrechtlichetn, 

f priTStrechttichem,  strafrechtlichem  und  piozwtfrechtlicliem  Charakter.    Ver- 

waltungB recht    iitt    nicht    eine    spezifische    Art    von    Recht, 

«ondcm   es   ist   die  Summe    dcrjeuigeu  Reeht^Ilixe,   welche   die    Öffentliche 

[Verwaltung  hetj-effen,  wie  die  Bfgriffe  des  LandwirtJi8chaft8rei:btö,  Handels- 

[rechts,  Seerechte,  Militärrecbtä  kPine  dogmatischen  Rech  Ishegriffe  sind, 

sondern  nur  dazu  dienen,  um  RechtHmatericn,  welche  auf  einen  gewiKaen  Kreii 

iiVOD  Personen  oder  LebenttverbältnuiseD  Anwendung  finden  und  cuif  ihn  sidi 
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hesiehra,  zusamtn^nzufiuwn.   Vas  Bestreben,  aus  dem  Vcoraltattfjsrecht 
besonderes  eigeiiartif;fes  genus  von  Rtfchtsxätzen  zu  niociien  und  ea  in  einen 
begrifflichen  Oegeniiatz  zu  Priratreclit,  Strafret'lit,  Prozessrecht  und  StAatr 
recht  7.n  hringen,  imHtiUt  ee  aU  eiu  Kangloitierat  TerBchiedenartipei 
Rechtasätze  lu  erkennen  and  bei  jedt-m  »einer  BwsUiudUioilB  der  »iM-nÜinch« 
Natur   deasolbeu   gerecht    *»    werden ,    int    meinem  Knii-hten«   da«   »obwpr 
Hindemiss  einer  befriedigenden  Uogmatik  dea  VerwaltungsrochtÄ.   Denn 
der  wiggengchaftUchen  Krörtcruny:  eines  jeden  Rvclitsinstituta^   bei  der 
Wickelung  eines  jedt>ii   RechUnHtzes,    ergibt  Birh  daa  unnbweitibare  Bedüi 
nisK.  die  Zusammenhänge  mit  den  höheren  Recht« begriffen,  die  Beziahi 
zu  den  parallel  laufenden  Rech t«b  11  düngen  aufzunirhen  und  die  daraus  sidt 
ergebenden  Ergänzungen,  Einschr&nlcangen,  Modifikationen.  Wechselwirlnto- 
gon  KU  ermitteln.     Wo  aber  diese  allgciumnen  Kat^'gorien .   diese  nebenher 
lauftoiden.  durch  xahtlDseZwinchenverlitndungen  zusammenhängenden  Rechts- 
gestaltungen zu  suchen  ojnd,  dm  ergibt  oicb  aus  der  Xatur  des  betreffendes 
RechtsBatM».    So  sind  x.  n.  die  «pMiellen  Rechtdregelu  über  die  Tnuiapurt- 
vertzlige  der  VerkehrvitnaUlten  mit  den  allgemeinea  Gmnds&tzen  de«  Kracht 
gMch&lU,   überhaupt  des  rri%'iilr<jehti«.  dlo  fpCKielleo  Torschrifteii  aber  die 
Bestrafung  der  DefrandationeD  mit  den  allgemeinen  Rcchtj^regelu  dos  Stmf- 
rechta,  die  VorschrÜlcn  tlber  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahreo  mit  den 
Grondsütsen  de«  Prozessrechts    in    wie^emtchsiUicbo  Verbindung   za  setaun 
nnd  BQR  ihnen  zu  erlSntem    und    zu    ergänzen,    wilhrend    die  Organisation 
der  Yerkehräanstaltcn,  die  Dienstpflicht  der  dabei  angedtellten  Ueamten,  dit 
Handhabung  dor  i5ffentliclien  liewalt,  infibenondere  polizeilicher  BefugniMe^^^ 
die  Finanzkontrolle  u.s.  w.,  kurz  Allen  wiir  KtaatKreehtlichen  Chaniktors  tstij^H 
in  dersellH^n  Weise   mit  den  allgemeinen  ürund^atzcn  des  Staatsrechtt  «^^^ 
combinircn  und    aus  ihnen    zu   eriHutem   ist.     Wenn   man    zu  sagen  pde^ 
dass  die  Kechlavorschrinen  übor  den  Retrieb  der  ^tAatsoustallen  weder  nach 
privatrech  tlicben  noch  nach  fitnatgrechtlichen.  sondern  noeh  besonderen  ver^ 
waltungurechtUchon  tietiicbttpunkten  zu   beurtheileu  suien.   »o  bendit  dies 
meines  Kraohtemi    anf  einer   Unklarheit    der    Anschauung.     Was    uull  man 
anter  dem  letzleren  Ausdruck  sich  denken?  f^pezilische,  dem  Verwaltung»- 
recht  eigenartige  Reohtiipnnvipien  gibt  es  nicht.     Richtig  ist  ea  aber,  dan 
nicht  auBschUesslich  privatrochttiche  und  ebensowenig  ausseblieii- 
lich  ataatsrechtliolie  ürundaätze  Anwendung  linden,   sondern  dass  neben- 
einander und  in  Verbindung  miteinander  staatsrechtliche.   privatre4:htlich< 
Rtr&frechtliclie  und  proKc^rechtlichc  Regeln  dieses  tiebiet  bdien-ücheu.   Die 
rerschiedenen  Elemente    sind    dnn.'fa   dio  Bedürfnisse    der  einzelnen  Renot 
za  einheitlichen    Komplexen  verschmolzen;    in   der  Gesetzgebung,   in  denc'I 
thatd^hlichen  Betriebe  der  Staat^anätalten,  sozusagen  in  der  sinnlichen  Er- 
schnnung,    treten  diene  Komplexe  als  »olche  entgegen;  die  Analyse  der-^_ 
selben  in  ihre  Elemente   und   die  Bestimmung  der  spezituchen  juristi<ichefl^| 
Natnr  der  leiztcreu,    sowie  die  Darlegung  ihrer  eigen Ihü ml ichen  Kombin^^^ 
tionon    ist    die  Aufgabe    dor    VerwaltungHrechtttwiwifnscImft.      Auf  diesem 
Wege  allein  ist  eine  theoretische  Erkenatniss  der  komplizirlen  Erecheinun- 
gen  des  Leben«  auch  auf  dem  Oebletc  der  stnatlichcn  Verwallnng  zu  ge- 
winnen. 

Für   dos   franzCfliBche  Recht  kommt  nun  aber  ein  pruktisch  » 
wichtiger  fir\ind«atz   hinzu,    der  eich    aus   dem  Verfaasungsprincip  der  G 
wailea -Trennung  ergibt.    Die  Cirilgerichte  haben,    von  einzelnen  {KMitiv 
Ausnahmen  abgeseheii.  Über  Verwaltungsaktc  nicht  zu  erkennen.     Dadur 
ftind  das  äffenUiche  Kigenthum,  die  mg.  Servituten  de»  üffcntlichen  Rech 
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und  die  im  Betriel>e  der  steaÜichen  Verwaltung  ahgeschlowenen  Vertrüge 
dar  ciTÜgerichÜicben  JadikatDi-  entzo(;«n.  Für  die  Aiulegunf;,  Prüfung, 
Fettatellmig  sind  die  Verwallimg»bebßrdeii  und  Vcrwaltungs^'crichtt;  zairtändig. 
Dies  ist  a1>er  nicht  bloan  ein  AussrhlusB  der  fionst  xur  Kiitttcheidung  von 
Streitfällen  berafenen  B«hÖr(Ien  und  eine  daiatt  en;;  zusfiminenbängSfide 
VeriLndtimzig  des  Verfohreus,  itoudcni  e«  bewirkt  dies  auch  in  frenisiem 
(rmde  eine  freiere  Stellung-  gegenüber  den  materiellen  SÄtKen  de«  Civilrcclibi, 
eine  BerQcksichtigung  der  Billif^keit.  der  ZweckmaKsij^keit  vom  Standpunkt 
dei  ftaatlicben  VerwaUungsiulerei^es  aus.  Die  Verlegung  dus  K^clit^gchutzef* 
von  den  (terirbten  in  diö  VerwattuDgsinsianzen  ist  zugleich  eine  Äbschwä- 
chung  der  Herrschaft  der  civilrechtlicben  Regeln.  We»  filhrt  den  Verf.  zu 
der  Annahme,  das«  e»  neben  dem  äjrabem  dar  Phratrechteinstitutti  ein  kor- 
reepondirendes  System  von  V(.'nvHltangsre(diteiD8tiluteD  gebe,  Verwaltung»* 
bosila,  VerwaUungKeigentburn.  VerwaltiiiigsserTiitjt^ii,  Verwaltung« vertrttgo 
(Qff^tlich  r(v-.htHch«  Verdingnng.  böihe,DienBtmiethe,Auflrag,  Verkauf  u.  s.w.). 
Für  diese  Recht«iuetitute  sollen  die  entsprechenden  Regeln  des  Privatrechts 
analoge  Anwendung  finden,  gleichsam  als  scripta  ratio  juri«. 

Der  Verf.  geht  aber  noch  weiter.  Wegen  des  mangelnden  Behutiee 
durch  die  Civilgericht«  beetreitet  er  den  privatrech  tli eben  Qehalt  dieser 
Reohtsrerh&ltniitse  Überhaupt;  er  erblickt  in  ihnen  Beth&tiguugen  von 
Uobettsrecbten.  cimicitig  durch  die  Öffentliche  Gewalt  geschatfene  Kechte- 
beciehungen.  aus  denen  prinzipiell  nur  der  StaAt  (die  Verwaltung)  berechtigt 
vird.  Wenn  den  Kinzelnen  Rechte  zTwtehen,  «o  «ollen  dieselben  nur  auf 
I  ciBMitigen  Verleibungea  beruhen  oder  sich  nur  in  Interessen  aaflOsen,  welche 
die  Verwaltung  ku  Hcbützen  eich  bereit  Bndet.  Von  dteaem  Gesichtspunkte 
ans  behand<>lt  der  Verf.  die  Lehre  vom  domaine  public  und  von  der  Ent- 
eignung. Bei  der  letzteren  verwickelt  er  «ich  in  einen  otfenbaren  Wider- 
spruch zwischen  seinem  Grundprinzip  und  dem  allgemein  anerkannten 
GruntUatz  des  fracxOM-tohen  Hechta:  l'eKpropriation  poiu-  cause  iViitilit^ 
publique  s'op^  par  l'antoritä  de  la  justice.  Dua  flnteignungsurtheil  wird 
vom  Civilgcrichi  gefällt,  die  Entschädigungssumme  von  ihm  festgestellt, 
die  HecbtKmitt«l  gehen  an  den  lüueatioQshof,  die  UerrMhatlt  de»  Ctvilrechta 
und  der  Civilgerichte  ist  eine  unbedingte.  Der  Versuch  des  Verf.,  die  Sache 
80  darzustellen,  als  ob  die  Civilgerichte  nur  an  Stelle  von  Verwaltungs* 
bebSrden  und  nach  Art  von  solchen  thätig  werden,  und  diese  anomale 
Einrichtung  lediglich  anf  eine  Marotte  Napoleon's  I.  KorSckzunbren.  ist  eine 
leere  Ausilntdit. 

Am  bedeoküchfften  ist  die  vom  Verf.  entwickelte  Lehre  vom  «Sffenttich- 
reditlichen  Vertrage*.  Einen  solchen  nimmt  derselbe  an  in  allen  FiUlen. 
in  wetdien  die  Verwaltung  nicht  gesetzlich  ermächtigt  int,  persönliche  Lasten 
durch  einseitige  Machtäusserung  ohne  Weiteres  aufzulegen,  sie  daher  die 
für  ihre  Zwecke  erforderlichen  Leistungen  nur  dadurch  erhalten  kann,  das« 
die  Einzelnen  freiwillig  die  Pflicht  dazu  —  regelmiUsig  gegen  ent^ 
ftprechende  Vergütung  —  auf  sich  nehmen.  Mit  Recht  eagt  der  Verf.:  ,In 
einem  solchen  Akte  erkennen  wir  die  Gestalt  eines  zweiseitigen  Ver- 
trages wieder,  der  je  nach  seinem  Inhalt  iils  Dienstvertrag .  Auftrag,  Lie- 
ferangflverta^g ,  Miethvertnig  erscheint  und  dem  unter  diesem  Namen  im 
Cirilgeeetzbuch  aufgestellten  Schema  entspricht*  (8.  291).  Diese  ricfatiga 
Erkenntniss  wird  aber  sofort  von  ilma  aufgegeben.  Denn  der  Cßentiich- 
revbtJicho  Vertrag  (contrat  admini-stratif)  —  im  GegensatJ^  zu  den  FSJIen, 
in  denen  der  Staat  sich  ausnahnisweise  dum  Civilrecht  und  dem  Urtheil 
der  Civilgerichte    unterwirft    —    ,ist    kein    wahrer  Vertrag;   die  hoheit- 
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Uche  Natur  des  einen  Koutmhmitou  »cUicsät  dio  im  Bcgriöe 
Holclien  liegende  Hecht«gleichbeit  aus.  —  Wie  iibL>ralI  im  Verwultunt 
üt  der  Staat  der  Handelnde,  Beslioiniende,  der  Einzelne  nor  das  Objekt, 
■uf  welobcs  «iiigewirkt  wird.  Seineoi  inneren  Weesn  nach  gleicht  rielniefar 
der  ÖfTenttif^h- rechtliche  Vertrag  der  Kequi«tfiän.  Er  »eUt  «ich  xnsammen  aui 
zwei  Vervattangsakten;  der  eine  1^  eine  LeiKtiingapfiicht  aaf,  der  andere 
gewfiiirt  EntMcliKdigung  flir  die  heintang;  für  die  Dun-hfUhrung  der  auf- 
erlegten I<a!it  i^nrgt  v^rwaltungürechtlichor  Zwang,  eingeleitet  und  geordnot 
durch  weitere  Verwaltungsakt«  auf  Urund  des  ersten." 

Wb4  e»  dem  BogrifTe  de«  Verti-agea  schalen  soll,  dass  der  staat 
Zwang  zur  DurohHlhrang  von  anderen  BebSrden  als  doo  Civilgerichlen 
handhulit  wird ,  ist  nicht  cinxuHehfin.  Wie  wt  e«  aber  «Tieauimeniiureimcn. 
diu«  der  flffentlicb-recht liehe  Vertrag  ein  zweiseitiges  KecbtsgeM^liäil  fein 
und  doch  lediglich  aus  zwei  Verwattungt^akten  eine«  der  beiden  Betheiligten 
begtehen  (»oll  und  dass  der  freie  Wille  des  KitiTietnen  zur  Eingehong 
dcwiclben  erforderlich  ist  und  der  Einzelne  doch  nur  das  Objekt 
«taatlichen  Handlung  ist,  auf  welchen  durch  die  letztere  eingewirkt  wird! 
Ein  rwetBeitiges  Uechtugenchaft,  diw  nur  eine  Seite  hat,  und  ein  handelnd«: 
Subjekt,  daa  nur  Objekt  istf  Wozu  wird  der  Begriff  dea  öffentlichen  Vi 
timgea  Qberhnupt  in  die  Darstellung  eingeführt  und  als  Konatroktionümittel 
in  dicKem  ganzen  Abschnitt  fortwBiirend  verwendet,  wenn  zugl^ch  die  P^j 
duktion  Überall  darauf  gerichtet  wird,  dara  dieser  Vertmg  in  Wahrheit 
kein  Vertrag  wi.  nondem  ein  einseitiger  Krealionsakt  und  dam  da«  von  ihm 
hervorgerufene  Uecbt^verhältmim  nicht  i;innial  ald  ein  qcasikontmktlirhe« 
gelten  könne?  Mim  vergl  «.  B.,  waa  der  Verf.  S.  323  Über  das  Vcrbail- 
nigi  der  Post  na  den  Kinzetnex,  welche  ihr  Sendungen  fibergeben,  ausführt. 

Wenn  von  einer  Ktaatlichen  Hiindlnng  ausgesagt  wird,  sie  sei  hoheit- 
lich,  obrigkeitUch,   Aeuxserung  der  Stüat>fgewaJl ,  der  Hemehermacht ,  lo 
muaK  man  »ich  doch  darüber    klar    werden ,    welehen  (iedanken  man  damit 
aittidri'ioken  will.    Wenn  jeder  staatliche  WUlenRakt  ohne  Auaniüimu  und 
ohne  RQduieht   auf  seinen  Inhalt    und    seine  Rechtitwirkung  ala  hofaeitlic 
bezeichnet  wird,  ao  hat  dieser  Ausdruck  gar  keinen  epezitiHehen  Sinn;  er 
synonym  mit  staatlich  und  kann  daher  nicht  zur  Charakteristik  «It 
Akte  dienen.    Freilich  ist  es  zweifellos,  dass  der  souveräne  Staat  und  at 
Organe  in  keinem  Falle  irgend  einem  rechtlichen  Zwange  nnterliegcm  kOnnef^J 
der  nicht  in  letzter  Quelle  von  seinem  eigenen  Willen  aungeht.    Der  soii> 
verftne  Staat  bandelt  intfJegensatz  zu  den  niiterthanf>n  «tet«  rechtlich  frei,  nor 
durch  sieh  eclbat  bestimmt,  durch  keinen  höheren  Befehl  gebunden,  keiner 
Hemehermacht  unterworfen,  sondern  mit  ihr  ttelbtit  aitsgci)tutt«t.   Daher  sind 
olle  Vcrwaltungsakto  des  Staaten,  gleichviel  welches  ihr  Inhalt  ist,   frei« 
von  keinem  häberen  Willen  alt*  dum  »oinigen  becdmmte.    Dies  gilt  aber  am 
dann,    wenn  nie  dem  gewöhnlichen  Civürecht  uud  der  Rechtsprechung  dcrl 
Gcricbie   unterworfen   sind ;    denn    auch    die  bindende  Kraft  des  Civilrecht 
und  die  Gerichtsbarkeit  der  Civilgeric^hte  beruht  auf  der  Gewalt  nnd  dei 
Willen  doB  Staates.    In  diesem  Sinne  kann   man   daher   allerdlngii  jedei 
staatlichen   Verwaltungsakt   als   eintai    hoheitlichen    bereicluien;    man    gibt 
dadurch  aber  nicht  eine  besondere  Qunlißkiitirin  de.<t  Aktea  an.  sondern  hebt 
nur  eine  allgemeine  Kigenitchatl   des  Staates   al<i    dea  handelnden  Subjekte! 
her\'or.    Der  BtaaUiche  Verwaltungsakt  int  dit-  Handlung  eines  mit  Horrscher- 
macht  Basgestatteten  Wesen»  wie  jede^  RechtAgescliäft  eines  Kinzelnen  die 
Handlung  eine«  mit  {Privat-)  liccbbslUhigkeit  ausgestatteten  ist.    Was  wird 
aber  zur  juristischen  Charakteristik    eine«    civilrechtUchcn  Vurtroges  beig»- 


liracht.  wenn  man  Mgt,  er  ^et  ^n  Willäiinakt,  in  welchem  aieb  die  BMhfah 
fiLhigkeit  betJiStifft?  Ri  hat  diee  keine  ^Hore  Bedectung  als  irem  man 
sa0e,  er  sei  eine  Betbüti^unf^  dei  Selbetbowiuistieiiia.  der  Veratiuideskrftlte 
D.  dgl.  Soll  die  Bezmchnung  ,  MachtADaBerung,  HerrschafUakt*  eine  besondere 

Ijururtiscfae  Qualitikatioa  Htaatliclier  Hiindluii^en  f&a,  «o  miui  sie  in  einem 
en^ren.  prtlgtianten  Sinte  genoninioii  werden. 

Staatliche  Hoheit  oder  Herrfchall  ist  die  Befugnies  de«  Staate«,  IVeien 
Uemchen  mit  zwingender  Kraft  zu  befehlen,  ihnen  Hamdlungen,  Lei- 
■tongen.  ÜDCerinMongen  ohne  Rücksicht  auf  ihre  ZnHtimniQng  in  rechte- 
Terbiodliriier  Wei»e  aufzutegoD,  Ober  ihre  persönlichen  Kräfte,  ihr  VennOgen, 
ihre  Freihtnt,  ja  «filmt  Qbt^r  ihr  Leben  zu  verfilgeti.  Dleüc  Rechtitnuicht  ist 
du  Bpesifiactie  Vorreciit  des  Staates,  welches  er  mit  Niemnndt'ni  theilt, 
welobea  fUr  ihii  charakten»ti«i.'h  i»U  Wenn  man  sagt:  .Der  Staat  hen-acbt*, 
SO'  hat  man  dit^jenige  Kigi>nKchatt  hervorgehoben ,  ohne  welche  man  den 
Staat  »ich  nicht  vorstellen  kann  und  welche  andererseits  ihn  von  allen  andern 
Subjekten  der  geeammten  Uei-btuorffnimg  unterscheidet.  Aber  daraus  darf 
man  nicht  folgern,  da^  der  Staat  nichtü  Anderes  thut  al«  .herrschen",  dass 
aMe  seine  Handlungen  Herrseliaflaukte  seien.  Der  Staat  vorwendH  im  (iegfii- 
theil  seine  Herrschaft  nnr  no  weit,  als  ca  (üt  die  ?>ftllhmg  fteiner  Aufgabe 

I  aotliwendig  oder  nOtzlich  ü)t;  wo  er  ohne  dieselbe  seine  Zwecke  gar  nicht 
oder  nur  uji%'ollkomuien  oder  nur  mit  tlbcnuitssigen  Opfern  erreichen  würde. 
Die  einxelnen  tdaatlichen  Handlungen  nind  nur  dann  Aeutf^eningen  der 
Hacfat,  des  imperium,  wenn  sie  einea  Befehl,  einen  Zwang  enthalten;  der 
BtAat  kann  sich  aber  auch  anderer  Poruien  bedienen.  Wenn  man  bebauptet, 
der  Staat  könne  deshalb  mit  ['rivaten  keine  Vertiitge  scblieasen .  weil  er 
ihnen    nicht   gleich    stehe,    sondern  Aber  sie  herrsche .  so   ist  dieser  Grund 

.  nicht  »tichhaJtig.   Gerade  im  <»egentheil!   Weil  der  Slaat  Herrscher  ist,  kann 

'  er  sich  nach  eigenem  Belieben  aller  Recht«formon  bedienen,  die  ihm  nütK- 
lich  scheinen,  und  wenn  ur  eich  auf  duK  Niveau  deti  Privatrccbta  stellt  und 
mit  einem  Einzelnen  nach  den  Ht;ge!n  deoselben  —  wenngleich  eine«  ftlt 
gewiiH  Verwaltungsxwecke  modiftzirten  —  Rechtsverhältnisse  begründet,  bo 
Üt  diei  eben  eine  Bethlitigung  i9<.-iuer  Freiheit,  seiner  rhobeitlichvn  Maclit," 
U^enige  RecbUfonn  zu  wählen,  die  ihm  beliebt.  Sowie  der  Kinr.elne,  stAtt 
Gewalt  zo  gebrauchen,  auch  wo  er  ea  k^nnt-e.  es  häutig  vorziehen  wird,  den 
Weg  der  Vereinbarung  und  gtltlichen  Vemt&ndigung  xu  beschreiten,  so  kann 
ftoch  der  Staat  bei  Begründung  von  Verbällninsen,  welche  er  durch  ein- 
Mitigeii  Herr»cherakt   hervorzurufen  im  Stande   wäre,   es   vorziehen,   dem 

tJEIinülnen,   der  davon  betroffen  wird,  einen  Antheil,   ein  Mitwirkungtrocht 
amen,  seine  Zustimmung  zu  erkaufen.    Wenn  dßr  Htaat  dabei  beeaer 

'fortkommt,  warum  soll  er  sich  onnSthiger  Weise  ala  Herrscher  aufspielen? 
Desshalb  sind  die  vom  Verf.  bereit«  in  der  Kinleitung  (S.  21  fg.)  scharf  be- 
tonten und  in  dem  ganzen,  hier  in  Rede  stehenden  Abschnitt  durch gefflhrten 
Anschauungen,  dass  die  ge-itammte  gtaatliche  Verwaitungnthätigkett  Aus- 
Übung  der  bobeitlicben  Macht  Aber  die  Einzelnen  sei,  das»  der  letztere  stetH 
,der  leidende  Tbeil  sei,  dessen  Verhilllniss  zum  Staate  von  dicnom  einseitig 
bwitimmt  wird,'  —  „da.w  der  Kinzelne  dem  verwaltenden  Staate  gegenüber 
von  Haue  aus  keine  tlefugnis»e  habe''  und  dass.  .wenn  man  von  Hechten 
der  Einzelnen  spricht,  da«  bloHuc  WiderKpicle  der  verfaMungsmlUAigeti  Ord- 
Bong  der  ätaatsthatigkeit  oder  der  durch  die  Rtaatliche  Kin-wirkunff  be- 
gtltadeien  Rechtsverhältnisse  seitm*  —  einseitige  und  meines  Kracbten« 
unhaltbare.  Sie  vcrkiiuimcm  daii  Verwaltungsrecht  und  vurkünten  den  Reich- 
thmn   aeiner  juristischen  Formen,   sie  prassen   alte«  in  die  Schablone  de« 


—     160     — 


iläDseitigen  Kreiitionwaktee,   aie  verfiacben    d^n   ti'sthiimt'ea    and  kTvilvoT 
'Bi^riff    des    Bt!'febU    zu    der    viüldL'utt^vn    und    uicliu^a^oadca 
sta&llicher  Uobdt*    und   sie   gelangt?»    i^ndlivh   zu   dpni    .zweiseitigeo  Ver 
waitungfiTertrage*,    bei    welchem  nur  ein  Kontnüient  Subjekt,   der  anden 
dagcgcD  Objekt  sein  »oll. 

Wenn  femer  ftuoh  der  Besibt,  das  KigenUium,  da«  th&ta&chlicbe  Handel 
im  Betriebe  der  etaatlic-hen  AnstaJten   als  «VerkOrperang  des  hoheitlich« 
Willeua*  bezeichnet  werden,   weil   dadurch  das  Interesse  der  Eiiueloen  zv."* 
rltdcgedrftngt  wird  (S.  22,  226  u.  a.),  ao  iat  dieser  ünind  nicht  auareiofaeDd. 
Denn  drängt  nicht  auch  der  Besitz,  das  Eigenthum,  der  Gewerbebetrieb  da^^ 
Einzebaeu  dati  Iutere«so  auderer  GioMlner   zurQck?    Ucbomll   wu   eine  Bt^f 
rocbÜgung  ihren  vom  objektiven  Recht  anerkannten  und  geschützten  Plalz^' 
hat,  sind  die  Rechte  und  InteresRen  Anderer  .zurOckgedr&jigt*'.    80  kommt 
z.  B.  in  dem  Briefmonopol  allerdings  die  Herrachennacht  zur  Geltung,  denn 
ei  i«t  ein  zwingendes  Verbot  des  Staates;  obeoso  in  dem  Signal  des  Postillons, 
durch  welche«  er  einen  ihm  den  Weg  verftperrenden  Wagenführer  an/fordert 
auszuweichen;  aber  nicht  in  dem  Besitz  und  Eigonthum  an  Tost  wagen  and 
Pferden  und  ebensowenig  In  der  Uebemolime  der  BoHirderung  eines  Briefei 
oder  eine«  Reifenden. 

Icli  übergehe  den  Abactmitt  über  die  Verwaltung  des  tisk&Iiachen  Vet- 
tndgaos  (8.  37fi— 419),  der  manche  interessante  und  werthvollo  Erörterungen 
enthftlt,  von  dem  eben  entwickelten  GpRi^ibtipirnkte  auü  aber  ebenfalls  n 
Bedenken  und  Widersprüchen  Anlai^s  gibt,  um  dem  dritten  Hauptabschnitt. 
tlber  die  Selbstverwaltung,  noch  einige  Worte  zu  widmen.  Auch 
dieser  Theil  den  Werken  ist  ausgezeichnet  durch  die  von  dem  Verf.  befolj 
Methode,  sich  auf  die  juristische  Seite  der  von  ihm  behandelten  Institv 
zu  beschränken.  Die  llccht«beziohoQgeu  zwiechea  den  Selbetverwaliuii 
kOrpem  and  dem  Staate,  die  rerm&genfirechtliche  Bette  der  Selbstver 
die  Ordnung  der  Komnmnalverb&nde  and  die  rechtlichen  Formen,  in  denen' 
das  Znsntu  inen  wirken  der  Gemeinde-  und  Staatsbehörden  erfolgt,  diu  Recht 
der  Stiftungen  und  die  Stellung  der  anerkannten  Kirchen  im  Staate  lind 
anziehender  Weise  dargestellt. 

Für  da»  ganze  Recht  der  Selbstverwaltung  Ucgt  der  Schwerpunkt 
der  juristiBchen  l'ersßnlichkeit  der  SelbstverwaltangskSqior.    Da 
BIO  ein  Tun  dem  Staut  vi-rachiedenea  Rechteanbjekt  sind,  welches  dam  St 
gegenüber  Träger  von  Kediten  und  Pflichten  i»l,   daas  also   zwischen  d< 
Staat  ond  den  äelb8tvftrwaJtungNkf>rj>ei-n  Kt-cbtriverhllUnisse  bestehen  — 
diea  bildet  den  rccbiUch  bedeutsamen  LTnterKchied  zwist-hen  ihnen  und  den 
Staatsbehörden  und  ist  VorauH»etxung  und  Quelle  aller  jurintlsclien  Eigen* 
thüuilichkeiten  der  Selbstverwaltung  im  Cugematz  zur  unmittelbaren  Staah»* 
Verwaltung.   Dieuc  Bedeutung  der  PerH&nlichkeit  der  SelbstvcrwaltungskOrper 
verkennt  auch  der  Verf.  nicht;    er    rückt   sie   aber  nicht   genögend  in  den 
Mittelpunkt  der  Darstellung,  er  entwickelt  nicht  die  ganze  Falle  von  Kon- 
»equenzen,   die  sich  hieraus  abimten  lassen,  und  er  fällt  wiederholt  in  die 
—  nicht    bloss   „uncivilistische* .    sondern    utguristisclie  —  Auffassung,    als 
seien  die  einzelnen  Sttiatsangehc^irigeu  die  , Selbst verwaltung8berechtigten\, 
alfl  seien  die  Aemter  der  Selbstverwaltung  nicht  Organe  der  korporative 
Verbttndo,    sondern  .Vortretungsilniter*    der  dabei  interessirten  Individv 
und  als  seien  die  Selbstverwaltungskürper  nur  .gedachte*  Reditssubjekl 
ihre  PenSnlichkeit  nur  .eine  Formel,    welcher   sich  die  juristische  Technik 
xurAbkQrzung  der  Donfcwcgezu  bedienen  pflegt'  (S.  427).    Die  RechtafUug- 
keit  der  Selbstverwaltungsköriier  hat  in  der  Rechisordnang  eine  ebenw 
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reale  Exuttinz  wie  die  Becbt^lUliiKkeit  der  TDdiridueu.    Auch   die  letstcrea 
hal>eii  die  Kigenachaft.  Persoue».  d.  h.  Itechl«*ul>jekte  bii  «ein,  vom  Recht, 

.'nicht  von  der  Natur,  welchä  üburhaufit  nicbl  .Rcchtosubjekte'  hervorzu- 
bringen vermag.  Die  BechUfiUuglieit  auch  der  Indi-iiduen  ittt  eelbutvprfitiLnd- 
lich  fiinnlich  nicht  vrahmehmbar ,  Bondem  nur  durch  den  Intellekt 
XU  erfassen,  irt  aUo  eljenfatls  nur  etwas  ,GedacbU'!ti''.  weim  man  einen 
matcrialisti^cben  StAndptinkt  einninimt.     Die  Pemj^nlichkeit  itti    atets    eine 

jnri&tiBeba,  anch  wenn  sie  einen  physischen  Tiüger  hat.  In  der 
SphAre  des  Rechts  itit  sie  aber  keine  Fiktion,  nondem  in  cleniäollNm 
Sinne  etwas  Wirkliches,  wie  irgend  eine  andere  K<*chtMcbdpfung.  Mit  ganz 
den]i<elbeD  Rechte  wie  von  der  juri-itiachcn  PeruOnlicbkeit  kOnnt^  man  von 
allen  Rechtstnfttituten  ohne  Ausnahme  oagen,  dutn  «io  ^Formeln  seien,  dt^rtm 
die  juristiÄcbe  Technik  zur  Abkürzung  dtr  Denkwege  zu  bedienen 
_  jt'  und  nicht  nur  sUintiitlk^bo  HechUbegriffe,  sondern  auch  sftninitlirhc 
Irönlcrete  itochbnrerbältniNae  sind  lediglinb  etwae  * Oedachtea'  .  wenn  moji 
nur  daqenige  als  wirklich  existent  ansieht,  was  im  pb,VHikaliEcben  Sinne 
iubfltanUell  ist. 

Hinter  der  Persönlichkeit  der  HdbtttrerwaltungskOrper  verschwinden  die 
Einzelinteres^enten  ;  die  Rücksicht  auf  die  letzteren  ist  nur  das  legislatorische 
Motiv  zur  ScbafTung  und  AiiorkotJttung  gcwitu^er  8e1biitTerwalhin^kOr|Jor. 
Die  Kinzelnen  mögen  in  den  K  in  rieh  hingen  der  Selbstvens-allung  eine  FBr- 
dernng  ihrer  Interessen  ßndeu  und  mit  Kflckmcbt  hii-rauf  Bn  der  Bildung 
der  Organe  der  Selbstverwaltungskörper  einen  Antheil  haben ,  ain  Trf^er 
der  Rechte  und  Pflichten,  welche  dem  Sei  Istverwal  tu  ogskörp  er  zustehen, 
kommen  «ie  juristiach  nicht  in  Betracht.  Der  AuBdnick  .Vertretung*  wird 
ja  nclfacb  in  einem  unjuristischen  Sinne  gebraucht;  man  spricht  von  dem 
Vertreter  einer  Ansicht,  einer  Kunstrichtung,  eines  Lehrfaches,  gawi^^er 
lBt«re»»en.     In  diettem  Sinne  kann  mau  sagen,   dass  in  den  Gebilden  der 

-  Salbsivarwaltong  soziale  und  politiäcbe  Interanson  eine  Vertretung  linden, 
wie  man  auch  sagen  kann,  doss  ein  Monnrch  oder  ein  Staatsmann  oder  ein 
Parlament  die  luterewen  einer  Nation  .vertreten*.  Aber  ein  Rechtttver- 
h&ltnis»  wie  Vollmacht  odor  .Auftrag  wird  dadurch  nicht  bezeichnet.  Der 
Verf.  dagegen  meint,  doäa  die  Angelegenheiten  der  Selbiitverwaltung  gefUhrt 
wezden  «Namenfl  und  im  Rechte  der  8ßlb8tverwaltungsb(>rechtigtea,  d.  h. 
«diier  Gruppe  von  StaatsangehSrigen'  und  fdajtg  f&r  sie  Vertretungsämter 
entstehen,  eiuü  neue  Art  fiffentlicbrcchtlichen  Auftrags,  der  vom  Staate 
nicbt  gegeben,  .■sondem  nur  gfordnet  wird  im  Verfolg  «einer  niitwirkung- 
einr&umenden  Thätigkeit."  S.427fg.  Damit  wird  meinesEruchtens  derKrkennt- 
nüi  von  der  RechttipeniOnlichkeit  der  SelbslverwaltungskOrper  ihr  dogmatischer 
Werth  geraubt  oder  mindentxinH  beeintrÄchtigt.  Wenn  es  auch  richtig  w&re, 
daw  die  Rechte  des  SelbfltverwaltungakdrpBrs  ,nur  die  Form  sind,  in  welche 
doii  Hitwirkungsrecht  der  Einzelnen  gebracht  ist*  |S.  429|,  ao  ist  doch  diese 
Form  eben  juristisch  maßgebend.  Die  juristische  Form  ist  die  Rechts- 
gestalt and  auf  die«c  kommt  es  in  der  Rechtswissenflcbaft  an,  niebt  auf  ihre 
materiellen  Zwecke.  Es  musa  jedoch  anerkannt  werden,  dass  in  den  Kinzel- 
anifllhrungen  dieses  Abschnittea  die  unrichtige  Grundauffassung  nicht  ge- 
rade sehr  btöread  «ich  bemerkbar  macht,  sondern  die  juristiäche  Persön- 
lichkeit der  äelbetrerwaltungfikSrper  im  allgemeinen  richtig  festgehalten  wird. 
Auf  die  zahlreichen,  in  dem  Werke  erörterten  Einzelfnigen  eiaKUgeben, 
liegt  nicht  in  der  Abriebt  dJe^^er  Be«preehung.  Nur  ein  Punkt  kann  nicht 
ganz  mit  Stillschweigen  übergangen  werden.  Der  Verf.  hat  eine  begreif- 
le  und  entschuldbare  Vorliebe  fUr  seinen  Gegenstand;  das  frunzOsische 
Jt  Ar  äffsnükliea  a«clit.  U.  1.  11 
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Verwulton^ruclit  int  ihm  diu  MusUirrcclit;  or  ist  von  seintJr  VorzQgliokkeit 
d^ircbdrungen:  was  demsolben  entgegensteht,  ist  ihm  unsj-tnpaUmch.  Dia 
macht  eich  nicht  nur  geltend  in  der  WOrdigun»  de«  VerhaJtoiiuee  nm 
Ci\-ilrecht  and  zur  Ik'chUpruchung  der  Civilgerichle .  »ondcm  iiubeHondäre 
RUch  in  nlleii  Pnnkten.  bei  denen  eine  Veränderung  des  französischen  Ver- 
walbugsrecht«  in  Kl&aät!- Lothringen  durch  die  Dentscfae  Gesetzgebung  in 
VngQ  iteht  i"^  macht  Dich  hier  durchweg  die  TcudeuK  geltend,  das  fimo- 
sOüsche  Recht  in  möglicliat  grosseu  Umfange  eq  erhalten  und  die  Wirkung 
der  neueren  üeeetze  auf  das  engste  Mass  zu  be«chriUiken.  Alan  vergleiche 
I.  B.  S.  95.  Note  11:  S.  lOl.  Note  8;  S.  115,  Note  4;  S.  lÖÖ.  ^üte  2: 
8.  181.  Note  24:  S.  211.  NoteÖ;  S.  235.  Note  15;  S.  241.  Note  14:  S.  334, 
Note  II;  S.  409,  Note  14  u.  s.  w.  An  manchen  dieser  Stellen  gelangt  der 
Verf.  zu  höchst  bedenklichen,  theilweise  auflallenden  Folgeningen. 

Wenn  in  den  Tor^ti-hendea  ErOrtorungen  dii^enlgen  Punhte,  in.  danen 
ich  abweicbcuder  Ansicht  bin,  beeondent  hersortreteD,  so  liegt  dies  ja  in  der 
Natur  jeder  Kritik.  E»  soll  dadurch  aber  nicht  der  Anschem  erweckt  wer 
den,  als  verhielte  ich  mich  im  w^entliclien  ablehnend  gegen  das  Weric. 
Ich  begrüs»e  dasselbe  vielmehr  mit  grosser  Freude  als  einen  Fortschritt  ia 
der  Behandlung  des  Verwaltungiirechts  und   bin  überzeugt,    daas  «uf  den 

vom  Verf.  gevriesenen  Wege  ihm  Viel«  mit  Nutzen  folgen  werden.  . 

Laband.  ^H 

Dr.  Karl  Freiherr  von  Hteagel ,  o.  &.  Prof.  in  Rreelaa  ,  Lehrbuch  des 
deuldchen  VerwallungiirochtB.  Stuttfrart.  Ferdinand  Enka.i 
1885.  XVI.  und  459  S.  kl.  8». 

jdan  kann  »icbt  an  jeden  Werk,  namentlich  nicht  an  jedes  Lehrbuck] 
den  MasfislAb  streng  vri»tii>nachaftHcher  Arbeit-en  legen  und  die  Anlbrderung ' 
neuer  Gewichtspunkt«,  grosser  Gedanken,  eindringender  Forachungen  stellen. 
Ein  Buch,  welubes  den  gegenwärtigen  Stand  einer  Rechtsdiaziplin  in  klarer 
und  Qbfiraichtlicher  Wciae  wiedergibt  vmd  xiir  Kinfllhning  in  die  Kenntniss 
derselben  dient,  ist  in  seiner  .\rt  auch  eine  verdienstliche  Leistung.  Nur 
wird  man  freilich  berechtigt  sein  zu  vorlangen,  daea  es  für  diesen  Zweck 
auch  wirklich  brauchbar  ist  und  nicht  lediglich  den  nogritiven  Vorzug  bat» 
nichts  wesentlich  Neues  zu  enthalten.  Von  diesem  Üe«ichti;puDkt  aus  muss 
auch  das  vorliegende  Werk  beurtlicilt  wurden;  auf  einen  Fortschritt  in  der 
Methode  oder  Systematik,  auf  eine  Erweiterung  und  Hereicherung  dos  stoff- 
lichen Uaterials  oder  auf  eine  Berichtigung  der  begritflichen.  theoretischen 
Erfassung  denselben  mnss  man  resigniren  und  sich  dumit  begnügen,  dass  die 
zahlreichen  und  weit  verzweigten  Materien,  welche  man  unter  dem  Nameo 
Verwaltungsrecht  zu  behanduUi  püegt,  in  knapper  Form  und  meisteoa  xd 
sehr  leicht  venitündlicber  Weise  erörtert  sind.  Ja,  vieles  kommt  ans  dada 
gar  zu  leicht  vumtikndlich  vor,  so  duss  man  aich  fragen  muas.  welchen 
Leserkreis  der  Verf.  eigentlich  vor  Augen  hat  Eh  gilt  dies  namentlich 
von  dem  .besonderen  Theil',  der  die  einzelnen  Verwaltungssweige  behan- 
delt Derselbe  enthält  nicht  viel  mehr  als  eine  Aufzählung  deijaniges 
Gegenstände,  auf  welche  sich  die  Füntorge  des  Staates  ctvtreckt«  sowie  der 
Zwecke  und  Aufgaben,  die  dabei  verfolgt  werden,  nebst  Angabe  der  be- 
treffenden Gesetze.  Hierbei  benutzt  der  Verf.  die  Gelegenheit,  z&bireicbeg 
Oberaua  einleuchtende  Bemerkungen  zu  machen.  So  fUhrt  er  z.  B.  S.  266 
aus,  dase  die  Anhäufung  einer  grosseren  Menschenmenge  auf  Öffentlichen 
BtraMen  in   der  Begel  nicht  blosa  ein  Uindeniias  des  freien  Verkehn  ist. 
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aoadem  auch  luimcutlich.  in  politüch  crregtL-n  ZeiUio  sicborheitsgef^rlich 
werden  kann.  S.  271  macht  ev  darauf  aiifmerksam,  ,ilaas  die  Fre«tac  und 
die  ProiBBrzeugTUSBB  in  ihren  verachiedenen  Formen  —  allerdings  nicht 
bloss  Gegenetümle  der  Sicberheitj^polizei  uind,  duodem  vor  ulltitn  ali  milch- 
tige  BildungHmi  11:61  erscheinen".  S.  295  U«en  vrir:  .Die  Ma«aregeln  gegen 
Pöoersgefabr  bezwecken  a)  die  VerhQtun^  de«  Aufbruch«  von  Feuentbrünsten, 
b)  die  Beseitigung  und  Eiiuchritukung  der  Ooftihren  i^iner  auHgebrochenen 
Feaenbnuut'  nnd gleich  darauf S.  296:  «Bei  der  HcgrabnitiäpoUicei  liandelt  ea 
■ich  luuHaar^ebi,  welche  bezwecken,  die  bei  Beerdif^ngen  mfiglichei-weiäe 
entstehenden  Gefahren  zu  beseitigen.'  Jtferkwürdigcr  würde  ca  freilich  ma, 
wenn  es  umgekehrt  wäre.  S.  299  begegnen  wir  der  Betrachtung:  »Die  Be- 
Tdlkerung  eine«  Staate«  befindet  eich  in  einem  fortwährenden  Wechwil,  her- 
vorgemfen  theils  durch  Geburten  und  SterbefUlle,  tbeils  durch  Einwanderung 
und  Auswanderung."  Ton  ebenso  unzweifelhafter  Richtigkeit  int,  wu 
8.  305  fg.  über  den  Werth  der  Gesundheit  und  S.  319  fg.  über  den  Nutzen 
der  Bildung  und  Gesittung  geoagt  wird ,  woran  sich  dort  eine  Aufzählung 
der  gegundheitapolizeilichen  Vorschriften  und  sanitären  Einrichtungen,  hier 
eine  AufsUilung  und  Beschreibung  der  verscliiedcuen  Bilduagsanätalten  an- 
reiht. Dabei  wird  u.  a.  bemerkt  (ä.  331).  dass  die  höheren  Lehninstalten 
mit  RUcluicht  auf  die  ver^chiedeuurtigen  BildungsbedUr&iase  der  einzelnen 
Beruf«weige  »ehr  ventcliiedotie  Zwecke  verfolgen,  und  (S.  342)  .das«  die 
'OfFentlicben  Bibliotheken,  Museen  und  äatuniluugen  Anstalten  7,ur  Förderung 
der  ttUgemeinen  Bildung  sind,  deren  Verbültuis^e  durch  besondere  Statuten 
und  Kegleanent«  geordnet  sind".  S.  379  «tßht  der  iiblicbo  Pancgyrikua  auf 
daa  Waaaer,  welcbeit  .zunJlchat  alj  ein  Niihruugs-  und  KeinignngtrnHttel  den 
verachiedensten  persönlichen  und  wirtbschufllicben  Zwecken  dient,  ror  allein 
ftir  die  Landwirt hscLaft  von  der  böchsteii  Bedeutung  ist,  aber  uuch  durch 
leine  Tragkraft  dem  Verkehr,  durch  aeine  Triebkraft  dem  Gewerbe  und 
der  Industrie  dient*,  dem  aber  leider  der  Vorwarf  nicht  erspart  werden 
kann,  daiH  ,e«  ausserdem  auch  uocb  ala  zerotdreude  Naturkrafl  erscheint*. 
Hoffentlich  werden  in  einer  upäteren  Auflage  bei  der  ErSrierung  der  Feuen- 
gefahren  die  »verwaltungBrachtlJchen*  Verse  Schili-kri^:  „Wohltbältig  i«t  des 
Feuers  Macht,  wenn  sie  der  Menscli  beaühnt,  bewacht*  u,  o.  w.  cilirt  wer- 
den. Sehr  grosse  MOhe  Terwendot  dar  Verf.  auch  darauf.  Ausdrücke  von 
jdemlich  allgemeiner  Terst&ndlicbkeit  genuu  zu  detiniren,  so  z.  U.  8.  297 
Bauten.  S.  386  Jagd,  S.  370  Fischerei,  S.  374  Bergbau,  S.  383  Gewerbe, 
8.  398  Handel  u.  b.  w.  Wir  halten  e«  nicht  fQr  nötliig,  diese  auFs  (JeraÜie- 
woh!  heraosgeghffenen  Beispiele  zu  vermehren:  wem  e»  Vergnügen  macht, 
der  braucht  dag  Buch  uur  mifznschlagen,  wie  m  der  Zufall  filgt-  Wir  uind 
auch  nicht  der  Meinung,  dem  Verf.  daraus  einen  besonderen  Vora-urf  zu 
machen;  er  schliciit  sich  in  dieser  Hinaicht  ja  uur  au  die  Übliche  Behand- 
laugttweifle  an,  namentlich  an  di^euigen  tSchriflcn,  welche  er  voreugsweise 
benutzt  hat 

KtwoA  aelbständiger  nach  Anlage  und  Inhalt  i-tt  der  ertrte  Theil.  der 
in  eine  Einleitung  und  einen  allgemeinen  Tbeil  zerfällt.  EigenthUmlich  int 
demselben  eine  grosse  UnClbenticIitliclikcit  der  Anordnung.  lu  der  Kinleitun^ 
werden  nicht  bloss  Krörteningen  über  Begriä'  und  Charakter  der  Verwaltung, 
die  Abgreuzimg  den  VerwaUiingsrechU  und  die  Quellen  dosselben  gegeben, 
eondem  auch  spexielle  Ausführungen  Über  die  öffentlichen  Rechte  und 
Pflichten  und  über  {JtfcQtliches  Vermögen  und  Sfifentliche  Sachen  und  dem 
letzteren  Abschnitt  wird  angehfiiugi  eine,  freilich  im  höchsten  Grade  dürftige 
»Geschieht«  des  Verwaltungsrcchts'   nebst  einigen  .Literaturangabeu*.    In 
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dem  ersten  Kapitel,  Dler  die  Organe  und   Eirricbtnn^^   der  Terwaltung, 
werdcD  im  ersten  Alist^hnitte  die  llphSrdensysiemo  Preuasens,  des  Reichs  und 
der    iuidcTi^n  Rinzel^tnaten    in   wirrem  Durelinnundrfr  vargetmf^eii ;    daranf 
JolRt  ein  AbHcbnitt   Qber  die  Selbstverwaltung,  der  wohl   ebt-nBoweiiig  j^e-i 
eignet   ist,   ein  annchaulicItM  Bild    einer   beatinimtei»  liemeindenrdiuing  mj 
geben,  und  daniuf  folgt  ein  Abxchnitt  Über  den  ,Aint«ot^aniginiis*;  dag«gea' 
ist  die  ganze  Lt-lire  von  der  Verwaltuu^sgerichtii barkeit  weit  getrennt  davon 
als  zweiter  Abachnitt  einen  dritten  Kapiteln  erörterte   Was  aber  namentlich  den 
Nutzen  des  Werkes  als  .Lehrbuch'  beeinträchtigt,  ist  das  Bestreben,  all« 
in  das  Gebiet  de»  Verwultungtirecbt«  einschlagenden  Gegeoatändo  und  die 
Gesetzgebungen   und    Ein  riebt  ungen   aller   deut«joht;n  Staaten    tastend 
borQbren,  als  «ollle   vor  allem    der  Vorwurf  vemneden  wei'den.    der  Verf.] 
hatte   etwa«  übersehen  oder  Bbergangen.  wiüirend  nirgends  die  Tendwiz  vor- 
waltet, die   Unters II cbung  xii    vortit-fon,    vertimthUch    um   den    in    Aussicht 
geuommeueD    Umfong   des   Uuchen    nicht     zu   flbe-rack reiten.      Kine    kurte 
Darstellung  kann  von  ausserordentlich  grossem  Werth  win  ^  wenn  sie  in  woU- 
dwrchdachten    und  «orgwim    fortuulirtcn    Sätzen    die  massgebenden  Qrond- 
priniipien    hinstellt,   wenn   sie    die  tJnindlinien    fert    und  klar    zu    ziehen 
weiss  und   unwesentliches  Detail  ausscheidet,  wie  es  z.  B.  Gerrer  in  seinen 
GrundzQgcn  des  Staal«reehtä  b  so    vortrefflicher  "Weise  getlian  hat.    Aber 
in  dieser  Weise  kura   zu  nein,  i»t  eine  zeitraubende  Sache  und   die  tüem 
ertordetUcbe  Zeit  acheint  sich  der  Verf.  nicht  genommen  zu  haben. 

Labani 


Aufsatz  e. 
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Das   Referendum  im   schweizerischen  Staatsrecht. 


Von 


Professor  Dr.  Hilty  in  Bern. 


I. 

Mit  dem  etwas  schwer  verständlichen  AVorte  nlipfcrendum", 
ßich  aber  in  Ermangelung  eines  andern,  kurzen  und  in  vier 
ichen  qleiclimjissig  verständlichen  Auatlnickes  eingebürgert  hat, 
)ezcichnet  man  in  der  Sclmeiz,  namentlicli  seit  Beginn  der  Re- 
[Tisinnsvei-suche,  welche  zu  der  Herstellung  der  jetzigen  Bundes- 
verfassung von  1874  geführt  hnhen,  die  couKtitutionelle  Eiririch- 
tung,  womach  es  vorgeschrieben  »der  wenigstens  unter  gewissen 
Umständon  zulüssig  ist,  BeacIilüHse  der  repräsentativen  Körper- 
iBchiiflen  (Grossen  Räthe  der  Oantoue  oder  BundeHvei-sAnimlung 
der  Eidgenossenschaft),  noch  der  Gcsainuitheit  der  Btiiiuiinilugen 
Bürger,  oder,  wie  man  sich  gewöhnlich  ausdrückt,  dem  Volke  zur 
Annahme  oder  zur  Verwerfung  vor2alegcn. 

Es  ist  also  grundsätzlich  nichts  Anderes  als  das  direete 
atzgcbnngsi-echt  des  Volkes,  das  jedoch  nicht  in  grösseren  landa- 
sindeailigen  Versanunlungcu,  sondern  in  kleineren,  den  Wahl- 
kreisen angepasstcn  Volksgruppen  ausgeübt  zu  werden  pflegt,  und 
wobei,  in  der  Regel  wenigstens,  keine  mündliche  Discussion  der  Äb- 
Htimnmng  vorangeht  und  auch,  bisher  wenigstens,  kcnie  andere  Votation 
als  die  eiufaclie  Annahme  oder  Verwerfung  der  A^orlage  erlaubt  ist. 
Das  Wort  Referendum,  welches  sich  dermalen  an  Stelle  des 
tnrsprüngUch  noch  in  dem  diesslalhgen  cidgenüssischen  Gesetze 
[gebniuchten,  besseren,  Ausdruckes  „Volksabstinrniung"  vollstiindig 
singebürgert  hat,  stammt  aus  dem  alten  eidgenössischen  Staats- 
;ht  und  bezeichnete  damals  etwas  ganz  anderes. 

12' 
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Die  alte  Eidgcnossonschaft  vor  dem  Jaltre  1798  hatto  niemak^ 
eine  Verfassung  im  heutigen  Sinne;  es  sind  auch  hlos  zwei  Mal,  nlB 
Jahre  1655 ')  und  später  noch  einmal  bei  Aiüass  der  letzten  Emeoe- 
rung  des  fnmzosi.'icheii  Bündnisses  (mit  Ludwig  XVT.)  Vereucbe  zur 
Vereinbarung  einer  sitldien  gemacht  worden.  Ihr  Buudesst 
beruhte  auf  dem  Gesamiutinhalt  der  einzelnen  Buudesbriefe, 
nicht  alle  gleicldautend  waren  und  auch  nicht  alle  Bundesglif 
direct  mit  einander  verbanden ,    daneben  auf  einzelnen  Terstänc 
guiigeu  über  wichtige  gemeinsame  Angelegenheiten  (MlhtSriscbes, 
Rechtsgang,    Garantie    der  innem  Oivlming),    wie  sie  besooders 
der  Pfaffenbricf  von    1370,   der  Sempacherbrief  von    1393,   das 
Stanzer  Compromruiss  vun  1481  enthalten,  und  vielfach  auf  blossQ^y 
Gewohnheitsrecht,  dem  sog.  Eidgenössischen  Herkommen.    Sell|^| 
die  Tagsatzungen,  diis  einzige  Bundesorgan ,    waren  nirgends  all* 
gemein  verbindlich  vorgeschrieben    (in  den   meisten  Bünden  fehlt 
sogai'  Jede  Erwähnung  dei-selbeu)    und  waren    ui'sprüugheh  nicht 
regelmässige,  sondern  blos  aidääsHchc  Versammlungen  der  Bundes- 
genossen,   meistouthcila    zum    Zwecke    schiedsgerichthcher    Eüt- 
Scheidungen,    also    nicht  eine  politische  StiiatskÖrperschaft.     lle^^ 
selbständige   repräsentative  Charakter   heutiger  parlamentarisch^^ 
Versammlungen  fehlt  ihnen  ganz,  der  einzelne  Abgeordnete  war 
blos  ein  Gesandter  semcs  Staats  zu  einem  Congressc  vou  Staaten, 
handelte    daher    lediglich   im  Namen   und  Auftrage  seiner  heimi- 
schen  Obrigkeit"}.     Wenn    Angelegenheiten    zur    Sprache    ge- 
bracht wurden,  für  die  er  keinen  Auftrag  besass,   so  wurde  über 
dieselben  blos  unverbindlich  vprh.indelt,    sodann    aber   die  Sache 
„ad  referendum  genommen'^,    d.  h.   der  Berichterstattung  an  die 
einzehien  Obrigkeiten  vorbehalten,  derea  Meinung  und  eigentliche 
Stimmabgabe  dauu  bei  der  nächsten  Tagsatzung  eröfluet  werden 
sollte ,    wobei  es  dann  allerdings  oft  genug  vorkam ,    dass  solche 

*)  Vg).  darüber  HcTT,  Revitüon  und  Reorgauisatioo.  Bern  1880,   worin 
der  hauptsScbtichste  dieser  Vcniuche  abgedruckt  ist. 

*)  Es  {pbt  sognr  Bciepiclu  vao  Tagsatzuugtm,  in  welchen  nicht  eitunal 
der  Name  des  Ycrtrct-ers  tänet  Standes  genannt  ist,  sondern  im  Ingrei»  d<v 
Abscliiedfl  blos  genagt  ist  „für  Glnruii  ein  Junger",  desscu  PcrHOa  man  gV 
nicht  weiter  r.\i  k^jtiuen  braticlit,  iiobuld  nur  feststeht,  daas  der  Stand  Qlarus 
vertreten  iftt.  Vidc  Luzonier  Tagsatzung  von  14tiä  m.  April.  Kidg.  Abs«hif 
»auuuliiiig  II.  3H5. 
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„TagsAtzungsbßSchlüsse*',  wenn  man  sie  überhaupt  so  nennen  will, 
nach  Hause,  aber  nicbt  >\iedcr  „zurückgebracht^  wurden  und  Hodann 
Mangels  der  nothwcndigeu  Uebereinst immun g  der  Stände,  die 
im  Allgemeinen  bundcsrechtlich  notliwcndig  war,  liegen  blieben  °). 
So  war  z.  B.  das  beriüirate  „Mandat  vom  Glauben"  von  1525, 
der  emstUchste  Versuch,  die  Reform  von  Staatswegen  und  ohne 
Glaubensspaltung  vorzunohmen,  der  in  der  Reform  ationszeit  ge- 
macht wurde;  ein  Beschlusa  einer  in  Lozern  Tcrsainm eilen  Tag- 
Batznng  (allerdingR  ohne  Zürich,  das  nicht  theilnahm),  konnte  aber 
dessen ungeachet  nicht  zur  Geltung  gelangen,  da  die  Batification 
der  einzelnen  Stände  nicht  erliältUch  war. 

Von  dieser  Einrichtung,  welche  sich  dann  noch  in  diesem 
'lahrbundcrt.  unter  der  HeiTschaft  dos  Bundesvertrags  von  1815 
wiederholte,  ist  der  Name  „Referendum"  auf  den  ganz  andern 
Fall  übertrugen  worden,  wo  eine  moderne  repräsentative  Ver- 
sammlung Gesetze  crlässt  oder  allgemein  verbindliche  Beschlüsse 
fiisst,  welche  zu  ihrer  definitiven  Giltigkeit  noch  eines  Volks- 
votniDs  bedürfen  oder  einem  solchen  unter  gewissen  Bedingungen 
noch   unterstellt    werden   können.     Diese  Aehnlichkeit   des  alten 

fferendom's  mit  der  modernen  Institution  dieses  Namens  ist  also 
e  blos  änsserliche. 
Tbatsachlich  vollzog  sich  diese  Umwandlung  zunächst  in  den- 
jenigen heutigen  Cantonen  der  Eidgenossenschaft,   welche  in  der 


")  Cm  wtnigsUjD»  eine   glt-icliorüge,    in   dt-ui   Thatsäclüichcu   übcrcin- 

«timmende  Berichterstattmig  an  du  Stände  za  emcleu,  wurde  altmälilig  am 

SeUtmc  jeder   TagsBlzung   ein   eogenauntcr  «Abschied",   d.  h.  ein  Sohluss- 

protocoll    über    die    eäratnilichßD    Vertuuidlangen    von    einem    beauftragten 

Schreiber  aufgenommen  und  ji^dci»  Stande  «"ine  Alischrifl  davon  niitgctbeitL 

Ans  dieueD  Prolocollen  ist  das  groHtwrtige  Quelleiiwerk  der  .Eidgc-uüeeisclien 

Abschied»'*  hon-orgegangen,  daa  dod  näcbatcna  vollendet   sein  wird  und  die 

allein  xnvKrlÜRsigft  Autcritat  für  die  Genohicht«  des  schwe-izerischtai  BundesstaaiH- 

j^Bcbt?  bildet.    Ganz  ähnlich  den  alten  Tageatzungen  Kind,   wcrui  man  nicb 

{■Be  praktüicbe  VorsteJtung  davon  machen  wiU,  die  heuligen  Cougresse  der 

grSsscrVD  inUrnatiuDah'U  Unionen  (Weltpostcougrew  etu.),  bei  welchen  awch 

jui  den  in  Bezug  auf  Stimme  gletchborcchtigtcu  Vertrclungeo  kleiuerer  und 

HnMcrer  ÜDionutoatcn  Dingo  verhandelt  werden,  lür  die  nicht  immer  schon 

^Bu  bestimmte  Vollmacht  vorliegt  und  BeschlÜBsc  gcfaest  werden,  denen  die 

EinEcIregieningeu  dann  erst  iu  folge  der  BerichterstattnDg  ihrer  Abgeord- 

beitreten  miissen. 


a]ton  Zeit  vor  1798  und  noch  in  unserpm  Jahrhunderte  kf 
Einheitsstaaten,  sondeni  selbst  Staaten  Verbindungen,  \' 
einigungen  kleiner  RepuMikcn  zu  einem  (Tpsamuitstaatawi 
waren.  Hier  mnssto  natürlich  auch  im  Örtlichen  (cantonalea> 
Stjiatsrechte  das  Gl w die  stattfinden  me  im  eidgenÖRsiacheu ;  jeder 
Beschluss  einer  repriiscntativen  Versammlung  im  alten  Sinne, 
eigentlich  eines  Cougresses,  erfolgte  nur  unter  Vorliehalt  der 
nähme  seitens  dieser  kleineren  souveränen  Gemeinwesen  und  da 
diese  aus  einzelnen  Gemeinden  im  heutigen  Sinne  bestanden, 
oder  wenigstens  gemeindeweise  abgestimmt  zu  werden  pHe^te 
selbst  wenn  mehrere  Gemeinden  zusammen  einen  sulchen  Ideinen 
Staat  bildeten,  so  ist  lüer  der  Anschluss  der  modei-nt-n  Kinri< 
tnng  aji  die  alte  ein  natürlicherer,  imd  diese  Cantone  wert 
dalier  auch  als  die  j, Wiege  des  Referendums'*  betrachtet  *).  Es 
bat  jedoch  dasselbe  nnunterbrnchen  von  ältester  Zeit  bis 
auf  den  heutigen  Tag  nur  in  dem  Einen  dieser  Cantone,  Graa- 
hünden,  bestanden,  wiilirend  der  ('anton  Wallis,  zu  dessen 
älteren  constitutionellen  Einrichtungen  es  ebenfalls  gehörte,  diesen 
Eck-  und  Grundstein  des  heutigen  eidgenössischen  und  cantonalcn 
Staatsrechts  bereits  beseitigt  hatte  und  zu  dem  HepräsentatiT- 
system  der  „fortgeschritteneren'^  Cantone  übergegangen  war, 
bevor  es  sich  beraustitelltc ,  äass  der  Fortschritt  eigentlich  auf 
der  anderen  Seite  zu  suchen  sei,  und  allgemeine  Einrichtung 
wurde,  was  zeitweise  den  meisten  Stjuitsmaunern  der  Schweiz  als 
eine  blosse    rechtslüstorische  Curiosität  erschienen  war  *). 

*)  DJB  VnlksabstimrQuug  geschietit  heute  in  diesen  Cautoneo  fa 
genau  bo,  wie  in  der  alten  Zeit,  nur  werden  jetzt  iillt!  Slinimeu  im 
Canton  zuaammcngezählL  mul  daraus  d&fl  Kesultat  dor  Abatinunuug  fj^niti 
wtOirend  früher  blos  die  Stinuncn  der  vinxi-lQL'u  Staai-Htbvilc  cutschiedea. 
nictit  die  allgemfiDn  VolksjEahl.  Im  cantonalen  Staatsrecht  galt  die  Mehr- 
heit dieser  oiiize1ut!u  Slutnihcilo  als  culacheidcnd,  im  eidgoiÜMsisohou  dagtiguD 
war,  Ueeondero  VvrhültaiiitM}  vuriichaltun,  Einstimmigkeit  erforderlich.  Hatte 
dto  EidgenoosenBcbuft  ümm  gleiche  Kefervnduni  gehabt  wie  dioae  Oantone,  so 
wäre  die  schon  vor  Jahrhunderten  statt  ciocx  Stauti^'tilmndo»  ein  Bundeattttt 
geworden. 

')  Es  gibt  iibrigims  jol*t  noch  «ehr  viele  »tilJo  Gegner  des  Kerurvndunu 
in  deiu  Juristvastandc ,  und  eino  Rückkehr  auf  die  repräsentaliven  fiia- 
richtungen  ist  nicht  amgescbkusca,  wenn  die  deraokratiachen  nicht  ntit 
grosser  Maesigung  gcbandbabt  werden. 
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beiden  fipczifisrhen  „Refereiidumscautone"  der  EidgenoJi^m'chail, 
deren  aitluTgclirachte  Institution  nun  plötzlich  gewissoruiiiä^t^n 
als  da»  historische  Vorhild  tür  die  jetzigen  VolkBubstiiiuuimgs- 
einrichtungen  der  Cantone  uud  des  Bundes  galten,  waren  vor 
dem  Jahre  1798  nicht  eigentliche  Glieder  der  Eidgenossenschaft, 
sondern  blos  sogenannte  ^srugewandtc  Orte"  derselben  gewesen. 
Das  Verhältnias  der  jfugewandten  Orte,  das  übrigens  hier  nicht 
näher  erörtert  zu  werden  braucht,  nnterscheidet  weh  von  dem 
der  eigentliclieu  iirsjiriinglicli  B  und  sjmter  13  Orte  oder  Stände 
der  Eidgenosse nschafl  nicht  dadurch  (wie  früher  vielfach  behauptet 
wurde),  dass  die  Zugewandten  nicht  mit  allen,  sondern  blos  mit 
einzelnen  der  eigentUcbcu  eigeuössischen  Orte  in  Bundesvertrag 
standen  und  somit  blos  iudirect  zu  der  £idgcnos<ien£chaft  gehörten, 
obwohl  dies  bei  der  grossen  Mehrzahl  dert*elbeu  thatsächlich  zu- 
trifll*),  Bondem  durch  die  weniger  enge  Vorbiuduug  und  etwas  unter- 
geordnete Stellung  überhaupt,  die  sicli  besonders  in  der  Art  und 
Weise  der  Kriegshilfe,  der  Theiloahme  an  den  Tagsatzungen  und 
[der  Eidesleistung  aussprach.  Thre  speziellen  Landeseinrichtungen 
len  schon  desshalb  einen  geringeren  Ein^uss  auf  die  cigent- 
len  eidgenÖKsisehon  Orte  ausgeübt  haben,  wie  man  ja  auch  bei 
den  zugewandten  Orten  (Abt  von  St.  Gallen  uud  Bischof  von  Basel) 
selbst  die  monarchische  Staatseinrichtuug  vertrug,  was  bei  den 
rirklichen  Gliedern    der  Eidgenossenschaft    schwerlich    der    Kall 

')  Genidi:  iÜk  beiden  xii^wuiidtL-ii  Orte,  die  .jetzt  nicht  mehr  xur  Eid- 

[genofisciuchafl.  ^horen,  Kottweil  ani  Neckar  und  MiilhauBuu  im  KIsass  worden 

vou  «llvo  13  Ortco  gemeinsam  nls  zu^ewuudl«  Ort«  uulguaummiin,  ohne  de»R- 

halb  jodoch  ir;i;eDd  eine  bevorzuge  Uechtsstelluiif*  vor  andL-m   zu  f^eniesMn. 

Im  Oegeatfaeil,  der  Aht  und  die  Sttidt  St.  Gulleti  und  die  Studt  Biel,  die 

Lloff    mit   wenigen    i-idK^niJsüivcbt!»    Orten  in  directiT  Verbindung   »tandun, 

.fBlteo  »I«  enger  WrliÜnJcrte.     Kin  Cuiitnri  tU\r  Ki^genf>hh^-nt,c}m{i ,   wie  noch 

ror  Kurzem  in  der  AUg.  Müuchßufr  Zeitutig  iKihaiipUit  wurde,  itA.  MiilbauKen 

frvwi'sen  und  ebenso  wenig  richtig  ist  cb,  daws  es  sich  freiwillig  aus  Zoll- 

>htik    von   deneiben   jiT^trennt   halio.    Ka  wurde  im  April   1798  vou   den 

scn  wie  noeh  audfre  solche  pzugcwuiidtc  OrW  iGt-nf,  Biplhum  Basel) 

Diese  Annexionen  nmsHtcu  sodauu  in  dem  Defensiv-  und  OHcnaiv- 

Lnianiverlng  der   helveÜBobvo  Kepuhlik  vom  nämlit^n   Jahre   anerkannt 

rard«B  vnd  worden  1816  nur  theilweiac  restituirt.   Andereraeils  waren,  wie 

getagt,   seihet    die    ältcftten    eid^euü>u<i»chcu  8  Orte   iiiciit  alle  durch 

tdirccte  Bandesverträge  mit  einander  vereinigt, 


gewesen  sein  würde.  Der  Hauptgnmd  aber,  wessholb  diese  beiden 
Länder  während  der  ganzen  alton  Zeit  mit  ihrem  obligatonschea 
JReferendum  allein  standen,  besteht  darin,  dass  sie  keine  Einheits- 
staaten, sondern  Staatenvcrltindungen  wie  die  KidgenosaenBchaft 
selber  waren ,  nnr  mit  dem  Unterschied ,  dass  hier  die  Kirixel- 
staaten  so  klein  und  demokratisch  organii^irt  waren,  da»s  ihre  Willens- 
erklärung auf  dem  Wege  der  Abstinunung  eingeholt  werden  konnte. 

Der  obere  Tlioil  des  "Wallis,  von  dem  Flusse  Morge,  der 
unterhalb  Sitten  in  die  Rhone  fiült,  aufwärts  gerechnet,  bestand 
7  sogenannten  „Zehnten",  welche  gemeinschaftlich  mit  dem  Biscl 
Ton  Sitten  den  unteren  Landestheil,  der  änsserlich  auch  in 
Zehnten  abgetheüt  war,  mittelst  Landvögten  regierten ').  Di~ 
allgemeinen  Landesangelegenheiten  wurden  theüweise  von  eine^^ 
Landrathe  erledigt,  welcher  aus  dem  Bischöfe  (resp.  2  Domherr^^ 
als  Vertreter  desselben) ,  dem  von  ihm  und  den  7  Zehnten  "ge- 
wählten Landeshauptmaim  und  je  4  Boten  jedes  Zohnt  bestand, 
andere  hingt'geii  wurden  durch  Girculiirsclireibeu  an  die  Zehnten 
gebi'acht,  welche  der  Landeshimplmann  mittels  he-stellter  Läufer 
von  Zehnt  zu  Zehnt  überbringen  liess. 

Die  Resultate  der  Abstimmung,  welche  in  den  einzelnen 
Gemeinden  geschah ,  wurden  von  dem  Lande»hauptn)ann  und 
Canzler  zusammengestellt  und  die  Melirheit  der  Zehntstimm« 
welche  allein  ent8chetden<I  waren,  da  jede  Zehnt  gleichberochtij 
^war,  dem  niichntfolgenden  Landratli  als  Entscheidung  der  Suche 
itgctheilt.  Eine  genaue  gesetzliche  Unterscheidung  dessen,  was 
als  in  der  Coropetenz  des  Landratlis  liegend  angesehen  wurde, 
von  dem,  was  an  die  Zehnten  auszuschreiben  war,  bestand 
meines  Wissens  hier  so  wenig  als  in  dem  rhätiscbcn  Freislaate, 
dagegen   hatte    der  Landrath   von  Anfang  ab   eine  bedeutendere 


*)  Die  7  Zcbatea  lelbst  wnrcD  kleine  selbstAtäadigc  Republiken  mit 
einom  Zchntenrath  und  Zehntengericht,  das  io  Criminalsachen  souverän 
obno  Appellation  urtheille.  Von  di-m  Zchotenntth.  der  auf>  dem  Zclmtcuine] 
oder  Castcllan,  ZebuteLhatiptmano,  Baiinprherrn,  den  pfeweBenen  Meyeru 
Castfllanen  «nd  au?  zwoi  Boti-u  jvdtT  zur  Zclinl  jfrliiingi'n  Gcmauilf;  bi-staad, 
wordcD  auch  die  Boanittin  der  Zehnten  und  die  Boten  an  dem  allgomeiiieo 
Landrsth  gcwiiLlt.  Kin  Abachiod  de«  Lniidratlifl  fiel  durch  Verwerfimg  too 
vier  Zehnten  dahin. 
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SleUnng  und  Cömpetenz  als  die  dortigen  Bundestage.    Diese  alte 

»VerfaKSuup  des  Wallis  hatte  dann  in  der  neueren  Zeit  das 
e igen lli find ir.he  <Tfachidc,  wiederhoU  beseitigt  und  wieder  ein- 
gellihit  am  werden.  Zunächst  musste  am  30.  August  1802  der 
l*andrath  eine  Veriassung  annehmen,    weklie  das  Wallis  von  der 

I Schweiz  lostrennte  und  zu  einer  uomiuell  selbstständigen  „rhoda- 
uiachen  Bepublik"  unter  dem  gemeinsamen  Schutze  der  französi- 
schen, ci&al  pinischen  und  helvetischen  Bepublik  machte.  Diese 
TOD  Paris  importirte  Constitution,  die  keine  andere  Absicht  hatte^ 
ftls  das  Land,  zuerst  indirect,  nachher  direct  an  Fnudcreich  an- 
snacbHessen,  um  die  damals  im  Bau  begriffene  Simploustrasso  als 
bequemste  MilitÜrstrusse  von  Frankreich  nach  TtaHen  in  frauzö- 
aischer  Hand  zu  erlialtea,  hatte  natürUch  weder  Verstäntlniss  noch 
'  Vorliebe  fiir  die  alte  Zehnten  Verfassung,  welche  die  Haudliabung 
der  Autorität  Frankreichs  nur  erschwert  haheu  würde.  Die 
Zehnten  wurden  dalier  Kwar  als  Laiideyeintlieiluug  beibebolten, 
ledighch  auf  12  vermehi-t,  d;igfgen  das  Kcffreudum  gänzÜch  be- 
seitigt. Der  Art.  47  dieser  Verfassung  sagte  einfach:  j^\^^  lois 
decretces  pai-  la  Dißte  sont  execuloii-es  pour  toute  la  R6publique 
du  moment  qu'elles  sont  scell^es  et  promuJguees  par  le  conseil 
d'£tat>  Diese  Constitutiou  von  1802  wurde  durch  ein  kaiserliches 
Jt  vom  14.  November  1810  beseitigt  und  das  WaUis  war  von 
Z^t  an  bis  zu  den  letzten  Tagen  des  Jahres  1813  ein  frawzÖ- 
sischcs  Departement  *).  Nachdem  das  Wallis  duich  den  Wiener 
Congreas  der  Schweiz  wieder  zurückgestellt  worden  war,  nahm 
'dasselbe  eine  Verfassung  vom  12,  Mui  1815  an,  welche  das  Land 
in  13  Zelmten  eiatheilte,  von  denen  jede  4  von  dem  Zehnten- 
rath  gewählte  Abgeordnete  in  den  Landrath  zu  schicken  hatte; 
der  Bischof  halt«  sodann  im  Landrath    ebenfalls  4  Stimmen  wie 


")  Die  Moti^iniD^  dieses  bnitalcn  Dapolconischen  Deoretcs  in  der 
jcliinuitioD  der  Wallisor  K<<^(^t-azig  sagt  ein&ch:  „Ics  circoDstazicRs  poli- 
I  titjußs  et  ]n  iicii<ttiua  tojiop-aphiqae  du  pejs  qui  tlC-cident  du  «ort  dcw  peiipleo 
'et  qui  ont  cluuif;/?  In  (leittittrie  de  tant  d'Etats  en  Eiiropo  ont  am^oe  la  rOuoion 
l-du  nutro  a  reiiipirc  rmn^ait."  Das  Dccn-t  »fHiKL,  don  im  Mnniteiir  prachwn, 
tlfibt  directcr  dio  SiiDploustnMBc  als  EiarcrlcibuD^üRrund  ao.  Dansclljc  ist  voll- 
[.•täadig  aligMlrnckt  ir  «lern  .polititichcii  Jalirhiich  der  nchweizeriichea  Eid- 
IgenoMonschaft'  von  IBSU  (pug.  26ö),  das  diu  niilieni  Erziüikiig  diVwr  Vor- 
ipinge  eotbilL 
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jede    Zelmt.     Die   Institution    des  HeforerKiiiitiN    wurde    dfröent- 
sprechend    wieder    eiugel'üJbrt    und    zum  Ersten    Male    iit    dic»eT 
Verfassung  in   Art.    20    näher    umschrieben.      Es   ist    dies   die 
Erste  gesetzmäasi^e  FestHtelluug  dieses  Volksrechts,  iu  folgenc 
Weise: 

„la  I>i6tc  exerae  le  pouvoir  l^gislutif.  Les  projets  de 
eont  prfipords  par  le  conseil  d'Ktat  et  ne  sont  ex^cutoir« 
qu'apr^s  avoir  etc  ref^res  aux  conMeils  de^  Dixaius  et  aanctionnes 
par  la  inujorite  de  ces  cuiuM'ilij.  Jjors^ju'il  s'agira  de  lottt 
tinauciflres,  de  capituhitious  müitaires  et  de  In  uaturaÜHatioii 
k  accorder  k  un  etrauger,  les  objeta  sout  refer^s  uou  seulemeut 
aux  conscUs  des  Dixains,  mais  oiicore  h  ceox  des  coiumoues. 
Le  rcferendum  n'est  pus  apphcable  aux  affaires  qui  intcresscnl 
le  Yalais  conunc  conton  de  ta  Suisse,  et  derircnt  des  rapports 
ot  des  obligations  etablies  par  Ic  Pacte  fedöral.^ 

Die  Zehnten  und  unter  Umständen  die  Gemeinden  Übten  also 
ihr  Stimmrecht  durch  ihi'e  Käthe,  nicht  durch  die  Volksabstimmung 
aus  imd  in  den  Beziehungen  gegenüber  der  Eidgenossenscliaft  var 
das  Refereudum  ausgeschlossen.     Diese  Verfassung  selbst  wurde 
auch  nur  von  dem  LandiiUlie  angenoiumen  und,  entgegen  der  alten 
Hebung,    weder  an  die  Zehntriithe  noch  an  die  Gemeinden  aus- 
geschrieben. ^M 
Die  Hauptbedeutung    dieser  Erneuerung    des    Referenduu^^ 
lag  damals  darin,  dass  es  dem  oberen  Landestheil,  welcher  mehr 
Zehnt^*n,  aber  weniger  Bevölkerung  besass,  in  allen  wichtigea  Fragot 
künstlich  das  l Tobe rge wicht  verlieh  ;  in  dieser  Verbindung  mit  dem 
berltihnmliehfn  ZehnlHystcm  liegt  ant-h  der  Grund,  wesslialb  dies^^ 
Institution  in  W:illis  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  als  eine  spezifisd^f 
couservative   juigetiehcn    worden  ist.     Ein  Theü  ties  AVidnrwiUens 
der  liberiden  Staatsmänner   JütcriT  Schidü  iu  der  Scliweiz   geg* 
dieselbe  rülirt  ebcnfidls  daher.  Dieselben  hatten  iu  den  Verfassung 
kämpfen,   die   den  Canton  AVailis  seit  den   divissiger  Jahren 
wegten,  allzu  oft  Gelegenheit  gebälgt  zu  Kcheii,  wie  diw  Referendui^ 
im  consei-vativ-clericalen  Sinne  gebraucht  \nirde.  Die  folgende  Con^^ 
stitutiun  vom  3U.  Januar  1839,  welche  iu  unregelmässiger  Weise  ui^| 
von  7  Zehnten  angenommen  wurde  und  durch  Ta^^satzringsbeschluss 
vom   II.  Juli  beseitigt  ward,  suchte  daher  das  Keferendum  au 
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schrauken,  Sie  enthjplt  dif-BestimmunK  (Act.  73):  „Lps  rspitulations 
milituirc's,  lea  lois  et  \ea  döor^ts  de  tinances  ou  de  oatiiraliuition 
port«s  par  le  Urand  conswl  ne  sont  executuires  que  30  jours  «pr^s 
leur  Promulgation.  Dans  cut  Intervalle  U  majoritä  des  citoyens 
Valaisans  pcnt  les  rRJeter,  si  eile  le  trouve  couveaable.  A  cet  eflfet 
un  numbr$  quelconque  de  citoyens  peut  se  reunir  de  plein  droit 
pour  emettre  son  avis,  üous  la  pr6sidence  du  cbef  de  la  com- 
rauno  qui  est  tenu  de  dresser  proc^s-rerbal  de  la  votation  et  de 
la  remettre  au  president  du  Dixain." 

Die  doünitive  Verfassung  vom  30.  Aug.  1839  Btelltc  formell 
als  Oonccssion  an  das  obere  Wallis  und  den  Clerus,  das  Keferendum 
wieder  her  mit  der  speziellen  Bestimmung  (in  Art.  50)jedoch,  „l'aB- 
semblee  priraaire  exerce  le  referenduni  et  fait  les  noroinations  qui  loi 
sont  Rttribußes"  und  diese  Bestimmung  blieb  auch  in  der  VerfesE 
vom  14.  Sept.  1844  (Art.  53)  erbalten.  Es  ist  offenbar,  dass] 
Akh  alte  Keferendum  hiedurcli  Keine  Natur  veränderte  und  in  eine 
Art  von  Vetorecht  nicht  dt^r  Zehnten,  sondern  des  gesammten 
Volkes  überging.  Die  beiden  Constitutionen  vom  !0.  Januar  1848 
und  23.  Sept.  1859  (Ali.  72)  beschriinhten  endlich  das  Volks- 
abstimroungsrecht  auf  Finanzs«u-lien  („Jede  Abänderung  der  Grund- 
lage des  bestehenden  Finanzsysteina  und  jede  Erhöhung  des 
Stenerfusses  sollen  dem  Volke  zur  Genehmigung  vorgelegt  wer- 
den") und  die  jetzige  Couslitutioii  vom  26.  Nov.  1875  hat 
diese  Beschränkung  mit  eiuer  niüiei-en  Definition  festgehalteu. 
Daijegeo  hat  der  Forui  nach  da«  Recht  den  Charakter  eines  Veto 
verloren  und  <lio  des  Referendums  auf  bestimmte  Vorlage  hin  wie< 
der  luigenonuueu.  Der  jetzige  Artikel  (15)  der  Verfasbuug  von 
Wallis  lautet: 

„Jode  Schlussnuhme  des  Grossen  Rathcs,  welche  eiue 
ausserordcutliohe  Ausgabe  von  60,000  Franken,  oder  während 
drei  Jahren  e^ne  durclischnittliche  Ausgabe  von  20,000  Franken 
Äur  Folge  hat ,  uiuss  der  Volksabstimmung  unterbreitet  wer- 
den, wenn  die  Ausgiiben  aus  dem  Ertrag  der  gewöhnlichen 
Einnahmen  des  VoraithcJilags  nicht  gedeckt  werden  können. 
Die  Abstimmung  findet  statt  in  Gciiiässheit  der  vom  Gesetz 
aufgestellten  Formen  und  innert  der  50  Tage,  welche  auf  die 
Bekanntmachung  des  erlassenen  Besclüusses  folgen." 


Hiezu  gehört  noch  Art.  27:  „Die  gesetzgebende  Gewalt  wii 
vom  Grossen  Rathe  ansgeiibt." 

In  dieser  "Weise  ist  in  dem  Einen  der  alten  Referendiimscanlone 
dieses  Volksrecht  allmählich   nmgebildet  und  zuletzt  stark  eii 
schränkt  worden.    Der  Grund  hiefiir  liegt  zunächst    in    der  vi 
änderten  Organisation  des  Oantons,  der  nun  in  Bezirke  eingethc 
ist,  ans    denen    der  Grosse  Katb    nach    gleichmässiger  Volkszal 
gewählt  wird,  sodann  in  dem  allgemeinen   gleichmässigen  Stimm- 
recht,   das    an    die  Stelle    der    frllheren  Privilegien    des    ob« 
Landestheils  gegenüber  dem  unteren  treten  musste  und  in  eim 
historischen   Abneigung   der  liberalen  Partei  des   Landes 
diese  Einrichtung.     An   die  alte   föderative  Verfassung  erinnei 
heute  blos  noch  die  Bestimmung,  dass  die  Mitglieder  der  Regierut 
nicht  ganz  frei  gewählt  werden,  sondern  bestimmte  I^ndestbf 
dabei  zu  berücksichtigen  sind  (Art.  42). 

Der  heutige  Canton  Graubilndeu  bildete  vor  dem  Jahre_ 
1801,  in  welchem  er  der  damaligen  helvetisclien  Kepublik  beitrat 
eine  Eidgenossenschaft  im  kleineren  Maasstabe,  welche  zunächst  ai 
drei  besonderen  Blinden  bestand,  die  sich  im  Jalire  1471  zu  einem' 
gemeinsamen  Bunde  vereinigt  haben  sollen.    Die  näheren  Venim- 
ständungen  dieser  Verbindung  sind  nicht  bestimmter  nachweisbar'), 
lediglich  wurde  sie  1524  und   seither   noch  melnmals  tukundlich^H 
erneuert.     Zu  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  stand  diese^H 
„Freistaat   der    drei  Bünde"  in    der  Stellung   einct^  zugewandten 
Ortes,  jedoch  nur   mittelst  Bündnissvertrfigen    der    einzelne 
Bünde,  einzig  Bern  hatte  ein  BUndniss  von  1602  mit  ollen  dreiei 

Diese  rhlitischen  Bünde  bestanden   jeder    wieder  aus    ein< 
bestimmten  Anzahl  sogenannter  Hochgerichte  und  Gemeinden 


*)  Alti  im  Jahre  1871  E?in(>  400jähngr  Krinnnrangiifeier  aUU(indf*D  noilt 
ergaben  »ich  ScIiwipiigWIteu  in  Bezug  huI  die  FfBtstclluiqi  Je»  Zrifpunkti 
dor  VerlnndiiDR.  worüber  daiuftJs  nu'lirt-rp  StreitschrUleii,  be»ond<>ni  t-it 
«olobe  von  Ilerm  ,1.  Horr,  Keclnr  dtr  CantOHSBc-hwIc  iu  Cliur  erschiene 
Ein  Buudffihrief  ilf?s  Zj-OiugericUleubuiidu  mit  dem  obpren  von  U7iai.Mii 
irt  im  Original  voriiaiiden.  Die  einzelnen  Bünde  datiren:  der  obere  v( 
1424  16.  MSrz,  der  Zchugcrichteuband  vou  14$tt  8.  Juni,  tlcr  Gottos-^ 
hansbuDd  beruht  wesentlich  auf  einer  Urkunde  vom  Sl.  October  1396, 
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▼OD  denen  jede  einzelne  eine  selbständige  kleine  Kepublik  in  ilirpii 
iimeru  Anglegcnlieiten  war,  gegenüber  dem  Bunde  aber  nur 
als  eilt  bestimmter  Theil  eines  Hocligericlits  in  Frage  kam  '"). 
Die    gemeinschafllicben    Angelegenheiten    wurden  je    nach    dem 

»Gegenstände  auf  besonderen  Bundestagen  der  einzebien  Bünde 
Terhandelt,  oder  auf  einem  jährliclien  allgemeinen  Bundestage 
aller  drei  Bünde,  bei  welchem  jedes  Hocbgericht  durch  einen 
Hauptboteu,  gewöhnlich  einfach  durch  den  jeweiligen  Vorsteher 
ohne  besondere  WaU,  und  je  nach  Ausdehnung  des  Hochgerichts 
dorch  einen  oder  mehrere  „Beibotcn"  vortreten  war.  Die  sämmt- 
liehe  Vertretung  der  Hochgerichte  am  allg.  Bundestag  bestand 
in  der  alten  Zeit  aus  63  Boten,  wozu  noch  die  drei  Bundet^büupter 
mit  beratbender  Stimme  und  je  ein  Schreiber  aus  jedem  Bunde 
■  Icamen.  Ausser  diesen  Bundestagen  wurden  noch  sogeuaiuite 
Be  i  t  a g  e  zur  Erledipmg  ausserordentlicher  Geschäfte ,  deren 
geringe  Bedeutung  eine  grössere  Zusammenkunft  nicht  zu  recht- 
fertigen schien,  abgehalten,  welche  oft  nur  aus  den  drei  „Häuptern*' 
der  Bünde,  nämlich  dem  Landrichter  des  oberen  Bundes,  dem  Bimdes- 
laiidanmiann  des  Zehnge rieb tenbun dos  und  dem  Bundespräsidenten 
des  Gotteshausbnndes  allein  bestanden,  mitunter  aber  auch  noch 
aus  einer  Änzalil  von  Boten   bis   auf  die  Hälfte   höchstens   der 


'*)  Der  obere   Buad   hatte  8,   der   Qotieshauabnnd  10  ^s,   der  Zehn- 

gericht^-iibuDil  7  Hoetigftrichte.  Anfangs  dieses  .JahrhuniU'rti  liatte  der  obere 
Bund  circa  90,000,  der  Ooltcsliausbunil  circa  S7,00ü,  der  Zebc^richtetibuDd 
circa  18,000  Seelen.  Die  StimioPn  jedes  Hochgericht«  waren  nicht  gleich, 
»otideru  iii  einer  bestimmten  horküimmliabeu  Anuth]  rctttgcolellt  und  ubemo 
h&tten  die  einzelnen  Gemeinden  jedes  Hochgericbta  einen  bestimmt  Test- 
gCHtellten  Anlheil  an  den  Stimmen  des  Ruchgencbts  und  an  der  Repräseu- 
tiuu  drsaelbeu  bei  den  Bundestagen,  wobei  mitanter  einzelnen  Gemeinden,  Be- 
faflrdcn,  ja  selbst  Familien  besondere  Privilegien  zuRtntideQ.  Alle  Gemeinden 
waren  in  Houbirc richte  ciugetbuilt,  dergestalt  jeduch,  dasB  uft  ganz  entfernt 
van  einander  liegeudc  Gemeinden  2nieaiumen  ein  Hocbgericht  bildeten.  So 
bildeten  x.  B.  StaUa  im  Oberlialbstein,  Avcra  und  Rf-ums  im  Unterengadin  ein 
Hochgericht  imd  alLeroirten  in  der  Vertretung  deseelbcD.  Gegenüber  dem 
einzehicD  Bunde  oder  dem  gesammtcn  Freiataat  erschienen  blos  die  Hoch- 
gerichte aU  politische  Körper  uod  noch  bis  zum  Jahre  1848  pflegtuu  selbst 
die  Bpäleren  Cantonsrcgierungen  oIHcicIl  nur  mit  dem  Vor^taud  den  Hoch- 
gerichtü  zu  corretipondiren.  Pia  definitive  Eintheiliu^  des  Cantons  in  politiHohe 
:OeiDeindeD  datirt  erxt  von  dem  Jahre  iülü. 


—     1?8     — 

gewohnlichen  Anzahl.  —  Die  allgemeinen  Lande&angclegenbeK 
wnrdon  auf  diesen  ^osammenkünftcu  immer   nur  auf  Katific«ti< 
der  souveränen  Gemeinden  hin  verhandelt  und  um   dieselbe 
Kuholen,    wui-de  nach  Schluss  jedes  Bundestages    von    einer    sth 
gcniuinten    Absatzkomnüssiun    das    Protocoll    bereinigt    und    ein 
gleichlautender  von  dem  Präsidenten  derselben  verfasster  Abschied^ 
mit  Bogeuftnnten  „RocÄpitnlationspuncten",  d.  h.  bestimmten  PoJ 
mein  fiir  die  gleiclmiässige  Vurnahme  der  VolkHahntimmung  jeder" 
souveränen  Gemeinde  zugescliickt. 

Die  Verhandlung  tmd  Abätimmung  übei'  dietie  Punkte  erfbln 
stets  nur  in  den  einzelnen  Gemeinden  und  miter  freier  Di8cussi( 
des  vorgelegten  Gegenstandes,    der   oft  sogai'  sehr  wichtige 
wÄrtige  Angelegenheiten  betraf. 

Beispielsweise  können  vnr  aus  der  letzten  Zeit  des  alten  St 
die  Abstimmung    von    1797    über    die  Aufnahme    des    seit   deoT 
.lahre  lölü  als  IJnterthanenland  der  drei  Bünde  verwalteten  Voll 
nebst  Clevcn  und  Bormio  als  4.  Bund  erwähnen.    Hierüber  woi 
zweimal  abgestimmt,  Kinmnl  darüber  ob  man  mit  den  HuterthAnt 
über  die  Einverleibung  in  Unterhandlung  treten  wolle,  das  andei 
Mal  über  eine  Vollmacht  an  Depiitirte  zu  diesem  Zwecke,  liei»l(-_ 
Male  ohne  Erfolg.     Bei  der  letzten  Abstimmung  wareu  21 
men   fiir    die  Kinvorleibung,    24  dagegen,    14   votirten   fUr  V( 
Schub  der  Angelegenht'it  und  4  langten  nicht  ein. 

Zur  Abstimmung  in  den  Gemeinden  waren  die  Bürgei 
derselben  berechtigt.  Vielerorts  wurde  Ubi'igens  nicht  individuell^ 
sondern  nach  HauHhaltungen  aligestimml,  dertiestalt,  dass  von  J( 
dem  Füuer"  Kiue  Person  das  StinnmiMrht  .tusiihtt'.  In  Ökon( 
mischen  Sachen  war  dies  sogAi*  Regel .  überhaupt  bestund  keine 
allgemeine  Bundesvoi-schrill  über  Stimnilierechiigung,  sondern  wi 
diesa  völlig  Sache  der  (Tcuifiiideu.  Die  Stimmen  der  (Temeiud* 
wurden  hochgerichtweise  nach  den  dafür  bestellenden  Berechtiguagc 
zusammengezithlt  und  sodann  das  Resultat  einem  sogenannten 
Oongresse  (dem  Vorf;änger  der  späteren  „Standesconimission") 
ühennittcU,  der  aus  den  drei  Bundeshäupteni  und  je  di*ei  Bot 
jedes  Bundes  bestand,  welche  letztere  im  oberen  Bunde  von  d( 
Tjandrichter  bezeichnet,  in  den  anderen  beiden  Bünden  hinge; 
naclL    einer    gewissen  regelmässigen    Reihenfolge    der  Gemeinde 


I 


ITt  wurdf^n.     DipRpr  Oonpfress    hatte   dann    die    eingelangten 

orten  auf  die  Recapitiilationnpunkte  zu  pi*iifen  und  das  Mehr 
im  ennittehi,  welches,  in  der  Uegel  erst  gelegentlich,  bei  An- 
lass  des  nächsten  Abschiedes  allen  Gerichten  und  Gemeinden 
mitgetheilt  wurde.  Es  konnten  somit  keine  allgemein  verbind- 
lichen Bundesbeschlüsse  anders  als  auf  Ratiticatiun  der  Gemeinden 
hin  erlassen  werden ,  wobei  allerdings  die  Frage  ofl'en  blieb, 
in  wie  weit  Administrationssachen   auch    hiczu    zu    znhlen    seien. 

Die  Graubündner  erlangten  durch  diese  beständige  Be- 
schäftigmig  mit  wichtigen  auswärtigen  Ajigelegenlieiten  eine  er- 
hebliche Kenntuiss  von  den  allgemeinen  poUtischen  Verhältnissen 
Europa'»,  sowie  eine  gewisse  diplomatische  Schuhuig,  die  noch 
heute  sichtbar  ist.  Noch  bis  in  die  neueste  Zeit  lünein  wurden 
die  Sitzungen  des  Graubündnerisciion  Grossen  Ratlies  gewöhnlich 
mit  einer  Uebersicht  über  die  Lage  der  gesammten  europSischon 
Politik  eröfl&iet. 

Kino  grosse  Anzahl  von  st&:3.tsrechtlich  interessanten  Ver- 
hältnissen dieses  Landes,  die  dessen  Gesetzgebung  noch  weiter 
complicirten,  müssen  vnv,  als  nicht  direct  y,a  unserem  Gegenstand 
gehörig,  hiebci  übergehen.   Ea  gab  in  ilemsellien,  nehen  den  Hoch- 

Igeriditen  und  Gemeinden,  noch  bis  in  dieses  ilahrlnindert  hinein 
eigentliche  Freihen-schaften,  z.  B.  Haldenstein  bei  Chnr,  die  zeit- 
weise sogar  das  Münzrecht  ausübten ,  oder  R}iäy.üns,  in  welcher 
Ocfiterrcich  den  Gemeinde iinminnn  bestellte  (das  zeitweise  auch 
Akm  Hause  Rollern,  und  selbst  Frankreich  angehörte '')  oder 
Tamspj  welches  ebenfalls  bis  1815  eine  österreichische  Herrschaft 
in  Graubünden  war.  Ebenso  beanspruchte  der  Bischof  von  Chur 
landesherrliche  Rechte  über  gewisse  Gemeinden  und  endlich  waren 
einzelne  Theile  Graubimdens ,  wie  die  noch  lieute  so  geheissene 
„Herrschaft"  Äfaienfeld ,  gleichzeitig  Unterthanenland  der  drei 
Bünde  und  GHed  des  Zehugerichti'iibundes,  so  dass  sie,  wenn  die 
constitutionelle  Reilie  an  sie  kam,  sich  seihst  einen  Landvogt  ku 


I 


I 


")  Hicrülicr  vg;l.  ebenfalla  das  „polilische  Jahrbuch  der  Eidgenossen* 
scbafl"  von  18ß6,  wplclics  die  Abtrtrtun^  von  Rliazünii  nu  Fninkrcich  im  Wiener 
Frieden  von  180fl  und  die  RiickerwerbtiDir  diewr  Enclavc  durch  Oesten-eicli, 
die  luBtoriflch  noch  nicht  recht  aufgeklärt  ist,  hespnchi  {[mg.  S4S.). 
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setzen    hatten ").      Aller    dieser    inländischen    und    auswiirtigeo 
LandeaUerreu,  worunter  also  gi-osser  europUisclier  Miicbte.  wusst*a 
sich  die  freiheitsstolzen  rhütischen  Gemeinden  mit  einer  GescLi 
lichkcit    und    Ausdauer    allmäldich    zu    entledigen ,     beziohuu 
weise  deren  an  sich  ganz  berechtigte  Theilnahme  au  der  Poli 
des  Landes   auf   ein    blos   ölcoDomischcs    Yorhältniss   benui 
zadrtlcken>  die  ihre  würdige  geschichtliche  Darstellung  noch  ni 
gefunden    hat,   so  dass  schliesslich  auch  hier,  wie  ini  Wallis,  d 
einheiuüscho   Staat    die   Oberhand   über    aUo    anderen    Gewalten 
erlangte.     Wenn    man    mit    unbefangenem    Auge    den    Einlhui 
studiren  will,   den   die  beständige  TheünäUime   an  grösseren  An- 
gelegenheiten auf  Geist  und  Charaetcr  eines  Volkes  ausüben,  so 
bietet  hiczu   die  Qraubündnorischc  Geschichte ,   die  leider   bisher 
nur  in  mangelhaften  DarstcUuTigen  und  ohne  eigentliche  Benützung 
der    vorhandenen    reichhaltigen    Landesarchive    besteht ,    Aiilass, 
wobei  wii'  nicht  verschweigen  wollen,  dass  es  auch  hier  eine  Zeh 
gab,  in  welcher  ein  gewisses  Streben  nach  modemer,  etwaa  mehr 
schablonenhafter  Stiiats Ordnung    die   Rofereudumseinrichtung   als 
die  eigentliche  Quelle  aller  landesüblichen  Unordnung  bezeichnete^ 
Es   gibt   oben    immer   Leute,   denen  Süssere  Gleichmässigkeit  ^| 
allen  Verhältnissen,   gewissennassen   ein   regelmässiger  Kasemeo- 
St)*l  des  Staatflgebiiudes  als  das  Ideal  vorschwebt,  nach    dem  V^m 
streben  sei ,    und   die   i^r  die    historischen    Ecken    und    Winkel 
einer  aus  vielen  successiven  Entstehung»spha£i>n  hervorgegangenen, 
dalier  etvam  alterthiimlichen  und  unregelmäsHigen,  aber  daiJir  wohn- 
liehen  und  belmglicltBn  Bauart  kein    rechtes  Yen>tändniss   habeO' 
Die  modernen  ätaaLsraänner   der    anderen  Oantone  vollends  be- 
trachteten viele  Jahre    hindurch  GraubUndeu    mit  seinen  S 
eiurichtungcu  als  eine  Art  von   gesetzlosem  Lande  (sie   konn 
sich  ja   danir    schon    auf  Schiller    berufen)    und    massen 
was  dort  uuingelhafl  war  oder  ihnen  wenigstens  so  erschien,  vor- 
zugsweise dem  Keferendum  bei  '•'*).     Dass  dasselbe   hingegen 


**J  Vgl.  hierüber  Hilty  „YorleBimgeD  über  die  Potitik  der  EidgenoBMit- 
■chftft".    fiem  1875. 

"}  Einzelti«  solcher  Vorarth«ile  and  fablea  conveuuei,  z.  B.  die,  d*» 
des  KePprendums  weg^n  kpine  ordentHühc  Foriitaufcicht  in  GmobÜDden  bt- 
ffUnütiti  habe,  kuuu  uiuu  noch  heute  mitooter  höreo. 
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Toflc  selbsttliätig  und    lehenskräftig  und  den  Staat  volkßthUmlirh 

.erhielt,  ü1>ei-$alicii  sie  giUizlich,   bis  dann  erst  iu   unserer  eigenen 

[liebensperiode  plötzlich  auR  dein  Baustein,   welchen  die  B^iuleuto 

rerwai-fun,    der   Eckstein  der  Constitulion  beinahe  aller  Cautone 

ind  der  Eidgenossenscliaft  selber  geworden  ist "). 

Allerdings    behielten   die  Graubündnorischcn  Gemeindeu  bis 

tuf  die  jetzige  Verfassung  von  1880  eine  beinahe  souveräne  Stellung 

(noininell  eine  vollständig  souveräne)  bei ,    welche  manchen  Fort- 

, schritt  des  materiellen  Culturlebens   schwierigei   machte,    weil  er 

»ben  nicht  so  einfach  von  01>en  herab   befohlen   werden  konnte, 

doch    bheb    Geigt   und  Her/  des  Volkes  dabei  lebendig  und  das 

Interesse  am  politischen  Leben,  d:ia  anderorts  unter  den  Repräsen- 

tatiT- Verfassungen    auf   eine    zeitweise   Wahlagitation   und    poU- 

Uscbe    Partei orgflfiisalion  zu  solchen  Zwecken   reducirt  war,   in 

höherem  (j-rade  erlialten,   und  wo  es   uolh wendig  war,  wubstc 

^  man  sich  eben  auch  mit  angeborener  Diplomatie  zu  helfen.     So 

Herschien  es  z.  B.  schon  im  Jahre  1839  absolut  uothwcndig  eine 

H8chai*fe   Forstordnung   gegen   die    im  Grange   bctiudliche   Wnld- 

Hverwüstiing  zu  erlassen  und  da  es  zweifelhaft  war,  ob  eine  solche 

Hlfafisrogel ,   welche   viele  Waldstreckcn    für  d<e   Ausbeutung   un- 

Ixugön^lich    machte,    gegenüber   dem  natürlichen  Egoismus  ihrer 

Eigenthümcr    zu   Stande  kommen    würde,    so   wurde   die  Forst- 

ordnuug   von  1839   und   ebenso   die   spätere   von  185Ö  nur    auf 

dem    "Wege    einer    nlaudespolizeilichen    Verordnung"    von    dem 

Grossen  Bathe  erlassen  und  trotz  Öfterer  BeclamatioD   einzelner 

mehr  theoretisch  angelegter  Leute   nie  zur  Volksabstimmung  ge- 

bmchl'*).    Umgekehrt  wurde  fin  regelmKssiges  SteuergesetÄ,  daa 

so  die  Stelle  des  althergebrachten  „Reprüsentanzschcitzes"  treten 

sollte  (wodurch  das  jährliche  Deficit  in  der  Verwaltungsrechuuug 

I")  Vgl.  hierSbei-  des  N'äborcn  meine  Schrift  von  1868  „Tlieoretikcr 
uud  Idpalislcn  der  Demokratie",  Bern  1860,  damals  ßcgea  eine  Sclirifl  tod 
BundesfAth  Drits  „die  schweizerisclio  DemokrAtie  in  ihrer  FnrtentwicklunK" 
Uiuicht*.'!,  femor  Genuel  „Apboriaracn  übur  demokratiseliea  StÄfttsrcclit". 

*'■)  jM^diglK-)i  t-in  gnux  allgemein  Innti>ndpr  (imurathsliCKhlusg  von  1B36 

beraglidi  Eiiu-iclitiing  «iuer  verlK-Mcrttm   F(ii>twirlIiBt'hiill  diiroh  Aiiffttelhing 

eine«  cantonalen  Koratbeamten  uud  Kintbfilung  dor  Wälder  in  (fefalirdetc  und 

Hmiudcr  griälirdclv  war  auHgeschriebeu  worden.    Dius  nt  die  genaue  Wahr- 


beit  üWr  diese  riniracb  Talftch  berichtet*!  Karbe. 

IrrhU  Ir>r  arrnnllicUr«  Ranht  II.  '>■ 
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«mfncli  auf  die  Grosf^ratlisrvpritspntanz  verÜieilt  [geschniUt]  wui 
und  es  dann  jedem  Walilki-eise  überlassen  blieb,  auf  welche  Weise 
seinen  Antheil  beibringe)  dem  Volke  nicht  weniger  als  fuuf  Mt 
hintereinander  und  zuletzt   nur  auf  eine  Itinfjährige   Probe   vor- 
gelegt, bis  CS  endlich  in  den  ungewohnten  sauren  Apfel  biss. 

Andererseits  ist  aber  auch  zu  erwähnen,  doss  das  Volk  Eiö-_ 
sieht  genug  hatte  um  ein  doctrinäres  Polizeistrafgesctz^  in  welche 
es  unter  anderen  Woldthaten  des  PoHzeistAates  auch  mit  Prof 
etrafcn  beglückt  werden  sollte,  zweimal  ahzulehnt>n,  dagegen 
modcmea  im  Ganzen  zweckmässiges,  obwohl  ziemlich  do( 
gehaltenes  und  gegen  hergebrachte  KechtsverluUtnisse  vieliiicti 
verstosseudes  Civilgesetzbuch  von  1862  mit  grosser  Mehrheit  an- 
zunehmen, während  z.  B.  der  benaclibai'tc  Canton  St.  GoUen  noch 
heute  ein  solches  entbehrt. 

Uebcrhaupt  liessc  sich  ans  der  Graubündnerischon  Gescbicl 
dieses  Jaluhunderts  wenigstens,  kaum  nachweisen,  dass  das  Bo- 
ferendum  daselbst  einen  Üblen  Kinfluss  gehabt  liKtto  und  es  ist 
in  Graubünden  auch  niemals  anders,  als  zeitweise  in  den  Vor- 
schlägen des  sogenaimten  ^tReformvereins",  einer  GeseUschait,  die 
es  sich  zur  Aufgabe  nmchtc  Verbesserungen  einzufiihren,  die  Rede, 
von  seiner  Aufhebung  gewesen ,  sondern  es  haben  (zum  Ünt( 
schiede  von  WalUs)  alle  Verfassungen  Graubündens  bis  auf  den" 
heutigen  Tag  ohne  Ausnalime  dieses  wichtige  Volksrecht  ei 
halten'*). 

^J  Alle  gegenthciligeit  Angaben,  wie  sie  }m  einzelnen  OegBem  dei 
Referendums,  m.  A.  auch  \m  DrEs,  sfch  findt-n.  liomlien  mif  Trrthom.  Anf  dir 
Bestrebungen  ciucr  «olir  wolilireiuciiilcu  und  wülilihütigcn  Gtivcllschaft 
einer  Zeit  wn  Oraubiindeu  mit  seüiem  Referendum  ganz  allein  ttand 
tolliHt  Wallis  davon  abgegangen  war,  ist  ein  zu  grosse«  Gewicht  nicht 
legen.  Dienelbe  hatte  die  ganz  begnlndele  Ansicht^  ohne  dasselbe  mit  thren 
8aDnt.iir'.'ii  RcfonnpllineD  leichter  du rchzud ringen  und  es  liaudclte  aich 
damslB  ftiinh  wefpntlich  nur  iim  den  Art.  34  der  damaligen  Vei-fnsoung, 
wolchtm  die  Verfassung  Bclbst  blos  mit  ','d  MehHicit  der  Volksatimi 
abändt^rlich  u-nr.  Da«  Souveränit  StNgcfuhl  der  einzelnen  Gcmeti 
war  iilk-rdiuga  mitunter  etwas  cxHltirt>.  Dem  Verfasser  selbst  ist  ein  pt 
scher  Fall  vorgekommen,  wo  eine  (.Gemeinde  eine  Berafimg  auf  die 
genSssinchc  Vi'rfasfumg  von  1848  mit  der  kurzen  Vianehmlassung  abi 
flio  habe  diese  Verfassung  noch  nicht  angenommen  imd  kümmere  sich  de 
hftlb  voT-Iäiifig  nicht  um  dioscIbL-.    Sonderbar   war  auch  eine  allgcnieinc 
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Die  Vcriastiung  von  18(13  im  7.  Capitel  der  Mcdiationsacte, 
die  Erst«  regelmässige  VcrraE^ung  des  damals  eiitäUiDdoiieii  „Cuntons 
GraubQnden''  behielt  die  altlierkömmliche  Kiotheilung  in  die  drei 
Bünde  und  die  Hocligerichte  bei  nnd  bestimmte  nimmebr  in  Art.  5 
„die  Bestätigung  der  Gesetze  und  dieVorn-altuDg  sind  in  den  Hoch- 
gerichten auf  dem  ehemaligen  Fuss  wieder  hergestellt.  Die  ehe- 
maligen  Unterthanenlandschaften  werden  so  eingerichtet,  wie  die  80 
unabhängig  waren."  „Art.  6.  Die  Verhandlung  der  Gesetze  konmit 
dem  Grossen  Rathe  zu,  welcher  aus  (33  Repräsentanten  besteht,  die 
aus  allen  Hochgerichten  im  gleichen  Verhältniss  wie  ehemals  und  aus 
allen  Tlieilen  des  Hochgerichts  gewäldt  werden,  ohne  Rücksicht 
auf  Vorrechte  zu  nehmen,  die  allenfalls  dagegen  sein  könnten.'* 

Kin  besonderer  Artikel  (9)  bestimmte,  dass  weder  die  einzelnen 
Böndc,  noch  die  Hochgerichte  anders  als  durch  die  Bundeahäupter; 
oder  den  Grossen  Rath  mit  einander  correspondiren,  oder  direcl 
mit  anderen  Cantuneu,  uder  fremden  Mächten  in  Verbindung 
treten  dürfen. 

K  Eine   AusnUirungs Verordnung  der  provisorischen  Regicrungs- 

H  commission   vom   1.  April  1803  sagte:    ^In  Zukunft  kann  nur 
H  der  Grosse   Rath  Gesetze  vorschlagen   und   die  absolute  Mehi'- 

^HHöiinaiig  QVr  ük*  Beiüiifldiiirune  eines  kudi  Todo  veraKlioiltcn  Morde», 
^^^^cbe  im  Jabro  1H47  üUttfaiid,  -kpi]  ein  Beg^oodifininfiisi^esctx  eicht  vorlmmlon 
war.  Mail  uuterBUcMe  iliunnh  «lio  Lttudesardiive  auch  rrSccdt^tixnilißQ ,  ea 
f&nd  sich  aber  gyim  caturgemäsB  keiner  vor,  weil  die  CriimmuilgcrichUbar- 
keit  b«i  don  Hochgerichten  (wie  noch  dermalen  hei  ihren  Nachfolgen),  den 
Kreisgijrichlen)  Htatid  and  die  Bcguadif^uiifj  nur  in  der  Form  einer  naoli- 
trSgticIieD  Klodjfication  de»  Urtheik  durch  da*  Ucriclit,  »ftlbat  üblich  war. 
Sluc  eoleho  ce^cbab  uicbt  ticUcti,  besooders  ctwA  nuf  Ansuchen  von  Voi'wuiidten 
dea  Verurtheilteii,  die  dann  persunlich  vor  Gericht  ervcUicnen  und  darum 
baten,  Dutunter  war  auch  das  ursiiriingliohe  UrUieil  bereit«  so  genieint,  und 
bloH  zum  Zwecke  eines  bpilsamen  KffecU's  der  Abschreckong  vorbauden. 
OflftermunUa  die  um  Modification  ansuchenden  Verwandten  anob  bestimmte 
Verpflic}ilim(;en  ühemehmen.  8n  wurde  im  Jahn<  1791  ein  gewiiser  Foltera 
Ton  Hohlen,  der  eine  Kuh  gestultleo  hatte  und  daiur  üuni  Tode  verurtheUL 
vonli'U  war,  unter  der  VoraoBsetznng  begnadigt,  da»  aoiae  Verwandtea  selbil 
dafür  sorgen  und  hlulHtiglicbc  Gewälir  dsfür  bict-en,  dass  er  iu  einem  sichern 
Gewolirsam  untergobnicbt  werde.  Jene  all;^'-'''^^'^^  LaDdesabvtinimuog  %»u 
1M7  nl  daher  das  ciuzi|;c  neinpiel  diencr  Art.  Die  Begnadi^n^  wurde  mit 
^_- -Mehrheit  abgewiesen  und  der  VenirtheiHe  hierauf  ed  Cbui-  hingerichtet. 


I 


—     184     — 

hoit  dor  Gemeinilpn  dipsen  Vorschlägen  (ieselzeskraft  prtbe3en.' 
Ferner:  „DerGiosHe  Rjitli  kann  fiinlerhin  allfin  die  Gemt^inden  an-_ 
fragen  und  ihrer  Mehrere  selbst,  oder  m  Fällen,  deren  DringHcl 
keit  er  anerkannt  hat,  durch  eine  besondere  Couimission  aufnehmen.' 
Das  Erste  Grossrathsregleinent  von  1803  bcgräiizt  die  Ooinpetei 
dieser  Behörde  ausschUe^isIich  auf:  Vorschlag  der  Gesetze,  Kutschei- 
duug  Über  Anstände  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden,  Wachsainki 
über  die  genieinsriiaftlichen  Interessen,  Verthcilung  der  nothwendigt 
Awflagouauf  dieHochgericlite,  Ajitntg  zur  Abludtung  aui«serordent 
lieber  eidgenössischer  Tagsatzungen,   Wahl  und  Instruction   d* 
betreffenden  Deputirten  und  AuMUbmug  der  Tagsatzungsbesrbltiss« 
In  allem  Weitem  blieben  die  Hochgerichte  und  wieder  die  einzelne 
Gemeiödcu   innerhalb   derselben  souverän.     Alle  hcnschaftlich* 
Rechte ,    wo    solche   noch   bestanden ,    wurden   durch   dio   Vei 
Ordnung  vom  1.  Apiil  aufjzehobcn,  so  dass  „die  betreffenden  G( 
mciiideu  ganz  frei  und  unnblulngig  den  Landammaun,  die  Obt 
kciten,  Sekelmeister  und  Weibel  wählen,  das  jus  fisci  und 
haupt  alle  Rechte,  wie  andere  Gemeinden  ausüben  '')."    Die  hierauf 
folgende  Verfassung  vom  11.  November  1814,  welche  jedoch  erst 
am  19.  Juni  1&20  als  „von  den  Ruthen  usd  Gemeinden,  als  der 
obersten  Staatsgewalt  unseres  Freistaats  genehmigt  und  bestätigt" 
anerkannt  uufl  ansgenihrt  wurde '^)  enthielt  die  Bestimmungen : 

„Die  Souveriimtiit  des  Freistjiati*  UraubUnden  beruht  auf  der 
Gosammtbeit  der  Räthe  und  Gemeinden  und  äussert  airb  durch 


>'}  Damals  wurdou  also  8.  B.  die  puliüschuc  Hecht«  des  Bischofs  von 
Cbur  mit  Vorbcli&lt  seiner  geistlichen  BefugniBso  aufeohohrn,  die  Ut!tTftcliAft< 
HaldeDstetumidTiinuip  wurden  erst  jetzt  büitdneriftclitCTuiiic-iudeuiuidJutjei-pil 
liOstflK'nde  Hoehgcricbto  aufgeiwmmen ,  ßbenso  wurde  der  „fdratlicht'  Hol 
Cbur"  (Rir  die  Dnuer  dicsor  Verfaasuag)  mit  der  Stadtgcuieiude  vereitii 
das  bisch iifliche  Fifipalaiiit  in  Obervatz,  die  Vorrocht«  der  PioiitA'«3hen  FomilH 
io  der  Bcsclzung  de»  AemtiTautlicils  der  Gemeinde  Zuz,  die  Foiidatrecht 
des  biscliüfliehou  Gast^illaiis  van  Rumüs,  die  Vorrechte  der  Stadt  Ilanz  und 
Luidvogts  von  Oberhalbst^io  uud  di^'rgl.  mehr  beseitigt.  Die  Homcbafl  d«r 
drei  Biindo,  Mmieiifcld,  erhielt  eine  förmliche  oeno  „VerraHsimg'*  als  Hoch" 
gerichl.  Der  Hof  C'hiir  wurde  nach  dem  Jabrc  1814  Hbrrm&U  selbst 
tind  ist  erst  1852  definitiv  incoriiorirt  worden. 

")  l'cber  dieie  zweite  Verfassung  Qr».ubÜndeiis  witrde  damals  rairrk- 
wiirdigpi-WfiBe  artt kclweiflc  abgeiitiinmt,  all<>  Artikpl  a>K>r  roit  MphrhcH 
angenODiuieii. 
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die  Mehrheit  ihrer  gesctzmässig  eingeholten  und  aufgenommenen 
Wille Dsmeinungcn  oder  Gomeindemehre."  (Art.  2.)  „Der  Grosse 
Rath  bildet  in  Verwaltungs-  und  Lmidespolizei- Angelegenheiten 
die  oberste  Behörde  und  die  berfithschlftgendc  über  die  bürger- 
lichen Gesetze,  Staatsverträge  und  Bündnisse,  die  den  Gemeinden 
zur  Sanction  vorzulegen  sind."  (Art.  8.)  Das  auf  den  ob- 
citirteu  Artikel  2  bezügliche  Ausführungsgesetz  „über  die 
RepräKentajiz*  und  Lasten vertheilung  vom  7.  März  1636  setzt 
fest:  „Bei  allen  Ahsümniuiigen ,  sowohl  auf  den  Gemeinden^  als 
im  Grossen  Rath  wird  künftighin  folgendes  Verhültniss  der 
Stinuugebung  oder  Repräsentanz  statthaben."  Hierauf  werden 
jedem  einzelnen  Hochgericht  seine  bestimmten  Stimmen  zuge- 
tbeilt,  die  von  fiinf  bis  zu  einer  einzigen  difFcriron  und  weiter 
vorordnet:  „Alle  Geldleistungen  zur  Bestreitung  der  Cantons- 
Insten  werden  auf  diese  Hochgericbtsstimmen  vertheiU.  Die 
Unterabtheilung  der  Stimmen  in  jedem  Hochgericht  bleibt  dem 
Einverstündniss  geiner  einzelnen  Bestaiidtheile  und  in  Ermange- 
lung eines  solchen  und  auf  erhobene  Beschwerde  dem  Entscheide 
des  Grossen  Rathcs  anheimgestollt"  "). 


")  UamAch   batten  die  Hocbfferichte  des  oberen  Bucdrs  SfS  Rcpräflcu- 

LanEatimmcii,  die  des  öotteshauHbundes  24,  die  de«  Zehngerichteubuudca  14, 

H  nnd  natürlicb  eben»)  viele  Repräeea tauten  im  GroBsen  Rath.    In  den  ein- 

H  zeltieri  HoohgcriuliU-n  wurde  durch  Vr-r»lSiidigung,  eveottjeUGronnthacDlschctd 

H  die   RepriUentaoz,  z.  B.   in   folgender  Weise   festgefliellt:   Du  Hochgericht 

H  DUsoQÜs  bat  für  die  näohfitr-n  IS  Jnhre  ah  1836  (tO  nolen  zu  steÜeo,  nämlich 

V  jede»  Jahr  5.     lMes<i  60  werden  ai>  vertheilt,  das»  die  Gemeinden  TaretMch, 

Dissentia,  Sumvix  und  ßrigola  je  7.\i  12^  Tnrne  ui  6  und  Medela  zn  4  Boten 

^m   bercchtigl    sind.      Baa  HochguricUl  Hanz   uud  Gnioh    liaL  4   Reprüüeuliioz- 

^^  ptiinnieu,  3  ilfu^elbea  »tebf-n   der  Loodscbafl  Ilouz   ußd  ßnioh  zu,    <Ue  4te 

^Kji^d  auf  13  Jahre  bisaus  w  vertbeill,    Jasü   im  er»t<.-u  •Tuhru  die  Oemelndo 

^^HMBleniPi  im  zweiten  Uaiu  und  Orunb,  im  dritten  Laax  und  See^is,  im  viert«a 

^■Hcbleuü,   im   Tuufttm  Tcnua,   ini   scchsteD  Laax  uud  Sccwis,    im  sicUoutcn 

^^  Teone,  im  acbli-u  IIbuz  uudGriioh.  im  ucuatou  Laax  uud  Scowne,  im  achuUjn 

Kchleuüi,  im  elften  Xhtuz  und  Grutjb  und  im  zwölften  Laax  und  Scevi^  siu 

ausobeu.     Die  in   deu  einzelnen  Jahren  fallififen  CantonalKleuem  folgen  dem 

gleichen   VeriiiäluDjfsmodua.     l>ieBc    »peciotle  VertbeÜung  beruhte  z.  B.  »uf 

^M  einer  „gülücben  Ucbcreinkuuft"  vom  38.  April  I83ß,  die  dem  Gi-ofisen  Rath 

^^  am  16.  Juli    vorgelegt   wurde.    Das   Hochgericht  Iübox   hatW  4  ätiinmcn, 

liicvon  besauen  die  Gerichte   Misox  und  Koveredo  S  Stimmen  und  in  jo  4 

Jahren  drei  Mal  eine  dritte,  Calanca  hingegen  1  Stimme  uod  jo  im  vierten 
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Damals    1834  vrurde  zum  ersten  Male  eine   „Ordnung  (I< 
Aossclireiben  und  der  einzusendenden  Gemeindemehren  und  Classifi-' 
cation    derselben*'  ^    also    nach    heutigem    äpracligebrauche    an 
ReferendumsgeHetz    erlassen.      Dasselbe    bestimmt    im    llVesent^l 
lieben:  Alle  Gesetzesvorschlage  sind  so  auszuschreiben,  dasa  den 
Gemeinden  bekamit  gegeben  wird,  ob  sie  dieselben  allialUg  auc^^ 
in  einzelnen  Partien  oder  nur  in  globo  aunebmen  oder  verwerfo^l 
können.      Mehren ,   die   nicht   gans    ordnungsmüssig    beglaubigt 
und  ausgefertigt  sind,  werden  je  nach  umständen  zur  Verlresw- 
rung  zurück gescliickt,   oder  auch   trotz  der  mangelhaften  Form 
ihrem  Inhalte  nach  mitgezählt,  solche,  welche  „sich  überlassend 
erklären",  wei'deu  als  annehmend  betrachtet,  bleibt  dennoch  das 
Mehr  zweifelhaft,   so   ist  es  dem  Grossen  Ratbc  anheimgestellt^» 
ob  er    aufs  Neue  ausschreiben  will    oder  nicht,   jedejifalls    abel^^ 
muss  in  dem  Ausschreibeu  an  die  Räthe  und  Gemeinden,  welcbd 
von  dem  Resultate  der  Abstimmung  Keuntmiss  haben,  genau  au- 
gegeben werden,  welche  Stimmen  anwesend,  vcnverfeud,  beding 
oder  ausgeblieben  sind  und  wie  solche  der  letzten  beiden  Cat 
goricn  cl&ssifizirt  worden  sind**). 

In  einem  Grossrüthlicben  Beschluss  vom  23.  Juui  1821 
der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  eine  authentische  Interpretation  eint 
Gesetzes  dieser  Behörde  zustehe,  jedoch  nur  für  künftige  Fälle, 
also  nicht  rückwirkend,  zu  verlangen  und  zu  ertheiien  sei. 


Jftbro  cbu  zweite;   lioi  Gelilluititungeu  wurtlc  ila»clbiit  laut    Einverttäni 
von  18IB,  1818  und  1624  die  ganze  Ldutnng  immer  in  Scchszi^hotel  v 
Ton   denen   dio.   erstgeiiauuten  Gerichte  11,   Cabmca  Uingeguu   6  zu 
liAtto.   Im  llnchgencht  HoRchiavo  (nchst  Brusio),  das  3  Hcpräsentannl 
IwwvB,  wurdt;  diu  Coufcssiou  der  Bc-vi3Ike'ruu^  durch  eliieu  GroosratlisbeH' 
mit  in  billii^  Rechnung  goroeen,  so  üxss  jeder  ConfpRsion  Ein  ReprfiieD 
der  dritte  aber  je  iu  3  Jahren  zwei  Mal  den  Katholiken  zu  (lute  kam.   Ol 
die  Aoflihning  solcher  Boiftpicle   ist  es  dem  Fcmerstuhendcn  nicht  möglich, 
sich  in  diese  Vorhältuittae  bineinzufiDdcD. 

'^  DioBO  Verordnung  euthätt  dann  Dooh  eine  ÄJix&ht  von  uns  jetxt  8«1 
sonderbar  aumuthendeu  Bf^stimmunf^cn  über  die  Art  und  Weise  die  Gemv 
den  zur  rechtKeiti^n  Absj^nbe  ihrer  j^timmen  zu  bewegen  und  über  die 
stellun};  der  rcgierungi^riitlilichcu  31ittlieiIuugL-n  tut  diänelbou.  Solehci  diu  nici 
an  einer  Strasse  liegen,  wohin  regelmässige  Buten  kommen,  sollen  z.  B. 
Canzici  eine  Pereon  bozetulmou,  welcher  diu  Sehreiben  an  sie  zogos' 
werden  können  und  mit  der  sie  über  durou  sichere  Bestellung  cinvcretandcn  üod." 
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THk  nRchßt  folgen  de  Verfassung  von  1854  enthielt  die  Bestim- 
mung: (Art  2)  „Dem  Volke  steht  zu  von  dem  Grossen  Bathe 
vorgeschlagene  Verfasäungäveränderungeu,  besetze  und  Staat»- 
vertrage  auzunehmeu^  oder  zu  verwerfen.  Seine  Einwilligung 
iat  sowohl  zur  EiuTührung  neuer  Steuern  oder  Abgaben,  als  auch 
zur  Erhöhung  der  bereits  bestehenden  erforderlich.  Neue  Cantons- 
behörden  können  nur  auf  dem  Wege  des  Gesetzes,  d.  h.  mit 
Zustimmung  des  Volkes  aufgestellt  worden."  Im  Uebrigen  bildete 
diese  Verfassung  den  Uebergang  zu  der  modeni -regelmässigen 
Geätaltung  des  Cantons.  Die  Eintheilmig  desselben  in  Bezirke, 
Kreise  und  Gemeinden  ,  an  Stelle  der  alten  Hochgerichte ,  war 
schon  im  Jahre  1851  xmcl  die  Aufbebung  der  drei  Bünde  durch 
einen  blossen  Grossrathsbeschluss  vom  Jahre  1848  vorangegangen. 
Im  Jahre  1852  war  eine  neue  Repräsentanz-  und  Lasten verthei- 
lung  auf  67  Repräsentanzstimmen  angenommen  worden,  welche  je- 
docli  durch  das  erste  auf  5  Jahre  probeweise  angenommene 
äteuergcsetz  von  1857  zuerst  suspendirt  und  nachmals  nebst  der 
alten  ^  Beschuitzungsordnimg"  für  Kriegslasten  und  allgemeine 
ijaudessteaern  von  1810  definitiv  aufgehoben  worden  ist. 

Erst  die  jetzige  Verfassung  von  Graubünden  vom  23.  Mai  1880 
hat  endlich  das  Werk  der  Ueberfuhrung  des  chemaHgen  Staaten- 
bundes, „Freistaat  der  Drei  Bünde"  in  den  Einlieitsstaat  „Canton 
Gi-aidtündeu'*  vollendet,  die  Gemeinden  sind  nicht  mehr  Souveräni- 
täten, sondern  haben  blos  nocli  eine  erhebliche  Autonomie  in  der 
Verwaltung  ilirer  eigenen  Interessen,  das  Referendum  hingegen 
ist  als  die  Hauptstütze  der  modernen  Democratie  beibehalten 
und  sogar  zum  ersten  Male  mit  einem  besonderen,  sog.  Finanz- 
referendum und  mit  der  sog.  Initiative  vervollständigt  worden. 

Die  Art.  1 — 3  dieser  letzten  Verfassung  Graubündens  lauten 
wie  folgt: 

Art.  1.  Der  Canton  Graubitndten  ist  nach  Maassgabc  der 
Bundes- Verfassung  und  innere  den  Schlanken  derselben  ein 
souveräner  Stand  der  Schweizerischen  Eidgenossen  seh  ail. 

Die  Souveränität  bombt  auf  der  Gesammtheit  des  Volkes 
und  äussert  sich  durch  die  gosetzmässigen  Abstimmungen  und 
Wahlen. 

Axt.  a.    Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  vom  Volk  ausgeübt. 
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Der  Volks:il>stimmung  unUrliegen: 
1)  Die  Verfashungs-Äendorungen, 
S)  Staatsverträge  und  Concordatc, 

3)  Gesetze, 

a)  Organisclie  Gesetze,   bürgerliche  und  Strafgesetze  mit^ 
Einschluss  deijeoigcD  über  das  gerichtliche  VeHahreu 
in  Civilsachen,  sonic  in  Criminol-  und  Strafpol izeisachen. 

b)  Venvaltuiigsgcsctzt;,    insbesondere  im    Steuer-,  Schul-^^ 
Strassen-,  Forst-,  Jagd-  und  Fischerei-,  im  Ge»undbeita^9 
und  Anuenwesen,  sowie  in  anderen  Gebieten  der  Ver- 
waltung und  Volks wiilhschaft;  ^1 

4)  Diejenigen  Bestimmimgeu  cantonaler  Ausführaiigsverord-^ 
nuiigen    zu    Bunde sgesetzeu ,    welche    nicht    notliwciidigu 
Folge  der  letzteren  sind  and  ihrer  Nattu*  nach  im 
vorstehender    ZiOer  3    in    das    Gebiet   der  Volksgc 
gebuBg  fallen; 

5)  Beschlüsse  des  Grossen  Baths,  durch  welche  neue  Cantoni 
Behörden  aufgestellt  werden  sollen; 

6)  Grossraths-Bcschlüsso,    welche    eine    neue    Äusgalie   von' 
Fr.  100,000  oder  mehr  zur  Folge  haben,  oder  eine  neue     i 
voraussichtlich  in  fünf  aufeinander  folgenden  Jahren  wiedef^f 
kehrende  Ausgabe    von   mindestens  Fr.   20,000   in    äch 
scblicsäon  \  ! 

7)  Anderweitige   Beschlüsse    des   Grossen   Bathes ,    welchaf 
derselbe   der  Volksabstimmung   zu   unterstellen   itir   gut 
findet.  H 

Art.  3.     Ausserdem  sind   vom  Grossen  Rfitb  auf  Begebreol 
von   wenigstens  5000  stimmberechtigten  Cantonseinwobnem   der 
Volksabstimmung  zu  unterbreiten : 

1)  Voi*schliige   zum    Erlass   neuer   Gesetze,   grossratbliobei 
Verordnungen  und  Beschlüsse; 

2)  Vorschläge  zurAufhebung  oder  Abändci*ung  von  Geset 
welche   schon    mindestens    2  Jahre    in   Kraft    bcstfuidoi 
haben,  sowie  grossrjithlicher  Verordnungen  und  Bescldüsso^ 
seien  dieselben  bereits  in  Kraft  getreten  oder  nicht.    Aus- 
genommen sind  grossrät bliche  Beschlüsse  dringlicher  Natur. 

Der  Grosse    Rath   hat   solche  Vorsclüllge   zu   Händen    der. 


'Völksabstimmung  stets  mit  seinem  Gutachten  und  gutfindenden 
Falles  auch  mit  Gegenanträgen  zu  begleiten. 

Dem  Gesetze  bleibt  vorbelialton,  das  Nähere  über  die  Aas- 
Übung  dea  Vorecblagsrecbtes  zu  bestimmen. 

üeberdiea  bat  jeder  stimmbci-ecbtigteCanlonseinwolmer,  sowio 
jeder  anawärts  wolmende  Caiitonsbürger,  die  übrigen  Erfordernisse 
der  Stimmberechtigimg  vorausgesetzt,  das  Recht  auf  dem  Wege 
der  Petition  Anträge  an  den  gi-oasen  Rath  zu  stellen. 

In  Graubtinden  hatte  das  Referendum  seine  Popularität  nie- 
mals eingebiisst  und  ea  ist,  wie  bereits  gesagt  wurde,  zu  keiner 
Zeit,  in  dem  ganzen  Verlauf  der  wecbselvoUen  Geschichte  dieser 
oft  stürmisch  b*^wegteii  Re])ublik  ein  offizieller  Versuch  gemacht 
worden,  dasselbe  zu  beseitigen,  oder  auch  nur  einzuschränken, 
wie  dies  im  Caiiton  Wallis  der  Fall  gewesen  Ist,  der  gegenwärtig 
nur  noch  einen  Schatten  der  alten  Eiurichtuug  besitzt  und  auch 
hiervon  nur  geringen  Gebrauch  macht.  Es  mag  diese  Verscbie- 
dcuheit  in  der  Natur  der  Bevölkerung  begründet  sein,  von  denen 
die  vorÄiegeud  germanische  Graubündens  das  Referendum  mehr 
als  einen  herkömmlichen  Schutz  der  individuellen  Gemeindefi-eiheit 
gegen  die  burcaukratiscbe  Staatsgewalt,  die  in  den  gebildeten 
Classcn  stark  romanisirte  des  Wallis  es  dagegen  mehr  als  ein 
„insti-umeut  dangereux"  ansah,  ^dont  nos  conservateurs  eux- 
[memes  ont  abandonn6  Fusage"  *'). 

In  beiden  nrspmngUchen  Refereudnmscan tonen  ist  die  recht- 
liche Natur  dieses  Institut«  allmählig  eine  vollständig  andere 
geworden,  indem  o»  jetzt  nicht  mehr,  auf  fiideralistischer  Basis 
bcndiendj  flie  Genehmigung  von  Gesetzes  vorschlügen  seitens  aelbst- 
stftndiger  Lamleatbeile  bedeutet,  sondern  die  democratische  Gesetz- 
gebung durch  die  Mehrheit  der  stimmfähigen  Bürger  des  gesammteu 
Landes,  welche  sich  statt  in  bloss  Einer  Landsge  mein  du  Versamm- 
lung ^  in  einer  grösseren  Anzahl  von  solchen  vollzieht.  Es 
[ist  daher  auch    als  ein    Missgriff  zu  betrachten,   dass  man   der 


'*)  Aju  eüu'ui  Sobreibeu  üaea  WallÜKsm  an  ilaa  Vcr&seer.  Im  Waliis 
hielt  aliiT  aucb  ein  klüiiiorer  LandcnlLvil  ctiifti  grösseren  dunit  hcrkÖinmliub 
in  uiitt!r(p;or(lDcicr  Stellung,  wäLrcail  in  Gniubünden  die  rwar  aacb  tor- 
komidcndeD,  oben  bdilKiifig  erwähnten,  I'rnilogico  einzelner  Hovhgorichte, 
o*Ier  Gemeinden  vou  miteif;<;QnIn«t«r  Bedeutung  wutcd. 


ktirze  der  Bezeichnung  wegen   den  alten,  titwas  TÖllig  Am 
beduuteudou    Namen    „Referendum"    auf   die    moderne    Vol 
abstimuiung  übeitragcn  bat. 

Ks  mag  für  die  Leser  dieser  Zeitschrift,  welche  mit  den 
historischen  Verhältnissen  der  Schweiz  nicht  nälier  vertraut  sind, 
noch  von  Interesse  sein,  im  Ajischluss  an  dicso  genealogische  Ai 
einandersctznng  über  dfts  fUtere  und  eigentHchc  Referendum  n( 
zu  erßdircn,  dass  ähnliche  Volksanfrogcn  und  Abstimmim; 
vom  15.  bis  zum  17.  Jahrhundert  auch  in  den  bedeutenderen, 
ariBtoki-atischcr  Form  vou  städtischen  Körperschaften  regierten 
Ständen  der  £idgeuos Benschaft  vorgekommen  sind.  Ganz  beson- 
ders war  diess  der  Fall  in  Zürich  und  Born.  Doch  woreo 
hier  diese  Abstimmungen  kein  constitutionclles  Recht  der  ab- 
hängigen, von  der  Stadt  aus  regierten  Landschaft  (oder  es  blieb 
wenigstens  bei  den  ersten  Versuchen,  es  zu  einem  solchen  aos- 
zubildeii),  sondern  es  war  IcdigUch  Sache  der  Politik  dieser 
Regionmgeu  sich  in  wichtigeren  Angelegenheiten  des  guten  Willens 
der  gesammten  Bevölkerung  zu  versichern,  vielleicht  auch  mit- 
unter die  Verantwortlichkeit  ftlr  folgeuroiche  Schritte 
masseu  Ton  sich  abzulehnen. 

Die  erste  dieser  Völksanfragen  in  Bern  erfolgte, 
bekannt,  im  Jahre  1*149  Über  die  Frage,  ob  man  zum  Zwecke 
der  Tilgung  von  Kriegsschulden  sich  eine  auf  eine  wöchenthche 
Abgabe  von  1  Angster  berechnete  Kopfsteuer  auferlegen  wolle ;_ 
die  letzte  ist  vom  Jahre  1610  und  betrifft  ebenfalls  eine  Kriej 
Steuer.  Sehr  viele  dieser  Anfragen  beziehen  sich  auf  Fragen 
grossen  auswärtigen  Politik.  So  1475  Kriegszug  zum  Schutz  \t 
Strassburg,  1476  Antrag  an  die  eidgenössische  Tagsatzung  geguu 
den  Herzog  von  Burgund  aiigriffsweise  vorzugehen,  1477  Rück- 
berufung der  Fri'isfhiiaren  aus  Burgimd  und  Neutralitätfifipfl 
gegenüber  Frankreich,  1495  Fiage  über  Eintritt  in  die  Hän< 
zwischen  Frankreich  und  Maihrnd,  149«  und  1499  Verbündung 
mit  Frankreich,  Betheiligung  im  dem  Scbwnb'.'iikrieg ,  15U8  und 
1509  Neutralität  gegenüber  Friinkreich  und  Deutschland,  1511 
friedlicher  Vergleich  mit  Savoyen,  1512  und  1513  der  grosse 
Auszug  nach  Italien  gegen  Ludwig  XJI.  von  Franki-eich  und 
der  Friede  von  Dijon,    1515  und  1516   der    ewige  Frieden   mit 
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Franfereich  und  1520  das  Schutz-  und  TnilzhündniBS  mit  dU 
Staate,  1525  Zustimmung  zu  der  Politik  der  Regierung  im  Bau( 
krieg,  1564  Rückgabe  der  drei  südlemauisclieu  Aemter  (OUablais, 
Faucigny  und  Pays  do  Gcx)   an  Savojeu,  1590  der  Friede  von 

K  Nyon  mit  Savoyen,  von  dem  weiter  unten  die  R«do  sein  wird  ^^). 

"  Ausser  diesen  bedeutenden  Fragen,  die  ein  volles  Vcrständniss 

IfÜr  die  auswärtige  Politik  der  Schweiz  in  den  weiteren  Volka- 
kreisen  erforderten  und  die  in  der  grossen  Hebrzafal  richtig 
aofgefasst  und  entäclüeden  worden  sind,  war  es  besonders  die 
Reformation,  welche  in  Bern  durch  eine  ganze  Reihe  von  einzelnen 
Volksentsclieidungen  von  Staatswegen  durchgeHihrt  worden  ist. 
Die  Hauptbcscblüsse  sind  von  1524  und  1526  Einführung  der 
freien  Predigt,  aber  vorläufiges  Festhalten  des  CöUbats,  der 
Fasten  und  der  kathoÜschen  Sacramente,  1527  Bittgesuch  der 
Priester,  ihnen  die  Ehe  zu  erlauben"),  1528  Annahme  des 
")  Im  Ouueen  siud  SS  Fültc  bekannt,  -woTan  17  im  15.,  etoer  im  17. 
tiad  einer  im  18.  Jalirliyndcrt,  die  meisten  also  aus  dem  16. 

•')DieM«  worde  mit  grosacr  Slehrbcit  verworfen,  von  rinzeincn  Äemtom 
mit  der  Butdrück^ichca  BegriinJung,  wenn  die  Prieslor  heinitlitn  wollen,  flo 
^Ljollen  lifi  aach  „rüt^D"  (aavreuten,  mit  anderen  AV'orteu  überhaupt  das  Land 
^■1}c«ri>eit«D).  Zwei  solcber  Antworteo  iiiÜgeu  uls  Beie^piele  rulgeu.  DieKibeu 
H  finden  sieb  schon  abffedruclct  in  den  „Urkunden  der  faemiKbeo  Kirchen- 
Hreforra  vod  HrVHLKR"  1862. 

H  LfttidgBricht  Zollikofnn. 

H  1627.    Simtag  nach  Matbei.    (Sept.  22.)    Suile  461. 

^m  Uroeemächtigea  edlen,  strängen  fronien,   vettten,  Hirsiohtigcn,    wysen, 

guüdtgcu  Herren,  iiweren  Gnaden  eyen  unser  allzyl  Gehorsam  willig  under- 
Lhäuig  Dienst  mit  nnserm  Lib  und  Gut  allzit  zuvoran  bereit.  Gnädigen 
HL'rreu,  durch  Herrn  Ilemhiirt  Tillmaunn,  iiwern  Mitrnt  uml  t'ridlin  Switzor 
övreren  Mitburßvr  halieii  wir  [rcLört  und  vorstanden,  das  Anbringen  der 
Prieslero   in    iiwpr  Statt,    Land  und  Gebiet,  an  Udi.  uns«r  (fnädig  Herren 

^■irebngot,  antriiüi.-nd,  die  Ec,  so  die  gt-nuinpL«;»  Priester  bvgUreu,  von  Ucb, 
oosem  gnüdigen  Herren  nachgelassen  werden  solle,  alles  nach  Inhalt  gestellter 
Sopplicfttion ,  die  una  dor  Lenge  nacti  «umpt  der  Iniitruction  vurgtilasen  itt. 
und  wicwol  Oniidi«en,  uil  Nut  wäre  ^kwu-ht,  der  bwcrtn  von  einem  Land- 
giicht  ZuUikofui  in  obaugczougten  Handel  Hat  zu  haben  dann  yeiv  in  ütjücbea 
I  und  noch  in  vil  minderen  Sachun,  Üch,  uueerii  guüdigeu  Herrou,  nit  wü«8eu 
au  ntben,  —  dum  Jr  bi«liar  die  Üwercn  von  Statt  und  Land  in  sÖUchem 
l'guteo  Frieden  geregieret  haben,  daran  wir  Gott,  und  demnach  Üeh,  unsers 
gnidigea  Hören  billicb  Lob  und  Dank  sollen  safrea;  —   und  so  aber  iiwer 
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grossen  Reforniationsinandats  und  Niedei-schlagung  des  oberl 
diftclien  Aiifstandes  zu  Gunsten  der   alten  Kirche,  1529  Emti 
in  das  christliche  Burgrecht  der  evangelischen  Städte  und  Sti 
burgs,  1536  Schutz  von  Genf  gegen  Saroyeu. 

Die  Staats-  und  völkerrechtlich  interessanteste  dieser    bei 


liea    I 


Will  und  Meinung  ist,   Hlwr  söltch  obangczöngt  Bpgär  und  AnbrnifTen  der 
Priestern  Kehslb  an  iJch  benchäcbcn,  sollen  wir  billig  gehonam  ersohiun, 
uad  lugi^i)  B.\no  Uefa,  unsoni  gtiüdigcii  Hcitcd,  eu  wüssod,  da»*  under  ods  du    j 
mer  worden  ist,  daj^s  es  bi  dem  erst«!!  AnseohcD  der  Prieatcm  halb  belibm 
Bolle,  hUo  itaen  alle  Pri(»ter,  eo  Eewibcr  niüneo,  oder  mit  Huren  hnühalten, 
ir  Ffriinden  beroubt    und  vie   ander  Lüt,    neb    mit  Riitcn.  Hacken   und  tr 
Hand  emeifn  nÖUen  und  inen  dehi>in  Eewibej*  erloupt  werden ,  es  sye  äaaa, 
dau  gtrmein  EidgCDOssen  odur  der  Mcrtbeil  imdor  tnen,  dou  Priestom  nadi- 
luuo,  Eviber  zu  haben,  alsdann  Jr  unser  gnädigon  Uärrrn,   ineo   da8««lb 
OUCh  verwilligcn  (inngou).    So  dcunt,  gnädigen  Herren,  »u  werden  dio  ÜwefBtt.    n 
io  gemeinem  Lnodgerieht  von  den  Müllern  miTklichcu  beBchwiixt  und  üb^^| 
DUtiwt,   de!4halb  wir    an  Oeh    bcgÖrcD,    der  Müllcm    halb    ein  Ordnung  V^ 
machen,  was  und  wievic)  man  inen  zu  Lon  geb^a  iräüc,   damit  der  gemna 
Mann  nit  also  ühcmutxot  werde.    Witer  so  erklagen  Kich  Etlich  ua  b«nri- 
tem  üwereoi  Landgericht,  so  Burger  sind,  daas  man  inen  den  Zoll   bi   den 
uSwen  Hus  abnäme  und  abfordere  von   dem,  ao  sie  in   ironi  Hus  Lruc 
über  das  sie  dewelben  in  dem  liui'grecLlüU,  gefrj'ot  abd,   dessUalb  wir 
bitten,  üwcro  Bürger  bi  iram  Burgreohtcn  xu  handhaben,  und  von  dem,  n 
*ic  tu  ircn  Hütiern  bnichen,  nucL  Tuhult  ira  Surgrechteu   nüttit   m   nSmen. 
Karin  vrÖlle  sich  iiwcr  (innd  bewinun  nach  üweroni  Yertravon;  «tat  niM  nil 
uitserm  Lib  und  Oul  ula  getrüwou  Uudertbaucu  gcgtn  Leb,  nnneru  gnidtg 
HerroD  ze  verdienen."  —  Datum  Suutag  nach  Malliei  Auuo  XXVXl  (11 
Beid  Feldweibcl  und  gemcio  Ijuidgeriaht  Zolliko£eu. 

HaBle. 
\6'J7.    Menta^  nach  Matbei.    Sept  83.    (Seit«  482.) 
Uosrtjn  friintlicb  Oruhs  mit  wilgcr  tiRborüaine,  üweren  gnädigen  Wy« 
allut  dieaitlicb,  in  guten  DrUwen  von  aus  bereit.     Edlen,  strengen,  vett 
gntUligen,  ti^Aen,  lieben  Ht^rren,   als  iiwer  Botflchaii  bi  uns  erflchinct) 
uns   rürgchiüten   der  Frii^at^r  Anbringen   dci-  Ec    balbeu,   habend    wir   um 
boratben  und    ist    das  Mer    bi    un«    worden ,    deu  PrieuWtru    die  Ee    nit 
gestalten,   und  die  Ptründen  durbi  zu  nutzen,   suuder  wetich  durcn  Wi 
uäraend,  die  och  arbeiten,  als  wir  Laien  dun  müttfien.   Waü  nbi>r  bi  Üch 
suanl  den  i'weren  das  Mer  wirt,  miigend  wir  uch  wohl  erliden.     Der  Cli 
halb  XU  bevoglen  dunkt  unii  billieh,  das  nach  üwerem  gnädigen  guten  Wü 
J!U  haudlL-u  nauh  iiwei-m  Oefolleu.     Dwinil.  halt  Ceh  flott  iu  langer  (4c8 
hoit,  in  Ereo.    Geben  ku  llasle  uf  Meniag  nach  Matlei  im  XXV'H.   (U 

Aniinau  und  Oemciu  au  Hoslc. 
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sehen  Volksanfragen  iat  die  den  Frieden  von  Nyon  mit  dem" 
Herzog  Carl  Emanuel  von  Savoyen  betreffende.  Dieser  Fürst 
suchte^  nadulem  Savoyen  Ivereils  im  .Talire  1564  durch  den  sog. 
Lausanner-Vertrag,  einen  SchiedHS]triich  der  H  ei dgenössf sehen 
Orte  gegen  Beni  und  Freilturg,  den  Besitz  von  (Jlmhlais,  Fruicigiiy 
Gex  gegen  definitive  Vfrziclitlcistung  auf  das  Waadtiiind  wieder 
erljiugt  hatte,  auch  der  ätadt  Genf  wieder  mÄclitig  zu  werden, 
welche  seit  1584  „als  ein  Schlüssel  der  Eidgenossenschaft"  unter 
dem  gemeinsamen  Schutze  von  Zürich  und  Bern  stand.  Die 
BoiTier,  denen  dieser  Schutz  zunäclisl  oblag,  hatten  auf  den  Vor- 
schlag Fnuikreichs  deu  französischen  (Tesandten,  Herrn  vuu  Sancy 
mit  einer  Subsidic  von  100,000  ThaJern  zum  Krieg  f,'<*gpn  Savoyen 
gedungen  ä'),  der  jedoch  so  wenig  cuergisrh  gcrühi-t  wurdn,  dasa 
sie  nach  einem  cbeDfalls  vergeblichen  Versuche,  ihn  selbst  besser 
zu  ftihren,  muthtos  einen  in  der  Schweizcrgeschichtc  berüchtigten 
Friede-ns -Vertrag  vom  ll.October  15ö9  abschlössen,  durch  welcben 
sie  sich  verpflichteten  „wenn  der  Herzog  Recht*ame  und  Ansprache 
suchen  wolle  mit  Gewalt  der  Wallen  oder  des  Rechtens  gegen 
die  von  Genf,  diesen  keine  Gunst  uocli  Hülfe  beweisen,  sondern 
sich  entziehen  zu  wollen  aller  Dingo  des  Kriegs"^  ^'').  Dieser  Vertrag 
der  das  ^protestantische  Rnm'^,  den  Schlüssel  des  eigenen  Landes 
preisgeben  und  den  man  damals  sogar  der  Bestechlichkeit  des 
beruischen  Sclmltheisaea  zusuhreiban  wollte^*),  wurde  von  dem 
souveränen    Grossen  Rath    in    Bern    ratifizirt    und    bereits    anf 


I 


■*)  Sie  hatten  ihm  Iilo»  3  Regimenter  von  Bern  i'id  iliren  VerbüiiJeteu 
inni  und  OraubÜDden  zur  OiRposition  gestellt.  Der  £ne|r  drehte  nich 
nüich  um  das  pays  de  Gex,  welcbe«  zuletzt  in  den  Händen  des  Herzogs 
hlieli  uud  von  demselben  sodann  im  Jahre  IHOO  an  Honig  Heinrich  IV.  von 
Fl-ankn-icii  gegen  das  MarriiiinaL  Saluz^o  aii-igeiauHcht  u-urdc.  Soithpr  besitzt 
Frmnkreicb  die-ioa  Läudclieu  diesseits  der  ilurski-tte,  von  welchem  nur  ein 
kleinem  Slück  ltiI5  an  dio  Kidgonosscusehaft  kain. 

**)  Dieser  Art.  6  des  Nynnpr  Friedpns   bezog   «ich   zurück   auf  einen 
frQIierea  ScJiiedwpruch  zu  pHyirnc  1531,  womach  den  Herzogen  von  Savoyeo , 
das  sogcnannlc  Vidomat  in  der  Stadt  Genf  anerkannt  worden  war,  welches 
jedoch  seither  längst  nicht  mphr  bestand. 

")  Dasft  derselbe  wirklich  aus  solchen  Gründen  ticd  nicht  blos  aus 
Matthnrzigkeit  den  Vertrag;  schloss,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Er  wurde 
jedoch  »bgesetitl  und  »püter  verjiflichtvt,  sieh  vor  den  Landjjumciudtn  /u 
tvrhtfertigen,  lalU  dieselben  auf  ihrer  Beschuldi^ong  beharren  aollten. 
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13.  Novemlwr  die  feierliche  Besi^wrirtiiiR  augesptzt,  wogegen  sich 
nun  iillgonieine  Kluge  von  Genf,  Zürich  und  ScbafThausen  and 
nicht  weniger  aus  dem  ächoaso  des  eigenen  Landvolkes  erhöh. 
Di«  Regiening  sali  sich  genütliigl,  die  Bescliwüiiing  unter  AnzeiRi' 
an  den  Hei-zog  zu  verscliieben  und  eine  altgenieiuc  AbslimiDun^ 
der  deutschen  und  welschen  Unterthanen  anzuordnen^'),  welclK 
sodann  mit  grosser  Mehrheit  sich  (ur  Cassirung  des  Friedens  ontl 
Aufrechthaltung  von  Genf  aussprachen.  Die  einzelnen  Antwortai 
sind  yMtn  Thiäl  interessant.  Die  meisten  Landschaften  finden  et 
unwiinlig,  die  Genfer  als  eine  evangelische  Stadt  im  Stiebe  xu 
lassen.  Der  Heiv.og  von  Savoyen  sei  ja  der  Hauptmann  der 
katholischen  Liga  und  zur  ^^ulbuehung  der  Beschlüsse  des  trid 
tinischcn  Coucüs  vereidet,  das  die  Stadt  zu  Grunde  richten 
den  Btnmpen  in  den  fl?ec  versenken  wolle".  Die  £lnunen 
fiagen,  sie  hätten  schon  früher  des  Waadtlandes  halber,  als 
sie  befragt,  ob  man  es  behalten  wolle,  erklärt,  „dieweil  man  es 
mit  dem  Schwert  erobert,  wolle  man  es  mit  dum  Schwert  behalten", 
l'uter  Anderem  wird  auch  das  alte  Testament  citirt  und  „die  Strafen 
des  Volkes  Gottes,  WL>iI  es  das  Biiudniss  des  Hauptinanns  Josci 
mit  den  Gibeoniten  nicht  gehalten,  sondern  meineidig  geworden'*. 
Das  Landgericht  Zollikcfen  sagt  spöttisch :  wenn  die  Rcgiening 
die  Kosten  «iiies  Krieges  so  sehr  fiirchte,  so  solle  sie  den  Hei^J 
von  Sancy  zur  Kückgahe  der  100,000  Tlialer,  die  sie  ihm  gegebfllH 

")  Das  Auuchroiben  an  die  welschen  Limdvögte  %'otn  18.  Februar  1600 
lautet  sehr  duu^kttiristiich  wie  folgt:  .L'avoyer  et  conscil  de  Bume,  mitre 
snlotation  prdmüo,  bien^aimA  bailU,  commo  ainni  serait  quo  nouB  anrio» 
demaudö  ropioioa  do  dos  Donunonicrs  de  uotrc  pays  d^Ällomagmi*,  coDcenual 
la  paix  faite  i  Xyon  avec  l'altMse  du  duc  de  Savoic.  ponr  savnir  s'il» 
lent  U-uir  1u  dite  paix  ou  a"\h  veulent  ä  Icur«  propre»  dcpeua  sccouhr 
ville  de  Geadre,  nons  avotu  rei;u  la  n!solatioD  de  la  plapart,  par  }htp 
noua  coiuiniflKnus,  rjuc  en  ce  tcmpü  teile  paix  et  alUaiice  ä  k  foi-iue  ooi 
ilfl  veiilent  ne  rp  pmiiToit  ratifior,  par  qiioi  no  faiit  rien  ^pcror  autre  cbcwe, 
ai  QOii  sur  CK  c^agt.'  Je  ladite  alte^se  du  duc  de  Savoic,  que  la  (fuerre  iw  se 
dnusB  coutr«  noat ;  et  st  cela  advenait ,  seroit  ä  craindn*  r^iw  not 
roiiiauds  uD  vicODOut  cti  douto  et  niattvaiee  opiuioiit  quo  soos  le  pr^text« 
dite  paix  nous  üb  les  voulussioas  abaudonner,  ou  que  pour  £trv  Ics 
prootiaim  üs  auroient  In  giierrc  sur  \<*  do»  A  Icur  gi-audc  iroric,  qu'a  occa«ftiol 
les  Hppelcr  A  sc  trnavcr  (ici)  pnur  cd  nnlonner".  etc.  Dos  j^anxe  Schretl 
ßnd«^  «ich  in  OaiEKnA,  dooomenR  rclattfit  iL  l'hiAtoire  da  Pa}'«  do  Vaud. 
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fatifinlton,  „es  wSre  denn  dass  Jr  Onftden  diese  Siirome  dem  Land 

[etlichcrgcstali  selliat  ersotzon". 

Bereits  am  3.  Mäns  1590  zeigte  die  Bernisclie  Rcgicrniig  dem 
Herzog  an,  sie  balie  den  Frieden  nicltt  bcschwörea  können, 
bis  er  den  Untcrthoiicn  auf  ihren  Landsgemoinden  vorgelegt 
worden  sei,  da  die  meisten  nun  aus  guten  Gründen  niclit  bei- 
gestimmt, so  sehe  man  ihn  als  wideirufen  und  cassirt  an  **).  Der 
Herzog  hütete  sich  gegen  alles  Erwarten  seinerseits  dem 
durch  diese  Volksabstimmung  in  Bewegung  gesetzten  Geiste  mit 
den  Waffen  in  der  Hand  gegenüber  zu  trcteu^  Hess  sich  vielmehr 
liese  nachträgliehe  Aufhebung  eines  bereits  geschlossenen  und 
ratificirten  Vertrages  stillschweigend  geCallen  und  die  Stadt  Geni". 
deren  cinÖussrcichste  Personen  heute  Gegner  des  Referendums  sind, 
wurde  durch  dasselbe  bei  Freiheit,  Glauben  und  Eidgenossenschaft 
erhalten  ").  Auch  beinahe  alle  anderen,  dieser  historischen  Bemi- 
schen Beispiele  von  Volksabstimmung  zeigen  uns,  dass  auch  ein 
gmnzes  Volk  wohl  im  Stande  sein  kann,  bei  öfterer  Praxis  selbst 

Flie  Tenrickeltsten  auswäiiigen  Hiindel  mit  guter  Einsicht  tu  beur- 
leilen,  und  dass  es,  geliürige  Belelining  vorausgesetzt,  die  ja  auch 
in    parlamentarischen  Versammlungen  nothwendig  ist ,    denselben 
in  der  Zuverlässigkeit    des   gesunden   Urtheila  im  Ganzen  nicht 

■nachsteht. 
Die  Form,  in  der  diese  hemischen  Anfragen  geschalten,  wai' 
keine  gesetzlich  oder  gewohnheitsrechtUch  festgestellte  ,  sondern 
Bwie  die  Anordnung  und  die  Befolgung  dieser  Volksentscheide 
BfULE  in  die  Hand  der  Regierung  gelegt.     Meistens  wurden  Aus- 
HBttoreiben  an  die  LaiidvÖgte  und  Amtleute  gerichtet,    mit  einem 
Kragenschemu  begleitet,  und  denselben  überlassen,  die  ünterthanen 


*")  Der  Wuiilant  Aea  .Schreitwiu  an  den  Hmxog  iat:  nPU-  vigueiir  des 
SprtiHUtes  noan  deo-laroiiR  ei  «iijirTiifioita  ä  votrc  Altoue  oä  ponvotr  paMcr  h  1a 
dicte  eolomniMktioii,  ainjij  cnt«niionfl  qiin  de  notre  part  leidict«  tmit^R  rh  la 
Ibmif!  et  teneur  tju'ÜH  Bont  couch^s  devoir  etru  caMes  nuls  et  rC-votjue»". 

")  Da»  diesB   die  Mmniing  war,   beweist  bosocders   die  Anzei^  des 

^Vorgangs  ao  die  fnuizosiFiche  GcsandtucLafl ,   worin    gesagt    ist,    die  Bcnier 

fhalicn  "ich  pntnahloAMn  «de  qnitter,  oaasor  t^t  anculc-r  ledict  traitd  ....  et 

d'abn'iTer  et  satiabire  au  mi<ux  qu'il  tiera  posHihle  aux  ti-aitö«    Ha    pajx    et 

d'allinnce  qii'ils  oot  avec  la  oourfinno  de  Fraace   eowmMe   ao  trait«  de  U 

coiucrmtion  df  la  vilU"  de  Gfn^vf". 
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in  gutfmdender  Woise  zu  vorsammeln,  nufzuMäreii  und  üb*^r  il 
Mdnung  Beriebt  zu  erstatten.      Oder  es    gingeu  aiisgeschoss« 
Rathsglicdcr    in    die    Laiidsclmrt   biuaus ,    um    die    Bevöikei 
zu   beiehren   und  sich   ihrer    Meinung  zu   versichern.      Dies 
schab    im    Falle    des    Fiicdcus   vou   Nyon    mit    Bezug   auf 
deutscheu    Landschaften    und    aargauischen    Städte.      Oder   ea 
wurden   endlich  Ausschüsse  der   Landschalt  nach  Bein  bt 
lun  solche  wichtige  Sachen  in   der  Kaths^itzuiig    niitberatheu 
helfen.     Dies  winde    1590    hrzügUch    der  welschen  Unlt-rllm 
angooixluct.    Doch  war  dieser  letztere  Modus  bei  der  bentiscl 
Regierung  Jim  wonigsten  behebt.    Den  Grund  nennt  der  Chroi 
Aiishelni,  indem  er  sagt,  man  habe  1509  Rathsbuten  in  die  Aumt 
hinansgeachickt  „wol  bedacht  wiigcr  ze  sin  ir  Rät  hinus  ze  sende 
dann  ir  Üntorthatien  harinn  ze  Ritten  ze  machen,  so  dann  seil 
ohne  Nachtheil  einer  Obrigkeit  zesamnienkoramen,  gewonlich 
wegen  ira  abziehen,  Party  und  Immg  anrichten   oder  stÄrkec 

Diese  Furcht,  vor  einer  zu  starken  Einmischung  des  Vc 
in  die   Ri'giennig    w!ir   wnhl    auch    der    Grund ,    wesshalb    diesT 
Volksanfragen  vom    Jahre  1610   ab,    bei    immer   starkorer   Aos- 
bildung  der  Oligarchie  nicht  mehr  zur  Anwendung  kiunen.    Erst 
in    ihrer    letzten  Verlegeulieit    berief   die  Regierung    dann    noch 
solche  Ausschüsse  aul'  den  1.  Fnbruai-  1708  nach  Bern,  nachdem 
bereits  die  Freiheitsbiiume  in  Lausanne   und  Aar.iu  aurgeiiUauzl_ 
waren,  dieselben  sassen  dann  im  Grossen  Rathe  bis  zum  6. 
konnten   aber  das  Geschick   des  Staates   nicht  mehr   aufhall 

üebcr  das  Stinmirecht  in  solchen  Fällen  bestanden  ebei 
keine  bestimmten  Vorscliritlen.    Kamen   Landschafts  boten    i 
Bern,  so  schickte  jedes  Amt  gewöhnlich  zwei  Boten,  die  in  einer 
herkömralicheu  Rangordnung   (vorrni   stets  Thun  und  Rurgdorf) 
ihre  Aufträge  im  Rathe  erÖflFrieten.  Bei  der  letzten  derartigen  Yer- 
saunnlung  am  1.  Februar  1798,  fanden   sich  51  Ausgeschossc^H 
ein.     Bei  der  Abstimmung  auf  dem  Lande  selbst   wurde  in   der 
Regel  alle  Manuschalt  vom  erflUUcn  IL  Lebensjahre  ab  zur  Ab^ 
Stimmung  zugelassen,  1503  schon   die  ISjiLhngcn,  mitunter  ab( 
wurde    aucli    das    16.  und    18.   Altersjahj-    vorgeschrieben.      Di 
TheilnahniH  au  der  Abstimmung  war  in    der  Kegel  nicht  obUgiP 
torisch.  doch  ^vurden  in   einzelneu  Fallen,   z.  B.  bei  Anlass  der 
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leaiebrlcren  Al)»timmui)gcn  über  die  Reformation  (1527  und 
^1528)  die  Ratliäbutcu  ausdrücklich  ungehidteu,  zu  sehen  ti^^^ 
HJedenuann  zugegen  und  Nicmaud  säumig  sei".  Die  Einwolmer 
^Hh  Stadt  Bern  selbst  wuideii  uie  uugcfi'ft^,  mit  einziger  Aus- 
"Same  des  Refonnationsmandfits  von  1528;  aie  galten  als  duich 
die  Obrigkeit  bereits  vertreten.  Mit  einer  praktischen  Klugheit 
dÜchf  die  durch  imserc  jetzigen  Begriffe  von  Kechtsgleictdicit 
cldobseu  ist,  wurden  die  Landschallcu  inimer  erst  eine 
e  Zeit  mich  ihrer  Enverbuiig  zur  Thtjünaliuie  an  solchen 
Volksentscheiden  zugelassen,  so  dna»  das  Aargau  erst  nach  60 
ahren  1475,  Waadt  uach  28  1564,  Äigle  1528,  Erlach  1487 
politische  Mündigkeit  erlangte.  Es  feblte  in  Bcni  nicht 
ersuchen,  diese  Volksabstimmung  zu  einem  förmlichen  con- 
itutionelJen  Kerbte  der  Landschaft  zu  gestalten  und  wenn  das 
Land  Ki-aft  und  Ausdauer  in  hinreicliendem  Maasse  besessen 
hätte,  um  die  wiederholten  Verein haningen  daiüber  mit  der  aristo- 
ischen  stätltLschen  Obrigkeit  aufrecht  zu  halten,  so  hätte  sich 
ie  OliganJüe  der  letzten  beiden  Jalirhundei-te  nicht  ausbilden 
kfinnen,  vielmehr  würde  der  Staat  Bern  (und  tlnrcb  sein  Gewicht 
die  Eid  genossen  seh  afl)  mntlimaÄslirh  ohne  Revolution  in  die 
Bcoustitutionellen  StaatHfonnen  unserer  Zeil  übergegangen  sein. 
Im  .Ialu*eI513  wnrdc  zuerst,  in  Folge  von  Aufstünden  uach  der 
Schlacht  von  Novara,  zwischen  dem  Ratli  und  Vertretern  des 
Landvolkes  in  einer  Htäglgcn  Berathmig  ein  Vergleich  von 
17  Artikehi  zn  Stande  gebracht,  wodurcli  die  Regierung  nament- 
lich versprach  obno  Zustimmung  von  Boten  von  Stadt  und  Land 
keine  Bündnisse  mehr  einzugehen,  in  denen  auswärtigen  Staaten 
Hilfe  zugesagt  werde.  Einige  missbeUcbte  Beamte  wurden  auf 
Klagen  des  Landes  vom  Amte  gestossen,  und  durften  ohne 
dessen  BewiUigung  nicht  wieder  eingesetzt  werden^").  1531  nach 
dem  tmglückhclien  Kappeier  Frieden  kamen  Ausschüsse  der 
Lftndscliaft  ungeladen  in  die  Stadt  und  nach  dreitägigem  Cnpitu- 
liren  mit  ihnen  wurde  abermals   ein   Vergleich  in    16   Artikeln 


**)  t>ie  AkttD  üiesor  Siicbe,  namcLllicb  iler  Origioftlabscbied  tiod  die 
cthnfUicIi  eiugegMi^iien  Klagen  iIm  Landvollcs  fohlftn  3bri(r«M  j^^^t  »oi 
.SUuUaarcbir  und  ehens«)  alle  Rutfasprotoknlle  vom  Juni  bis  Dczi-nilx-'r  1ßl3. 
Es  ti(<gt  die  Vemtuthung  ua)ie,  dam  sie  spSter  ahBichtUcb  beseitigt  wordeu  sind. 

Atehit   für  AffMliicIiM  lUrbt  II.   3.  J^ 
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verschrieben ,  worin  neuerdings  voraugswcisc  die  Verpflichtui 
enlUaltcu  ist,  das  Land  über  vicbtigc  Frag^m  der  auswärtig 
Politik  2U  Rnthe  zu  ziehen^  (kein  BiUidniss  und  keinen 
ohne  Volksflnfrngc  zu  bosciüiessen).  Von  diesem  Vergleiche 
zwei  Ausfertigungen  genuicht  und  die  eine  fiir  die  aargauie 
üntertbanen  in  üurgdorf,  die  andere  nir  die  Oberländer  in  Tb 
deponirt.  (Art.  3.)  Das  Protokoll  Uher  die  Verhandlungen 
(Batlismanual  No.  231)  und  diese  selbst,  sind  ebenfallü  sehr 
interessant  für  die  spocieUe  Xinndesgcschichtc  und  noch  uirgend& 
hinreichend  beleuchtet.  Manches  erinnert  in  diesen  älteren  Akten- 
stücken an  die  heutigen  verschiedenartigen  Urtheilo  über  di« 
Volksabstimmungen,  nirgend»  aber  zeigt  sich  das  tiefe  Misstrau« 
welches  viele  Gebildete  heutzutage  (trotz  aller  Schulen)  in 
Verstjindniss  des  Volkes  filr  seine  pohtiscben  Angelegenheit 
setzen,  sondern  der  "Wideretand  der  damaligen  regierenden 
erklärt  sich  einfach  durcli  ihre  Abneigung,  die  Kegierungsgewalt 
Competitoren  zu  theilen,  die  nach  damaliger  Staatsordnung 
ungleicli  in  Rfichten  erachtenen.  Erst  das  Jalir  18K9  hat  dem 
heutigen Canton  Bern  dieses V'olksabstimmungsrechl  wieder  gebrat 
Eine  kleineBroschüre  dos  damaligen  golelirtcn  und  zugleich  vol 
freundlich  gesinnten  Staatsarcliivars  von  Stüblkr,  »Dio  Vol 
anfragen  im  alten  Rci-n"  (Rem  I86ft)  tnig  damaln  nicht  wenig" 
dazu  bei,  diese  Einrichtung  als  eine  Art  von  Revindicution  cl 
mals  vorhandener  und  ohne  hinreichenden  Grund  beseitif 
Volkarechte  populär  zu  machen. 

In    der  Geschichte   von    Zürich    findet   sich    ein  Versw 
eine  Referendumseinriclitung    zu   Gunsten    der    LämdbevöU« 
gegenüber  der  souveränen  Gewalt  des  Grossen  Rathes  der  Stadt' 
gesetzlich    zu    hegi-ünden,    in    zwei    merkwürdigen  Aktenstiick( 
den    sog.  AValdmakn 'sehen    Spniciihricfen    von    1489    und    Ai 
Kappeier  Brief  von  1531.    Die  erstgenannten  Urkunden  waren  eil 
Art  von  Vermittln ngsentscheid  der  7  alten  Orte  der  Eidgenoss 
Schaft  zwischen  „ganzer  Gemeinde  der  Stadt  Zürich"  und  ngnnzf 
Gemeinde  vor  der  Stadt  Zürich,  als  den  ihren,  an   dem   andt 
Theil'^.     Der  Landseliaft  wurden   durch   diese  Briefe,  welche 

"')  Dieselbe  wurde  pigentUi'h  g'ipichrftitijif  omt   durch  den   Kogpiianii 
4  Gcscliworrncd  Brief,  die  9.  StHrUvrrTHssiing,  fcstf^sU;!!!.  (1498.) 
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sieben  Exemplaren  den  einzelnen  Landscbaften  zwgcfertigt  wurden 
und  die  nicht  in  allen  Einzelheiten  gleicblaiiten,  namentlich  Uns 
Recht  ertheilt  „wenn  sie  mit  böser  Gewalt  Uliersetzt  werden 
wöllt*!nt"  auf  Versammlungen  mehrerer  Kircbhtiren  Ausschüsse  zu 
wühlen,  welche  vor  den  Rjith  in  Zürich  ki)mnien  und  die  Begehren 
der  LandsrbaA  dort  eröffnen  sollen  *-).  In  dem  Kajipeler  Brief  von 
1531,  9.  Dezember,  welcher  allen  Landvögten  zugestellt  wurde, 
versprach  der  Rath,  ähnlich  wie  in  Bern,  „keinen  Schirm  noch 
Bnrgerschaft  mehr  zuzusagen,  auch  keinen  Krieg  mehr  anzufangen, 
ohne  einer  Ijjindschaft  Wissen  und  AVillen'^.  Ebenso  wird  das 
„Berichten*^  der  Landschaft,  das  schon  längere  Zeit  Üblich  ge- 
*T3Sen  war,  nun  zu  einem  förmlichen  Constitution  eilen  Rechte  er- 
lioben:  j,Xrnd  ob  wir  mit  etwas  Artiklen  oder  grossen  ebhaften 
Beschwerungen  gegen  Jemand  beladen  wärent,  dasa  wir  gediich- 
tint  in  Unserem  Erlyden  auch  Stadt  und  Land  nit  tragenlich  zu 
s)-n,  das-t  wir  l'nsere  hiderV>e  Lüt  uff  dem  lauil  darum  herath- 
Kamen  und  es  ilinen  anzeigen  sollenf^  ^'). 

Diese  Berichtei-stattung  geschah  in  Zürich,  soweit  dies  aus 
Torliandencn  Beispielen  ersichtlich  ist,  immer  in  der  Weise^  dass 
Ratbsabgeordnete  auf  die  Tjandschaft  hinausgingen,  um  den  dor- 
tigen CTemebiden  von  der  gedämmter  Sachlage  nnd  der  Ansicht 
des  Rathes  Kenntnis«  zu  geben  und  ihr  Wohlmeinen  darüber 
zn  veniehmpii.  Es  wurde  hier  also  mehr  eine  Zustimmung  zu 
gefaasteu  Beschlüssen  und  eine  Bekräftigung  einer  bereits  bestimmt 
vorhandenen  Regierungspolitik  verlangt,    während   sich  der  Rath 


**)  Diese  Dcsümmung  betraf,  g^aaii  gcnnmtinpQ,  «war  nnr  einen  Thcil  der 
UntertbaneD,  die  Landschaft  am  Zürichsee,  welche  auch  das  Rcvht  erhiolten, 
ihre   trolen-iigte  M'llmt  mi  walile^n. 

")  Pie  übrigen  Haui>thc9tinimunf;cii  dieeei)  mcrkwordixon  Briefe»  richten 
lieh  bauptaSchlich  imt^r  dem  damnlif[en  Kindnirlc  der  «nalücVlicIieii  Schlnclit 
von  Csppel,  f^?en  das  Andenken  der  Herrsclmft  Zwinpli's  und  pl^gen  die 
(ieisilicbkfit  Gberliaupt ,  welche  in  der  l(>tzt<?n  Zeit  nlbni  grossen  EinfluRR 
auf  die  Puliiik  ao^jicübt  und  zu  dem  Kriege  weBenllich  beigetrBjren  haUc.  Per 
Hritf  spricht  daher  von  .harverloHl'ia'n  Pfaffen ,  ufriihrijfen  Sfihrj-frn  und 
Schwftben"  mit  tichtticber  BiUt-rkeit  und  hcttimmt:  die  Pradioant^n  »oIIrii 
fricdsam  »ein,  laf  Fried  nnd  Roh  steUon,  das  Oottswoit  nach  lul  bedcr 
Te«tBmeute  verkünden  und  »ich  weltlicher  Sacho-n  nit  Wladi-n. 

U» 


in  Bern  seine  abschliessende  Änsiclit,  nach  Anhörung  der 
Schaft,  vorbehielt. 

Das  Zürcherische  Referendum  ist  nur  kurze  Zeit  in  wirk 
lichem  (jehrauch  gewesen,  dann/umal  aber,  ganx  sndnrg  als  gegen- 
wärtig, vorzugsweise  für  die  giiisseii  und  wichtigst**!!  äusseren 
iimeveu  Angelegenheiten  gebraucht  worden.  Insbesondere 
solche,  in  denen  die  Regierung  Halt  und  Kraft  zu  grossen  Ent- 
schlüssen durch  engeu  Zu^timmenhnng  mit  ihrem  eigenen 
suchte.  Es  handelte  sich  namentlich  um  die  Annahme  der 
mation,  mit  der  Zürich  längere  Zeil  ganz  allein  voranging 
um  die  Verwerfung  des  französischen  Bflndnissea,  mittelst  welchem 
Frankreich  die  Schweiz  auf  Jalirhiinderte  hinaus  in  seinen  Sold 
nahm  und  zu  jeder  eigenen  Politik  nnfiihig  machte.  Es  ist  sehr 
bezeic-hnend  fiir  die  Natur  und  Wirkungen  des  Referendumii,  dass 
dieser  Zweck  durchwi^g  erreicht  wurde  und  die  äemuiudeu 
Reclite  trafen,  während  die  voniehmaten  Rathsberreu  dage| 
daii  Geld  des  franziisischen  Königs  liebten  und  Öfter  sogar 
Schweizer  Bürgerrecht  lieber,  als  dessen  Sold  aufgaben  •*). 

Die  Autworten  der  Gemeinden  zeugen  auch  hier  von  sehr  vielenT 

•*)  Vgl.  darüber  iloTTiNUERf  üeschichte  der  Eidgenonaa  in  dor  &i'. 
der  Kirclieutrcuinmg  I.  34—39.  41.  478.  Eidg.  Altsohiedo  V.  IL  4.  .W« 
einzelne  Rathaglied  wur  in  t^inzelii«.'n  Orten  bestoolieo  tronl«i].  »Der  Fnuufi 
(tagt  BtnJ.fVOER)  orsobütt  den  KronoDttak  und  vei^bet  mo  unsäglich  (tut  in 
die  EiJgnutwscbnfi''.  lu  Buol  vrordE»)  jedem  Hitglied  des  kleiuen  Riilh*'« 
jährlicli  Ifi,  jedem  des  grossen  H  Kronen  arig:o1)oten.  O^r  wackere  SohafiDiatttcr 
HjIns  Stokak  sagt  in  aeiuem  Taji^bticl)  darüber:  Wer  noeli  vor  3  Jaliren  vütu 
Bund  mit  KraiiJcrcicIi  ger^lpt  hätte,  bütte  ptorlten  niüMftn.  »o  übel  liafae  tnu 
dem  Küaig  (wi-gun  dc-r  Schlaclil  von  Marignauo  1516)  gcwoIU:  .Das  ward 
also  TergcBSfls.  Dos  macht  dos  (Ißlt  und  die  Kronen,  die  hend  uns  blind  gi- 
niacbt,  ilaH  wir  uneor  scbund  tuid  lastet  liend  Torgeseeu,  das  er  ans  za^et 
betfc  acd  das  Blot^lt,  das  man  von  im  gtion  hol,  Arn  wird  uns  dcu  Te^ 
einst  «ur  werden,  icb  boa  ircu  aber  iiit  geweluu  und  bin  allwcg  wider  die 
Krön  Frnnkrycli  gsyn".  Damit  mau  ÜbrigcuH  uickl  etwa  deuko,  ec  Bei  i 
Fronde  an  Jahn^ldem  eine  speziiuch  schweizerischQ  Eigenschaft  g«w< 
haben  die  G<^tchichtAquellen  ntich  die  lehhafton  Begohreu  oiucrer 
Uiifereu  MiLt'idguu'isscn  von  Rottweil  am  Xcckar  (die  eben&IU  mit 
Dijon  und  Mariguano  gpwesen  warer)  nach  solchen  Fn1obt<?n  der  dainaliimi 
I'ntiUk  aiiftivwalii-t ,  worüber  ein  deutscher  VolkspoL-t  »pöltifch  sagt: 
,,von  Rotwyl  die  nevren  «ohweirÄrknaben 
wnlltrnd  der  (-tiinss  nuch  i-in  Feder  hüben". 
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ßcsundem  Verst.infl  tiiul  redlichem  Chanilrter  und  wideilegj-n  die 
I  jetzt  öfttr  geliörtc  Ansicht,  d;i«s  chis  Vo)k  nicht  föliiß  sei^  in  grotüseti 
Fragen,  ohne  Rücksicht  auf  d:«  luinntlelbiirste  Interesse,  das 
Biclitigp  zu  treffen.  Trotz  reichlich  angewendeter  VerfÜlirungj»- 
raittel  der  Frmizosen  und  diingender  Botschaft  der  übrigeu  zwülf 
eidgenössischen  Orte  sUuimten  alle  Gemeinden,  ausser  Wiuterthur, 
EIgg  und  ÄndelHngeo  (wo  mau  den  Entscheid  der  Regierung 
Überlassen  woUte)  gegen  das  franzögische  Biindniss  von  1521 
(den  sogen.  Verein,  der  von  da  ab  bis  zu  Ende  dos  18.  Jahr- 
hunderts stets  erneuert  wurde)  zum  Theil  mit  trefflicher  Motivi- 
rung,  namentlich  damit,  daas  man  vor  16  Jahren  eidlich  be- 
schworen habe ,  keine  Jahrgelder  mehr  von  Fürsten  zu  nehmen. 
Solche  Eide  sollen  gehalten  wenlen.  Horgen  fügt  die  Bitte  bei, 
man  solle  „nicht  nur  die  wülschen,  sondern  auch  die  teutschen 
Franzosen  aus  Stadt  und  Landschaft  schaft'en,  auch  diejenigen, 
80  bei  den  Franzosen  gccssen  und  getrunken,  genau  beaufsichtigen, 
sie  seien  von  Ruthen.  Bürgern  oder  Laudicuteu.  Zürich  allein 
lehnte  in  Folge  dessen  die  fremden  Jahrgelder  ab  und  verbot  die 
Werbungen  für  fremde  Dienfite,  die  eigentliche  Quelle  alles  poHti- 
^Bcben  Niederganges  der  Schweiz,  auf  seinem  Webiet.  blieb  auch 
liesem  Entschlüsse  mein*  als  ein  Jalu'huudert  liindurch  treu  "). 
Niemabi  hätte  eine  Regierung  allein  die  Kraft  zu  inneni  stdchen 
Kntschlussti  gefunden.  In  gleicher  Weise  wurden  im  Jahre  1524, 
ah  lUe  sämmtlichen  eidgenössischen  Stände  ausser  Zürich  noch 
der  alten  Kirche  anhingen  und  zu  äussern  begannen,  sie  wollten 
„luter  by  dem  alten  (-rlauben  blybeii    und    daran   setzen    lyb  und 

Igut  und  mit  denen  von  Zürich  reden,  was  zu  reden  ist,  aber 
f  **]  Dia  Anderen  Eid|(eDr>uen  dajifegen  schickten  ihre  Botcti  mit  dem 
jbeaiegelten  Bundcslpncf  n«ch  dem  uHinlichcD  Dyou,  das  sie  vor  S  Jahreu  nur 
Zeil  ihivs  gTimuten  KriegenihnieR  belagert  hatten  and  „mit  Selhütgefühl 
-«aheo  (wie  HomNOBn  suKt)  die  Franzuscu  ihr  elirerbictigtis  Bi-DehuK'n  und 
Tenuünnea  äebastian  von  DitMihaoh'n  Kedo  vall  l^VeiiiidHchaflfiisUBichemug  und 

IErgebrohcil-'.  Der  König'  Äusseret  huldvoll  verhicss  ihneii  8chuU  luid  Treue 
lind  Dtthm  statt  der  «tipiilii-ton  tiOOO,  noch  andere  6000  Kuechtö  in  seinen 
S*A(L  Hciac  MnUvr,  Ijoahe  von  Savu^en,  «a^  darüher  ld  ihrem  Juumal: 
*Le  17  juilU*t  löül  ä  Dijon  de»  iSuisse«  12  nantrtns  Krent  lenr  propositiou 
et  onis*m  devmil  nion  Iils  en  fort  grande  reverence,  Miy  deidnnint  vouloir 
eatre  k  januii»  oonKd^r^ii  et  alliex  An  la  mainon  de  FYance". 
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grob",  die  Gemeinden  hei  Anlass  der  jälirliclien  EidesleiRtim^ 
darüber  aiigeüagt,  und  der  Züricher  Bürgermeister  Marcus  Rftisi, 
der  einst  selber  der  erste  Hauptmann  der  noch  jezt  bestehend«?!) 
päpstlichen  Schweizergarde  gewesen  war,  erlebte  noch  kurz  Tor 
seinem  Tode  eine  allgemeine  und  grossartige  Aeusaenrng  d« 
Volks vei-trauens  und  die  Fe«thaltung  des  grossen  GntschluasK 
von  Zürich,  durch  welchen,  wie  HorrnjOER  sagt,  „nicht 
weiten  Hallen  von  -Tosu  Kirche,  sondern  der  Zwinger  verl 
wurde,  welchen  nn  derselhen  Rom  kunstvoll  erbaut." 

Die  praktische  Geltung  der  obengenannten  Spnichhriefe 
titreckte  sich  auch  hier  nicht  über  das  Iß.  Jahrhundert  hdnÄM, 
dieselben  w^lrden  vielmehr  nach  Ablauf  eines  .Talirbunderte  too 
den  Zürcherischen  Obrigkeiten  ignorirt,  Iheilweise  sogar  bri_ 
gebenem  Anlasse  mit  offener  Gewalt  beseitigt"). 

Meines    Wissens    sind     dies   die    wesentlichen    chi 
sehen  Spuren  fiir  die  AufUnge  des  heutigen  Keferendums,  soi 
sie   aus    der   alten  Zeit   der    Eidgenossenschaft    datiren  ^^.     In 


")  Im  Jahre  1646  naiuontlicli  fand  eia  Aulrulur  im  Wiidenswyler  nad 
Knonaacr  Ami»  wegen  einer  neuen  Steuer  stalt,  gegen  vrelolie  sieb  di« 
Unlcrthanen  auf  den  Waldmann 'sclica  und  den  KajipeWr  Brief  teriefeD.  Dir 
Stadt  Zürich  tieat  damaU  Trnpp^u  nach  Wädiuii^w))  aasnicken  und  den 
Uulertlianen  diese  „veniieiatlictcu"  Freüieilabricfe ,  durch  die  »ic  doch  bloa 
in  Irrihum  veneixt  und  unfcliickHch  ji;emacht  werdrn,  wieder  wegnehmen 
dice«11>en  auf  völlige  Erfrehenheit  und  unlicdiogtcD  Gehorsam  gq^ 
gnadifTcn  Herren  vereidigen. 

")  Das  K»-forpnduiu  d(>r  Amtsgemeinden  war  auch  in  Xtoxera  naeli 
dem  Aufstand  von  1613  auf  eine  kiirxe  Zeit  ein^eföhrt  vorden  {v0.  SiMSSCflB. 
Iiuxemcr  JlechtsgeHchiehte  LII.  I.  271).  Schon  im  Jahre  IÖ9S  aber  fcr- 
zitihteteo  die  Acmtor  darauf  und  atcUtcn  den  bctn;flt.'ndi:n  Brief  zonick,  da 
wnc  gewiese  Einigkwl  der  Actinn,  der  heginnrndfn  Reformation  wegen,  noth- 
wendig  ünuhieu.  Man  wollte  eben  uicht  Ul)cr  Krieg  und  Frieden  aaf 
diesen  Airitagemoindcn  abstimmen  lassen,  .lede  Zeit  der  vorherrtofaendfln 
fiuRttoren  Politik,  die  eine  eneigiache  und  gleichzeitig  diso^te  Staataieötapft 
erfordert,  ist  der  inneren  Freiheit  uichi  günsUg.  Landsgcmeiuden  gab  e« 
ausser  iu  den  demokratischen  alten  sechs  Orten,  noch  in  dem  llnterÜiaM^^ 
lande  de«  Abte«  von  St,  Ciatleu  T  o  g  g  e  o  b  ii  r  g,  das  eine  von  den  uhr^^H 
LandcsiheilcD  dieser  geistlichen  Monarehie  ulwiis  verschiedene  RecbtMteUomF 
hatte.  Kine  eigentliche  constitiitiontlle  B4>deutuiig  gewannen  dies^ben  jedixh 
erst  uimiiltelbar  vor  dem  Ausbruche  der  Revolution,  die  schliesslich  die  be- 
rühmte Abtei  ganzlich  Itcseitigte,  dnrch  einen  Vertrag  mit  dem  Laudeahi 


Zürinli  imd  Bern  ei-scheint  demnach  dasselbe  (sehr  vprschieden  von 
Wallis  und  Graubünden)  bereiU  wie  ein  gcwäJirleistetes  „Volks- 
recht" gegenüber  einer  an  und  für  sich  kraft  eigenem  Rechte 
regierenden  aristokraÜsclien  Obrigkeit.  Diese  Auffassung  hat 
sicli  öfter  noch  in  die.  Verfassungen  unserer  lieutigen  Zeit  über- 
tragen, in  denen  von  solchen  Regierungen  keine  Rede  mehr,  son- 
dern vielmehr  die  „Volkssouveränität"  eine  allgemein  anerkannte 
ist.  Dessenungeachtet  und  in  vollem  Widerspruche  mit  den  gnind- 
legenden  Ideen  unserer  Zeit  figuriren  das  Referendum  und  die 
Initiative  noch  in  den  jetzigen  Verfassungen  der  Cautone  ziemlich 
allgemein  unter  dem  Tit«l :  „ Volksrechte " ,  als  ob  es  Rechte 
wären,  die  dem  gesammten  Vtdko  von  irgend  Jemand  erst  ab- 
getreten und  zugebilligt  werden  müsst^^n.  Der  umgekehrte  Stand- 
punkt, woruach  das  Volk  alle  politischen  Rechte  direct  ausübt, 
die  es  nicht  dui'cb  die  Verfassungen  an  gewisse  Organe  dcicgiren 
will ,  wüide  den  jetzigen  republicaniscli  -  demokratischen  Aii- 
^scbauungen  und  Einrichtungen  besser  outspreolien;  der  Gedanke 
„Volksrechte"  entspricht  lediglich  historischen  Krinnerungeu, 
fe  sich  darin  unbewusster  Weise  noch  geltend  machen.  Es  ist 
>icUeiclit   liier   flir    ausliijulische  Leser  beizufügen,    weil    es    zum 

I  von  1796.    Bine  Art  von  l^tgsiitzung  im  Feld  mit  Rcfurondun]  an  die  militäriacbe 

Ijuidagcmdnde  des  gesammten  Heeres  kommt  endlicti  nnoh  in  der  Kriegs- 

l^etchichte    der  ScliwftK  vor,    Kei   grösiterea  ErtcgsziqicD  pfl^en  di« 

lOrt«  ilinm  HiiupÜtutcu  uucli  noch  angeseheuß  Rathiigliftlor  luitxD^hca,   eO' 

AoBt  oina  TagKat^iin^f  im  Feld»»  gebildet  worden  lionulc,  wclclie  solir  oft  über 

dio  wiclitig»t4?ti  Piugc,  WiifTL-ustillBtinilc,  FnedeDsverhandliin^en  selbBtxtündig 

■  eintmt  and  di^  Ahst^blGssc  (in  dt>r  Kt-g^]  au  ditt  oinxelnen  OKc)  imcli  Hause 

ItRrichtetv.   lu  nianchfu  Fällen  abvr  ualim  da»  Heer  selljtit  in  landf^f^cmeinde- 

artiger   Weise    diese    militäriscben    Angelegenheiten    in    eigene    Hand.      Die 

Schlai'bt   %-f.n    Alai-ignmiu  (1515)  und   cliejenJye   v»m    Bicocca  (15S2)  worden 

'  X.  B.  iu  <lie«er  Weitte  beschloDBen.  InteroMante  Beispiels  ran  snk'heD  „Kriogs- 

rgemeiuilen''    eind    die    beiden    vor    Kapyiel   vom   Jahre    1S29.      Damals 

Heit  luent  die  Abgeorduftcn  der  5  kath ulischeu  Orte  und  die  Vcnnittler 

lern  vuo  dem  Zürivherlicerc  ({cbitdetcn  grossen  ViereeJc  ihre  Friedenj- 

vondiltige  vor   und  .«odann  ritten  am  Ift.  .Toni  50  Zürieber   in  dan  LsgiT 

der   katholischen    Orte    und    bielt    Han»!    Escher    seine    Rede    vor    den    in 

iStAbl  gelriillten  trolz<!riÜIItp.i]  IJntem'Hldem    und  übrigen  Ve-rbÜDdeten:  Prao 

-caeteri))  Sylvauoa  tU  ferro  contcctos  tmJtijue  ul  procul  intuuntihus  non  \in, 

Kd  efaalybi»  uaisa  MgentiKsima  patarentor.   ätetisbe  omnex  teoniun  in  nioduni 

vcluti  JAD^jam  proeliaturos*.    (Myoonius.) 
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Verständnisse    der  politischen  Gescliichte  der  inodenien  Schweii 
nnd  besonders   der  allgemeinen   Bewegung    beiträgt,    welche  ini 
Laufe    der    letzt«»   .lalirxehnte   in    Bezug  auf  „Erweiterung  tlw 
VoUisrechtc"  stattgefunden  h&t,  dftss  die  modernen  Hopröaentai 
Torfossungcn  bei  uns  nichts  „Volkstliündiohes",  keine  Con 
an  den  erwachenden  Volksgcist  gewesen  sind ,   wie   in  den 
archien  Europa's,    sondern    im  Gegcntheil  bei   ihrer  ersten  Ein- 
führung im  Jahre  1798  etwas   Fremdartiges;  vom  Auslande 
Importirtes,    späterlün,    nach    1815  un<l  1830,  ein  blosHes  S 
gat   für  die  alto  Aristokratie,    eine  Ausdehnung   des  K«gimi 
auf  eine  etwas  grössere  bevorzugt«  Classe  von  Bürgern,  die  mit- 
unter beinahe  ein  neues  Herrcnthum  wurde.   Dalier  sind  diese 
lamentariscben  Körper  in  der  Schweiz  niemals  eigentlich  pop 
gewesen,  wie  etwa  das  Parlament  in  England,   die  süddcutsc 
Kammern  u.  s.  w.     Selbst   die  heutigen  Repräficnfantcnvc 
lungcn  in  der  Eidgenossenschaft  und  den  Cantonen  werden  ni 
sowohl    als   flic    eigentlichen    Vertreter    der    Volksintcressen    an- 
gesehen, sondern  als  ein  Stück  Regierungsmascliinerie;  das  iwflr 
notbwendig  ist,  gegen  das  mau  sich  aber  sichern  muss  und  gegen 
welches  Opposition  zu  organisii-cn  jederzeit  nicht  schwer  fallt.  ^_ 
Diese  Anschauung    hat   grossen  Antheü    an  der  EinfUhm^l 
des  modernen  Hefercndums    sowohl  in   den  Cantonen  als  in  der 
Eidgenossenschaft  gehabt,  in  welcher  letzteren,  namentKch  in  der 
Mitte   der  Sechidger  Jahre,    die  Bundesversammlung  keineswegs 
sehr  beliebt   war").      Umgekehrt    hat    noch    heute    das   Befe- 
rendum  in  den  gebildeten  Classon,    welche  von  der  Ansicht  aus- 
gehen, zur  Herrschaft  naturgemtiss  berufen   zu  sein,    seine   zahl- 
reichsten Gegner.     Eine  Art  von  bevorzugter  Classe   macht  sich 
auch  in  den  freiesten  staatlichen  Zuständeu  bumer  geltend.    ^^| 
bezeichnendsten    daftir    sind    die  idtesten   schweizerischen  Dem^^ 


'*J  Die  Gruppe  ständiger  Mi^lieder  denellien  au»  tlcu  grÖseerea  (^^^g 
toD«n,  die  viele  Jahr«^  ising  ihre  Sitze  behipHen,  wurden  damals  aUKniH^^f 
mil  dem  odiöseu  Titel  „BuDdcabanjne'  bw.eiclmot ,  ähnlich  wie  niaa  iu  drr 
aTnrrikani!(ch«n  Republik  vor  dem  äecessionakriegc  voo  nSclHVODbarooen' 
sprach,  und  der  aUffcmeine  Wunscli  dicec  Hurrcit  etwas  uicdenBadruckeo. 
iirt  bc-i  dam  Eüost  auffallend  plotzlichf-o  Erfnlg  de»  RefprcmlMmB ,  das  notrh 
kurze  Zeit  mvor  aU  eise  rhätischc  CuriaititSt  gegolteu  hatte,  nicht  gtnz  n 
übersehen. 


tien  der  Lands^cmcindecantonc,  wo,  trotzdem  zu  kernen  Zeiten 
id  eine  politische  BechtÄungleichheit  bestand  imd  alles  Poli- 
tische seit  Jahrhunderten  unter  freiem  Himmel  ror  dem  ganzen 
Volke  verhandelt  wurde  ,  noch  immer  ganz  die  gleichen  Namen 
an  der  Spitze  stehen,  die  wir  bereits  aus  der  Zeit  der  ältesten 
Bünde  als  Vorsteher  dieser  Gemeinwesen  kennen.  Aus  dem 
nämlichen  Grunde    ist    es   aber   auch    nicht   notbwendig    für  den 

»Kiufluss  der  gebildeten  Chiasen  ÜngHtlich  besorgt  zu  sein.  Sofeme 
dieselben  sich  tüchtig  erhallten  und  nicht  seihst  von  dejn 
öffentlichen  lieben  zurückziehen,  werden  sie  nach  unserem  Dafür- 
halten  immer  ihr  natürliches  Gewicht  heihehalten,  und  die 
lehrreiche  schweizerische  Geschichte  zeigt  keineswegs,  dast*  in  den- 
jenigen Perioden,  in  welchen  die  Ratiishoten  von  Bern  und  Zürich 
aaf  die  Landschaften  zum  Berichte  hinausgingen,  weder  das  Volk 
unverstSndiger  und  petulanter,  noch  (Ue  Regierung  weniger  kräftig 
und  angesehen  war,  als  in  der  späteren  Zeit  der  ausschiifsslichen . 
Oligarchie. 

^K         In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  war  in  der  schwei- 
Hxerischeu  EidgenoHsenschaft  die  repräsentative  Demokratie  die  bei 
Weitem    vorherrsdiende  Htiuitxforni.     Einzig  in  Graubünden  und 
Wallis  und  in  den  damaligen  acht  Lniidsgeineindeojintonen "")  be- 
stand   ein    directes    Gesetzgebuugsreclit    des    Volkes.      Ueberall 
sonst  war  die  gesetzgebende  Gewalt,    die  Contrcde  über  die  Ver- 
waltung und  die  Ausübung    der   hf>heitlichen    Re(-hte    repräsenta- 
tiven Versammlungen  anvertrautj  wt-Iuhr  urspiüngHch  sogar  durch 
■  Vorrechte  der  ehenmls  regierenden  städtischen  Bevölkerungen  und 
Hfcadeutenden    Walilcensus    oxüen     -/ÄemVivh     aristokratischen    Bei- 
H^llchmack  hatten  uud  diu-ch  Niemand,    weder  eine  freie  Presse, 
noch  Vereiusthätigkeit,  nicht  eitmial  durch  das  Zwei kanmi ernstem 
H(das    bei    uns    nirgends    ausser   Itir    tUe  Eidgenossenschaft  selbst 
besteht)  in  ihrer  Gewall  eontrolirt  wax*en.     Selbst   in    den  neuen 
Cantoncn,  welche  auf  Grund  dur  helvetischen  Revolution  aus  ebe- 
niaJigen    LTnterthanenlandein    und    zugewandten    Orten    gebildet 

**)  Uri,  Bcbw;/.,    boide  UotcrwaldoD ,    tilanis,    2ug,   beide  Äppeuzoll. 

[Gcf^nwÜrtiiT  besteht  di«  alte   Iiamiflgameindeverfusuttg    mir  nocli  in  Uri, 
.l'Dk-rwKldeii,  lilarua  und  AppvuzpLl. 
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wurden,  herrstihte  der  Gedanke  vor,  es  müsse  die  Macht  auf  ei 
kleinere  Elite  den  Volkes  lioüdiraiikl  bleiben,  und  es  ist 
uus  diesem  jetzt  ziemlich  verschwundenen  Geiste  heraus,  wei 
Woi^FGAKO  Menzel  von  einem  höheren  Staatsbeamten  aus  die 
neuen,  kaum  &cigewordenen  Oautonen  erzählt,  dieselben  haben  ei^ 
als  feststi-hcudeu  Grundsatz  einer  gesunden  WtUilpoIilik  erklärt, 
nur  solche  Leute  in  höhere  Stellungen  zu  wählen,  die  sich  ihre 
Hanre  pudern.  Nocli  weniger  war  bis  auf  die  neueste  Zeit  i| 
Bezug  auf  die  eidgenössische  Verfassung  selbst  von  „Volksrecht 
die  Rede.  Gleich  die  erste  moderne  Yerfafisung  der  Schwei| 
die  sonst  wegen  des  Radicalismus  ilirer  Ideen  verrufene  „] 
vctik"  vom  12.  April  1798  wai-  die  schroffste  Repräsentatir? 
Verfassung,  welche  die  S<^hwoiz  jemals  besessen  hat.  Nicht  allein 
wai-  sie  selber  ohne  Volksvotum,  blos  durch  eine  von  dem  fran- 
zösischen Armcccoromissär  Lecarlier  cihg  zusnmmcnbentfeq^H 
National versajnmlting,  „in  globo**  angenommen  worden,  sondern  a^B 
enthielt  auch  eine  permanente  gesetzgebende  Behörde  in  zwei 
Kammern,  deren  MitgÜeder  fest  besoldet  waren  und  die  in  täg- 
lichen Sitzungen  sowohl  gesetzgeberisch  als  administrativ  bis  i| 
das  Kleinste  hinem  regierten.  Die  Caiitone,  die  damals  blos  d( 
Namen  nach  bestanden,  wurden  von  Präfecten  regiert,  nc 
denen  hlos  noch  ^.Verwaltungskammem"  zur  Bcrathung  der  v< 
zugsweifie  Ökonomischen  Angelegenheiten  be.slanden,  dem  Voll 
selbst  stjind  ausser  der  zeitweiligen  Wald  der  Repräsentanten,  V< 
waltung$k:tmmem  und  der  Richter  der  Cantonsgerichte  und  dl 
obersten  (TerichtsIiofeÄ  kein  dirorter  Einfluss  auf  die  Politik 
Gesetzgebung,  nicht  eiimial  irgend  ein  Verfaßsungsrevihioi 
begehren  zn  **"). 

Keiner  der  fi  Abünderungsentwürfe,    wehihe    zwischen   17) 
und   lUO^  entjütanden,   enthielt   in   dieser  Hinsicht  andere  Gnm< 
lagen  und  ebenso  wenig  war  dies  in  den  darauf  folgenden  schwei- 
zei-ischen  Verfassungen   vom    19.  Februar  18U3   und   7.  Augq^^ 

**)  Selbut  die  Ueffeuiliclikcit  drr  Wrhuid langen  der  gaseUifebendeu  RätLc 
war    iD9ow[*it    hcBchriiiikt ,    (Ibss    ilif    Zob!   di-r  Ziihilrcr  niemftl«  dio  i!or 
weBcnden  UeprÜncntanicn  iibcrftchreiteu  duHU*.  (Art.  49).    lieber  diese  iatt 
essoute  Verfassung  licnlelii  suit  1886  der  Anfftim;  ciuor  oftictollen  Acleng 
luug.    Vgl.  fenicr  raeJDc  Vorlesongcu  über  die  Hulvctik.  Blto  187B. 
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1815  cjpr  Fall.  Von  allen  ist  auch  aMnn  ein  Entwurf  vom 
20.  Mai  1802,  den  man  die  zweite  helvetische  Verfassung  zu 
zienuen  ptlegt,  einer  (in  mancher  Hinsicht  irregulären)  Volksabstim- 
mung unterworfen  worden  ^').  Erst  seit  dem  Jahre  1848  wiU'den 
die  oidgenössiacheii  Verfassungen  in  geregelter  Weise  zur  Ab- 
stimmung des  Volkes  und  der  Cantone  gebracht. 
'  Nirgends  sind  die  Gedanken  der  Mcns<:hcn  in  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  sehr  wesentlich  auf  eine  sogen.  „Er- 
weiterung von  Volksrechten **  gerichtet,  und  in  den  interessanten 
Exposes  von  Rossi  und  wieder  von  Kekn  und  IIklev.  die  den 
I  Verfassungsentwürfen  von  1B32  und  1 848  vorangingen,  sucht  der 
[Ijeser  vergebens  eine  Hindeutung  auf  die  Möglichkeit  oder  gar 
["Wünscbbarkeit,  diese  Constitutionen  auch  nach  dieser  Seite  hin 
'zu  entwickein.  Es  war  viel  eher,  (im  Jahre  1848  namentlich)  der 
amerikanische  Bundesstaat,  den  man  als  Vorbild  für  die  Neu- 
gestaltung der  Rcliweizerischen  VHrliiütnihtie  im  Auge  hatte,  als 
das  im  Grunde  viel  näher  liegende  Beispiel  der  zwei  ffideralisti- 
Bschon  RepubHken  des  eigenen  Landes^  in  denen  die  Volksabstim- 
mung bestajid,  deren  VerhJiltnisse  aber  vielleicht  den  meisten 
Staatsmännern  der  damaligen  Periode  weniger  bekannt  waren,  als 
diejenigen  des  grossen  überseeischen,  damals  einzig  in  der  Welt 
bestehenden  Bundesstaats. 

Die  Einfiihrung  einer  grosseren  f'oiilrole  des  gesammten  Volkes 
gegenüber  den  Beschlussfassungen  der  repräsentativen  Staatskorper 
ging  in  den  seh weizerischen  Cantonen  in  zwei  räum- 
lich ziemlich  getrennten  Perioden  vor  sich.  In  der  ersten  der- 
I Beiben  gab  den  Anstoss  da/u  die  zweite  französische  Revolution 
Ton  183fl,  welche  zuerst  «lie  Weltonliiung  des  Wiener  Congresses, 
'die  derselbe  für  lange  Zeit  restaiurirt  zu  bähen  glaubte,  wieder 
in  Frage  stellle.  Damals,  wie  dann  später  noclminls  im  Jahre 
1848,  wurden  natürlich  die  Meinungen  der  ersten  Kevolution  und 
[ihrer  Schriftsteller  über  die  Volkssouveränität  und  ihre  prak- 


•')  rol>or  dieiM'  er8  tp  VoIItwilmliinmiiiig  Am  (fMammten  flcliweu*>ri«t;hflu 
I  Volkes,  die  ali  ciu  völli(|r4?9  Udcdm  iii  unsenr  älteren  Otsoliichtc  dustdit.  vg], 
DlKntirie  „OelTentliche  Vnrlcfumgen  über  die  Ilclvctik".  Bern  1878  pig.  469 
folgende. 
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eben  Folgeningen  neuerdings  lebhaft  erörtei-t  und  aus 
Zeit  stammen  in  der  Schweiz  die  ersten  Anfiinge  einer  VaB»' 
ubstimmung  in  dem  modernen  Sinne  eines  „Volksrechtea".  Dw 
erste  Canton,  der  sich  hiezu  enbichloBs,  war  der  im  .Tuhre  1803 
aug  allerlei  heterogenen  Bestandtheilen  neu  consti-utrte  Canton 
St.  Gallon,,  welcher  nach  langeu  Debatten  in  einem  stürmisrh 
bewegten  Verfassungsrathe  des  Jahifs  1831  ein  sogeuanntee  Veto 
einfiilirte,  wonach  das  Volk  das  Recht  der  Genelimigtmg  da* 
Gesetze  in  der  Weise  erhieitj  ^dass  es  nach  Erlassung  eines  G^ 
setzps  die  Anerkennung  und  Vollziehung  desselben  kraft>  seiner 
souveränen  (3ewalt  verweigern  kann".  Demgeniüss  könnt 
50  Bürger  einer  politischen  Gemeinde  innert  45  Tagen 
Erlass  eines  Gesetzes  (woruntiu-  (Jivil-  und  Strafgesetze,  St 
vertrüge,  Gesetze  über  allgenieiue  Abgaben,  Militärwesen, 
meindewesen  verstanden  werden)  die  Abbaltmig  einer  Geiueioi 
Versammlung  verlangen  und  darin  über  Anerkennung  oder  Nu 
uncrkennung  des  betreffenden  Gesetzes  abetinunen  Useen. 
Protocolle  von  Gomeindeabstimnmngen ,  die  in  dieser  "Weise 
spontan,  ohne  eine  allgemeine  Anoi-dnung  und  obne  Glciclizcitif 
keit,  innerhalb  der  ganzen  Vetofrist  erfolgen  koimten,  wurden 
Regierung  des  Cantons  übermittelt,  und  wenn  sieb  darau.s 
gibt,  dass  die  Mebrhi'it  aller  stimn^berechtigten  Bürger  des  ganzeif 
CauttiUä  ^<^g<>n  das  Gcsctii  Einsprache  erhoben  haben ,  6o  &Ut 
dasselbe  dahin.  Die  Nichtstinunenden  werden  bei  diesem  Systeme 
natuigemäss  als  nicht  verwerfend  mit  in  Keclinung  gezogen,  wie 
denn  auch  diese  St.  Gallische  Verfassung  selbst,  die  dieses  V< 
cinl^hrte,  merkwürdiger  Weise  ihre  AnnaJime  diesen  passive 
Bürgern  verdankt*-). 

Biese  Vetoeinrichtung,    welche    der  Canton  Pt.  Gallen  auci 
noch  in  seiner  spiiteren  Verfassung  von  18(jl  beibehielt**),  batt 


**]  El  KUmint«n  Itir  diettelbrti  9190  Bürger,  p:egba  »le  UU91,  oiclit 
lencn  wsrcu  lUo  ^Össtc  Zalil,  126^2.     Der  vorherige  BcschtusB  dpK  V 
fusiuigs-RBilies  diese  als  aimflhinond  zu  zählen,  gehört  ed  des  bedenkäc 
Akten  unserer  iiolitisohou  Gntoliiohl^. 

")  Mit  ^i'riuf{enM'>diticationt*u:  V"  <ler  HtimmnUujreu  Bürff^r  jeder  Oc- 
mi--iudc  nuwH  dun  Vetu  Iwgflirt'H.  Wptih  innerl  der  4.it-iigig©n  Vetofrint  10000 
Bürger  gfgcn  das  CieseU  gcatimtat  babcn,  eo  lässt  die  Regierong  inutirt 


damals  in  der  Schweiz  keinen  durchschlagenden  Krfolg,  sondera 
stand  vielfach  in  dem  iibebi  Ruf  eines  demagogischen  Agitations- 
mittels, einzig  geeignet,  um  ein  T^^and  in  beständiger  politiRcher 
Bewegung  zu  erhalten  und  kleineren  Dorfpnlitikem  zu  einer 
momentanen  Bedeutung  innert  ilen  Grenzen  eines  engeren  Vater- 
landes zu  verhelfen.  Das  Wort  yiVetosturm*^  wurde  nahesu  zu 
»einer  technischen  Bezeichnung  für  dieses  Volkai-ocht  und  dassellie 
zeigte  in  der  That,  iianienthch  in  der  ersten  Periode,  nur  zu  oft 
wirklich  daa  Bild  eines  Hturnies,  welcher,  an  einem  Funkt  des 
politischen  Horizontes  sicii  erhebend,  45  Tage  laug  den  ganzen 
Canton,  oft  unter  Hinterlassung  verderblicher  Polgen,  durch- 
brauste, wahrend  unmittelbar  daneben  die  Appenzeller  und  Ghirner 
Ijandsgemeindeu  in  idyllischer  GemSthhchkeit  tagten  und  die 
obhgatorische  Grauhünder  Volksabstimmung  die  überlegene  Ruhe 
einer  schon  längst  über  die  politischen  Tjehrjahre  hi iiauHg«; wachs e- 
nen  Demokratie  bewahrte.  Diu*  Veto  wurde  zwar  im  -liilue  1832 
in  dem  durch  die  Losreisaung  nen  cnt»taudeneii  Ualb-Oauton 
Laellaud,  sodann  1S30  und  1844  in  Wallis,  1841  in  Luzern, 
1849  im  Thurgau  und  1841  in  Schaf'fhausen  eiugeflilirt,  ist  je- 
doch seither  überall  in  die  verwandte  Form  des  faciUtativen,  wenn 
nicht  gar  in  das  obligatorische  Keferendum  übergegangen**}. 

Dagegen  scheiterte  ein  Versuch,  dasselbe  in  Zürich  einzu- 
führen, im  ilahrc  1842  iin  der  geschlosst'ncn  Opposition  der  libe- 
ralen Partei;  welche  darin  eine  Herabsetzung  der  gebildeten  Elc- 
inente  eines  Stajitcs  erblickte  **). 

Ebenso  vereinzelt  hlicbeii  in  dieser    ersten  Periode,    die  bis 


91  Ttgeo  audi  noch  in  den  (iein rinden  abRtimmcn ,  die  sich  hisbcr  nicht 
auigeaprocheo  haben.  Entttcbeidfud  ist  ti»  Oanrcu  nur  die  Mehrheit  der 
wirklich  SUmmpndeu  (Art.  lOS— 114). 

")  Gegeawürlii3[  hat  dieaer  Namo  keine  Bedeutung:  mehr.  Luz»?ru,  Zu;^, 
Bfti«liitadt,  Sclmll hausen,  St.  (iallen  werden  Mos  irrigorwciee  von  einselneii 
ächrtfUtellem  noch  immer  als  Vctocautouo  augefiilirt.  Vgl.  z.  B.  CiutrTjAKAt, 
di«  ftchireiitcriBche  Demokratie  iti  ihrer  Entwicklung;.     Bfru  1879. 

**)  Vgl,  Cuan,  Geschichte  der  echweizcriacht-n  VolksKesctr^ebuDg  ]i.  143. 
VHf  FrA^  blieb  in  Zürich  ItentÄndig  nur  dr^n  TractAitden  und  ea  wurdo  dorl 
tt.  A.  uoch  oeben  Oera  Veto  und  dem  Abbenifuniifsrechtc  de«  Volkes  gc^en  ■ 
deu  Om«epn  Ilnlh  verlangt,  p«  solle  jedi^r  Bürger  Petitionen  selbst  odeT  dorcli 
Beniiflnigie  int  Urtifsen  Kntli  niUndlich  vertheldigeu  düi'fuii. 
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Txtm  Jftlire  1869  dauert,  die  Versuche  mit  einzelnen  Form« 
heutigen  Kefcreudums  und  der  Initiative.  Der  cr^itc  Cm 
der  dies  Beides  einführte,  war  der  Caiitou  Waadt.  £h  geschah  im 
.fahre  1845,  und  in  der  Weise,  dass  üher  alle  Vorschlage  in  d« 
Gemeinden  nbitusümmen  sei,  welche  der  Grosse  ßath  spontiin  odc 
auf  Begehren  von  8000  Bürgern  an  dieselben  bringe.  Im  Jni 
m61  wurde  diess  etvaa  modificirt  und  mit  einem  sog.  Fizun»] 
referendum  erweitert.  Sodaim  folgten  Schwyz  und  Zug,  welcJ 
im  .lahrc  lö4Ö  nach  dem  Sonderhundskiieg  ihre  historischen  Iianc 
gemeinden  beseitigten  und  dafiir  Referendum  und  Initiative  oii 
fülu-ten"),  dann  Wallis  1852  mitFinanzreferendiun,  Aargau  18! 
mit  Initiative.  Alle  diese  VorfusMinigsändermigen  hatten  etwa 
Tastendes  au  sich  und  veiTietheu  eine  gewisse  Unsichei'heit  über 
die  principielle  Frage»  ob  man  dera  Volke  wirklich  das  nöthtgc 
VerstÄndniss  ffir  seine  Angelegenheiten  zutrauen  könne,  oder 
untci*  der  bisjierigen  Vormundschaft  der  gebildeten  Etemt 
blassen  solle.  Schritte  von  wirklicher  Bedeutung  in  di< 
ganzen  Zeit  vor  1869  waren  die  Einfilhnnig  des  sogen.  Final 
referendums  in  Neuenburg  1858.  wornnch  für  Staatsai 
gaben  von  einer  bestimmten  Grösse  (hier  500  WO  Frcs.) 
Volksgeuchmigimg  einzuholen  sei  (eine  Form  der  Volks 
die  von  da  uh  anfing,  belicltt  zu  werden)  und  die  Einfiilirui 
eines  obligatorischen  Hefereudums  über  alle  allgcm( 
verhindliciien  Bescliliisse  und  Verträge  der  repräsentfitiven  Beböi 
(in  jährlich  zweimal  regelmässig  ahzulialtouden  Öemeindevei 
lungen),  welche  in  Basclland  im  Jahre  1863  erfolgte.  Zui 
ersten  Mide,  seit  die  Ideen  einer  Volksbetheiligung  an  der  Gesote- 
gebung  auftauchten,  hatte  nun  ein  Canton  —  allerdings  eine 
durch  ihren  Radicalismus  seit  ilu-er  Entstehung  in  den  Jalu*en 
1832 — 33  etwas  verdächtige  Bauenirepublik,  auf  die  man  damiUs 
noch  mitunter  Seitens  der  staAlsmännischen  Kreise  mit  dera  halb 
nüsstraulsciien,  halb  mitleidigen  liitcheln  blickte,  das  ihre  sti 
liehen  Auffinge    begleitet   hatte  *^)   —   es    gewagt,    gnindsfit 

•■)  Sfhwyji  hat  uocb  BezIrlulAüdKjicniemdcn  Wiliebaltca. 

*'}  Dieas  wftckore  Vülkiclii,    da«    zu    den    türhtigittci)    der   deotschoi 
SfhwfiK  gcliürt,  war  aiifivii}{Iicli  hei  Bcini-r  allzu  raüdiuD  LoBmasung  von 
8Uuit  in  dsD  Jahrea  ttKtU— IbÖd    der  li^gieruntir  allerdings  uag^cwnbiit 
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wieder   an    den    allgHuieinen    gesunden    Men sehen veretflnd    seiner 
gesammten  Bcvolkeiiing  zu  glauben. 

Vou  da  ab  kam  der  Stein  iu's  Kollen.  Treibendes  Motiv  wurde 
die  oben  bereits  berührte  zunehmende  Impopularität  der  eidgenös« 
sisclien  Bundesversammlung.  NamentUcb  hatte  die  souveräne  Macht- 
vollkommenlicit,  mit  der  dieselbe  im  Jahi-c  IU64  einen  Handels- 
Tertrag  mit  Frankreich  abscbloss,  der  den  Franzosen  (in  specie 
den  französischen  Juden)  die  unbedingte  freie  NiedeHasaiing  in  der 
ganzen  ISchweiz  gewährleistete ,  welche  damals  noch  nicht  alle 
eigenen  Bürger  beanspruchen  konnten,  die  Missstimmung  Vieler 
gegen  dieses  Repräsentanzsystem  hervorgerufen  und  gleichzeitig 
Itatte  ein©  angebahnte  Partial -Revision  der  Bundesverfassung  vom 
14.  Januar  1866,  die  diese  und  andere  Missstände  beseitigen 
sollte,  einen  so  geringen  Erfolg  gehabt  *^j.  dass  von  da  ab 
ftllßemein  an  eine  grössere,  gnmdsätxlicho  Revision  gedacht  wurde. 
Aus  dieser  bewegten  Zeit,  in  welcher  das  obligatorische  Referendum, 
k\q  es  Jahrhunderte  lang  schon  in  einzelnen  Cantonen  bestanden 
hatte,  zuerst  nur  achüchtem  sein  aus  der  gnten  Gesellschaft  ver- 
l»aiuites  Angesicht  erhob,  bevor  es  nach  und  nach  aus  dem 
Aachenbrödel  zur  Königin  \\iu*de,  stammt  der  grössere  Theil  der 
fschweizenschen  Literatur  über  diese  Frage  **). 
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weien  und  os  gingen  über  den  dortigen  Volksstaat  allerlei  Anekdoten  im 
I^nda  bennn.  So  sollte  u.  a.  der  crete  Finanzdireotor  den  Baarhestand  der 
ßtMaXtkun  beständig  iu  einer  Schwcinshlase  in  der  Tasuho  gi.'traguu  haben, 
:m  jederaeit  bereit  zu  Bein,  (li(?Hclbe  in  natura  zur  Revision  vorlegen  zu 
küoocn. 

**)  Von  6  vorgel^en  RevisioaspunkteD  war  mit  knapper  Qfehrheit  ein 
tinziger  durchgedrungen. 

***)  Vgl.  RUBser  der  oben  citirtea  hiRtoriscben  BroBchüre  von  StCrlkr, 
Üich  die  tntereaftante  Schrift  von  Dl'BS,  de»  geistreiohHten  (t&({uer«  des 
cTereuduiuH ,  „Die  »chwcizcriscbe  Demokratii?  iu  ihrer  ForteutwickIuiij;t~. 
1H68.  Ppmer  GcsoEL.  AphorisniPH  über  dciiiükralisehes  St aat-«rcclit  löß-l 
nnd  die  Erwoitcrong  der  Volksrechlc  lätiS.  Ebenso  meine  oben  citirie 
Broschüre  „Theoretiker  und  Idcalieteii  der  DemokratJc"  I9A8,  welclie  mit  den 
Worten  ■chlieBSt :  ^Dcr  Stein,  wclclien  die  Bauleute  verwerfen,  wird  sicherlich 
noch  mm  Eckstein  werden."  Dii&«  dies«  schon  im  nächslen  Jahre  Iwj^nneti 
und  icbon  nach  B  Jahren  zu  der  Auerkennun^  de?  RcTcrendnuis  für  dii< 
EillgODONieniehaft  <w>lhi)t  führen  werde,  glaubte  ich  ullerding«  damal«  so 
w«nig,  ah  die  zalüreiofacn  (K'gner  dicvcr  ItiKiitutioQ. 
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Innort  14  Jahren  vou  üiesom  Zeitpunkte  iin  gingen  aäramt- 
liehe  Oaiilonc  der  Eidgenossenseii&ft  mit  AusnaJimc  eines  einzigen. 
sonie  diese  selbst  von  dem  Ropräsentfttiv.system  ab  und  zu  einer 
mehr  oder  weniger  directen  Volksgesetzgebung  über.    Entscheidend 
wai"  besondere  das  Jaltr  1869,  in  welchen!  die  Cantone  Züri» 
Bern,   Tburgau    und   Solotliurn   alle  das   obligatoriäc 
Eeferenduw,  sogar  verbunden  mit  Initiative  (ausser  in  Bern) 
fiiUrten.     Der  Canton    Aargftu  folgte   in  gleicher  Weise  scb« 
im  folgenden  Jahre  1870. 

Dennolen  sind  nnn  sÜnnutlicUe  Cantonalverfassungen  der  Schveb 
mit  einziger  Ausnaluue  dcrjemgcn  von  Freiburg  rein  oder  ge^ 
mischtdemokiatiHcli,    d.  h.   überall  hat  dos  Volk    entweder  obti- 
gatoriech,  ohne  Stellung  eines  Begehrens,  das  Kecht  der  Bestäti- 
gung der  Gesetze,  welche  die  Grossen  Itütho  erlassen,  (wenn 
sie    nicht    diiect  auf    Landsgemeinden    sich    gibt)    oder   es 
ihm  wenigstens  unter  ge^^S5en    gesetzlich    vorgesehenen    Pormni 
des  Begelirens,    oder    in   Bezug   auf  bestimmte  Angelegenheiten 
ein  solches  Recht  eingeräumt  ■*"*).  Im  Einzelnen  ist  die  V^eHassnngs- 
karte  namentlich  in  Bezug  auf  die  Bedingungen  des  sogenannten 
„beschränkten**  oder  „facultativen"  Referendums,  ferner  in  Bezug 
auf  das  sogenannte  „Finanzreferendum*'  und  auf  die  ^Initiatii 
noch    ziemlich    bimt    »nd    es    värd    fortwährend   mittelst  P* 
reip-isionen,    welche   seit    dem    Jahre  1874   sehr   häufig  gewoi 
sind,  an  diesen  cantonalen  Be.stiminungen  geÜudert,  so  dassjede  Dar* 
Stellung  dersellieii  in  Kurzem  an  Werth  verliert  und  einzelne  sidH 
auch  zn  widersprechen  Hcheiiieii  ,   wenn  sie  in  wenig  auseinandt^H 
liegenden  Zeitpunkten  gesclirieben  sind.    Wichtig  ist  dennnlen  für 
den  Fernersiehenden  nur  zu  wissen,  dass  diese  Votksrechte  so 
sagen  überall  bestehen   und   seit   ungeOdir  15  Jaliren    allmähli 
vorhcrrsclieud  geworden    nind,  sowie  dass   die  Tendenz  der  Z 


"*]  Zuletzt  sind  Genf  1879  und  Tcssin  1685  vou  (Icm  reuieii  Beprl^ 
BcntivFyfttein  diircb  pai-Ußllo  V«rfa»iBi)ngJtri>vinoricn  r.a  Hein  (fucuitAtlTeD) 
RefercDdum  uLcrKOftoiiffCQ.  In  Freiburg,  das  Jetzt  allein  irncli  repriUi'oU- 
tiver  Canton  irt,  wunie  bereit«  einmal  ein  aolclier  Vorschlaff  gviiiacbt 
und  gvradi;  gct^enwürtlg  scbetnt  die  liberalt-  Partei  dieaes  Cantom  neben 
iindeni  zeitgemäsRi»»  Knrdenin^eu  auob  diese  neu«rdingfi  cmrtHcb  in 
Progranini  aufnutiim>ii  zu  Hcdlcu, 
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in  den  Cantoncu  wenigstens,  bisher  noch  immer  dahin    gebt   die 

zur  Stimde  noch  w-hr    /nhü-oichen  Verscbiedenlieiten    niifzubehen 

und   das  einlache  obhgatorischc  Referendum  Uher  bei^tiuimt  nor- 

mirte     Gegenstände,    verbunden     mit     einer    Initiative     einzu- 

föhren ' ').      Diess    hätte    auch    in    der    That    keine    erheblichen 

Constitution  eilen    und  politischen  Bedenken,  da  eine  allzu  grosse 

'gest'tzgebensche  Willkür  der  cantonalen  Bevölkerungen  ja  immer 

ihre  Schranke  au  der  Buudesgüwalt  und  den  Garantien  findet,  die 

sowohl  in  der  Bundesverfassung,   als   in   den  durrli  das  Bundes- 

gericht  geschützten  Cantonal Verfassungen  niedergelegt  sind.    Von 

feiner  sehr  grossen  Tragweite  dagegen   wäre  die  EinTtlltrung   des 

obligatorisclien   Referendums    und   der   Initiative   in    eidgeußs- 

liscben    Dingen,  wie  aie  vielerseits  bestimmt  beabsichtigt  wiitl. 

allein  würde  entweder  ,daB  föderalistische  Sjstcm  des  jetzigen 

tundes  aufiieben,    oder  es  müssten   entgegengesetzte   Garantien 

[geachaffen    werden,    welche    hinter    die    Verfassung    von     1849 

EUTück gehen. 

Damit  kommen  wir  auf  die   für   auswärtige   Leser,  die  sich 
iturgemäsB  für  die  cantonalen  VerhJiltnisse  weniger  interessiren, 
wichtigere  eidgenössische  Gesetzgebung"). 


^m  '*)  Dies  ist   die  Tendeaz  im   Friodenszustande,   bei    nngestörtem 

^vFortbestand  der  Eidgfjiiosflenscliaft  in  Tiszag  «uf  ihre  Umeren  und  äusseren 
^PAVrhSltniiae.  Welchrn  Einflass  auswärtig  VervrickeliingeQ,  oder  oiDä  innere 
'  Eutwicltelung  der  sozialistischen  Ideen  auf  diese,  pnlitischen  Einrichtungen 
haben  nürdcn,  inl  ^cIiwlt  zu  crniefiitou.  Ji-dc'ufuUji  würde  in  aUeii  geiährUcberen 
fZoiteu  die  Abneigung  der  liberalen  Bourgeoisie  gegen  die  Ausdehnung  dieser 
fVoUtsrechtc  sich  eher  vorstürkeu,  »ts  iinigekehrt. 

")  Die  momentan  bestehenden  cant  («nalen  Verhitltoisse  sind  folgenda: 
Jlgtnilir  der  dritte  Tlicil  der  KidgfnoiiBeiini.iliuft,  7'/i  Cantouc,  hat  da«  oWi- 
ische    Reffrendmii   angononimen.     (Zürich,  Büm,  SchwjTt,   Sololhum, 
Bttielland,  Aargau,  Thiirfrau,  Oraubünilco).    Ein  and^Tcr  Drimlicil  ungefäbr, 

iS'h  Oantone,  hd>en  da«  fAcaltativA  Heferendiim,  wornach  die  VolksAiistim- 
uuo^  nur  auf  bcftondcri''*  Bcgebr«n  oder  besondere  Anordnung  stattfiiidet. 
(Luxem,  Zug,  Baselstadt,  Scliaffhauseu,  St.  Gallen,  Tcsain,  Waadt,  Neut-n- 
fcon?.  OcaF.)  Von  deu  ührigon  6  Cintoncu  bnUeo  Uli,  Glftrus  und  die  4 
Halbcantonc  Ob-  und  Nidwaiden,  Appenzell  Ausser-  und  I&ueiThoden  die 
LundnKfnieindeveriiwRung  beibehalten,  alU-rdin^  mit  nicht  in  allen  Theilen 
fitHreinstimmcDiIer  Einrichtung.  Wallis  besitct  aln  letzt«  Grinncruiig  an  diei 
alten  Verhältniflse  cur  antib  ein  sehr  betchrätiktcs  PinaozrQfertindum,  Freiburg 
ArtkW  rar  frirvatlirlio*  iUnU.  U.  2.  jg 


Ss  darf  jedoch  dabei  nie  übersehen  worden,  dass  die 
hältniHüe  des  eidgenü^sifichen  Staatsi-echti^s  sich  nur  aus 
gewiRsen  Kenntnis^  der  eantonaJen  Bigcnthümlicbkcitcn  erklam 
lassen,  die  auf  weit  engci-cm  Räume  dennodi  eben  ao  gross  und 
historisch  ebenso  fest  begründet  sind,  ids  diejenigen  der  r)elgri>3serefi 
Bundesstaaten  und  dn^s  ferner  selten  in  der  Eidgcnosseuschaft  ein 
erheblicher  politischer  Fortschritt  oder  Rückschritt  erfolgt  ist,  ohne 
dasB  vorher  eine  Vorprobe  der  nämlichen  Action  schon  in  da- 
seinen  Cantonen  stattgefunden  hiitte.  E»  gibt  Coiitone,  dio 
bcstiinnite  poHttacbe  Ideen  und  Tendenzen  lüstorisch  vertretcii_ 
und  mit  denselben  vorangehen,  wenn  Zeit  und  Gelegenheit 
vorbanden  zu  sein  scheint ,  andere ,  deren  cigontbümlicbe  Naliif 
und  Verfassung  sie  von  jeder  sehr  activen  Rolie  fernhält,  dnttu, 
die  durch  ihr  spezifisches  Gewicht  den  Sieg  einer  Sache  definitit 
entscheiden'^^).  Don  Spuren  dieser  letzteren  folgt  dann  gcwöhii- 
lieh  die  Eidgenossenschaft.  Es  zeigt  sich  eben  auch  hier, 
das  pai'adoxe  "Wort  »k  Maistkf/s,  die  wahre  Verfassiing  ei 
Staates  sei  stets  die  ungeschriebene,  richtig  verstanden  seine 
hebUche  "Wahrheit  bat  und  der  Untersclued  zwischen  theoretiscl 
und  praktischen  Staatsraämiem  der  Demokratie  besteht  wes« 
lieh  in  der  grösseren  oder  geringeren  Fertigkeit  die  Paragrapl 
dieser  ungeschriebenen  Verfassung  zu  entziffern  und  richtig 
zu  deuten. 

Von  einer  Einführung  des  Volksabstimmungsrechts  in  irgend 
einer  Form  ftir  die  eidgeniissische  Gesetzgebung  war,  wie  bereits 

endlich  bat  noch  dia  ReprSsentatiTverfasgiiog  mit  unbodingfter  geictxgct 
Gewalt  des  Grossen  Raths  beiUehtlt'ini.  Die  rein  demokratisvlien  Cant 
mit  Xiandtf^itieindeverfasiruii^  oder  obljgatoriichoni  RefcreDdona,  sind 
weoQ  man  sie  ziissramcnrechnet,  um  eine  hallie  CiuitoaHBtiiruiie  üi  durMehr- 
btdt  VoD  deu  eiazctncn  Systemen  der  Ucsetzgoltung  jedoch  hat  du  Üuol- 
tatire  Refcreadum  mit  oder  ohne  Iiiiliativc  zur  Stunde  noch  dau  Vorrnff 
in  den  Cantonen,  wie  in  der  EidgonosscnRchan.  ficlber.  Die  nShere  Beichm- 
biin^  der  cautoaaleii  Emrichtunfjen  fol)^  in  der  «weiten  Abtheilung  dJMM 
Aiir»al7.e8. 

'■")  7iH  den  orstcn-n  iruhörcn  besonders  "Waadt,  Genf,  Basclland,  Aargan, 
Lnzem,    mitunter   auch  St.  Gallen    and  (iranhiinden,    zo    den    anderen 
LandsgemeiDde-CADtonc,    Schwyz,   Ziig,    Wallis,   m   der  letston    C&t 
vorEugflweiso  Zürich  und  Born. 
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Tan  deni  Jabrc  1864  ab  die  Rede.  Die  in  P'olge  des 
franzn^iäcliei)  Ha luk-ls Vertrages  von  diesem  .falire  melir  in  das 
allgememe  BewusstHein  getretene  Tbatsache,  dass  die  Bundes- 
vcrfaiisung  vom  12.  Sept.  1848  in  ihren  Artikeln  41  und  48  die 
fi^ic  Niederlassung  und  Kechtsglcicliheit  nicht  allen  schwcizerischon 
Bürgern,  sondern  nur  denjenigen  garantire,  welche  zwei  bestiirnnten 
pri\'ilegiiien  Religionsbekenntnissen  nngchöreu,  war  die  Äussere  Voi'- 
anlassung  zu  einer  Abiindomng  dieser  Verfassung,  die  sieb  auch  in 
anderen  Punkten  etwas  überlebt  hatte.  Dazu  kam  der  positive 
Wunsch  der  demokratischen  Parteien  die  Allmacht  der  Bundes- 
versammlung, die  sich  in  dieser,  sowie  in  noch  anderen  Fragen 
gezeigt  hatte,  einigermaassen  zu  beschränken'"').  Deiuiocb  enthielt 
der  erste  Vorsdilag  zu  einer  partiellen  Revision  der  Hundes- 
verfa-siiuug  unter  seineu  neun  Punkten  eine  solche  Vorlage  nicht 
und  auch  in  den  Coninnssifmen  der  Bundoaversanuulung ,  welche 
diese  Revläouspunkt«  vorzuberathen  hatten ,  wie  in  der  Buudes- 
Tersamwlung  selbst,  fanden  sich  nur  wenige  Stimmen  (der  imtional- 
räthlichen  Commission) ,  welche  eine  EinfiiLruug  der  Volks- 
alistiimuung  über  eidgcuössische  Gesetze  für  zweckmässig  hielten. 
Die  Abstimmung  über  die  Partialrevision  der  Vcrla&sutig  (vom 
14.  Januar  1866)  liattc  jedoch  ein  im  Wesentlichen  negatives 
Resultat*'^)  und  nun  entstand  erst  eine  eigentlich  lebhafte  Be- 
wegung für  eine  vollständigere  Revision  imd  fiir  eine  entschiedene 
Vermehrung  der  sogenannten  „Volksrechte",  sowohl  in  den  ein- 
leclnen  Cantonen,  wie  im  Bunde  selbst  ^'^). 

•*)  In  deu  öetlichen  Cwitoucu  GranbliuJen  und  St.  CrallfTi   Imtte  eich 

Her  Widerwillß  gpjrPH  tüese  Allgewalt  noch  gnnz  besonders  durch  tiio  favo- 

ririrende  Haltiitm   der  Buudesvci'saiimihiiig   zu  (Juncl^'n    des  Oollhardanter- 

nehmeoa  und  gftgen  ihre  (öitlicheu)  .\li>pnl)tihnprr)jücto  vcrechitrft.  Vgl.  dar- 

ö>>cr:v.PLAKTA  .Per  drei»fligjä>irigp  Kampf  iiin  ftim«  rhiitiBchc  Älpcnbahu  ISSÖ". 

'*_)  Er  wurde    nur   einer   der  B  RcviaionBiRmkto,    iiKinlich    die   Orleifh- 

stelluufT  iillcr  ScLweiüerWirRer  in  Bezug  auf  Niodorld^-iniig  und  Ocsetzgchiini^ 

mit  12'/*  Ständ(*vot4>n  und  17ü,032  gegen  149,401  VolksüliinnieD  äugen onimeii, 

■ItineD   anderen   Piiokt,   inelrisehoB  Maus   uud   Gewicht,   Dahin    die  Volks- 

Huhrheit  rKtr  surh  an,  iUr  Mchrhdt  Act  CKiiUme  aber  aicbt. 

'•)  Die  Dijniocraten  iu  den  Coiitonou  gingen  nun  voran,  ähnlich  wie 
mwh  der  französjitchca  Julirevolutiou  7.imitch»t  die  ReslaurHlionBverfaKsiiugpM 
der  CantoDC  geändert  wurden ,  um  damit  den  nÖlhigen  Nachdruck  zur 
buriiebuDK  des  BundeevcrtrsKs  von  1815  zu  gaviauen. 

15» 
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Die  Kidgeniissifiche  Verfassung  isi  sodano  nach  einer  längeren 
Kampfjieinode,  die  gnnx  positiv  die  Jahre  1870  bis  1874  um- 
fassle,  in  ihre  jet/iy^e  Form  liinühcrKenilirt  wordon.  Huuptsächlich 
stand  in  Frage  daliei,  wenn  man  die  Sache  rail  Kincm  Worte  bc 
zeichnen  will,  eine  grössere  Oontralisation  bis  an  diejenigen  äusserst 
Grenzen,  welclic  der  Huiidesstaflt  noch  nothwendig  ^i  seiner  Er- 
hAltung  liedarf.  Neben  diesem  Zwecke,  der  uic.ht  völlig  erreit 
wurde,  «ondt^fn  vielmolir  mit  einem  Ersten  Revisionsprojoet  vc 
5.  Marx  187^  in  der  VcdksidisÜuiniung  vom  12.  Mai  jenes  Ja 
unterlag  *').  stand  die  Frage  des  besseren  Ausbaues  der  YolIciT 
BOuveräuetät  in  den  Hnndescim-ichtungen  in  der  Krsteu  Linie  der 
HevisioQsbegehren ,  nur  gab  es  allerdings  auch  sehr  entscluedene 
Vertreter  der  Centitiiisation,  welche  durch  ihr  Naturell ,  oc 
ihre  stÄtttsmSnnisehen  Ansichten  und  Erfahrungen  einer  V« 
Btjfricuug  des  demokrutischen  Elements  abgeneigt  waren  **). 

")  Dio  witherigi-  itiiifro  Gulwtokelung  der  EiilgvuoswDScliaft 
IsTi^sam  und  anf  L'nm-egcn  wii'dtT  &v(  dityscn  Sttiad|>imkt  diT  Oentnliri» 
von  1872  zurüuk.  Eine  sulcliy  PrulM-jiori'idc,  wie  dii:  vfrilossenpn  15  Jalire, 
leifct  am  Bvotcu  das  Riclitiji«  oder  Unricliti)^  allor  poIitiBchen  Bestrcbungna. 
Die  willkürlichen  Geschöpfe  des  AiiKcul>)icks  oder  individueller  Licbbabc 
vorscbwiiiden,  die  reellen  Bedürfnimtc  machen  sich  dagegen  mit  anmi 
at«ltlioht*r  (Jcwftit  geltfMid.  Die  Itealimlitiher  ):ie]ien  darniis  ziiwcilcD  dm 
Scblu«^.  dasa  ihre  anfängliche  0|>]iuHilir>u  RomiL  iu  jedem  Falle  nur  zum 
Guten  itihrcD  könn».  »e  llhorRpb(>ii  daW-i  nur,  dass  darülie-r  mitunter  ginu' 
O^nerntionon  verkiinjiaern ,  die  auch  einen  Aottpruch  auf  ein  gest 
Leiieu  geliabt  hättetu 

*^)  Dii'juiiige  iNilitipiche  Kirlitgiig,  welche  mittelst  de»  Referendum» 
Lihcnilismus  und  die  Cvntniliwitiim  bekÜnipft,  ist  dagegen  erst  seither 
Btandun.      IHe    hosteu    schweizonichftn    Stuulsmüaner    (z.    H.    Dnw ,  "Wi 
EsmCR,  SEtiBsstCH)  waren  in  der  Rcvisiousjieriodc  dem  Begelirea  vermel 
Vfllkarenhte  oieht.  geneigt,  meiotenlheÜK   auH   dem  Grimd,   den    eiD  Re 
im  NatinnBli-att  mit  dea  Worten  ausdrückte;    mit    ciuom  wileheu  Rcil 
Cnclficicntcu  verliere  die  Stantsmaschiue  ihren  gehörigen  Xiitzcffect.     Ks 
übrigenR    nuerkwiinlig,    wenn    mau     nach  10  his  15  .lahren    «oluhe  Behatt 
wipdcr  liest,   ao  Viele«  darin  zu  ttndeu,  was  eich  seitlier  nicht  (»cwnhHuöl 
li«t  und  08  machen  übcrhaujit  diese  Reden,  für  und  vrider  die  VylkFrecl 
wie    sie  xlch  in  den  gedruckten  nffizielien  Protokollen  dor  beiden  Revi«!*« 
porioden  und  in  i-inetii  guten  Aufzuge  bei  Crnn    finden,    gcyi.'uwiirli((  iii< 
mehr  einen  erhcblicheu  Eindruck.     Mau  erwartete  und  fürchtete  m\ 
von    der   neuen    Inatitiiliim.      Xieht    nninterewant    i?il ,    das«    bei    der 
inaligen  Abstimtniing  in  den  Bidgeni<9si8cheii  Rätlien   der  NatinnalnUli 
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Die  BcstiiumtuigeD  der  crsteü  (vens'orfenon)  Verfassimg  »on 
[1872  waren  folgende: 

UnnileRgesetze  und  Bundesbescliliissc  nicht  dringÜLiicr  Natur 
ftolll*?!!  Huf  Begehren  von  50  000  stimnifiihigei:  Schweiz  er  bilj-gt*ni 
oder  5  Oantonen  dem  Volke  (nicht  auch  den  Cautonen,  wie  vielfach 
veriangt  woi-den  war)  zur  Abstimmung  vorgelegt  werden  können. 
Ueberdiess  sollten  ebenfalls  50  000  StinimtUhige  und  6  Caii- 
Itone  eine  Art  von  Initiatire  in  der  Weise  besitucu,  dass  sie  die 
Erlassung,  oder  die  Aufhebung  von  Bundesgesetzen  oder  Btmdes- 
beschlüssen  beantragen  können  (insoweit  nicht  vertragsrechtlicho 
Verj>flichtungen  entgegenstehen).  Wenn  nicht  die  beiden  gesetz- 
gebenden RüUie,  an  die  ein  solches  Begehren  zunächst  gerichtet 
Iwird,  demselben  zustimmen ,  so  entscheidet  die  Abstimmung  des 
gpsammten  A'oikos,  ob  sie  einen  solchen  GeHet:^esvorschIag'  auf- 
stellen sollen  oder  nicht,  welcher  im  ersteren  B''alle  dann  wieder 
zur  Volksabstimmuug  gelaugt^'). 

Nach   der    Verwcx'fung    dieser    Verfassung    wiu*de    bei    den 

'fortgesetzten  Revi^ionsvcrbandlungen   der  Gegenstand,   ohne  sehr 

erhebliche  neue  Argumente  für  oder  wider,  neuerdings  behandelt, 

die  Initiative    weggelassen ,    die    Ziihl   der   stimnilahigou  Bürger, 

^welche    das    Uirfert-adum   begehren    können ,    aul    30  000   herab- 

£t,   die  der  Cantone  dagegen  auf  Ö  erltöht,    und    in    dieser 


bkia  M  gc^tm  52  nod  der  Htümtcrnlh  mit.  äO  gogeu  19  Stimmen  tlni  Autni^ 

lableliute  hn  deu  Rer«run(1umsabstimtuuiigcu  nach  diu  Mehrheit  der  Cantoofl 

•  Bi  VL^rlangen,  Dicw  wirti  ißtxt<itacli  di?r  bMtclienden  Vt*  rra«iuii(()  nur  beiden 

lAli^tiiuniuiigcii  über  Verfasiungfsrevisionen  verlou^  uml  zwar  dort  mit 

Kccht,  indem  darin  der  einzig  rf«i|iß  Schulz  der  Cantone  für  ihre  ßesammtc 

[1)tiodcsstaaMiclie  Su-Ilnn^,  jn  s^u-   für    ilire  PnrtiL-xiKtcii/    alfi   K-lbstnUinrligc 

]|j«xiiennre»cn  ücgl.  Wena  nie  dugegKn  bei  der  Erlassauff  von  BundeBffcsetzea 

'und  Bundoiboinhlüssen  einerseits    scbou  diircli    ihr  Organ,  den  Ständeralh, 

ntitl-iiwirken  berechtigt  ßi*vreipn  wären    und  «liiun    noch   überdies   mit    ihrer 

Mehrhfil   ^neÜt-icht  (.-ine  nt-hr  gross»;  Viplksmebrbrit  liätlcii  uuwirkNuni  ma<:hcn 

k<'''nu«>n,   io   würde   dautit   beinahe  «ler  alte  Staatonbiitid  wiKiIergpkehrt  sein. 

llromcrltiD  hatte  da«  Fehlen  dic*>c»  SlÄmluvotums  einen  bedeutenden  Antlioil 

^an  dfm  SchieltKal  des  i:nten  VerfiiMöngsent würfe»,  welcher  von  13  Cantonen 

,geg«fi  9  und  einer  ftleLrheit    von  261072   gegi-u  355f)09  Vulk:'Stiimiieu    ani 

12.  Mai  1673  Tcrworfen  wiij-de. 

")  Diese  roilioUvc  von  187*2  ündot   nicb   deutlich  in  einzelnen   ncitber 
[tautandeoeu  CiiutoDsverfawuiigeii  wieder.    (Vgl.  die  zweitv  Alithcilung.) 
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T^eise  soliliessUch  die  nunmehrigen  Artikel  89  und  90  der  jetzt 
geltenden  Bundesverfassung  coiistruirt,  welche,  'mit  dem  übrigen 
otwas  herabgomildertea  lulialte  des  zweiten  Projccts,  am  19.  Aprü 
1874  von  14 Vt  Cantoneu  und  340199  gegen  198013  Yolk&stiiaiDeii 
angeuommeii  wiu-deu.  In  wieweit  bei  diesem  Resultate  eine  geftissi' 
Ei'mÜdung,  bezichungsweiBe  ein  compromissartigcs  Vcrhaudeb 
dtjr  Parteien  über  gegenseitig  zu  machende  Conzcssiouen  mit 
Reclmuug  gebracht  werdeu  muss,  wollen  wii'  hier  nicht  uutc 
suchen  *"*).  WesentÜch  für  die  poUtische  Geschichte  der  Schw« 
ist  die  zweifellose  Thatsache ,  dass  eine  bedeutende  Conzession 
an  die  Demokratie  scIUicssUch  als  luiauswcicMich  erschien  und 
nun  zum  Tbeil  selbst  von  Personen  befürwortet  wurde,  die  in 
einem  früheren  Stadium  der  Sache  einer  anderen  GeistcsnchtUDg 
gehuldigt  hatten.  Seit  dieser  Zeit  ist  die  Eidgenossenschaft  au£ 
dorn  "Wege  zur  reinen  Democratie  und  wird  sich,  da  eine  Rüchke 
zu  dem  repräsentativen  Systeme  nicht  wahi'scheinlich  ist*')  mt 
und  mehr  mit  den  Forderungen  derselben  in  Einklang  setzen  mü 


AlIgcmeiDcScIiIiiffsbcmcrkuDf^  zudem  gGachichtlicli<*nTb<ii 
IHo  Ooi)chicht«t  fips  Rcifpn'ndnm« ,  iiamputlich  \m  den  eigi-iitliolie«  R< 
roinliiinseautoufn  Grauliüudyn  uiid  Wallis ,  anhvr  in  den  einzclneo  Ji 
baudcrtcji  ?,»  verfolgen,  würde  eine  sehr  dankbar«  Aufgabe  ßr  edneu  jurit 
geliildeteri  Foniclicr  sein.  Sic  wird,  «obeJd  sie  teuer  bckauut  sein  wird, 
diu  bfstc  Ii)mpfc>hluDg  dieitfr  InHtitntion  für  ein  lüchtigeü.  nDverdorbonoii 
politisch  bßAnlagtC9  Volk  sein.  Wälirend  eine  genaue  Ge«uhichte  der 
repräsenttilivi'D  nnd  aniiUjkratischca  Verfattsungen,  welche  seit  dem  IB.  ood 
17.  Jahifmndert  bis  in  untierc  Tag«  hinein  in  dem  gröasten  Tbeile  der  Sdii 


**)  Die  Oesohichte   ditivcs   Compromisiieii ,   dc&scn   wichst«   Folg« 
sUrlci!  Herabdr&cknng  des  lifft'ntlicbe^  Geiat««  in  di>r  EidgenoftBonsi'haft  ww 
und  der  ferner  allerlei  Halbheiten  und  VerzÜgeruiigen  iiüt  »ich    führt«. 
_Diä  mehr  ganz  gilt  zq  machen  tiin<l,   \ei   noch  nicht  gcschrioVrcn   taiil   es 

nOi:h  nicht  die  Zeit  gekommen,   in  di:r  sie   geschrieben  wenlou    kann. 

*')  Ett  int  zwar  eehr  gewagt,  eolchu  Ansichten    mit  aller  Bestimmt 
zu  äusiKini,  vTüü  die  poUtiiichea  Einrichtangon  der  Schweiz  vüu  ihr^n 
wärligen  Bezichuiigeu  und  üconomincheu  ZuBlÜDden  stark  heoinOnflSt  w< 
kÜnneu.    Unter  nurmaJen  VcrhältniBHcji  jedoch  ist  eine  güiuliabe  Beaeitif 
dos  Referen4liiin.<(    kaum    anzunehmen.      In   etfraa  drastJsoh-popnl&rcr  Wq 
drückte  »eh  dlesfalU  ein  Gegner  der  Einrichtung  dahin  aas,  es  ioi  leicht 
den  Stier  aas  dorn  Staue  xa  hunen,  als  iliu,  einmal  im  Ifesitze  der  freiheit 
wieder  in  denselben  hineinzubringen. 
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bdic  Völker  thctlnahmlos  ftir   ihre  |KiIttiHchen  Geecliickc   maclitcD ,  jo   näher 

*inftn  sie  kcDai;ii    Icnit ,    dcst^t   wimif^er  zu   ihrer   Ehr«   aunfftth.    Ohne   die 

demokratischen  LandBRcraeindocantonft,    dii!    immer    danehea    fortbeBtanden, 

faätto  sich  liQDores  Erachtcns  «lie  alto  Eidgc-uosxcaDcbafI  überhaupt  nicht  er- 

Iten.    Allerdings  sah,  w«dq  mau  der  Clirauik  Hans  Salats  glauhcu  darf, 

tn  frommer  Manu    aus    dem  Sorufllbal    im  Ct.  GlaruB    im  Jahn;  1530    den 

rouTcI    selbtt   in    eineti    f;roi!scn     Manne!«    (jcitaJt    anf  der  Olomcr  Lands- 

f^tneinde  Kbeiren  ganilten  und  mehren".    So  ctwa^  ist  niiFi  keinem  ilaiiiutigun 

LChsBaale  bekannt.     ViRÜeicht   Hegft   en    aber  daran ,   dftM   man   ihu   auch 

leaUntoge  in  den  demokratiechen  'StsaUeiiirichtun^en  besser  siebt,  rIs  in 

andent.    Wir  glanbten  äb«r   das   f^nbtiiidiieriBche  Referendum  Urtbcilo  iu 

deu   jetzt    bokannt«»    Holatioucn    fremder   (^osaudlen    bei    der    rhätischeu 

Republik  finden  zu   köiinen,    babcn  jedoch   bisher   namentlich  in  Padavino, 

,irichta  Werthvolles  gefimdeD. 

Ueber  die  .Kriegsgemeinde"  fpaf^.  S08)  findet  sich  in  Roa  Stockab'i 
l^ebncb  eine  sehr  ergözUche  nnd  Hir  Dnut«rhliind  interenüante  Beschrei- 
tniag  dcrjcui^eu,  welche  im  Mür?,  \5'25  vor  dun  Tburcu  \uu  Stuttgart 
^sbsx'halten  w^irde ,  an  welcher  der  Herzog  Ulrieb  von  Wüi-ttemlierg  und 
'OuojitiHiifi  Setjtstah  von  Zürich  gogen  einander  das  Wort  führten.  Vgl,  im 
Auszug  HOTTWOKK  I  339. 

Ad  pag.  20Ü  kann  noch  Itetgenigt  M-erden,  dass  auch  noch  in  einem 
•Dderen  EUgewandtou  Orte  der  Gidgeuosdonschaft,  uÖinUch  der  Htadt  Qenf, 
eine  Art  von  Laadsgemrinde  beatand,  nSmlieh  der  «conseil  geni^ral  des  citoyon« 
et  bCHtrgeois",  der  sich  des  Jahres  zweinial  regelmässig  zu  Wahlen,  sonst 
[liber  ausserordentlich  xa  wichtigen  Geschäften  vertammeSte,  wenn  e»  der 
^Kieine  und  Oro«se  Ratb  für  uöthig  eracht«te,  ^m  aber  gar  sehen  geschiehet", 
wie  Jopus  äuLEK  in  »einem  ..Regiment  dei  BydgenoBsenaobafl'  berichtet. 
Atugcatominen ,  wenn  die  Regierung  irgendwelche  unbei|uenit.'  Zumuthui^ou 
Ablehnen  oder  wenigstens  auf  die  lange  flank  fohieben  wollte.  Auf  diesen 
ii»lori*'chen  con-<<eil  general  berief  sich  hii  zu  ibeHem  Jahre  iinmvriort  die 
radicale  Partei  von  Genf  mit  der  Fordemog,  dass  die  Volksabatimmungen 
und  WsJtlen  nicht  in ,  den  jetzigen  politischen  Verhältnieapn  besser  ent- 
K  «precbenden  WahUcrRiiten.  sondern  an  Einem  Puncte,  in  der  Stadt,  utattfinden 
^■[•tjllco,  womit  ilor  städtiiKjiti^n  lievtilkpmng  ein  factisehefi  Pebergpwicht  üiikam. 
^^^^V  Ad  pBg.  199.  Das»  de?  unglückliche  Kappeler-Krieg  ohne  vorherige 
^^^^pUiUDg  des  Landet!  aiigctangen  worden  war,  bildet  einen  Hauptbesobwcrde- 
^^^^K  der  sogenannten  Meilen  er- Arti  kel  vom  38.  November  1631,  in 
^t!«en  die  KUgen  df--»  Volkes  formulirt  wurdeu.  Ihiiwi  gi-genüber  bittet  ein 
Rathsbeacbluia  vom  9.  Üezeniber  „das  Vergangene  in  Gtitig-keit  aufeuhcben". 
Ad  png.  312.  Eine  Art  von  focnltativcm  Referendum  fülirten  18fi7 
lach  Oh  Waiden  (neben  der  Landügcmeindeeiurichtang)  und  1869  Luzuru  ein. 

{Dtnr  stoeite  27ieii  der  Abhandlung  fol/jt  itn  mchnten  Hefl.) 


Die  beiden  Weltvereine 
für  den  Post-  und  Telegraphenverkehr. 

Von 
Legationsrath  Dr.  Gbssnkh. 

Die  bedctitcTi'Iste  Aufgabt*,  welche  in  neuerer  Zeit  dl 
internationale  Verbind  im  gen  gelöst  worden  ist,  besteht  in  dar 
Begründung  zweier  Weltvereine,  von  denen  Europa  und  die  Vej 
einigten  Staaten  mit  einander  und  nüt  dem  grösstcn  Theile  d( 
übrigen  Welt  verbunden  werden.  Es  Kind  kaum  zwei  JaJirzehnt 
erfordcrlii-h  gewesen,  um  au«  Vorreinigungen,  welche  den  int 
nationalen  Telegrajihen-  und  l*ostverkehr  regeln  sollten ,  2\ 
Wellvereine  zu  bilden,  welche  in  Erfolg  und  Bedeutung  inimi^r 
noch  in  der  Zunalune  hegrifien  sind.  Nachdem  für  die  Begründung 
eines  intemationnlen  Postvcrkt-lirs  durch  Errichtung  des  deutst:h- 
östoriTichischen  Postvereins  vom  fi.  April  1850  d<T  Anfang  geniach^ 
worden  war,  legte  Preussen  durch  einen  mit  Oesterrcich,  Bai« 
und  Sachsen  am  25.  Juli  1850  abgescidossencn  Vertrag  die  Gron^ 
läge  zur  Bildung  eines  internationale u  Telegraphenvereius. 
preussiscb-österi'eicluschen  Telegraphen- Vertrage  schlössen  sich 
der  nächsten  Jahren  die  sünuntlichen  deutschen  Staaten  mit  sdl 
ständiger  Telegraphen  Verwaltung  und  die  Niederlande  an.' 
Frankreich  folgte  nach,  welches  durch  einen  mit  Belgieog^ 
Sardinien,  der  Schweiz  und  Spanien  am  25.  Dezember  186JH 
geschlossenen  Vertrag,  Vereinbarungen  über  die  Ausführung  der 
internationalen  Telegraphie  traf.  Ebenso  liatte  Preusseu  durc^— 
ein  am  4.  Octobcr  18f)2  Namens  des  deutsch- österreichischoS 
TelegrapUenvereins  zu  Paris  mit  Frankreich  und  Belgien  geschlos- 
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Tenes  üebereinkommeD  eine  iut^rnationale  Telegraphenvereinigung 
eingeleitet. 

Auf  Anregung  Frankreichs  traten  1865  die  Vertreter  der 
europäischen  Tele graphou- Verwaltungen,  init  Ausnahiue  deijenigeu 
Grossbritanniens f  wo  diese  Verwaltung  damals  noch  in  den 
Händen  von  Privatpersonen  ruhte,  zu  einer  Conferenz  in  Paris 
zusammen,  welche  dmch  den  am  17.  Mai  lB6ö  abgeschlossenen 
Vertrag  den  noch  jetzt  !)estel)enden,  und  iuzwifccheu  vielfach  erwei- 
terten intt'niationaleu Telegraphunverei n  begründet  hat.  Dieser 
Vertrag  ordnet  den  iuteiTiationalen  Dienstbetrieb,  enthält  die  Bc- 

tumungeu  Über  Annahme  luid  Bcftirdcruug  der  tclegi-aphischen 
peschen,  über  die  HöIie  und  die  Theiluug  der  Gcbilhicn,  so\ne 
über  die  zu  verwendenden  Apparate  und  Leitungen.  Für  dio 
"Weiterbildung  des  Vereins  wurde  eine  periodische  Wiederkehr 
von  Conferenzen  vcrtnigsmiissig  festgestellt.  Eine  kleine  Schrift, 
welche  unter  dem  Titel  „die  Telegiaphie  und  das  Völkerrecht" 
von  dem  Direktor  des  RcicIispostHmteA  Fisuukb  187(>  zu  Leipzig 
röffenthcht  worden  ist,  enthält  über  die  Kntwickhmg  und  ilie 
jn  Grundlagen  des  internationalen  Telegraphenvereins  inter- 
ite  Mittlieilungeu.  Dio  erste  dieser  Conferenzen  fand  1H68 
zu  Wien  stAtt.  Damals  traten  Serbien,  Bnraänien  und 
Luxemburg,  sowie  England  für  seine  ostindiscben  Be- 
sitzungen hei.  Die  Conferenz,  welche  lb70  zu  Korn  tagte, 
hat  sich  ein  besonderes  Verdienst  dadurch  erworben ,  dass 
eine  Regelung  der  überaus  scliwierigen  VerliäUnissn  herbei- 
te,  welche  Kwischen  dem  interuationalöu  Verein  und  deu 
ilegrapht sehen  PrivatgeselUchufteu  bestanden,  die  sich 
im  Besitze  sammtlicher  submariner  Kabel    und  eines  grossen 

fbeiJes    der   internationalen    Telcgrapbie   zu  Laude   be- 
nden.     An  den  .Sitzungen  zuKom  bethciligtc  sicii  aucii  bereits 
ein  B(*vollmiichtigter  Japan. -j. 

Einen  vorläußgcn  Abschluss  haben  diese  internationalen 
Befttrebungen  für  eine  telegraphische  Welt  verbin  düng 
durch  den  am  22.  .hili  1875  zu  Kt.  Peternburg  abgeschlossenen 
Vertrag,  welcher  seit  dem  1.  Januar  1876  in  Krafl  getreten  ist, 
und  durch  die  diesem  Vertrage  beigegebeue  Ausfiihrungs-Ucber- 
fiir   den    internationalen    Verkehr  erludten.    welche    zu 
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fiOTidon  am  2W.  Juli  1R79  revidirt  ist.  Die  in  den  fnlherei! 
Vertragen  cnthaltem'n  Vorschriflen  Über  die  DeUib  des  Di 
and  ans  diweni  Verli-age  fortgehlieben  und  in  das  demselben  b^ 
gegebene  Reglement  verwiesen.  Es  ist  dies  insofern  ein  erh 
lieber  Fortschritt  als  der  Vertrag  jezt  weseiitlicli  nur  gruni 
legende  liestiminungfn  enthält,  welche  nicht,  wie  die  gedacliteü^j 
dienstlichen  Iixslructioneu,  einer  häufigen  Veränderung  bedUrfel^| 
Die  &5  Ärtikpl  des  Vertrages  von  Rom  sind  in  dem  Vertra^^ 
von  St.  Petersburg  auf  21  zusammengeschmolzen. 

Die  3    ersten   Artikel    enthalten    die  Bestimmung,    d^ss   es 
Jedermann   gestattet    ist,    von    dem    internationalen  Telegraphen 
Gebrauch  zu  machen,    dass  die  Verpflichtung  übernommen  wird, 
das  Grehetmuiss  der  Twlegramnie    zu    wahren    und    dere^i 
gute  Befördci'ung  zu  sicheni,    dass  aber  hiei-ftir  keinerlei  Veraa^H 
"wortlichkeit  üboruommeti  werden.   Was  diLs  Depeschengebeim- 
niss  betrifft,  so  erinnert  Dr.  Fisciieu,  der  eine  leitende  Stellung 
in  dem  Bcichspostomte  eiimiuimt,  in  seiner  envähuteu  Schrift  mit 
Recht  daran,  dass  zwischen    diesem  und  dem  BriefgobeIuni^|H 
ein  wichtiger  Unterschied  bestehe.    Die  Post  erhalte  die  ihr  l^^ 
Beförderung  übcrgebene  C'oncspondenz  in  der  Regel  verschlösse^^ 
und  sei  dadurch  der  Vcrpßiehtung   überhoben,   sich  nm  den  I^| 
halt  zu  bekümnioni.     Die  Telegraphie  befördere  aber  die  De- 
peschen nicht  blos,  sondern  sctireibe  sie  auch  selbst,   könne  abo 
nicht   umhin,    von    dem  Inhalt   derselben  Kenntniss   xu   nehmen. 
Desshalb  sei  von  den  Landesgesetzen,   and  völkerrechtHch 
sich    hiergegen    nichts   einwenden,    den  Telegraph enbeamt 
eine  Art  ControUe  zugestünden  worden,   welche  ihnen  die  Pfii 
auferlege,    die    Beförderung    von    Mittheihingen    zuröckzuweis 
welche    direct   die  Landesgesetze    verletzen,   die  Sicherh 
dos  Staates  gefährden  oder  gegen   die  öffentliche  Or 
nung  und  die  Sittlichkeit  Verstössen.     Dagegen  erfordert 
der  Umstand,  doss  die  Kigenthümiichkcit  des  Tf]egraphenl>etneb^| 
den  Beamten  mit  dem  Inhalt  der  Depeschen  bekannt  macht,  aa^^ 
wieder  einen    besonderen   Si^butz   gegen    willkilrhche   und  rechts^^ 
widrige  Mittheilungen.     Die  Telegrapbie  hat  dalier  ihre  Verpffid^^ 
timg  richtig  dadurdi  erkannt,  dass  die  Verpflichtung  zur  Ge- 
heimhaltung   in    dem   völkerrechtlichen  Vertrage  vqj 
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[St.  Pettiraburg  AtiBdruck  gefanden   hat.    Die  Bewah- 
ruug  des  Postgeheimnisses    iHt    in    keinem  der  völkerrecht- 
,     lichou  Postvortrage  zuv  Pflicht  gemacht,    und    besteht   in   dieser 

■  Hinsicht  auch  zur  Zeit  noch  in  cirilisirten  Ländern  vielfach  eine 
recht  laAC  und  bedenkliche  Prnxis.    Gneist  fÜlirt  in  seinem  eng- 

^Jischen  Verwaltungsrcchte   an,    dass    in  England    zur  Zeit 
Bnoch  das  Statut  der  Künigin  Anna  gilt,  wodurch  auf  Befeld 

■  eines    Staatssecretära    Briefe    angelialten    und    geöffiiet    werden 
B  dürfen. 

■  Bis  dahin   ist   überlegend   angenommen    worden,    dass   die 
■O'elcgraphen Verwaltung  für  die  richtige  und  pünktliche 

"Ueberkunft  der  Depeschen  rechtlich  nicht  verantwort- 
_lich    sei.      Die    Tolcgi'aphenTorwaltungeu   haben    sich   stets   ge- 
■veigert,  fui*  Fehler  und  Unpunktlicbkciten,  welche  begangen  wur- 
den, dem  dadurch  Verletzten    eine  Entschädigung   zn   gcwaiiren. 
In  einigen  Ländern,    in  Frankreich,  Belgier,    den  Nieder- 
landen   und    der    Schweiz    ißt    diese    Verpflichtung    gesetzlich 
ausgeschlossen,    die    Rechtsfrage   findet  dadurch   in  diesen    ihre 
formelle    Erledigung.      Nach    allgemeinen    Bechtsgmndsützen    ist 
^  diese  Auffassimg   aber    rechtlich    unbegründet.     Dies   lUhrt  auch 
HHbjli  in  seinem  Tel egmphon rechte  sehr  gründlich  ans. 
H         Von  anderen  ist  die  Einrührung  einer  begrenzten  Haftpflicht 
befürwortet  in  der  Weise ,    d;ifls  gegen  Erhebung  einer  erliühten 
Gebühr,  wie  hei  der  Post  bei  dem  Vtrlu«te  eingeschrit^bener 

i 'Briefe,  fiir  verK|»ätet  oder  gar  nicht  angekomraeue  Depeschen 
eine  auf  eine  bestimnite  Summe,  etwa  auf  50  Frcs.  bemessene 
Entschädigimg  gewahi-t  niirdc.  In  diesem  Sinne  machte  bereits 
auf  der  Confcrcnz  zu  Rom  der  französische  Bevollmächtigte 
einen  Vorschlag,  welcher  jodoch  mit  allen  gegen  zwei  Stimmen 
abgelehnt  ^\•u^do.  Der  Antrag  wurde  in  8t.  Petersburg  wie- 
der aufgenommen  und  i^iner  Specialen ninntssion  tiberwiescn,  welche 
die  Annahme  empfahl,  die  auch  mit  13  gegen  6  Stimmen  erfolgte. 
Da  die  erfurdorllche  Einst unnilgkeit  nicht  zu  erzielen  war,  so 
^Rcblug  der  franitüsische  Bevollmächtigte  vur,  dieser  Bestimmung 
feinen  facultativen  Charakter  zu  gehen.  Dies  ist  auch  geschehen, 
da  das  Reglement  zum  St.  Petersburger  Vertrage  in 
Nr.  51  Ijc&timmt,   dass  es  im  Verkehr  mit  Verwaltungen,  welche 
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zustiimnen,  freisteht,  ein  Telegranun  eiuzu&chreiben,  und  dass,  wenn 
eine  erhebliche   Verspätung  erfolgt  oder  das   Telegramm    durcljj 
Schuld  des  Betriebes   nicht   an   seine  Bestimmung  gelangt,   dei 
Aufgeber  nebst  der  erhobenen  Gebühr  50  Franken  zu  zahlen  sind. 

Damit  ist  wenig  gewonnen,  zumal  Art.  3  des  Vertrages  roü 
Sk.  Petershiirg  den  alten  Grundsatz,  wie  bereits  bemerkt  wurdf, 
als  leitenden  aufrecht  erhalten  hat,  Ausnahmen  aber  nur  durch 
(acultative  EinRihningen  eintreten  können.  Sehr  richtig  bemerkt 
daher  Fis<.'heh:  „Wahrend  die  Landesgesetze  sich  bisher  ledig^HJ 
lieh  ablelinend  zu  der  Frage  der  Verantwortlichkeit  der  Tel^H 
graphie  verhalten  haben,  ist  es  die  völkerrechtliche  Telegraplien- 
gemcinsrhnfl,  welche  den  von  der  Rechtswissensciiaft  nachdriicklicb 
gefordtTteu  Weg  einschlägt.  Das  Vorbihl  wiixl  unzweifelhaft 
die  Gesetzgebung  und  die  Venraltungspraxis  der  Kinzelsl 
zurückwirken.  Man  wird  sictt  durrh  dJe  Gestaltung  des  int 
nationalen  Verkehrs  überzeugun,  dass  eine  im  VoraiLs  liegräi 
Haflptliclit  fiir  praktisdie  und  richtige  Depeschenbeiorderung 
den  Interessen  der  Verwaltung  nicht  unvereinbar  ist ,  und 
sie  für  das  Publikum  eine  weiihvolle  Garantie  bietet." 

Die    internationale    Telegraphie    kennt   auch    Tel 
grammu  in    geheimer  Sprach u.     Art.  6    schreibt    vor,    il 
Staats-  nnd  Dienst-Telegramme    in   dieser  Sprache 
zu  befördcni  sind.     Privattelegramme  köiutcu  nur  zwisch« 
zwei  Staaten  in  goheimor  Sprache  gewechselt  worden,  wenn  beic 
eine  solche  Sprache  zulassen.    Dagegen  sind  auch  andere  Staat« 
verpflichlet,    Privatdepeschen  in  geheimer  Sprache  im  Transit 
gestatten. 

In  Art.  8  behält  sich  jede  Regienmg  das  Recht   vor, 
intcrnationalon  Telcgraphcndienst,  wenn  sie  es  für  uotbweudig  er- 
achtet, entweder  überliaupt  oder  nur  auf  gewissen  Linien  und  fiir 
gewisse  Arten  von  Correspondenzen  auf  unbestimmte  Zeit  einjsu^ 
stellen,  wobei  üir  die  Verpflichtung  obliegt,   hiervon  sofort  jed< 
der  übrigen  vertragschlieHseiulen  Kegierungt-n  Keuntmss  zu  gebi 

Der  Beitritt  von  Staaten,    welche   au   dem  St.  Petersburg! 
Vertrage  nicht  theilgenoumeii  haben,   kann  nach  Art.  18  dt 
Anmeldung  bei  der  Regierung  des  Staates  erfolgen,  wo  die  let 
Conferenz   stattgefunden   hat.      Gekündigt    kann    das    Verlre 


—     225     — 


TertiSltniss  rnn  jedem  einzelnen  SUiate  nach  Art.  20  mit  jührliclier 
J'rist  werden. 

■       Hinsichtlich   der  internntionalen  GehUrensÜt^ie    ist, 

■wie   FlscuKB    in    selir  hemerkmiswerlher  AV'elsf   lien'orheht.    die 

intpmntiouale  Telegraphie  nocli  nicht  zu  8o  klaren,    einheitlichen 

und  durchgreifendfii  Onhiutigon    gelangt,    wie    sie  in  Betreff  des 

Vostverkehrs  dem  ijitoriiationalen  Postverein  und  seiner  Welt- 

Bortoreform    zu  verdanken   ^ind.      Stntt    einheitlicher    Ge- 

PKfirensätzc,  heniheii  die  dem  Teli^graphen vertrage  lieigerügten 

umfangreichen  Tariftabelleu  auf  der  Vereinhaning  von  Staat 

zu  Staat,  sie  können  (lilii^r  durch  BeftchluNS  der  hei  der  Beförde- 

ing  lietheihgten  Staaten  jedei-zeit  abgeÜndert  werden  und  weichen 

^mzufülge  in  der  mannigfaclisten  Weise  voneimuider  ab.   .Tedocli 

it  anf  Grundlage    des  Art.  10   des  Vertrages  von   St.  Peterg- 

nirg  der  Gnindsatz  allgemeine  Anerkennung  gefunden,    dass  die 

^Gebiir    zrvischen  je  zwei  Stimten,    wenigstens  in  der  ßegel,    für 

ganze  Gebiet  dieser  Staaten  eine  einheitliche  sein  solle.    Die 

rössere  Vereinfachung  und  Ausgleichung  der  internationalen  Tele- 

iphengebüren,  die  bereits  auf  der  Conferenz  zu  St.  Petersburg 

?n  Gegenstand  kräftiger,  wenn  audi  zunächst  erfolglos  gebliebener 

foimbestrebungon    gebildet   hat,    bleibt  für  die  Zukunft 

line  der  liedeutendsten  Aufgaben  des  Telegraphen- 

rereina,  der  aiifdie  Dauer  nicht  im  Stande  t^ein  wird, 

[ich  dem  glänzenden  Vorgänge  der  vereinigten  Tele- 

[raphenverwal tungeu  zu  entziehen. 

In    Art.   14    wird    einem    Oentralnrgan    die    Aufgabe    zu- 
gewiesen, die  auf  die  internationale  Te]cgra})hic  bezüglichen  Nach- 
I richten  jeder  Art  zu   siunmcb,    zusammenzustellen  uud    zu    ver- 
Efffentlichen .  sowie  Anträge,    betreffend  Abündeiiing   der  Tarife 
oder  des  Reglements  in  die  Wege  zu  leiten,  im  Allgemeinen  alle 
Fmgen  zu  studiren  und  alle  Arbeiten  auszufuhren,  mit  welchen 
^fea   im  Interesse    der  internationalen  Telegraplüe    betraut  werden 
Kollt«.  —  Diese  Aufgaben  des  Centralorgans  sind  im  Reglement  er- 
HB^"zt  und  duliiu  präcisii't  worden,  dasü  es  über  den  Telej^raphen- 
verkehr  in  den  einzelnen  Staaten  eine  aUgemeino  Statistik 
lui&tellt,    ein    Telegrapbeniournal    in    französischer 
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lerausgiht  und    iiaraentHch    die  ÄrbmtcD  für  die  pcri 
Couferenzeii  der  Uniousvci-\saltungcn  vorbereitet. 

Das    internationale    IlnreftU    zu    Bern    fungirt    aU 
dieses  ständige  Centralorgan.    Die  Confereozco  haben  sich 
besonders    sorgfaltig    mit  der  Organisation   dieses   Bureau's 
schäftigt.    Die  bezüglichen  Festsetzungen  sind  uaiuentticb  in  Nr. 
bis  80  des  Reglements  znm  St.  Petersburger   Vertr 
enthalten.     Die  Kosten  dos  Bureau's  tragen  siimnitUche  Verei 
Staaten  nach  \'erhältuiss  ihrer  Grösse,  sie  sollen  jedoch,  abgerecl 
die  Conferenzkosten,  60  000  Fi-ancs  nicht  Uboi-steigcn.     Mit  Zu 
Stimmung  siimmtlichcr  Vercinstaaten  kann  jedoch  eine  ErhÖhucf; 
eintreten.     Die  Thätigkeit  des  Bureau's  hat  sich,   vic   allgeniei« 
anerkannt  uird,  bewährt  und  dasselbe    hat    liir    dos    durch    dc^n 
Berner  Vertrag   vom    9.  Oktober    1874    in's  Leben   gerufe^H 
internationale    Ponthureau    ziun  Vorbilde    gedient,    welcb^^ 
gleichfalls  seinen  Sitz  in  Bern  hat. 

Die  bestehenden  Telegraphen  Verbindungen  sind  durch  die 
(resetzgebungen  der  meisten  Länder  unter  den  Schutz  be- 
sonderer Strafltestimmungeii  gestellt,  welche  sich  sowol 
auf  absichtliche  wie  auf  fHlirliissigo  Besrhiidigungon 
ziehen.  Auch  ist  daran  gedacht  worden,  der  Telegrai)hie  w, 
rend  emes  Ki-ieges  Sclmtz  zu  gt'währeu  tuid  <lieselht!  in  gewi; 
Sinn  zu  neutrnlisircn.  Die  neueren  Kriege,  insonderheit  d 
deutsch- französische  Krieg,  haben  jedoch  gezeigt,  wie  gross  di<) 
Bedeutung  der  Telegraphie  sowohl  für  die  Interessen  des  Angrift 
wie  der  Vci-theidigung  ist,  und  dass  an  einen  derselben  in  Ki-ie^, 
weiten  zu  gcwalirenden  Schutz  daher  emslluift  nicht  gedacht  we 
kann.  Dagegen  hat  sich  jedoch  <las  ßc<lürfniss  dringend 
har  gemacht,  den  submarinen  Kfihc-ln  einen  international 
Schutz  zu  gewähren,  weil  auf  deui  Wege  der  Landesgese 
gehung  mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  diLss  das  Meer  weder 
der  Souveränetät  noch  der  Jurisdiction  eines  Staates  unter- 
worfen ist,  ein  solcher  Schutz  unausführbar  ist.  ^ü 

Die  vereiuigtcn  Staaten  von  Nordamerika  hatten  b^^ 
reits  1 869  einen  Ent\rurf  filr  einen  internationalen  Vertrag  auf  diplo 
matischeni  Wege  mitgetheüt,  wonach  diejenigen  Persoueu.  wel 
sieb  der  Verietzung  eines  submurineD  Kabels  schuldig  machen  w 


den,  als  Seeränher  Angesehen  und  als  solche  bestraft  werden 
sollen.  Nur  die  «sterreichischimgarische  Regierung  liat  auf 
diese  MitUieilung  geantwortet  und  zwar  in  zusUmmender  Weise, 

K)ie  Frage  wurde  mich  auf  der  (Jonforenz,  wclc^he  auf  VeranloA- 
stmg  der  inissisrhen  Regierung  1874  zu  HrÜKael  slaUfand ,  nm 
ein  iiileniaticnalfä  Kiiegsrecht  ubzurasKcn,  auf  Anregung  des  da- 
niächen  Abgeordnelen  erörtert.  Der  Beschluss,  den  die  f 'onferenz 
in  Folge  dessen  fasste,  bewegte  sich  in  sehr  engen  Grenzen. 
Von  einem  eigenthclien  Schutze  war  nicht  die  Rede,  sondern  es 
wurde    nur  bestimmt,   dass  beim  Fried enscldusse  die  Leitungen 

kiriickzii geben    und    die    Ent8chädigimgsfrage    7U    erledigen    sei. 

TIbenso  wurden  die  t<"legraphisclien  Ijandleitungen  als  ^mojens 
de  nature  t^  servir  aux  Operations  de  giierre*^  anerkannt  und  ihre 
BesohbtgnaLme  durch  die  Occupationsfu-mce  fiir  gerechtfertigt  er- 
klärt. Die  BeschlU&ae  der  Brüsseler  Oonferen?.  haben  be- 
kanntlich nicht  zu  einem  definitiven  £rg<*bnis.H  geführt,  aber  die 
cl'^\'tihnten  beiden  Bcschlüjisc  entäpreclieu  den  (TrundHÜtzeti  des 
heutigen  Kriegsrecbts. 

kDie  Frage  des  Scbntzcs  der  submarinen  Kabel  hat  nach 
er  erfulgloson  Initiative,  welclie  die  Vereinigten  Stflaten  ergriffen, 
für  die  Regierungen  längere  Zeit  geruht,  ist  aber  dafür  m  den  wissen- 
schafthchen  Kreisen  um  so  lebhafter  erörtert  worden.  Besonders 
bemerkenswerth  in  dieser  Hinsicbt  sind  die  YcrlLandlungen  des 
völkerrechtlichen  Instituts  über  diesen  Gegenstand,  welche 
1878  m  der  Sitzung  zu  Paris  begonnen  und  1879  zu  Brüss«! 
beendigt  wurden. 

Ein  sehr  gründlicher  und  umsichtiger  Bericht  von  Renault, 
Profeasor  des  Völkerree^ht»  an  der  ITnivei'sität  zu  Paris,  bildet« 
die  Gi-undlage  der  Verhandlungen  in  ßrüKKel.  Renault  war  der 
Berieb tei-stattf-r  der  ('onrnnsnion,  welche  in  Paris  ernannt  worden 
war,  um  Hirh  mit  der  Frage  zu  beschäftigen.  Nach  eingehender  Aus- 
Itehmng,  dass  auch  das  internationale  Pnvatrecht,  sowie  der  Grund- 
salz, d;us8  ein  Si-hiff  von  dem  aus  die  StÖnmg  des  Kabels  ausgebe, 
Tölkerreclitlicb  als  Gebintsthfil  des  Landes,  dem  es  angehöre  be- 
imcbiet  werde,  keinen  rechtlichen  Anhalt  fiir  die  Bestrafung 
von  Pereoueu  biete,  welche  sich  auf  offener  See  der  Beschädigung 
eines    !^ubnl!lrinon  Kabels  sidiuKüg  gemacht  hüben,  wii-d   zu- 


TiHchst  der  von  OoRterreich-rngarn  aoceptirte  Yorscblag 
vereinigten  Staaten  ziirückgowieBen,  das«  solche  Personen 
Piraten  anzusehen  und  zu  beslrnfen    seien.     REKArüT   beim 
in  dieHer  Hinsicht: 

„H  ne  faut  pas  ahuser  des  fietion!«  eii  droit.  Tl  y  en  a  dAj! 
Irop  qu'oii  est  porte  ä  exageror;  il  n'esl  pas  neces-saire  deu 
^'Uibhr  de  nouvclle.s.  Or,  nous  croyons  que  dJre  que  la,  deslrtiction 
d'un  csble  sousniarin  est  un  acte  de  piraterie,  c'est  reconrir  A 
fiction  devant  avoir  des  consequences  extreinement  pn^oves^  pui< 
des  l'ait«,  jusque-lA  imprevus  se  trouveront  passibles  des  ehätinier 
les  plus  sevöres;  c*est  passer  trop  bnisquement  d'une  extremil^ 
ft  Tautre.  Quelle  re»*)end>!anre  y-a-t-il  entre  la  conduite  d'un 
pirate  qiii  court  A.  tous  les  navjiie»  pour  les  pÜer,  qui  pt 
Stre  dit  hostis  generis  bumani  parcequ'il  ne  respocte 
et  la  wnidniti!  d'un  individu  qui,  jieut-eti-e  pour  nuire  Ä 
compagnie  dont  11  est  le  ccnicuiTent,  detruit  sou  cÄblo  8oi 
marin?  II  y  a  certülueiuent  de  sa  pail  un  acte  coupable  et  noiu_ 
deuiandons  qu'oa  lui  iulUgc  uue  peine,  mcmc  une  peinc  a&thi 
il  n'y  a  pas  \k  un  acte  de  piraterie  et  la  peine  seriut  bors 
]troportion  avoc  le  fait  A  pnnir.  —  —  —  —  —  Cc  que  nu| 
reteuons  de  la  propoaition  de  TAuierique  et  de  rapprobatif 
de  rAutriobe,  c'est  que  la  destruction  d'un  cüblc  teK-graphiqi 
■pent,  ibuis  Tetafc  actuel  des  relatioits  intcruationales,  etre  coi 
dC>r6  coninie  un  dübt  de  droit  des  geiis,  (jiie  les  natious  s< 
üiteress^ea  h  prßvenir  et  A  punir." 

Bei   luiterseeiscbeu  Kabeln   können   im  Kriegsfälle    folpen< 
Fälle  vorkommen: 

1)  Der  Kabel  verbindet  zwei  Landestheile  derselben 
führenden    Macht,    z.  B.  England    und    Irland,    Frankrei( 
und  Algier,    oder  [talion    und  Sardinien  mit  iSieilien. 
diesem  Falle   hiit   der  Clegner   oll  ein   erbebHches  Interesse, 
telegra[ihtsclie  Verbindung  zwischen  beiden  Landestbeilen  zn 
stören  und  es  kann  ihm   oacb  Kiiegsgebrauch   das  Recht   hiei 
nicht  bi^tritten  werden. 

2)  Der  Kabel  verbindet   das  Gebiet  eines  der  Kriegführen- 
den mit  dfinjenigen    seines  Frinde«.     Tn  dies4:*ni  Falle  tt-ünle 
nach  Kriegsi-echt  krinini  Zweifel  unterliegen,  das»  der  eine  cmI< 
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der  andere  der  Kriegnilirondeii  dieao  Verbindung  nnterbrechen 
darf,  HO  bald  er  dies  üi  seinem  Iiitci-csäe  ßndct.  Es  koDiieii 
aber  durch  eine  solche  Unterbrechung,  welche  durch  eine  Ver- 
letzung des  Rabeis  herbeigefiUirt  wird,  auch  die  Interessen  neu- 
traler StajitCM  geschädigt  werden,  insofern  diese  mit  dem  in  Rede 
stehenden  KalH,*!  duirb  Anschlusskabel  in  Verbindung  stehen. 
Eis  können  dailurch  grosso  Härten  und  Naclitlieile  fiir  die  Nen- 
Ibalen  veranlasst  wenlen  und  deshalb  ist,  wie  sogleich  naher 
dargelegt  werden  soll,  beroita  auf  Aiiskunflmittel  Bedacht  ge- 
uommeu,  um  eine  Abhülfe  herbeij^uttiliren. 

B       3)  Auch    wenn    der  Kabel   das   Tei-rilorium   eines  Krieg- 
führenden  mit    einem   neutralen  Lande    vcrliindet,    können  Fälle 
eintreten,   xvo  die  berechtigten  Interessen    eines  Ki-iegführendeu 
durch  die  freie  Benützung   dieses  Kai>els  Seitens  des  neutralen 
Staates  imd  seiner  Angehörigen    verletzt   werden   können.     Dies 
ist  namentlich  der  Fall,    weim    der  Kabel  mit  einem  blokirteu 
Hafen  in  Verbindung  s^teht.    Ebenso  ist  den  Neutralen  die  Zu- 
Pühniug    von  Kriegscontrcbande    an   einen    Kriegführenden    ver- 
boten.    In    beiden    Fiüloij    können    völkerrechtswidrige  Handels- 
uulemeliinungeu   der  Neutralen   durch  telegraphische  Depeschen 
gefördert  werden, 
fc     4)  Verbindet  der  Kabel  zwei  neutrale  Staftten,   so  kann  die 
Neutralität  desselben  auch   in  Kriegszeiten    niclit  in  Zweifel  ge- 
bogen wei-den. 

H      Der  nelfach  geäusBeiie  "Wunsch  eine  Neutralisirung   der 

submarinen    Kabel    in    Kriegmspiten    einzuflihren ,    muss    sich 

als  unausfiihrbai*    erweisen    und    dies«  AuiFa-ssung    w'rd    auch    in 

allen  compelwiten  Kreisen  gelUeilt.     Es  ist  aber  auch  in  solchen 

HLreisen  mit  Recht  die  Frage    aufgeworfen,    ob    es   nicht   Mittel 

und  Wege  gehen  möchte,  um  die  Intei-essen  der  Kriegfiihrendeu 

und  der  Neutralen  in  <Ueser  Hitksiclit  zu  vereinigen,   durch  Ein- 

nihrung  einer  Art  von  beschränkter  Neutralität,  wodurch 

Uer  internationale  Verkelir  auf  den  submarinen  Kabeln 

^uch  in  Kriegszeiten  möglichst  wenig  behindert  würde. 

_        Diese  Erwägungen  gelangten  auch   bei   den  Verhandlungen 

völkerrechtlichen  Institute  zu   Brüssel  zmn  Ausdruck  und  es 

rde  dabei  nanienlHch  auch  auf  eiuen  Vorschlag  Bezug  geuom- 

IktAtr  rir  Mtnülfhn  IWhL  U.  3.  ]ß 
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men,  der  von  Firciiek  in  seiner  mehrfach  erwähnten  Sei 
„Die  Telegraphie  und  das  Völkerrecht''  gemacht  worden 
FisciiEK  erkennt  an,  es  werde  uöthig  sein : 

1)  Die  Befördernng  aller  demKriegszwecke  nnmitt 
bar  oder  mittelbar  dienenden  Depeschen  von  Krie 
führenden  oder  an  Kriegführende  aiiszuschliessen, 

S)  die  Depeschenbeförderung  einer  strengen  Cod- 
Irole  zur  Abwehr  von  MissbrKuchen  zu  unterwerfen, 

3)  den  Kriegführenden  das  Recht  einzuräumen,  auf 
den  ihrer  Machtsphäre  unterliegondon  Kabeln  die  zeit- 
weise Einstellung  des  Depeschenverkehrs  von  und  nacb 
dem  feindlichen  Gebiete  zu  verhängen. 

Um   diese  Rechte   der   Kriegführenden   in  einer  Weise 
Ausfuhrung  zu  bringen,  dass  ün  Uebrigen  der  internationale  Vi 
kehr  auf  den  submarinen  Kabeln    möghchst   wenig  beeintrachb' 
werde,  wird  der  Vorsclilag  geraucht,  daas  entweder  die  Kriegfuhr 
den  die  Bedienung  der  submarinen  Kabel,  welche  aus  i 
Gebieten  zu  neutralen  Staaten  herüberfühi*cn,  gemeinsdiaft- 
lich   unternehmen   und  durch   eine  aus  Beamten   beider  Parteien 
gleichmässig  zusammengesetzte  Commission  bewii'ken  lassen,  od: 
dass,  was  vorzuziehen  sein  würde,   während  der  Dauer  d 
Krieges   die  Kriegführenden  die  in   ihren  Gebiet 
landenden  untersoeisclicn  Kabel  zur  Verwaltung  Ne 
tralen  übergehen  möchten'). 

Diese  Vorschlage  fanden  auch  bei  den  Verhandlungen  des 
völkerrechtlichen  Instituts  zu  Brüssel  eingehende  Be- 
rücksichtigung, aber  man  neigte  doch  über'^^egend  zu  der  Auf- 
fassung hin,  dass  auf  eine  Annahme  derartiger  Voi'schläge  Seiteuu 
der  Mächte  nicht  zu  rechnen  sein  wünle.  Die  schliesslich  gfl^l 
fassten  Beschlüsse  haben  folgeiide^n  Wortlaut:  ^* 

1)  n  serait  trds  utile  que  les  divers  Etat«  s'entendissent  pour 

Diarer  que  la  destruction  ou  la  d^teriora^ion  des   c&blos  sous- 

"marins  en  pleiiio  uier  est  un  d^Ut  du  droit  des  gens,  et  pour  do- 

terminer  d'une  maniöre   precise  le  caractöre  dölictuoux  dos   faits 

et  les  peines  apphcables,  —  sur  ce  demier  point  on   atteindrait 


>)  FiscUKR,  n.  B.  O.  S.  66  u.  f. 
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le  dfgr^   d'unifonnit^    rompatible    avec    la    diversit^    des    legis- 
[latiotts  mminelles. 

Le  droit  de  saisir  lea  individii»  coupables,  ou  presunies  tels, 

Ipourrait  ütre  donnä  aux  mivires  d'etat  de  toutes  let»  tiationa,  daiis 

les  conditions  r^gl^es  par  las  trait^b,   uiais  le  droit  de  les  juger 

|devrait  etre  resenrä  aux  Lribuoaux    iiationaux  du  navire  capture. 

S)  Lo   cShle   te)6grapiji(jue  äousmaiiii  ijui  uiiit  deux  terri- 

Koires  neutres  est  inviolahle. 

n  est  ä  d^sirer.   quand   los   conununications  t^lägraphiques 

[doiveDt  cesser  pur  suite  de  Tötat  de  giierre,  qua   l'on  se   bome 

mesures  directenient  n^cessaires   pour   emp^cher  l'usage   da 

'cSble,  et  qu'U  8oit  mis  tin  A  ces  mesures,  ou  quo  1'od  on  rcpare 

les    cons^quences ,    aussitöt  que    le    permettra    la    ces&ation    des 

hostilitös"  '), 

K  Ein  internationaler  Vertrag  zum  Schutze  der  unter- 

™8eei8cbt'n  Telegrapbencabel  ist  ain  14.  älärz  1884  zu  Paris 

abgeNchlossen  worden.     Die  Coutrabeuten  sind : 

tl.  Das  dcut8cbe  Reich.  2.  Die  argentinische  Repu- 
blik. 3. 0 esterreich- Ungarn.  4.Belgien.  5.  Brasilien. 
6.  Die  Republik  Costa-Rica.  7.  Üänoniark.  8.  Die  Re- 
publik S.  Domingo.  9.  Spanien.  10.  Die  vereinigten 
■  Staaten  von  Nordamerika.  11.  Die  vereinigten  Staaten 
Oolunibia.  12.  Frankreich.  13.  Grossbritannien.  14.  Die 
Republik    Guatemala.      15.   Griechenland.     Iti.  Italien. 

I17.Türkei.  lö.  Die  Niederla  nde.  19.PerBien.  20.  Por- 
tugal. 21.  RumRnien.  22.  Russland.  23.  Die  Republik 
Salvador.  24.  Serbien.  25.  Schweden  und  Norwegen. 
ÜC  Die  Republik  Uruguay. 
Die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Vertrages  smd  folgende : 
Art.  4  schreibt  vor,  der  Vertrag  finde  ausserhalb  der  Küsten- 
gewäaser  auf  alle  unterseeischen  Kabel  Anwendung,  welche  recht- 
DoöBsig  gelegt  sind  oder  nuf  den  Staatsgebieten,  Kolonien  oder 
Besitzungen  eines  oder  mehrerer  der  Oontralienten  landen. 

Art.  2  besliuinit :  nÜttö  Zerreissen  eines  untersefischen  Ka- 
[•bels,  sofern  es  vorsätzlich  oder    durch   schuldbare  Fabrlii8.*iigkeit 

«)  Annuaire  de  Tlartittit  de  droit  inleniBtionale  1879-  1880.  PremiÄre- 
P,  p.  388. 

le» 


geschieht  imH   zur  Folge   hohen   kann,    da.ss   die  tolcgräpl 
Verbinrlungcn    ganz   mlor   thtilwoise    unterbrochen    oder 
werden,  ist  strafbar,  unbeschadet  der  CiviUdoge  auf  Entschädigung/ 

„Diese  Vorschrift  bezieht  sich  nicht  auf  diejenigen  Fälle  des 
ZeiTeissens  oder  der  Beschädigung ,  in  welchen  die  Thäter  mü- 
den berechtigten  Zweck  verfolgt  haben ,  üu'  Iveben  oder  die 
Sichei'hcit  ihrer  Fahrzeuge  zu  schützen,  uachdcm  sie  alle  Vor 
keluiingen  zw  A'ermeidung  des  Zerreissens  oder  der  Bescbiidiguni; 
des  Kabels  gctrollen  hatten." 

In  Art.  3  veiijflichten  sich  die  Conti-ahenten ,  wenn  sie  Er- 
mächtigung zur  LuTidung  des  Kabels  ertbcilcii,  soweit  als  thuu- 
lich  diejenigen  Bedingungen  aufzuerlegen,  welche  sowohl  hinsicl 
lieh  der  Litge.  wie  der  Dimensionen  des  Kabels  für  die  Sicheriif 
geeignet  erscheinen. 

Artikel  8  bestimmt :    :,Zur  Entscheidung  Über  die  Zuwide 
handlungen  wider  den  gegenwärtigpn  Vertrag,  sind  die  Gericht 
desjenigen    Landes    zuständig,    welchem    das   Fahrzei 
angehört,    an    dessen    Bord    die    Zuwiderhandlung    be- 
gangen wurden  ist." 

„Tn  dfiijnnigen  Füllon,  in  welchen  die  im  vorherigen  Absätze 
enthaltene  Vorschrift  nicht  sollte  zur  Ausführung  kommen  können, 
werden  die  Zuwith'rhandlungen  wider  dcu  gegenwärtigen  V 
trag  in  jedem  der  vertragscbhessenden  Staaten  wider  seit 
Staatsnngcliörigcn  nach  den  lülgenieinen  Kegeln  der  Str.ifzüständi| 
keit,  sowie  sich  ilieselbon  aus  den  besonderen  Gesetzen  dieser  Staat 
oder  aus  den  inteniationalen  Verträgen  ergelicn,  hesti-afl  werdei 

In  Art.  lü  übernehmen  die  Contraheuten  die  Verptlichti 
diejenigen  Maas  »nahmen  zu  treffen  oder  ihren  Landes- 
vertretungeu  vorzuschlagen,  welche  die  Aus^lhmug  des 
Vertrages  und  besonders  der  darin  vorgesehenen  Freiheits- 
Geldstrafen  sichern. 

Art.  10  handelt  von  dem  Beweisverfahrcu,  welches 
dßT  Cresetzgebung  des  Landes,  worin  das  Recht  gesprochen 
arfolgeii  soll,  und  ertheÜt  weiter  noch  dein  Kommandanten  der 
Kri^SBchiffe  der  nontroiiirenden  Möchte  das  Kecht,  die  Vorlegung 
der  urkundlichen  Beweise  zur  Feststellung  der  Staatsangehi}rigkeit 
eine»    der    Kabelverletzung    verdächtigen    Schiffes   zu    vorlangen, 


sowie  Protokolle  aufeunphmen ,  welche  als  Beweismittel  gelten. 
Die  Auftialimp  erfolgt  in  der  IjuncIesKpniche  des  Kommandanten, 
Aiigesc huldigte  und  Zeugen  haben  aber  da^  Recht ,  in  eigeDej* 
Sprache  dem  Protokolle  Erkliirungeu  liinzuzufiigen. 

Nach  Art.  13  sollen  die  contralürenden  Staaten  die  Gesetze, 
welche  über  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  erlassen  werden, 
sich  mitthcÜeu. 

Art,  14  behält  anderen  Staaten  den  Beitritt  zu  diesem 
Vertrage  vor.  Sie  haben  ihren  Beitritt  der  französischen 
Regierung  anzuzeigen,  welche  den  übrigen  Mitgliedern  hierüber 
Mitthetlung  macht. 

Art.  15  hostimmt,  dass  die  Bostimmungen  dieses  Vertrages 
die  kriegführenden  Mächte    in   keiner  Weise   beschi-äiikeu  sollen. 

Nach  Art.  16  wollen  die  contrahirenden  Mächte  sich  Über 
den  Zeitpunkt,  wann  der  Vertrag  zur  Ausfuhrung  kommt,  noch 
besonders  verständigen.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  bleibt  der  Ver- 
trag 6  Jalue  in  Kraft.  Ein  Jahr  vor  Ablauf  dieser  Frist  kann 
te  Kündigung  ei'folgen,  und  so  fort  von  Jahr  zu  Jahr. 
Nach  Art.  17  soll  die  A«sli«,*ferung  der  Ratifications- 
rkunden  spätesten««  nach  Ablauf  eines  Jahres,  also  am 
14.  März  188Ö  zu  Paris  erfolgt  sein,  die  Ausheferung  ist  aber 
■Us  jetzt  noch  uicbt  erfolgt. 

^  In  Kriegszeiten  lässt  also  der  Vertrag  nach  Art.  16  den 
Icriegfohr enden  Mächten  vöUig  freie  Hand.  Sehr  angemessen 
dürft«  es  jedenfalls  gewesen  sein,  dem  Vorschlage  des  intematio- 

Elen  Instituts  gemäss  wenigsttms  den  Kriegfiihr enden  die  Ver- 
ichtung  aufzuerlegen,  die  Erfordernisse  der  dringen  fluten  Notli- 
ndigkeit  bei  ilu'en  Maassregeln  gegen  unterseeische  Kabel  niclil; 
rti  liberschi  eiten  und  die  Interessen  neutraler  Staaten  so  wenig 
wie  möglich  dabei  zu  verletzen.  Auch  die  Forderung,  den  Be- 
trieb sofort  wieder  zu  gestatten,  wo  die  Lage  der  Kriegsverhäll- 
nisse  dies  orhiubt,  ist  in  hohem  Grade  begi*ündet.  Dagegen  darf 
anerkannt  werden ,  (Uss  der  Vertrag  ftir  den  Schutz  der  Kabel 
in  Friedenszeiten  das  Erforderliclie  leistet  und  dadurch  eine 
wichtige  Aufgabe  erfüllt.  Einigermaassen  aufPällig  ist  es  nur, 
dass  Art.  Iß  die  Äusftilirung  des  Vertrages  noch  von  einer  he* 
sonderen  Verständigung  abhängig  macht. 


Nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  wird  die  Vei 
tung  der  ÄUBführung  eines  Staatsvertrages  in  dem  Augenblicke 
existent,  wo  die  Ratification  erfolgt  ist.  Dass  der  Vertrag! 
vom  14.  März  1884,  welcher  den  Schutz  dea*  submarinen  Kabel 
in  Friedenszeiten  ordnet,  nur  ein  ereter,  wenn  schon  Mächtiger 
Schritt  ist,  dem  nach  Tjage  der  heutigen  intemationaJen  Ent 
Wickelung  ein  Uebereinkommen  Über  die  Behandlung  dieser  Kabd 
in  Kriegszeiten  nothwendig  in  nicht  zu  ferner  Zeit  folgen  muss, 
darüber  wird  in  einsichtigen  politischen  und  wissenscbafUicl 
Kreisen  kein  Zweifel  sein  könnon. 

Schliesslich  ist  noch   der  Umfang,   welchen   das  Gebiet 
tclographischon  Weltvereins  zur  Zeit  einnimmt,  durch  Mittheilung 
der  Staaten,    welche  demselben  beigetrete»  sind,    anschnolich  ^j 
machon.    An  dem  zu  St.  Petersburg  vom  16. — 22.  Juli  IB7^| 
abgeschlossenen    internationalen   Telegraphenvertrag   nahmen   fol- 
gende Staaten  TbeÜ :  Belgien,  Dänemark,   das  B e u t s c h^H 
Reich,  Frankreich  zugleich  für  Algier  und  C o c h i n c h i n^| 
Griechenland,  Grossbritannien  nebst  Gibraltar,  Ita- 
lien, Luxemburg,  Neuseeland,  Niederlande  zugleich  fOr 
Niederländisch- In  dien,    Norwegen,    O  est  err  eich -üi^^ 
garn,    Portugal,    Rumänien,    Russland,    BchwedelH 
Schweiz,    Serbien,    Sfjdaustralien,    Spanien,    TUrkd 
und    Victoria,    ferner    Egypten,    Brasilien,    Britisc^H 
Indien,  Japan  und  Persien.  Sodann  sind  noch  folgendeStoat«^! 
liinzugetreten :  Bulgarien,  Bosnien  und  die  Herzegowina, 
die  Capcolorie  und  AV est griqualand,  Montenegro,  Na- 
tal,  Neu-Süd- Wales,  Senegal  und  Siara.  —  Nur  China, 
das  gröaste  asiatische  Mittetreich,  ist,  seinem  Zuge  nach  Abgeschlos- 
senheit folgend,  dem  Welttelegraphen vereine  bishex  nicht  beigetreten. 

In    der    iiitcniationalen  Coiiferenz,    welche    im  Sommer   des 
vorigen  .lahres  in  Berlin  tagte,  war  das  Streben  darauf  gi-richtet 
den  Betrag  der  vielfach  übertrieben    hohen   internationalen   Tel 
graphengebüren    in   angemessener    Weise   herabzusetzen.      Dies 
Project  stiess  auf  grosse  Schwierigkeiten,  und  lediglich  der  Kner^ 
und    dem    grossen  Geschick    des    leitenden  Präsidenten  Stephah 
ist   68   7M    verdanken ,    das»    wenigstens  einige  Zugeständnisse 
dieser  Richtung  ei'zielt  wurden. 
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Die  erst«  Grtmdlage  des  WeltpostTerein»  bildet  der 
internationale  Vertrag,  welcher,  „betreffend  die  Gründung 
eines  allgemeinen  Postvereins",  am  24.  November  1874  to  Bern 
von  den  folgenden  Staaten  abgeschlossen  wonlen  ist:  Deatsch- 
land,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Egyp- 
ten,  Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika, Prankreich,  Grossbritannien,  Griechenland, 
Italien,  Luxemburg,  Norwegen,  Niederlande,  Portu- 
gal, Rumänien,  Kussland,  Serbien,  Schweden,  die 
Schweiz  und  die  Türkei. 

Art.  1  bestimmt,  dass  die  contrahirenden  Staaten  für  den 
gegenseitigen  Austausch  der  Correspondenzen  zwischen  ihren  Post- 
anstalten  „ein  einziges  Gebiet"  bilden,  welches  den  Namen 
„allgemeiner  Postverein"  erhält. 

In  Art.  2  wird    gesagt,   daas    „die  Bestimmungen  des  Ver- 
trage« sich  auf  Briefe,  Postkarten,  Bucher,  Zeitungen 
und    andere    Drucksachen,    Waaren    und    Oeschafta- 
■fiapiere  erstrecken,    welche   aus    einem    der  Vei*eii Isländer  her- 
'tfihren  und  nach  einem    anderen   bestimmt  sind,     tjiu  finden  hin- 
sichtlich der  bezeichneten  Gegenstände  in  gleicher  Weise  Anwen- 
dung auf  den  Postverkehr  der  Vereinsländer  mit  dem  Vereine 
nicht    angehürigt^n    iJindeni ,    insofern    bei    diesem    Vt^rkehr    das 
Gebiet    von   mindestens    zweien    der  vertragenden  Tbeile  berührt 
■bird." 

H  Die  Artt.  3 — 9  beschäftigen  sich  mit  Portoverhältnissen 
"Und  r«coramandirten  Sendungen,  Art,  10  mit  der  Gewähr- 
leistung der  Transitfreiheit  für  das  gesammte  Gebiet  des 
ereins;  Art.  11  bestimmt,  dass  die  Verbältnisse  zu  den  nicht 
dem  Vereine  gehörenden  Ländern  durch  besondere  bereits 
teilende,  oder  dcimtächst  abzuschlicssendo  Verträge  geregelt 
erden  sollen. 

Von  besonderem  Interesse  ist  der  Art.  1 5,  welcher  bestimrat : 

^Unter    dem    Namen    „Internationales    Bureau    des    all- 

emeineu     Postvercins     (Bureau     international     de 

'union    g£u6raIo  des  postes)   wird  eine  Centralstelle 

richtet,  welche  unter  der  oberen  Leitung  einer  durch  den  Oon- 

ess  zu  bestimmenden  Postverwaltung  besteht  und  deren  Kosten 
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von  ilen  Postvei'waltuugen  sämoiÜicher  vertrageuden  Staaten 
stritten  werden." 

„Dieses  Bureau  wiid  die  den  internationalen  Verkehr  bolrtf- 
fendcn  dienstlichen  Mittheilungen  zusammenstellen,  verüfientlicben     ' 
und  vertheilen,  in  streitigen  Fragen  auf  Verlangen  der     ' 
Betbciligten  sich  gutachtlich  äussern,  bei  Anträgen  auf 
Abänderung  des  Beglements    die   geschäftliche   Behandlung  cü^^M 
leiten,  angenommene  Aenderungen  hekaimt  geben,  die  intematii^^ 
nale  Abrechnung  naiuentUch  in  den  üi  Art.  10  vorgesehenen  Be- 
ziehungen erleichtern  und  überhaupt  sich   mit  dei^enigen  G«gea- 
ständcn  und  Aufgaben  beschäftigen,  welche  ihui  im  Interesse  des 
Postverciua  übertragen  werden". 

Art.  17  enthält  nähere  Bestimmungen  über  den  Eintritt  über- 
seeischer Länder,  welche  dem  Vereine  noch  nicht  angehören.  In 
Art.  19  wird  bestimmt,  dass  der  Vertrag  Tora  1.  Jnh  1875  ao 
in  Kraft  treten  und  von  da  an  drei  Jahre  in  Geltung  seift 
solle.  Von  da  an  kann  derselbe  von  jeder  Macht  und  zu  jed^| 
Zeit  mit  einjähriger  Frist  gekündigt  werden.  Nach  Art,  18  soll 
alle  3  Jalire  ein  Congress  von  Bevollmächtigten  der  Vereiusstaateo 
zusammentreten. 

In  dem  bei  der  Vorlage  an  den  Reichst;tg  Seitens 
deutschen  Regierung  beigefiigten  Berichte  des  Ausschusses 
Eisenbahnen  j  Post  und  Telegraphen  vom  17.  November  183 
heisst  es;  „Man  würde  die  Bedeutung  des  Berner  Vertrag! 
unterRchiitzen,  wollte  man  sie  allein  darin  erblicken ,  dass  an  die" 
Stelle  der  zahlreichen  Einzel  vertrage,  welche  die  Postverhöltnia^^ 
geregelt  haben,  nunmehr  ein  Oollecttvver trag  mit  iibcrei^| 
stimmenden  Normen  getreten  ist.  Wie  hoch  man  den  Gevrinn 
auch  veranachlagen  mag,  welcher  dem  internationalen  Verkehr  aus 
oiidteitliehem  Hurto  und  gleichartiger  Beäiandlung  der  Postsen- 
dungen erwachsen  wird,  so  hat  der  Berner  Vertrag  in  dieser 
Beziehung  doch  nur  die  Erndte  geschnitten  und  heimgebracht, 
die  auf  dem  Boden  des  Einzel  Verkehrs  gepflanzt  und  allmähUt 
zur  Keife  gediehen  war.  Eine  grössere  Aufgabe  hat  der  Coi 
gress  dadurch  gelöst,  dass  er  Staaten  aus  vier  Welttheili 
KU  einem  postalischen  tTemeinwesen  verbunden  ui 
dasH   er    diesem  Gemeinwesen    eine  Organisation  vet^ 
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liehen  hat,  welche  demselben  Leben  und  Dauer  ver- 
heisst.  Dadarch  ist  zu  einer  grossen  und  allgemeinen, 
ihrer  Bestimmung  nach  alle  civilisirten  Nationen  um- 
fassenden völkerrechtlichen  Institation  der  erste  Grund 
jelegt." 

■  „FreiUch  sind  alle  diese  BeKtimmungen  noch  fragmentaiisch 
und  geeignet,  mancherlei  Fragen  anzuregen.  Aber  gewiss  mit 
richtigem  Tactc  hat  der  Congrcss  es  vermieden,  Über  das  Bedürf- 
niss  der  augenblickhcben  Lage  hinauszugehen.  Die  weitere 
Entwicklung  mag  künftiger  Vereinbarung  vorbehalten 
bleiben." 

Diese  vettere  Entwicklung  hat  nicht  lange  auf  sich  warten 
lassen.  Auf  Gnind  des  Art.  18  des  Berner  Vertrages  traten 
die  Bevollmiichtigten  der  Vereinsläinder  am  2.  Mai  1878  zu 
Paris  zusammen.  Aue  diesen  Verhandlungen  ist  der  „Welt- 
postvertrag" vom  1.  Juni  1878  hen-orgegangen.  Art.  1 
lautet:  „Die  an  gegenwärtigen  Verträgen  tlieilneUmciiden ,  sowie 
die  denselben  später  beitretenden  Länder  bilden  fiii'  den  gegen- 
seitigen Austausch  der  Corrcspondenzen  zwischen  ilu'cn  Post- 
anstalten ein  einziges  Postgebiet,  welches  den  Namen  AVeltpost- 
verein  führt."  Die  durch  den  Berner  Vertrag  eingeführte 
Benennung  „allgemeiner  Postvereiu**  ist  dadurch  in  „Welt- 
potitverein"  umgeändert.  Hierzu  lag,  wie  bald  ei-sichthch  sein 
wirtl,  begründete  Veranlassung  vor. 
^  Art.  2  des  Vertrages,  welcher  die  Gegenstände  aufzahlt, 
ftuf  welche  sich  ihe  Bestimmungen  des  Vertrages  erstrecken, 
weicht  van  Art.  2  des  Berner  Verti-ages  nur  darin  ab,  dass  die 
Worte  „Bücher,  Zeiiuügeu  und  andere  Drucksachen" 
fortfallen  und  dafür  der  allgemeinene  Ausdruck  ^Drucksachen 
jeder  Art"  Aufnaluac  geiuudon  liat. 

■  Art.  5  ändei-t  die  Bestinunungen  des  ßerner  Vertrages 
insofeTn  ab,  als  die  den  Vereinsstsiaten  gelassene  Freiheit  den 
Portosatz  in  den  Grenzen  von  20  und  32  Centimes  zu  erheben, 
aufgehoben  und  ein  gleicbmüssig  verbindlicher  Portosatx  von 
26  tJent.  oder  20  Pf.  eingefülirt  wird. 

ch  werden  durch  Art.  18  die  Bestimmungen  de«  Aj-t.  17 
lerne r  Vertrages  über  d  ie  Aufnahme  neuer  Ver- 
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einsmitglieder  vereinfacht.    Es  ist  hierzu  nur  eHbrdc 
lieh,   dnss    tlieser  Beitritt   der  Regierung   der   schweizfl| 
Tischen    Eidgenossenschaft    auf    diplomatischem    AVe( 
angezeigt  und  von  dieser  den  übrigen  Vereinsländem  mitgetheiH 
wird.     In    der    dem  Vertrage   beigegebenen  Denkschrift  vom 
I.Juni  1878  heisst  es,  „die  fortgeschrittene  Entwicklung  und  Be- 
festigung dpB  Vereins  hat  es  gestattet,  in  dem  neuen  Vertrage  die 
Angelegenheit  nunmehr  dergestalt  zti  regeln,  dass  die  zur  Zeit  noch 
attsserhalb  des  Vortrages  stehenden  Länder  auf  Verlangen  jeder 
Zeit  in  den  Verein  aufgenommen  werden  können,  und  dass  der 
Beitritt   mit  voller  Rechtskraft    die  Zustimmung    zu    allen  Fest- 
setzungen des  Verein  svertrages  und  die  Zulassung  zu  allen  di 
denselben  gewährten  Vortheilen  zur  Folge  hat.' 

Auf  die  vollendetere  Ausbildung  des  Vereins  istoocb 
die  Bestimmung  des  Art.  1 9  zurückzuführen,  wdche  den  Art.  18  des 
Berner  Vertrags  dahin  alwintlcrt,  diu*»  die  Congresse  des  Vereins 
nicht  alle  drei ,  sondeni   nur  alle   fünf  Jahre  stattfinden  sollen. 

AIh  ('ontrahenten  des  Pariser  Vertrages  werden  sämrat- 
liehe   Contrahonten    des  Beruer  Vertrages  und  von   diesei^^ 
fiir   DÜneniark    und    Portugal,    Spanien,    Frankreioi|^| 
luid  die  Niederlande    auch  die  Culonien,    sowie  für  Gross- 
brilanien    „rersclüedene"     Colonieu    und    Britisch-Indicn    aof- 
gefiilirt.     Neue   C'ontrahent c-u   sind    folgende:    die    argentj^ 
uische  Kepublik,  Belgien,  Brasilien,  Oanada,  Japi 
Mexiko,  Peru,  Persien  und  Salvador. 

Von  diesen   Staaten   waren,  wie  aus    der  Denkschrift    t( 
1.   Juni    1878    hervorgeht,    die    argentinische    Republik, 
Belgien,  Brasilien,  Persien  und  Japan  iu  der  Zwiächenz^^^ 
dem  Berner  Vertrag  bereits  beigctiften.     In  der  DeuksdirÜ^^ 
worden  als  neue  Contrahonten  aulgeführt;  Oanada,  Uhil^^^ 
Hayli,  Hawai,  Liberia,  Mexiko,  Peru,  Salvador,  Ut^| 
guay  und  Venezuela.     Es  hejsst  dami  weiter:  diejenigen  von 
Canada,  Mexiko,   Peru  und  Salvador  haben  den  Vertrag 
iwterAMchnet,  die  Republiken  (.Miile,  Liberia,  sunie  Honduras 
haben  nachträglich  dem  Vertrage  Kuge.stimmt.    Die  Abgesandtpo 
der  übrigen  vorbezeichneten  Iiänd<T  liaben  nachträglich  den 
tritt  zum  Vereine  in  Aussicht  gestellt. 
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Die  Denkschrift  enthalt  noch  folgende  selir  hemerkenswerthe 
AVorte:  „Der  Berncr  Vertrag  ist  von  22,  der  Pariser 
Vertrag  von  32  vertragschlicssenden  Theilen  unterzeichnet.  Zur 
Zeit  der  Gründung  des  Vereins  om&aste  er  71G000  Quadrat- 
coeilen  mit  315  MilHonen  Einwohnern;  nach  dem  Pariser  Ver- 
trage   luniasst   er   1300000  Quadratmeilc»   mit  etwa   750  Mil- 

lionen  Einwolmeni. —  Der  neue  Vertrag  wird  als 

ein  weiterer  Fortschritt  im  Verkehrslohen  der  Völker 
hezeicbnet  werden  dürfen.  £r  schlingt  ein  sichtbares 
Band  der  Kioheit  um  fast  alle  civilisirteD  Nationen, 
bringt  ihnen  die  Woldthaten  derselben  zum  Be^-usstscin ,  und 
bildet  einen  kräftigen  Antrieb  zu.  ähnlichen  Bestrebungen 
auf  verwandten  Gebieten.  Nach  vielen  MiUionen  zählen  die  Ein- 
zelnen, welche  seine  erleichternden  und  befreienden  Wirkungen  ftir 
den  Verkehr  und  den  Gedanken  an  st  ausch  in  den  verschiedenen  mate* 
Hellen  und  geistigen  Beweisen  der  menschlichen  Thatigkeit  tägUch 
er&hren.  Auf  die  autonom  gebliebene  innere  Gesetzgebung 
and  Verwaltung  der  einzelnen  Staaten  fiir  den  hier  in  Betracht 
kommenden  Zweig  des  öfTentlichen  Dienstes  üben  die  Bestimmungen 
des  Vereinsvertrages,  wie  eich  schon  jetzt  ergeben  hat^  eine  eifren- 
licbe  Rückwirkung  aus,  im  Sinne  des  Ausgleichs  bestehender 
Versciiiedenheiten  imd  der  Anerkennung  und  Annahme  des 
Vollkommncren ,  wo  es  sich  vorfindet.  Das  Centralorgan  des 
Vereins,  unter  der  oberen  Leitung  der  bewährten  schweizerischen 
Postverwaltung,  entfaltet  eine  verdienstliche ,  fördernde  und  aus- 
gleichende Thatigkeit.  Während  der  drei  Jahre  des  Bestehens 
den  Berner  Vertragen,  ist,  soviel  liier  bekannt,  der  Fall  der 
Anrufung  des  in  ihm  vorgetiehenen  Schiedsgerichtes 
nur  einmal  vorgekommen.  Ein  fortlaufender  Austausch 
der  Ideen,  Erfahrungen  und  Ergebniase  zwischen  Vereinsverwal- 
tungen, hült  gleich  einer  pulsirenden  Lebensbiift,  den  Gesammt- 
organismus  in  Thatigkeit ,  und  was  die  einzelne  Verwaltung 
durchgreifend  Nützliches  schafft,  wird  von  den  übrigen  andern 
veracliiedenen  Erdtlieilen  alsbald  vernommen  und  nach  einiger 
Zeit  meisthin  zum  Gemeingut  gemacht.  Wie  dessen  Verwerthung 
fiir  den  Völken'erkehr  sich  in  der  Praxis  gestaltet,  dafiir  h'efern 
io    besonderen   Vorlagen    einen   Beleg,    welche    unter  heutigem 
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Datum  bezüglich  der  zu  Paris  abgeschloRSonen  Scpai-atvc 
über  rlei)   Austausch  von  Postanweisungen   und  Briefen 
gegcbcnoui  AVerth  dem  Reichstage  übergeben  werden." 

Der  Weltpostverein  bat  alle  Hoffnungen,  die  seit 
Congressen  von  Bern  und  Paris  für  seine  schleunige  weitere 
vicklung  gehegt  wurden,  nicht  bloss  befriedigt,  sondern  weit 
übertroffen.  Am  1.  April  1879  traten  noch  Neu-FundUnd 
die  Goldküste  von  Britisch  Gambia,  Tagos,  Sierra- 
Lcona  und  die  falklauds-Inseiu  hinzu.  Am  1.  Juli  1379 
folgten  eine  Anzald  zu  den  Antillen  gehörender  westindischer 
Inseln  Antiqua,  Dominica,  Montserrat  imd  St.  Chi^H 
stoph,  die  virginischen  Inseln  und  Bulgarien;  a^™ 
1.  Januar  1880  Venezuela;  am  l.  Juli  1880  Ecuador,  Uru- 
guay, die  Bahama-Inseln;  am  1.  Oktober  1880  die  Repu- 
blik Domingo;  am  1.  Februar  1881  Grenada,  St.  Lucij 
Tabago  und  die  Turks  Inseln;  am  1.  April  1881  Chi] 
lun  I.Juli  1881  Columbia,  Haity,  Paraguay;  am  1.  Ai 
1881  Guatemala:  am  1.  September  1881  Barbados  und 
Vincent,  am  1.  Januar  1882  Hawui  (^iuidwichsüisel) ; 
1.  Mai  1882  Nicaragua    imd  am  1.  Jan.  1H83  Costa-Rii 

Am  4.  Februar  188.5  trat  zu  Lissabon  eine  neue  Oongress- 
sitzniig  des  Postweltvereins  jtuKaromeii,  welche  am  21.  Marx 
beendigt  wurde.  Wnlirend  dieser  Zeit  landen  7  Plenjirsitzungen 
nud  eine  grosse  Anzalil  von  Oonunissions-  und  Suhcoumiisaious- 
nitzungen  statt.  Nach  dem  Archiv  für  Post  und  Tele- 
graphie  vom  ft.  Mai  lH8ß,  welches  dem  Amtsblattc  des 
Heichspos  tanites  btiiliegt,  handelte  es  sich  bei  dem  Congrcss 
zunäciist  lua  den  weitereu  Ausbau  des  Weltpostvereins  und  um 
Befestigung  und  Erweitening  th-r  innerliiüi)  derselben  bestehenden 
Vereinigungen  zum  Zwecke  des  Austausches  von  Briefen  mit  an- 
gegebenem  Wurthe,  von  Postanweisungen  und  von  Postpacketeii. 
„Dann  aber,  so  heisst  es  weiter,  galt  es  die  Prüfung  und  Be- 
Bchlussfassting  über  neue  in  ternalionale  IJebercinkuni- 
men,  wegen  Einziehung  von  Geldern  in  Folge  des 
Postauftrages,  wegen  Besorgung  von  Zcitungsbozügeii 
durch  die  Post,  wegen  Einführung  vou  Ausweisbüchern 
und    endlich    wegen    einheitliuhcr    Organisation    d( 
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Poststatistik,  Der  C'ongrcss  unterschied  sieb  von  dcmjenifren 
iju  Jahre  1878  wesentlich  <ladurc)i,  dass  in  Folge  mehrerer  in  der 
Zwischenzeit  Tolkogenen  Beitritte  zum  Vereine,  diesniiü  die  zahl- 
reichen Staaten  Mittel-  und  Süd-Amerikas  nahezu  vollzählig 
als  Vereinsmitglieder  vertreten  waren,  und  dass  auch  Seitens  rler 
wenigen,  dem  Vereine  noch  fei-n  gebliebenen  I^änder  mit  Poat- 
einrichtungen,  insbesondere  von  den  australischen  Oolonien, 
von  Bolivia  und  von  Slam  BevoUmiichtigtc  an  den  Verhandlungen 
erschienen  waren.  InsgeBommt  hatten  sich  4ö  Delegationen  einge- 
funden. Die  Vertreter  der  australischen  Colonien  waren  in 
■  der  Absicht  erschienen  durch  den  Congress  die  Bedingungen  fest- 
stellen KU  lassen,  unter  weh-lien  der  Beitritt  dieser  Colonien  zum 
Weltpostverein  erfolgen  könne.  Der  C'ongrcss  bat  mit  der  Frage  des 
Beitritts  der  australischen  Colonien  auch  diejenige  der  An« 
Schlüsse  von  OaplMiid  und  Natal  beratben  und  Beschlüsse 
gefosat,  welche  die  HotTnung  berechtigt  erscbeuien  lassen,  dass 
diese  Gebiete  in  nicht  lenier  Zeil  ilu-eu  Eintritt  in  den  Welt- 
vercin  erklären  werden.  Bolivia  und  Siam  haben  sich  bereits 
auf  dem  Congi*essc  dem  Vereine  cndgiltig  angeschlossen,  und  das. 
Zusat^abkominen  zu  dem  Weltpost  vertrage  mitgcz^iclmet  So 
wird  denn  in  kurzer  Zeit  der  Weltpostverein  die  G-e- 
sammiheit  der  civilisirten  Länder  mit  geordneten 
Posteinrichtungen  umfassen,  in  der  That  ein  Erfolg 
wit!  man  ihn  bei  Gründung  des  VorcinB  wohl  kaum 
zu  hoffen  wagte." 

Da  China  durdi  vin-tragsmaasige  Postheziehungen  zu  Eng- 
land, wenigstens  tbatäiiclilicii  der  Hllgemeiueu  Pust Verbindung  be- 
reit« angehört,  scheüit  diese  Zukuuftsaussicht  in  der  Tliat  anf 
einer  gesicherten  Grundlage  zu  ruhen. 


Das   deutsche  Reichsgericht,    verglichen   mit  den 
obersten  Gerichtshöfen  der  wichtigsten  Staaten. 

Von 
Rechtsanwalt  Dr.  Ludwig  Füld  in  Mainz. 

(Sohlusii.) 

jDetrachten  wir  nunmolir  zum  Zwecke  einer  Vergleicbimg 
der  sooiieD  üiirgeHtcIlteu  Bedeutung,  VetfuHsung  uud  Zu^^tändigl 
tli!»  deutschen  Reichsgerichts  die  obei*steii  Qerichtähüfe  der  vdch- 
ligsten  Kidturstaaten,  nämUch  Noi-damerikus,  der  Hohwoiz,  Oest^r- 
reich-ünganjs,  der  Niederlande,  Frankreichs  und  Englands. 

Inhaltlich  der  Nordamerikaniscben  Verfasswig  erstred^, 
sich  die  Gerichtsbarkeit  der  Union   auf  alle   Fälle   nach  Ge«4^| 
und  BilÜRkeitsrecht,  die  unter  der  Verfassnng,  den  Gesetaen  der 
Vereinigte»  Staaten  und  den  unter  ihrer  Autoritlit  geschlossenen 
oder  noch  zu  schliessenden  Verträgen  entstehen.  Diese  Kompeteni- 
begrenmng    ist   nians^gchenil    für    die    richterliche    Gewalt   aU^H 
Bundesgerichte  —  im  Gegensatz  zu  den  Staaten geri cht en  —  un^^ 
demgeniäss  auch    für   die  des   OberbuiHlesgcrichts.     Das   Ober- 
bundesgericht, theSupreme  Court  oftho  United  States, 
wurde    durch    die  Verfassung    eingcsetxt ,    welche    zugleich    dem 
Kongress  vorschrieb,  die  ciforderÜchcn    unteni  Gerichte  zu   be- 
stellen. Laut  der  Bestimmung  der  Verfassung  werden  die  Mit^eder 
desselben  durch  den  PrÜsidenten  der  Union  mit  Zustimmung  and 
Mitwirkung  des  SenateH  ernannt.     Tlirc  Zalil  hat  die  V^erfaftSUiK 
nicht  näher  bestiuinit^  dagegen  ist  dicss  durch  ein  spateres  Gt 
vom  29.  September  1789  geschehen,  wonach  der  Gerichtshof 
einem   Oberrichter,  dem  Chief  justice,   und   fünf   Beirichteru  aT 
besetzen  ist.     Im  Jahre  1802   wurde  die  Zahl  auf  6  u 


nnd 

\ 

dies« 


ftul  8  erhöht,  welche  Zah!  auch  jetzt  noch  die  Präsenzstärke 
angiebt.  Die  Verfassung  enthält  nur  eine  Bestimmung  über  eine 
Originalkompctenz  des  Oberhundesgericlils,  sie  weist  üim  nämlich 
die  Entscheidung  in  allen  Fällen  zu,  welche  Gesandte,  andere 
diplomatische  Agenten  und  Konsuhi  betreffen,  und  in  welcbea^; 
ein  Staat  Partei  ist.  Nach  der  Praxis  ist  die  erstinstanzhche 
Gerichtsbarkeit  des  Obcrhundesgericlits  mir  dann  eine  exclusive, 
wenn  die  diplomfttischeu  Persotien  Verklagt**  sind,  wogegen  in 
den  übrigen  FäUen  auch  die  übrißen  Bundesgcnchtc  mit  der  Sache 
erstinstanzHch  befasst  werden  können.  Das  Oberbundesgericht 
fiin^rt  mit  Ausnalirae  dieses  FaUee  als  AppcUations-  und 
Re\'ision8gericht"')  und  zwar  sowohl  gegeniihcr  den  Entscheidungen. 
der  Bundcagerichte  —  soweit  sie  überhaupt  mittelst  eines  Rechta- 
mittels  anfechtbar  sind,  was  beispielsweise  bei  den  Erkenntnissen  der 
Circuit  Courts  vielfach  nicht  der  Fall  ist  —  als  der  Staatengerichte. 
Und  hierin  tiitt  seine  .staatsrnclitliclie  Bedeutung  dciitUch  hervor. 
Die  Veifassung  der  l'niuu  und  die  anschliessende  (reselxgebung 
bat  ee  nicht  tUr  nothwendig  erachtet,  die  der  Bundesgewalt  zu* 
gewiesene  Komiieteuz  mit  dem  Charakter  der  Exriuslvität  zu 
Iwklniden,  sondern  sie  hat  bezüglich  eines  sehr  grossen  Tlieiltts 
derselben  die  Zulässigkeit  einer  konkurrirenden  Staatenjurisdiktion 
anerkannt;  aber  sie  hat  dafiir  gesorgt,  dass  in  allen  Sachen,  welche 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  verfassungsmässigen  Kompetenz  liegen 
nnd  von  den  Gerichten  der  Staaten  entschieden  werden ,  tlie 
Jurisdiktionsgcwalt  des  Obcrbundesgericht.s  gewahrt  bleibt,  damit 
ohi  einerseits  die  Einheitlichkeit  der  Rechtsprechung  wie 
derseita  die  Autorität  des  nationalen,  d.  h.  von  der  Zentral- 
gewalt ausgehenden  Rechts  keiner  Gefährdung  unterliege.  Denn 
diese  beiden  Gründe  sind  ftir  die  Begrenzung  der  Unionskompeteuz 
maossgebend  gewesen").  Dos  Oberhundesgericht  wird  also  im 
Euizelneu  mit  der  Eutschcidimg  folgender  Materien  befasst:  Streitig- 
keiten, welche  unter  der  Vei-fassung,  den  Unionsge  setzen  und 
den  ünions vertragen  entstehen;  die  Verfassung  kann  liicrbei 
sowohl  die  tinions Verfassung  wie  die  eines  Staates  sein.  Bezüglich 
dieser  Falle  fungirt  das  Üherbundesgericbt  als  Revisionshof  gegen-] 

»•)  Holst,  Staatirecht  von  Nord-Amerika.    S.  34—86,  117—120. 
">  Holst  a.  ».  O.  N.  111. 


ßT>or  dem  obergcriclit liehen  UrthcUe  der  Sloatcii ,  welches  wcl 
gegen  die  Gültigkeit  eines  Uuionsgesetzes  oder  ümonfivertn 
oder ,  sofern  es  sich  um  die  Gültigkeit  eines  Stnatengcset 
gegenübm*  einem  ünionsgesetze  handelt,  für  die  Gültigkeit  eil 
hn  Widerspruch  mit  letzterem  stehenden  staatumechtlichen  Reclil 
norm  ausgesprochen  hiit,  gleidnnol  oh  sie  in  einem  G< 
einem  Vertrage  oder  einer  Verordnung  enthalten  ist.  Hier  tritt 
die  Bedeutung  des  Oberhundesgerichts  als  AVahrer  der  von  ilor 
Zentralgewalt  ausgehenden  Rechtsnormen  in  prägnanter 
"Weise  hervor.  Des  Weitem  hat  das  Oberhundeagericht,  abgeseboi 
Ton  der  bereits  erwähnten  exklusiven  Kompetenz^  in  Sachen  der 
Admiralitiits-  und  Seegeridit-sharkeit  zu  erkennen,  in  Snrhen, 
welchen  die  Vereinigten  Staaten  Partei  sinil ,  bei  Streitigkeit 
zwischen  verscliiedenen  Staaten,  z^sischen  einem  Staat  and 
Bürgern  eines  andern  Staates,  zwisrhen  dt-n  Bürgern  verschiedei 
Staaten,  zwischen  den  Bürgern  deRselbeii  Staates,  wenn  es  sji 
um  ^nen  Rechtsstreit  über  LÜndercien  handelt,  die  seitens 
schiedcner  Staaten  zugesprochen  werden  und  bei  Rechtsstreitig- 
keiien  zwisclien  einem  Staat  oder  Keinen  Bürgern  einer-  und  frem- 
den Staaten  oder  deren  Kiirgeni  undfraeits.  Endlich  steht  ilun 
noch  die  Entscheidung  über  die  Appellation  gegen  die  ürlheile 
des  Court  of  Claims  zu  '^).  Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dai« 
das  Oberbundesgericht  auf  die  Auslegmig  der  Verfassung  und  die 
Fragß  nach  der  Recbtsgültigkeit  der  Gesetze  und  Verordnungeu 
und  somit  auf  den  Schutz  der  verfassungsmässig  den  Bürgern 
garantii't«!!  Rechte  gegenüber  den  Handlungen  der  Exekutivgewalt 
einen  sehr  weitgehenden  Einfluss  austibt.  Mit  Einräumung  die 
Kompetenz  zui*  Entscheidung,  ob  eine  Handlung  der  Verwoltt 
behördc  rechtsgültig  ist  oder  nicht,  hat  aber  das  Oberbundesgcric 
keineswegs  eine  ITeberordnung  über  den  Organen  der  Verwaltunj 

"]  Der  Court  of  clairas  entacliGidet  über  ftll  olairru  (bunded  upnn  any  Uv 
of  congroia  or  upoa  any  ref^iUtion  of  ua  cxccativc  tleparlineiil  or  ttpon  nqr 
oontract,  üxpresiied  or  implied  \rith  the  govomment  of  the  l^nitad  «tat« 
and  all  claiiiis  wliich  may  bo  roferrcd  to  it  l>y  eiiher  ItouM  of  conKresii  tO 
■et-off*t,  ouiitpr  clninii*,  vlnimn  Tor  {lomiiKeii,  whcliif-r  tirinidated  or  untiqui- 
dat«d,  or  uther  dctnaada  wbataoevcr,  uii  üu;  pnrt  ';f  tbc  govenuncQt  of 
Unitpd  MAt«s  against  any  person  making  claim  agninst  tlio  govemmpnl 
tlie  MÜd  cuurt. 
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und  ein  Recht  zum  Einßiiff  in  doren  Kompetouzgebiet  erhalten. 
Es  Iiat  lediglich  seine  Eutbcheidimg  darüber  abzugeben,  ob  ein 
bestimmter  Vorgang  mit  den  Gesetzen  und  der  Verfassung  im 
Kinklang  steht  oder  nicht,  es  kann  aber  niemals  den  Organen 
der  Vei-waltmig  über  eine  von  ihnen  vorzunehmende  Handlung 
Vorschriften  machen,  gleichviel  ob  positiven  oder  negativen  In- 
lialtes.  Es  soll  die  Rechte  der  Bürger  n:ich  Gehetz  und  Verfassung 
schützen ,  aber  keine  durch  die  Rücksichten  der  Politik  und 
Zwcckmäs-sigkeit  veraiüassten  Anordnungen  treffen.  Der  ganze 
Umfang  der  MachtspHire  des  Oberbund es^richt^  in  dieser  Hinsicht 
%-ird  eret  dadurch  voUkontmen  ereichtbchj  dass  von  einem  eigent- 
hchen  Kompetenzkonflikt  zwischen  Justiz  und  Venvaltung  in 
Amerika  nicht  die  Rede  sein  kann,  indem  uiuih  der  Auslegung, 
welclie  der  Salz  der  Verfassung,  dass  „Niemand  Leben,  Freiheit 
oder  Gigenlhum  ausser  auf  dem  Wege  Kecliteiis  genommen  werden 
soll"  erfaiirun  hat,  die  ZulÜssigkeit  des  Rechtswegs  stets  gewahrt 
isL  Daa  Oberbundesgericbt  kann  sich  jedoch  mit  der  Entscheidung 
einer  Frage  des  üHVuttichen  Rechtä  nur  dann  belassen,  wenn 
die  in  Gestalt  eines  konkreten  Rechtsfalles  an  dassellte 
gelangt.  In  allen  FäUeu,  in  welchen  das  Oberhundesgericht  als 
AppcUatiousgericlit  funktiQuirt,  steht  ihm  inhaltlich  der  Verfassung 
sowohl  in  Ansehung  der  Tliat-  wie  der  Hechtsfrage  Jurisdiktion 
zu,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Strafsachen,  bei  welchen  Geschwo- 
rene mitwirken.  Noch  ist  eine  Funktion  zu  erwälmen,  welche 
der  President  des  Oberbundesgerichts,  der  cliief  justice,  zu  erftillen 
hat.  In  denjenigen  Füllen  uänihch,  in  welchen  gegen  den  Präsi- 
denten des  Senates  ein  impeaclunent  gerichtet  ist,  fühi't  der 
Chief  justice  den  Vorsitz.  Wiewohl  nun  die  Vei-fassung  und 
Zaständigkeit  des  Obi*rbundesgorif;hts  von  der  des  Reichsgerichts 
gewiss  überaus  verschieden  ist,  so  ist  doch  der  stjiatsrechtliche  (Cha- 
rakter beider  Gerichtshöfe  in  gewisser  Beziehung  einander  älmUch. 
Aach  das  oberste  Gericht  des  Nordamerikanisclien  Freistaates 
igt  ein  Organ  zur  Wahrung  der  Einheit  der  Rechts- 
pflege nnd  der  Rechtsübung,  ein  Organ,  welches  besondere 
aufinerksam  darauf  zu  achten  hat^  dass  die  von  der  Zentral- 
gewalt ausgebenden  Normen  durch  die  Gerichte  der  Staaten 
licht  in  rechtsiniger    Weise    gehandhabt    bez.  ausgelegt   werden. 

Archiv  Ar  £ff«iiUIcbe»  Bndit.  U.  2.  |7 
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Mit  der  EnUcheidung  von  Streitigkeiten,  welche  lediglich  un 
dem  Rechtssatze  eines  Staates  envachsen  sind,  abgesehen  von 
den  VerfassungäbestimniungeD  dieses  Staates,  ist  es  nicht  befaait, 
ein  SeitenstUck  zu  der  Bestimmung  des  deutschen  RechtÄ,  da& 
das  Reichsgericht  eine  lediglich  auf  die  Verletzung  einer  partikTda^ 
rechtlichen  Nurm  gestützte  Kevi»ion  nicht  zu  enti;cheiden  hui. 
Dagegen  hesteht  eine  wesentliche  Verschiedenheit  durin,  dass  das 
Oborhundcsgericht  einen  grossen  Theil  seiner  Aufgabe  in  der 
Erledigung  staatsrechtlicher  Recurse  erhhckt,  wühreml 
diese  Kompetenz  dein  Reichsgerichte  ganzlich  felüt.  Dasft  gewim 
Aehnlichkeiten  zwischen  diesem  und  dem  oV>er8ten  Unionsgerichte 
bestehen  erklärt  sich  einfach  aus  der  Thatsache,  dass  beide  die 
obersten  richterlichen  Organe  eines  aus  einer  Reihe  souveräner 
Staaten fnrmationen  beüteheuden  Staates  sind.  Es  liat  auch  in 
Deutsctilaud  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  dem  Reichsgerichte 
solche  staatsrechtliche  Kompetenz  zum  Schutze  der  garnnti 
Freiheitsrechte  und  damit  den  Charakter  eines  Buudesgerichts 
im  eigentlichen  Sinne  beizulegen.  Allein  abgesehen  davon  ^  da» 
die  Entscheidimg  eines  richterlichen  Organs  über  die  Statthaftig- 
keit von  Verwaltungshandlungen  mit  der  strengen  Treimung  der 
geriehthchen  und  administrativen  Kompetenzen,  wie  sie  in  Deutsch* 
land  traditionell  ist,  kaum  vereinbart  werden  kann,  wRro  dieselbe 
unter  Aufrechterhaltung  der  gegenwUrtigen  souveränen  Stellung 
der  monarchischen  Gliedstaaten  nicht  durchzufiihren  gewesen. 
Die  Zuläüsigkeit  eiups  Recurse«  an  das  Reichsgericht  wegen  Hand- 
lungen der  IpailikularstaatUchen  Verwaltungi^behÖrden  war  ohi^^ 
Reduktion  der  partikiüarsLiatlichen  HouveiSinetüt  in  erhcblichd^| 
Umfange  nicht  möghch  und  nach  Lage  der  historischen  Verhältnisse 
konnte  hieran  uicht  ernstlich  gedacht  werden.  Die  Eigenartigkeit 
der  deutschen  monarchischen,  staatsrechtlichen  V'erliällnisse  erklärt 
es,  dasa  dem  Reichsgerichte  die  staatsrechtliche  Kompetenz  de« 
obei"8ten  Gerichlea  Ühnlicher  Staatcnvorhindungen,  der  Nord- 
amerikanischen  Union  und  der  Schweizer  Eidgenossenschaft  feh 
Das  Schweizerische  ßimdesgericht"),  welches  seinen  Sitz  i 
Lausanne  hat,  besteht  aus  9  von  der  Bundesversammlung  ge«-äli] 


")  Orslu,  Staatsrecht  der  «chweixeriiohoD  Eidgcnoneoiciwn.  S,  38  a.J 
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Mitgliedern  und  der  gleichen  Zahl  ErsatzraüJHior,  welche  während 
6  Jahre  ihr  Amt  verwiütcn.     Besondere  Quahfikationon  sind  für 
dasselbe  nicht  vorgeschrieheu ,  jeduch  sind  gcwisi^C'  Personen  und 
alle  Beamten  ron  ihm  ausgeschlossen ;  nur  der  t^üsident  und  sein 
Stellvertreter  müssen  die  Eigenschaft  eines  Bundesrichters  besitzen. 
Das  Bundesgericht  ist  Zivil-  und  Strafgericht,  und  zn^ar  sowohl 
in  erster  nie  höherer  Instanz  und  staatsrechtlicher  Gerichtshof. 
Was  zunächst  seine  Kriminaljurisdiktioii  anlangt,  so  entscheidet 
er  in  erster  und  letzter  Instanz  über  HochvciTath  gegen   den 
1      Bund,  Aufruhr  und  Gewalt  gegen  seine  Behörden,  über  Verbrechen 
H  gegen  das  Völkerrecht,  über  solche  politische  Verbrechen,  welche 
^L^doD  Antass  zu  einer   bewaffneten   Intervention   der  Bundcsgewalt 
^n^eo  und  über  Buiulesbeamte,   welche   ihm   durch   lUe    Bundes- 
H  behörde  zur  Bestrafung  überwiesen  werden.     In  diesen  Fällen  ent- 
scheidet   die    ans  drei    Mitgliedern    bestehende    Kriniinalkamnier 
anter  Zuziehung  von  Gescliworenen,    die  nach  einem    eigenthüin- 
hchen  Verfahren  gewählt  werden,  eine  Art  Reichs-  oder  Bundes- 

I  Schwurgericht.  Mit  den  Fnnklionon  eines  Bundemmwaltes  wird 
ron  Fall  zu  Fall  seitens  iles  Bimdesrathes  eine  geeignete.  PersönUch- 
keit  betraut.  Die  Vonintersuehung  fühi-t  ein  Untei*suchungsriciiter, 
welcher  vom  Gerichtshof  fiir  6  Jahre  gewählt  wii^d,  wälirend  den 
Obliegenheiten  der  R;ilhskaimner  die  aus  drei  Mitgliedern  be- 
blehende  Anklagekaüiiuer  vorzustehen  hat.  Alu  Kassatioushof 
entBCb^det  da«  Bundcf^ge rieht,  und  zwar  durch  die  aus  3  Mitglie- 
dern bestehende  Kosüationskammer,  die  Nichtigkeitsbeschwerden, 
welche  gegen  die  Urtheüe  cantoiialer  (Terichtshöfe  eingelegt 
werden,  sofern  dieselben  aufGnxnd  des  ßanktiotengesetzes  oder  des 
Bnndesgeaeizes  betreffend  die  Uebertretung  fiskalischer  oder  polizei- 
Hcher  Bundesgeaetze  ergangen  sind.  Die  KaÄsationskompetenz  be- 
steht also  auch  hier  nur  in  Ansehung  des  sogenannten  gemeinen 
Strafrechts.  Das  gcsammte  Bundesgericht  entscheidet  die  Nich- 
tigkeitsbeschwerden gegen  die  ausserordentlichen  Kriegsgerichte") 


'*)  Aoaserordentlicihe  Kriegsgerichte  sind  solohe,  welche  von  dem  Kom- 
mandanten eines  Tru[.']K'ötlicil8  bei  Gefahr  iin  Vltüuh  finlx-nifcn  werden,  der 
von  der  Vcrbindutig  mit  d^m  ordentlichen  Kriegsgericht  abgeitchlossi^n  ist, 
fwocr  die,  welche  über  den  Gvocm) ,  den  Chef  des  ßcncralstabtf,  den  Kom- 
nutodauten  gröncrer  Äbtheütuigen  urtheilen. 

IC 
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nnd  (Uo  kantonalen  Urtheile  in  gewissen  Zivüständssachcn.  In  Zivlb 
»■aclien  entscheidet  dus  Bundesgericht  in  erster  Instanz  äti^tig- 
kcitcii  zuischou  dem  Buud  und  den  Kantonen,  zwischen  Privaten  iiiid 
dem  Bund  bei  einem  Streitwerth  von  aooo  Frcs.,  zwischen  den 
tonen,  znischen  den  Kmitoncu  und  Privaten  hei  einem  Streitwt 
yon  3000  Pres.,  wenn  die  bundesgerichtliche  Entscheidung  seit 
einer  Partei  angerufen  wird.  Fcmor  koropctirt  ihm  die  Ent- 
scheidung hei  Biü-gerrecht^streitigkeiteu  zwischen  (Touieiudeu  ver- 
schiedener ^'atiunen.  hei  Anstünden,  hetreäend  die  Ueimatl Josig- 
koit,  bei  Exproiiriationssacheji,  die  unter  das  Exprupnaiiousgesetz 
fallen,  (jewisseu  Streit&aclieu  zwischen  dem  Bunde  und  Eiseuhultii- 
gesellscliaften,  gewissen  SchadcnsersatzfordenniRcu  von  Eiseubuhn 
gesellscliaften  an  Private ,  gewissen  Entschädigungsfürdernngcu_ 
einer  Eisenhahnverwaltung  gegen  die  audci-e,  endlich  bei  Streit 
keiton,  welche  durch  die  Zwangsliquidation  von  Eisenbahnen* 
veranlasst  werden.  Als  Knssntionshof  ist  das  Bondesgcricbt 
allen  büigerhchen  ßechtsstreitigkciten  kompetent,  welche  vor 
Kanton  algerichten  nach  Bundesgesetzon,  wozu  auch  Vei 
gcböirn,  entsciiieden  werden,  sofern  der  Streitwerth  3000 
betlügt  und  che  Alwinderung  des  UrtlieÜs  letzter  Instanz  begel 
wird.  Unter  diesen  Voraussotzungen  kajui  auch  im  EinversI 
niss  der  Parteien  die  Entschoidung  <les  Bundesgerichts  gegen 
erstinstanzliche  Urtheil  angerufen  werden.  In  allen  wicbtif 
Pfilleu  kann  ausserdem  das  Bundesgericht  durch  eine  Vereii 
barung  der  Parteien  Zuständigkeit  erhalten.  Was  die  staal 
rechtliche  Kompctenzaphäiv  d<?s  Bund nsgeri cht«  betriflH 
steht  ihm  zunächst  die  Ent-srheiilnng  über  KompotonzkondikI 
zwischen  Bundes-  und  Kanton albehürden  zu;  der  Konipet 
ktmflikt  zwischen  ihm  und  ilein  Bundesrat!]  wird  jedoch  Hui 
die  Bundesversinnmlung  «»Lscliitiden.  Weiter  entscheidet  es  Streitig 
keilen  sUmtsrechtlieher  Natur  unter  den  Kantonen  und  schli« 
lieh  Beschwerden  von  Privaten  und  Korporationen  Über  Vcrletzi 
von  Kcchten,  welche  die  Bundes-  oder  K;intonaIverfi*8BUiig  od< 
ein  Bundesgesctz  garantirt  und  uIilt  Verletzung  von  ätaatsrerti 
und  Koukor<l:iten ;  im  ersten  Falle  muas  jedoch  die  Verli 
durch  eine  Kantoiudheltörde  b(?g;ingen  worden  sein.  Eine  Aus- 
nahme beziigiich  i\w  Ictztenviihnipn  Zustündigkeit  besteht  ntu- 
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Ansehung  gewisser^  durch  die  Gcsetzgebtmg  ciozob  genannter 
Adminiptrativstrcitsachon ,  welche  der  Entsclieidung  des  Buiides- 
ratbß  oder  der  Bundesversammlung  vorbehalten  sind.  Das  Bun- 
desgericht hat  kicntacb  in  staatsrechtlicher  Beziehung  gegenüber 
den  Kantonalgerichten  keineswegs  die  Stellung  eines  Ober- 
gerichts,  demi  die  ßechtspflege  ist  der  Zuständigkeit  der  Kan- 
tone verblieben  und  jeder  Kanton  hat  seine  zwei  Instunzen,  ein 
Unter-  und  ein  Obergericht''').  Das  Bundesgericht  hat  desshalb 
auch  kein  Aufsichtsrecht  über  die  Kantonalgerichte.  Es  ist 
ein  Organ,  welches  die  cinbcitlicbe  Auslegung  der  Bundes- 
gesetzc  wahren  soll  und  in  dieser  Beziehung  nimmt  es  die  gleiche 
Stellung  ein  und  erfiUlt  die  gleiclie  Aufgabe  wie  das  deutsche 
Beichßgericht.  Es  hat  mit  diesem  auch  dadurch  Aehnlichkeit, 
dass  ihm  die  Aburtheilung  der  gegen  die  Existenz  der  nationalen 
Zentralgewalt  gerichteten  verbrecherischen  Angriffe  zusteht.  Allein 
seine  Hauptbedeutung  liegt  ebensowenig  in  dieser  wie  in  jener 
Thflligkeit,  sondern  sie  liegt  in  der  TImUsacho,  da.sa  es  die  durch 
die  Verfassung  oder  die  G-eaelze  gewiUirleisteteu  indivi- 
duellen Rechte  schützt  und  gegenüber  ITcbergriffen  zu  ver- 
theidigon  hat.  Diese  Entscheidung  staatsrechtlicher  Fragen 
ißt  seine  erste  Aufgabe  und  wenn  schon  ihm,  im  Gegeusat^te 
zn  dem  Amerikanischen  Rechte,  eine  Anzahl  Administrativsacheu 
entzogen  ist,  so  tritt  sein  Charakter  als  ordentliche  Rekurs- 
in st  an  z  für  die  staatsreclitlichen  Bescliwerd  en  der 
Bürger  doch  nicht  minder  bedeulBam  hervor  als  bei  dem  Unioiis- 
gericMMiofe.  (ierade  dieser  Tlieil  seiner  Tliiitigkeit  bildet  den 
TTnterscliied  zwischen  seiner  jetzigen  und  früliereu  Organisation. 
Die  eidgenössische  Veri'assung  vor  1848  kannte  überhaupt  kein 
Bundesgericht,  ei-st  die  Vertasaung  von  1B48  fiihrtc  ein  solches  ein, 
jeddcb  mit  sehr  bi^schräiiktfr  Kompetenz.  Es  stand  ihm  nur  die 
Bcfugnisf*  zu  Hocbven'atli,  AuiVuiir,  Verhreclien  g*^gen  djLs  V'ölker- 
rodit  und  solche  politische  Verbrechen  abzuurtlieilen  ^  welche 
Unmhcn  veranlasst  hatten,  die  Ürsaciio  einer  bfwalTneteu  Bundes- 
intervention wai'en.  Von  einer  Hefuguis>i  zur  Entscheidung  staats- 
rechtlicher Rekurse  war  keine  Rede,  vielmehr  lag  die  Entschcidujig 


>*)  Id  einigen  Kantoueo  existircn  auch  KassaUoDsliöre. 
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iCßet  lüerher  geliöngen  Prägen  lediglich  in  den  Händen  rl« 
BuiulesTersammlung.  Erst  die  Bundesverfassung  von  1B74  wi« 
ihm  die  Stellung  und  Kompetenz  zu,  die  es  jetzt  besitzt, 
principiclle  Unterschied  zwischen  dem  Schweizer  Bundesgf 
und  dem  deutschen  Reichsgericht  bedarf  hiemach  kaum  noch 
weiteren  Ausfülu-ung.  Die  Nordamerikanische  Union  und  die 
Schweizer  Eidgenossenschaft  sind  die  Staaten,  welche  Jtät  dem 
Staatsrc  chtHchcn  Ctiaroktcr  des  deutschen  Reiches  am  meisten 
Aehnlichkeit  haben.  Gleichwohl  differiren  die  obersten  Gericht 
der  drei  Staaten  in  Ansehung  ihres  staatsrechtlidieD  Chi 
ganz  wesentlich  von  einandm-.  Die  beiden  republikanisch! 
Staatenkonibderationen  haben  ein  oberstrichterliclies  Organ  zu 
doppelten  Zwecke  gescliaffen,  einmal,  um  die  einheitliche 
Handhabung  dos  durch  die  Zeutralgewalt  geschaifenen  Rec] 
gegenüber  seiner  Auslegung  durch  die  richterlichen  Behörc 
der  (-fhedstaaten  7.u  sichern,  »ndauu  aber  und  zwar  ah  Hau| 
zweck,  um  ihren  Bürgern  den  migeslürten  Geuuss  der  ihnen 
garantierten  Rechte  gegenüber  den  EingiifTen  der  Behörden  xu 
verbriefen,  das  monarchisch  organisirte  deutsche  Reich  bat 
einen  obcrätcu  Gerichtstof  ledigUch  zu  dem  ersten  Zwecke 
geschalten. 

Wenden  wir  uas   nimmclir   der   Betrachtung   der   ol 
Gerichtshöfe  in  den  Kinheitiitstaatcn  zu,   so  konmicn  zuni 
die  obersten  Gerichte  der   Ocstcrreichisch-UDgarischen 
Monarclüe  in  Betracht  '*). 

Für  die  im  Rcichsrathe  vertretenen  Länder  des  O est« 
reichischen  Kaiserstaates  besteht  in  Wien  der  obci 
Gerichts-  und  Kassationshof,  welchem  inhaltlich 
Süiatsgrundgesetzes  über  die  richterlichen  Gewalten  die  Aul 
obliegt,  für  die  Einheit  und  Gleichheit  der  Rechtsübnuc 
und  ilirer  Formen  Sorge  zu  tragen.  Demgoinüss  entsoheidei 
derselbe  auf  dem  Gebiete  der  Ziviljustiz  in  letzter  Instanz 
in  allen  Streitsachen,  sofern  nicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
ein  Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidung  der  untern  lustansen 
untersagt  ist.     Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts   entscheidet 

*')  (Ji.BRioti ,   St4iaterccfat   der  Oc«t<rrrcicliisch-U»gari8ohen    Monurebie 
S.  66,  95. 


—    251     — 


I 


I 
I 


H  in  C 


ei  (Js  Kassationsbof  alle  NiclätigkpitsheRchwerden,  soweit 
dieseJbeii  narli  der  Stmiprof^esKOrdnung  Ktatlliaft  sind.  Im  Küi- 
zelnen  sind  hierbei  seine  Kompetenzen  weitergehend  als  die  dos 
Keichägerichts.  Er  hat  beiapielsweise  die  Befugnias,  aiia  besondern 
Gründen  aaf  die  Freisprechung  eines  Verurtheilten  zu  erkennen 
und  über  die  seitens  des  Geueralprokiiratoi's  lediglich  zur  Wahrung 
des  Gesetzes  eingelegte  Beschwerde  '£a  entscheiden.  Ausserdem 
steht  ilim  die  Entscheidung  zu,  wenn  es  sich  um  die  Rostimmung 
eines  andern  Geriditshüfes  alH  des  eigentlich  zur  Aburtlieilung 
berufenen  liandelt,  bei  Kompetenzstreitigkeiten  verachiedeuen  Ober- 
lau dosgerichteu  angehöriger  Gerichte,  wenn  die  Obejrlandesgerichte 
gleichfalls  über  die  Kompetenz  im  Zweifel  sind  und  bei  Ablehnung 
von  Oberlandesgerichten  oder  Oherlandcsgerichts  -  Präsidenten. 
Endlich  kompetirt  ihm  noch  die  Disziplinargewalt  über 
seine  Mitglieder  und  gewisse  andere  gerichtHche  Beamte  und 
eine  Entscheidung  in  gewissen  Justizaufs icblssachen.  Die 
Besetzung  des  obersten  Gerichtshofes  erfolgt  durch  den  Kaiser. 
Zur  Vertretung  des  Staatsinteresses  ist  bei  demselben  ein  General- 
prokurator bestellt.  Der  oberste  Gerichtshof  hat  in  erster  Linie 
also  die  Aufgabe,  die  einheitliche  Recbtsauslegung  und 
Geeetzesan Wendung  zu  wahren.  Trotzdem  diese  seine  Aufgabe 
der  des  deutschen  Reichsgerichts  durchaus  identisch  ist,  so  Imt 
er  doch  staatsrechtlich  eine  andere  Stellung  wie  dicsefi.  Er  ist 
Oberaufsichtsgericbt  fiir  olle  übrigen  Gerichte  der  Reichs- ' 
ratbsländer,  was  sich  besonders  durch  seine  Bisciplinargcwalt 
ond  die  erwähnte  ausserordentliche  Befugniss  zur  Frei- 
sprechung deutlich  zeigt.  Er  gleicht  in  seiner  Stellung,  wie 
sich  aus  der  unten  folgenden  Darstellung  des  Aran2Ösischen  Rechts 
noch  näher  ergehen  wird,  dem  franz(isischen  Kassationshof;  seine 
Bedeutung  liegt  in  seiner  Thiitigkeit  auf  zivil-  und  straf- 
rechtlichem Gebiete,  mit  Sti-citsachen  des  Staatsrechts 
hat  er  sich  nicht  zu  befassen.  Während  in  der  Schweiz  und 
in  Amerika  auch  diese  von  den  obersten  Gerichten  entschieden 
werden  und  das  deutsche  Reichsgericht  nuj*  in  einem  Falle  in 
der  Lage  ist,  sich  auch  mit  diesen  Fragen  zu  befassen,  besteh^ 
ia  Oesterreich  fiir  die  im  Reich sratho  vertretenen  Länder 
en  dem  obersten  Gerichtshof  ein  Reichsgericht,    welches 
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nach  di-ei  Richtungen  richterliche  Kompetenzen  ausübt.  Es  fungirt 
als  Gerichtshof  für  Komp et enzkouflikte  zTvischen  der  Justb 
und  der  Verwaltung,  es  entscheidet  Rekurse,  welche  sich  auf  die 
durch  die  Verfassung  garaatirten  politischen  Rechte  gegen- 
über Verfügungen   der   AdministrattTbehörde  beziefaeo 
und  endlich  entscheidet   es  Beschwerden   der   Bürger 
juristischen  Personen   gegen  den  Staat  oder  gegta 
Land,    sofern  dieselben   Jura    quiicsita   des  Beschwurd 
führe rs  zum  Gegenstand  haben  nnd  nach  Maassgabc  der  positi 
Ge^setzgebung  von  dem  ordentlichen  Rechtswege  ausg 
schlössen   sind.    Die   Besetzung   dieses  Gerichtshofes   erfi 
iü  eigenthUmlicher  Weise;    Jen   Präsidenten   imd   seinen  Stellv 
treter  erneimt  der  Kaiser  auf  Lebensd;iuer,  wfilirend  die  übri 
zwölf  Mitglieder  Tom  Kaiser  nach  Vorschlag  des  Reichsrathes,  fli 
gens  aber  gleichfalls  auf  Ijebensdauer  ernannt  werden,  wobei  jedem 
Haus  in  Ansehung  von  Bechs  Jfitgliedern  einVorsclilagsrecht  zuäteij^H 
Das  Amt   ist   ein    Ehrenamt.     Das  Reichsgericht    hat    hiemod^ 
Funktionen,  welche  dem  gleichnamigen  Gerichtshöfe  des  deutsdiea 
Reiches,  von  dem  einen  Ausnidnuefall  abgesehen,   gänzlich  fre 
sind  und  in  Deutschland   entweder   in   den    Händen   der    o 
VenÄ'altungsbehÖrde  oder  der  VerwuUnngsgericbtshÖfe  Hegen. 

Wesentlich  verschieden  von  dieser  Orgimisation  der  obe 
richterlichen  Gewalt  in  den  Reichsrathsländem  ist  die  Organisatii 
in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone.    Für  diese  bestellt 
mit  Ausnahme  von  Kroatien  als  oberster  Gerichtshof  die 
Königliche  Kurie;    sie  ist    Kassationshof  auf  dem    Gebiete 
des  Straf-  und  Zivilrer.htB,  indem  sie  in  letzter  Listanz  gegen  die 
Entscheidungen  der  Ktrnjglichen  Tafeln  Recht  sjiricht.    Abgesdien 
hiervon  steht  ihr  nur  noch  die  Refugniss  zu,  über  Beschwerden 
gogeii  diH  Ahfassting  von  Wa}jleriisten  in  letzter   Instanz    zu   er- 
kennen.    Im  Uebrigen  besitzt  sie   keinerlei  Kompetenz   zur  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur,  was  um  so 
begreiflicher  ist,  als  in  Ungarn  Kompetenzkonflikte  zwischen 
Justiz  und  Verwaltung  nicht   von    einem   besondem  Gerichtshi 
sondern  von  dem  Ministerium  entsdiieden  werden. 

Wesentücb  dieselln?  Stellung  uimmt  der  höchste  Gerichtshof 
Kroatiens  ein,  ilie  Septemviraltafel.   Auch  sie  ist  Kassatioushof 


in  Zi\Tl-  und  Strafsachen  gegenüber  den  ErkcnntniEßen  der  Banal- 
tafel; ihr  Oberaufsichtsrecht  über  diese  sowie  über   die  König- 
hchen  Bezirksgerichte  und  Gerichts  tafeln  tritt  durch  die  ihr   zu- 
gewiesene Disziplinargewalt  deutlich  hervor.    Auch  io  Kroatien  ist 
dem  obersten  Gerichtshof  keinerlei  Kompetenz  zm*  Entscheidung 
von  Kocht sstreitigkeiten    staatsrechtlicher  Natur  eingeräumt;   ein 
Organ  wie  das  österreichische  Beichsgericht   fehlt   gänzhch   und 
Kompetenzkonflikte  werden    durch    die    kroatisch -slavonische  Be- 
gierung  in    Gemeinschaft    mit    der    Septcmviraltafcl    entschieden. 
Wii'd  bei  diesem  Verfahren  eine  Einigung  nicht  zu  Stande  gebracht 
so  ist  die  Entscheidung  des  Kaisers  einzuholen.    Die  Gerichtshöfe 
Kroatiens  und  TTnganis  liaI>on  also  die  Aufgabe,  die  Einheitlichkeit 
der  Rechtspflege  zu  waliren,  daneben  ist  ihnen  noch  eiji  Justiz- 
anfsichtsrecbt  zugewiesen,  welches  ihre  staatsrechtliche  Stel- 
lung von  der  des  deutschen  Reichsgerichts  unterscheidet  und  mit 
Leichtigkeit  ei-kennen  läsat,  dass  sie  das  Vorbild  ihrer  Organisation 
ebenfalls  in  dem  französischen  Kassationshofe  gefunden 
■luiben.  —    Das  Gleiche  ist   WzÜgltch  des   obersten  Gencht^hofs 
der   Niederlande   der  Fall.     Nach    den    betreffenden  Bestim- 
mungen des  niederländischen  Ruchts    Iwsteht    für  diia  Gesanunt^ 
ebiet  des  Staat«6  ein   oberster  Gerichtshof,    der  hohe  Rath, 
ooge  Raad'^.    Die  Mitglieder  desselben  werden  von  dem  König 
einer  seitens  der  zweiten  Kammer  der  tteneralstaaten  aufge- 
n  Vorsi-hlagsliste  ernannt  und  zwai-,  wie  diess  allgemeiu  hei  den 
niederländischen  Richtern  Vorschrift  des  Gesetze»  ist,  auf  Lcbcns- 
jteit.     Der    Präsident    des    Gerichtshofs   wird    ilurch    den    König 
ftu8  seinen    Mitgliedern    gewählt.     Der  Hohe  Rath   entscheidet 
Als  Kaaeationshof  über  alle  Erkenntnisse  der  Appcllhöfe  in  Straf- 
und   Zivilaachen,  welche  mit  dem  Kassationsrckurs    angefochten 
Verden   und   über   solche  ürtheilc    der   ersten  Instanzen,    welche 
Diit    dej*     Berufung    nicht    angegriffen     werden     könnt-n.     Der 
assatiousrekuri  kann    nur    damit    iK'gi'iimlet   werden ,    dass   daa 
verletzt  ist,  dass  wesentliche  Kurmen  des  Veriahrens  nicht 
^"bncht^t  wurden  oder  dass  das  orktMinonde  Gericlit   sich   einer 
Machtüherschreitung   schuldig    machte.     Ist   insoweit    das 


'*)  Habtüq,  Staatsreell  de«  Konigrciobs  dur  Niedcrkcdc  S.  60. 
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fransÖsisch-recbtliclie  System  dfs  Kassa  tionnr eleu  r<;pK  ziemlich  genjia 
UAchgeahmt  worden,   so  weiclil;    doch   das   iiiedfrliindische  Rechl 
insofern  ron  ihm  ab,  als  der  Hoho  Rath,  sofern  daa  angegriffene 
Urtheil   auf  einer   Gcsctzvcrletzung  bendit,    nicht    nur    die   Eot- 
soheidung  des  judex  a  quo  vernichtet  soudcm  aucli  in  der  Saclie 
selbst  erkennt.     Der  Uohe  Rath  ist  biomach  Kassationshof,  er 
Übt  die   Oberaufsicht^gcwalt    über   siimmUicbe    Gerichtshöfe   des 
Xiandes  aus,  er  wacht  darüber,  dass  die  fTcaetz«  durch  sie  befolgt 
und  richtig  und  einlieitÜch  ausgelegt  wcrdeu.     Die  Oberaufü 
gevalt  ist  für  seinen  Cliarakt«r  maassgcbend,  »c  wird  an 
Stelle  betont.    Neben  diesen  Funktionen  hat  der  Hohe  Ratli  noc 
einige    Kompetenzen,    welche    zumeist    einem    Staatsgericbtsboj^^ 
zustehen.     Er  entscheidet  niimlich  in  Strafsachen,  wenn  die  Mi^H 
glieder  des   Staatsrathes,   die   Königlichen   Provinzialkonimissäre 
und  die  obersten  KolniiiaJheamten   verrolgt   werden.     Ausserdem 
dient  or,  analog  den  Einrichtungen  in  drii  meisten  monarchischen 
Staaten,  als  Gerichtähof  in  ZivilproceHssachen,  welche  gegen  den 
Kiinig  oder  ein  Mitglied   des  KnniglicJien  Hauses  gerichtet   sind^l 
Eine   Koui[tt4euz   zur    Ent-^cheidung   über    streitige    Fragen    de^^ 
Staatsrechte  besitzt  er  nicht^  ausgenommen  einen  Fall,  in 
welchem  er  über  den  Rekurs  eines  Einwohners  eines  Walilkreises 
gegen  die  Entscheidung  des  Gerichtes  erkennt,   die  sieb  auf 
Beschwerde  über  die  zum  Zwecke  der  Abgeordnetenwahleu 
gestellte  Wälilcrliste  bezieht.     Wenn  näxnhch  ein  Einwohner 
Berichtigung  der  Wählerlisten  oder  Üire  Ergänzung  für  nothwendig' 
hält,  so  hat  er   seinen  hierauf  bezügUchen  Antrag  bei   dem  Ge- 
meindorath  zu  stellen.     Ist  er  mit  dessen  Bescheid  nicht  zu&icdca 
60  hat  er   das   ordentliche  Gericht  des  Oi-tes   um  EntscheidDq^| 
anzugehen,    gegen    welche   ihm   die   Einlegung   der   Revision  a^^ 
den  Hohen  Rath  zusteht.     Die  Frage,  weli-be  Personen  das  aktive 
Wahlrecht  besitzen  und  welche  von  ihm  ausgeschlossen  sind,  ist 
hiernach  unter  den  Schutz  des  obersten  Gerichtshofs  gestellt  und 
dioss  ist  um  so  melir  zu   beachten  als   die  Verwaltung^ ustiz  rm 
üebrigen   in   den  Niederlanden   nur   sehr  ungenügend   organidirt 
ist  und  bis  jetzt  sogai*  ein  Gesetz  fehlt,  durch  welches   das  Ver- 
fahren Über  die  Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten   zwi.schen 
der  Justiz   und    der    Verwaltung  geregelt    wird.     Freilich 
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xugepeben  werden,  dass  dieser  Mangel  iii  den  Niederlanden  nirbt 
so  ftihlbar  ist,  wie  in  andern  Lündern,  welche  eines  solchen 
Oi^ans  entbehren,  und  zwar  um  desswillen  nicht,  weil  die  Ver- 
fassung bcf^immt,  dass  alle  Streitigkeiten  über  Eigenthum  und 
die  daraus  AiesKenden  Rechte,  über  Forderungen  und  andere 
biirgerüche  K<!chte  ausschljeslich  zur  Kognition  der  richterlichen 
Gewalt  gehören,  eine  Bestimmung,  deren  praktische  Handhabung 
nicht  zu  einer  Einsclminkiing  des  Gebiets  der  richterlichen  Gewalt 
gefilhrt  hat.  Der  Hohe  Ki>th  erstreckt  seine  Kompetenzen  zwar 
im  Ailgeineineu  nicht  auf  das  Kolonialgebiet,  jedoch  gibt  es 
gefiisse  Angelegenheiten ,  in  Ansehung  deren  ihm  eine  Ober- 
entsclieidung  geginiüher  den  obersten  Kolonialgerichten  zusteht. 
Stnatsrechtlich  betrachtet  hat  liiemach  der  Hohe  Ratti  denselben 
Charakter  wie  die  zuletzt  erwälinlen  obersten  Gerichtshöfe. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  deinji'iiigen  (Terichtshofe  zu,  dessen 
OrganisJitiun  fast  für  alle  übrigen  Läuder  vorbildlich  war,  zu  dem 
französischen  Kassationshofe,  so  bedarf  derselbe  gerade 
mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand  einer  eingehendem  Betrachtung. 

Der  französische  Kassati  ojishof'^)  ist  eine  Schöpfung 

!4ier  Revolutiunsget>etzgebung.  Wenn  schon  vor  1 789  sich  Ansätze 
jra  einem  ähnlichen  Gerichtshöfe  linden  "),  so  ist  derselbe  doch  erst 
durch  das  Gesetz  vom  Dezember  1790  eingesetzt  worden,  welches, 
Bo  vieltuchc  Acudeniugen  auch  iui  Einzelnen  die  Organisatiou 
dieses  Gerichtes  erfahren  hat,  dennoch  seine  Grundlage  ist  und 
bleibt.  Der  Cliarakt^r  des  Gerichtshofs  ist  am  besten  aus  den 
H  gesctzlicheu  Vorschriften  erkennbar,  welche  im  Einzelnen  seine 
■  Funktionen  bestimmen.  Les  foni:tiüns  du  tribunal  de  Cassation 
seront  de  pronoiicer  sur  toutes  les  demandes  en  {>,assation  contrc 

»ies  jugements  rendus  en  dernier  ressort,  de  juger  les  demandes 
en  renvoi  d'nn  tribunal  ä  un  aulre  puur  cause  de  suspicion  legitime 
nu  de  surete  pubUque,  les  conHits  de  juridiclion,  les  reglcments  des 
juges,  les  priaes  ä  parties  d'nn  tribunal  enticr.  Seine  Haupt- 
thätigkeit  liegt  also  darin,  über  die  Rechtspflege  der  untem 
Gerichte  eine  Aufsicht  auszuUl>en,    indem  er   über   das  gegen 


'*)  Bi^ocK,  dictionoAirfi  de    rAdminiritration   tangalBe,   s.  v.  juridiclion, 
fr.  78,  97. 

'^  X.  B.  in  der  ÜrdonnaiUE  v.  26.  Juni   17^6. 
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öiiT  ErkeruitnissK  eingelegte  Rechtsmitte!    flcr  Kassation 
scheidet.  Er  ist  also  das  Oho  rauf  sieht  sgericht,  das  Geriet 
dnrch  welches  der  Staat  seineÄufsichtsgcwalt  in  prägnan- 
ter Weise  ausübt  und  diesem    ChiiraJd^r    entspricht  es    roUkoi 
raen,   wenn  die    französische    .TuriBpnidenz    von  dem  Kassatior 
hofo  sagt j   er  soi  le  tribuual   uniqne  et  ts^dentair« 
aupr&8du  corps  16gislatif.     Erkassirt  im  öffentlichen 
Interesse   die    ITrtheDe    der    unt<?m    Instanzen ,    welche    das 
materielle    Recht   verletzen    oder   die   Prozessformen    nicht 
hörig    beohachten,    er   wahrt    hierdurch    die  Binheithchkcit 
Rechtsprechung,  nod  um  desswillen  sagt  die  französische  R«cht 
Wissenschaft,    von    ihm:     Ü    t'st    institup    pour    mninteni 
la  saiuc    et   uniforme   application    de»   lois.     Der  Kl 
sationshof   besieht  aus    drei  Abtheilungen,    der    charobre  di 
requetes,    der    chambre    de    Cassation    civil«    nnd    der 
chambre  de  Cassation  criminiUle.     Eine  jede  dieser  Kam- 
mern   ist    mit   n  Mitgliedern    besetzt;    den  Vorsitz    des    ganzen 
Hofes  führte    vormals  der  •TusÜzminister,  jedoch    ist    seit    läj 
diess  ausser  Uebung  gekommen.    Die  chambre  des  requetl 
entscheidet    iu  (^inlHarlien    über    die  Zulüssigkeit  des  eingelef 
Kassationsrekurses;  bejaht  sie  dieselbe,  so  verweist  sie  die  Snc 
vor  die  Oivilkammer,  andernfalls  verwirft  sie  das  Kassationsgesx 
als  uustattliafl,  welcher  Eutsclieidung  der  Charakter  eines  Deal 
tivum  innewohnt.     Ausserdem    vernichtet   sie  Urtheile    der  CSi 
gerichte  wegen  Macbtüberschreitung.   übt  gewisse  Funktionen 
Disziplinargericht  gegen  richterlicho  Beamte  ans  und  verweist 
Sache  von  einem  Gerichte    an    ein    andcivs   aus   den    im  Qliigm 
angebenen  (rrönden.     Die  Zivilkammer  entscheidet   die  Kassali^H 
neu,  welche  ilir  von  der  chambre  des  re<juet«s  zugewiesen  werden, 
ferner  alle  Kassationsrekurse  in  Expropriationssachon,    ohne 
dass  dieselben  vorher  an  die  chambre  des  requetes  gelangen,  Be- 
schwerden des  Öffentlichen  Ministeriums  zur  Wahrung 
des  Rechts  und  Rekurse  in  richterlichen  DisziplinursarheiM^ 
Die  Strafkammer    entsclieidet    die  Kassa tionsn>kurs«  in  Strn^l 
Sachen,  mögen  sie  von  den  Parteien  oder  dem  öfTimtlichen  Mini* 
sterium  eingelegt  worden  sein,  auch  die  zur  Wahnmg  des  Gesetzes 
erhobenen,  sie  vernichtet  Urtheile  der  Instanzgerichte  wegen  Macht* 
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»D^onrcitung  und  orkonnt  endlich  über  die  in  Gemässlieit  des 
Art.  443  des  code  d'instruction  criinineUe  eingelegten  iiovt±i  ious- 

[gcsnclic.  Die  Entscheidungen  des  Kassationähofos  hatten  ur- 
irünglich    Hir    die    unteren  Gerichte   keine   bindende  Kraft,    so 

[dass  OS  vorkam ,  dass  der  Ka»sationBhof  in  einer  Rochtssacbe 
lehi'mals  mit  Entscheidung  dersellK^n  Frage  befasst  wui-de,  weil 
las  untcro  Gericlit   stets   bei    ßeiuer  Ansicht   Wieb.     Nach  dem 

IXiesetüe  vom  Ifi.  Seiitember  1807  trat,  wenn  der  Ka«saLionsliof 
iii  derselben  Suche  und  unter  denselben  Parteien  auf  dasselbe 
RechtsmitteJ  hin  die  Kntacheiduug  des  judex  a  quo  zweimal  kassirt 
itte,  nach  der  zweiten  Kassation  die  autheutihcbe  Interpretation 
durcl)  die  Regierung  ein.  Nach  der  neueren  trcsotzgebung  von 
1837  hat,  wenn  uacli  der  ersten  Kassation  die  Kutscheiduug  des 
interen  Gerichtshofes  wiederum  mit  dem  Kassationsrakurse  an- 
gegriffen wird,  die  Plenarversamnüung  dos  Hofs  über  das  Rechts- 
mittel zu  erkennen,  und  ilire  Entscheidung  ist  vou  dem  unteren 
Gerichtshofe  zu  befolgen.  Die  Kompetenz  des  Kassationshofes 
liegt  nur  auf  der  rechtlichen  Seite,  es  obhegt  ihm  nur  die  Prü- 
fiing  der  Rechtsfrage,  das  Gebiet  der  Thatfrage  ist  ihm  i^nzHch 
veraclilosscn.  Desshalb  entscheidet  der  Kassationshof  niemals, 
weder  in  Zivü-  nocli  in  Stra^clien,  in  der  Sache  selbst,  au  fonds, 
wie  man  in  der  französischen  Rechtssprache  sich  auszudHickon 
pflegt}  sondern  er  weust  die  Sache  stets  vor  ein  Gericht  der  uu- 

iteren  Instanz  zurück.    Es  ist  bemerkenswcrth,  dass  keinerlH  Atis- 

I^Bflbme  hiervon  besteht,  während  das  Reichsgericht,  trotswlem  auch 
ihm  das  Gebiet  der  thatsiichliclion  FeststelUng  versclilossen 
ist  f  in  gewissen  FäUen  von  einer  Zurück  Verweisung  absehen 
und  in  der  Sache  selbst  entscheiden  kann.  Die  Thätigkeit 
des  Kassationsliofes  Hegt  auf  dem  Gebiete  der  Zivil-  und  Straf- 
rechisptlege.  Durch  die  letztin Ht4(nzh<:he  Entscheidung  auf  dem- 
selben bewahrt  er  nicht  nur  die  Rechtspflege  vor  Zerrissenheit  und 
iWiespSltigkoit,  sondern  er  ül)t  auch  dmxh  sie  eine  sein-  wirksame 
Aufsicht  über  die  Magistratur  aus.  Die  Einheitlichkeit  der  nsitio- 
ntUeu  Rechlsübung  zu  behüten,   ist  seine  Hauptaufgabe.     Darum 

ilBt  dem  Generalprokurator   bei  ihm  das  Recht  beigelegt  worden, 

(in  Ziril-  und  Strafeachcn,  ohne  dass  die  konkrete  Sachenlschei- 
diing  dadurch  geändert  würde,  zur  Wahrung  des  Rechts  den 
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Kassation srekura  zu  ei'greifen.  Danitn  gilt  diT  Ka^sationsi 
als  Ih  rfniL'tle  Bxtr^ine  ijui  tie  |>eut  avoir  pour  objt't 
qae  le  maintien  de  Tautorit^  legislative  et  des  ordon- 
nanccs,  darum  clio  Bestimmung,  dass  er  nur  auf  dip  Verletzm 
des  iiiläiHltschon  KecbLs  gestützt  verdea  kauu.  Nicht  wenif 
dt^utlicb  tritt  aber  sdn  Charakter  als  Oberaufsichtsgericl 
hervor.  Die  BiszipHnargewaltf  die  er  ausübt,  dus  Dev4 
lutionsrecht,  welches  ilmi  unter  den  gesetzlichen  Vora 
Setzungen  gfuiz  unheschratikt  zusteht,  und  seine  Kumpeteiiz 
Vernichtung  jedes  Urlheila  wegen  excäs  de  ponvoi 
Bind  drei  überaus  nirksame  Mittel  zur  Geltend macbuug  dies 
Cliaraklcrs.  Von  deii  beiden  letzter wälmtea  wird  in  der 
ein  selu'  ausgedelintcr  Gebrauch  gemacht,  und  die&s  ist  um  elf 
willen  von  erheblicher  ßcdeututig,  weil  es  nicht  selten  vorkoDinit, 
daas  Gerichte  den  Anorrluungen  dt-r  Admioistrativgewalt  die  An- 
erkennuug  versagen,  in  Ucbei-sc breitung  der  ihnen  vom  UeeetM 
zugewiesenen  Maclitvollkommenheitcu.  Von  Franzosen  wird  Iw- 
houptet,  dftss  ohne  die  Befugniss  des  Xassationshofes  zur  Kas- 
satiou  der  untergerichüicheu  Entscheidungen  wegen  excht 
pouvoir  grosse  Benach l heil igungeu  des  öffentlichen  Lebens  nie 
XU  vermeiden  würtm.  Das  ehemalige  Reichs-Ohorhaiidelsgericht, 
welchem,  wie  erwiilmt,  gegenüber  EIsass-Lotlinugcn  die  Kompe- 
tenzen des  fraiizösischetii  K;wfijition.sh<ifes  in  vollem  l'mfangc 
standen,  hat  öiWs  Urtheile  der  retch^^IändiHchen  Qerichie  we 
Machtiiherschreitung  kassiren  müssen,  ofletibai"  im  Interesse  «i 
allseits  richtigen  Grcuzbestimmung  zwischeu  den  staatlichen 
walten.  Der  Kassationshof  entfaltet  seine  TImtigkeit  iia_ 
öffentlichen  Interesse  und  hiciin  liegt  seine  jetzige,  liegt  seil 
historisclie  Bedeutung.  Es  ist  immerhin  eine  der  Bemerkui 
nicht  unwerthe  Thatsache,  dass,  ungeachtet  aller  politischen  Ui 
wälztmgen,  ungeachtet  aller  Verfassungs-  und  Verwaltungsänd«- 
nuigeu  die  staatsrechtliche  Stellung  des  Kassatloushofes  eigei4^l 
Uch  niemals  eine  andere  war  wie  jetzt.  Der  Kassationsbof  ia^^ 
niemals  in  Admiiiistrativjustizsachen  Entscheidungen  erlassen, 
er  bat  sich  mcmals  mit  dem  Schutze  individueller  Rechte  gegen- 
über  den  Verfügungen  der  Verwaltungsbehörden  befasst  und  es 
etttsphcht   diess  dem  historischen  Entwicklungsgang  des  tranzöa 
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aclien  Rfchts,  welches  mit  seiner  scharfen  Trenn«ng  der  richtor- 
liclien  und  administrativen  Tliätigkeit  die  Ent-scbeiduiig  eines 
richterliehen  Organs  üher  die  Zulässigkeit  einer  adm»nistrativen 
Anordnung  perhorreszirt  und  auch  heute  noch  nicht  kennt,  wofiir 
als  Beweis  der  Hinweis  darauf  genügt,  dasa  die  Entscheidung 
über  die  Kompeteuzkonihkte  und  die  Eiitscheiduiig    dai-ühef;    oh 

(eine  kriminelle  oder  civilrecht liehe  Verrolgung  der  Exekutivbe^utea 
wegnn  ihrer  Amtshandlungen  oder  Unterlassungen  statthaft  ist, 
noch  heute  durch  den  Staatsrath  erfolgt,  welchem  der  Justiz- 

laoinister,  also  der  Chef  der  einen  hei  Austragung  des  KorapeteJiz- 
köuäikts  betheiligteu  Verwaltungszweige,  prä^iidiren  kann  und  that- 
säcblicb  in  wichtigen  Fallen  präsidrrt.  Mau  kann  den  CliarakLer 
und  die  staatsrechtHche  Stellung  des  KassationsUofes  kaum  beaser 
kennzeichnen   als  mit  den    nachstehenden  Worten  eines  französi- 

I  Beben  Jöristen:  pour  raraener  les  tribunaux  de  France  Jt  la  stricte 
Observation  des  lormes  et  des  lois,  pour  maintenir  cntre  cux 
l'unifonnite  de  jurisprudence  une  juridicüon  supr^me  les  domine 
touB-  Es  würde  einerseits  zu  weit  filliren,  andei-seits  auch  nicht 
streng  in  den  Kalmicu  einer  auf  dem  Boden  des  positiven  Rechts 
stehenden  Damtellung  passen,  wollten  wir  den  Einflnss  schildeni, 
welchen  der  Kassa ttonshcf  auf  die  Entwicklung  des  französischen 
RechUtlebens  nach  heidMi  Seiten  seiner  Aufgabe  bin  ausgeübt  tiat. 
Ea  mag  nur  die  eine  Bemerkung  hier  Platz  finden,  dass  die  klare 
und  präcise  Ausbildung  des  fran/ÜKischen  positiven  Hechts  und 
lie  aus  dieser  Thatsache  mit  Nut  luve  ndi^keit  resultirende  Rechts- 
sicherheit zum  gTössten  Tbeile  der  Wirksamkeit  dieses  Gerichts- 
hofes zu  verdanken  ist,  welcher  sich  trotz  aller  Stünne  und  StÖase 
EU  erholten  wusste. 

Wesentlich  verschieden,  sowohl  von  dem  französischen 
Kassationshofe  wie  von  den  bisher  dargestellten  ohcreten  Gerichts- 
höfen ist  der  oberste  Grerichtshof  Englauda,  bei  dessen  Be- 
trachtung wir  uns  etwas  küi-zor  fassen  können,  da  er,  ungleich 
dem  Kassationshofe  frankreichs ,  nicht  als  Vorbild  für  andere 
Staaten  gedient  hat. 

[  Die  Organisation  des  oberston  englischen  Grcriohts- 
hofes,  Her  Majestys  Suprerae  court  of  judicature, 
iu  seiner  gegenwärtigen  Organisation  datirt  erst   aus  dem  Jahre 
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1875.  Seit  diesem  Jahi*e  wuideii  die  oboreu  Reicbsgeric! 
Englands  in  dem  oberstcnGerichtshof  vereinigt,  welcher  die  soel 
erwähnt«  Benennung  fiihrt.  Diese  Gerichtshöfe,  welche  fiir  die 
Entwicklung  des  enghschen  Rwhtslebens  so  überaua  bedeuts 
sind,  waren  tho  Oonrt  of  common  plea»,  the  court 
exchequer,  tbe  Queens  Bench,  the  Admiralty  coui 
the  Probate  and  Divorce  r.ourt.  Der  eretere  war  der 
eigeutUchc  Gericiitslioi'  für  nlle  gewölmlichen  Klagen,  Krimit 
gerichtsbarkeit  übt*!  er  nicht  aus,  sondern  fast  ausschUcss 
Ziviynstiz.  Der  zweite  war  in  der  Hauptsache  Gerichtshof 
Fisknlsachen,  er  entschied  speziell  in  Sleuerdt-fraudationssacl 
und  stets ,  wenn  der  Fiskus  bei  einem  Rechtsf^treite  irgendi 
betheiligt  war,  später  überhaupt  in  gewöhnlichen  Zivilsai;hen,  weh 
mit  einer  persönlichen  KUigc  vt^rfolgt  wurden.  Die  Queens  bf 
war  das  Obemufsiclitsgericht  über  alle  andern  Gerichte,  sie  hi 
Disziplinargewalt  über  die  untern  Gerichte  und  Koiiiuralioi 
und  übte  dieselbe  diirc}i  writ  of  mandamus  aus,  ausserdem  war 
sie  ApcUhof  iu  allen  Kriininalsacben  und  besass  das  Keclit ,  alle 
Strafbaien  Hajidlungcn  vur  üu-  Forum  zu  ziehen.  Dieser  Theü 
ihrer  Tbätigkeit  Wail  the  crowu  side  im  Gegensatz  zu  tbe 
plea  side  genannt.  Der  Admiralitätsgcrichtshof  war  fiir  gewisse 
Fälle  zustüudig,  welche  nut  dem  Seerecht  und  der  SchifBa 
Kusammenhiugen ,  (Bodmerei,  Havarie,  Verheuerung,  Bergclol 
n.  8.  w.)  und  übte  ausserdem  eine  Gerichtsbarkeit  in  Priaesacl 
aus,  wähi'end  der  Couil  of  Probate  aud  Divorce  in  Testament 
und  Ehescheiduugssachen  mit  Gerichtsbarkeit  beüasst  war. 
der  Vereinigung  dieser  fiinf  Gerichtshöfe  in  dem  Supreme  Coi 
of  judicature  wurde  an  ihrer  Kompetenz  nichts  verändert.  Der 
Court  zerfällt  iu  Her  Majestys  high  court  und  Hej 
Majcstys  court  of  nppeal-  Die  ehemahgen  eiuzetnen  H( 
bilden  Abthcilimgen,  divisions,  deren  Mitglieder  regelmässig 
kollcgialisch,  sondern  als  Einzelricbter  entscheiden.  Stt-htn  jt'd< 
wichtigere  Fragen  zur  Verhandlung,  so  werden  auf  Anordm 
des  Vorsitzenden  einer  Abtheilung  Kollegien  gebildet,  div  isioni 
Courts,  welche  in  der  Besetzung  von  zwei  oder  drei  Mitgliedei 
entscheiden.  Di(^  so  gebildeten  Kollegien  sind  Bcnifung»gerichi 
wid  zwar  sowohl  iür  die  gegen  die  L'rtbeile  der  untern  Uericl 


rie  gegen  Hie  Erkenntnisse  der  als  Einzelrichter  richtenden  Mit- 
;Heder  des  High  court  eingelegten  Berufungen.     Der  Supremc 
!onrt   ist   Äppellhof  auf  dem  Gebiete    der   gesammten   Zivil- 
und  StraQiistiz.     Die  Appellation  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
MHtt'rie,  welcher  die  bi-treffende  Rechtssache  angehört,  von  seinen 
einzelnen  Abtheilungen  entschieden.     Hierbei  ist  von  Bedeutung, 
das3  gegen  die  Erkenntnisse  derGrafschaftsgerichte  eine  Appellation 
tin  Ansehung  der  Thatfrage  nicht  stattfindet,  soudem  nur  bezüg- 
^lich  der  Rechtsfi-ago  "*).    Durch  diese  richterliche  Thatigkoit  ist 
er  fdr   die    Einheitlichkeit    der    Judikatur    von    höchster 
Bedentung,  und  doss  dies  in  einem  Laude  wie  England  von  un- 
gleich  grösserer  "Wichtigkeit  ist,   als  in  Deutschland  und  Frank- 
reich, liegt  auf  der  Hand.     Denn   da    England    sich  bis  auf  den 
heutigen   Tag  noch   keiner   unifassenden    Gesetzeskodifikatäon  er- 
»nt,  weder  auf  zivil-  noch  auf  straft-echtlichem  Gebiete,  so  liegt 
die  sachgeniässe  Fortbildung  des  Rechts,  seine  Anbequemung  und 
Anpassung  an  dit*  moileriicn  Verhältnisse  zum  guten  Theile  in  den 
Händen  der  Gerichte  und  tliatsächlich  beruht  auch  das  common  law 
tdes  materiellen  und  prozessualen  Rechts  In  niclit  geringem  Maasse 
'anf  den  Präjudizien  des  Supreme   court.     Daneben  kompetirt 
ihm    ein   ausgedehntes  und  mit  intensiven  Wirkungen  verseiienes 
lufsichtsrecht.     Er  kann  writs  of  mandamus  an  die  unteren 
ächtshüfe  erlassen  und  sie  dadurch  zur  Erfüllung  ihrer  PHichten 
Iteu,    er   kann  diese  Befehle   nicht  nur  an  (Tericlite,  sondern 
auch   an  andere  Staatsbeamte  richten.    Um  sich  die  strikte  Be- 
■folgung  dei-selbrn  zu  sichern,  steht  ilmi  eine  arbiträre  Strafgewalt 
Hzu  wegen  jeder  Verletzung  der  ihm  gebührenden  Achtung,  wegen 
^Ungehorsams  gegen  seine  Befehle  —  contempt  of  the  court 
■—  weldie  in    der  Grösse   der  zu   verhängenden  Strafe  in  keiner 
BWeise   beschränkt  ist.     Die  Bedeutung  dieser  Befugniss  ist  eine 
■Überaus  grosse  und  ihre  GeUendiiuichung  ist  schon  der  Anlass  zu 
Kompetcnzkonjlikten  gewesen,  welche  zu  der  Zeit,  als  die  einzelnen 
Abtbeilungen  des  Supreme  court  noch  als  selbständige  Gerichts- 
höfe bestanden,  zwischen  der  Queens  bench  und  dem  Parlament 
entstanden  ").    Mit  seiner  Stellung  als  Oberaulsich tsgericbt  hängt 


*•)  FisouKb,  Verrassung  Englands  S,  217. 

»')  Fall  Hansard,  FiflOHKi,  a.  a.  O.  S.  306  u.  fg. 
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Seme  Diazipliiiargcwftlt  zusammen.  Die  MitgÜcdor  des  court  s^ 
unterliegen  koinorlei  Diszipl  innrgowalt:,  sie  können  nc 
entlassen  worden,  wenn  sie  wegen  eines  V^crgeheua  beatralt  wurden. 
Dagegen  übt  er  in  oberster  Instanz  disziplinarische  Befaguis^ 
gegenüber  den  untern  Gerichten  aus  und  zvrnr  i-^rfolgt  die  RealJa- 
rung  dei-selbeu  in  wüksomster  Weise  durch  die  Strafgewalt  wegen 
conterapt  of  the  court.  Der  Snpreme  conrt  übt  aber 
nicht  nur  richterliche  Befugnisse  aiii"  dem  Gebiete  des  Cii 
und  Straü-echts  aus.  sondern  nicht  minder  auf  dem  des  öfft^al 
liehen  Rechts.  Einer  Entscheidung  der  zwischou  der  JusI 
und  der  Vcrwtdtung  entstehenden  Kompetenzkondiktc  bedarf  es 
nicht,  weil  solche  Konflikte  in  England  überhaupt  nicht  möglich 
sind,  indem  einerseits  die  kontinentale  Trennung  zwischen  der 
richteirüchen  und  administrativen  G-ewalt  nicht  besteht,  anderer 
seit«  die  Gerichte  sellwtändig  über  die  Grenzen  ihrer  Kompett 
beenden.  Weil  aber  die  Administrativbeamten  unter  den  Richu 
stehen,  weil  der  Rechtsweg  nicht  ansge^tchlo.'^scn  ist,  so  hat 
Supreme  court  die  Befugniss,  alle  Handlungen  jener  ku  kon- 
troUiren  und  Remedui-  eintreten  y.n  lassen,  eventuell  einen  Un( 
horsani  gegen  seinen  Willen  mit  der  Strafe  des  contempt  of 
court  zu  rügen.  Es  ist  leicht  ersiditlich,  wie  weitgehend  der 
hierdurch  bewii-kte  Schutz  des  öffcntHchoii  Recht»  ist.  TSi 
erhöht  wird  derselbe  d:idurc]i.  dass  der  Gerichtshof  auch 
Bcfugniss  hat,  mittelst  writs  of  ccrtiorari  auch  Vei-walton 
Sachen  an  sich  zu  ziehen,  was  beispielsweise  in  Ansehung 
Niederlassungs-  und  Ausweisimgssachen  nach  nuüdriick lieber 
Stimmung  des  Gesetzes  der  Fall  ist.  Es  giebt  kein  Gnmdr«cl 
dem  nicht  der  gerichtUche  Schutz  zur  Seite  stände,  und 
Kompetenz  der  Verwaltung  kann  sich  hierbei  in  keiner  W* 
einschränkend  geltend  machen.  Die  Schranke  der  Zuständigkf 
des  Suprcmc  court  bildet  hiernach  nicht  die  Befuguiss  ein 
Verwaltungsbehörde,  sondern  nur  die  MachtvoUkommeiüieit  des 
Parlaments,  die  —  wie  man  auch  zu  sagen  pflegt  —  Omni- 
potenz  desselben,  und  nur  zwischen  ihm  und  dem  Court  ist  hier- 
nach ein  Kompetenzkontlikt  möglich.  Die  Entscheidung  eines 
solchen  bildet  einen  der  heikelsten  Punkte  der  englischen  Ver- 
iassung,  jedoch  liegt   seine  eingehendere   Darstellung  ausscrl 
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des  Rahmens  dieser  Erörtenmgen  und  gehört  mehr  einer 
Betrachtung  an,  welche  die  Parl&mentsgewalt  xum  Gegen* 
Btand  hat. 

j  Werfen  wir  nunmehr  rückwärts  einen  Blick  auf  die  obersten 
Gerichtshöfe  der  ver8cliie<tenen  Staaten,  die  wir  betrachtet  haben, 
so  tritt  uns  in  der  Darstellung  eine  Dichotomie  entgegen.  Einige 
Staaten  haben  in  ihrem  obersten  Gerichtshof  nur  einen  Wahrer 
jder  Rechtseinheit  und  ein  Änfsichtsorgan  des  Staates  sehen 
'Wollen  imd  desshalb  seine  richterliche  Thätigkeit  auf  das  Gebiet 
der  Straf-  und  Zirilrechtüpflege  beschrankt,  indem  sie  sich  dabei 
an  das  Vorbild  Frankreichs  anscbtossen,  andere  wollten  ihn  auch 
ZKi  dem  Schiitzur  und  AVahrer  der  individuellen  Rechte 
;,der  Bürger  gegenüber  der  Gesammtheit  machen  und  haben  ihm 
eine  mehr  oder  minder  weitreichende  Kompetenz  zur 
[Entscheidung  streitiger  auf  dem  Gebiete  de»  ätaatsrechts  lie- 
ler  Fragen  eingei-Äunit.  Eine  Sonderstellung  nimmt  Deutsch- 
ein; es  hat  seinem  Reichsgerichte  weder  die  Befugnisse 
der  Gerichtshöfe  der  Staaten  der  zweiten  Gruppe,  noch  auch 
diejenigen  eines  Kassationshofes  zuweisen  können.  Die  Bedeutung 
des  deutschen  Reichsgerichts  liegt  auf  dem  Gebiete  der  Förde- 
rung der  nationalen  Rechtseinlieit.  Es  verkörpert  in  sich 
die  kräftig  erstarkte  deutsche  Rechtseinheit,  es  verkörpert  das 
riel-  und  zweckbewusste  Streben  des  deutschen  Volkes,  neben  die 
politische  Cinheit  auch  (Ue  rechtliche  zu  setzen.  Vielleicht  ist 
die  nationale  Bedeutung  keines  der  im  Vorhergehenden  dar- 
^stellten  Gerichtshöfe  eine  so  bedeutende,  wie  die  des  Reichs- 
gerichts. Noch  ist  die  rechtliche  Entwicklungsstufe  nicht  er- 
rangen worden ,  auf  welcher  flas  Reichsgericht  nicht  nur  ein 
Gerichtshof  des  deutschen  Reiches,  sondern  auch  des  deutschen 
Rechtes  istj  aber  die  Zeit  ist  nicht  mehr  in  unabsehbarer  AVeite 
von  uns  entfernt,  in  welcher  mit  der  Schaffung  des  deutschen 
[JZivflgesetzbuches  auch  dieses  Ziel  erreicht  sein  wird.  Es  ergiebt 
'sich  auB  der  vorstehenden  Darstellung  deutlich,  wie  unbegründet 
^es  ist,  wenn  man  das  Reichsgericht  als  Kassationshof  bezeichnet 
l8o  wenig  das  Rechtsmittel  der  Revision,  sowohl  in  Straf- wie  in 
Zivilsachen,  mit  dem  Kassationsrekurse  auf  eine  Linie  zu 
«teilen    ist,    ebenso    wenig    darf    du.s    Reiclisgericht    mit    einem 

IS» 


Was  ist  und  wie  entsteht  Verfassungsrecht  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 


Tob 
H,  VON  Holst. 

Dieser  Aufsatz  ist  veranlasst  darch  die  in  Band  Tl.  Heft  1 
dieser    Zeitschrift    veröffentlichtp    Abhaudlung    von    Dr.    Eüoen 

'Schlief,  „Studien  über  Verfassungsgeschichte  und  Ver- 
fassungsrecht der  Vereinigten  Staaten  von  A  merika" 
ond  das  1880  erschienene  Buch  desselben  Verfaflsers  „Die  Ver- 
fassung der  Nordam(^rikuiiischeii  Union".    Dieses  Buch 

,imd  mein  fiir  Makqi'ardsen's  Handbuch  des  Oeffentlichen  Rechts 
dfariebenes  „Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika*'  sind  die  neuesten  deutschen  Arbeitci)  über  dati 
Verfassungsrecht  der  grossen   transatlantischen  Republik.     Beide 

ibeanspruchen,  Darstellungen  des  ^geltenden"  Verlhssungsrechts 
derselben  zu  sein,  aber  nicht  nur  hinsichtlich  vieler  Einzelheiten 
widersprechen  sich  ihre  Angaben  darüber,  was  Rechtons  sei,  son- 
dern auch  in  Betreff  eines  grossen  Theils  der  wichtigsten,  ja 
geradezu  entscheidender  Grundfragen  stehen  sie  sich  schrofl' gegen- 
Bber.  Ich  l»abe  Schlief  fiir  einen  „nicht  verlässigen  Führer"  er- 
klärt und  behauptet,  er  gebe  „zum  sehr  grossen  Theil  nicht,  wie 
er  verspricht,  .das  geltende  Verfassungsrecht  der  Union',  sondern 
statt  dessen,  was  seiner  Ansicht  nach  Verfassungsrecht  sein  sollte, 
aber  nur  seiner  irrthttmlichen  Ansicht  nach  Verfassungsrecht  ist"; 
ond  er  liat  jetzt  dagegen  mir  vorgeworfen,  das»  mein  „Staatsrecht* 
^ganz  entschieden  weniger  kritisch"  sei  als  meine  „Veriassungs- 
gegchichte"  der  Vereinigten  Staaten,  was  wohl  jeder  Leser  min- 
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bestens  zunächst  dahin  verstehen  wird,  dase  icli  mich  einer 
trächtUchen  Aiizalü  von  Fehlern  und  üngenauigkeitcn  schuldig 
gemacht  liabe.  Da  nun  bis  jetzt  in  Dentachlaud  nicht  sehr  häufig 
ein  auf  eigenes  Quellenstudium  basirtcs  selbständiges  Urtheil  über 
diese  Materie  zu  ßnden  ist,  sclieint  es  mir  im  Interesse  der 
deutschen  Jiu*tstenj  Politiker  und  Historiker  zu  liegen,  dass 
möglichst  sichere  Antwort  auf  die  Frage  gefunden  werde,  ob 
bei  Schlief  oder  hei  mir  verläfisigere  Auskunft  über  das  gelten 
Verfassungsrecht  der  Union  finden  —  wie  es  sich  auch 
mit  dem  relativen  Werth  der  beiden  Arbeiten  in  allen  anderen 
HiBsichteu  verhalten  mag.  Da  Schlief  schon  meine  früheren 
Ausstellungen  auf  den  Mangel  des  „bei  dem  grössten  Tbeile  der 
deutschen  SchriflstcUerwelt  glückhch erweise  noch  immer  üblichen 
persönlicheD  Wohlwollens"  zurückgeftlhrt  hat,  bedauere  ich  auf- 
richtig und  lebhaft,  ihm  jetzt  noch  entschiedener  gegenübertreten 
SU  mUssen  —  ich  bedauere  es  um  so  mehr,  weil  er  (sich  in  der 
angegebenen  Abhandlung  ungeachtet  der  Klage,  zu  der  er  be- 
rechtigt zu  sein  glaubt,  höchst  anerkennend  über  meine  nVer- 
fassungsgeschichte"  au sgesp rochen  hut.  An  meinem  guten  Willen 
soll  ftK  nicht  hegen,  wenn  e«  när  nicht  gelingt,  eine  solche  Form 
KU  finden,  dass  auch  er  meiner  Versicherung  Glauben  schenkU 
ich  sei  ledigUch  durch  das  envälmte  sachliche  Interesse  zu  dea 
nachstehenden  Ausfuhrungen  hestiraint  worden. 

Als  natiirhcher  Ausgangspunkt  für  dieselben  bietet   sich  ein 
Satz  dar,  in  dem  Schlief  und  ich  übereinstimmen.  ^H 

Mein    ^Staatsrecht"    beginnt  mit   den   Worten:    „AVie  je^^ 
lebensfähige   Vorfossung ,   ist   die   Konstitution   der   Vemnigten 
Staaten  von  Amerika  ein  Aasfluss  der  gewordenen  und   werden- 
den konkreten  Verhältnisse  und  nicht  ein  Produkt  der  abst 
pohtischcn  Si^kulation."     Sculiek  bemerkt  dazu :  „In  der 
ist    fiir    das    richtige    Verständniss    jeder    Staatsverfassung   die 
Konntniss  der  geschichtlichen  Begebenheiten  erforderlich,  welche 
zum  Erlasse  bezw.  zur  Ausbildung  dieser  Verfassung  gefuhrt  habeu; 
das  ist  eine  seit   so  langer  Zeit   und    so   allgemein    auerkannt 
Wahrheit,  dass,  wer  sie  nicht  gelten  lassen  wollte,  gar  nicht 
fimste  wagen   könnte,   Anspruch  auf  Beachtung   innerhalb 
wissenschaithchen  Welt  zu   erheben."    An   einer   anderen  St 
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formuUre  ich  nun  aber,  direkt  gegen  Schlief  gewendet,  den- 
Gedaiiken  daiiüi,  dass  dio  Verl'asstmg  „lüstoriach  verstanden  wer- 
den will".  Meines  Krachtcns  thut  er  dus  lange  nicht  in  dem 
erfurdcrlichen  Maasse,  theils  weil  er  dem  historischen  Moment 
grundsätzlich  nicht  die  Bedeutung  zuerkennt,  die  ilim  meiner 
Ansicht  nach  gebührt,  zum  nicht  geringen  Theile  aber  aucli,  weil 
66  ihm  an  den  nßthigen  geschichtlichen  Kenntnissen  gebricht,  um 
eB  thtm  zu  künnen;  sie  sind  weder  weit,  noch  tief  genug,  und 
naraenthch  sind  ihm  die  geschichtlichen  Thatsachen  nicht  stets 
sü  gegemvürtig,  dass  sie  für  seine  verfassungsrechtlichen  Aus* 
fllhrungeu  die  richtige  and  nothwendige  Vervrcrthung  finden 
könntcu.  Die  letztere  Behauptung,  die  zunächst  allein  in's  Auge 
geiasst  werden  soll^  darf  ich  nicht  unterdrücken,  weil  sie  eine 
uucrlässhche  Vorfrage  der  zu  entscheidenden  Hauptfrage  bildet, 
und  sie  an^stellen,  ohne  den  Beweis  ftir  sie  zu  erbringen,  ist 
selbstrerstündhch  unzulässig. 

'  In  dem    Buche   werden   nur  selten  geschichtliche  Ereignisse 

beriihrt  und  in  der  Abhandlung  referirt  er  meist  nur  nach  meiner 
Verfassuugsgeschichte.  Trotzdem  finden  sich  hier  wie  dort  eine 
Anzahl  von  Fehlem,  die  billig  überraschen  dürfen.    Die  Bedeutung 

kder  Sklavenfirage  würdigt  er  vollkommen  und  doch  ist  er  mit 
ihrer  Geschichte  nicht  so  vertraut,  dass  ihm  der  richtige  Name 
Lloyd  Garrison'u  gegenwärtig  wäre :  aus  William  macht  er  Henry. 
„In  Amerika'*,   behauptet  er  (Buch  pag.  ISft),   T,ißt  noch  nie  ein 

'Krieg  geführt  worden,  nach  dessen  Beendigung  nicht  der  ;,befite 
tiemeral"  als  Pi-üsident  ins  Weisse  Haus  gewandert  wäre."  Dass 
James  Mojiroe  lücht  General,  geschweige  denn  der  „beste"  war, 
wcöss  er  natürlich,  aber  er  hat  eben  nicht  an  den  zweiten  Krieg 

rntit  England  gedacht.  Der  Satz:  „selir  imifangrciche  Ijänder- 
massen  diesei-  Art  fielen  nun  aber  den  Vereinigten  Staaten  zu 
Anfang  der  droissiger  .lahru  nach  dem  Kriege  mit  Mexiko 
bezw.  der  Annexion  von  Texas  zu'^  (Abh.  p.  7*2),  ist  geradezu 
frappirend.  da  diese  Verhältnisse  so  sehr  eingehend  in  meiner 
Verfassungsgeschichte  —  uud  es  steht  in  dem  Keferat  über  diese 

I —  besprochen  sind  und  es  sich  ja  um  verfassungsgeschicht- 
liche Fragen  von  der  eminentesten  Bcdeutmig  handelt.  Man 
müsste  einen  Druckfehler  vermutben,  wcmi  nicht  ausser  „dreissiger" 
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auch  nocH  ^zu  Anfang"  stünde.     (Die  Annexionsresoliition  »IM 
vom  1.  Mära  1845   unH    der  Friede  von  Gimdiilupc  Hidalgo, 
dem   Mexiko   die  betreffenden  tiebiete   abtrat,   vom  2.  Febi 
resp.   30.    Mai    1848.)     Nicht    viel    weniger   auffnlleiid    sind    die 
Irrthflmer    in    den    folgenden   Sätzen  (Buch  p.  8):  T,Das  Grund- 
gesetz .  .  .  trat,  wie  gleich  anfänglich  bestimmt  war,  am  4.  Munt 
1789  in  Kmft.  An  demselben  Tage  ward  Washington,  zum  ersten 
Präsidenten   der    Republik  erwälilt,  in   sein   neues  Amt  feierhcl' 
eingescbworen.'^     Da  Niemand  wissen  konnte,  wann  neue  Staatc^^ 
die  Verfassung    mtificirt   haben   würden,    hatte    auch    gar    nit^H 
„gleich  anfiinglich"   bestimmt  werden  können ,  an  welchem  Tage 
sie  in  Kraft  treten  solle.     In  Walirheit  verhielt   sich    die    Sache 
60:  Als   der    Kontinental -Kongress   am   13.  September  1788   ia_ 
New  York  zusammentrat,   war   die   Verfassung  von   11    St 
angenommen    wonlcn    und    er   setzte    darauf  hin    die  WaM 
El<^ktoren    auf  den    ersten    Mittwoch    im  Januar,    die  Wahl 
Präsideuten   auf  den  ersten  Mittwoch  im  Februar  und  den  Zu- 
sammentritt des  neuen  Kongresses  auf  den  ersten  Mittwoch  im  Murr, 
fest.  DerersteMittwochimMärz  war  zufalUg der  4.  und  diesem  Zufnll 
allein  verdankt  dieses  Datum  seine  Bedeutung  in  dem  poUUscIieii 
Leben   der  Vereinigten  Staaten.     Viele   von  den  Mitgliedern  des 
ersten  Kongresses  unter  der  Verfassmig  liatten  es  jedoch  so  wenij 
eilig,  dieselbe  wii-ldich  ins  Leben  zu  setzeu,  dass  ein  voller  Mou^y 
verstrich,  ehe  ein  ^Quorum"  vorhanden  war.    Erst  am  6.  Ap^^ 
konnte  die  Zahlung   der  Elektoralstimmen  vorgenommen  werden 
und  (he  Inauguration  Wa8HIN«ton's  fand  erst  am  3U.  April  st 
Für    das    Verfassnngsrecht    haben    die    angeführten    Fei 
allerdinge  keine  unmittelbare  Bedeutxmg,   aber   sie  aoeigcn  doch, 
dans  Srm.iKK   in  der  Geschiclite  der  Vereinigten  Staaten    nie 
sonderlich  sattelfest  ist.    Ausserdem  fehlt  es  nicht  an  Vorstöf 
denen  eine  solche  Bedeutung  nicht .  abgesprochen  worden   ki 
So  z.  B.   der  Sat/  (Buch  p.  407):    „Als   man    die    Konstitution 
annahm^  waren  die  Farbigen  thatsSchlich  allentlialbeu  von  pohti 
sehen  Rechten   ausgeschlossen".     Schon  aus  dem    diseentirenden 
Gutachten   von   Richter  CüRTis  in  dem  berühmten  Dred  Scott- 
Fall,  das  dem  Verfasst^r  eines  Werkes  über  das  Verfassnngsrec 
der  Union  gewiss  bekannt  sein  sollte,  kann  er  sich  von  der  Unrichti| 
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keit  dieser  Behaiiptunp  überzeugen.  —  Noch  viel  gravireniler 
fiimJ  die  beiden   Behauptungen;   ^CAi.Hont  las  auf  solche  Weise 

»aus  der  Konstitution  liemus,  dA^K  die  Stjiaten  überhaupt  in  der 
Lage  sein  sollten ,  schliessUcb  alle  von  der  UnionKi^egicning  er- 
lassenen Gesetze  ausser  Kraft  zu  setÄeii,  wenn  sie  nicht  dem 
eigeneji  Beliehen  oder  Vortbeü  dieser  Staaten  entsprächen*'; 
und  Die  Niülifikationsordinanz  South-C'aroHna's  „ging  davon  aus, 
dss8  jeder  Einselst-aat  berechtigt  sei ,  KongressbeschUisse  als 
nichtig  anTusehen  und  ihnen  jede  praktische  Wirkung  ku  nehmen, 
sobald  das  Partikularinteresse  des  Staates  dadurch  fiir  verletzt 
erachtet  werde"  (Abh.  pp.  64,  65.).  Soweit  meine  Kenntnisse 
reichen    —    imd   ich  glaube  Oalhoctn  und  seine  Lehre    ziemlich 

I  genau  zu  kennen  —  hat  ('ALnorN  niü  dergleiclieu  gesagt  und  in 
der  NulliHkationsoi'dinauz  hoisst  es:  „\Vherea8  the  congress  of 
Ihe  Tnited  States  by  various  acte  .  .  .  halb  exceeded  its  just 
puwers  under  the  Constitution,  .  .  and  hath  vlolated 
the  irue  meaning  and  intont  of  the  Constitution"  etc.'). 
B  Ich  verzichte  aui*  die  Verlängerung  dieser  Liste  und  will  mir 

~  noch  ein  Beispiel  anfülircn,  das  uns  direkt  zur  Hauptiragc  filhrt. 
H  nl^***  Grundgesetz",  sagt  ScntlEF  auf  pag.  Ö  seines  Buches  „sollt« 
B  laut  Art.  \TI.  für  alle  auf  der  Convention  vertretenen 
Staaten  Geltung  haben,  wenn  es  nemi  derselben  genehmigton." 
Unter  Berufung  darauf,  dass  in  der  dem  Buche  ;dK  Anhang  hei- 
gegebenen Verfassung  der  betreffende  Artikel  richtig  iihei-setzt 
^kist  —  ndie  Genehmigtmg  durch  Conventitmen  in  neun  Staaten  soll 
ftir  Geltung  dieser  Verfassung  zwistdien  den  sie  genehniigenden 
Staaten  genügen'^  —  meint  er  daim  in  seiner  Abhandlung,  der 
bereits    berührte    Mangel    an    „peraöidichem    Wohlwollen'*    habe 

Imicii  gehindert,  in  diesem  Fehler  „lediglich  ein  Versehen 
redaktioneller  Art"  zu  sehen.  Auch  heim  grössten  persön- 
lichen Wohlwollen  ist  es  schlecht Ii in  unmöglich,  das  zn  thnu. 
"Wenn  Schlikf  der  wahre  Sachverhalt  gegenwärtig  gewesen  wäre, 
80  hätte  er  nicht  schreiben  können,  was  er  geschrieben  liat,  der 
wahre  Sachverhalt  aber  ist  der  Eckstein  in  dem  geschicht- 
lichen, d.  h.  thatsächlichen  Fundament  des  ganzen  Ver- 


t 


')  L>ebat«8  nf  CongreM,  XIT,  p.  80. 


—     270     - 

rassungähaiieH.     Hier   ist    eine   ThatRiicIiP  g^gpl'Pn ,   Axe  ac 
durch  kein  RuiKuimeinetit  Ijt^eitigfu  lusst  iiiid  die  logisclii^ii 
licIieD    Kon»ei|uenzeii    dieser    Tliatsiiche    uind    der    unTerrückhu 
feste  Ausgangspunkt  (ur  die  lntei7>retation  und  Konstriiktioii 
Verfassung.     Sie    ist    die    pusitive    Grundlage    ftir   die  L'nt 
sucbung  und  Entsclieidung  der  Krage  vou  der  staatlichen  Nati 
der  Union.    Geschichtlich  und  juristisch  ist  es  nbsolut  unzulässig 
von  ilir   zu  abstrahiren   hei  Prüfung  des  Seze^ionsrechts,  d.  h. 
hei  Prüfung  der  Frage,    ob    die  Verfassung   mit  Unrecht    ihre^^ 
Namen  Hilu-t  und  in  WtUirheit  nur  ein  Vertrag  ist,  den  jeder  ^H 
dem  Staatenbunde  gehörige  Staat  iiacli  seinem  souveränen  ßeliebeo^^ 
kündigen    ilarf,    uiler  aber,    ob  die   Tnion  ein    tiundcKsLaat   mit 
einem  luj'  alle  seine  koustiluireuden  Glieder  unbedingt  und  bleibend 
verbiudhchen  Grundgesetz  ist.    (iesclüchtUchc  Thatsachen   bildeu 
die  Grundlage  der  Verfassung ,    und   wer  diese  niclit  kennt  oder 
ausser  Acht  lässt,  wer  aus  irgend  einem  Grunde  unabhängig  v 
ihnen   allein   aus   dem  Woi-tlaut  der  Verfassung  das  gelten 
Veriassungsrecht  zu   ermitteln   sucht,  muss  oft  mit  seiner 
mentation  in  der  Luft  stehen  nnd  zu  falschen  Ergebnissen  kommes. 
Dass    nie  eine  ganz  unzweilellmlte  Verfassungsbe Stimmung  durcli 
Berufimg  auf  eine  Tliatsache  auf  den  Kopf  gestellt  werden  darf, 
ist    selbstverstäudhch.     Wo    die    Verfassung    aber    einer    Inlcr- 
preUition   bedarf  und  auch   nur   ohne  Zwang  fUhig  ist,  darf  die 
InterpretaUon  nie  in  unschhclit  barem  WidersprurJi  mit  den  fol^e- 
riditigen   rechtlichen    Konsequenzen    einer  unanfechtbaren  Tliat- 
sache (stehen,    wenn  sich  nugckünstelt  eine  andere  darbietet,   die 
sich  im  Kinkhuige  ntit   denselben  hetindet.     Bus  ist  es,   wogegen 
Schlief   sich  immer  wieder  versündigt  und  darimi  kann  er  — 
welchen  Werth    auch    imiui'r    seine  Ausiuhrunjy;en    sonst 
haben  mögen  —  kehi   verlässiger  Füiirer  seni,    wenn  uuu 
ihm  Auskunil  über  das  geltende  Verfassung« recht  »ucht. 

Der  Beweis  für  cüese  Behaujitung  ist  jui  i\vt  H.-uid  einzeln 
Beispiele  zu  erbringen^  in  deren  Erörtennig  wir  ihe  Antwort 
diu  in  der  Uebersclirift  gestellte  Fragn  finden  werden. 

Die  Thatsachc,   da«a    die  Verfassung    nur  fiir  die  ralifi« 
renden  Staati^i  Geltung  erlangen   solltf,    bildet  den  Ausgani 
punkt   für  die  Ermittelung  der  reclitiichen  ^atur  und  Tragwcä 
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der  sog.  „Preamble",  hinsichtlich  deren  Schlief  und  ich  so  schroff 
einander  gegenüberstehende  Behauptungen  aufstellen.  Wenn 
ScHMRK  sagt,  „dass  es  fast  den  Ansc:h«in  hat,  hIs  oli  er  (ich)  aus 
Ben  wenigen  Worten  die  g^ize  rechtliche  Struktur  der  Union 
als  Holcht^r  glaubt  folgern  zu  sollen*^,  so  geht  das  einen  Sduitfrj 
über  meine  Änsiclit  hinaus,  aber  ich  halte  allerdings  dufür,  dass' 
die  Worte  „We  the  pcople  of  tho  United  States  .  .  .  do  ordain 
and  establish ')  this  Constitution  for  the  United  States  of  Ame- 
rica'^  den  bu  n  d  68  s t a  a 1 1  i  c h  e  u  ( 'hanJct(>r  der  Union  —  im 
Gegensatz  zu  dem  staatenbundlictien,  den  sie  unter  den  Kon- 
föderationsartikeln  gehabt  —  zweifellos  feststellen,  imd  ich  be- 
haupte vor  allen  Dmgen  niit  grösster  Bestimoithoit ,  dass  dieses, 
das  geltende  Verfassungsrecht  der  Union  ist,  walirend  diese* 
Frage  vor  dem  Büi'gcrkriege  und  wiihrend  desselben  als  eine 
offene  angesehen  werden  durfte  oder  gnr  musste,  denn  von  einem 
grossen  Theil  des  Volkes  wurde  diese  Deutung  der  Preamble 
nicht  als  richtig  anerkannt,  und  die  einander  entgegenstehenden 
Interpretationen  derselben  gaben  den  verfassungsrechtlichen  Buden 
ab,  auf  dem  der  Bürgerkrieg  ausgefochten  wurde.  Von  einem  ge- 
wiseen  Gesichtspunkte  aus  kann  \ielleicht  der  olt  aufgestellt*!  Satz 
angefochten  werden,  dass  die  Frage  durch  das  Schwert  entscliiedeu 
worden  sei,  d.  h.  man  kann  sagen,  die  Entecheidung  einer  Rechts- 
trage  durch  Gewalt  sei  eine  coutrjulictio  in  ajdjeetu,  aber  es  ist 
tmbestreitbar  und  unbestritten,  da^,  nachdem  der  Süden  durch 
dafi  Schwert  niedergeworfen  worden  war,  die  Interpretation  des 
Nordens  allgemein  als  geltendes  Verfassungsrecht  anerkannt, 
werde  und  in  alle  Zukunft  unverbrüchlich  iinerkamit  werden  solle. 
Dagegen  bat  meines  Wissens  die  Ansicht  Scin^lEF's ,  dass  die 
Preamble  „nur  eine  historische  Bedeutung"  und  „keine  andere 
Bedeutung,  als  diejenige,  welche  etwa  die  den  neueren  deutschen 
Gesetzen  zugefügten  Motive  in  Anspnich  nehmen  können*^,  habe, 
auch  vor  dem  Bürgerkriege  keine  Vertreter  in  den  Vereinigten 
Staaten  gehabt.  Die  Staaten  rech  tler  beliaupteten  nur,  dass  sie 
so  zu  interpretiren  sei,   als  üb  ütatt  United  States  States  united 

")  Scm^nF  ülM3riieiKi  an    dieser  Stolle  (Abb.  p.  81)  das  do  ordain  and 
«tUblish   mit   den  Worten    „büschlasseu  h&bea",  wu  meiner  Auslebt  nach 
nitihi  gleichgültige  AbHcbwäehung  ist. 
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lesen  sei,  H.  h.  (Ws  sie  nicht  von  dein  Geftamnitvollc,  soi 
von  dem  Volk  cli^r  Eiiize1stimt«ii  rede,  aller  auch  sie  haben  ii 
stets  rechtliche  Bedeutung  und  Krafl  zugesprochen:  in  vollkom- 
niener  Uehereinstiiiunung  hahen  die  natioiuUisttsche  und  die  stÄÄten 
rechtleriaclie  verfassungsi-eohtHche  Schule  die  Prearablc  dahm  ver- 
standen, dasa  sich  in  ihi-  „das  Volk'^  für  den  alleinigen  Inhaber 
der  Souveränetät  und  die  Vcrfasäung  für  den  Austluss  seines  sou- 
veränen Willens  erklärt,  d.  h.  nie  hal)en  in  ihr  nicht  eine  recht- 
lich indifferente  „Kinlcitungsklausel"  gusehen,  »ondem  sie  als 
Rochtshasis  des  ganzen  (J-rundgeset^es  „der  Union  als  solcher*^ 
luierkaimt. 

In  seinem  Buch  (pag.  70)  hat  Scm.iEF  gesagt,  die  Preaml 
„ist    offenbar   eine  Nacbahmuug    der    in    den    constitutiouel 
Mouarclüen  bis  auf  den  heutigen  Tag  gebnmchten  Biugangsfoi 
für   die  Gesetze;    Wir  von  Gottes   Gnaden  König".     lu  meim 
„Staatsrecht"  (p.  28)  erkläre  ich  das  für  „eine  Behauptung, 
mich  bei  ganz  oberflächlicher  Bekanntschaft  mit  der  Entstühi 
geschichte  der  Verfassung  schlechthin  unverständKch  ist".  Sclüecl 
hin  im  verständlich  ist  mir  jetzt  weiter,    wie  iSciiuiCF  hat  glaubt 
können,  darin  die  Berechtigung  zu  dem  Sat2   zu   finden:    „Trc 
eines  so  absprechenden  l^tfaeils   wird   aber   doch  vielleiclit  an 
jetzt  noch  mancher  Saclikenner  bereit  sein,  in  der  Preamblo  eine' 
Bestätigung  für  die  nicht  uur  in  der  amerikanischen  Juristeuvc 
sondern   allen  Schichten   des  Volkes   vorherrechende  und 
Kciütterliche  Uebei-zcugung  von  der  unbedingten  Volkssonvt 
zu  finden.^     Habe  ich    das    etwa  jt-   und   irgendwie   bestrittcitl 
Ich  habe  nicht  nur  „treibst  an  versrbiedeiien  Stellen  anerkannt, 
dasB   in    den   Vereinigten  Stiuiten    die  iSnuveriiuetiit   beim   Volki' 
ruhe"  (Abb.  p.  83),    süiidenj    ie.li    habe    in   der  Besprechnng 
der  flsog.  Präambel^  im  Anschluss  an  Faurar  die  üblich  ge- 
wordene Bezeiclmung  Preamble  beanstandet,  „da  es  ein  aus  dem 
englischen  Recht   bertibergeiiominener   technischer  Ausdruck    ifl^H 
der  weHentliche  Theile  dieses  Eingangssatzes  der  Verfassung  nicl^^ 
deckt",  und  dann  weiter  gesagt:  ^^Er  spricht  nicht  nur,  wie  eine 
Präambel,  von  den  Motiven  und  Zwecken  des  Gesetzgebers;    <S^| 
Autorität j    die  ihren  Willen  kundgibt,    iiPnnt  sieli   und  sie  sagt^^ 
was    diese    ihre  Willensäusserung  ist  und  fiir  wen  sie  verbin< 
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sein  soll  .  .  ."    Das  Volk   der  Vereinigten  Staaten  „nennt  sich 
als  den  Urheber    der  Verfassung,    d.  h.   als  den  Inhaber  der 
ütaAtlichen  Vollgewalt,  der  Souveränetät."    SaiLiKP  d«- 
ijen    ftchreibt  (p.  38.  39)   in    seinem  Buch:    „Die  Summe    der 
Befugnisse,  mit  welchen  jene  (die  Unionsregierung)  und  diese  (die 
Eünzelstftatsregicrungen)     zusummengenommcn    ausgestattet    sind, 
wenn    man  so   sagen    darf,    den  ganzen  Inhalt    der  SouveränetSt 
überhaupt  enu^hüpfen;  bei  dem  ,Volke',  als  einem  Faktor,  welcher 
begrifllich    von   der  l'nion-srfgierung    oder  den   RiiiKelstaatsregie- 
Hingen   veracluedeu   ist,   kann  nichts  mehr  gesuclit    werden.    Der 
kanze  Art.  X   ist    in  der  That  nichts  als  die  veifassuiigs  massige 
Betbütiguug  einer  Anschauung,  welche  in  Amerika  und  auch  ander- 
wäits  nicht  mu'  in  der  grossen  Masse  sich  findet,  sondern  wunder- 
barerweisc    auch    von  der  Rechtswissenschaft  vielfach  *)  vertreten 
wird ;  danach  soll  das  ,Volk*  die  Quelle  aller  Regicnuigsbefugnisse 
sein."     Darnach  kann  mim  doch  \virklich  auf  den  Gedanken  kom- 
,men,  er  habe  beim  Niedci'sclu'eibeii  jenes  ironischen  Satzes  in  der 
ibhandlung  fltr  einen  Augenblick   sich    und  mich  geradezu  ver- 
wechselt. 

Wenn  mein  Urtheil,  das  diesen  Satz  hervorgerufen  hat,  „ab- 
>rechend"  klingt,  so  bedauere  ich  das,  aber  ich  kann  nicht  mn- 
es  anbedingt   aufrecht  zu  erhalten.    Ich  vermag  schlechter- 
lingB  nicht  zu  verstehen,  dass  man  die  Debatten  dos  Philadelphia- 
Konvents  soll  lesen  können,  ohne  sich   zu  überzeugen ,    dass    der 
Eingangssatz   der   Verfassung    nicht    eine   Formel,    geschweige 
denn  die  Nachahmung  einer  Fonnel  genannt  werden  darf.     Es 
tut  iu  Philaflelphia    und    ebenso    in  den  R^tifikatioin^konventioneu 
buige  und   vielach  mit  leidnnschaflliidn^r  Errfgung   über    ihn  ver- 
handelt worden  und  alle  Redner  sind  dabei  davon  ausgegangen, 
ms  in  ihm  die  tiefgreifende  grundsätzliche  AVandelung,  welche 
Be  stwitliclie  Natur   und  Wesenheit    der  Union   durch  die   Sub- 
tituirtmg  der   Verfassung    ftlr   die  Konföderationsai-tikel    erfuhr, 
)zuaagen    in   nuce    ihren    rechtskräftigen  und  rechtsverbindlichen 
idmck  finde.     SelbstverstÜndUch  steht  es  Sciilikp  frei ,    seine 


')  la  den  Ver.  StRat«n  nicht   uur  vielfacb,  sODdem  seit  jeher  gaiu 
lu«ti&bmaloH. 
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eigene  Ansicht  darüber  zu  haben,  oh  die  ^VolkssnuveräD 
juristiscli  zulässig  oder  unzulässig,  begnlTlich  möglicli  oder  ud- 
möglich  ist,  diese  Ansicht  zu  vertreten  und  alle  logischen  Kon- 
sequenzen aus  ihi*  zu  ziehen.  Allein  wie  treftlich  er  auch  die« 
Ansicht  begründen  mag,  die  Thatsnche  kann  er  nicht  ändern, 
dass  die  Pfahlwurzel  des  gel  tenden  Vei-fassungsrecUt«  dos  Prin- 
zip der  VolkssouvLTänotät  ist  —  dass  von  1789  an  bis  auf  den 
heutigen  Tag  kein  Gesetz  erlassen  worden  und  kein  richterliches 
Urtbcil  ergangen  ist ,  das  nicht  auf  dieser  Voraussetzung  ruht. 
Er  stürzt  dieses  Fundament  des  geltenden  Verfassungsrechta  über 
den  Haufon  und  darum  kann  der  Oberbau,  den  er  auf  den 
selbstkonstruirteu  Fundament  aufführt,  iu  vielen  Stücken  nicht 
dafi  geltende  Verfassungsiecht  sein,  einerlei  wie  gut  er,  ab- 
gesehen davon,  vor  dem  Forum  der  „Wissenschaft"  bestehen  nag. 

Ehe  wir  den  weiteren  Konsequenzen  dieser  Stellung  ScilLlEi 
zur  Volksaouveriinetät  nachgelien ,  müssen   wir  jedoch  eine  Sei 
seiner   Beweisführung  in  der    Preamble- Frage    etwas  näher  ins 
Äuge    fassen.     Kr    sagt    zunäcliHt,    fiasa    meiner    Ansicht    nach 
„unter     ,deni    Volke'    nicht    etwa    die     Bevölkerung,     sonA 
die  in  Genüissheil  der  Konstitution  orgaiiisirte  Gesiunmtheit 
Btirger   verstanden  werden   miisue*^,  und   ßthrt  dann   fort :    „das 
ist  unstreitig  rictitig  —  niichdem  die  Konstitution  ergang 
ist  — ;  aber  eben  darum  ist  das  Volk,  welches  sich  iu  der  Pream 
nennt   mid  als  Urheber  der  Konstitution  auftiitt,    also   die  vpr- 
fassuiigsniässigc  Organisation   erst  schafft ,  nicht   derselbe  Faktor, 
welcher  nur  in  dieser  Organisation  handelnd  zu  denken  ist,  denn 
es  ist  begriifüch  nicht  zulässig,   das  ü-eschöpf  mit  dem  Schöpfer 
KU  identificiren.    Das  Volk  der  Preamble  ist  also  nicht  das  v 
fassungsmässig  organisirto  Volk;   was  es  sei,    dafüi-  ist  gar  h 
Anhalt    und   damit    von  selbst   die  MögUchkeit  *)  gegeben ,    d 
sich  zeitweilig  der  „Mob"  oder  auch  ein  gescliicktcr  Volkstribmi 

")  Damit   ist    mcht    die    thatsäcblichc   Möglichkeit,    die    natüriii^' 
uDbcstreithftr  i«t,  gemeint,  denn  die  AiionibruDgen  »iiid  gegen  mich  gmchlci 
und  ich  saRi;:   .Wenn  HcßLlRF  (>S.  70)  nK'inl,  auch  der  qmoh"  künue 
mit  dem  ,wir,  da»  Vnlk  Jer  Vcr.  StaAteii'   jid^ntiticireii',  «o  ist  da«  nicht 
heatroiten,   mber  die  VerTassuii];  kenn   dafUr  nicht  rerant wartlich  gel 
werdeu." 
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mit  der  nöthigen  Gefolgschaft  als  Volk  im  Sinne  der  Preanible  (!) 
aufspielt  und  die  Konstitutiou  für  aufgt^hoben  erklärt ,  weil  sie 
,deni  Volk'  nicht  muhr  genehm  sei,  und  offenbar  dor,  welcher 
ein  Gesetz  erlässt.    auch   zur  Reseitigunß   desselben  hefiigt  sein 


I      ,aeni 
■  ein  ( 


Der  /.weile  Satz  lallt  mit  dem  ersten  nnd  dieser  ist  eine 
Reihe  von  Trugschlüssen,  die  wieder  auf  die  Nichtbeachtung  der 
maassgcbenden  geschichtlichen  Thatsachen  zurUckzuAthrcn  sind. 
Meine  Ansicht  ist  nicht  ganz  genau  wiedergegeben.  Ich  sage 
(p.  2«):  „Wie  die  Bevölkerung  der  Union  \m  der  Verfassungs- 
gebung niclit  als  eine  einheitliche  MaMie,  sondern  in  ihrer  histo- 
ritioh  gewordenen  und  zu  Recht  besteJienden  (xHederung  und 
Organisation  iu  Staaten  gelmndelt  hatte,  so*^  u.  h.  w.  Das  mii- 
Bpriclit  der  gesckichthchen  Tbatsaclie  und  sie  hat  weittragende 
rechtliche  Konsequenzen.  „Die  in  Gemässhcit  der  Konstitution 
organisirte  Gcsanimtheit  der  Bürger"  konnte  Relbstrcdeiid  nicht 
die  Verfassung  geben,  aber  nicht  erst  durch  die  Konstitution  ist 
ein  staatsrechtlich  organisirtes  Volk  der  Vereinigten  Staaten  in's 
Leben  getreten-  Es  bestand  schon  luitor  den  Konföderations- 
artikeln  und  auch  unter  diesen,  ja  seit  dem  Tage  der  Unabhängig- 
keitscrkUining  war  das  grnndliegende  Prinzip  die  Volkssouveritnetlit. 
Dieses  Volk  gidj  sich  jetzt  nach  seinem  souveränen  Belieben  eine 
neue  und  im  eigentlitJien  Sinne  des  Wortes  wesentlich  veränderte 
staatsrechtliche  (Organisation.  Von  einer  IdeutiOcining  des 
Schöpfers  mit  seinem  ßeschöpf  ist  hier  also  keine  Rede,  wohl 
aber  vollzog  der  Schopfer  durch  seinen  scliaffenden  Willensakt 
eine  Aendcruiig  seiner  eigenen  rechtlichen  Wesenheit.  Durch  den 
Kongress  ging  der  Entwurf  des  Philadelphia -Konvents  an  die 
Legislaturen  der  Einzelstaaten  und  diese  beriefen  nach  völlig 
Irciom  Willensentscliluss  gemäss  Art.  Vll.  des  Entwui-fes  ad  hoc 
Konventionen  ^ui*  endgültigüri  Eutscheiflun^  über  Anniilinie  oder 
■  Verwerfung,  leb  weiss  den  geschichtlichen  Vorgimg  und  seine 
rechtUchcu  Konsequenzen  nicht  knapper  und  schärfer  zu  schihh-rn, 

Ials  ich  CS  in  §  9  dos  Staatsrechts  gethan.  ^Üas  Volk  der  Ver- 
einigten Staaten  hat  sich  allerdings  nicht  als  ein  einheitliches 
Ganzes  handelnd  diese  Verfassung  gegeben.  Das  Volk,  d.  h.  der 
politisch  vollrechtige  Titeil  der  Bevölkerung  jedes  Staates  handelt« 
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fttr  sich  and  hatte  absolute  Willensfreiheit.  Es  kotinti*  den 
wurf  der  Philadelphia -Konvention  tiiircli  seine  bevollmächtigtcD 
Vertreter  annehmen  oder  verwerfen  und  damit  aus  der  Union 
ansscheidcn,  wenn  die  projektirte  Umbildung  derselben  sich  voll- 
zog. Allein  seine  Hatifikation  machte  den  Eniwnif  noch  nirJil 
XU  einer  Vcrfassnng,  sondern  sie  war  nur  die  rechtsverbindliche  Er- 
klärang,  das«,  wenn  das  Volk  von  mindestens  acht  sode 
Staaten  den  gleichen  ße&clilass  fassto,  die  Neubildung  der  Union 
dadurch  eine  vollendete  Thatsachc  geworden,  duss  fiir  die  be 
fenden  Staaten  dieser  Entwrirf  als  die  vom  Volke  der  Vereini; 
Staaten  den  Vereinigten  Staaten  gegebene  Verfassung  gelten 
solle.  Nur  mit  dem  Willen  und  durch  den  Willen  seines  Volkes 
wurde  jeder  Staat  konstituirendes  Glied  der  neuen  Union,  aber 
nicht  durch  einen  Willensakt  jedes  einzelnen  Staates,  sondern  erd. 
durch  den  gleichen  und  zusammenwirkenden  Willensakt 
Volkes  von  neun  Staaten  wurde  der  Pbila*lelpliin-EutAvurf  zu 
Verfassung,  und  die  später  ratifizirenden  Staaten  erhielten  d 
ihre  Ratitlkation  selbstredend  ganz  den  gleichen  Hechtsstatus 
der  Union.'' 

Vou  dem  Satz:  „Das  Volk,  indem  Sinne,  in  welchem  dii 
Wort  von  einer  Verfassungsiirkuuile  ausschliesslich  gebraucbl 
werden  darf,  kann  daher  nie  SouvemuetÜ tsrechte  besitzen'^j  gt-lanRt 
Schlief  imu  zu  einer  Reibe  von  Sc  hluss  folgern  ngen ,  die  im 
schroöston  Widerspruch  mit  dem  geltenden  Verfassungsrecbt 
der  Union  stehen. 

Die  Souvcräuetät  der  Bundesregierung  ist  ein 
vou  ihm  gebrauchter  Ausdruck.  Indem  geltenden  Verfossarii 
i-echt  hat  derselbe  nie  eine  Stelle  gehabt.  Publizisten,  & 
männer,  Richter,  das  gesammte  Volk  sind  seit  jeher  in  voller 
Uebereinstimmung  der  Ansicht  gewesen,  dass  mit  ihm  der  obem 
Giimdsatz  der  Verfassung  auf  den  Kopf  gestellt  werde.  In 
Vereinigten  Staaten  ist  es  stets  ein  unwidersprochener  Satz 
wescn,  tlasB  Beauftragung  mit  Ausübung  der  Hoheitsrechtc  ui 
ÜebcrtiTigung  der  Souveränctät  nicht  identisch  sind.  Die  Souvo- 
ränetiit  gilt  begriti'lich  nicht  für  übertragbar,  die  Bundesregie- 
rung aber  Imt  nm*  übertragene  Befugnisse,  die  der  allei: 
luhabcr  der  Souveräuctät,   „das  Volk  der  Vereinigten  StaaU; 
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jeder  Zeit  ens-eitern,  vorringem,  in  jeder  Weise  —  d.  h.  uatür- 
licli  nur  in  den  von  der  Verfessung  Torgeschriebenen  Formen  — 
verändern  kajMi. 

Die  gleichen  ürundsiitze  finden  nntitrHch  auch  auf  die  Stoats- 
reginrungen  Anwendituf^.  Auch  aif  sind  innerhalh  ihrer  Wir- 
kuugäsplüü-e  niclit  souverän.  S(;iii.ikf's  Anisiohi,  dass  ^^die 
äuionie  der  Befugnisse,  mit  welchen  jene  (die  Ünionsregierung) 
und  diese  (die  Ein;;eUtaatsregieningen)  zusammcngononmicn  nus- 
gestattet  sind,  wenn  man  so  sagen  darf,  den  ganzen  Inhalt  der 
Souveninetiit  überliaupt  erschöpfen"  muss  (Buch  pp.  38,  :Jli),  ist 
daher  uucli  nicht  das  geltende  Verfassungsrecht.  Art.  X. 
(Auiendement)  der  nunilcsverfafwnng  konstatiil  das  ausdrücklich. 
ScuLlEF  aber  erkläi't:  „Rechtt;,  die  dieser  ans  der  Bundesregie- 
rung und  der  Gesanunt/alil  der  EinzeU-ugicrungen  bestehenden 
Gewalt    nicht    übertragen    sind,    l&esen     sich    also    gar    nicht 

en",  und  dalicr,  behauptet  er   weiter  ^haben  auch  Art.  TX. 

X.  üirerNoits  keine  weitere  juiistische  Bedeutung".  Eine 
zwar  bequeme,  aber  doch  eigen thünihche  Weise,  sich  mit  dem 
geltenden  Verfassungsrecht  eines  Staates  auseinanderzusetzen. 
Zunäcbst  lässt  sich  St-HLU:p  in  der  Inhaltsangabe  des  X.  Amen- 
dements eine  Üngenauigkcit  zu  Schulden  kommen,  in  der  wiederum 
eine  Verkennung  eines  Fmidamentalsatzcs  des  geltenden  Ver- 
fiMenngsreclit«  hegt.  Es  sei  in  demselben  gesagt,  beisat  es,  ^dass 
aUc  Rechte,  welche  nicht  ansdrücldich  der  Union sregierung  oder 
den  Partikularregierangen  übertragen  worden  sind,  ,dem  Volke* 
vorbehalten  blf^iben."  Der  Artikel  aber  lautet:  «The  powers  not 
delegated  to  the  United  States  by  the  Constitution,  nor  prohibited 
by  it  to  the  States,  iire  rejjcrved  to  tlie  States  respectively,  or 
tu  the  j^ople."  Eine  Uebert  ragun  g  von  Befiignissen  durch  die 
15  u  n  d  es  Verfassung  an  die  Parti  kularregierun  gen  findet 
iiberbuupt  nicht  statt.  Um  die  Befugnisse  einer  Staatsregierung 
za  ennitteln.  niuss  ausser  der  Staatsveifassung  die  Bnndesver- 
fassung  daraufhin  geprüft  werden,  was  in  ihr  ausdrücklich  den 
Staaten  untersagt  ist  und  weiter  was  dadurch  als  von  ihr  den 
Staaten  verboten  anzuseilen  ist,  dass  die  Ausübung  der  fraglichen 
B«fugni.ss  durch  eine  Parti kuhirregie rang  fiir  unvereinbai'  mit 
der  Bnudesregieining  verliehenen  Befugniss  erscheint. 
icbM  ttocht.  n.  i. 
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Die  Pi'ü5ing   Her    Stafitßvorfassitng    a)>er   hat    in    ganz  Anc 
Weise  zu  erlulgon,  als  dio  dnr  ßiuidt'sverlassunß,  wo  es  sich 
Ermittelung  der  ßefuf^nisse  der  Buiidosre^enuif;  bandelt.    In  di 
letzteren  Falle  gilt   und   hat  inuner    ^iz  unbedingt  der  Grund 
satz  gegolten,   dass  die    Fra^esteUung  lauten   niuss;    ist   ihr 
Befugniss  verliehen  worden?  in  dem  ersteren  dagegen  —  w«s 
die  Kompetenz   der   gesetzgebenden    Gewalt  anlangt 
—    gerade    uingckelirt:    ist    ilir    die    Befugniss     vorenthalteD 
worden.    SämmtUchcu  P.artikiilarrcgionmgen  werden  aber  von 
resp.  Verfassungen   allerlei    Gefugnisee    vorenthalten   und    es 
noch  nie  gefolgert  worden  —  auch  Schlief   wird  fraglos  nie 
den  Schlusä  ziehen        dass   sie  darum   der   Bundesre^erung 
stehen    müssen.     Die    Smnme    der    Befugnisse ,    mit    denen    ^^ 
Btmdesregiening  und  die  Partikularregierun  gen  zusammen  genomi 
ausgestattet   sind,   ist  also  Üiatsächlich   eine  iwsrhriinkte  GewaB^ 
und    durch    den   Willen    sowohl    ^dcs    Volkes    der    Vereinij 
Staaten'^  wie   des  Volkes  der  Kin/elstaaten   können  weit^n^ 
schränkungen   derselben   erfolgen '').      Daraus    scheint  mir  tüi 
zu    folgen,    dass    das   Vi.  imd  X.  Äiucndcment    eine  juristisoli 
Bedeutung  nicht  nur  haben  können,  sondern  auch  |ial>ßn  müssel 
obwohl  —  wie  ich  gerne  hervorhebe  —  aus  Gründen,  aof  de 
Erörterung  hier   nicht  eingetreten  werden  kann ,   nicht   nur  eil 
speziÜcirendc  Ausdeutung  derselben  auf  unüberwindliche  Sohwierij 
keitcn  stösst ,   sondern  auch  die  ameiikanischen  PubUcistea  nicht 
einmal  darüber  einer  Ansicht  sind,  ob  im  X.  Amendement  unt< 
people  pdas  Volk  dor  Vereinigten  Slimten*^   oder  das  Volk    d 
Einzelstaalen,  oder  <lie8es  wie  jene»  zu  verstehen  sei. 

In  diesem   Zusiuirnieuhaiige   muss    auf   einen   weiteren   t< 
fassungsgeschiehtlichen    Irrtlmin   Schlief's   aufmerk>:ini    genuit 
werden.  Er  meint  Hamilton  und  andere  bei^oudei-s  einsichtige  Kopfe 
hatten  das,  was  man  in  Amerika  oft  die  bill  of  riglita  der  Ver- 
fassung nennt  —  Schlief  sagt  „Menschenrechte"  —  „der  GesettH 
gebung  seihst"  überlassen  wollen  in  dei-  Voraussetzung,  dass  wn^^ 
auf  demokratischer  Grundlage  ruhende  Regierung  die  be/iighchen 
Grundsätze  nolmehin  in  entsprechender  Weise  zur  Geltung  bnugen 


*)  Siehe  Mich  die  uälieren  Auafiiliruiigen  in  §  IS  mpiuM  StaatsrealiU. 
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Ter  walirc  Sath?(rhall  ist  jedoch  folgender.  Die  An- 
zahlrcichc  Vertreter,  Hass  fUc  Verfassung  nicht  ratiKzirt 
werden  sollte,  ehe  sie  durch  eine  bill  of  right«  ergänzt  worden 
:i ,  resp.  wenn  eine  solche  Ergänzung  nicht  garantirt  verde. 
T)afi  wurde  mit  dem  Argument  znriickgewipsen ,  dass  es  um  ao 
weniger  gerechtfertigt  nein  würde,  die  Ratitikalinn  daviin  ahhängpig 
ZU  mAchen,  als  eine  wirkliche  Notliwendigkeit  Dir  eine  bill  of 
rights  überhaupt  nicht  vorliege,  weil  die  Bundesregierung 

Ija  nur  die  ihr  in  der  Verfassung  rerliehenen  Befug- 
niftHe  habet  und  mithin  ihi*  durch  das  Stillschweigen  der 
Verfassung  bereits  voronthalten  se  i ,  was  man  ihr  noch  ausdrück- 
lich untei-sagen  wolle. 
Gegen  diesen  leitenden  (j-rundsat!  des  geltenden  V^er- 
fassungsrechts,  dass  die  Bundesregiei-uug  nur  die  Uu*  in  der  Ver- 
fassung verlieheneu  Befugnisse  hat,  verstösst  SciiLUiF  auf  Schritt  und 
Tritt,  sei  es  nun,  dass  er  ihn  ühersicht,  oder  dass  er  ihm  als  unverein- 
bar mit  den  Forderungen  der  ^Wissenschaft"  die  Anerkennung 
glaubt  versagen  zu  müssen.  Das  geltende  Vcrfassongsrccht  darzu- 
stellen, ohne  ihn  beständig  gegenwärtig  zu  haben,  ist  schlechthin 
ttumüglich.  Man  muss  ihn  aber  aus  dem  Auge  verloren  haben 
oder  ihm  die  Anerkennung  versagen,  um,  wie  ScnLlEF  es  im 
Text  seines  Buches  (p.  133)  und  ebenso  nieder  im  Anhange 
thut,  in  der  Ucbersetzung  des  Art.  I.  die  Worte  ^herein  granted" 
einfach  auszulassen,  d.  h.  statt  j,A^e  hierin  verliehenen  ge- 
setzgeberischen Befugnisse**  —  (es  heisat  powers)  —  nAIle 
gesetzgeben de  (ie w alt  soll  einem  Congresse  der  Vereinigten 
Staateil  zustehen"  zu  setzen.  Selbst  wenn  man  die  AVorte  Rir 
überflüssig  liält,  weil,  wenn  in  der  Verfassmig  von  gesetzgeberischen 
Befugniiiseu  gesprochen  wird,  aelbstvei-sUiiitUich  nur  die  in  ihr 
verliehenen  gemeint  sein  könnten,  ist  in  einer  z^^ischen  Aufüh- 
rungazeicheu  gesetzten  Uebersetzung  eines  Staatsgi^mdgesetxes 
eine  solche  Auslassung  oifenbar  völlig  un2uläsaig.  Ist  nun  aber 
anzunrhmen,  flass  Srm.iEF  <lie  Worte  ausgelassen  habe,  weil  er 
tue  aus  dem  angegebenen  (jrunde  ftir  überflüssig  gehalten  ?  Das 
scheint  mir  abuolut  auHgescIüossen  zu  sein ,  da  er  die  folgenden 
Sätze  als  allgemeingültige  CTrundsättc  aufstellt:  G-esetze  „dürfeu 
genuieht  werden  Ober  alles,  was  die  LegiEÜative  dazu  geeignet  ei- 
le* 
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aclitel",  und  „die  TiPgislativp  kunn    ihre  Befugnisse    nicht    nht 
schreiteu"  "). 

Nach  diesen  GruiidsäUeu,    die,    was  auch  immer  „an  sict 
von  ihnen  zu  hAlto«  sein  mag,  jedcnfulls  kein  Amerikaner  als  d( 
dorti|;eu    Verfussuugsreclit    entsprechend    anerkennt    oder  Je 
erkannt   hat,    kousti'uirt  Sciimrf  nun   auch  das  VcituUtniä6  der 
drei  „Departement"  zu  eiuander. 

Kr  sagt:  „Auch  v.  Holst  scheint  Mch  zn  den  begeräti 
Auhäiigerw  dieser  Theorie  (von  der  „Nutbwendigkeit  bezw.  Zw« 
mässigkeii  der  Gleichstellung"  der  drei  Depaatöments)  zu  rechnen* 
set^l  gleich  darauf  für  GleiehMtellung  der  drei  Depiirteineiit«  „Drei- 
theüuug  der  Gew;ütoii''  und  l>espriclit  <lie  ganze  Frage  so,  dasfi 
der  Leser  glauben  muss,  ich  sei,  in  Uebereinstinimung  mit  der 
vorgebheben  Ansicht  der  amerikanischen  Pubh7isteu ,  ein  begiji^| 
stcrtcr  Anhänger  der  alten  Lelu-c  von  der  absoluten  Tren- 
nung der  drei  Gewalten  und  folgere  aus  der  Gleichstellung  die 
Gleichmächtigkeit.  Wie  Schlief  diei^n  Eindruck  hat  empfangea 
körnten,  vorstelle  ich  nicht.  Ich  bescliränke  mich  auf  die  Dar- 
stellung des  geltenden  Yerfassungsrechts  und  hebe  scharf 
hervor,  dass  die  drei  Gewalten  nicht  auf  Isolii-schemcl  gestfUt_ 
sind.  ^Die  drei  Departements  stehen  also  allerdings  neb&i 
einander,  aber  sind  durchaus  nicht,  wie  oft  behauptet  wird,  oi 
abhängig  von  einander.  Das  ist  so  wenig  der  Fall,  dass  P( 
MKUov  (S.  8i))  mit  Hecht  sagen  kann:  ,Joiles  ist  so  voUstaudil 
abhängig  von  dem  anderen,  dass  es  ohne  sie  nichts  7n  thun  vt 


^)  £s  heisBt  dum  aUerdüitifi   veiter:    «Wena  in  vielen  Staaten 
VerljillniKs,  NO  klar  va  au  sich  ist,  mchl  zu  praktituher  Duruhfiihrun^  fAaii 
9o  Uegl  djea  darin,  dasH  iu  ihuL-u  der  Trügur  der  £xcku(ivt!  sich  zuglricii 
der  Legislative  betheüi^  findet".    AVVnu  ich  richtig  verelehe  —  dL>r  HMus 
„tloAarvh  wird,  wii-  Ificlit  eiti7iiw;lii.>n  i«l,  die  ^tou^^  Lage  der  Sache  wt^tci 
lieh  WoialliiBst",  macht  du-t  ullerdingit  xweif^Ujafl,  aber  da  SotlLtET  »ich  üh 
„die  Folgen"    nicht  auaspricht,    vermag    ich  die<!i.'  Zweifel  uic-ht  zu  liJatui 
ist  dan  jednflh  nur  atif  die  iinniittplhar  vorher  anfgevrnrfnne  Krage  xu  btai^ht 
ob  und  wann  die  Legislative  üIht  KoiiijH-teiiziibcrsuUreiluugva  derKxdtuLlt 
zu  bcfiiideu  hdl)f,  n-ährend  cüe  im  Text  angeßihrt^>n  SÜtxe   nicht  nur  oU 
da«    tticr   bc»|trt.u:hftir.-   VorhatttiiK«    vm    Jitfffislative  und    Kxckutiru    ^Itei 
l^dacbl    XU    sein    9cli«iut!U,    tiomlnm,   wie    ich    geHagt,    nU   allgemeingültig 
UruudMitK)*,  dii-  für  diu  tieurthvitu»^  dieses  VcrluUtDJDtica  uioamgehvod  wici 


I 


^ 


iichi'O.'  Üud  das  ist  mit  vollem  Bedacht  so  emgerichtct  worden" 
u.  8.  w.  Und  vorher  habe  ich  betont,  diiÄs  die  „Kompeteuz- 
gebiete"  der  drei  Dcpai-tcments  wohl  nS^i^i-u  S"^?*?"  eiiiander  ab- 
gftgrenzt  siiul,  aber  sich  keineswefi;»  vollständig  mit  den  drei  Be- 
tbätigungtjfDnnen  der  staatlichen  Autorität  decken." 

Schlikf's  eigene  Ansicht  geht  dahin,  dass  „die  Dreitheiliing 
der  Gewalten  .  .  .  schlicssüch  zu  einer  qualitativen  Beschränkung 
der  Saureräuetiit ^)  führen  muss,  welche  die  letztere ,  ihrem 
innersten  Wesen  nach,  schlechterdings  nicht  vertragen  kann." 
„Die  hen-orrageudsten  amerikanischen  Publizisten,"  meint  er, 
äiten  sich  „dieser  Ansicht  auch  nicht  ganz  vcrschliesscn  können'* 
und  führt  als  Beleg  dafür  den  Salz  Stohy's  an:  „Die  Wahrheit 
ist,  dasfi  die  gesetzgebende  Gewalt  die  grosse  und  alles  über- 
biet4?nde  Uewiüt  in  jeder  freien  Regierung  ist."  Wenn  Schlief 
Ücli  den  betreffenden  Panigra{)hen  nochmals  ansehen  will,  so  wird 
jr  sich  iiher/eugen,  thiss  der  grosse  Korunientator  der  Verfasanng 
die  Tbatäauhe  konstatirt,  das»  in  jeder  treicn  Regierung  die 
Egcbende  Qewalt  viel  mächtiger  ist  als  die  Exekutive  und 
le  richterliche  Gewall.  Das  habe  auch  ich  von  der  Bundes- 
■  Tegicmng  selir  deutlich  gesagt.  „Gleichgeordnet,  aber  nicht  etwa 
|_gleichinüclitig.  In  dieser  Hinsicht  bat  die  Veifasbuug  sie  (die 
rei  Regicruugsfuktimm)  auf  einen  sehr  versclüedenen  Fuss  ge- 
stellt und  durch  die  thatsüchliche  Entwickeluiig  der  Verhältnisse 
ist  dieser  Unterschied  nocli  erheblich  vergriissert  worden.  Der- 
selbe hat  jedoch  seinen  einzigen  Grund  in  der  Natui-  der  Dinge, 
d.  h.  in  der  Niitur  der  Funktionen,  mit  denen  sie  betraut  sind." 
Schlief  siebt  jedoch  die  Sadie  sehr  anderK  an. 

Kr  henift.  sich  darauf,  tl-dus  sicli  in  dem  Wortlaute  der 
Konstitution  auch  nicht  das  Geringste  darüber  gesagt  Ündet,  das» 
eiuR  Gleichstellung  bezw.  eine  dadurch  bedingte  Kontrule  jeder 
einzelnen  Gewalt  durch  die  beiden  anderen  grundsätzlich  :ui- 
erkannt  werden  müsse.  AVenn  das  beissen  soll ,  dass  die  „Ko- 
ordiuirung"  nirgends  ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  so  ist  das 
richtig,  aber  durch  die  Bestimmungen  der  Verfassung  sind  sie 
thaisäcblich  einander  kuordinii'l  und    durcbeijumder    kunti'itUrt, 

^  Ich  erinuur«  lUrau,  wob  iuh  obeu  iibur  dii*  nSouvuräuotSt'  der 
JtundesregicTnng  gesagt  habe. 
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„nach  der  übereinütiinmenden  Ansicht  aller  Mitglieder  der  kon 
stiliiireiideu  Konvcution  zu  PhUadcIphia'^,  wie  Schlief  selbst 
schreibt;  „sollen  sie  einaudcr  ghkh  gcoitluet  i^ciu"  und  von  den 
Berichten  ist  ihre  Glcichordnung  seit  jeher  und  ausnahmälos  als 
em  Fundamoutixlsatz  des  gelt  enden  Wrfossungsivchts  anerkaoot 
worden.  Schlief  dagegen  deduzirt  aus^  seinen  staatsrechtlichen 
Prinzipien  nicht  nur  eine  priuzifiiell  überragende  Stellung  ftii 
die  Legislative,  sondern  er  lässt  sie  geradezu  die  beiden  andei 
Gewalten  so  zu  sagen  absorbii-en;  sie  ist  ihm  der  j, Träger 
Souverän  etat  p  und  „Legislative**  und  „Regierung'*  werden  wit 
holt  als  einander  deckende  Begriffe  behandelt.  Ganz  allgemein 
wird  der  Satz  aufgestellt:  „Der  ,Chof  der  Exekutive'  ist  dani 
lediglich  ein  Genei'aldelegatar  der  gesetzgebenden  Faktoren; 
hat  nur  abgeleitete  und  keineswegs  originäre  oder  8olcbe  Befnj 
nisse,  welche  denen  der  eigentlichen  Kegierungsfactoren  coordinirt 
sind"  (p.  48);  und  unter  direkter  Rezugnulinit'  auf  ihis  Ober- 
gericht der  anierikiuiischen  Union  wird  gesagt  (p.  26li),  „dass  die 
richterliche  ThäUgkeit  sich  auf  eine  Delegation  von  Seiten  der 
Legishtlive  gründe."  Ich  habe  nicht,  wie  ich  mit  aufrichtige 
Bedauern  gestehen  raus«,  wie  Schlikp  j,die  ganz*«  Voi-schule  eii 
deutschen,  beziehungsweise  preussischen  Jurißten  durch  gemacht' 
aber  wenn  ich  anders  durch  meiue  langjährigen  Studien  auf  dem 
Gebiete  dos  ötifentlichcn  Hechts  die  Fälligkeit  ei-worben  habe,  d"~ 
Sprache  des  Fuchmanncä  zu  verstehen,  so  leitet  Sciilikk 
dies&n  Sätzen  aus  dem  Wesen  des  Staat(>s  für  die  Legislative 
Stellung  ab,  die  der  französische  Konvent  der  ersten  Hevolati< 
sich  unmaasste.  Ich  kann  jedoch  kaum  ghxuben,  dass  er 
wirklich  will  und  noch  weniger  wahi-schehdich  scheint  es  mir, 
die  deutsche  „Wissenschaft"  dieser  Ansicht  beipflichtet. 

Aus  dem  ersten  der  angeführten  Siitze  rrgibt  sieb,  na( 
SciitiEF,  „streng  genommen,  dass  die  Legislative,  vie  sie  das 
Überhaupt  als  Träger  der  Souveränetät  an  sich  schon  ai  tbuu 
berechtigt  wäre,  in  der  Lage  sein  muss,  die  Person  desjenif 
zu  bestimmen,  dem  die  Executive  zufällt*^.  Die  äcbwierigkf 
die  sich  dort  ergibt,  wo  „von  der  Verfassung  selbst  ohne  Weit 
res  vorgeschrieben  wird,  wem  die  Executive  gebühre",  meint 
lasse  sich  heseitigeu,  denn  ^inan  kann  den  Prozess,  ntittelu  des 
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diD  fragliche  Person  ohne  Zuthun  der  Legislative  gefunden  wird, 
dcnnuch  unsehen  als  beruhend  m  dem  AVillcu  der  letzteren,    der 
nur    durch   das  Gniudgesetz    autioipii-t    worden    sei."     Ich    muss 
[gestehen,  dass  ich  in  diesem  Gedanken  nicht  die  „mathematbisch 
schflrfeu  Fomiehi'^  zu  erkennen  vennag.  nüt  denen,  nach  Schlief's 
wiederholter  Kvkläi'tuig  der  Jurist  zu  operiien  hat.    Er  gibt  denn 
auch  seihst  zu,    das»  diesi'  Auflassung  ftii-  ,,zu  gekünstelt*'  gehal- 
ten woi-deu  könnte,   meint  aber,  man  müsse  ndoch  unbedingt  zu- 
geben, dass  der  Legislative   höchstons  die  MÖgUchkcit  benommen 
ist,  das  Subjekt  der  Exekutive  zu  bezeichnen,    wälirend  sie  sehr 
wohl  im  Stande  bleibt,   das  Objekt  derselben  ganz  nach  eigenem 
Emiessen  ftrstzustelleit.     Die  Befugnisse    der  Executive,   als    der 
_  materielle  Inhalt  der  von  dieser  auszuübenden  Thätigkeit,  bleiben 
Hin  jedem  Falle  abgeleitete,   und  zwar  abgeleitet  aus  dem  Willen 
Kiider  Legislative''.     Dem   geltenden   amerikanischen  Verfassungs- 
recht  entspricht  diese  Ansicht  entschieden   nicht    und    zwar  ganz 
unubhüngig    von    dem,   was    als  Antheil    des  Präsidenten  an  der 
gesetzgebenden  Gewalt  angesehen  zu  werden  pflegt  ^).    Auch  hier 
ist    wiederum    t^ntMcbeidend,    dass    die    Bundesregierung    lediglich 
verliehene  Befugni^ase  bat.     Was  von  ilir  in  ilirer  üesanuntheit 
gilt ,    gilt    selbstverstäudlicb    aucli    von  ihren  einzelnen  Fakturen. 
B  Legislative  wie  Executive  erhalten  ihr»  Befugnisse  von   der  Ver- 
l'assuug.     Dass    durch    die  Gcsetzgeburif;   zu    bestimmen    Ist ,    in 
wfdclier  Weise  die  Exekutive  üu-e  vcriassungsmässigen  Befugnisse 
aoszuUbeii  habe,    ändert  daran  nichts.     Die  Legislative  bestimmt 
.eben  nur  das  Wie,    das  Was    aber   ist    von  der  Verfassung 
(festgesetzt. 

Das  Gleiche  gilt  auch  von  der    richterhcheu  Gewalt.     Wohl 

löst  das  einzige  Gericht,    das  seine  Existenz  unmittelbar  aus 

t^der  Verfassung   herleitet,    das  Obergericht,   dessen  Originaljuris- 

ction  auch  direkt  von  der  Veri'assung  bestimmt  wird,  aber  die 

^erlassmig   ist  der   alleinige  Quell   der  ganzen  Justizhoheit  der 

Union;    sie    setzt   ihren  Umfang  fest  und  sie  gibt  dem  Kongress 

fßuS,  weitere  Gerichte  zu  ihrer  Ausübung  einzusetzen.    Die  Ijcgis- 


*)  Siebe  meine  Ansicht  darSlior,  wie   bei  ricktiger  lotcrprotutiou  der 
fKtümnng  da«  log.  Veto  dei  PrSsideut^n  aufxnfaswn  ist,  .Staatsreclit"  p.  62. 


lativp  dplegirt  nicht  die  ricliterlii'be  Gewalt,  soiiHern  sie 
nitürl  uur  da»  ticrichtswcscn,  sotzt  das  Verfaluou  fest  uud  thc 
die  Kompttcnz  der  verschiedeneu  Gericht«  ab. 

Daraui',  tliss  die  richterliche  Gewalt  nicht  von  der  LegisUiti» 
delegirt  wird,  soüdeni  eiu  Ausfluss  der  VeifHÄsnng  ist,  beruht 
denn  auch,  doss  die  Gerichte  über  die  VerfassungsniäÄsigkeit 
Gesetze  nicht  nur  in  formaler  Hinsicht,  sondern  auch  nach  ihrea 
materietleu  InliAlt  zu  hetiudcn  hüben.  Selbstrc'<lend  ist  das  theor 
tisch  wie  praktisch  eiue  Thatsaclic  von  der  eminentcstea  Bcdeut 
lUid  CS  wäre  in  der  That  mehr  als  sonderbar,  wenn  ich 
wie  ScHLiKF  (Abh.  p.  89)  belmuptet,  ^nur  i-inmol  gelegentiic 
und  andeutungsweise"  gedachte.  Ich  kunii  mir  diest-  Bemf 
nicht  ander»  erklären,  als  dass  er  zufällig  die  eingehendeo 
örterungen  auf  pp.  35—37  des  „Staatsrocht»'^  Überschlagen 
Mit  der  „gelegentUcheu"  Erwähnung  ist  vennuthlich  der  Satz  ai 
p.  21:  „Da  auch  die  niederen  ßuudesgerichte  und  sogar  d» 
Staatengprichte  über  die  Verf:issungsmässigkcit  von  Bundes-  wie 
Staatengem!t7(Mi  su  betinden  haben"  mit  der  Anmerkung  „äciiiOKi-' 
(S.  270.  a7:i)  iül  das  nicht  lH'k;n»it"  gemeint.  Schlief  wwsl 
diese  „ilurcli  ihren  Lakonismus  geradezu  iiben*as<!hendp  Hemer^ 
kuug"  als  völlig  uube^rUiulet  xurück.  Nun  sagt  er  jedoch  (p.  Üfäi 
dass  mau,  im  Gegcusati:  zur  „ameiikanisclien  .lurisprudenx.^ 
„nicht  zugeben  darf^,  dass  auch  nur  das  Ober buudt'sge riebt  di« 
Bcüigiiiss  habe,  wenn  mau  (mit  ihuij  der  Auaicht  ist,  ^dass 
richterliche  Thätigkcit  sich  auf  eine  Delegation  von  Seiten  d 
Legislative  gründe'' ;  begründet  dann  seine  Ansicht,  da.sü  die 
fugniss  auch  dem  Oberbimde»gericlit  nicht  /uerkamit  werden  düi 
mit  dem  Satz  (p.  270):  „Gilt  es  lüs  Regel,  da&.s  die  Verfass 
mjissigkeit  der  seinen  Entscheidungen  /.u  Grunde  gelegten  Geset 
von  dem  Richter  zw  priifeu  sei,  dann  nioss  eben  jeder  Uicht4 
gleichviel  ob  er  als  erste,  Kweito  u<ler  dritte  Instanz  urtheilt,  ui 
dieser  Regel  verfahreu'* ;  sagt  dann  weiter  (p.  272):  „Die  St^Uung 
des  Obergorichts  kann  darum  begrilTlich  nieht  andei-»  aufgefa 
werden,  als  diejenige  der  sunstigen  Gerichtsböt'e;  also  entwec 
sollten  {()  alle  Richter  über  die  Verfassungsmässigkeit  der  Gcaol 
in  dem  liier  gedachten  Sinuc  zu  urtheÜcn  haben  oder  kein« 
sollte  dies  gestattet  worden,   und  das  letztere  wäi-e  jcdeuftdls 


Lichtigere** ;    und  or  sclUiesst  eucIUch  (p.  273)  seiiic  laugen  Atis- 

rungcn  mit  dem  Satz;  „Die  übrij^en  Gerichte  der  Vereinigten 

tcn  sind  dagegen    streng    an   die- Befolgung  jedes  Congress- 

stes  gebunden,  also  höchstens  befugt,  ein  Gesetz  darauf 

'liin  zu  prüfen,  ob  es  di«?  nach  der  VerfaRsung  erforder- 

^Jiche  Zustimmung  »Der  betreffenden  Faktoren  erhalten 

^feiat''   —   also   lediglich   auf  ihre    fonnale  Verfassungsinassigkrit. 

Hj)aüs  ich  nicht  nur  annehmen  durfte,  sondern  annehmen  musste, 

ScnucF  wisse  nicht,   wie   die  Thatsachen  Hegen,    wird  mithin 

wohl  kaum  bostritten  wei*den  können. 

■         In  der  Abhandlung  (p.  90)  erscheinen  dies«  Sätze,    was  das 

'   Thatsächlidie  anlangt,  tlidiin  modifizirt:  „immerhin  gilt  unstreitig 

nach    allgemeiner    Aufttussung    ein    Zweifel  an    der   Vurüissungs- 

mässigkejt   eines  Gesetzes   in    materieller  Hinsicht    erat   für   be- 

P gründet,  wenn  das  Obergericht  die  Iwzügliche  Fnigc  entsclüeden 
hat.'*     Ob  das  richtig  ist  oder  nicht,  liängt  d.4von  ab,    was   dar- 
1     unter    vej^landen    werden   soll.     Es    wuJict    (unfuch    das   in    der 
^Bffttnr  eines  Gerichtswesens  mit  Instmi/^nzug  gegebene  Verhültniss 
ob.    Das  Oherhundesgc rieht  i^t  eben  die  liüchßte  Instanz,  nnd  so 

I lange  diese  nicht  gesprochen  hat ,  k:uin  sei bstverstiüul lieh  der 
Spruch  der  unteren  Instunzen  nmge-stosäen  werden.  So  lange  das 
nicht  gesrlit^hen  ist,  Iiat  alK»r  ebensu  selbstverständlich  dieser  Spruch 
KechtHkraft.  Scharf  im  Auge  zu  belialten  ist  dabei  jedoch  Fol- 
gendes: „ZuiiHclist  uiuss  die  Kontroverse  die  Gestalt  eines  kon- 
kreten Rechtsatreites  angeiutmnien  haben,  um  überhaupt  vor  die 
^Gerichte  m  kommen,  und  ist  sie  in  dieser  Form  vur  sie  gebracht, 
Hso  sitzeu  sie  doch  nie  direkt  über  tUe  VV'rfa.ssungsmässigkeit  von 
BGesct:£en  oder  sonstigen  KegierungshaJidlungeti  zu  Gericht,  son- 
dern entscheiden  über  dieselbe  gegebenen  Falles  nur  mittelbar 
I durch  Molivining  des  Urtheils  iti  dem  konkreten  K<?chtsstreit. 
Eigentlich  entschieden  wird  immer  nur  der  Fall  und  absolut 
fprbindlieli  lur  alle  Einzelnen  und  alle  staatlichen  Gewalten  ist 
darum  aucli  iuuuer  nur  d»s  Urtheil  über  ilen  Fall.  Da  aber  an- 
zunehmen ist,  dass  in  tiUeii  anulugen  Fälle^u  die  gleiche  Kut- 
[Bcheidung  gefallt  werden  würdß,  hat  die  Motiviruitg  des  ür- 
Itheils  mit  der  Verfa»sungsniässigki;it  oder  Verfassungswidrigkeit 
feines  Gesetzes  in  der  Kegel  auch  die  Wirkung  einer  wirklichen 


Entscheidung  dieser  PrageD.    Dass  diese  nicht  iiu  eigc 
Sinno  eutschieden  sein  künneii,    i-rliollt  scbon  daraus. 
Obcrbuudesgerii'ht  seine  Ansicht  andern  Icanii  nnd  auch  schon  ui 
verfas8ung8r<H;hthcben  Kragten    von   der  höchsten  Bedeutung  Dach 
VerlHuf  verhÜltnissniiUsig  kurzer  Zeit  geändert  hat*'    (SUuUsrecbi 
p.  35). 

Der  Fall  (Legal  Tender  Casea),  den  ich,  unter  näherer  Ab- 
gäbe    des    BetreÖ's   und    der  Umstünde,    in    der  Auniorkung  ak 
Beleg  anfülu-e,  datirt  aus  den  Jaliren  187U — 71.   Schlief,  desuo 
Buch  IHWO  ei-scititnen  itit,  abei*  schreibt  (p.  ^73):  ^Ob  es  (dasObe^ 
gericht)  im  ^jlande  aei,  durch  eine  spätere  Entscheidung  etwa  sdl 
früheres  Werk    wiederum    Jibzuiindern    und    einmal  einen  fÖr  aa- 
gülüg    angesehenen    (!uugreäs.-ikt    nachtraglicli    ducfa    als    rechts- 
beständig gelten  :£U  lassen,  darilber  schweigt  xwar  die  amerikaniackf 
Wisse nsdiafl ;    man    wird  aber  auch  ohne  weiteren  Xiu'hweis 
geben,    ihian   das  nicht  statthaft  sein  könne."     Auch  Her  wied 
würden  umfassendere,  resp.  gufestigtere  gesclüchthchu  Kenutnii^« 
hingereicht  haben,   Um  vor  dem  Felder  zu  bewahren.     Nieniaud 
bestritt,  dass  die  berüchtigte   Dred  Scott-Entscheidung  unbediugt 
verhindlidi   sei,    soweit    us    sich    um  Drcd  äcutt  haiidoltti,    aber     i 
Jaliri'lung   verkündeten  die   Kepublikaner  urbi  et  orbi ,   dass  »e,    | 
wenn  sie  zur  Hcn-scbaft  gelangt  waren,  im  Falle  von  VakAUtaQ} 
Richter  in    das  < Hperhuridci-goriclit  bringen  würden,   die  btd  d^hJ 
ersten  Gelegcnlieit    die  Eutscheiilung,    soweit    sie    das    über  4^1 
MenschenaJter    zu    Hecht    bestehende  Missouri  -  Kompromiss  far 
verfassuugsmdrig  erklärte,   über    den  Haufen  werl'en  würden  und 
von  keiner  Seite  wurde  das  fiir  ein  verfassungswidriges  Voriial 
erklärt. 

SoHi-usp   bekhtgt  sich    dai-iiber,    dass  meine    ^Ausnihruni 
nicht  ciinna]  mit  genügender  Beutliclikeit  erkminen  (lassen),  uh 
(ich)  im  Falle  eines  Konitiktes  zwischen  der  Unionsi-egierung  und 
den  PartikidaiTegiennigen  hinsichtlich  ilu-er  Kompetenz  schliesslidi 
doch   die  Entscheidung   des  Kongresses  oder  diejenige  dtJs  O 
bundesgerichts    als    aussclihiggebend    will    angesehen    wissen* 

*)  Des  Raumes  w^co  mu8s  ich  auf  ilie  Widorlvguuf;  iler  Bclwupt 
verBicblen,  diss  ^edonfultfl  da»  eine  wie  daa  Ander«  nicht  flir  riclitig 
erachtet  werden  köiLaea".    Ich  mtUB  mir  wohl  udur  übel  guniiifeD  Umcd 
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Diese  FSlle  nelimeo  noch  dem  geltenden  VerfassungBreclit, 
mcbt,  wie  St'Hi.iEK  anzunehmen  scheint,  eine  Ausnuhmsstelhmg 
ein  ;  auch  atif  sie  finden  die  allgemeinen  Regehi  Anwendung,  die 
ftir  die  Entscheidung  der  Fi*age  der  VerfasbungHuiüssigkeit  vim 
Gesetzen  oder  sonstigen  Regierungshiuid hingen  iirnjis^gebeud  nuid. 
Diese  Regeln  halw'  ich  —  unU^r  Anführung  der  autoritativen 
Belege  d.  h.  der  richterlichen  Entscheidungen  —  auf  8.  35  u.  ffl 
des  „Staatsrechts"  angegeben,  d.  h.  ich  habe  den  I.ie8er  mit  deju 
geltenden  A'eriassun^echt  bekannt  gemacht.  Dort  kann 
SfJiLiKF  rinden,  dass  und  warum  je  nach  der  Natur  der 
Frage,  sowie  dei*  Form,  in  der  sie  auftritt,  jedes  der  ilrei  ^De- 
partenients'*  der  Bundesregierung  selbständig  über  die  Verfassungs- 
mässigkeit seines  Thuus  und  Lassens  zu  befinden  hat.  Hier 
genügt  es,  einen  Satz  wörtlich  zu  wiederholen:  „Die  Aufgabe 
Wjtn  Gerichtes  iat  es,  sni  sagen,  was  unter  der  Verfassung,  den 
^tnndesgeeetzon  ond  den  Verträgen  Rechtens  ist,  die  AufgalK! 
dca  Kongresses  dagegen,  zu  bestimme»,  was  unter  der  Vcrfassiuig 
Rechtens  sein  soll." 

In  diesem  Satz  ist  die  Antwort  auf  die  Frage  g^ebeu:  T,Wa« 
ist  und  nie  entsteht  Verfassungsrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  V" 
Xu  den  Gesetzen  und  tn  den  richterlichen  Entscheidun- 
Wfeu  muss  duH  geltende  VerfuKsungsrecht  gesucht  werden.     So 
^eit    da£    geltende,  d.    h.    das    in    Kraft    befindliche    und 
wirkende  Vertassungsrucht  dargeatollt  werden  soll,    ist  es  dem 
Vablicistcn  nur  dort,  wo  er  von  diesen  Quellen  im  Stich  gelassen 
tnrd,  anlieini gegeben,  seine  Schlüsse  aus  den  allgemeinen  stAats- 
reohüichoa   Prinzipien,  aus  dem  Wortlante  der  Verfassung,   aus 
dem  geltenden  Recht  iiinsichüich  verwandter  Fragen,  u.  8.  w.  als 
daa  geltende  Vcr&ssungsrecht  Imizustellen.     In  solchen  Fällen 
kann  man  wohl  anderer  Ansicht  sein,  aber  mnn  darf  nicht  schlecht- 
weg sagen:  das  ist  falsch,  denn  die  zuständigen  Autoritäten  haben 
■feil  noch  nicht  in  verbindlicher  Weise  darüber  vernehmen  lassen, 
Bas  diks  geltende  Vcrfassuugsrecht  ist  resp.  sein  soU. 

einer  aUgemvIncu  Venvvisuuft  uuf  di?  i-iuitvhlägigea  Paragruiifaeti  im  „Staat«- 
recht",  »owit-  uuincutlicb  nach  auf  ilie  Tier  Bande  tneinus  histumchen  Werke!>. 
m  denen  üme  Fragr  an  der  Uand  der  iieschiclilliclieu  ErcigniKRO  in  allen 
ibaren  Formen  xur  BrÖrttinu^  gelang. 
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)c'r  in  der  Vprf:us8ung  gegebene  RahineTi  erhält  tlnrrl 
(iffteiKgehuiig  einen  konkrolcn  Tnlialt ,  der  nicht  um-  bestand 
wächst,  sondern  sieb  auch  vielfach  ändert.  Dio  Prinzipien 
in  der  VerfasKung  unwimdelhar  tixiri  —  ruitürlich  rorlieholtlidi 
«iner  vürfassungsmii-sHlgen  Aenderung  der  VerfHs«iing  —  aber  in 
der  iVjiweiidung  der  Prinzipien  irt^ten  mit  den  sich  Ündem^ 
thnt.sächbchen  Verhältnissen  und  ÄURchauiiugen  der  liandehtdix 
Menschen  mehr  odf^r  minder  erliebliche  Modifikfitionen  ein.  Das» 
der  Philadelphüt  Konvent  die  Prinzipien  in  solcher  Weise  formatirt 
und  fixirt  hut,  dass  dieRus  geschehen  kann,  ohne  dem  Geist  oder 
dem  HuclisLalien  der  Verfassung  Uewalt  aiizuthnn,  das  ist  e«  mit 
in  erster  Linie,  wiis  sein  Werk  zu  einem  Meisterwei*k  steinp- h  i' 
ilmi  iVjiKpruch  anf  die  ewige  I>uiikbarkeit  des  amerikatn- 
Volkes  gibt.  Mit  vollem  Bewussteein  bat  er  ihr  „vum  roo 
förmUchen  Äendeningcn  unabhängige  gewisse  WnudlungsHihigkrJ 
gegeben  "•),  die  tür  tönen  Staat,  der  in  so  euünentcni  M:iass 
werdender  ist  und  dessen  Werdegang  eine  damals  nicht  zu  aliuemie 
beispiellose  Kapidität  gewiimen  sollte,  in  ungleich  höherem  Gl 
als  jo  für  einen  andern  Verfassungsstaat  eine  Not hwemlig keil  war. 
Die  Erkenntnis»  (be»er  Notbwendigkeit  hat  ihn  u.  a.  dem  Koii- 
gress  gewisse  Befugnisse  ohne  die  Verpflichtung,  dieselben  auch 
auszuüben,  geben  lassen.  SciliviKK  verkennt  oder  bestreitet  dfts. 
£r  behauptet:  ^Uie  Befugnisse,  welche  die  Konstitution 
Bundesregierung  verleiht,  müssen  von  dieser  ausgeübt  wcrd 
(Abb.  p.  88).  Ob  das  richtig  ist,  wenn  man  mit  „niatbei 
Boharfon  Formeln"  rechnet,  v,i\\  ich  nnuntersucht  lassen; 
Philatletphia  Konvent  hat  aber  nicht  mit  solchen  Formeln  gerecl 
oder  rechnen  wollen  und  ist,  wie  ganz  unzweifelluift  aus  seil 
Debatten  erhellt,  anderer  Ansicht  gewesen.  Der  KongruM  uä! 
die  CJmcht««  haben  seit  jeher  dieser  Än8i<:ht  hcige.j)Üirhtct  um! 
aie  sind  ebenso  einhellig  stets  nicht  der  Ansicht  Schuek's 
gewesoji ,  das«  wenn  tUe  Einzt^lstaaten  doch   Befugnisse   ausüben, 


^*)  Bei   der   Auafültrini^  tlivttu»  (T«4laiikenfi   uii   HtaaUnvcht   m^ 
„tStoc  Vcrfafniuiig,    ilii.'    ciacin    r)im(.>6iKc]icD    Scliuli   alüicht,    kuiD  mir  vis 
nhijiosischw    Slarrbfiit   vfiifallcnfü»    Vulkstbum    «utsprecbc»".      SeuLlsr 
tuklor  den  vrrtlriesiliohon  Pruckfelilur  iil>erfioli(>ii,   der  rnjoh  in   ««inor 
hwidlui^  Ton  „chiaestsch«r  Nmrbcit'  sprccbca  läMU 
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Kongrcss  tiuaüben  clai't,  aber  nicht  ausübt,  das  so  anzu- 
sci,  dii&s  der  Kougress  sie   ümcn  zeitweilig  delegirt 
Was  ist    nun  Yorfassuiigsrccht:    das    „Müssen**    Schlirp's 
wa£  Kongress  und  6encht<;  in  UeberciDstimniung   mit  deu 
istchten    und    Absichten    des    Philadelphia    Konvents    darüber 
erkläi'enV 

II  Stehen  die  beiden  autoritiitiveu  Quellen,  Gesetze  und  richter- 
che  Entscheid II ugen,  in  Widei-spriicli  mit  einander,  so  hat  der 
Üarttcilcr  des  geltenden  Vcrtassungsrechts  zu  untei^ucheu, 
welche  Ton  deu  beidcu  Autoritäten  in  dem  kouki'cten  Falle  nach 
den  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  und  den  Gerichten  adoptirtcu 
allgemeinen  Regeln  als  die  maiissgebende  anKUscheu  ist.  Kann 
darüber  auch  nur  der  geringste  Zweifel  bestehen,  so  ist  er  ver- 
pflichtet, den  Konflikt  zu  konsUUireu,  wobei  e«  ihm  natürlich 
unbenommen  ist ,  zu  sagen ,  für  welche  Seite  er  sich  entscheide, 
und  warum  er  es  thue.  Die  Antwort  auf  die  Frage,  was  in 
einem  solchen  Falle  das  geltende  Verfassungsrecht  ist,  kann 
Ker  nur  ein  Fragezeichen  sein. 

Sehr  viel  häutiger  sind  die  FiUIe,  in  denen  sich  allein  aus  dem 
Wortlaut  der  VerfjiHsung  resp.  der  Gesetze  nicht  mit  hinlänglicher 
KlfU'heit  und  Ge\sn8slieit  ermitteln  lässt,  was  das  geltende  Ver- 
iassungsrecht  »st,  resp.  nach  dem  Willen  des  da-s  VerfHssiingBrecht 
;hafl'enden  Gesetzgeberw  sein  soll,  und  in  denen  kein«  Antwort 
die  B^rage  in  ricliterlichen  Sntsclieidungeu  gefmiden  werden 
in  solcheu  Fällen  inuss  man  den  Willen  des  Gesetzgebers 
andere  Weise  zu  ermitteln  »uchen  und  dabei  niuss  man  sich 
ilieselben  Quellen  halten  luul  dieselbe  Methode  anwenden,  wie 
idlerwärts  sonst  geschieht,  wo  man  sich  vor  dieselbe  Autgabe 
gestellt  findet  —  was  ja  in  allen  modernen  Kulturstai^ten  ein 
^pincswcgs  seltenes  Vorkomnmiss  int.  Die  vornehmste  Quelle 
^pd  iu  der  Regel  die  einsclitägigen  Verhandlungen  im  Ptiilüdel]>liia 
Konvent  und  in  deu  Hatiiikatiunskoiiveutionen,  resp.  in  dem 
Küngress.  Die  Verfassung  oder  ein  Gesetz  in  direktem  Wider- 
»prucJi  zu  dem  zu  interpretiiou,  was  sich  aus  diesen  Quellen  er- 
^t,  ist  umculässig,  wenn  nicht  eine  zwingende  Kothwcndigkcit 
daftir  vorliegt,  und  handelt  es  sich  um  eine  Vorfassungsbe Stimmung 
die  ganze  Gesetzgebung,   die  ganze  Rechtsprechung  und  die 
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All  Behauungen  des  gesammton  Volkes  stehen  im  Einklang 
diesem  Eigehiiiss,  ko  ist  c-s  tluppelt  and  dreii»cb  unzulässig.  Wa» 
soll  man  z.  B.  dazu  sagen,  wenn  St:Hl-IEF  (Buch  pp.  233  u.  234) 
den  Artikel,  der  die  Besteuerung  von  Ausfuln-artikeln  verhietc(, 
dahin  interpretirt,  ilu&s  der  Satz  „sich  offenbar  nur  auf  deu  Ex 
porl  aus  einem  Staat  in  eitien  andern"  bezieht.  Aus  Eixiof» 
Debates  V,  ])p.  302,  357,  391,  431,  454,  539  ergiebt  sich  iihdi 
unzweifelhaft,  dass  der  konstituirende  Konvent  ganz  vomehinbcb 
den  Expurt  in's  Ausland  im  Auge  g'?habt  hat,  und  der  Kongr«». 
die  Gerichte  und  i\na  ganze  Volk  liabeii  den  Artikel  st«t8  dahia 
verstanden.  Und  mit  welchen  Arfnimenltm  wirft  SriiiJKF  alles 
dat4  über  den  Haufen?  ,,Das  (näinlicli  die  vorhin  wörtlich  ange- 
rührte Behaujitung)  orgiebt  sich  aus  den  Worten:  ,froiii  aojr 
State'  ohne  weiteres.  Nach  dem  ganzen  Sprachgebi'auch  der 
Konstitution  ist  dabei  zu  ergänzen:  ,into  an  othcr*'';  und  r^^ 
wäre  doch  auch  in  der  Tliat  ganz  und  gar  unerfindlich,  was  nuui 
mit  dem  unbedingten  Verbote  von  Ausfuhrzöllen  etwa  bezweckt 
hiibcii  könnte".  Dieser  letzte  Satz  zeigt  nicht  nur,  daw  er 
der  Geschichte  der  Sklavenfrage  doch  recht  wenig  bewandert 
sondern  er  läs.st  es  ivirklich  fast  undenkbar  erscheinen,  daa» 
Ue  Debatten  des  konstituirenden  Konvents  überhaupt  gelesen 
'  (TriiiulUche  Kenntnis»  der Verfausungsgesc hieb te  ist  et 
doch  in  viel  hiiberem  tirade  eine  absolute  Yoraussetxung  für  di« 
Danttellung  des  g  e  1 1  e  n  d  e  u  Verfassungsrechts,  als  Schuep  gemtüut. 
in  sebier  Praxis,  wie  er  auch  inmier  theoretisch  darüber  det 
mag.  Meines  Ei'achtens  lassen  schon  gleich  die  eiiücitcuden 
seiner  Abluuidlung  erkennen,  dass  er  in  dieser  Uinsiclit  nur 
länglich  ausgerüstet  ist.  Die  Behauptung,  dass  in  den  Vercini* 
Staaten  „gescbichthche  Ueberlieferungen''  —  darunter  sind 
offenbar  die  historisch  gewordenen  Verhfiltnisse  verstanden 
sich  nur  „l^um  merklich  fUhlbar  machen*^,  so  dass  in  ihnen 
Folgen,  *Ue  sich  aus  dem  Wesen  eines  ^zusammengesetzten  Staat 
ergeben,  „mit  voller,  man  könnte  fast  sagen  mathematisclier  Klarl 
zu  Tage*^  treten,  scheint  mir  eine  üobertreibung  zu  sein,  wenn  ich 
auch  selbstverständbch  nicht  alistreite,  dass  sie  sich  in  Deut 
land  ungleich  stärker  fühlbar  machen.  Bei  der  Verfjuvsiinggebu 
haben  sie  sich  sehr   energisch    imd    sehr    empfmdlicb    bethüt 
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ird  das  nicht  von  Schi.ikf  selbst  anerkannt,  inclem  er  meinen 
Lchweis  (laiiir,  diiss  die  Verfassung  den  Stjijiten  „trotz  des  lieftigsteo 
Widerstandes  durch  die  hurte  Noth wendigkeit  abgcningen  worden 
^-"■,  „Irefieud-  ueiuity  Eben  darum  aber  enicheint  es  mir  unmöglich 
geltende  Verfassnngsreoht"  „aus  Einem  Grundgedanken 
4tt%us^  darzustellen.  Die  llrtieber  der  Verfassung  wurden  nicht 
ftn  £inem  Grundgedanken  in  dem  Sinne  geleitot,  dass  sie  ver- 
weht hiilten ,  ilir  Work  den  Forderungen  eines  folgerieht  igen 
J^-ätemis  gerecht  werden  zu  lassen.  Sie  wollten  eine  lebenslaliige 
ferfatistuig  sehaflfcu;  da  <lie  thalMÄchlicIien  Veiballnisse  mid  die 
Auschauuugeu  iii  zaldreicbeu  und  kardinalen  Fragen  in  scharfen 
Konflikten  lageu,  konulen  sie  das  aber  nur,  indem  sie  sich  anf 
^hritt  und  Ttitt  zu  Kompromissen  verstanden,  wie  es  d!ia  An- 
iben  dos  Konvents  an  den  Kongress  ausdrückUch  konstatirte. 
Teon  ich  trotzdem  sage:  „Da  der  in  der  Verfassung  zum  Aus- 
ick  gelangte  Wille  des  Verfas-sungsgebers  unbetlingt  maassgebeud 
,,  so  muss  auch  angenommen  werden ,  dass  dieser  Wille  sich 
ist  nie  untreu...  geworden  ist,"  so  setze  ich  mich  keineswegs, 
Schlief  meint,  mit  mir  selbst  in  Widerspruch.  Sich  nicht 
bderRprechen  und  „au.s  Einem  Grundgedanken  heraus^  deckt 
sich  doch  nicht.     Dass   die  Vwfa«8ung   keine  Widersprüche  eiit- 

rlten  kann,  ist  ein  Gnind»atz  des  geltenden  Verfassungsrechts 
d  ich  bekenne,   dn.4s  derselbe  allerdings   auch  mir   eine  unab- 

weisliche  Nothwendigkeit  der  Rechts]}rechmig  zu  sein  scheint, 
^vf  welche  ongcbeure  Schnierigkcitcu  die  praktische  Anweuduug 
Iffieaes  Grundsatzes  in  vielen  Fällen  stüest  und  namentlich  während 

des  Bestehens  der  Sklaverei  gostosson  ist ,  liabc  ich  aber  wieiler- 
■ilt  nacbgemesen.  Unüberbrückbar,  wie  Schlikf  zu  meinen 
Hjbcint,  ist  die  Kluf^  keineswegs,  die  mich  von  seiner  Auffassung 
vennt,  wenn  er  schreibt:  „Das  Wesen  zusammengesetzter  Staaten 

leidet  naturgemäss  au  einem  hmern  Widei-spnich,"  und:    „dieser 

tiderspruch  oder  doch  die  MögUchkeit  desselben  besteht  auch 
ch  der  Konstitution  von  1789  mit  allen  iliren  Amendements". 
Muss  man  aber  niclit  von  diesem  inneren  Widorspinich  aus,  der 
in  den  Bestimnimigen  der  Verfassung  konkreten  Ausdruck  gefunden 
haben  muss,  wenir  er  in  dem  Wesen  dejs  zusumm  enge  setzten 
gegel>en  ist,  nach  zwei  entgegengesetzten  Richtungen  hin 
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foitgcfiÜii't  werden,  weuii  man  nüt  j,nmtliemÄtisc'li  scliai*foi)  Formel 
„aus  Eiuem  üruiulgeduiike»  heraus*^  <liis  Vt'riaäsimgsrt'dit  sys 
uiatisüh  koiistruireu  will?  Doss  inan  auf  diosem  Wege  uicht  za 
einer  richtigen  DiirsteUung  des  geltenden  Verfassirngsreol 
golaugcn  kann,  ist  meines  Ernchtcus  UDbestreitbiir.  Nui' 
Versuch,  das  zu  tliun,  habe  ich  die  Möglichkeit  den  G*lii 
absprechen  wollen.  Das«  eine  syst^^roatisch  kritische  Beleucbtuu^ 
des  Verfassimgsrecbts  aus  Einum  CTrumlgt-daiiken  henius  unttf 
Anwendung  mathematisch  scliarfer  FormeUi  übcrlxaupt  unslattt 
sei,  ist  nie  meine  Ansicht  gewesen.  Bcreitmlligst  gebe  ich 
dass  sie  nicht  nur  theoretisch  berechtigt  ist.  sondern  auch  praktisch'' 
ftiicht bringend  werden  kann,  \ind  ^die  Vorschule  eines  preussiscLiai 
Juristen"  ist  gewiss  eine  treffliche  Äustattnng  Tiir  ein  5olc!iea_ 
Unternehmen. 

Wenn  Sf'iii.iKp  aber  schreibt:  „Trotx    ib'eser  Methode  at 
oder   vielniehr   unter  Anwundung   flci-selben    dürfte    sich    das 
Wfdirheit    geltende  Recht    der  Union   in    befrieibgeuder  Wei 
entwickeln  Iaä.sen,  denn  das   geltende  Recht    ist...  nicht  ini 
dafijeuige,    worauf  der  Gesetzgeber   sein  Augenmerk    gericht 
hat,  sondern  daejenge,  wivs,  nach   der  gegenwiir Ligen  Lehre  Her_ 
Wisuenscbaft,   als  luhaJt  des  gogebeueu  Gesetzes  erscheint 
so  kann  ich  dem  nicht  beipflichten.     leli  verstehe  unter  dem  gel" 
tendcii  Recht,    \nt  sclmn  gesagt,   das  in  Kraft    befindlichi 
wirkende,  vom  Gesetzgeber  und  den  Gerichten  zur  Ai 
Wendung  gebrachte.     Das  ist  jedenfalls   <Ue   gcwölmUche, 
nicht   zu    sagen    allgemeine    Deutung    des  Wortes    und    ich 
überzeugt,    dass  Professor  Makviai*üskn   und  die   Leser  seil 
Haudhuchos  des  Oeffentlichen  Rechtes  von   mir  eine  Darstellr 
des  Verfassungsrechtes  der  Union  in  diesem  Sinne  und  uicbt  in' 
dem  Sinne  ycuLiKK's  erwaiinten  und  zwai-  um  so  raelir,   als  d 
Satz:   «was,  nach  der  gegenwärtigen  Lehre  der  Wissensciwfl; 
Inhalt  des  gegebenen  Gesetzes  erscheint",  doch   thntsächlieb 
darauf  liinauslauft:  was  nach  Da.  Sciihkf's  Auffassung  ron 
der   gegenwärtigen    Lehre    der  Wissenschall   als  Lihall    des  gt- 
gebeneu  Gesetzes  erscheint,  und  er  sich  dabei  ~  wie  ich  an  zahl- 
reichen Beispielen  naebgewieMen  habe  und  noch  an  einer  grossen  Kalil 
anderer  Beispiele  nachweisen  kum)te  —  auf  Scluitt  und  Tritt 
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schroffem  Widerspruch    mit  der   Auffassmig   der  amerikanischen 
Gtcsetzgeber,  Gerichte  und  PubliziBt«ii  befindet. 

Wenn  ScHLlKF  sagt,  bei  meinen  Anscliauungen  j,wird  im 
besten  Falle  eiji  Werk  geliefert ,  welches  lediglich  den  Zweck 
bat,  über  die  that.'^chlich  im  Auslande  herrschenden  Verhältnisse 
eine  möglichst  bequeme  und  gewissenhafte  Auskunft  zu  ertheilen," 
so  antworte  ich  darauf,  dass  ich  nichts  mehr  und  nichts  anderes 
habe  thun  wollen")  und  ich  konstatire,  dass  Sf-llLTEF  trotz  des 
Vorwurfes,  dass  diese  Arbeit  „ganz  entschieden  weniger  kritisch" 
sei  als  mein  umfassendes  historisches  AVerk ,  nicht  auch  nur  den 
Versuch  macht,  mir  dabei  einen  einzigeu  Fehler  nachzuweisen. 


**)  Bei  einif^en  Kardinalfragfrn  Imbo  ich  mir  allerdlDS«  auch  erlaubt, 
meine  pentÖnltobc  Aasicht  nuezusprcchvn  and  t'iuo  kritische  BfHicrkting  ein- 
ZBBtreaen,  aber  ich  babe  es  immer  so  gRthan,  oder  wcniffvteDS  mich  bemüht, 
M  ao  XU  thim,  Ja««  der  Leser  meiuc  per8ÜnLic)iu  AiiBtolil  niclit  für  g;eltende8 
Yei&ssangfirccbt  halU>a  kann.  leb  habe  darin  selbst  ein  RiuuuHjfi^bcu  übcrr 
meine  eigentliche  Aufgabe  t^««hen,  and  wäre  en  mir  van  MASguAnosSN 
oder  von  anderer  Seite  vorgeworfen  worden,  so  würde  ich  geglaubt  habpn, 
mich  entflchnldigen  im  müsaeD. 


AtAU  ni  «nalliefcM  RMhl.  U.  2. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 
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Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Streitiragen. 

Von 

M.  DE  JoNoi;:   in  Köln  a.  Rh. 


1.  Etatsübdrsohreitnng  und  iDdemmtätsertheiLtmg. 

(jetDMs  Ürtheil  de»  ReidiBgcrichU  (TV.  Civileenat)  vom  9.  April  18815 ') 
Bwirkt  ilie  vom  piMiussiscbea  Lancltaff  eKheiltc  oachlräffHch^;  Genphrnigung 
einer  EtAlsüberschreitang,  welche  durch  die  uubcrcchti^ftu  Handliuig  eitieB 
regiTsspflichtigeD  BeHraten  venirsHcht  worden  i>t,  nur  die  Indemnität 
der  Milliliter,  nicht  ab  er  dieBefreiuTitrjene*  Beamten  von  aoiner 
Briitxpflicht').  Wir  halten  diesen  vjm  ReichBgericht  aufgeBtcllten  Bccht»- 
sktz,  den  ei  in  läogen^r  Beweisführung  zu  begründen  versacht,  ftir  falicfa, 
behMipten  vielmclir,  dan  die  IndemnitütsertlieilaDg  nicht  blüs  die  Verant- 
wortlichkeit der  Minister,  sondern  auch  die  Brsatzverbindlichkeit  des  etats- 
überBohrcitendeu  Beamten  itufhcbt.  Zum  Beweise  deseen  gilt  es  vor  allem, 
die  juristische  Natnr  der  einzelnen  Elemente,  aus  denen  der  K^tcbtsrall  sieb 
niB&mniensolzt  und  in  deren  Verbindung  und  Komplikation  die  Schwierigkeit 
seiner  Entscheidung  begründet  liegt,  zu  erkennen,  tie  selbständig  und  ge- 
tODdert  XU  untersuchen;  erst  dann  k&nn  der  RechtsbU  im  Ganzen  entsobiedeu 

reo. 
1)  Das  Etatigesetz.  St  ist  Terfossungsmäasiger  ßrundsatz  dea  Finanz- 
mht's,  das«  alle  schuldenbegründcndeu  Rechtugettcliäfle  der  Slaat^orgauc  der 
VoUmaoht  det  Staates,  wie  er  in  Konig  und  Volksvertretung  sich  darstellt, 
bedürfen.  Diese  Vollmachten  kfiuneu  in  Form  eines  epcciellen,  selbatÄndigen 
Oeaetcea  (Vollmacht  zar  Aufnahme  einer  Anleihe,  Abfcfaluu  eines  Kanfver- 
tngv  o>  S-  w.)  erscheinen  oder  sie  können  als  eine  gsnxe  Summe  von 
■alcben  vereinigt  durch  ein  nllc  umfassenden  (resetz  —  das 
Etatsgesett  —  ertheilt  werden.  Das  ist,  wie  uoi  scheint,  die  einzig 
mögliche  juristische  Konstruktion  des  Rtatitge-setKefl.  Das  BtAtAgcfetz  ist  ein 
iflUea  Gesets,  keio  mat«nelles:  intmltlicb  stellt  es  keinen  Rechtssatz  aaf 


')  Tgl.  B.  d.  R.-G.  Xm.  S.  258  fgii. 

*)  Vgl.  den  konkreten  Thatbestand  in  der  angeführten  E.:  es  handelte 
am  Ausführung  eines  Baues  durch  einen  Baubeamten, 
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es  vielmehr  led^licli  cio  Rcchtsf^scbift,  du  wie  uctere  Beeilt 
6ta  Staat«!  ~-  Anlehon  (AnlcUieffeset^),  Schenkaof;  (Dotatioii^caeta), 
(EisenbahDaoknufsf^sotx)  u.  r.  w.  —  der  Fnnn  eines  GeseUe*  bedarC  Diem 
iu  Form  oineq  tiesetxes  eraoheinende ,  weil  an  die  Mitwirkanff  der  gMrtx- 
gebenden  Kakloren  gebundene  Rechtagesch&n.  hat  den  junvtüchen  Idali 
eini»  Maoduts  —  Auilrog  und  VoUrnachl  zu  Rocbtsgeeohäflen.  Jhtm  du 
Etatage«atz  lediglich  oder  doch  „in  erster  Linie"  eine  „Ermächtigung*  e^ 
Ihi'ilc  *),  ist  mit  acmeu  verfutcirngTrcchtlichea  Wirkaogco  unvcruinbar.  Xht 
Ennäuht^ung  l>cwirkl  nur  ein  Recht  des  ErmUchtigten,  der  Begriff  der 
ErmXchtiguug  ichljesst  eine  Verpflichtung  auf  Seiten  des  ErmKchtigtea  ftu. 
Das  Etaisge^etii  aber  bogi*Ündet  eine  verfassunge rechtliche  Verpftiobtanic  der 
Staatsorgane,  die  StaatecinDahmeu  und  -AuBgabeu  Uuu  gemäss  zu  venraktn. 
—  eine  Veiiilliehturg ,  die  zwar,  ihrer  venraltungurechtlichen  \atur  ea*.- 
«preehcnd,  innerhalb  gewiMcr  Grcnzeu  dehnbar  und  elastisch,  durch  Zveck- 
mäanigkeitagründe  bedingt  uud  von  ihnen  abhängig  ist,  die  aber  durch  eiiu 
lediglich  burechttgeudc  Enmchtigung  nicht  bewirkt  werden  köaute.  SoBÜt 
ift  der  Begriff  des  Mandats  gegeben,  der  sieb  gerade  für  die  vorllegenda 
Rechtsfrage  rruohtbar  und  Folgenreich  erwcinen  wird*).  Lüden  wir  dasStat»- 
gOBctz  in  seine  einzelnen  Tlieile  auf,  so  enthält  es  eine  ganze  Reibe  too 
Mandaten  verachieclenartip:iiten  Inhalt«,  die  im  Ktat  alt  einzeJnc  EtatRpOfftea 
anflreten :  im  Ausgabeetat  Zahlungsmandate ,  soweit  er  die  Besoldoof;  der 
Beamten  feMstellt,  Kaobnandate ,  loweit  er  Anachaflbngen  u.  ä.  bettinuit; 
im  Einuahmeetat  im  we«eatltcbea  EinkaBsiruogBmsndate.  Mandant  iit  dar 
Staat,  dessen  Wille  durch  die  geacti^obenden  Faktoren,  König  und  VoH» 
Vertretung,  zum  Au«drtiL-k  gelangt,  Maudutare  sind  die  höchsten  Organe 
des  Staates,  die  Minister,  nach  deren  Bereich  die  einzelnen  Summen  la- 
getheiH  und  eiDgctbeüt  werden.  So  ertbeüt  durch  die  gesetzliche  Festiteihmg 
des  Bauetat«  der  Staat  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Auftrag  and 
VuUnmeht  arm  AbttchluNH  der  ^^lr  AtiBfubrung  der  Bauten  erforderüdna 
Bechtsgcschäfle  —  Kaufverträge ,  Dieiutmieth- ,  Werkverdingongaverlnge 
o.  8.  w.  —  innerhalb  der  feslgesetzten  Grenzen.  Dieser  ist  nun  gnindaiU«- 
lieb  berechtigt  und  meivt  fakttscb  genothigi,  das  ihm  ertheilte  Mandat  inaer- 
balb  det  gesetzlich  bestiramten  Umbnga  auf  eineji  IJnterbeamten  ni  über- 
tragen. Letzterer  erwlieint  dann  aber  nicht  etwa  bloa  als  Untennandatar 
de*  Ministen,  so  dan  er  nur  zu  diesem,  nicht  zum  Staate  in  einem  unmittel- 
barem Rechtuverbältnisa  stände.  Vielmehr  tritt  er  als  Beamter  —  in 
Oegemtalz  mm  Privatunternehmer  infolge  Sulimisaion  —  an  die  Stolle  4n 
Ministers  und  dadurch  in  ein  ua  mittel  bar  ee  Auüragsveibältniss  znm  Staate, 
•li  denen  Bevollmächtigter  und  direkter  Vertreter  er  handelt  und  Reohts- 
geacUifte  zur  Ausführung  dos  Bau 's  abschliesst.    Es  ist  objektiv  daaselba  and 

•)  Vgl.  V.  RöjfNB,  preiiBB.  St.-R.  8.  «18. 

*)  Wenn  LABA.\n,  St.-R.  IU.  S.  364  den  Etat  «das  Prugramra  d«r 
(Reichs-)  Verw-altung"  nennt,  «o  ist  damit  zwar  seine  administrattre  fisaiv- 
wiribschafllichn  Bedeutung  und  Funktion,  sein  Ihatsäcblicher  Zweck, 
nicht  aber  sein  Rechtainhalt  charakteridrt. 
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identische  VollmachlsvorhrUtniM,  des  nur  nacb  der  passiven  S«itc  sein  Subjekt 
gewechAßlt  bai,  de8B«D  Qnmdlage  und  Xorm  demnach  du  EtAtegeniz  bildet. 
9)  Pi«  BUtaiiberschreiUing.  Die  StataiibcrAchreilung  ist,  wenn  f*ie  nicht 
bloi  objelctiv  eise  lülebe  dar>tellt,  sondeni  eine  mbjektiv  f^ewoUle  aod  ver- 
schuldete ist,  HO  dftss  «ie  eine  Kcbuldhuflr-  Mand&tsTärletJtuug  (»ntbält,  eiuo 
FSchtswidrigo  Handlung,  ein  Delikt*).  Diu  Etatvüberschrtituog  i»\.  üiu  fürt- 
gOBMxtAS  Delikt,  wenn  es  durch  mehrere  aucceesive  «ich  mr  GesammthandJuni; 
verbindende  Einzelaktc  aua^ftihrt  wird.  Sie  int  ein  Delikt,  ilas,  wenn  nicht 
noch  andere  Mouiente  hiusutrcten  (ScliHdigirngMibKiclit  u.  Ä.),  keine  straf- 
rechtUchcn,  Bondem  nur  ct\il-  und  verwaUungsrechtlichc  Folfit;!!  l>ewirkl.  Sifl'j 
iat  ein  Delikt,  denen  Subjekt  nur  f-in  Staatsbeamter  sein  kann,  nur  ein 
lalcber  kann  es  begehen.  Die  EtatsübcrGchrcitung  ist  —  gleich  allen  Etuts- 
verletxun^n,  von  denen  sie  eine  LInt<^rart  bildet  —  ein  meist  HtrafloHij 
Amtsdelikt.  Von  dieser  juristiscben  Knustniktiim  der  KtatAÜbersoltrcit 
nuiss  eine  grundBätKlichc  Eotachvidunf;  der  zu  losendcD  RcchtefraKC  mit 
Notliwpudigkeit  ausgehen.  Subjekte  der  Etatflübcrschreituug  können  btiu 
einer  oder  mehrere,  einander  coordinirte  oder  nibordinirte  StAatsbeamte  sein. 
Mehrere  coordinirte,  wenn  ihnen  ein  gcmeinschatUicheü  Mandat  ertheilt  ist« 
subordinirtc  dann,  wenn  ein  höherer  Beamter  (z.  B.  Miiüttler)  einem  unter- 
geordneten und  dieser  viMleicht  wieder  einem  untergeordneten  den  Abflchlt 
eiues  ctAtswidrigen  Uocht^geijcbäflti  aufträgt  und  dieser  dcmgcmSss  handelt; 
jener  ist  dann  intellektueller  Crliieber,  dieser  phyBivcher,  jener  Anstifter, 
dieaer  Thüter.  Sic  hafleu  uivilrcchtUuh  als  Solidarechulduer;  wenn  zufileicb 
ein  strafbares  Amtsdchkt  vorliegt ,  strafrechtlich  als  Theiliwhiuer.  Wird 
dagcgcu  die  Btat«iiber8chreituiig,  wie  im  vorliegenden  Falle,  nur  vuu  einem 
einzigen  Staatsbeamteu,  ohne  bierzn  durch  höheren  Befehl  veranlasst  zu  sein, 
,sas  desaen  eigener  luiüatiru  begangen,  w  ist  er  das  alleinige  Subjekt  der 
b^ang«oen  reohtswidriffeu  Handlung ,  er  der  allein  verantwortliehe  und 
haftbare  Thäter.  Eine  Vei-aiitwortlidikc-it  dct>  Ministers  ist  mAUgel»  einer 
Schuld,  da  weder  Yursatz,  uocli  Fahrlässigkeit  iu  der  Auswahl  de«  l>etreffcudea 
Beamten  vorliegt,  ebennowenig  bügründct,  wie  (ur  irgend  eine  andere  rechts- 
widrige Handlung  von  UnterbeamteD  der  schuldlose  Minister  verantwortlieb 
ist*).   Schon  hieraus  würde  aiuh  ergeben,  das«  die  IndemnitSteertbeilung  die 


')  Ueber  deu  Begriff  de»  Delikts  im  (iegeiisatz  zum  Verbrcehea  vgl. 
BmsDiu,  Normen,  iusbes  H.  S.  468.  Durch  dieaen  |Tnt<T*chcidu!iß«ißedanken, 
der  andererweits  die  Bejfriffe  Delikt  und  Verhre<jh6n  imter  dem  ßff-meinsamen 
höhereu  Begriff  der  scbutdiiafteu  rechtswidrigen  Huudlung  vereinigi,  ist  der 
ilechUwisseoachaft  die  MÜRÜcbkeit  criJtTuet  wordeu,  uuek  die  nicht  fltmn>are 
rocfatswidrige  Handlung  mit  Hülfe  bezw.  durch  Erweiterung  der  —  keines- 
wegs specifisch  straf reebtlichcn  —  Kalcjrorieu  der  deliktischen  Schuld,  Theil- 
nahmc,  HaadliiTUfüftihiirkeit  a.  s,  w.  jiiri«liscb  r.a  erkennen,  wie  dies  fiir  den 
vorUeaeDde»  Füll  im  Folgi'^ndeu  versucht  ist. 

•l  AehnlieJi    bemerkt    Labajto,  St.-R.   IJI.   S.    356:    „Nur   soweit    du 
Etatswhersclireitiiug  auf  dem  'Willen   dfr  Regiemrw;  bombt  ....    hat  die'* 
Elat^übcrscbreituuK  den  Charakter  einer  Handlung,  nir  welche  die  Regierung 
~  [irthcueit 
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von  UDB  hehftuptet«  Bedäatung  bMitz«,  ftndemf&Ui  si«  ilberhanpi  gegensUad^ 
los  eein  wiLrde.    Alloin,   gesetzt  «och,  dua  der  Hltiiatcr  f&r  die  EtaUiit: 
Bchreitong  haftbar  lei,  bo  vermag:  dios  die  Wirkongeti  der  IndemnititBcrtlie 
Hiebt  TO  ändeni  bezw.  zu  beschränken. 

Denn 

8)  Die  XDdenmität»erthoUuag  ist  uothcilbar.  Die  Wirktugen  der 
IrKglichctn  Oenehntigung  sind  einlieitUche  and  gloiche  nach  aUen  Rio 
tut^n  hia;  sie  können  nicht  nach  vprschiodeufit  Seiten  hin  venchiedeoartigv 
»ein,  nicht  nach  der  penÖulicheii  Seit«  hin  geapalt«n  noch  getheilt  werden,  tß 
fblKt  dies  aus  der  rechtlichen  Natur  der  Indemnitatscrtheilung  mit  logiicha- 
Nothwendigkeit. 

Die  lademniUitsertheiluDic,  mag  sie  fich  nun  auf  BtatflüberschreitDOfteo 
oder  andere  Uaudluitgeu  der  Staateorgauc  beuchen,  scblicset  tiicht  etwa  hlM 
die  Vermnlwortlichkeit  dur  hacdeUitlen  Personen  aus,  sie  bewirkt  nicht  etwa 
blo8  .lademnität",  .iStraflosigkeit"  der  handelnden  Subjekte  ohne  ir^^nd 
welche  Bceiehung  auf  den  objektiven  Inhalt  der  vorgenommenen  Handhtng. 
Der  Bf^K  der  ^Indemnität"  deckt  sich  keineBweg«  mit  dem  Wortainn.  Sie 
ist  keine  Art  der  Begnadigung,  die  nur  diu  Subjekt  iKttritTl,  ohne  die  objektJi 
Rechtswidrigkeit  der  vorgenommenen  Handlnug  auficuheben.  Wäre  sie 
«0  könnte  sie  in  der  Tlial  getheilt  werden!  Es  kSunto  ebenso  wie 
mehreren  Mitthfitem  bei  einem  Verbrechen  der  eine  begnadigt  werden 
der  andere  nirht,  hei  einer  reehtRwiilrigeti  EtALiüherschivitung  im  Banetat 
der  BautenminJcrter  von  seiner  Verantwortlichkeit  —  letrtere  ala  begrOadet 
angenommen  —  l>efreit  werden,  unbeit^hadei  der  VerantworUichkeit  ood 
eivilrL-chtlicben  Haftung  des  Baubcamten!  Allein  die  Indcmnititaertbeiltnig 
hat  nicht  wie  die  Begnadigung  eine  nur  persönliche  Riebtnng  atif  das 
handelnde  Subjekt:  sie  ergreifl  vielmehr  »Ih  »nacht räglicbe  Geuelmiigung*  die 
ganz  Torifenommene  Handlnug  in  ihrem  objektiven  Bestand  und  Inhalt, 
nnabliäugig  vou  den  Subjekten  der  Handlung,  sie  verwandelt  als  aachtrÜgUcbe 
Genehmigung  —  ganx  analog  der  civilrechtlichen  Kalihabition  —  krall  Rück* 
Wirkung  die  bis  daliin  dem  Mandanten  gegenüber  rechtjiwidrige  Uaudlunf 
xa  einer  rechtmässigen.  Ltetztere  erlangt  den  Charakter  der  Recfatroässigkat 
in  dem  Maassc,  dans  nie  nicht  etwa  ale  eine  sekundär  nacbtr^lich  reohtnüang 
gewordene,  sondern  primÜr  und  von  Anfang  an  berechtigt  gewesene^ 
staatlichem  Auftrag  gemlsse  nnd  ihn  vollziehende  Handlung  ersebcint 
wirkt,  so  dasH  alle  etwaigen  Folgen  rechtswidrigen  Handelns  in  ihrer  objektii 
ExisleiiK  ohne  Kücknichl  der  Snbjektv  vernichtet  Hind,  nicht  hios  das  Snbji 
ihrer  frei  nnd  enthol>eD  ist.  Klar  und  scharf  au^^eprügt  tritt  uns  der 
jnri«tiflch  entwiekelte  Reeblscharakter  der  Indemnitätsertheilnng  in 
beriilunte^ten  und  Tolgcnschweniten,  die  die  prenssische  3taat8re(dlt«geachicht^ 
kennt,  der  vom  14.  September  18(J6  entgegen.  Sie  beaitjtt  ein  nm  ao  höbei 
Maass  von  Bedeutung  flir  die  juristische  Erkenntnisn  der  Indemnität«ertheil 
und  kann  um  so  mehr  geradezu  alR  deren  typische  Hrfoheinangafonn  gelt 
ab  sie  nivht  einen  ei  Dxelnen  etatawidrigen  Akt  der  Staataoifuie  siunC 
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liAtt«,  sondern  eine  gfto/.e  «•tatstoso  StBttvvcrwalluiig  mehrerer 
Jmfara.  Art  3  deiOeietzes  vom  14.  September  1860  Lotreffend  die  BrUieiliutg' 
der  Indemnität  m  B^^mg  auf  die  Führung  dea  Stastohaosbalt«  u.  h.  w  ^  Iaatet|, 
wie  folgt :  ,Dor  Stuittiregienmg  wird  in  Bezug  auf  die  seit  dem  Beginn  de«  Jahre* ' 
186Sobne  gescUlich  feitgHtoIlUnStaataluLusluütsetat  geführte  Verwnltung  vor- 
behaltlich der  BescfaluwIoMang  dea  LsndUgt  über  die  Entlastung  der  Staati- 
regierung  nach  Vorlegung  der  Jahrcsrecbuimgen  Indemnität  erthcilt,  de-i-gestalt, 
dsB«  ca  riioksicbtlich  der  Verantwortlichkeit  der  Staalsregie- 
rnog  so  gehallOQ  worden  soll,  wie  wenn  die  Verwaltung  in  der 
crwihntenZeit  auf  Grund  geBotzlich  feitgestellter  und  recht- 
seitig  puhlisirter    StaatshauBhaltaetats    geführt    worden  wäre." 
Hiermit  ist  für  ua»ere  BeweiBfiihruDg  eine  Bcstfitigung  und  StUt^e  im  positiven 
Recht  gewonnen. 

Wie  durch  das  Btat«gcset2  der  Wille  des  Staates  vorher  aoBgesprochen 
wini,  so  gelangt  er  durch  die  IndemDitätü^rtheilung  als  Uenehmigung  oach- 
tr  Sgl  ich  «im  Ausdruck  und  die«e  steht  an  Rechiswirkung  and  Bedeutung 
jeneni  —  dem  E(at«gesetz  —  ebenso  gleich,  wie  im  ('ivib-echt  die  Ratihabition 
dem  Mandat  Das«  aber,  wer  dcu  orklkrU^n  Willi;»  des  Staates  vollzieht, 
wer  Handlungen  vornimmt,  denen  der  Staat  den  Charakter  staatlicher 
RecbtageBch&fle  nu^Rpräcrt  hat,  die  Rechte  dieee«  selben  Staates  durch  dieoe 
■etben  Handlungen  nicht  verletzt  und  eine  ErsalKpflicht  fiir  ihn  nicht  ent- 
■tdit,  ist  ein  eben  so  klarer  und  zweiffilloser  Satz,  wie  die  triviale  Wahrheit, 
dwB  eine  rechtmüssige  Handlung  nic:bt  --  rechtswidrig  ist. 


*^5ali 


2.  ünteUMrkeit  von  Gesanuntstimmen. 

In  der  Metropole  der  Rheinprovinz  fiirdi^rten  die  li^Lzten  im  November 
xt«ttgohaht«n  Stadtveronlneteuwahleu  der  ersten  AblbcUung  folgendes 
tat  Es  Qbteo  das  Wuhlrerht  aus  2»6  Wähler;  vier  Stadtverordnete 
waren  zu  wählen;  es  wunlen  Böif  Stininu-u  abgcgebea;  ob  entfielen  auf  F. 
1^&  Stimuiun,  auf  v.  R.  195  Stimmen,  uuf  K.  I*J3  Stimmen,  auf  Scbm. 
139  Stimmen,  auf  U.  128  Stimme»,  wälirend  9  Stimmen  sirb  iiersp littorten. 
Bei  der  FestBtellung  des  Wablreoultats  wurden  unter  Fiximng  der  absoluten 
Mj^orität  auf  108  und  demnach  in  Üemäsjiheit  §  S5  Rheinisehen  8t.-0. 
F.,  V.  R.,  K.  und  Sehni.  alit  gewalilt  erklärt  Auf  ergau(;enen  Wablprotest 
(S  iÄ  Rh.  St.-O.)  hin  wunle  hierauf  seitens  der  Aufsichtsbehörde  Stichwahl 
zwiacht^n  Schm.  und  H,  ungeoriluel,  mit  der  kaum  ver»ländlichcn  Begründung 
daa«  „nach  den  Regeln  der  doktrinellen  Interpretation  der  Geictxe"  (I?)  nDler 
den  .Stimmen"  des  §  26  die  überhaupt  aii»gpübt*?n  Wahlrechte  zu  verstehen 
seien  und  ihre  Zahl  demnach  mit  der  der  Wähk-r  zusammenfalle.  Nachdem 
diese  Stichwahl  zu  (runNlen  Schm.*»  aiisgetkllen,  fasstc  demnächst  die  Stadt- 
verordneten versammtung  eine  Resolution  „Die  Königliche  lU^giening  zu 
errarhen,  dahin  zu  wirkeu,  das«  im  Wege  der  C^esetzgebong  genauere  Bestim- 
mangen  bezüglich  der  Feststellung  de«  Walilresultat«  erlmwen  würden." 

^  Vgl.  Get.-8.  t  d.  K.  Pr.  St.  v.  18ft6.  8.  5m. 
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DMngegfCDÜbfr  beatreites  wir  die  Nothw«Qdig^«it  einer  Erg&nxoiig 
t>f«tchenden  Roolit*,  tbeoto   wie   die  Ricbtii^ktit  dur  der  Eiit^obcidung 
AufHichtubehörde  znr  Stiitxe  dienenden  Be^indan^.     Vielmehr  vtfinig  elw 
richtige    Erkenntiiifls    des    positiven    Recht«    bu    einer    völlig    zwetf 
Lotning  der  atreitijten  RechtsEn^fc  xu  rührtm. 

Die  Einheit  der  mi-hrcn-u —  vorlic^'ud  4  -  voiuWihler  at 
Stimmen  int  keine^wefr«  eino  bloe  famiclle,  gowissermaamen  proxeantalet 
blosse  Einheit  de»  Wtüilgaugs,  in  dem  die  mehreren  »elbHtÜndigcn  StironiR) 
TOThnnden  nüren.  Die  Einheit  hi  eine  materie1U\  der  Zueammenhuifr  d^ 
mehreren  Einzelstimmen  ein  materieller,  eie  erscheinen  zu  einer  OcAuntnt- 
alimmi>  vereinig.  Diese  bildet  den  Inhalt  des  Wuhlreehts,  nicht  die  SomiM 
der  Einzelntimmcu.  Letzter«  bestehen  nicht  unabhäufpff  von  eisander, 
kSniieD  nicht  j«de  flir  sich,  bexw.  eioxeln,  sondern  nur  al»  THieile  der 
Oesammtutimmen  abge^'ben  werden.  D«ud  deren  UmSuiK  ist  ebeuo, 
wie  die  Art  ihrer  Auaiibung  (ob  ÖfTeDttich  oder  g;ebeim  o.  a.  w.)  ubjckliv- 
rechtlich  fostjBfestellt  und  kann  ebeii»owouig  wie  diese  üurvh  das  sul^el 
Wollen  des  einzelnen  Wählers  i^ttiuidert  bezw.  beschrankt  werden, 
bietet  sich  dto  tieoammtAtimme  ftl*t  Inhalt  eines  imthetl huren  Rcchta,  das 
gniu  oder  gar  nicht  auBiiboii  kaun,  aus  dem  er  keinen  TheU  —  gleichi 
ob  '/■  oder  '/t  —  ausscheid<^n  kann. 

Dio  Verkennung'  diesaa  Untheilbarkcitaprincipt-,  auf  Urund  deren 
Kwar  gemSM  jahrelanger  Uobuug  die  völlige  Srlliatäudigkeit  der  EinzelitinuncD 
als  Individnalstimmeii  ohn^  ji>dt>n  Zusammenhang  mii  der  (IrsanimtHttmine 
aoerkaont-  wurde,  war  ilie  Fehlerquelle,  die  r.ur  Fcitatellung  eines  Iklaofaca 
WahlremltaU  fuhren  mniifte.  Allein  so  »ehr  andenwiti  leiiw  Brlurnutnia* 
die  nothweodige  VonuiH»et7.uiig ,  so  wtmig  vermag  eie  alteta  eine  gvuügeodfl 
tirundlage  einer  richtigt^n  Entaelii-idung  su  bieten.  Ein  anderes  ist  die  Ei^ 
kennliÜM  eines  Principe,  ein  andere«  die  Zicbitng  seiner  KooseqaeouKo; 
jenea  Icann  fcitatehen,  diese  können  zweifelhaft  sein.  Das  Untbcilsbarkeitaprii 
an  sieh  beantwortet  noch  niebt  dit>  Frag«  nach  den  Wirkm^fen  seiner  V4 
letzmig  bezw.  Nichtbeachtung.  Welche  Folgen  knüpfen  «ich  au  die  tb« 
weise  Abgabe  der  Gesamratstimme ,  an  die  partielle  AiuObung  des  Wall^ 
recht«? 

Nach  der  Intensität  des  Zusammenhangs,  der  zwischen  den  Einaet- 
stimmen,  die  als  Tlieile  die  Renammtfltimnie  KiisammenBfttxen,  best^rt,  hsan 
eich  zwei  Orade  der  Untheilharkeit  denken,  die  wir  etwa  durch  die  Bogrifie 
nhoolule  nod  relative  Uuthi'ilharkdt  imtcrscbeidcD  können. 

l)  Absolute  llnthpilbarkeit.  Der  Zusanmitmhaug  zwischen  den  Eji 
slinmieü  künnle  so  gedacht  werden,  das»  ilirc  nur  Ibeilweise  Abgabe 
jede  rechtliche  Bedeutung,  völlig  wirkungslos  nud  nichtiir  sei.  Die  jnrislii 
EonHruktioit  würde  dieses  Verbältaiss  entweder  so  ftti&ufasscD  halieo. 
die  Wirkung  der  liercits  ahgegebenei)  EinKcletimmen  «nspendirt  sei  bis  du 
Wahlrecht  ganz  ausgeübt  worden,  tind  erst  dann  alle,  vriewohl  sucoesiiv 
abgegebeuen  Stimmen  zugleich  Rechtskraft  erlaogteo,  oder  aber  so»  dm  i 
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bereit»  rechUkräftif;  AbfregebeneD  Stinunen  durcb  die  Kiobtabgabe  der  reroerstt] 
oder  letcteD  mit  rückwirkender  Kmft  nichtig:  wiirdcu.  Die  Wirkung  alU 
VorSÜmnien  wäre  bedinirt,  sei  v»  »utipeiuiv,  sei  es  resohitiv  bedinift  durcb  dio 
Abgabe  bezw.  NicliLnbgube  der  Scblussstimmc.  Dum  nod  dadurch  crit  ist  die 
Oeauumulimme  vuU  ausgeübt  uiid  sind  infolge  de«KD  auob  die  £iiuvUÜininoD 
ndiUbuUadig.  Ein  solches  Abh&ogigkeitsverbältoisi  xwischen  den  Einzel- 
■tÜBmeo,  so  sehr  es  jorisliscb  kousttnürbar  ist,  ivt  aber  unvereinbar  mit  Üoni 
positiven  Recht  Kach  diesem  Princip  der  alwiiutea  ITntheilbarkeit  raas«  aiim- 
bch  stete  zwischen  der  Zahl  der  Qcsanuntstiinmen  und  der  Eimelslimmen  ver- 
bütaiMniMsige  Kongroem  berteben,  d.  h.  Torliegvnd  sie  müsaen  sich  verhalten 
wie  1 : 4.  Dadurch  aber,  dan  die  Rhciniacbe  St.-Ü.  im  g  2ti  den  Fall  r^elt, 
adus  flieh  bei  der  ernten  Abstimmung  nicht  für  so  vittle  Personen,  als  in 
wählen  sind,  die  absolute  Stimraenniefarbvit  Lieben  hat"  setzt  sie  die  Mög* 
Uohkeit  einer  Inkongmenz  zwischen  der  ZaIU  der  Oeaaramtstimmen  and  der 
EinseltfUnuneu,  widerspricht  somit  dem  Princip  der  absolut«»  Untheilbarkeit. 

S)  Es  bietet  dich  wonach  nur  die  xweitc  Möglichkeit,  du«»  die  Untheil- 
barkeit der  GeFamtntütimnie  eine  relative  ist,  deren  Wirkungen  wir  folf^ndcr- 
nuassen  konfttruirpn.  Ilnnerp  Konntniktion  g«ht  davon  aus,  dajis  die<iesammt' 
itnnme  als  this  Wobtrecbt  an  sieb,  als  abstrakte  Einheit  von  den  konkreten 
Xünzelslimmen  m  trennen  ist,  welche  ihr  zwar  erst  realen  Inhalt  verleihen, 
sie  aber  nicht  erst  koustit<iircn:  «te  foljieu  au»  ihr,  sie  bilden  sie  nicht. 
Demnach  ist  nie  nicht  urst  mit  und  durcb  AbgalMi  der  8chltusRtimine  ana- 
geAbt>  ne  wird  viclmelir  schon  durch  einen,  deu  ersten  Stiimnnkt  voUeoireB. 
DenMUtsprechend  hat  die  Abgabe  der  ersten  Kinzeliitimme  eine  doppelt« 
oder  mittelbar  dreifache  Wirkung:  erstens  Abgabe  einer  Einxelstimmü, 
zweitens  Ausiibtmff  des  Wahlrechts  an  sich,  w>  dan  der  Wähler  von  ihr 
nicht  nii-br  turiicktreteu  kann  und  infolge  dessen  drittens  Hpgründunf^  einer 
Walllpfbcbt  für  die  folgenden  Einzelstimmen.  DieK  WablpAicbt  ist  keine 
absolnle,  sondern  eine  relative.  Hie  bat  xnm  Gogenatand  nicht  die  OeeaniDit- 
stinune  als  Ganzes,  sondern  die  einzelnen  Thcitc  deraelbun,  die  Einzelstimmen. 
Ist  jene  kraft  Wahlrecht*  voIUojfen,  bo  müssen  diene  krall  Wahlpflicht, 
die  eine  durch  die  Ausübung  de»  Wafalrecht»  freiwillig  übcruomnieDe  ist, 
abgegeban  werdetL  Das  irt.  der  junstieche  Oehalt  der  im  §  24  der  Rhein. 
6t.-0.  aa^KeaiteDtea  Norm :  .Der  Wähler  bat  so  riete  Personen  m  bezeiobnen, 
ala  xn  wfiUen  sind". 

Hag  auch  in  ihrer  Entstehung  diese  äbemommcnv  Walilpflicht  von 
der  absolotun  vieb  uaterschciden,  ho  doch  nicht  in  ihrum  ficvtaude  und  liin- 
nchtht'b  der  Wirkimgcu  ihrer  Verletzung.  Würden  demnach  in  letzterer 
Beziehung  fdr  die  absolute  Wahlpflicbt  Recbtagrundsatze  Itcst^-bon,  so  würden 
dieaelbeu  aaf  die  zwar  nur  im  Zonunraenhanif  ontstelieode ,  aber  inhaltlich 
tmd  jregMifttändlifh  gleicbartiffp  relative  Wahlpflicht  zwanglo«  übertragen 
werden  künnen.  Allein  n.  W.  besteht  nir};end  im  deutschen  ößenlUcben 
Recht  die  ftb«oluti>  Walilpfliclit,  fto  dax»  wir  nicht  auf  induktiver  (inmdlage 
ailgexoetAe  Bochtsgnwdiützu  rüdaicbUkh  ihrer  Verlulzui^  gewinnen  können, 
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•ODÜcre  auo  dem  Zwecke  der  Wahlpflicht  detluoireo  müiteo,  wobei 
dor  kÜDBtlichet]  Natur  den  attf^ewandtva  KoDstnUctionimitteli  — 
eine«  nicht  hfiKtehcndpa  Rc<:ht«iiistitutB ,  um  dadurch  ein  beatelieadea,  du 
VDD  jenem  uur  ciuf  Unterart.,  zu  crktnocD  —  voll  bewustt  aiDd.  Der  em*  | 
Dache  Zweck,  den  der  Gedanke  der  Wahlpflicht  benelt,  ist  Begriindmig  eine« 
rechtlich  uolbwendigcn  Krtn^ntenzverhültniascs  zwischen  der  OesummtzaU 
der  abf^gebenen  Stimmen  uod  der  bestehendea  Stimmrechte.  Soviel  SUmm- 
rechte,  Roviel  Stimmen  t  Dieses  Deckirngn-erhältaitB  kann  ah  gewiasermawaci 
objektiTC  TofftitutioQ  durch  Handlungen  hem.  llDterlaBsiiDgen  der  oinflrti 
Wähler  nicht  aufgehoben  werden.  Gine  Verletzung  der  Wafalpfiicfat  wfinle 
demnach  —  abgeiehen  von  t>twai^en  «trafrecbtlichfrn  Kolgen  —  in  specifitoh 
uSontlich-rechtliolu'r  Hinsicht  kutoen  störenden  Einflusa  auf  jenen  aU  Norm 
geltenden  Satc:  Soviel  Stimmrechte,  soviel  Stimmca  ausäbeo  können.  Mangels 
einer  reellen  Zwang«voll->«trecknng  gegen  den  Wohlpfliohtigeu  wird  seine  WaU- 
pfUcht  als  ausgeübt  Sngirt,  seint^  Stimme  als  abgegeben  fingirt "}.  Sie  tsStiÜ,  da 
ihr  die  Fiction  ihrer  Abgabe  keinen  heatimmten  politischen  Werth  verleDiai 
kann,  nicht  als  rwlle  Stimme  mit  bestimmtem  Inhalt,  sondern  als  abstrakte Stinune 
mit*),  und  wird  oiner  wirklich  abgegebenen  Stimme  röllig  gleich  geachtet  "O- 
lu  derselben  Wt'iso  mm  wie  die  Vollstreckung  der  absoluten  Wahl*- 
pflicht,  musa  auch  die  der  retativen,  die  sich  aixfdie  EinzeUttmmen  einer  berefl^| 
ausgvübteti,  uiitbeilViaren  OeeammtAliinine  bcxiolit  durch  Fiktion  der  nio^' 
abgegebenen  Einzelstimmen  vollzogen  werden,  die  demnach  ali  abstrakte 
Stimmen  gleich  den  reellen  Stinrnicn  bei  Berechnung  der  GosammtMiKI  der 
Stimmen  und  Bestimmung  der  M^oritÄt  mitzÜhh.  Hatten  denutacfa  in 
vorliegenden  Hechtsfall  2ft6  Wäliler,  die  insgesammt  4  Mol  286  St 
abgeben  miinten,  nur  859  Stimmen  abgegeben,  so  war  die  Qesamintzahl 
Stimmen  nicht  B&9,  die  Majorität  nicht  106  (welche  demnach  von  mehr 
4  Kandidaten  erreicht  wurdet),  Bunderu  die  öesamralJEidd  der  Stimmen  wiT 
DOter  HiiiKiiiüihluQg  der  fnige  der  l'nl.heiU>arkeit  der  (ieBammtstiiumen  pflicht- 
gemäss abi-ugebeudcu  uud  Ik-i  Xicbtabgiibu  als  ubgcgelK'u  zu  fiugirendea 
ahstrakteii  Stimmen  auf  4  Mal  286,  d.  i.  1144  imd  die  Majorit£t  auf  144 
fettjnuetzcn.   Es  hatten  demnach  nur  die  drei  Kandidaten  mit  1A6,  1B6,  IW 


*)  Vf;l.  auch  ReiehscivilprOTesaardnuiig  §  779;  „Ist  der  Schuldner  ssr 
Al^be  einer  WilleiiHerkläruiig  verurtheill,  fK>  gilt  die  Erklärung  all 
abgegeben,  Hobftld  da«  ITrlhi^il  die  Kechtüknill  erlangt  hat.** 

*1  Ein  hei  aller  Verschiede  obeit  des  Inhalts  fonnell-logiioh  verwandter 
Gedanke  int  der  des  römischen  ErbreclitR,  da«»  der  exhcredatus  bei  der 
Bestimmung  des  Pflichtlbeils  der  Xotherlicu  al«  Erbe  mitaihlt:  wie  hier 
abstrakte  Erbe  ohne  reeUet  Erbret^hl  zur  Bestimmung  drr  OeHninrotxahl 
ISrben  niit/Ülilt,  so  dort  die  ubetrakl«  Stimme  ohne  reellen  fuhalt  zur 
Stimmung  der  Gesaiumlzahl  der  Stimmen. 

'")  Der  etwaiffi^  Einwand,  dam  bei  geheimen  Wahlen  weisse  ZetteU 
doch    gerade    die    Funktion    einer    «olchen   abstrakten  Stimme  liaben  sol 
ungültig    seien,    int    nicht  stichhatttg,    da    pn  iiich  hierWi  um  die  AosQbn 
aniM  Wahlrechts  in  nnzutäsaiger  Art ,    hier    dagegeji    um   die  VolUtreeki 
aiacr  Wahlpflicht  in  der  einzig  möglichen  Form  der  Fictktu  handelt. 


die  Bbsolate  Hiyoritlt  erreicht^  die  anderes  Kandidiiten  hatten  aic  nicht 
■eicht  —  ein  Fall,  der  ja  mit  dem  Priticii»  der  relativen  Untheilbarkeit 
»hl  Tereinbar  ist  —  and  war  desbalb  eine  Stichwahl  in  Gemässbeit  des 
15  der  Rhein.  SL-0.  zwischen  ihueu  anzuordnen. 

£«  muBB  zug'Cfrvben  werden,  daos  die  dieser  Entscheidung  zu.  Grunde 
jorisUache  Konstruktion  eine  keineswegs  einfache  und  durchsichtige 
itt,  k^netwc^  den  ,Gesct/-eii  derjuristischcit  Schöolieit"  eutflpricht.  Allein, 
dürften  wir  es  überhaupt  wa^n,  auf  unseren  bescheidenen  Konstruktions- 
versuch  jene  Gesetze  der  juristischen  Konstruktion,  wie  sie  der  f^rosae  Meiiter 
der  dentschen  Jurisprudenz  zuerst  erkannt  und  zu  klasnischer  Darstellung 
gebracht  hat  ")•  anzuwenden,  so  würden  wir  uns  der  ErfiilJung  eines  und  zwar 
dea  ersten  und  wichtigsten  jener  Gesetze  voll  bewusnt  Bftin:  des  „Gemtxes 
der  Deckung  des  positiven  StofTs".  Wir  wurden  dies  nicht  betonen,  wenn 
nicht  die  Möglichkeit  dieser  Deckung  betttritten  und  von  inaassgebender 
Stelle  dio  Aueftilluug  einer  Lüvke  im  poüiitiveu  Recht  begelirt'  worden  wäre, 
lehe  unter  der  Arbeit  der  RechtswiBseuachall  verschwindet 

„ntalus  patrlmoiiii"  und  „titalus  mensa«"  im  preQssisohdnStaat&reolit. 

Die  VDraua»>tzangen  der  Anstellung  im  preussischeu  Staatsdienst  wurden 
her  Rir  alle  Staatüämter  durch  den  Xachwein  morsJiRcher  und  intr^UektufJler 
Belihiguiig  erfüllt;  bestimmt  geartete  Rechtsverhältnisse,  familienrechtUch^ 
vennogensrechtliche  u.  n.,  waren  für  die  Anstellung  nicht  erforderUch:  in 
dieaer  Bichlung  war  sie  voUstäadig  vorauHselzungslos.  Eine  Aeodeniiig 
dieses  Rechtszustandcs  ist  dir  eim-  mc^hrere  Taua^mde  umfaseende  Klaaao  von 
StUtabcamtcn  durch  die  Justizministt^rial Verfügung  vom  6.  Mui  1SS3  bewirkt 
worden,  welche  im  §  14  als  Voranasetzung  der  Anst<f<9lung  als  Referendar 
«den  übcrzeu^udeii  Nacbwcia,  dass  dem  sich  Meldenden  lür  diij  Dauer  von 
fünf  Jahren  die  zum  standeftgemSKseD  Unterhalt  erforderlichen  Kittel  gesichert 
sind"  erfordert.  Die  verCassungsmässige  ZuIässigkL-it  und  Rccbtigiiltigkeit 
dieser  Xorm  soll  hier  nicht  geprüft  werden:  es  bedarf  dessen  um  so  wenigem, 
als  durch  Anerkennung  ihrer  Rrchtugiiltigkeit  Reitens  der  gefictzgebonden 
Faktoren  und  onuulerbrocheue  mehrjährige  Anwendung  ihn!  Geltungskrafl 
fest  begründet  und  über  allen  Zweifel  erhoben  ist.   Sie  ist  nns  eine  gegebene 

rtlicho  Thatsachc,  die  als  solche  nur  Objukt  der  juristischen  Konsti'uktion  ist. 
Der  Gedanke,  VermÖgeDsrechtsverhältnissc  zui'  Voraussetznng  des 
Amtaerwerbcs  zu  crbcbeii,  liat  im  Kircheurccht  zur  Ausbilduug  der  sogeniumten 
Ordinationstitel  gcfiilirt.  Ncbu'u  dem  urBpriiogliuh  allein  zulässigen  titulus 
boieficii  bildete  sich  als  rabsidiKrer  Titel  der  sogen,  titutus  patritnonii,  welcher 
in  bestimmt  gesarteteu  Vermögensrechten  des  ordinandus  hentand,  und  in 
der  Praxis  der  titulus  mcniiac  (TiBcbtitcl),  welcher  auf  dem  gehörig  heurkuu- 
deten  und  verbürgten  Versprochen  eines  Dritten,  dass  er  den  Unterhalt  dea 
t^eihten  übernehme,  beruhte  **). 


">  Vgl  Ibebino,  Geist  des  R.-B.  g  41. 
")  Vgl.  EicHTiiR,  Kirchenrecht  (8.  A.)  g  »7. 


Unschwer  lassi  sich  in  jener  nnnisteriellen  BertimmTitig  elae 
tn^OK  oder  doch  Aowoodung  jvoen  im  Eirclieureclit  ausgebildeten  Oed 
auf  das  Staatsrecht  ericeiui6D;  die  bügreifl  lowohl  den  titulus  patnmotiu  4li 
den  titulus  meiuac  in  sich:  beide  bilden  gcoügcode  Vontussctzimgeo 
Amtserwerbe.  Während  aber  der  hier  geBchaflene  tlaalBrechtlicbe 
patriiQOiiii  eiu  juristiscli  einfacher  ist,  zu  deesen  Konstniktion  o 
junstiiclie  Begriff  des  Vermof^ens  ohne  die  ilun  im  Eircbenrecfat 
OrenMD  erforderlich  ist,  ist  der  titulus  meniiae  iosoferoo  tasanuneDgesetder 
Natur,  als  er  ein  ferneres  HechtRTerhäJtniBa  voraussetzt,  das  ihn  geacbaffen 
hat.  'Welcher  Art  dieses  den  titulus  mensoe  begründende  RccbtaveriiiltiitBs 
ist,  das  gerade  desahalb,  weil  ee  die  Voraussetzung  eines  ^tra  ihm  abhingigen 
Beamtenverhaltnisses  bildet,  jedculallaüffenUichrechlliebeBedeatuogbenlxt''), 
bedarf  einer  .jnristitchea  Untemiehung  um  m  mehr,  als  in  der  einzigen  hier- 
ulKr  bis  jetzt  ergaugcaen  reioli»gerichtliolmn  Eut«ubeiduug  (dos  V.  CivÜaeoaU 
vom  30.  &Ui  1886)  sein  Bticbtsoharakler  u.  £.  völlig  verkannt  ist  and  da- 
durch die  Uefahr  entsteht,  dau  dem  oeuen  titult»  mensae  von  vorabenis 
eine  Ealscbe  und  zu  enge  (^nindlnge  gegeben  werde.  Der  Tbatbeatand  des 
dtirten  Urtheils  war  iu  Kürze  tolfrender:  Der  Ueniier  G.  hatte  seinen  Soho 
Jura  Btudireu  taeseii ,  ilin  auoli  wiihrend  der  Studienzeit  unlurstÜtit  and, 
nachdem  der  Sohn  das  Reforcndariatsexamcn  bestanden  hatte,  ilun  behob 
»einer  Aufnahine  in  den  Staatsdieofit  ein  SostentationsattMt  iui«gwi«Ut. 
Spater  fiel  dem  Rentier  G.  die  Unterhaltung  seineB  Sohnes  lÄst^  tmd  et 
forderte  seinen  Hohn  auf,  lUe  hühere  juristische  Carri^re  au&:ugebeo  and  sich 
seinen  Unterhalt  im  Bureau-  oder  Kanzleidienst,  als  Korrespondent  oder 
Duchhalter  selbst  f.a  vordienen.  Der  Sohn  ging  auf  diesen  väterlichen  Vor- 
schlag nicht  ein ,  sondern  blieb  seinem  Berufe  treu  und  klagte  gegen  «daeB 
Vater,  welcher  nunmehr  die  fernere  Bestreitung  des  Unterhaltes  seinaa  So  hm 
ablehnte.  Die  Kcgvu  die  Verurtbüiluug  ciogeli-gt«  Uevision  de«  TalM« 
wurde  vom  Reichsgericht  zarückgcmexeu.  Die  <.Tründe  (Uhren  im  Wi 
liehen  aus,  doss  der  Benifungsrichter  keiue  Reclitsnorro  verletzt  babei, 
er  bei  der  Anwemlung  der  g§  2S1.  ^2  Tb.  U.  Tit.  2  des  A.  L.-R. 
Yoraunsctzung  „Aa»n  das  Unvormrigcn  —  des  Klägers  —  sich  selbst  ta  er- 
nähren, unverschuldet  unt« landen '  aU  vurhandtru  annimmt;  hieraus  folge,  daw 
der  Vater  eeinou  Sohn,  so  Eaiige  jene  VorauBBoizung  vorliege,  also  wikhrend 
der  Dauer  doa  Vorbcrcitungsdicustes,  aoständigcu  Unterhalt  sa  verabreichen 
verpflichtet  sei. 

Das  Reichsgericht  gründet  demnach  seine  Entscheidung  wesoutUeb  aaf 
das  lamilieorcclitlicbp.  Verhnltniss  »wischen  Vater  und  Sohn,  indem  es  oBen- 
bar  das  „SusteutatiousattesL"  für  völlig  bodeutungs-  und  wirkungslos 
ffir  jene  Fälle,  wo  ein   solobos  Verhaltniss   überhaupt  nicht  vorUegt,  bi4 

^')  KbensOi    wie    das    durch  die  Kaution  sbestellung  geschaffene 

rechts  verbal  tniss,  das  ln>tz  seine«  an  sich  privatrechtliehen  Charakten ' 

Mtiues  bediogeudfu  Zusanunc-alLaugef  mit  dem  üllenUichrechllichBn  Besmtes- 
verliültuiss  mit  Rocht  iu  Staatsrcchtss^sletucu  —  z,  JB.  bei  Laumd  —  £r 
örtcrung  findet 


fe||pt  keiDe  StÜUc.     Aber  nicht   blon   rai  en^  and   schmal   hi  die 
. .'  die  es  den  neaeu  titalas  meoBae  Krtindtit,    lie  ist  auch  fiir  deo 

gegebenen  Umfang  unhaltbar.  Dass  die  EnrerbminfShigkeit  des  Sohnee  „an* 
verschuldet"  entstaodec,  iat  jurtätiscb  falsch.  Denn  ein  Ziulaad,  der  durch 
die  freie  That  und  bewu&ato  Handlmig  dcB  Handelnden  begrQndot  worden 
iit,  ial  vundieaem  .verschuldet".  SelbitvenUodlicli  bc^itxt  der  Begriff  .ver- 
ftehuldet"  bezw.  «Schuld"  hier  keine  kriminalrechtlicfae  Bedeutung  —  iit 
H^04A  die  vcr9cbuldcle  ErwerbeunTäbigkeit  in  den  wenigsten  Fällen  Delikta- 
folge  —  sondern  led^lich  jene  aUgemeine  joristieohe,  die  er  stet«  besitzt, 
wo  die  ne^UM  Sohtüd"  einon  AtuaohUanangigniad  für  Ansprüche  gegen 
Dritte  bildet    En  bedeutet  das  „Verschal den'  in  dieaeni  Znsainmenbang,  daas 

»die  «TerBchuldeten"  Thatsaohen  oder  persünlichen  Zast&ode  gewollt,  sei  e« 
vorsätzlicb ,  sei  es  &hrläiiaig  gewollt  sind ,  dass  sie  durch  den  Willen,  die 
Handlung  dessen,  den  das  „Vtirschulden*  IrifR-,  bewirkt  und  verursacht  sind, 
nicht  durch  uniiläckliche  Er^ifl^isse.  Derjenige  nun,  der  freiwilüjjf ,  kraft 
BechtsgeachfiftK.  uiciit  utwa  gonwuugou,  wie  der  Soldat,  deiuco  Erwei-hs- 
tmfihigkeit  demnach  allerdings  eine  unverschuldete  ist,  sonders  durch  einen 
Akt  freier  Berufswahl  in  einen  Htaatsdieniit  eintritt,  der  an   sich  erCnglos 

»iat  and  dessbalb  Erwerbxun Fähigkeit  bewirkt,  der  hat  diese  Grwerbeuofäbig- 
keit  ebenso  gewollt.  wii>  d&<i  bcgniudete  StAatsdiooerTerhSItniss  seihst,  mit 
dem  jene  nothwondig  verbunden  ist:  er  hat  beide  Folgen  seiner  Handlang 
—  de«  Eintritts  in  diesen  .StaattdieoRt  —  bewirkt  und  herbeigefiibrt,  er  hat 
aie  verschuldet,  d.  h.  er  hat  sie  gewollt  und  zwar  hier  vonätEÜob  gewollt. 
Anob  nicht  in  Verbindung  mit  der  Gonehinigiiug  des  freigewählten  Bemfea 
»eitens  des  Vaters  vermag  die  durch  seinen  Willen  and  seine  eigene  Hand- 
lung bewirkte  Knverbsuufilbigkeit  Ae»  Knhnes  eine  Unterhaltspflicht  des 
Vater«  xu  begründen.  Allerdings  ist  der  Vater  au  die  crtheilte  Beru£i- 
genehmignng,  deren  es  wegen  Minderjährigkeit  oder  vSterlicher  ticwalt  bedarf, 
wofern  er  auf  sein  einseitiges  Bcni&beetimmungHrccbt  vcrsiohtct,  wie  an 
einen  rweiaeitigen  Vertrag  gcbundon,  so  dass  er  sie  nicht  willkürlich  wider- 
rufen kann.  Allein  die  Benifsgenehmigong ,  so  intensiv  auch  ihre  Wirkung 
und  Verpflichtung!! kraft  anzweifelhaA  ist,  erstreckt  sich  extensiv  nicht  über 
ihr  Objekt  hinaus,  und  begründet  ebensowenig  eine  davon  ganz  verschiedene 
Unterhaltspflicht,  wie  die  Heirathselnwilligung  an  sich  eine  Dotationspflicbt 
oder  die  Einwilligung  zur  AuswanderuDg  eine  Pflicht  zur  Erstattung  der 
Auswandern ngskoslcn  bewirkt.  Solche  vurmundschafllichL*  Genehmigung 
hat  8um  Gegenstand  k<U>;liub  die  vom  Sohn  vorxu nehmende  Handlung, 
gleichviel  ob  privatrechtlicher  oder  offentlichrechthchar  Natur,  ohne  jedoch 
irgend  welche  vermogcnsroohllicbc  Verpflichtung  rur  Erstattung  der  durch 
jene  Handlungen  bewirkten  Kosten  zu  begründen.  Weder  die  Oenehmiguug 
des  Berufs  be^w.  des  Kintntt»  in  das  Kcfereudariatsarot  an  sicli,  noch  die  vom 
Sohn  gewollte  und  vcrüchuldete  Erwerl>Biuifaliigkeit-,  noch  diese  beiden  Um- 
•Uode  verbanden,  vermögen  eine  Unterhaltspflicht  deJ  Vaters  xu  begründen. 
Vieünobr  beruht  der  neue  titulus  mensac  auf  einer  anderen,  festereu 


und  breiteren  Rechtfgnuidli^ ,  deren  Feststellung  ihm  selbtt 
Sicherlieit  um)  juriatische  Bestimmtheit  verleiht  und  demnBch  einr  Tn^ 
dei  öffenttivhcD  ReohU  iat.  Die«e  Rechtebuii  i>t  der  zwischen  dem  Bewerber 
um  das  Slaatsamt  uud  einem  Dritten  —  gleichviel  olt  Vater  oder  Fremder 
—  abgeftchlussttDC  und  durch  diu  Suttcntatioosattciit  beurkundete  Vertrai;, 
welcher  ein  selbatindigtt  and  von  irgend  welchen  anderen  unter  den  eon- 
trohirendeu  Subjekteo  becteheoden  Rccht«bcziehungcu  unabhängiges  ob^v 
torisches  Recht  8verbältui.ia  begründet.  Dieser  Vertrag  hftt  die  Nator  ein» 
A-Umentationavertragv,  der  üwischca  verschiedonartigBlcu  Subjekten,  gleichriel 
ob  sie  durch  ramilienreohtliche  oder  nur  freundschoftiichc  Bejuehungen  ver 
bonden  sind,  zu  dun  verHchiedcnartignten  Zwecken  —  sei  es  zur  SicbenuiK 
der  Kxietenz  überhaupt,  sei  ei  7.ur  Ermöglichung  eine»  liberalen  Berufe  wie 
vorliegend  —  abgcechlosaen  werden  mag.  Daw  in  der  R^el  Vater  und 
Sohn  die  Suhjekt<>  den  zur  Schaffung  des  titulus  menaae  abgeaohtoweaeB 
Vertrags  sind,  vennag  seine  Wirkung  im  Verglich  zu  anders  geart«ta 
Fällen  cbemiowenig  zu  erhÜhen  wir  nie  andereraeiüi  ann  dem  davon  dorcbatu 
getrennten  Familienrechtn'erhäHmKs  abgeleitet  wurden  könnte.  £s  besidit 
das  durch  den  Alimentatioasvcrtrag  begründete  Vertragtrerlifiltniss  alt  »ellv 
ständige»  Rechts  verhält  uisB  imd  mus»  vor  joder  verwirrenden  Vermischung 
mit  ihm  bewahrt  werden.  Und  nur  dadurch  unterscheidet  aich  dieacr 
Alimentattounvertrag  von  andern ,  diu  nein  AhftcIiluKa  nicht  blas  eioe 
foktiache  Nothwendigkeit,  Aondem  eine  rechtliche  und  gesetzlich  erforderliche 
VoraussetKUDg  der  Anstellung  im  SUntMlienrt  int  und  dadurch  in  den  Za- 
tammenhang  mit  dem  Öffentlichen  Recht  tritt ,  ohne  jedoch  selbst  eins 
öSentlichrechtlicheVerpflichtuQgzu  begründen").  Ebenso  wenig  hat  er  die  NaUtr 
eines  Vertrag«  zu  Gunatuu  Dritter  mit  dem  Staat,  dor  demnach  ein  an- 
mittelbare«  Klagrecht  erwürbe.  Der  Staat  ist  nicht  Vertragnnl^ekt.  Er 
erfordert  für  den  Refurcudur  als  VorauMctsang  der  Austeilung  im  Staat*- 
dienst  mangels  eigenen  ertnigbringendcn  Vermögens  (titulus  patrimonii)  den 
Abschluss  cine-^  AlimentalioMvertrogs,  deuen  Urkimde  er  nur  als  DeponUr 
bewahrt^  mit  irgend  einem  xahlungs-  und  leistungsfähigen  Sul^ekt:  so  wird 
der  titulus  nieusae  WgrÜDdeU 

'*)  Wio  eine  solche  das  „verwandte  Sustentatinnsattest",  dessen  der  Ein- 
jährig-Krciwitligo  bedarf,  xweii'ellos  bewirkt.  Da  hier  die  Alimcntatioospfticbt 
nicht Vorau&setzimg  des  frciwilligei]  ErK*erbs  eines  Staatsamts,  sondern  der 
ErniUmig  einßr  an  sich  nothw  endigen  Staatabürgerpflicht  in  einer  besttmnt- 
t«n  Art  und  Zeit  bildet,  so  kann  diese  Leistung,  die  nachdem  sie  eitunal  ab 
solche  begimiic>n,  unthcilbar  ist,  nicht  von  '(■iuera  priN-atrechtlichcn  Vertrags- 
verh&ltmsit  Kwisuhen  dem  Ijeiiituntfsstibiekt  und  ciuem  Dritten  abbimgig  «eio. 
Jene  AlimentatiouMiflicIit  ist  didicr  im  Qegeusat/  xu  der  nuserem  Utah» 
mensne  zu  Grunde  lifgeudeu  koino  vertragsmässige ,  sondern  eine  üffenthch- 
rechtliche,  durch  freiwillige  ÜL-bemahm©  begrÜDaetc,  die  nicht  vom  Alimen- 
tationsberechtigten im  AVegc  des  Civil prozesses,  soudorn  vom  Staat  in 
Wege  des  Verwaltnngs verfahren«  geltend  gemacht  werdou  kann.  Im  Zu- 
sammenhang dft«  Militärrechla  würde  sie  a!«  freiwillig  übcmoramcne  Mili- 
tärlast  (KinqaartieruDgslast)  im  UcgQnflatz  z\i  der  Dothweodigcn  zu  koo- 
Btruiren  sein. 
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T*  älerfrled  Brie,  ord.  Prol  an  der  UoiTeri.  Breslau,  Theorie  der 

IStautCDverbindiiDg».  Brc^slau  1886.  );r.4''.  186  S.  (Gralulations 
Schrift  dtT  UniTersität  Brpalau  zum  fünrhundertjährigeD 
Jubil&am  dor  Uaiversität  Heidelberg.) 

Dem  Bacbkuiidif^a  Leser  braucht  niuht  gesagt  zu  werden,  dass  die 
ier  benprocbene  Schrift  den  Ahschlu»  langjähriger,  höchst  eindringeDder 
ortchuDgcu  bildet  uod  das<i  sie  eine  iu  den,  betheiligt«n  Wissens chafthchea 
Ireiseo  »cit  Jahreu  gohcgtu  Erwartting  eriullL  Scltuii  ini  Jahre  1874  bat 
er  Verfatiser  seine  histonsoh^doKmatische  Untersuchung  über  den  Bundesntaat 
STÖffeDtUcht  und  durch  diese  ebensu  durch  Gelehrsamkeit  und  Qrüudliclikeit 
ie  dnrcli  klare  und  fc-sselude  Darsteltuug  ausgczuichnctc  Monogniphte  sich 
ioen  angeücheno-D  Platz  unter  den  deutachen  ätaaterechtfi-fScltriftstnllem  er- 
'orbi^a.  Aber  a  erschien  nur  die  cntte  dogmeugeschichtliche  Abthciluug. 
*\e  ia  dun  Vorwort  dentclben  crtbcilU-  Ziwi^c  des  Vfi-fastjer«,  dass  der 
reite  Theil  der  Arbeit,  welcher  die  Begründung  seiner  eigenen  Theorie  ent- 
alten  sollte,  vorauBsichttich  während  des  nächsten  Sommers  erscheineD 
rerde,  blich  uoeriiUlt  Faat  schien  es,  als  üb  der  Verfasser  sich  von  dem  mit 
)  grossem  Erfolge  bearbeiteten  Thema  ganz  abgewendet  habe;  durch  da» 
Incbeinen  des  geistreichen  und  hoch  bedeutsamen  Buches  von  Jellinek,  die 
«hre  von  den  Slaalunverbindungcu,  Wien  1881,  n-urdc  aber  BaiE  zu  einer 
jTeiterfuhrung  seiner  Studien  vemnlasüt.  Im  elften  Bande  der  (irüubnt'echeQ 
eitachrifl  f.  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  (1B&4)  vcr- 
bnÜichtc  Brie  eiuv  sehr  wcrlhwoUc  kritiHcbe  ErüKuniug  der  von  Jiu.LiNJ{li 
itwicltclten  Theorien,  welche  ihm  Veranlassung  bot,  auch  auf  andere  im 
Ixten  Jahrzehnt  erschieneuß  Untersuchungen  über  denielbca  ücgeustand 
.Qcknicltt  zu  oehmeu  und  zugleich  die  Ge»icbtiipuukt«  anzudeuten,  von  welchen 
II  er  selbst  eine  Lüsung  des  wiRsonschaftHchen  ProljleiDt  glaubte  gewinnen 
1  können.  Aber  auch  diese  Abhandlung,  welche  die  UeberschriH  „fir«ter 
rtikel"  tragt,  war  und  blieb  ein  Torso;  der  ^Zweite  Artilcel"  erschien  nicht 
od  daa  Verlauguu,  die  eigene  Theorie  des  Verfussers  in  zusommcubäugeuder 
agmaiiacher  DBr«telluug  kcunen  zu  lernen,  blieb  wieder  ungeatillt.  Da  bot 
u  Jubiläum  der  Heidelberger  Universität  dem  Verfasser  die  Veranlassung, 
ie  OrundzÜge  setner  eigeuen  ÄuffaBSung  der  Staate nvet^indungen  und  ihrer 
Bnchiedencn  Arten  zu  vert^fTeutlichcn.  Der  Universität  Heidelberg,  welche 
IT  die  Förderung  der  StaatswisseEiBchafl:.  so  Grosses  geleistet  hat,  kommt 
«her  auch  an  der  Bereicherung  derselben  durch  die  vorlit^ende  Arbeit  ein 
littelharee  Verdienet  zu.  Wenngleich  demnuch  diese  Abhandlung  eine  Ge- 
;genhoitw<ehnn  ist,  so  ist  sie  doch  nicht,  wie.  mnnehe  andere  GclogeDhoits- 
ebrifl,  unter  dem  Drucke  eines  kurzen  Xenmns  verfasst,   socdeni  sie  bietet 
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die  reife  Frucht  haaif  am]  cifrigt-r  Vorarbeiteo.  E*  ist  dalier  wflW 
Bßthig,  der  Schrift  dio  ^  üblichen  LobesprSdikat«  zu  erthpüec  und  üir 
Bigeiucliafwa  eintelo  nachiurühmeu,  wi-lche  jede  uclil  wisauMchBlUiohe,  not 
Ernrt  auf  dio  ErkeD  ultmn  der  Walirboit  geriohl«te  Korecliiin^  an  ueh  tngoi 
mau;  ea  genU^  a»  iHKiisprechen,  da«  dio  rorliegendb  Monographie  eine  »«lebt 
von  echter  Wiasf  .nschaftlichkeit  ffetraffenG  Luiitunjif  ixU 

WendcD  w  ir  uos  uuu  dem  luhitll  der  Schrift  zu  nud  betraditeo  n 
die  vom  Vor/  «sBcr  gegebeiiB  I,3gung  der  Aufgabe,  Zar  Oriäntlruog  map 
znuSchsl  eine    Ufbemicht  dos  InhiklU^  diooea. 

Ui«  Sr  hrift  zerrälJt  in  zwei  Thuilc:  -gnindl Legendi?  Brörtenmgeo'  (S.  3 

bi»  25)    iir.ii    ^die    einzelnen  Arteu  von  SUiaU.'u\t.Tbiiiduiigen"    (S.  26— 137). 

Im  ereter ,  Thcil    geht    der  Vorfasner  uns    von  einer  Fc»u<te)luii£  de»  Stul»- 

begriffe'  ,^  «nf  wpicbe   wir  unten  nüher  mirSckkonuncn  wrt'rdcn,  knüpft  dAm 

fiemer^j^im^Q  über  die  Nothwendigkcit,  der  Coi>xi8t«nz  von  Staaten  und  Übe 

dio  jfcgcuBeitigeu  Beziehungen  der  Staal*'«   und   gibt  eine  allgcmeiuB  CeUr 

sich*,  aber  din  Staatenrerbindungen.    Dieser  Ausdruek  wird  in  dem  «reit««ta 

äifjue    gvuomiuen.     Kr    soll   jede    friedliche   Bexiehuog    xwücheD   Stum 

—  und  im  Reehtssinue  jode  duroh  ReohtKuomieu  geordnete  friedliche  Bc 

ziehnng  zwjsoheu  Staaten  —  bezfichnßQ ;  fenidr  deo  Fall  mittnn^seQ.  du 

übj&ktivcs  Kecht  gleichniäsaig  liir  zwei  oder  mehrere  Staaten  gilt,  selbit  wns 

dicüe  Kevlitsnonaeu  nur  das  gcgeoacilige  feiuiUiubc  Verbalten  regulireo  loflcB. 

Innerhalb  dieHe:?  weiten  Rahnvena  können  mm   die  Staatenverhinduogca  MJir 

verschiedenartige  sein  und  nach  nLaunigfacben  (Jesiohtspunktcu  von  pinaad« 

differircu.     Für   die  juristiecbc  KuustruktluD    ist  die  reclillicbe  Stelluiu;  dr 

Gliedxlaateu  zu  einander  tnoansgebeiid ,    und    nach    die^^ni  Kriterium    anlet- 

echeidot  der  Verfassfir  drei  HauptklaBson:  entweder  besteht  gar  keine  Unl*^ 

orduung  der  (ilieder,  oder  zweiten»  iün  Glieder  stehen  zu  einaDdfir  im  A'er 

hÜUnies  der  Ueber-  und  Unterordnung  (einseitige  AbhSngigkeiUnforhiUtnisu). 

oder  endlich  die  (Ilieder  «iad  einander  ncbengoordnet ,    ab«r    einer    höbem 

(}«sammtguwult    antergeordii'ät.     Jede    dieser   Uauptklasten    enthält    mtda 

UntururicD    nach  der   vorzugsweise   durch  den  Zweck  bestinunton  Struktv 

der  Verbindung. 

In  de-in  zweiten  Theile  werden  nun  die  einzetnea  Arteu  der  Reih«  niclt 
erörtert.  Der  Verfasacr  beginnt  mit  deii  einseitigen  AbbängigkeitiTerhitt- 
nissen ,  welche  er  tu  llormchails-  «ud  SebutzvcrhäilniM«  einlbeilt-,  er  bebt 
jedoch  Holbüt  her\'or,  da.iH  diese  Arten  nelfach  ineinander  übergoheo.  Uutfr 
den  „iitif  dem  Priucip  der  Xebenordnuug  bcruhcudcn  StuatenverbiDduofreB* 
wird  zunächst  die  BVölkerrecbtagemeia schaff  erörtert,  zu  demii  ThntltrJtkail 
nichts  weiter  erfordert  wird,  als  eine  Gemeinschaft  objektiven  lU-obti.  sua 
Schutz  gegen  willkürliche  Eingriflu  ik-s  einen  Staates  in  die  Rochtscphirt 
und  die  veruütJligen  Interessen  des  andereu.  eine  „Friedeosorduttng*  ttBÜr 
imabhängigen  Staaten,  ein  Vülkerrecht.  Da  dasselbe  aber  nicht  f[eoä|rt,  m 
den  Krieg  unter  den  Mitgliedei-n  di^r  VnlkerrechtflgemeinsühaA  atia»uohlk«M% 
das  Völkerrecht  vielmehr  den  Krieg  rechtlich  anzut-rkeunen  genSthigt  itf. 
so  hat  e«  wemg8t«nB  die  Aufg&he,  demselben  die  mit  dem  Zwecke  der  Me 
werfiiii|f  dos  Genera  vereinbaren  Schranken  zu  netzen.  Dieser  allgemet 
VulkerreebtsgemeiiiBchaft  ■tehon  gegenüber  alle  icteuBivcrcu  Staat*>Dvc 
düngen,  die  »vÖlkerrechthchen  Spczialverbindungen".  DieselUcn  sind  in 
reohtUcdien  Konstruktion  der  Völkerrechttigemeiiucbalt  gleichartig  oder 
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je  verwuidt  und  worden  daher  auch  durch  die  NormeD  d«fl  allf^mei- 
.Dcßrrechta  bestimmt:  aber  ea  l^cstehen  doDcben  noch  besondere,  dem 
.     je   der   Spezialverbindtmß^  ent*prechendp    Rpcht«verhiiid]ii>hkpitpn    der 
.  ^  ,iioder  zum  Aurtatucb  vou  Lt-iotuiigüD,  zur  Dulduoi;  von  völkerrechtlichen 
"'*    natbarkoiton,  «ur  TTntfrlaftfiung  von  Tlnndlim^tni.     Eine  noch   engore  Ver- 
^'    üdoni;  unter  Staat«»  wird  aber    erzeuf^t ,    vioaa  aui  der  InterefisenfEenieiit- 
'  .chikfl  derselben  die  reditlicb  nuriiiirte  UcmoinBchatl  des  poBittven  Handeliu 
.kervorgoht.      Solcbt    Staaten  vprliiiubin^n    nennt    der    Verfasser    «SUiatcn- 
Araociationeo",  und  damit  (gelangt  er  diid  zu    denjenigeji  Gestaltimgen ,   an 
rwelch«  man  wol  b<>i  dem  Au^dnicJc  StaaU^nverhinduDgen  vorrugiiweiNe  denkt. 
Als  das    eniKbcidcDde   Kriterium    derselben    8t«llt    er  auf  die  Bcchtspflicbt 
der  Glieder,  für  eioeo  und  dpiiselhen  ihnen  gem<;iniiamen  Zweck  in  poailiver 
Weiie  thStig  m  le-in.     Solche  Associationen  nind  entweder  imor^niKirt  oder 
«e  sind  .Staatenf^eaellschaften  mit  OrganB^meinscbaH"  oder  sie  »Dd^  Staaten* 
Gemeinwesen",    deren    regolmäHBiffcr    und    praktiKch    wichtigster    Typ«»    der 
„Btud"    ist.     Die    naorganinirt<>n  Staaten -AKAOciationen    gehören    nach  ihrer 
juristischen  Struktur  dnrcliaua  xn  den  vÖlktUTcchtlichcn  Staatcnverbindungen 
^B  mit  beidemeit igen  Kcchtrn  und  Pflichte»    der  Glieder  und  sind  der  Societät, 
^KdcH  römischen  Privatrecht«  völlig   analog;    zu   ihnen    nind  z.  B.  die  Kriegs- 1 
bfindtiine  zu  zählen.    Die  organiiirten  Yerbinüungcn  oder  nStoatenvereine' 
sind    charakterisirl    thciN    durch  die  Dauer  der  Vereinigung  IheiU  dadurcb. 
•Iasit  eine  über  den  einzelnen  Staat    hinausgehende  Organisation   für   die  Rr- 
reicbnng  des  gemeiniaincn  Zweckes  besteht,  dass  aje  .Kollektivarganc'  haben. 
Jiicbt    zu    diecer  Gruppe    rechnet    der  VerfasHer    die    sogen.    Personalunion; 
-dvon  die  im  Rex*ht«8inne  s^uHUlige  Geiiieinsiinikeit  des  StaatM>hcrhaQptes  ein^r 
Mehrzahl  von  Staaten    hat    an  sieb  keine  recbtlieben  Wirkungen  filr  die  be- 
treffenden Staatsgewalten,  ist  also  weder  Ausfluss  noch  Ur«<ache  einer  reclit- 
licbeo  StaateDvcrbinduog.     Eh    katm    nun    dat>   Ko  licet  ivurguu  entweder    eia 
iintctgeor()net4>ii    oder    das  Staatsoberhaupt    fieUi^it   i^cin.     Die    erste  Art  von 
: Staatenverbindungen  findet  haaptaäcblich  Anwendung  für  die  genieinsame  Aus- 
übong  von  internationalen  Verkebnifanktiom'D    und  Hir  gemeinsame  Rcohts- 
]lflege.   Die  andere  Art  ist  di»^  sog.  Kealunion.    Dienelbe  wird  daher  vom  Ver- 
fiiimrr    m   den   Staatenge^ellschaften    und    folglich    zu    den    völkerrechtlichen 
Jipexialverbindungt'n    im    weiteren  Sinne    gerechnet.     Die  Rtchtspflicht  jcdcji 
■d«r  vertiundcnen  Staaten  gegenüber  dem  anderen,  deren  Inhalt  die  (iemein- 
«amkeil  des  inonarehi sehen  Oberhatiptes  bildet,  könne  elri-nsowohl  durch  Ge- 
wohnheitsrecht oder  durch  Gesetj!  einer  übergeordneten  Staatsgewalt  wia 
durch  Vertrag  der  künftigen  fnionsgiieder  begründet  werden,  und  en  sei  be- 
grifflich irrelevKiit,  ob  dio  gt>gen8t*Jlige  Wrpfliebtutig  lji  den  einzelnen  Uniom- 
«taaten  eine  ibereiastimmende  gnindgeseUliche  Anerkennung  erhalten  habe 
«der  nicht.   Endlich  gelangt  der  Verlasser  zu  denjenigen  Slaatenverbindungen, 
^^iFvIefae   theoretiwh    und   praktisch    die    wicbtigRten    sind,    uämlich    zu    den 
^t  ^Staaten-Gemeinwesen",  d.  b.  Staatenrerbindungen,  hei  wctcbcn  die  einzelnen 
^^Witglieder  einem  (iesammt willen   mit   eigenen  Organen    untergeordnet   sind. 
W«ni  an  der  Willensbilijung  de«  Gemeinwesens  prinzipiell  alle  Gliedstaaten 
Tbeil  zu  nehmen  rechtlich  berufen  sind,  so  uenut  itian  die  Stantenverbindiing 
Trinen  ßmid.     Zu  dieser  Klasse    rechnet  der  VerfaHser  den  Staatenbund  und 
BundenUuit.    Auch  dem  Staatenbund  legt  der  Vcriasscr  eigene  Rechts- 
ichkcit  und  einen  eigenen,  födorutiv  gebildeten  „Organismus"  zu;    er 
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■ei  kein  blosses  RechUverhältniBB,  aondem  ein  Reobtmubjekt^  und  iwar  nr 
nur  gegenüber  drilten  Staaten,  sondero  auch  gegeuäber  seinen  Mit^ii«lm. 
Den  Beweis  biEirnir  findet  der  VcHuiMii-r  darin,  da»  der  Staatenlnoid  nicii 
Aunepii  als  viJllieiTeohtHche  PerGÜnlichkeit,  all  (iesammtniacht  auflret«^,  ubd 
dasB  die  Bundeavcrsammiung  innerhalb  der  bestehenden  BaadcMvertumii 
ihre  Beschlüssti  der  Regel  nach  mil  Stiuitnennichrheit  fnaso  und  dadurch  & 
KiDzelfltaaten,  ntich  die  dinsentirenden ,  end(j;iikig  vf-rpflichtA,  sie  anch  tat 
Erfullnug  der  Biindeap (lichten  durch  £xekution  anhalten  könne.  Da^vpi 
•ei  dvr  Slaatmibund  kein  Staat;  deuu  er  habu  einuo  »{jeziullen  Zwrck,  cor 
durch  dcDBclben  dauernd  beflcbrÜokte  KompeteoE,  die  nicht  ohne  Ueborb' 
«timmung  Bämmtlioher  BundoBgltodcr  erweitert  werden  könne.  Er  behemcfc 
femer  Kwar  dio  zu  ihm  gehnrenden  Staaten,  aber  er  Bei  kein  Gemeiownn 
von  einzelnen  Menschen,  er  habe  kein  Ocsiimmtvolk  zu  seinem  Subairate  nol 
stehe  zu  den  Biir^rcni  der  GUcdstoalcu  iii  keinem  direkt«^  Verhältolfls.  Di» 
Sonveränetät  der  Ein/elatanlen  sei  rwar  eine  eingeschränkte,  aber  sie  btU^ 
doch  die  rechtlich  anerkannte  Regel.  Eine  GesammtvoikiTertretm^  sei  Kboc 
durch  die  Niclitexi»teiu  eines  GeBsmmlvolke«  auflgeochlüssen .  dagegen  wärt 
allerdings  eine  atin  Dele^rten  der  LandoBTeHretungen  gebildeto  Volb- 
vertretunK  für  Bundcsan^eleffenheiten  zulÜasig.  Im  Oegensala  zum  Stutio- 
bund  sei  der  Bundesstaat  zugleich  Bund  und  Staat;  er  vereinifre  iDr 
Merkmale  des  Rundes  und  des  Staates ,  und  auch  die  Ulieder  seien  gleich 
dem  Ganzen  wirkliche  Staaten.  Als  wirkUchcr  Staat  habe  der  Bundaüstsal 
einen  univenctlcu  Zweck,  aber  rtx-ilich  nur  subniditir,  insoweit  dem  StuI» 
zweck  dnrch  dif?  GlieilNtaaten  keine  ^eniifjende  Befriedignnf;  zu  Tbeü  wird; 
ftoivohl  der  Bundesstaat  als  jeder  GliedstaiLt  habe  daher  die  sog.  Kompet«W' 
Kompetenz.  Üie  Gliedstaaten  seien  durch  ihren  prinzipiell  onbegrenita 
Wirknngskrei«  von  kommunalen  Köri»en»cliafteji  untertichieden.  Völken«^ 
liehe  Fersönliehkeit  Imbe  eewohl  der  Bund  als  jeder  Gliedstaat.  St^iorm 
Soppclcharaktcr  gemäss  müsse  der  Bundesstaat  ein  zweifaches  peraonbche« 
Snluitnit  haben;  als  Bund  bestehe  er  ans  Stauten,  als  Staat  sei  er  rechlÜdl 
zuaammoDge«etzt  ans  Menschen.  Glieder  des  Bumlexataat«  seien  BiitUa 
sowohl  die  Einzelstaat^^n  als  die  einzeloen  Menschen.  Unrichtig  sei  es,  den 
Gliedstjuiten  den  ßiiudesstaates  Sooverauetät  zuzxischreiheu,  da  nie  ituch  hin- 
sichtlich derjenigen  HoboiLsreohte ,  welche  ihnen  Torblicben  sind,  dem  kntt- 
itituirendeu  Willen  des  (Tcsammtataats  onterworfen  »eien;  eine  AncntfaiBf 
davou  sollen  die  Deutschen  Staaten,  denen  Rcservatrecfatc  zustehen,  fSr  da 
beschrfinkteu  Bereich  dieser  Rechte  machen  und  Pretuscin  sogar  flir  das  gaaw 
bisher  nicht  von  d^r  Reiohigewalt  Terfassangsraäiisig  ergriffene  Gebiet,  wiil 
jede  Erweiterung  der  Reichskompetenz  der  Zustimmung  Pri^usstrns  brd&rf 
Die  Binzehtaaten  seien  nicht  nur  passiv,  sondern  auch  aetiv  Oliedi-r  «Jf^ 
GcH«mn]t3taates  und  haben  Mitglied srfaaf^ »rechte,  Der  Bundesstaat  ruhe  nichi 
nur  auf  den  Einzehtaatea  wie  der  Staatenbund,  sondern  auch  anf  dem  ih- 
samnitvolke,  uud  habe  die  Berugoins  in  direkten  Zusammenhang  mit  dui  «in- 
zelnen  Menschen  m  treten.  Für  die  letzteren  bestehe  regelmässig  ein  rnt- 
&che8  Bürgerrecht:  iodess  brauche  die  Centralgewalt  von  ihrpr  rechtliche 
Herrschaft  über  die  einzelnen  Menschen  nicht  immer  unmittelbaren  Grinwidi 
sn  machen,  sondern  »ie  kriuue  steh  auch  der  Vermittelung  der  Binielstsaloi 
hedieoen.  Bndlich  komme  auch  in  der  Gi^^anisation  des  Bundessiaates  die 
Doppeloalur  desselben  zur  Ausprägung;  weil  er  Bund  lei,  mflaw  deaEicut 
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«Uatco  ein  beeiimiuendfir  Einfliue  anf  die  GesunmUiif^Ie^nhciten  ztmteben, 
wvil  er  Stuiil  wi,  mÜMO  er  eig«ut:  und  Bi-lbsUtiiadigv  Orgsne  babeo  und 
DanienÜioh  sei  eine  etoheitüchr.  Volkeverlretung  für  ihn  besondcra  gtcignet. 
Zum  SoEluu  g'rht  der  Verfasser  noch  kurz  auf  die  Fngt  der  EntMtehung  des 
BundescUates  und  des  BucbUgrundf»,  Buf  wvlcbem  Miua  EDlatebuog  und  leioe 
Ver&MUDg  beruht,  ein. 

Ana  dieter  Debenicht  iit  du  Tableau  der  SUatcDverbindangea  zq 
übcrblicltBii,  wie  es  uoh  nach  der  EonstruktiuD  des  Verfaxaera  frestaltet. 
Für  die  krittsolie  EnJrterutig  knnnen  wir  aber  einen  grOMen  Thcil  ana- 
aobuideu.  Doao  dio  uiiorgouisiriun  VtfriiinigungVQ  von  Staaten  zu  irgend 
piDeiD  beflonderen  Zweck,  k.  B.  Kne((abiindniue,  Po«t-  und  Eincnbahnvereine, 
Tereinigunfteu  zur  Beobachtung  von  Oestimen  oder  anderen  WelteracheiniuigeD 
a.  B.  w.  biet«:!!  der  jurielischon  fititrachtuDg  keine  bcgrifTUcliea  Sobwierig- 
kriitou  dar  und  aiiid  daher  auch  nirbt  der  Gegenstand  reclitcdogmatiacbcr 
Kontrovcreen.  Dasselbe  gilt  im  Wesentlichen  auch  von  den  «StafttAti*AsBO- 
ciationrn  mit  KoUrklivurgunou" ,  obwohl  freilich  diu  Rcalunioa  xu  theoreti- 
■ohen  MeinungRverAchietleulitnteu  AidaM  gegeben  hat.  Eine  Diskuuion  end- 
Udb,  ob  die  durch  die  gk-ichiniisaigeOeltiiiig  von  Vülkerrecbtmormen  begründete 
Otsmeioachall  unter  tnebreren  Staaten  ab  eine  ^.Staatenverbindung"  bezeichnet 
werden  könne  oder  nicht,  wäre  ein  biosner  Streit  um  Woi-te.  Es  bleiben 
daher  nur  diujcoigen  Staateuvorbindiuigtin  übrig,  welche  der  Verfasser  all 
aStaaleo-GemcinweBea''  zuwunmunfiiwt,  namlicb  Staatenbund  undBundea- 
•  t  a  a  t. 

Diese  ZuramnieD&aiung   beruht  dnrsuf,    iIakie    df^r  VArfasner    auch  dpm 

BtaaLenbiuid  corporative  Xatur,  Rechtapcnönlichkcit,    eine  Gewalt   über  die 

I  Gliedstaaten  zuschreibt.    Wir  stoasen  hier  über  sofort  anf  eine  t^igenthiim liehe 

Schwierigkeit.      Nach    den  eigenen  Worten    de«  Verfiuwer«    (S.  88)    ist    der 

Ktaalfuliimd  ein  Gemeinwesen,  aber  kein  StaaUweacn;  er  soll  seinem  Begriff 

aod  Wesen  nach  8taat«n  beherrsclieu  (S.  94),  zugleich  aber  soll  die  Souve- 

rtectit  der  letxtert^n  die  rerhtlicb  anerkannt«  Rc^el  sein  (S.  91).    Wir  sollen 

Ulla  also  ein  OemL'iowcssAD  vontellen,    da«   über  Staati-a   herrscht    nod 

dodi  selbst  kein  tjtaat  ist;    wir    sollen    die  Vorstellung    einer    rechtUcheo 

iBemchaft  nocli  über  die  souveräne  Staatsgewalt  hiuautitreibvu  Xn»  kii  einem 

iNiv«Au,  auf  dem  «ie  wieder  auDiört,  den  staatliehen  Charakternt  haben.    Die 

kkorporatire  Vfireinigung  von  Privatpersonen    ist    selbH    wieder    eine  Person 

dlM  Privalrecbt«,  die  koriiorativc  Vereinigung  von  Gtiucindcu  ist  wieder  ein 

Kommunal  verstand,  die  ki^r^xiratlve  Vereinigung  von  KircbengenoaseDScbaAea 

»iflt  wieder  fme  (iesamintkirche  —  dagegen  die  korporative  Vereinigung  von 
Staaten  »oll  kein  Staat  itvio.  sonderu  über  den  Begriff  de»Bc)boQ  hioausCaUeo. 
Was  das  für  Gemeinwesen  sind ,  deren  Herrscliafbigebiel  erat  oberhalb  der 
»ouvpränro  8taat«gewalt  anfangt,  und  welcher  Art  die  HeiTschaft  ist,  die  so 
lionh  erhaben  ist,  daDs  üie  nicht  mehr  das  Wesen  der  Htaatügewalt  bat,  das 
betlarf  noch  sehr  der  Aiifkläruug:  die  bisherige  Wissenschaft  wenigatcns  bat 
mit  aoleben  Begriffen  wmh  uietit  ojitTirl.  Wir  sollen  ua»  ferner  denken, 
daaa  Staaten  souverän  iiml  zugleich  einer  über  me  herrseheoden  Gewalt  unter- 
worftm  sind,  d.  h.  wir  sollen  ihnen  gleichzeitig  die  Eigenschaft  der  höchsten, 
obervteu,  keiuvr  übcrgvordneteo  Gewalt  unt«'rworf(-neu  Rpchlanmclit  beilegen 
UDd  oegiren.  Im  ersten  Theil  der  Sclirift  (S.  7)  fiihrt  der  Ve-rfasBer  aus, 
in  der  Bigenachafl  der  Souveräoetät  zwar   die  Negation  der  Uulerord* 
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liuog  einer  Gewalt  iaaerhalh  ihrer  Sphäre  unter  irgneod  eioen 
WUlcD  lie^,  dos»  damit  aber  uhcr  den  Umfaag  der  Gi^waltspharvt 
NiofatA  entschieden  «ei.  Da«  Postulat  der  SouTerinatSt  heziebe  aich  nnr 
das  V'erhältDtiis  des  Staates  zu  dco  einzcloen  Menscbea  und  zu  den  nlcht- 
staatlicIiCQ  Korpomtinneti,  enthalte  aber  keine  Auenage  über  Aaa  Verfaallni» 
der  ^inz^lnen  konkroten  Staaten  zn  einander.  Diet  ist  m.  E.  annelitig. 
Gerade  im  Verholtnits  zu  den  ünt^rtbanun  kommt  die  Eif^nschaft  der  Soo- 
▼cränetät  g»r  nicht  in  R6tra4ihi,  Hondem  nur  im  Ve-rhältniaz  n  Staates; 
denn  üo  iägt  nicht  auo,  waa  und  wem  die  Stnato^j^walt  hefchlen  kann,  wih 
dem  daiR  nie  Niemandem  zu  gehorchen  braucht,  dasB  eis  keine  hohen 
Gewalt  Qber  ihr  giebt;  lie  kehrt  sich  aho  nicht  nach  Daten,  aondem  DKb 
Oben.  Wird  aber  dadurch  eine  höhere  Gewalt  uogirt,  90  wird  dadurch  aodi 
die  Möglichkeit  auRf^eflohlosKo,  daas  Urafong  und  Inhalt  der  BnuTeränen  Ge- 
walt von  einer  ausser  ihr  stehenden  Macht  mit  recht«verbindhehor  Kraft 
fesl^seUt  werden  kann.  Wie  weit  eine  touveräuo  Gewalt  ihn?  SpUn 
anttdehnt,  kann  nur  von  ihrem  eigenen  Willen  abhüagen,  d.  h.  diese  Sphän 
ist  ideell  unbeschränkt.  Die  SouvcränelÄt  ist  eise  Eigenschaft  a.bM}hitcii 
Charaktent ,  die  einer  konkreten  Sta»1«gou-a1t  entweder  zukommt  oder 
fohlt,  aber  nicht  tbeilweise  oder  relativ  zukommen  kann  und  daher  auch 
nicht  auf  eine  gewiue  Sphäre  beschrankt  nein  kann.  Souverän  in  öd 
Superlativ. 

Meiner  Ansicht  naeh  ist  aber  auch  dasjenige,  was  derVerfa-wer  beibrin^ 
um  die  Herrschaft  des  Stautenbundes  über  seine  Mitglieder,  aUo  die  staau- 
rcchtlicho  Persönlichkeit  desselben  zu  orweineu,  niclit  stiehlinltig.  Das«  dsoered 
ZD  Schutz  und  Trutz  verbundene  Staaten  eine  politische  (ipBammtmacht  büde 
dm»  rie  unter  gemeinschafVUchem  Namen  nach  Aussen  handeln  und  getnf 
achaftliche  Bevollmächtigte  eniutmen,  das«  tiv  unter  sich  die  Verbiodlit 
var&aanDgnnlasiger  M^oritfiUfaeBohlüsae  Tsreinbaren  und  dieselbe  von  dem ! 
fordemiBse  der  Ratifikation  belreien,  ist  mit  dem  societätvartigen  Charakter  ifani' 
Verhältnifses  vollkommen  vereinbar,  Das  Majorilttlxprinzip  i<tt  zwar  ein  weamt- 
liches  Kritnriuro  für  den  kor|)orati\en  Charakter  einer  rernoDeDvereimgung  in 
dem  Sinne,  dasR  überall  da,  wo  e»  gänzlich  fehlt,  die  Annahme  einer  kor|Kiratii(a 
Terlaisutig  ausgeschlossen  int,  aber  nicht  in  dem  Sinne,  dass  überall  da.  wo 
M^jorität«besehIäB8e  solSssig  sind,  auch  der  korporative  Charakter  der  Vcr 
einigung  damit  erwiesen  sei.  £b  gibt  ^nelmehr  zahllose  Geaellsohallan  aOer 
Arten  und  mit  dva  versehiedeuitteu  Zwecken,  bei  welchen  die  GeseUseliafter 
eich  MehrheitjibeHeh bissen  unterwerfen.  Auch  das  Recht  und  die  Pflicht, 
Mitglieder,  welche  ihre  Societätspflirhten  nicht  erfüllen,  mit  dem  vom  Redil 
gestatteten  Mitteln  dazu  anzuhalt«u,  widentpricht  dem  Begriff  der  SocäetU 
nicht;  die  sog.  Bundesexekiition  int  daher  mit  dej*  Auffassung  des  St 
blindes  als  etn>er  völkerrechtlichen  Sorietät  recht  wohl  vereinbar.  Sind 
Mitglieder  des  StAatenbundes  souverän,  so  ist  damit  ihre  Unterordnong 
eine  Herrschaft  ausgeechloasen  und  es  bleibt  für  ihre  Association  keine  an- 
dere Rechtsfnrm  übrig  als  die  der  Völkerrecht licliou  SocietÄt.  Steht  abw 
dem  Bunde  aU  solchem  über  seine  Mitglieder  eine  Herrschaft  zn,  so  ift 
ihm  damit  der  rechtliche  Cliarakter  des  Staates  beigelegt  und  es  verschwin- 
det dann  das  unterscheidende  Merkmal  zwischen  Staatenbund  and  Buodes- 
liaat. 

Wm   nun   die   vom   Teriiuaar  gc^bene   Entvickelun^    des 
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ßandeifltaat  anlangt,  ro  bf>niht  dteflelbe  auf  Voraii8iii>t2un(;en .  «elrhr  am 
Bcgion  der  Sc-brift  in  den  „BTundlejreDdcn  ErÖrterunffen"  aufReBtellt  wordco 
aind;  wir  müssen  daher  auf  die  1o(xt«reD  hier  etwa^  naher  einfteheo. 

.AI*  da«  fUr  den  fleurrifT  de«  Staat«i  maaaig^b^ndfl  Kriterium"  it«Ut 
d«r  Vprfaiiaer  den  Zweck  hin  und  dieser  Zweck  besteht  «der  Idee  nach" 
»in  der  siiV<»idiSren  Förderunj;  aller  vernünftig*^»  Intcretseo  «einer  (gegen- 
wärtigen und  Kukünftigenl  Mitglieder".  Dif  „AllsÄitlgkftit  de«  ZweckB"  Hti 
das  für  den  Begriff  des  Staates  principaJe  Moment  (S.  4  fg.) :  die  Subsidia- 
rität «ei  da»  vcrouun^mässe  Corrulat  und  die  unentbehrliche  Schranke  der 
UoiTersMÜtät  des  Staatmwecks"  (3.  100).  Prinzipiell  mus«  nun  hostritton 
werden,  da»s  man  da-i  wwentliche  Kriterium  eine«  RechtflinittitutA  in  dfnn 
Zweck  dcsaelbcD  erblicken  kann.  Der  Zweck  liegt  auBserhalb  der  Einrich- 
tung, durch  welche  er  rpalisirt  worden  soll;  er  liegt  jpiiBeits  dyr  bogrifTb'chon 
firanxen  de«  Mittel«,  durch  weichet  er  erreieht  werden  roII.  Per  Zweck  ist 
subjektiv  verstanden  die  AbBicht.  objektiv  genommen  die  Wirkung,  welche 
durch  eine  Einrichtung  rcaÜHirt  werden  eoll,  beziehentlich  hervorgebracht 
wird,  aber  kein  Theil  dieser  EiurichUiug  Belb«t.  So  nützlich  e«  für  das 
Verständüiss  eines  Rechteinatitute»  rein  kann ,  sich  darüber  klar  z\x  werden, 
welchen  Zwecken  e»  dient,  m  uczuläBsig  ist  e»,  die  Frage  nach  dem  Wesen 
eine«  Re«htitin8titutL-fi  damit  ubzufi^rtigeu ,  dass  man  den  Zweck  denHelben 
angibt.  Seit  Iherdki  es  für  erforderlich  erarhte.t  hat  ausführlicb  darzuthun, 
du«  die  Rechtfiortltute  nicht  um  ihrer  selbst  willen  oder  i:um  Zeitvertreib 
der  Jorit1«n  da  sind,  «ondem  jimkttscbEn  BcdürfniHaeu  entatammen  und  ver- 
nonfUgen  Zwecken  dienen,  echeint  en  xnr  Mode  geworden  zu  sein,  den  Blick 
in  die  Fe-me  nach  dem  .Zwerknioment"  schweifen  m  iBsecn  und  dariilier 
das  KecbtsinMtitut  «elbst  ans  den  Augeu  xu  verlieren.  Die  Aufgabe,  die  be- 
grifflichen Elemente  den  Kaufe»,  de«  DarlehnH,  der  Sncietät,  der  Hypo- 
thek u.  H.  w.  ZU  ermitteln  ,  ist  weit  verecliiedeo  von  einer  Betrachtang  der 
Zwecke  .  denen  diese  Institute  dien^-n  künnen.  Es  ist  nicht  nur  möglich, 
das«  ein  und  dasselbe  Rech tninsti tut  zu  »ehr  verschiedenartigen  Zwecken 
verwendet  wird,  sondern  ebenso,  daas  man  zur  Erroichong  desselben  Zwecke« 
«ich  vL-rvchieduncr  KechtsinGtitute  erfolgreich  bedienen  kann  und  endlich, 
daM  man  trotz  der  \'frwen(hing  des  geeigneten  ReehttiuHtitutf«  den  Zweck 
niolit  rrreiehl.  Mnn  kann  die  weseutUchf^n  Merkmale  eines  jeden  Recbts- 
bcgriffics  pracis  und  vüll»tandi(r  fevtiEtellen ,  ohne  ein  Wort  über  den  Zweck 
de«  Rechtainstitutes  hinzuzunigen;  uiiin  kann  x.  B.  eine  exakte  Definition  der 
Hsrpothek  geben  ohne  die  Bemerkung  bt^iztifügen  ,  daae  sie  zur  Sicherung 
eiDer  Forderang  dient,  nnd  man  kann  ebenso  eine  juristisch  vollkommene 
Definition  des  Monarchen,  rlo*  Oesetnv«,  der  DisciplinarKtraff  gehen,  ohne 
aich  in  eine  Erörtemns  Über  die  Zwecke  dieser  Inatirutionen  zu  verlieren. 
Wenn  man  aber  «eh  diimiif  beschränkt  .leinandem  tu  sage«,  die  Hypothek 
«ei  ein  Recht,  welche»  die  Sichemng  %-on  Kordeningen  bejrweckt,  oder  die 
Monarchie  sei  eine  Einrichtung  um  die  Festigkeit  der  staallichcTi  Ordnung 
ID  dchem,  so  erfährt  er  gar  Nicht-«,  wn«  für  den  Rechtsbegriff  von  irgend 
weieher  Erheblichkeit  wäre.  Ks  verhielte  «ich  ähnlich,  als  wenn  man  Je- 
Tnandero  auf  die  Frage:  v^m  i»t  Chinin?  anlwortea  würde,  „es  dient  daxit,  dax 
Fieber  zu  i'ertreiben".  .Sonderbarer  Weixe  wird  da«  Zweckmoment  gerade 
da  am  meisten  betont,  wo  ea  am  allerwerthluwe«ten  ist ,  nämlich  bei  der 
B^rUTibegtimnioDg  der  johitiBcben  Personen.    Freilieb  gibt   e*   keine  jnri- 
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cheo  Penoneu ,  die  Dicht  ii^od  einen  Zweclc  liabcn,  wie  es  n\ 
heine  xwecklaseo  RcchtBBchöpfungen  gibt ;  und  es  iat  zwift^lloa ,  4»m  der 
Staat  keine  Korpuratiunen,  insbevoodere  keine  öfTeBtlich- recht  liehen,  BchiSai 
oder  Kiu-rkeiiiieii  und  fortlieHttihen  Istüteti  wird ,  vrena  sie  ilmi  nach  dein 
HaasBtabe  seiner  Interewien  zwecklon  oder  gar  KW(K:k widrig  ersdicinen  adfr 
lioh  thatsäohlich  als  uaguüignet  zur  ReHÜsirung  ilires  Zwecket  erweisen:  khcr 
die  FersÜnlirhkeil  eitlem  UemetuwBHen«  und  die  Aufgabe«  welche  vcrmitteltl 
deraelb«n  ^lüitt  worden  soll,  aiud  be^fFlich  gsun  TerHÜdedone  Diuj^e.  Fnr 
den  Staat  >oU  dio  Bubeidiüru  AllEeitigkeit  »eioes  Zwecket  daa  eigcothümlicfae, 
ihn  ch&raktcriairendo  Merkmal  sein,  oder  wie  HouK  (Hirth'a  Annalen  1683 
6.  890)  Bagt:  Die  potentielle  Tutalilät  des  Zwecke  verhanden  mit  aklueUer 
ParÜaÜtät  deaitelben.  Dies  ist  aber  vollkommen  oichtaaB^ul;  dtou  .Zweck' 
bedeutfit  einen  beatimnitou  Zielpunkt ;  die  AilBeitigkeit  des  Zweckes  ist  daher 
eine  coatradictiu  in  u4j(^to,  nie  ixt  der  Venächl.  den  Zweck  tu  pr&cisTOL 
Mao  kann  wohl  Haften,  der  Htaat  habe  eine  freie  Auiwahl  liinsiditUok  der 
Zwenke,  welche  er  veKolf^u  wolle;  er  sei  an  keinen  bestimmten  Zweck  anf- 
Bcbliewtich  gebunden;  er  kuone  tüolit  nur  SchutJt  und  Fürsorge  jedem  ver- 
DÜnlUgeu  lutereiise  (wie  Drik  S.  4  xagt),  üondeni  nelb^it  nui-b  unvurnüniligm 
Interessen  <z.  B.  der  Verbn^nnmig  von  Hexen,  der  Haltung  von  Spielbankea, 
der  VcratiBtallutig  von  StierkamptenJ  zu  Tlieil  werden  taaaeo.  Man  faai  da- 
dureJi  aber  nur  oiueu  nnduru  AuHdruek  jjewouncn  für  die  Souvt-riinetäL  dci 
Sta&tea,  welche  den  Satz  cinsrhliosst:  Der  Stitat  IteMtimmt  «eine  Zwecke  und 
demgeniÜsa  seine  Kompeteox  selbst;  er  handelt  nach  seiner  Sclbstbestimmimit 
und  kaim  sich  daher  Ällett,  was  er  will,  zum  Zweck  Betxon.  Für  die  Selbit- 
bciAtimmung  seiner  Zwecke  emptängt  er  die  ImpuJsp  aus  den  BcdoHniMCD 
des  Booialeu  hebens;  materiell  (politiHch)  ist  daher  der  Staat  durch  dicMlbeo 
genÖthigi,  gewisse  Z'.vi»:ke  zu  vertblgcn,  aber  formell  (rechtlich)  ist  Qua  kam 
Zweok  gesetzt  ula  durch  seiuen  eigenen  Willen. 

Damit  ist  auoli  <Üe  äubaidiuritSt  in  ihrer  Bedoatung  oder  vii-lmehr  &•- 
dentungiloaigkeit  erlc^ant.  Das»  der  8taat  sich  titcbt  sulchea  Zwecken  widnirt. 
für  deren  Befriedigung  beroitü  in  uuorciehi-iider  Wei^i;  anderweitig  gesorgt  Ht, 
bedarl  keiner  wisi»  liCcliafHirbcu  Erklärung.  Wer  wird  mit  einer  Lolme 
auf  der  Strasse  gch'ii,  wejin  eine  genügende  Slrassenbeleuclitung  vorhandsB 
ist?  VoUkommeu  fid^eh  aber  wäre  der  Satz ,  wenn  er  beeaguo  aullte,  dast^ 
der  Staat  auf  eini-  t  rgänzeude  TbUtigkeit  hi'schrankt  sei ,  daas  er  keii 
Zweck  verfolgen  d  ü  r :  e ,  für  den  ein  Anderer  sorge  odtr  zu  aorgen  bereit 
Die  geschichtliche  L>  'rucliluug  lehrt  vielmohr.  dat»«  der  Staat  leahlrciche 
gaben  den  Kirchen,  Kuniniuneu,  V'oreinen,  Familien  mid  seihsL  dt-n  lodiri^ 
duea  abgeoonmicn  bi.t,  dass  also  der  Staat  keineiiwegs  Bobsidiür  eintritt, 
waon  sonst  Nieraacii  sich  bereit  tuidet,  einvu  Zweck  zu  verfolgen,  «oudem, 
daw  er  in  ert^ter  iCeihe  steht  und  sich  seine  Aufgabe  vorweg  aimoit 
«Verstaatlichung"  i' '.  ein  neuen  Wort,  über  einet  alte  Sache.  Der  .prinzipiell 
allseitige  snbsidiiire  Zweck"  soll  h<«soodeji  daza  dienen  um  den  Staat  gegen 
die  Kommunalverbrnde  abzugrünxeu.  Aber  auch  hier  venagt  er  voUatändif 
den  DieuHl;  denn  i  taust  sich  wohl  kuum  irgeud  ein  Zweck  deokeii,  dcMM 
Forderung  nicht  antti  den  Gemeinden  oblietTpn  kann  und  im  Lauf  der  ge- 
Hchichllicheu  Eutwii-Idung  auch  wirklich  ihnen  ziigestandeu  hat.  Nur  darin 
zeigt  sich  die  Verstliiedenheit,  dauH  nicht  der  fri'ie  Wille  dt-r  (remeiude  ihre 
Zweeke    bestimmt ,    "onderu  der  durch    aoedriickliche  Krklüruug    oder   itdl- 
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»ig«nde  Duldunir  sich  manifestireTide  Wille  den  Sta&tex.  Gerade  iq  die- 
ser Beciebocg  alxjr  Wfindct  sieb  der  airltuoavcrünc  Glivdotaat  dt>r  Bunden- 
Btaatogewalt  go^nnher  in  derselbeo  Lage  wie  der  Kommanalverhand  dem 
Staate  go^iiiiber.  Da  im  Bundeaataat  sowohl  die  Gciammtheit  als  die  Glie- 
der Staaten  und,  so  schreibt  Brie  buideu  diu  Hiibsidiür-ullMdtig):  KompetenB 
zu  und  Kwar  soll  die  Bunde sge wall  siibsidiür  zuständig  st^iti  im  Verhaltnits 
XU  den  in  erster  Linie  zur  VcrwirklicLauff  des  Stantezweckcn  innerhalb  ihres 
HerrBcbaftskroiaes  benifenen  Eimzclstaaten.  Mit  dtuii  pusiliveu  Rucht  der 
konkrctea  Buiide«staaten ,  ioRljeHiinderp  mit  der  VerfASHiintJ  des  Dt^utscben 
Reicbes,  ist  diese  Äußiusuiig  aber  »chwcrlich  «u  vcrcinigeu.  Denii  suvreit 
die  ZuHtändigkeit  des  Reiches  sich  erstreckt,  ist  diejenige  der  Kinzelitaaten 
ausgeschlossen.  Das  Reich  ist  nicht  auf  die  AiifgabcD  beschninkt ,  welche 
die  Sinzelstaati^u  ihm  übrig  lasRfn,  sondt-ru  in  ertiter  RoU».-  steht  das  Reich, 
welche*  die  Gegenstände  vorweg  nimmt ,  auf  weicht»  es  nflinR  Zuständigkeit 
erstreckt  und  den  Bin2el8taiitcn  verbleibt  der  Rest ,  den  das  Reich  übrig 
luRt.  Richtiger  wäre  «b  daher  wohl  7u  sage»,  die  Zuntändigkeit  der  Einzel- 
ataat«n  sei  im  Verhältnii««  z\i  der  riefi  Ueicheü  die  ^absidiäre ,  bedingte. 
DemgemSss  ist  anch  die  „Kouipet^nz-Konipetcaz",  welche  BaiB  sowohl  ftir 
den  Bund  als  für  die  Gliedslaaton  gU-icKiaässig  als  ein  bcgrifriicfaes  Erforder- 
niss  erachtet,  hei  beiden  sehr  ungleich;  denn  das  Reinh  kann  seine  Kompe- 
teoz  auf  Kosten  der  Einzelstaateu  erweitern ,  aber  nicht  die  Eiiizeist&atea 
auf  Soften  dos  Reichs. 

Als  da«  zweite  begriffliche  Erfi>rdemisR  dns  Htaaten  stellt  Broc  die 
Befngniss  auf,  in  direkten  Zusammenhang  mit  den  einzelnen  Mcnichea  lo 
treten.  Der  Staatenbund  berrsuhe  )>1ob  über  ätaateu ,  uiubt  Ulier  die  £in- 
■elncn,  und  sei  deshalb  kein  8taat;  der  Buudesslaat  herrsche  «nwohl  über 
die  tiliedttaal4%,  alt  auch  unmittelbar  üb^r  deron  Unlerthanen  und  sei  darunt 
ein  Staat.  Wenn  es  richtig  wäre ,  dass  der  Staatenbund  wirklich  eine 
Herrschaft  hÜtie  über  die  Staaten,  so  kÖimte  man  ganz  unbesorgt  darüber 
sein,  dasB  er  auch  die  Untertbam^D  derselben  beherrschte :  denn  wenn  ein 
Staat  einer  Herrschaft  unterworfen  ist ,  vo  sind  es  auch  seine  Substrate, 
X^ud  und  Leute.  Dasa  im  Ste&teubuude  di«  üuterlhaucu  uicht  dem  Bunde, 
»oudem  nur  den  betrefTfiudfn  GlieitataAttftn  unterworfen  sind,  beruht  vieEmebr 
darauf^  dass  der  Bund  überhaupt  keine  Hemchan ,  keine  Staatsgewalt  hat. 
Was  aber  den  Buiideniftwit  antaugt ,  so  bt  nach  der  von  Brie  in  Uebcreio- 
ilimmung  mit  der  überwiegenden  MehrKabl  deir  neueren  Schriftsteller  ver- 
theidigten  Annahme ,  dan  Reich  theils  auf  die  Staaten ,  theils  auf  deren 
ünlerthaueu  gestützt  und  es  kann  sich  bei  seiner  recLtliclieo  Hcrracfaufl  Über 
die  Unterthanen  entwedf^r  direct  an  nie  wenden  oder  sich  der  Venuittlnug 
der  Einzelstaaten  bedienen.  Sofern  das  Reich  den  letzteren  Weg  wählt, 
tritt  Kol'ort  die  mittelbare  Untertlianeiittchatt  ru  Tage.  Geiit  man  aber 
Ton  der  mit4vlbareu  U uteri b an enitcfaitfl  als  der  prinzipiellen  Gestaltung  aus, 
so  muss  man  die«  andererseits  durch  den  Sal?.  ergäuzeu,  das«  das  Reich  da- 
durch nicht  gehindert  witd,  auch  unmittelbar  die  Kinzelne-n  durch  seine 
Uerrscbaftsaktc  zu  ergreifen.  Die  ganze  Kontroverse  ist  daher  praktisch 
ohne  alle  Bedeutung;  nie  kann  mit.  si>  gutem  Rechte  vn«  irgend  v'inr  andere 
Frage  der  theoretischen  Spekulation  tiir  eine  blanRe  Doktorlrage  erklärt  wer* 
den.  Wenn  der  Gcgeusatz  zn^itfchcn  Stuutenbund  und  Butidesstaal  lediglich 
in  der  mitK'lbaren  udor  unmittelbaren  Unterwerfung  der  Einxelueu  unter  die 
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Biindcxgewalt  bestünde  .   eo  wire  er  dw  SchweiBw«  der  Edkto  aielit  wl 
der  im  Streit  um  ihn  vergosBon  worden  iit. 

Älfl  du  Erf^bniH  dioior  ErSrteruagAn  rauim  ich  daher    m^ine  Adu< 
dahin  zusamineufasgeu,  dass  daa  Problem   des  BondeistAAtsbegrifTfl  durch 
vorIieg;eTide  .Schrift  soinc  ondgültige  LÖauii^  wohl  nicht  (n^fundcn  ha(>  n 
Rtechend  auch  die  Dcductiou  df>ii  VerfaBS^ra  durch  ihre  Klarheit,  inner«  Hi 
monie  und  dialpctiache  Oewandtkeit  auf  den  ersten  Blick  za  bcid  acbetaL 

Strasabarg  im  Oktober  1686.  Laband. 


Leoturea  Introductory  to  the  Slud;  of  the  La«  of  thi*  Cob- 
ititutioQ,  by  A.  T.  UltDjr,  B.  C.  L.  of  Ihe  Inner  Tempi«,  Bar- 
rieter-at-taw,  Vineriau  ProTesfior  of  English  law,  Fellow 
of  All  Soul R  Co llt'ge,  Oxford,  Hon.  LLD.  G laiigoK.  2.Edil. 
London,  Macniillao  and  Co.  1886.  (p.  X  und  407)  ■ 

Uie  jugendlich  frische  Kraft,  mit  der  man  mch  in  England  in  dsl 
lDlxU<n  JahrKchnWn  dem  RechtiHliidiuni  üitgi- wendet  hat,  hat  »iiOi  in  jÜngita^ 
Zeit  aurh  auf  dem  Gebiete  de«  Dfleotlicheu  Heclit«  erfolirreich  bethatigt. 
Pas  zeigt  inionderhoit  daa  un»  vorlicjrende ,  hochinterossante  Werk,  welch« 
innerhalb  des  brilisrhrn  Weltreiche»  uniBonichr  Rfachtuiifr  gefunden  hal. 
aln  eein  Inhalt  in  hoht'm  Grade  goeignet  ncbeint,  xa  einem  tieferen  Venrtiod- 
niBB  der  gefrcawärtiir  so  lebhall  brennenden  VerfassDnf^&ofren  zu  verfaelfo. 
Daher  iit  das  Buch  «Ixbald  nach  «einem  Erscheinen  als  du«  Buch  des  Tage« 
begrosst  und,  obwohl  es  sich  von  Politik  durchoutt  feni  hält,  in  den  groaiea 
triMhoo  Debatten  wiederholt  von  den  leitenden  Staatsmünnem  citirt  worden. 
Unter  solchem  Umständen  dürfte  es  den  L«wm  dieser  Zeitschrift  mcht 
unwillkommen  »ein ,  wctm  wir  im  Fulpeuden  eine  kune  JnbiUtsübcnielil 
des  bemerkennwerthen  Buche«  «u  g^ehen  ventichern. 

6rot)«)e  Schwierigkeiten ,    so  bemerkt  Dicky    in    seiner    einleitenden  |I.) 
V'orlvHuni;;    «t^^Ucn    »eh    dem  Studium    der    cnglixchi-n  Verfasnunf;    eotgegea, 
denn  anders  aU  in  den  Tjändnm,    welehe    eioo  Verfasaunjpurbunde  besiUeii 
int  in  Enffland  vorenit  der  Gef^cnstand  und  IIm&n|f  des  EomchungiiftcbiE 
selbst  zu  bestimmen.     Freilich  kann  sich  der  Forscher  dabei   der  HUfe 
vorragender  Gelehrten  —    .luriaten ,  nistoriker    und    l'olitiker  —    bediencnti 
altein ,    wie  Verfasapr    in    ansehaul  icher    Besprechung    berühmtcir    Beurpicle 
(Blackktckic,  FaKlEtUN.  Baokuot,  Hea.rs>  dartfatit',  int  diese  Hilfe  eine  mangel-^^ 
hafi«:  die  DarstelluBii  der  Jurinten  leidet  an  Fiktionen,  die  den  SachverhaH^H 
vordnnkeln  und  verwirren ;   .jene    dnr  Historiker  beechüfÜgt    »ich    eingehe»}^' 
mit   der  Kntwickclunsi'   und    insbenondere   dem   Ursprung   der  loBlitulioni'Q 
wührend  die  SchrillBleller.  weiche  sich  mit  der  Theorie  der  Pohtik  beÜBsaeD, 
eigenthch  nur  Gruadsatre  behandeln,  welche  strenge  genommen  de«  Rcefat«- 
obarakterM  entbehrten. 

Wenn  m^n  atiC  das  Gebiet  dessen,  was  Ver&fisungsrecht  genannt  wird, 
blickt,  so  lassen  sich  nach  Dicky  ,  zwei  verschiedene  Arten  von  Regeln 
unterschoiilen:  Regeln,  welche  von  den  Gericht«n  erzwungen  werden  und 
andeneitjt  Grundsätze  und  Usancen ,  die  solchen  Zwanges  entbehren.  Nur 
den  emteran  kommt  (nach  Dickt)  der  Oliaraktcr  von  Rechtasütjten  cu.  Vhha 
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bilden  auch  nur  »Je  -  iu  ihrer  G<uaiiimtb«it  —  du  eigentliche  VerfusungS' 
recht  iiD()  folgeweise  dcu  6«i;cn«tAud  des  junetisohcti  Siudiuitm.  Die  uner- 
zwinghareo  Maxiniea  t^tc.  hlagcgeu ,  welch«  \-oni  Vei'&iucr  „oonventioru" 
gFDaimt  werden ,  sU-Uen  sich  aur  als  ein«  Art  conNtitutioneller  Moral  d&r 
und  komnieo  nur  iudirokt,  iu  ihrer  ßoxiehuiig  zum  vigcutlichun  Yerfassungs- 
recht  iu  Frage.  (Vorl.  Vm.) 

Nachdem  so  der  Gegenstand  bestitnmt  worden  ist,  wird  in  den  drei 
rolgeodeo  Vorlcaangou  das  erüle  und  wichtigste  Onmdprincip  der  eDgUschea 
VerfHaung  besprochen:  Das  vorhernobcnde  Merkmal,  so  sagt  die  IL  Vor' 
"Ic-sung.  ist  die  SonveraDitÜt  des  Pai'IamcDU.  Dab  Parlaniuul.  (d.  i.  Kijoig 
und  die  beideu  HSwier  in  ihrem  ZuBammenwirlcen,  sog.  King  in  Farli&nieut) 
hat  eine  absolute  gesetzgebende  Gewalt.  Es  kann  dalicr  im  Wege  der 
GcsetKgehuDg  Alle»  thnii .  wa.«  üherhnupt  nur  natürlich  möglich  ist ,  so  die 
Ri^ligion ,  die  Thronfolge ,  die  Verfassung  de»  Parlamentfl  umgoRtalt«n ,  ao 
auch  jedes  bestehende  Privatrecht  aufheben  oder  veriLndem.  AJidereeita  hat 
Mi«inaiid  «ne  mit  dieser  concurrirflnde  Oewalt,  d.  h.  yiumand  kann  Recht 
netzen,  das  im  Widerspruch  mit  einem  Parlnments-Gesetz  von  den  Gerichten 
zu  befolgen  wäre  ;  aJso  nicht  der  König,  nicht  eines  der  beiden  Häuser  allein, 
uicbt  diu  Wälder  der  Abgoordnet^u ,  nicht  die  Gerichtshöfe ,  obgleich  di« 
letzteren  nicht  selten  neiies  Hecht  schalfen. 

Trotzdem  aber  begegnet  der  Satz ,  'dasn  das  PaHamcnt  souverän  sei^ 
^-ielfach  Zweifeln.  Diew  sind  zum  TJieil  in  der  Thporie  begründet,  dass  die 
Sonreränität  nebr-n  dent  König  und  dem  Haus  der  I^^rds  der  Wählerschaft 
und  auch  nur  dt^'  Wählerfchnfl  zukomme ,  allein  di<^8f  Anschauung  ist  ent- 
sohicdcn  fiiläch,  da  e»  rcchtlicb  gar  nicht  auf  den  Willen  der  Wühler,  sondern 
nur  auf  jenen  des  Parlaments  ankunimt.  Zum  Theil  aber  bendieu  diese 
Zweifel  auf  den  BeschrünkungoD  äURscrer  und  innerer  Art,  welchen  die  thut- 
sSchhchc  Aiisitbuug  der  Souvi-rÜuitÜt  unten\-orfen  ist. 

In  der  JII.  VurVsung  wird  dfls  Wesen  der  legislativen  Souveränität 
des  Britischen  Parliunents  durch  eine  Vergleichung  mit  der  Stellung  nicht 
aouverüuer  gesctzgebcndiai  Körperschaften  naber  veranschaulicht.  Das  bri- 
tiache  Parlament,  so  wird  uns  hier  gesagt,  kann  jegliches  Gesetz  mit  gleicher 
Leichtigkeit  abSndem,  gleichviel ,  ob  c«  sich  auf  die  Orundinstitutionen  de» 
Staatswesens  bezieht  oder  nicht.  Daher  gibt  es  denn  auch  keine  bestimmte 
Scheidnng  zwischen  VeHJasfiungs-  imd  anderen  Öesetrcn ,  ein  Umstand,  mit 
dem  es  auch  ZDsammenhSngt,  das»  oin  besonder«  dringendes  Bedürfutss  für 
Aufzeichnung  der  ungeschriebenen  britischen  Vertaasung  nicht  existirt;  und 
ondlicli  hat  Niemand  in  der  "Welt  ein  Reicht ,  ein  Statut  de»  Parhunents  all 
nichtig  zu  erklären,  weil  es  einem  VerfassmigHgesetze  widerHjiräclie. 

Im  Gegensätze  ziun  Parlament  gibt  es  ■vielfach  Körperschaften ,  von 
Dickt  nicht  souveräne  gesetzgebeuda  Korper  —  non  lovereign  Jaw-making 
bodicB  —  genannt ,  welche  nicht  in  der  J*age  sind  I.  jegliches  Gesetz  ohne 
IJnteTachied  zu  ändt»m,  2.  iu  Ansehung  derer  datier  ein  bestimmter  Unter- 
schied zwischen  Gruud-  und  anderen  (iesetzen  besteht,  sowie  8.  gowisao 
K5rpencbaft«n,  nämlich  die  GeriL-hte,  berechtigt  sind,  über  die  Verfassunga- 
mäasigkeit  der  von  ihnen  erlnsseuco  Gcst-lze  zu  befinden. 

Solcher  Art  laind  die  Eisenbahngesellsobatten ,  welche  berechtigt  sind, 
inDcrhalb  des  ihnen  Kurporation «rechte  verlmhcuden  Statutes  (durch  Strafen 
ernwingbare)  Rechtsvorschrifteu  («og.  bye-hiws)  tu  erlassen,  welche  sefbstver- 


«ländlich  der  Abänderung  durch  di^  OäsMIftAhait  antfirli^Ti ,  wahrem 
RorporattonBUtot  wlbst  ihrör  Emmrkang  ToHstäadi);  eaUogoi  ist. 
mUsKD  denn  auch  die  Gericht«  itiot-  ilivHvin  Statut  widersprechcode  Toncfarift 
vi»  nicht  verbindlich  bobandclo.  ~  WpsentJich  dasüelbo  ist  vom  Oeae^rngthtm- 
den  KaÜi  Tiir  Bnti&oh>Iudiim  zu  Rageo.  Dpnn  obwohl  dieser  weit^fehauls 
leifisUtive  Belugnine  bentxt  tmd  nuaübt ,  bo  buruhuu  doch  diese  inagenmul 
auf  Oe*ctxcn  doa  britischen  l'arlaraeuts ,  welche  daher  die  VerrasMing  tob 
Indien  bilden  und  —  selbiitverstiuidliuh  —  nur  durch  ParlamentflgOMts,  nicht 
aber  den  GeRetz^benden  Rath  Itir  Indica  ubgeäudurt  werden  küuoen.  — 
Die  Kolonien  eodlioh  haken  Parlament«  und  ^osetsf^bende  Gewalten ,  die 
jenen  des  Matterlaride>i  ganz  analog  sind.  Ittrt*  Gcst'ticgvbuui^  crstruckt  dob 
auf  alle  nnr  doukbartMi  GcgoiintStide.  auch  die  VerGusung  der  Kolonie  mlbut 
—  soweit  habea  dteec  Parlamente  uicht  blos  lejnilative ,  lundom  auch  cott- 
atituircüde  Gewalten  —  fflciobwohl  sind  dirsvlbbii  uulL-rguOrduct,  insofern  £• 
von  ihnen  crlniMCDCn  Ge««txe-  nicht  in  Widpntpnich  zu  jeiieu  Reoht■Ta^ 
schriftea  des  Uritiachen  PartamRuts  stehen  dürfen ,  welche  fdr  die  Kolmie 
Geltung  tiiiWn. 

Weit  befremde iidiT,  aU  uIIp  liisheritten  Bfispiele  i»t  dio  Tbataacha^ 
da»  auch  die  ^ffetz^bendtüi  VurBammlutifreu  uuabhänfriffL-r  Staaten  vtelfiidi 
nicht  soQVcrmu  nind.  So  hiibeti  die  vcrnchicdirtitti  (raniHifiiBchen  Verfiioningvii. 
welche  wohl  oJ«  Tyiiii«  der  continrntaleti  überhaupt  l>eintolitet  werden  dürfüti, 
alle  zwiachen  tuDdamentaleji  und  nf^wühnlichcn  Gewtzon  ^achiMlen,  in  dm 
Sinne,  daai  die  ervtcren  nicht  durch  die  gewÖhnlicben  Parlnmcnte  in  da* 
regelmfianj^u  Weise  nb^feandert  werden  knuaen.  Im  eatseliiedeiifn  OegCft- 
Mt£  hierzu  kann  in  Ent^ünd  jeden  (joiietz  in  derBrIbea  Leichtigkeit  vnn  dem- 
selben Kori>eT  ahffeändert  werden  und  sumtt  hat  der  Ausdruck  «conftitn- 
tional  law"  nur  die  vage  Bedeutung  eiiiett  mif  die  Grandeiiirichtuni^o  aidt^H 
bciäeheiicleu  Gctietxefi.  Kh  unterneheidet]  sich  i^aniiL  die  contine-ntalen  Vitf^^f 
bssoDgea  aehr  boitinimt  durch  eine  f^ewiiwc  Starrheit  .rigidity"  von  der 
Dohnlmrkcit  und  AnpaaeuujrsffiyiiKkeit  „tlexibility"  der  euiilinche»  Instiliitiooea. 
Die  den  erid«rej)  ei^enthiuiilii^hn  UnterAc^hoidong  vonVerlassunga-  und  gewöhn- 
liehen  Gesetzen  verlanfrt  natürlich  Gnranlieen  gegen  nicht  ver£unu]t;iniJUn|)l 
Oeaetagobuog.  Diese  werden  inübe^ondere  darin  heslehcu,  dasa  die  Oerichte 
Über  Verfasaunffiimä&Ufikeit  priasHener  (Je^cUEe  zu  cntnebeideji  haben ,  dn 
We^  der  in  der  Tbat  in  den  Vereinif^tea  Staaten  einf^schlof^en  worden  wi; 
es  ist  aber  auch  dviikbur,  duss  iiuir  aich  lediglich  auf  die  £äiifl  der  öffuntUe 
Meinung  und  die  Wirkung  der  Torschißdeoen  poUtiecbeu  GewaltAU 
ander  verläist;  hier  sind  dann  die  BeacbrÜnkuaf^en  der  regetmätriffen 
gcbung,  cigcutliub  keiue  Bcchtavuraohnf^eti,  aoudern  lediglich  constitut 
Bfaxiraen. 

Die   nftchsie  (IV.)  Vorleiung   aetxt   da«  Wesen   der   Souver&nität 
Parlaments   dureh   die  Ver^leichung  mit   der  Natur  des  Bundenstaate* 
noch     bflleres     Licht.      Vorbedingung    einea    Fademlen    Genieiuwescui 
immer,    da-iN    eine    Anzahl    von    Ländern    durch    ihre    La^e ,    ihre   genieiD- 
same  Entwickclutig  etc.,  in  einer  gewissen  Verbindung  mit  einander  stehen. 
Zudem  musa  innerhalb  derselben  ein  cigenthüniUches  Verlangen  nach  Einheit 
und    icugleieh    ein  Wideretreben    gegen    dieselbe,    d.  b.  ein  Verlangen    nach 
■taatlicher   äelb<ttandigkeit    bestehen.      I>as    aber    erfordert    eine    Verfat- 
tnng,  welche  beiden  Furderungoo  durch  cuteprecbende  Vertbeilnng  dec. 


0owalteD  entApncbt  tiod  den  Bestand  deredben  xudcm  durch  die  Auto- 
rität der  Gerichte  gegen  KingrifTe  vnn  der  einen  oder  noderen  Seite 
sichert.     Im  Einzelnen  erf^bt  sich  Kolfreniten; 

1.  Pft  der  BunclvMtntit  nur  kraft  der  \'vrfit8niiig  bcitoht,  so  bildet  diese 
d&B  höchste  GetieU:  des  Lrfindes ,  wie  da«  in  der  VerfnARung  der  Vereinigten 
Stuten,  die  vorzugsweise  zur  Ver^l«ichung  heracgcEogen  werden,  ausdrUck- 
ticb  anerkuiol  ial,  wtthr«:iid  in  England  t:in  Uiitm-schicd  in  der  Verbindlich- 
keit der  Uecbtsvorschrifleii  nicht  beuteln.  MeLhAtveratändlieb  kann  die  Buades- 
Terfiwnmg  weder  durch  die  gesetzgebenden  Gewalten  der  ElnEclstAateL  noch 
doTch  die  geiaeinsanie  Vertretung  &l^eftodert  werden ,  sondern  nur  doroh 
eine  den  beiden  übergeordnete  Giowalt. 

ü.  Eine  Verthoiliiiig  der  Gewalten  zw-ischon  der  Nation  und  den  Einxel- 
staaten  ist  selbstverständlich;  indessen  ist  dis  Scheidimg  rielfftch  noch  weiter 
geführt,  M  stehen  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Präsident,  der  Congross 
und  ilio  fÜdcralcu  Goricht^bcliurdcu  •;iu»iidtrr  mit  Belbetändigcn ,  KorgTältig 
abgegrenzten  AIa<*.htjiphären  gegenüber,  während  in  England  das  Parlament 
emsig  und  allein  die  höcbsto  Gewalt  besitzt. 

3.  Da  die  Verfassung  oberstes  Landesrecht  ist,  so  ist  es  Pflicht  der 
Gerichtshöfe  jed^n  ihr  widersprechende  Gesets  als  nichtig  ru  behandeln,  eine 
Pflicht,  welche  dieselben  krafl  der  eigen tbümUcheD  Organisation  des  Gerichts- 
wesens und  Bpceieil  der  Slelliiiig  des  höchsten  Qerichtshofes  der  Vereinigten 
Staat«n  TolUtändig  7;u  verwirklichen  in  der  I^age  sind.  In  einem  Eiuheits- 
staatc  hingegen,  wie  in  Enghuid,  kann  der  Richter  gar  keinen  Anlasa  zu  einer 
■olchen  Thütigkeit  haben. 

Soviel  in  der  Hauptsache  dient  zur  Erklärung  des  ersten  Fundamen- 
talsatj»8  der  englischen  Vorfassung.  AViederum  drei  Vorlesungen  sind  dem 
zweiten  Grundsätze,  der  rRuIc  of  taw",  gewidmet  und  wollen  daher  zeigen,  in 
welch  dttrgreifeiider  Weise  der  sog.  Rechtsstaat  in  England  verwirkhcht  ist. 

Der  Ausdruck  „Rule  of  law"  hi>deuUft  1.  das«  nur  eine  bestimmt« 
Reohtsverletzong  Strafe  nach  sich  ziehen  kann ,  S.  dass  das  Recht  für  alle 
gleich  ist  und  somit  jeder  Mensch  tui"  jegliche  Recbtavcrletzung  in  gleicher 
Weise  vor  den  gewöhnlichen  Gerichten  veranlwortUch  ist.  Zwar  sind  Bramten, 
Soldaten,  Geistlichen  gewUlich  besondere  Pflichlen  auferlegt.,  diese  aber 
befreien  nicht  von  dcugewöhulicheuBürgerpäichten.  Ein  „droit  admimslintiP', 
daa  der  Regierung  und  iliren  Dienern  eine  beMndent  bevorrechtete  Stellung 
gewShrt,  ^s.  darüber  S.  179 — 190),  indem  sie  die  sog.  Administrativhandloogea 
den  Gerichten  entzieht  und  der  Bt-urthoiluiig  durch  besondere  Behörden  vor- 
behält, ist  dem  heutigen  England  ganz  unbekannt.  Vielmehr  stehen  hier  alle 
Beamten  unter  dem  Eiuflui^se  der  gewöhnlichen  Gerichte  und  somit  ist  in  Eng- 
land die  Verwaltung  unter  Superrevisiuu  der  Gerichte,  wÜhreud  in  Frankreich 
die  log.  Trennung  der  Gewalten  bedeutet,  dass  die  Regienmg  vom  Einfluss 
der  Gericht«  &üi  sein  soll.  Dbhs  gegcu  das  eugli^che  System  schwere  Bedeuken 
erhoben  werden  können,  indem  mögliche  schwere  Dienstverletzungen  stratlos 
bleiben,  treue  Dienstcrfiilluug  Verantwortlichkeit  nach  sich  ziehen  könne,  wird 
vom  Verfcsscr  an  einigen  sehr  atilTallcüdeii  Beispielen  nachdrücklichst  hervor- 
gehoben. 3.  Der  Ausdrufk  Kule  of  law  nnll  aber  endUch  noch  besagen 
—  in  dieser  Beziehung  ist  er  dem  englischen  Volke  eigcnthümlich,  —  dass 
die  Orondsätee  der  Verfui^Hung  lediglich  da.i  Resitltut  des  gewÖhuHchen 
lAodearechta   sind,   nur  Abstraotionen    und  Verall gemeinerangen   von    Ent* 
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•etiBiduni^n  einzelner  FKlle  und  zum  Theil  auch  sUtutariscfaer  Bestimmi 
«ShrcDd  diu  OrundsäUc  der  VorTHstutif^  auf  dcai  ContincDt  in  b«»oi 
Ver&afiun^gMetxen  uiedergelegt  tiud  unt)  nur  kriUl  dcrsellx^n  beabUien.  Da 
binfft  die  ThatHcbe  znummen,  dasii  in  Ko^land  die  VeriusuDgurefteln  eizwing- 
bar  imd  ohne  güDiUchü  ün^cstultung  dv.t  LaadcsruchU»  nichl  zu  bcseitigeo 
siod,  während  auf  dem  Contincnt  eine  Suspeutton  der  Verfasauog  nhii* 
boondero  Schmerifrkeiten  möglich  lat.  (Vorlesung  V.) 

Zwt-ck  dcT  licidoo  sich  KoscliHc-sHuadcu  Vurlcvui^n  ('VL  ii.  VIL)  ift, 
KU  Eeigeo,  daas  die  grundlegt>iidt,>ii  lufititntionf^n  der  eiiglischea  Ver&mnf 
Eiborall  das  Onindpriuoip  vou  dt'r  HomclLafl  de«  Rechts  r.ur  Anspiii 
bringen. 

1.  Des  Hecht  auf  persönliche  Freiheil  ial  im  Grunde  tj^enominen 
ab  da»  privati'  Kocht  dutt  BinxolßeD  von  einem  Anderen  iiicht 
oder  «einer  Freiheit  beraubt  zu  werden,  widrifTenblU  der  letztero  civil- 
criminal  rocht  lieh  belangt  werden  kann.  Aber  gerade  so,  wie  gegenüber  jedui 
Itfitbürgcr,  iit  dieses  Recht  uultIi  gegeuübur  der  Regierung  und  ihren  Dioun 
imerkftunt  und  «omit  bildet  dieser  (ivundsatx  dei  gewöhnlichen  LftDdetrecliM 
zugleich  cinea  Thcil  da  Vcria^sungtircchts.  Gegen  jede  lAÜlkUrliche:,  d.  h.  mciit 
geeetzmästigo  Vcrhailmig  tmil  Eiimperruug  ist  durcli  die  AcU  of  H*be» 
Corpus,  die  ihrem  Wesen  nach  l^rozedsgesetze  siod,  auzreichendstcr  Sdwtf 
geiriihrt. 

3.  Ein  Rvvlit  der  freien  Mi^iiiungmuRiurung  imd  iunundcrbcit  Pressfreifaiit 
existirt  in  Englfind  nicht.  Man  darf  mir  MiKcn,  schreiben,  dnicken.  wa«  ntdit 
eine  RcchlaTorletzunsr  iu  sich  schliesst.  Wird  dalier  durch  die  Presse  eine 
Beleidigung  gegcu  eine  PerHOo,  eiu  aufrührerischer  Angriff  auf  die  zu  Jietit 
bestehende  R«>gierung,  oder  eine  Schmähung  gegen  die  ancrk&nut«^  Beligiov 
väriibt,  so  werden  alle,  welche  au  der  Verbreitung  dieser  AeasserungeD 
Theil  genommen  haben,  stralfällig.  Eine  besondere  Begünstigung  d«r  Freac 
hat  bis  auf  die  Demente  Zeit  nicht  existirt.  Wenn  gleichwohl  England  ■!]- 
gemein  all  J^and  der  Pressfreiheit  bfltraclilet  wird,  so  crkläit  sieb  daa  darufl^ 
dau  die  Pn:s8e  uur  der  Uerrscbail  dei?  gemeinen  Hechtes  unterworfen  iit 
Cemur  und  Specialtribunale  für  durch  <lie  Presfle  begangene  Vcr;gi;hen  lind 
dem  modcmeii  England  fremd. 

8.  Auch  das  Versammlungsrecht  (ri^ht  of  public  meeting)  int  eigentUcb 
von  der  eugtischeii  Verlatsuug  nicht  anerkannt.  Anerkannt  ist  nur,  das* 
Jeder  das  Rocht  tiat  zu  gehen,  wohin  er  will,  und  eben  deaehalb  auch  zu- 
gleich mit  Anderen.  Allerdings  kann  eine  Versammlung  ungesetzlidi  «eö, 
X.  B.  wegen  ihres  Zweckeü  (Conspiraliou  etc.),  ulleiu  die  blosav  Thatsadie, 
dass  eine  Versammlung  vorausstchtHoh  AVidorspruch  liervorrufen  und  dessbalb 
za  Störungen  ßihron  werde,  oder  disa  deren  Abhaltung  dem  öffent 
Interesse  eutsohiRdcn  zuwiderläuft,  bi  für  die  Behörden  kein  Gnmd 
zu  verbieten. 

4.  Bin  eigentliches  Stund-  imd  Belageruugsrcoht  „Hai-tial  law"  Im  Sinn« 
einer  Suspeudirung  des  gcwöhnUchen  Rechtes  und  der  TbStigkeit  der  Civil- 
behörden,  sowie  ihrer  Ersetzung  diu'ch  Militärbehörden  ist  der  eugUscheD 
Verraatuug  g»uz  unbckanut  und  darin  lii^gt  lAu  klares  Zeichen  lür  die  Supre- 
matie des  Landesrechtes.  Dagegeu  wird  des  AuHdruck  „Martial  law"  auch 
In  Bezug  auf  da»  anerkHunte  Recht  „common  hiw  right'  der  Rcgieniog 
und  ihrer  Diener  gebraucht ,    im  Falle    vou  Invasion    und    innerem  Aufruhl 
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Qewftlt  mit  Gewalt  zu  untordrtlckea.  Allein  d&rauf,  d.  i.  auf  dio  Nieder- 
drückuii)r  dox  Aufhitin  bcschriinkt  »icli  uucb  ihr  Eiiischruiten.  Niemals  Eb«r 
kSanen  Soldaten  und  Mii)(iHtrut«  rlie  Aufruhrer  bestrafen.  Jede  Executioa 
durch  ein  Militärgericht  wäre  als  Mord  strafbar. 

5.  Stilbat  di«  gesetxliche  Stellucf^  der  AtiKehÖrigeii  der  Ann«e  cetgt 
deutb'ch  in  welchem  Haaaae  der  Reclitsataat  in  England  verwirklicht  ist. 
Man  hatte  5<iher  geglaubt,  ein  »tfindi^r  Armee-Körper  hu«  bc^ahlli'u,  ihren 
Vor(f(!»w.'tzteu  HU  uubedii^em Gehorsam  verpflichteten  Soldaten  müsie  verhSng-  . 
nissvoll  für  die  engÜBche  Freiheit  wi;rdL»a.  So  null  mun  eJch  in  der  8chwieng;fta 
Lage,  vutwcdfr  ohue  Armee  jeder  Itivasion  preis^cKcben  zu  seia,  oder  mit  Armee 
des  koBtbaren  KreiheiUigutes  vcrluntiij  Jtu  geben.  Inde»flen  ist  diese»  Problem 
durch  ein bcBonderci  Gcsotz  (MutinyAct,  löBBi  glücklich  gelost  worden.  Danach 
iBt  der  Soldat  neben  seinen  nllgemeinen  Bürgerpflichten  noch  spcciellcn 
militäriMhen  l'flichtpn  unterworfea.  Er  ist  deingemBBs  der  gewöhuliehcn 
Crünmal-  und  Ci%'ilgericbt8barkäit  unterwarfen  —  wegen  gewieaer  Verbrechen 
musa  er  sogar  vor  den  gew(>huticlien  Gerichteo  sur  Verantwurtung  gexogenl 
Verden  —  auanerdcm  aber  wegen  Verletzung  seiner  mililÄnschon  Hlichten 
den  Uilitaigcricbt«höfen  verantwortltcli.  Da  nun  ein  und  daaaelbe  Reat 
glcicheeitig  eine  Verletzung  der  bürgerlichen  und  der  militäriBchen  Pflichten 
in  sich  Mi^hliesKcn  kann,  ho  kann  ein  Soldat  wegen  eines  solchen  Eownii]  %'on 
den  bürgerlichen  als  von  den  Militärgerichten  belangt  werden,  indessen  wird 
hier  der  Zuständigkeit  der  ersteren  durch  eine  Entscheidung  der  letzteren 
nie  prftjiidioirt,  während  uinufekelirt  Freisprechung  oder  VerurtLeiiuug  vor 
dem  Mililürgericht  eine  weitere  Untersuchung  vor  df>m  bürgerlichen  Gerichte 
nicht  ausschlient.  Dass  sich  aus  dieaer  zwiefachen  Haftbarkeit  Härten 
cr^ben  kötiuen,  ist  auf  der  Hand  liegend,  dieselben  w^srdeu  aber  thatsiiclilicll, 
venn  nicht  beseitigt,  so  doch  wesetitlich  (^eniiUlert  (p.  307 — 811). 

6.  Waa  die  Staatseinnahmen  anlanjsft,  so  beruhen  diese,  abgesehen  von 
gmns  Tersch windenden  Einnahnteu  (au»  dem  Staatsvermogeu  etc.)  durchaus 
auf  Oeaete  (permanent  oder  anniml  act),  ohne  desaen  Autorisation  nicht« 
erhoben  werden  kann.  Andererseits  kann  aber  ohne  Autorisation  einet 
ßeaetcea  nicht  ein  Pfennig  veruiugobt  werden .  ein  Erfolg,  der  durch  die 
eigenthUmliche  Stellung  einer  besonderen  Rechnnnget-  und  ReviitionstTiehÖrdef 
dei  Coinptrollor  and  Auditor  General  (p.  3S2— 3Sf9)  volli>tSn(Ug  erreicht  wird. 

7.  Die  Vcnuilwurtlichkeit  der  Minister  endlich  ist  lediglich  eine  Anwen- 
dung de«  im  genieinen  U*'ehte  sicherlich  Hcbon  seit  Eduard  IV.  anerkannteo . 
Gnndnlzes,  dass  eine  BenifunK  auf  ertheilten  Befehl  oder  Aoftrog  unznlässig, : 
Tielmehr  jeder  Uebeltbüter  persönlich  liaftbar  sei.  Wenn  daher  ein  ungesetc- 
lieher  Act  eines  Ministers  vorliegt,  so  setzt  er  sich  dadurch  civiler  und 
eriroinaler  Verfolgung  aus  —  möglicher  Weise  kann  auch  biaa  Minister* 
«nklage  (impe&chment)  vor  dem  Parlament  slatifindeD,  —  ohne  dans  er  sich 
auf  einen  Auftrag  der  Krone  berufen  dürfte.  Da  nun  alle  Acte  der  Krone 
durch  einen  Minister  voritiinehnien  siuti ,  so  fallen  uatürhch  nicht  nur  die 
Handlungen  der  Minister,  sondem  —  mittelbar  —  auch  jene  der  Krone 
unter  Cognition  des  Rechts  und  der  Gerichte,  und  das  ist  wohl  der 
Bchlageodetc  Beweis,  der  für  die  allgemeine  Herrscbafl  des  Rechtes  erbracht 
werden  kann. 

Man  mochte  meinen,  dass  die  beiden  bisher  besprochenen  Grundprincipien 
eiaauder  widersprechen  oder  tlucb  einander  in  ihrer  Wirksamkeit  ubsch^tüchea, 
AxtUt  ftr  eTMllidiM  RMlit.  11.  t.  2S 
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indetscD  üt  d»  Gegentheit  der  Fall.  KineneitB  begüantigt  die  SouvetiieOt 
doB  ParlamenU  jeno  des  Gesetzes ,  einmal  weil  jedes  Gesetz  du  überlegte 
Bemltat  des  SSiuamiuvDwirkeus  di-cier  Faktoreu  dantcllt  und  plötzliche  £u>- 
griSc  iu  dcD  Rechtflziuland  (im  Wegt>  einseitig  erlonsenf^r  Ordoniut.nzeiiJ  aiu- 
gnsoldoMeu  sJcd;  insbesondere  aher  dadurch,  dass  du  Parlameut  oienmls  (anns 
in  Zeiten  der  Revolutioo)  direkte  £zecutivgtiwalt>  auegtiUbl  hat.  vielmelir  die 
TrS^r  donelbcn  immer  die  Diener  der  Krone  waren  und  formell  auch  noch 
und  und  als  solch«  die  Eifersucht  dea  Parlaments  wachgerufen  haben.  Düier 
hat  dieseB  alle  Exernttonvo  der  Bramt^m  mit  IJngunitt  b«trftcht«t,  ebeodM- 
halb  di«  AuabUdunf;  des  droit  administratif  verhiDdcrt.  vielmehr  die  Uoab- 
hänjngkpit  und  Autorität  dvr  Richter  in  aller  imd  jeder  Weise  tu  starkes 
geüiicht.  Anf  di^r  andern  Seite  bietet  umgekehrt,  die  SnprRmatie  de*  Rcdilt 
eine  besondere  Veranhissusg  zur  Ausübung  der  Souveräui-tÜt  des  ParluneBt^ 
denn  das  stam;  Recht  lK.-hiudert  die  Executive  beständig.  Sie  wäre  nicht 
im  Stande,  in  Zeiten  innerer  Uoniheji  den  Fri^ea  im  l.ande  zu  erfaaltm 
oder  im  Kriei;(sfaUe  ihre  Pilicbt  gegen  die  Nachbarstaaten  zu  crimen  oIbk 
discretionürv  (Tcn-altea,  lUe  daher,  weil  von  dvn  Gerichten  schlecfaterdlBp 
nioht  anorkanut,  durch  b«9ondero  Statuten  Tom  J'arlament  bewiUig;t  werden 
müssen. 

Die  letzte  (VIIL)  Vorlesung  ist  einer  Betrachlwig  ilcr  sofc-  »Couventiatt* 
gevidmel  und  zwar  um  den  ZiiNammonhangs  willen,  in  welohein  dic«elbeo  na 
eigentlichen  Vcr&Lasunjrsrecht  stehen.  Eine  Prüfung  ihres  Inhalts  zeigt,  dan<fii 
grosse  Mehrzahl  dL-n«elbeu  die  Ausübung  dir  KüuigUchi.'n  Prärogative  betreffios 
zum  kleineren  Th(>il  auch  jene  der  besonderen  Privilegien  der  beiden  HäaMT. 
Daher  sind  diese  „Conventions"  liborhaupt  Regtrln,  welche  die  Art  andWetK 
betreiben,  wie  ein  jedcü  der  Mitglieder  des  King  in  Parliament  seine  diacn- 
tioufire  Gewalt  auftzuühcu  hat:  die  Krone  die  Prärogativen  und  die  bndra 
USusor  die  ihnen  zustehenden  Privilegien.  Das  gemeinsame  Endziel  derselba 
ist  dem  Willen  dea  Hauses  der  Gemetnea  und  in  letzter  Instanz  jenem  dar 
souvorütieu  Wähler  Au-idnick  i^u  verachafTen.  Daher  ist  es  Grundatfat.  dsH 
die  Kreno  die  Minister  aus  Mitgliedern  der  beiden  HEnser  zu  erwählen  tut, 
die  sich  im  Besitze  de«  Vertraaens  des  Hauses  der  Oemeinen  befinde 
insonderheit  aber  iet  anerkannt,  da««  die  Krone  berechtigt  tat,  zu  ei 
AoflSsung  dieses  Hauses  zu  schreiten,  wenn  Gnind  zur  Annalime  vorl 
ist,  dajs  der  Wille  des  Parlaments  nicht  jenen  der  Wähler  zum  Ac 
bringt.  Dieses  Recht  der  Auflösung  ist  nothweadig,  weil  nur  so  demWil 
des  wahren  Souveräns  im  Gegensatz  zu  dorn  des  gfl»etzlichen  Souvcriins  Ab- 
druck verschafft  werden  kann. 

Wenn  uuu  dcj'artige  Regeln  ebenso  wie  Gesetze  befolgt  werden,  lo 
liegt  der  Grund  dalür  nieht  söwnhl  in  der  Mriglichkeit  einer  Mininteranklogv 
durch  ÜHH  Parlament  (impeAchmeot),  noch  in  der  Kraft  der  öffentliches 
Meinung,  sondern  ganz  eigentlich  in  der  zwingenden  Natur  dei  oktJektiTeB 
Rechtes  selbst.  Denn  derartigi>  V(jr»chriftca  können  nicht  misaaohtet  werdi 
ohne  den  Ungehorsam  in  Conftlct  mit.  dvm  Rechte  selbst  zu  brinjren.  Wüi 
lieispi  eis  weise  der  Gnuidsatz  jäiirlicher  Berufung  dea  Parlament«  nicht 
beachtet,  so  kennte  mangels  einer  Emeueruug  der  jührlicheu  Mutiny-Aete 
Disziplin  in  der  Armee  nicht  anfrecht  etliult^-u  werdt'u,  femer  könnte 
bettäcbtlicher  Theil  der  StaatselokÜulle  nicht  erhoben  und  endlich  köi 
kein  Heller  verausgabt  werden,  ohne  alle  betheiligteu  Pontoueu  in  «mplii 
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liebster  'Weise  ia  6t!g«Qsalz  zum  hemcbeadeD  Rechte  zu  brioi^D.  Ki  ist 
somit  diK  Suprematie  des  Rechtes,  die  selbst  den  hier  m  Frai^  iittifacodcD 
Grandsitzea  ibre  verbindliche  Kraft  Tcrteiht. 
B  Zci^t  du  alles,  wie  sehr  die  uDgliscfae  Vcrfusung  auf  die  beiden  Prin- 
Hj^ien  der  Soaverinetät  de«  Parlameiits  und  der  Bemtcbnfi  des  Rcehtei 
DMirt  ist,  so  j»t  zugleicb  klar,  dasa  trotz  alter  NacbabmuDK  die  eratere  ulcbt 
in.  deo  koDtiucut«lL-a  YerfatiHuiiffeu  aucrluuint  ist ,  wabreod  die  letztere 
veni^tens  io  Frankreich  nicht  so  sehr  verkannt,  als  vielmehr  abNiohllieb 
lurückgewieften  ist;  denn  oncb  fraiuösischer  Aumjhauuiig  soll  die  ExecutiTc 
TOD  einem  Eioflustie  der  (i«richte  be&eit  sein,  wahrend  die  englincbe  Äa- 
•cbauuog  uiugfkebrt  Erstreckuog  der  ricbterliclieu  Oogniüoa  auf  alte  Acte 
der  Staa1«verwaltuii|f;  verlangt. 

Im  VorsteheiideD  düi-fle  der  Inhalt  des  intenusaitten  Werke-S  in  setneo 
GbrindzugeD  wjeder>{egebca  sein.  Paua;:h  besiebt  das  Verfassuugärochl  im 
eigeutlicbeu  Sinne  dos  Worte»  mir  aus  jent-u  IU>gelu ,  weloho  vun  den  Go* 
richtabüfen  erzwungen  werden,  alle  andern  die  Verfassung  beriilirenden  Kegeln 
gebären  ledigbeb  dem  Gebiete  der  Moral  an. 

Welche  Rfgelii  aber  worden  vod  deu  Gorichtehöfeu  erzwungen?  Geboren 
dazu  auch  die  Satze  des  Oewohuheitsrechtes,  welche  von  den  Gerichten  noob 
nicht  rormell  anerkannt  sind,  weil  sie  noch  nicht  Gegenstand  eine«  RecbtB* 
fftreite«  gewurden  nind,  Hudenirulln  aber  wubl  anerkannt  und  erzwungen 
worden  wären?  Obwohl  nun  Dii'KY  auf  S,  24  a.  E.  Gesetzes-,  Gewohnboiti- 
und  JuristenreL-bt  neben  einander  stellt,  bo  scheint  es  doch  zwcifeliot,  dasi 
fiir  ibn  die  durch  richterliche  KntHcheiduDg  noob  nieht  auerkunut«'u  Sätze  de9  Ge- 
wolmheitHrechlea  nicht  b1«  eigentliches  Recht  in  Kctnicbt  kommen;  dcim  nacb 
8.  31  Büllea  nur  die  von  den  Gerichten  wirklich  aucrk&untaii  Hegeln  (>egen- 
ftand  des  Verfaseuugvrecbtt;)«  sciu,  d.  h.  wie  wir  auf  S,  32  le^en,  nur  dai 
«tatate  law  und  da»  judge  raade  law.  Damit  iH  klar  gestellt,  da»s  der  Vcr- 
fimer  voll  und  ganz  die  Auflassung  von  Austm  vortritt,  wonach  Recht  nur 
der  TOm  Souverän  (dum  Parlament)  oder  seinen  Lelegirten  (den  Richtern)  er- 
klärte and  diu-ch  Sanclion  gegen  Uebertretimg  gescbiitcle  Wille  ist.  Wir  wollen 
hier  oichi  verweisen  anf  dr-n  schon  von  Anderen  (siehe  insbesondere  Üierldc'  , 
johstiscbe  OrundhegritTe  Bd.  I.  S.  BÜ— 52  und  189—152)  gefiihrlcu  Beweii, 
dass  die  Tbatsache  dea  Machtbeslt^cs  für  sich  allein  nie  hinreicht,  die  Aq- 
erkcnnaog  und  Befolgung  einer  Norm  zu  erklären,  doss,  obwohl  jede  Norm 
die  Möglichkeit  einer  Zwaug»anwenduug  zulässt,  duvh  keine  schlechthin  er- 
cwiagbar  int,  das»  unter  den  glantliche»  Narnieii  nicht  blos  vielfnoh  Normen 
existiron,  denen  eine  Anwendung  von  Zwang  fremd  ist,  sondern  namentlich 
aacb  solche,  welche  nur  in  beschriiuktem  Maaese  Zwau^  kcuLcii,  wie  denn 
bei  vielen  Vergehen  im  deutwcben  R.-St,-G.-B.  nur  die  vollendete  Handlung 
mit  Strafe  bedroht  sei,  nicht  aber  der  bluKse  Versuch.  Suudeni  wir  wollen 
uns  darauf  beschränkeD ,  anr  eine  Conseqnenz  der  in  Frage  stehenden  Auf- 
EMaupg  hinzuweisen,  welche  u.  E.  sich  einem  Studium  der  engliecbcn  Ver> 
fmmng  geradezu  hiuderud  eutgegen>(te]lca  mus«.  Die  grosse  Mue»e  jener 
Bestimmungen,  weiche  zusammen  die  Verfassung  bilden,  sind  in  ihrem  Ur- 
iprung  Satzungen  des  Gewobulieitsrechtes.  Hie  und  da  ist  ein  Statut  er- 
Iwaen  worden,  um  einen  solchen  Sau  gvgcu  Missvorstäadnissc  und  Anfcch- 
tnngen  siohcrzu  stellen  (z.  B.  Art.  39  der  Magna  charta,  vgl.  S.  219];  häußg 
aneb  i«t   denelba  in  Folge  einer  Kluge  durch  Richtereprucb  zum  Ausdruck 
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gebracht  worden,  wie  dos  namentlich  erst  in  jüngster  Zeit  geschehen  ist  in 
Anlass  der  vcrvcliiedeDcu  Prozesse,  welche  BradUu^h's  AuMchlieuRing  m 
dem  Parlamoot  bervor^rufon  hat  (S.  33  f.).  Soll  aa  nun  derartigen  ZofiDcB 
überlusen  sein,  ob  eine  Repel  Thei)  des  Verfiunongsreohfces  »ei  oder  nidl 
Du  Resultat  wäre  jcüeufallii  uiu  bffrfm(]<.>ndea.  Von  der  groisen  Mun  der 
Regeln,  vciche  dun  VerTasHun^li-beii  ()<>r  Nation  in  gleicher  Wewe  als  vcr 
pfliobteude  bebemcbon.  wDrdo  ein  Theil  das  Veifusoogsrecbt  bilden,  •mih- 
rend  ein  anderer  vuIUtändig'  uuBsvrluüb  dcr8ulb(<u  ])t4!bfn  und  daher  gar  nicht 
der  Cofrnitioti  der  Juristen  untcriit-ffen  würde.  Eine  Darstellaiig'  d«r  Te^ 
faBsung  auf  di(<<icr  Uruudlugi.*  iiiüskI«  nolhwi'iidi^  im  voll  stand  ig  und  läckcnliaft 
sein.  SStxe  fuDdiimetitalalfr  Hecleutun^  wünlen  fnhlen,  weil,  mangels  obrif- 
keitUcbcr  Deciamtion,  Icdi^Ucb  ia's  Gebiet  der  Moral  ^n^örend. 

Frciliub  baudult  DlCET  von  dcrorttgun  Satxcu  in  meiner  li  liti  n  Tiiilmiin 
als  sog.  „Conventions*^,  aber  nicbt  um  ihren  Jnlialt  darzustellen,  »Oluisni 
lediglich  um  den  Zusommenliang  au&nEüigeD,  in  welchem  sie  zu  den  ngent- 
liclicn  Kcchtsftiitzpu  (luwt)  stubea  unil  dncb  umfasGiTn  diese  Convontiotu  du 
ganze  Gebiet  der  gowohnheitarecbt  Liehen  Satzutige»,  soweit  dieselben  mob 
Mhon  durch  Richterspruch  anerkannt  sind.  Daneben  finden  wir  allerdii^ 
nicht  wvnig  Rcgulu,  denen  der  Charakter  von  KL-ehlssätxvn  nicbt  beigd^ 
werden  kann,  dir  vielmehr  als  anleitende,  frei  anzueignende  Vora^iifta 
eracbeincn.  Daher  sollte  auf  dicee  der  Käme  .Cou^'entiODB''  beschriblt) 
werden.  St-lhstvemtäudiicb  ist  nlclit  ausgcochlosBcn,  da»s  eine  denitip 
Re^l  iiD  Ijanfe  der  Zeit  den  CharaJder  eines  eif[cntlicbeu  RecbL«satae>  aa- 
nchm<:u  kann,  und  das?  es  daher  im  einzelnen  Falle  schwierig  sein  Boag  n 
entscheiden,  üb  wir  ea  mit  L-iuer  Re^ffl  der  einen  oder  der  andf^m  Alt  m 
tbun  haben,  allein  dic*se  Schwierigki'it  bt^rechtigt.  uus  nicht,  dun  RechtsbegnlF 
auf  eine  Kategorie  von  sozusagen  handgrt'illichen  Redilasätzen  zu  beschiifr 
ken.  Zudem  ist  diese  Schwierigkeit  allen  Wissensgeliieten  gemcinschafibdL 
Es  ist  vollkfimmen  klar,  dass  ein  Kirscliuiibnimi  eine  Pflunzc,  und  dan  ein 
Aflc  ein  Thii-r  ist;  wtdlt<i  man  aber  den  Begrifl'  der  PBanzo  auf  Ij«bew«Mt, 
die  in  Wurzel,  Stamm  uud  Krone  gegltederl  sind,  und  den  des  Thierea  laf 
jene  beBubranlien ,  widcbe  einen  Wirbel  haben,  so  würde  man  nicht  mtr  in- 
lählige  den  genannten  wesentlich  gleichartige  OeschSpfe  von  der  BetradUuf 
ausschliesscu,  suuderu  es  auch  ganz  uuwoglicb  machen,  die  (Irenae  swiadbcn 
dem  Tiiier-  und  dem  Pflanzenreich  zu  riehen. 

Will  nach  dem  Gesagten  der  von  DiCEV  angmiomraene  Becbtsbegriff  in 
Einbbck  auf  die  oiiglisuhe  Verfusiinng  nicht  beä'iedigen,  so  scheint  es  am 
auch,  daas  er  zu  einer  Außuesung  der  contiuentalcu  und  »peciell  der  fran- 
zÖsiicheu  Verfassung  fdhrt,  welche  von  Widempruch  nicht  frei  ist.  Einer 
seit»  behauptet  der  Vcrfussur,  dass  das  frsaxöiiiscbc  ParLameot  in  seiiKr 
gewöhnlichen  Capacitat  ein  nicht  souverüuer  penetzgebender  Körj»yr  sei.  Ä* 
«8  Verfassnng^csetzc  nicht  äciderti  kuuue,  und  anderseits  ist  für  ihn  eben  dicM 
Beschickung,  weil  der  Sanction  gegen  Uebertrcttiiigcu  entbehrend,  keioe 
Rech  tBVorechrift.  Wt-im  aber,  8o  müssen  wir  einwenden,  das  Parlamml 
rechtlich  in  seiner  IjcgiBlativo  uicht  beschrankt  ist,  so  man  ea  docii 
wohl  souveriin  sein.  Gleichwohl  wird  aber  jeder  geneigt  sein ,  der  gegra- 
tbciligen  Anschauuug  beizutreten  und  somit  eine  rechtliche  Bcscbr^iknag 
dw  gowijliiilichen  gtw'l^gpbentb'n  Vertretungen  anzuuchracu. 

Bedenken  anderer  nicht  wesentlich  juristischer  Art  sind  es,  welche  die 
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'■Betrachtung  des  Absclmittes  über  don  Föderalifinms  hervorruft.  "Wenn  Dien 
&Jb  nathwondifte  VoranMotznng  emee  BundeintoaU  ein  Verlangen  naoh  natio- 
naler  Kinheit  verbimdeo  mit  eiacm  glcicbzeitif^o  £nt«cbluiae,  die  staatliche 
Sen>«t5ndigkcit  zu  behaupten,  und  diese  hr-iden  VerlangeD  als  eimuidcr  widep- 
streitend  bezeichnet,  fo  ist  du  gcvriss  richtig;  wenD  er  sie  da{;egen  ala  etwas 
besonders  Eigt^DthüralichcH  auffuHt,  so  kann  man  ihm  darin  nicht  beitreten. 
Wir  ßUiiben  im  Gej^entheil,  daH«  jene  fiefltrebiingen,  die  in  einer  huudes* 
Rtoatlichen  Verfauimg  ihre  Befriedigung  finden,  einem  tiefen  Zuge  der 
menBcblichen  Natur  überhaupt  cntaprvchen.  lu  allen  denkbaren  Leben»- 
kretaen  finden  wir  deciielben  Gegensatz ;  in  jeder  Familie  will  sich  der 
Einzelne  gegen  den  nnilcni  Faniilicngenr)H«eii  zur  Geltung  bringen  und  doch 
ßhleu  alle,  daas  aie  gegenüber  i>ritten  gemeinsame  Int^renen  haben.  Dasselbe 
lust  üch  von  den  Tentchiedenen  Kreisen  von  Berufsgenonen  sagen;  daa 
lutereaac  trennt  sie  und  hält  sie  dennoch  zusammen.  So  auch  glnubt  der 
einzelne  Staat  seine  Interessen  ofl  nur  dnrch  vollige  Niederwerfung  seines 
Nachbarn  wahren  zu  können  und  doch  verbinden  sie  tausendlache  Bencbungea 
mit  einander,  die  in  zahlreichen  Verträgen  und  Satzungen  dea  internationalen 
Hechtes  ihren  Aundruck  finden.  Es  will  uns  scheinen,  dass  der  Vcrfanser 
bei  »cbcr  Würdigung  den  Föderalismus  sich  von  An^chauungea  hat  leiten 
Imkd,  die  eiuL'm  Englünder  am  nächstliegenden  nnd  natürlichsten  erscheinen 
müssen.  Kngland  hat  sich  die  halbe  Welt  dienstbar  gemacht,  allein  mit  dem 
Erwachen  nach  Selbständigkeit  innerhalb  der  ablmngi'geo  Oebicte  hnt  man 
nie  daran  ernstlich  gi-ilacht,  in  etne  Art  föderaler  Vf-reinigung  mit  ihnen  zu 
treten,  fiondem  hat  sie  xu  thatxttchlich  utiahhäningitn  Colonieen  gemacht,  die 
aber  Ton  Rechtswegen  noch  der  Souveräne  tat  des  britischen  Parlaments 
onterworfen  sind,  eine  Soaveränctat^  welche  freilich  praktisch  von  vcrscbwin- 
deoder  Bedeutung  ist. 
■  Die  enriUinte  Anscbairnng  J):CKf's  ist  es  auch,  welctie  ihn  (S.  157  ff.) 
^n  seiner  Vorlesung  über  den  Föderalitoius  zur  Folgerung  bestimmt,  dass 
ein  Bundesstaat  im  Vergleich  »i  einem  Einheitsstaat  von  gleichen  HÜlfs- 
qneilen  nothwendig  schwach  sein  müi^se;  während  man  doch  zugeben  musi, 
dufl  indem  einzelne  Atlributc,  wie  uamcntlicli  die  Mililärhoheit  und  die 
Yerlrctung  nach  Aussen  ledigiioli  dem  Uundeflstaat  zugewiei^cn  werden,  eine 
formidable  Macht  der  Gesammtheit  entfaltet  werden  kann  und  daitB  nndenieits 
ein  Einheitsstaat  durch  die  Fülle  der  den  einzelnen  Gemeinden  und  Cor- 
poratiouen  überlaufenen  SelhftttiestinimuDg  uud  Verwaltung  imgleieh  achwächer 
ala  ein  Bundesstaat  sein  kann. 

Wenn  wir  auch  im  Vorstt'hendeu  gewichtige  Bedenken  gt^cn  die  Grund- 
anachaaung  de»  VerfaBsers  vorbringen  miissiter,  eo  können  diese  ihm  doch  nicht 
«igentlieh  mm  Vorwurfe  g^reieheu,  da  er  selbstverfetindlicher  Weise  in  seinem 
Bache  nicht  ex  profeeso  den  Kecbtsbegriff  behandeln  will,  sondum  nur  eine 
Theorie  vertritt,  die  »ich  in  ganz  merkwürdiger  Weise  der  eaglipchcn  Juristen 
überhaupt  bemächtigt  hat ').  Doch  zeigt  es  uns  klar,  wie  »ehr  die  juristischo 
Prinvipienlehro  der  Durcharbeitung  bedarf.  Können  in  dieser  Kichtung  die 
Engländer  von  tins  Deatschen  lernen,  so  scheint  mir  auch  gewiss,  dass  wir 
nmgckehrt   von   ihnen   und  insonderheit   von    dem  uns  ^'erliegenden  Buche 
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lernen  kÖnneQ.  Der  Verfaswr  beherrscht  seinen  Stoff  vollständig'  und  br 
denflolbcn  in  dnrchiiichtiger  kUrer  Anordnnofr  ond  rollendeter  etega&ler 
Form  ziir  vollen  Anschauung  des  Lesers,  der  von  der  Darstellang  gmäaa 
fortgerisflen  wird  und  nicht  willens  ist,  das  Buch  bei  Seite  zu  legen,  bwor 
er  ans  Ende  ^ekommäo  ist:  gewiu  ein  sprechender  Beweis  t;egen  das  noch 
immer  wieder  betonte  Vorurlheil,  dass  wiiiseiuchaAlicbo  Aibeit  und  voUeodrie 
DarBtelltirig  eigentlich  nicht  miteinander  vertraglich  seien. 

Zudom  leistet  dal  Buch  paolilich  du,  was  es  verspricht,  es  jit  irirklid) 
Heeipnet,  als  Einleitung  in  da«  Studium  der  Veriaatonf;  zu  dienen  und  d» 
dem  Gegenstand  noch  fremden  Ajifünger  nicht  blos  mit  den  Richtpanbfl 
seinceSludiumsvcrlniuteti  ninohcn,  sondern  zugleich  auf  einen  fri'Jeu  und  wett«n 
Standpunkt  zu  stellen,  der  ihm  einen  UeherbUck  iiher  verschiedene  Mögliek* 
koitcn  verfaspungsmässif^er  Gcitattung  gibt.  Dass  er  dabei  die  Oegeoalat 
mit  möglichster  PrScicioo  darcu(>t4^1]eii  sucht  und  störcude  Details  bei  Sdu 
ISsst,  kann  nur  gebilligt  werden,  e^Mnsn  dans  er  die  gewühlten  Beispiels  ii 
voller  Anschaulichkeit  vorfuhrt.  Per  Verfasser  beinihrt  sich  in  aU«  don 
als  das,  was  er  wirklich  ist,  als  Lehrer,  der  seinem  Berufe  mit  Leib  wi 
Seele  ergeben  ist  und  daher  anch  dennen  Anfordenmgen  volles  VerstindiÖH 
ent^genbringt.  Ais  solcher  hat  er  kein  Bedenken  getragen,  seiae  ¥aE> 
lesungen,  so  wie  er  sie  gehalten,  zu  vcröfTentlicIien.  Sollte  diese*  Bei^ld 
nicht  auch  bei  uns  Nachahmung  verdienen  und  der  Schüler,  von  d«m  besllB* 
digcn  Nachschreiben  der  Vorlesungen  befreit,  durch  eingehende  Erärlcnmg 
und  Besprecliung  der  Einzelpuokto  eu  selbständiger  und  ungleich  tieferer 
Erkenntnis«  gebracht  werden  knnnen?  Dasa  allgemeiner  Vervi-irklicfaung diss» 
Qcdankens  ungeheuere  Schwierigkeiten  eDtg4-);eut>t«ben,  ist  zweifeDos;  md 
dennoch  scheint  dann  vor  Allem  die  Möghchkeit  einer  gedeihlichen  Utngv 
«tattiing  unseres  akadenuschen  Unterricht«  zu  beruhen. 

Oxford.  Erwin  Oraeber. 
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Sir  William  R.  Au»on.  Bart.,  D.OX.,  of  the  Inner  Temple. 
Barrister-at-Law,  Warden  of  AU  Souls  College,  Oxford. 
Oxford  at  the  Clarendon  Press  IS66  (p.  XIX  n.  336). 

Der  Titel  des  Buches  ist  bezeichnend;  er  verräth  dem  kundigen 
sofort,  daRs  der  Verfasser  von    dem    den    ougüscLtD  Jtiri»tcn  überhanpl 
ISnfigen  KeebtHbegrifT  ausgeht.     Vom  Kecht    und    der  (iewohnheit  der  Ver- 
Jknung  wirfl  gehandelt,  weil  Recht  im  Sinne  dieser  Ansicht  nur  aus  den  li 
Form  eines  üigeullicbcu  (d.  h.  Parlaineuls-I  GcsvtEes  oder  einer  rtofatertielieD 
Entscheidung  orscheinenden  lieehtsvortic-iiriflen  bedteht,  die  Ilnrfttelluiig  dicee^: 
Recbtffvorschnflen  aber  ein  höchst  nnvollknmmenes  Bild  der  englischen  V^^H 
&Hung  gewähren    wurde.     Dieee  Vermuthimg  bestätigt    ein  Durohbtick   mVB 
er«len  Kapitels  de»  Buches^  das  den  Gegenetaiid  des  VerfassungBreohta  aEbar 
m  bestimmen,  in  der  Gosummtheit  des  R^chtssyslems  einEuordnea  und  ihn  fo- 
gleicb  von  andern  verwandten  Wissensgebieten  abzugrenzen  sucht.    Oaaa  diean 
Abschnitt  uns  nicht  recht  befriedigen  will,  ist  nur  xa  begreiflich  nnd  hat  aeiiMa 
Oruod  in  der  verlikllnitsHmäMig  geringen  Durch)uldiiog,  welche  die  juristüebm 
Orundbegriflfl   bisher  in  England    erfahren   haben.    Der  Verfiuwor  bU  sich 
hier  im  Wesentlichen  der  herrschioidea  Theorie  angescIiloMeiL 
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Trotz  der  vielen  nnd  zum  Theil  h«r\-orra^Dden  Arbeiten  über  eng- 
Uicbfl  VeHkuuug  bat  cti  blitbLT  ducL  ui  etDem  Werke  frefehlt ,  welches  das 
Schwerere  wicht  atif  die  DarHtclIiiDg  de»  geltende»  Heuhts  Rcle^  hÜtle.  Dieser 
Mangel  ist,  namentlich  in  jüngtterZeit,  schwer  emprunden  worden,  und  ihn 
*ucht  dufl  una  vurlicgvode  Buch  von  Sia  \Viu4aji  Ak.son  abzaheUen.  Es  ist 
(jedenfalls  id  euRÜscher  Sprache)  der  erste  Vemucli,  eine  «ystematischo  Dar- 
«tellung  des  ecgUHcben  Verfasi^ungBreohta  zu  liefem. 

Wenn  non  auch  aller  Anfang  tchver  iit,  so  muraten  sieb  doch  diesem 
Venneke  besondere  Schwierigkeiten  entgegenslcllcn  ,  SchwiorigkeiteD,  die 
namenttiob  in  der  innigen  VcrliTiÜivrung  de«  geltenden  Rechts  mit  seiner 
Entwicklung  zu  «uchen  sind.  Ueberatw  hÜiifig  treten  uns  Vontchriften  ent- 
gegen in  einer  Form,  welche  ohne  Zuriickgreifeu  auf  ibre  Eutwickelung  und 
namentlich  ihre  EntslebuugBLhatsachcn  nicht  verstanden  werden  kÜnnen.  Unter 
Mtchen  Uiuvtauden  war  eine  Bezngnabnie  auf  die  Geschichte  nicht  zu  um- 
geben ,  aber  dieselbe  musst«  sich  auf  das  zum  Verit£ndniaH  dos  geltenden 
Rechts  scblechthin  Nothwendige  be8chränki;n.  Demgemäss  ist  die  DarstcHVing 
VeriaMera  in  der  Hauptrache  eine  systematische,  während  das  historische 
•2flat«nal  in  Form  von  Einleitungen  und  Erürteruugeo  zu  den  einzelnen 
Ijehren  geboten  wird.  Damit  bat  der  Verfasser  jedenfall«  dem  Bcdürfiiiss 
des  Studierenden  Keohuuiig  getrugeu ,  dessen  Bestrebeo  sich  naLargemüss 
immer  auf  Bewältigung  des  geltenden  Rücbte«  richten  und  der  Alles  andere 
nur  als  ein  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zwecken  betrachten  wird.  Preiliob 
bat  man  vielfach  gegen  dio  Verbinduug  von  historiiiclier  und  systematischer 
Darttellnng  Widerspruch  erheben ,  allein  das  Beispiel  unserer  lustituttonoD- 
Toxiesungen  zeigt  deutlich ,  dass  eine  solche  Verbindung  sülzlicb ,  ja  vom 
Standpimki  des  Unterrichts  aus,  geboten  sein  kann.  Trotz  eigener  Yorletungen 
fiberr  römische  R^ehtageschichte  enthalten  die  rnslitutionen  doch  regehnSuii; 
BOTiel  hittoriiche^  Beiwerk  als  erforderlich  ist,  um  den  Hörer  zum  Studium 
der  Pandekten  zu  befähigen.  Eine  Vorbereitung  Übuhcher  Art  aber  scheint 
auch  gegenüber  dem  Detail  iles  englischen  VerfaxHimgnreohtR  am  Platze. 
Denn  ähnlich  vie  das  corpus  iuris  civilis  uns  Hegeln  Überbefert ,  die  eine.m 
Zfiitrauxn  von  mehr  als  taus<^nd  Jahren  angehören ,  so  mabni  das  englische 
Verfiwsungsrecht  in  xablreichen  Satzungen  iin  eine  taunendjülirigc  Vergangeji* 
h«t  nnd  bann  ohne  jegliche  Bezugnahme  auf  dieselbe  ebenso  wenig  verstan- 
den werden,  wie  die  Juntiniani sehen  Recbttbiieber. 

Und,  —  »0  können    wir   den  Porallelismun    weitej    ßbren  —  wie    die 

VerfaMer  der  Institutionenk-hrbUcher  eH    sich    nicht    versagen  können  ,    ein* 

leüeod    der  Rechtseatwickluag   in    ihren  Hauptinomenten    und    insonderheit 

■■der  EntstehoDg  nnd  Geschichte  des  G^gennalzen  von  ins  civile  und  iu«  gen- 

LÜum  EU  gedenken,  so  fühlt  sich  der  Verfasser   gedrungen  (im  2.  Kap.]  eine 

t^nrze  Uebersicht    über    die  Hauptentwicketungspbaseo    der    englischen  Ver- 

&asuDg  zu  geben,  um  so  den  Leser  in  Stand  zu  setzen,  die  einzelnen  Regebi 

cJironologise})  dem  allgemeinen  Entwirklung^gang  einzuordnen;  eine  Almoht, 

vrolobe  die  klare  ond  lichtvolle  Darstelloog  de«  VerfaAserB  zu  erreichen  voll- 

ztjindig  geeignet  erscheint 

So  auf  das  Stadium  der  Verfassung  vorbereitet,  wird  der  Leeer  gleich- 
wob!  in  einem  weiteren  cinleiteuilen  Kapitel  (Kap,  3)  mit  einigen  Eigen- 
Üiümlichkeiten  dersellx^n  bekannt  gemacht.  Dies«;  heroben ,  nach  Amson, 
insbeionderc  darauf,  da^s  die  englische  VeHaasung  ganz  aümiüilioh  entstanden 
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iit  uad  )□  keinem  Zeitpunkt  ihr«s  UeHt«henB  ein«  sehr  erhchliche  Aesdemnf 
er&hren  hst,  siidcm  niem&ls  oiedergeiichriebeti  worden  ist.  Häufig  lubo  iklt 
eine  Uobunji  einfach  dem  vorlmodcnen  BedüHmsso  aogepastt,  ohne  dui  dis 
damit  herlißigenilirifl  Af^mlnrung  in 's  Bentuwlaeia  getreten  wäre.  Daher  geben 
denn  im  Gebiet«  der  Ver&sxai]);  Theorie  und  Praxis ,  der  Buchstabe  dm 
QeBetzes  und  die  thaträcbliche  Hebung  od  aufeinander.  So  steht  in  dir 
Theorie  (las  Geitetzgebiingfi  recht  der  Crown  in  Parliament  zu ,  d.  h.  dit 
Königin  selbst  gibt  die  (resetxe  mit  Zustimmiiog  der  Lords  ond  Cornmosi^ 
wiibruiid  thatsäcblich  das  Baus  der  Gemeiocn  t-iaen  ganz  tibcrwi«geDda 
£itiil)i««  auf  du  Zustandekommen  der  Oesetxe  übt  und  die  Königin  dannf 
bcscliritukt  ist,  den  geiuaehten  (refetzen  ihre  Zustinimuug  zu  geben  oJfi 
EQ  verweigern.  Anderseiu  wird  die  Executive  der  ('rown  in  Council  m- 
geschrieben,  wahrend  dieselbe  in  Wahrheit  von  den  Führern  der  ira  fiaut 
der  Gcnieiiieu  hensfliiendfu  Partei  ausgeübt  wird  und  diese  Itdiglfcli  itm 
Parlament  vemotwortlieh  sind. 

In  dieser  Weise  ist  der  Verfasser  aaf  den  Gegensatz  zwischen  Leg» 
lative  uud  Executive  gekommen.  Diesen  Umstand  benutzt  er,  um  zq  betooeOt 
daas  alhnshlich  die  gesetzgehende  und  die  volIziehenHe  Gewalt  (Drsprimglidi 
beide  in  Händen  der  Crowu  in  Council)  vollständig  getrennt  worden  «ien 
und  jetzt  die  entere  dem  Parlament«  zustehe,  die  Executive  hingegen  ron 
Hinisteriam  anngeäht  werde.  Indem  dej  Verffis«er  femer  stilhiehwaigcod 
Irt^lativc  und  Parlament  mit  einander  identificirt ,  handelt  er  in  den  an 
»orlicgcmlen  orelcn  Bamie  vom  PftrJamcnt ,  wiihreud  ein  zweiter  Band  der 
Lehre  von  der  Executive  vortn^halten  int.  Pie  Vorsteihrag,  von  welcher  der 
Terrasscr  hier  geleitet  wird,  ist  allem  Anschein  nach  die,  dass  der  begriff* 
liehe  Uulereclüed  von  Gesetzgebung  uud  Verwaltung  vullirtündig  mit  dem 
bestehenden  Gegensätze  zwischen  geseti-.pebendcr  und  vollziehender  Gewalt 
cUFAmmeofolte,  eine  Vorstellnng,  die  thatsächlicb,  wie  wohl  a)lgemt>in  bekannt 
ist,  nicht  zutrißl.  U.  E.  würde  ea  wesentlich  zui-  Klarheit  beigetragen  haban, 
wenn  der  Verfasser  vor  Allem  verflucht  hätte,  die  Natur  der  Ge)>et2gebung  unil 
Vollziehung  festzustellen,  und  sodann  anf  dioser  Grundlage  die  Wirkungnsphin 
des  Parlaments  von  jener  der  ExecuLivbehördeu  zu  scheiden  untemonuMD 
hätte.  Dann  wäre  ilie  Aufmerksamkeit  den  Lesers  von  vomeherciu  auf  die 
wichtige  Thatsache  gcriohtet  worden ,  dass  das  Parlament  nicht  nnr  gewta* 
gebende,  sondern  auch  zahlreiche  Funktionen  verwaltentlor  und  richt«rlicl 
Art  habei  sowie  dass  andererseits  dem  Kal>iuet,  d.  h.  also  der  Exccalive 
Sinne  dos  Verfaü&ers,  mitunter  das  lU'cht  zustehe,  Vorsc-hriflen  so  et 
die  in  ihrer  Natur  durchaus  den  sog.  Gepptwn  gleichstehen. 

Pie  nunmehr  folgeudeu  Kapitel  (PV— X)  sind  der  Darstellung  der  eigcni-" 
licheji  Anfgahe  gewidmet.  DemgemSss  behandelt  Kap.  IV  zmiaohsl  die  Zu* 
sammenkunft  des  Parlaments,  die  Ladungen,  die  Eröl^ang,  Vertafimg^ 
Prorogation  und  Auflösung  des  Parlaments,  während  die  beiden  rolgendea 
Abschuitte  (Kap.  V  u.  VI)  ein  klares  Bild  der  Zusammensetzucg  der  bciä 
Häuser  und  rler  besonderen  Rechte  (prinledges),  die  jedem  derselben  zusteht 
gowähren.  Namentlich  verdient  die  grosse  l'ebeniichtlichkeit,  welche  die 
Stellung  des  complicirten  Wahlreohtssystems  in  seinem  Zusammenhange  mit  i 
älteren  Rechte  auszeichnet  (pp.  89 — 108),  gerühmt  zu  werden.  Dom  Prascss 
der  Gesetzgebung  ist  ein  eigenes  Kapitel  (VU)  gewidmet,  das  duruh  Wieder- 
gabe der  übhchea  Formeln    und  Auszüge   aus   den  Protokollen   der   beiden 
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HSufler  die  DantcUuiigr  der  Funktionen  des  sc^Bctz^becdco  Apparates  mit- 
unter zu  dramatifirher  Ansrhaulichkeil  Bleigert.  Damit  ein  von  den  beiden 
HSnsem  angonommener  (Jesetzcntwurf  ticR^tx  werde,  dazu  bedarf  es  der  Zu- 
ttimniun^  dt:r  Küuigiu ,  tmd  dicH«  Erwägung  fiibrt  zur  Betrachtung*  der 
Stellung  der  Kroni?  im  Parkment  (Kap.  Till).  Wenn  nun  auob  hcutnutage 
der  Oegf^uealz  zwischen  der  Krone  nnd  den  VortretutigitkorpArti  wexoüüioh 
ausftvgticlieu,  «u  lial  die  en!t«;re  duuh  1rülit;r  vielfach  auf  da«  Recht  der  Qeaetx* 
gebon);  und  Be^iteaening  unabhüntni;  vom  Parlament  Auiiprucb  gempicht  und 
bat  in  mancherlei  WeiBe  die  Wahlen  zum  Haus«  der  Oemeinen  m  beoin- 
Düsen  gemocht.  Mit  diesen  mmmeJir  der  Vergangenheit  ougehörenden 
Qe^iiBBtien  beschäftigt  sieb  das  IX,  Kapitei  wohl  nur  dosehalb,  weil  die 
KcnntniM  div«er  fii^xiehuaffL'u  wL-seallioh  das  Venftündaias  dca  Verhaltens 
des  Parlaments  Kura  Cabinet  erlilärt.  Dan  letzte  (X)  Kapitel  de»  Buches 
eodlich  handelt  von  den  verschiedenen  richterlichen  Funkliucen  des  Paria- 
ment«,  wobei  insonderheit  uiiefi  du»  Verfahren  in  Fällen  einer  MiniDleranklogO 
auseinandergeaetzt  winl.  Dabei  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dasa  der 
Verlwser  nur  richterliche  neben  den  g«setzgebeadcn  Fnnktioncu  nennt,  ob- 
l^ich  doch  eine  grosse  Masse  von  Verfugungen  admiaistraliver  Xatur  (wlo 
Naturalüatiouet] ,  Legitimationen ,  Verleihungen  von  Corporationsrechten, 
Vorkehrungen  (jegen  Uebenfchwerimungon  etc.)  vom  Parlament  golroflfcil 
werden;  allein  in  Ansehung  derselben  werden  die  Formen  der  6c»et7gebung 
eingehalten  und  daher  wird  hier  auch  geradem  von  dcaeLzgcbung  gesprochen 
(PrivEle  BiU  Legislation,  cf.  pp.  S3B  -244). 

Auf  die  KinKelheiten  de«  Buchea  einrugehen,  müssen  wir  uns  versagen, 
wolil  aber  (glauben  -n-ir  sagen  zu  dürfen,  dass,  weuu  auch  das  vorliegende 
Material  noch  vielfach  juristischer  Ihirchdringur^  Imdarf,  der  Verfasser  doch 
seine  Aufgabe  in  der  glücklichsten  Weise  (jeloft  hat.  Gegenüber  dem,  wai 
der  englittcbe  Student  bi»ber  besewsen  hat,  hwlcutet  da»  uns  vurliegende  Buch 
einen  nngeheneren  Fortschntt.  Man  sieht  es  dem  Huehe  überall  an,  data 
der  Verfiuaier  Lehrer  ist,  der  stet«  bemüht  ist,  einen  schwierigen  ond  com* 
pitcirtcn  Stoff  der  Fansungskrafl  seiner  Sdiülcr  nahe  ku  bringen.  Daher  die 
glückliehe  Verbindung  historischer  und  BysLematischer  Darülf^niiDg,  die  uns 
in  dem  Buche  eine  Art  von  Institutionen  der  englischen  Verfassung  erblicken 
lisat:  daher  die  klare  und  fos^liche  Sprache,  welche  die  Lektüre  auch  dem 
Frpmdpu  sehr  c?rleielitert.  Daher  die  snrijfrältige  Auswahl  von  einfachen  und 
instruktiven  Formeln  und  sonstigen  BetejTxtellen,  welche  der  Darstellung  den 
Reiz  imnüttelbarcr  Frische  und  AnHchauliclikeit  verleihen;  daher  endlich 
die  Zurtickdrängung  allen  Details,  dexaen  Erörterung  den  AnHlnger  mur  be- 
drucken und  verwirren  kann.  Dagegen  verleitet  das  Bestreben  dea  Ver> 
fassen  ihn  mitiuiter  zu  Abschweifungen,  welche  des  juristischen  Charaktcra 
vcfUstindig  entbehren.  So  iet  intbcsouderc  ein  eigener  Pamgraph  (S.  139 
bis  120)  der  Besprechung  der  auf  Repräsentation  der  Minoritäten  abzielen- 
den Vorschlag«*  gemacht  worden.  Inde^iten  geben  wir  gern  zn,  dass  es  dem 
Schüler  sehr  enriinscht  sein  muss,  im  Anschlüsse  an  die  Darstellung  det 
WahlrocblJisfslems  auch  darüber  Auskunft  zu  erlangen ,  ob  dieses  System 
aoeb  du  letBt«t,  was  es  soll,  nämlich  ein  treuer  Ausdruck  des  Willens  der 
gennunten  'Wählerschaft  zu  sein. 

Da«  neue  Werk  des  auch  auf  anderen  Gebieten  des  Rechts  mit  Erfolg 
wirkenden  VeHassera  dürRe  unseres  Eracfatens  nicht  blos  als  ein  geeigneter 
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PEJiTfr  ia  ein  ebenso  wichtiges  als  intereisantee  Gebiet  wilUcommeB  g^teiMea 
worden,  sondern  zugleich  dem  Forscher  und  Qelehrt«i)  vieihch  Anregimg 
luxl  Belehmi^  bieten.  Continentale  .lunsten  «ind  nicht  svlton  g;ene^  u- 
siuehmen ,  dJue  USngel,  welche  den  £rzeugiüH(>n  der  englischen  Reofato- 
Utor«tar  «nzufaafleu  »chciucu,  Lei  Anwendung  einer  gcwiseen  Theorie  hittee 
vermieden  werden  können;  bei  genauer  Retnichtung  aber  dürfW  ücfa  gewÖhi- 
lich  zeigen,  dass  die  in  Frage  stehende  Theorie,  so  wie  sie  ist,  nicht  sngr 
oonunen  worden  kunn,  weil  sie  hilT  den  englinchen  Recbtizaituid  nicht  oder 
doch  nicht  vollkommen  paASt.  So  oöthigt  donn  die  uns  so  nahe  ÜBgwdl 
Anpanung  der  uus  gewohnten  Bv^iflc  uiid  EiulheÜungen  besiändig  nrlr 
faesang  und  Darcfadriagung  des  fn^md^n  KechtsstofTe«  und  folgewvsse  nr 
Corrcctur  der  eigenen  uns  überlieferten  Anschauung.  Diese  Tbltig[keit  «fav 
ist  um  KO  fiuchtbr  lugend  er  als  uiis  im  cngUiehen  Rechte  du  Sjvtetn  ctaM 
hochcinlisirten  Volkes  entgegentritt,  welches  im  (regensatz  an  den  unter 
EiaßuBS  des  romischen  Rechts  stehenden  oontinentalen  Jjftndem  nnd  ihrer  De- 
peudeuzen  von  einem  durchaus  eigcnartigou  Geiste  durchdrungen  ist,  zugkJoh 
aber  in  Ansehung  seiner  nngetienerein  territorialen  Ausdehuiing  koinenrep 
an  Bedeutiu«  dem  Einflüsse,  den  das  römische  Recht  gewonnen  hat,  aidb- 
sieht  •). 

Oxford.  £rwin  Qroeber. 


AttlHo  BroDlaltlt  Le  forme  di  governo,  Torino  1886. 

Die  vorbczetchuete  Schrift  bildet  die  Einleitung  zum  zweiten  Bade 
der  in  Turin  erscheinenden  Biblioteca  di  Scienze  politiobe.  EHeaelb«  aerfi3t 
in  drei  Abschnitte: 

Der  erste  Abschnitt  gewährt  einen  umfassenden  Ueberbhck  ober 
die  Theorien,  welche  seit  Plalo  und  Aristotelea  hioBJchtlich  der  Säatheilung 
nnd  Unterscheidung  der  Staatsformen  aufgestellt  worden  sind.  Voraogwseiw 
Berücksichtigung  haben  naturgemäss  die  italienischen  Publizisten  geftmdea. 
Jedoch  wird  auch  die  fi-au^tösischc,  spanische,  englische  und  namcDtUeh  die 
deutsche  Literatur  (Heben,  Scbleterhacrsb,  BLturrerBU,  Stboi,  Omobt  nid 
Oarkia)  in  eingehender  Welse  besprochen. 

Der  zweite  Abschnitt  enthält  die  wissenschaRhche  AniÜTse  der  fipmc 
di  govenio.  Vorausgeschickt  wird  «ine  allgemeine  B^tracbtang  über  le  fonu 
e  le  forze  potitiche.  Die  Kegienii^?,  so  wird  bemerkt,  ist  der  zur  Leitung  dai 
Staats  bt;ruffnu  Thuil  desHL'lbeu,  und  »w  kann  verschiedene  Formen  amwhmm 
je  uHch  der  Hpschanenheit  und  Zahl  elf  r  Diwane,  nach  der  Aktion,  welohe  die 
Organe  auf  die  Unterthanen  und  hinwiederum  diese  auf  jene  anstiben,  sowi« 
der  BeKchafTunhcit  der  unter  ihui'n  wirksameu  und  sie  beherrachi-ndun  Ki 
Die  Souvcranctät  ist  die  höchste  bestimmende  Macht,  welche  auf  den  staathc 
Organi8Tnns  gvmäs»  der  Natur  und    deu  Zwecken    demselben    einwirkt ,    und 

mht  in  letzteT  Linie  tiheraEl  hei  der  Nation Um  zu  einer  möglichat  voll- 

atiuidigen  TJebersicht  der  mannigfachen  forme  di  govemo  zu  gelangen,  m&asea 
wir  daher,   unter  Borüc^sichtignug  der  duruh   die  Wisseuseboil  gewgnnencs 


')    Siehe  meine  Anzeige  von  Fdllock's  Cnangamlvorlesusg  in  der  krit- 
V.-J.-Schr.  N.  £  Bd.  Vn,  S.  401—468. 
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UntencheidTiiij^ei]  einaneilti  and  der  dem  Öfientliclien  BewuHtoein  SbtT- 
lieferlvn  ■nilcnicitB,  i^leiflicr  Haussen  dio  inncri-  Struktur  jeder  Rcgierang 
nnd  ihre  äussere  Ge«l«ltung,  die  Orffune .  welche  die  ilerrsobaft  aiuöben, 
and  die  KrnAe,  welche  ihr  Uandiiln  beeinäuEven,  ini  Auge  fusen. 

Die  AuMübuDg  der  SouvuräuelÜl,  su  htiwi  o«  Ferner,  geschiebt  entweder 
unmitlelliar  durch  da«  Volk,  oder  aber  mittelbar  durch  Vertreter  imd  die 
durch  die  Freiheitsrechic  nif^standene  Kontrole,  oder  endlicb  in  unbewusstur, 
anbostimmtiT,  äussfrlicli  nicht  luirvorlrcteudor  Fomi.  Im  ersten  Falle  haben 
wir  die  onmittplbarp  Demokratin;  im  Kwpitcn  den  freien  monarchischen  oder 
ropablikaaischcu  Ri'ipnUKotativst^at;  im  dritten  die  verKcbiedi^nftD  hintorischen 
Formen,  velche  vor  den  Theokratie  and  dem  orientalischen  DeBpotiimm  cur 
Ijehensmonarchie  und  xur  ständischen  Mouarchic  fuhren.. 

Nach  die«cu  einleitenden  Beinerkmigen  folgt  dio  Beechrcibnng  der  eiu- 
■elnen  ätaaLsfunn(>n: 

1.  Forme  teocratichc.  Unter  denselben  wird  anterschicdcn  &)  teo* 
erazia  sacvrdotalu,  c)  t«ucrazia  mocarchica,  c)  leooraj&ia  dcmocratica,  jo 
nachdem  die  der  Gottheit  zontehonde  llermchaft  von  den  Priestern,  einem 
KöuiffC  oder  d^an  ganzeD  Volke  auBt^eübt  wird. 

2.  Forme  mouarchicbe.  AIb  üllcste  Fonneu  werden  ituerat  behandelt 
die  Patriarchie,  die  orientalische  Denpütie  und  das  hellenische  Känigthum. 
An  letzteres  echlieest  sich  weil  cu|^  verwandt  das  altgcnnanische  KÜDi^^hum 
und  folgen  sodann:  Munaretiia  runiana  priiiiitiva,  —  Iinpcru  romauo,  —  Mo* 
carchia  franco-germanica,  —  Monarcbia  feudale,  —  Monarohia  consultiva,  — 
Muuarcbia  assoluta  und  Monarcbia  rapprcHentativn  (der  att-eogUacbe  Re- 
präaeutati  rtlaat), 

3.  A  ristocrazia.  Die  Entwicklung  der  unstokratiiiclicn  SUatcn  war, 
—  lo  führt  der  VorfaMer  im  Anichluss  an  BLDrrftnHiJ  aun  —  eine  verscbie- 
d«cc,  je  nachdem  die  hemcbende  Minderheit  sich  kaitenartig  abf^etchloisea 
(«rütoorazia  chium),  oder  in  lebeudi^iu  ZuBanunculiaug  mit  den  anderen 
YoBtsklaasen  ^chliirben  und  aus  dii^sen  nicb  Htets  erffäozt  hat  (aristoeraiöa 
aperta).  Zur  Damtellui^  gelangen:  Aristocrazia  chiuaa  di  Sparta,  --  Ariito- 
orasia  aperta  di  Romu,  —  Arisl'icmzie  chiuse  del  inedio  evu  (Venedig, 
Bern  etc.),  —  Antttocrazia  aperta  irglese. 

4.  Dcmocraxia.  Als  beaondere  Formen  derselben  treten  uiu  «nt- 
gcgen:  Democrazia  dtrc-tta  (Athen)  —  Bemocrazia  Parlamentäre  regia  (Italien, 
Belgien,  Gngland)  —  DtmincruKia  parUnieutarc  repubblictuia  (Schweiz,  Ver- 
«dmgte  Stamtea  von  Amerika,  Frankrßiob)  und  Democraüa  rappresentativs 
populäre  (Schweizer  Stuateu  mit  Referetidum). 

Kinen  brjond^ren  l'Utz  hat  die  monarcbia  cuetituiuonalc  aDgcwieseo  er- 
kalten, nänüich  zwiachen  den  ariatokratisehen  und  demokratischen  Staatfl- 
fannen.  da  sie  nach  Ansicht  des  Verfeasers  als  ein  CompromiBs  der  bis  dahin 
iKibandellen  Formen  und  der  Demokratie  an/usehen  wL 

Der  dritte  Abschnitt  ist  der  Frage  gewidmet,  welche  Staatiform 
mia  die  beele  zu  erachten  sei.  Bei  Boautwortuug  wird  davon  ausgegaDgeii, 
dasEt  „!a  miglior  forma  di  govemo  e  quella  <\pMo  Stato  govemato  meglio". 
Welche«  aber  irt  der  bust  regierte  Staat?  welches  sind  die  (inmdHätÄe  and 
NamieD,  welche  die  Treffhchkeit  einer  Rcgiening  erkennen  lassrc?  In  ein- 
gebender Begründung  werden  drei  Kriterien  einer  gulcti  Rugierung  noch- 
Bwieaen,  näniüchi    I.  dass  «ine  klüftige  wohlgeordnete  Staatsgewalt  konati- 
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inirt  Kl,  durch  velche  dii>  Erhaltung  des  SUates  und  die  Kontinuität  matr 
EntwidclnnR  (rcsichcrt  wenlen,  2.  dasH  die  utaatlichc  Ordntmp  Raum  tan« 
lur  die  Erreichung  der  radividunUwecke,  a1>  welche  Freiheit,  Gcreehügkeit 
nnd  Woblslnnd  bezeichnet  werden,  und  3.  dus  die  Staatsbürger  znr  mögliebt 
uni&aKodeD  Mitwirkung'  bei  der  Rcgieruni^  berangenigoD  würden.  Im  Lidttc 
dieser  Kriterien  prüft  scWieBslich  Her  Verfasser  die  einzelnen  Regionißp- 
ronnen,  am  zu  dem  Ergebnies  zu  gelauj^en,  d&it  nur  d<>r  govemo  parUmentan 
die  Gewähr  der  Erfutlung  Jener  ErfurdemisBc  gebe. 

Dien  in  Kürze  der  Inhalt  des  Bufthes;  er  gehört  theils  dem  Oehieu 
de«  SlBtttflrechts,  tlu-il«  dem  Gebiete  der  Politik  an.  "Wir  Bind  mit  dpn 
Atufuhmngpn  nicht  überall  einverstanden.  Der  an  die  Spitze  des  zweilfn 
Abschnitta  geeteUte  8atz,  das»  die  SouveräneUt  Btets  dem  Volke  zuitebf, 
wenngleich  hXuSg  in  uuhewusster,  äuBtcrlioh  nicht  hcr\'orlrct«nder  Form,  bit 
onr  die  Bedeutung  einer  politiEchen  Meinung  imd  kann  n.  E.  nicht  ib 
Qrundlago  für  eine  reohtewiseenfichafl liehe  Bchindlang  der  Staatsfornini 
dienen.  Das  Recht  hat  es  überall  nur  mit  dem  bevruBtl^Q,  IcWndig  gr^wii:^ 
denen  Willen  za  Ihun;  ein  latenter  Wille  ist  für  die  rechtliclio  Betraobtana: 
nicht  vorhanden.  Eine  Folge  dc<i  vom  Verfasser  genommenen  8t«iidpunktci 
ibL  CS,  da?5  ihm  der  Bcgrifi"  der  Monarchie  ganx  verloren  geht:  wir  findea 
zahlreiche  monarohiBche  Formen  analysirl,  nirgends  aber  eine  BegriflsbeitUD- 
mung  der  Monarohie.  Auch  die  Bemerkungen  über  den  Werth  des  goveno 
Parlamentäre  möchten  wir  nur  mit  Vorbebalt.  unterschreiben.  Per  Vcr 
bsser  wendet  sich  mit  Energie  gegen  die  so^Tanitä  Parlamentäre  und  öekl 
aadersflits  im  goveruo  pnrlatnentare  sein  Staalsideal  verwirklicht:  welcbei 
aber  ist  die  Linie,  welche  beide  von  einander  trennt?  Diese  AusEiellungeo 
hindern  unn  nicht>  den  vollen  Werth  der  Abhandlung  nnzucrkennun .  welche 
auf  kurzem  Raum  eiiui  Fülle  intereseanton  Materials  in  dnrchwcg  geistvoller 
Beleucbtung  bringt,  und  von  einer  wuruien  Empfindung  fUr  die  Bedeutung 
deA  staatlichen  Seins  getragen  ist^  })aben  wir  es  doch  mit  Fragen  w  thu, 
welche,  so  lange  es  HoDschen  tmd  Staaten  geben  wird,  niemals  ut  tiatr 
allbefriedigendea  Lösung  geführt  werden  können. 


Mnx  Seydel,  BayerisoheB  Staatsrecht  Briter  Band  IX.  und  6&Bi 
München  1884.    Zweiter  Band  V.  und  S81  S.  München  186S. 

Das  vorliegende  —  noch  nicht  abgCEchlosBcne   —  Weric   ist  oi^^H 
onr  die  bedeutendste  Leintung  auf  dem  Gebiete  des  so  vielfach  bearbeitet4^H 
bayerischen  Staal^irechtn,  e«  ist  eine  der  herii-orrflgendaten  Ertcbf>inungen  der 
gesunmten  deutschen    staatsrechtlichen  Literatur  der  neuesten  Zeit     Itarcb 
Fülle  des  Materiaht  und   eingehende  Erörterung  der  DetaiU  Tür  div  Praxis 
in  Bayern  von  grossem  Werthe,  hat  es  durcli  die  streng  janstischc  Meth 
dio  in  ihm  au  Tage  tritt,    dureh  die  zutrelTendc  Lösung,   welche    vielen 
modernen  Staaten   gleichmäflsig  interesrirenden    Fragen   gegeben   wird, 
Bedeutung,   welche   weit  hinausrafrt  über  die  Grenzen    der  Wissenschaft 
pjrcriscbeD  Staatsrecht«. 

Einem  so  gronsartig  angelegten  Werke  gegenüber  bat  die  KritiJt  eioen 

sclmeren  Stand.     Es  kann  nicht  ihre  Aufgabe  sein,  Schritt  für  Schritt  jode 
BmaeOieit  zu  verfolgen;  oa  ist  vielmehr  Sacho  der  gcsammtcn  Literatur  dtt 
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^Tolgateit  Bach  und  oich  die  DetaiU  zu  prüfen.    Indem   aber   über  grotie 
KPartien   eines   «olcbco  Werk»   ein  Urlheil   ^fiillt    wird,   wird   dasselbe   oft 
Ge&br  laufen,    entweder    unf[6rechtferti^    absprec^iond    oder   oberflichlloli 
.lobend  zu  enchetnea. 

■  Der  ervtti  Band  cutbatt  zuniobst  oicc  auf  cingebendcR  Quellenstudium 

'baairte  Uenohichte  der  ataalBreohtlicben  VerhälltiisHe  Biyf>mi  bis  gegen  Ende 

dea  voriffen  Jahrhunderts,  hierauf  die  detaillirtc  und  intercBünate  I->arsteUua(; 

s   Uebcrgangs    de«    deutschen   Tcrritorialstaatcs    durch    die    Wiri-eu    der 

einbundflzeit  hindurch  in  einen  moderoen  conilitutiondlcn  Staat.   Nametit- 

ich    die  KutwickeliiD^  des  Verwaltungsorgan  in  mus    ist  in  belehrender  Wciw 

eichnet.      Mit    diesen    beiden    Kapiteln    schlieMt    die    Kinlcitong.      Eine 

ebersicht  der   Literatur  des  bayerischen   Staatsrechts  wäre  wohl  vor  dem 

cg^nne  der  dojifinatisubcii  Untersuchungen  am  PlalJu?  gewesen. 

In  seinen  Anschauungen  über  die  (irundbegrifTe  des  Staatsrechts,  die 
den  einrclnen  Partien  seineü  Werks  vuranscbickt,  ist  Seyukl  trotz  aller 
gewichtigen  Bedenken,  welche  ihm  cntgegeugeballen  worden  sind,  den  Sätzen 
treu  geblieben,  die  er  vor  mehr  als  einem  Deceunium  in  seinen  (Trundzügpo 
einer  allgeraeinen  Staatslehre  niederifoleRt  hat.  Der  Staat  ist  ihm  kein 
Subjekt,  «rindern  ein  UerrochafUobjekt.  Subjekt  dieser  Herrschaft  ist-  der 
über  dem  Staate  stehende  Herrsaher.  Ks  ist  zu  verwundern,  dass  einem  so 
;«charfen  Denker  wie  Sbyi>8L  der  tiefe  Widerspruch  entfcangeo  ist,  der  in 
ioer  flolchen  Staatsauflassung  liegt:  der  Stnat  enlntcbt  erst  durch  den 
emoher,  und  doch  hoII  clieaer  Herrflcber,  ohne  den  der  Staat  ^^ar  nicht 
icbt  werden  kann,  aUHoerhalb  des  Staates  stehen.  Der  Herrscher  steht 
ib«r  dem  Rechte  und  doch  soll  ein  öffentliches  Recht  fdr  Ihn  gelten.  Der 
errscber  ist  um  dea  Staates  willen  dn  und  doch  soll  er  kein  Organ  der 
stnatUrhen  Gemeinschaft  sein.  AU  das,  weil  die  AufTasfiung  de«  Staates  als 
PonÜiiliehkcit  Fiktion  »ei.  Eine  einiiehcndere  Untersuchung  hStte  Setdxl 
vielleicht  gelehrt,  dass  der  Begriff  der  Perftiuilii-hkeit  überall  ein  blosses 
Oedankendin;;  sei,  ein  nicht  in  der  Wirklichkeit  gegebenes  ideelles  Band, 
welche«  eine  Rcüie  von  Emcheiuucgen  dea  Rccbtslebens  zur  Einheit  verbindet. 
Die  PersonUehkeit  de»  Individuiiiiis  int  auch  „fiiigirt",  sie  ist  kein  Element 
dea  isolirieo  lUenschen,  sondern  besteht  nur  in  den  Beziehangen  der  Individnen 
ontcr  einander.  Sie  ist  erkennt uisätheuretisch  keine  Substanz,  «oodem  eine 
Relation.  Aber  auch  die  llvUtiouen  haben  „Wirklichkeit",  sie  sind  ebenso 
■ehr  oder  ebenso  wenig  Fiktionen  wie  die  ganse  Welt  von  Zwecken  und 
Wurthen,  in  der  wir  leben,  die  einer  absoluten  Erkenntmuts  weder  fähig 
noch  bedürftig  sinil. 

Auch  in  einem  anderen  Funkte  ist  Sktoel  auf  dem  ursprQngHch  elo- 
genommenen  Standpunkte  stehen  geblieben.  Seine  bekannte  Theorie  vom 
ftaatarechtlichen  Staatenbunde  bildet  auch  heute  noch  die  Grundlage  seiner 
Aijschauungeu  über  die  rechthche  Natur  dea  deutschen  Reiche«  und  der 
Stellung  Bayerns  in  demtelhen.  Demgentäu  hat  Bayern  dureh  dcu  Eintritt 
in  daa  Reich  in  seiner  SouverSnetfit  keine  Veränderung  er&hren.  Das 
ataatsrechtliche  Verbältniss  Bayerns  zum  Reiche  wird  atütangsweiso  in  dem 
Buche  über  den  Berrschcr  abgehandelt,  allerdings  nur  iu  den  finssorfltcn 
Umriasen.  Consequenterweisc  mUsste  aber  unter  diesem  Gesichtspunkte  das 
gaose  Reichsrecht  als  ein  Theü  des  bayerischen  Staatsrechts  erscheinen  und 
in  einer  theoreiischeo  Darstellung  desselben  ex  profvsso  vorgetrsgeu  werden. 
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Ein  ^iQndpR  pralctisohoti  Gefühl  halt  iiidesMin  den  Ver&asar  damn  ab, 
deutoobfl  Reich  und  HeiD  Rocht  rIh  oinen  Appendix  der  bajeriacbeii 
nnd  ihrer  Herrsche rpewalt  darzustelleQ.  Ebt-nHO  sincI  die  Bemt-rkungea  öbsr 
deu  deitt^eheo  RcichRtng,  welche  der  T^hre  vom  I^andtAge  aud  die  über 
di«  Reiehebehörden ,  welche  den  Unterauchungen  Über  die  Laodc4b«hdrd«n 
nichfolgCD,  Dur  andeutunf^weiBe  gehalten. 

Der  ente  Band  enthält  im  ertteu  Buche  die  Lehre  vom  Hemcher 
Und  ewar  w^^rdcn  hier  Natur  und  Inhalt  der  königlichen  Oewalt,  die  köitig' 
liehen  Ehrenrechte,  die  königlichen  VermögenBrwlit«,  da«  Thronfolgerteht, 
die  Hau9>  und  Famitieni^en-alt  des  Monarchen  und  die  Rcjn^ntschafl  und  die 
StellvertretuDK  des  Könii^  in  eiKcnen  Abschnitten  erurtert.  Methode  ood 
Rcsultatu  dieser  Untersnehunj^-u  »iud  vielfach  von  hohem  Wer!h*  für  dif 
richtige  Erkenntuist  der  rechtlichen  \atur  moitarobiBcher  iDatitutinoeD  über 
baupt.  Der  puhliciatiHche  Qe^icht^punkt  ist  tiberall  mit  der  KTÖssten  Scfairfi 
durchgeführt.  Die  .Etontchaleu  de»  Privatrechts",  welche  diesen  Iteliren  hti 
auf  die  neueste  Zeit  herab  in  der  Literatur  mehr  oder  weniger  anhaften, 
sind  bis  auf  die  letzte  Spur  beseitigt.  Zudem  ist  eine  so  eingehesde  Er 
tirterung  allor  in  die  betroffonden  Gobiote  L-inwhlägigeu  Pmgen  bisher  io 
keiner  Hearbeitnng  eines  positiven  Staatxreühts  vorgenommen  worden,  ao  daa 
die  SsYDEL'achen  Ausftilu-ungen  geradezu  ab  mustergiltig  für  jede  zukfinfkigt 
Erörterung  dicBt^s  hocbwielitigcn  TlieiU  do«  üffeutliclico  Rtcht«  ervcbeinen. 
Gerade  die  jüngnten  Ereignisse  im  bayerischen  Königshause  haben  den  gronea 
praktischen  AN'erth  eindnuglichstcr  Untersuchung  aller  juriitiBchen  Möglidt- 
kcitvii  irnf  dorn  Gebiete  dos  Mouiirchcurwhl»  gelehrt  und  der  au^gvzeichDetco 
Darlegung  der  llechts<)ätKe  iiher  die  Kegentni^hnft  von  Seiten  SsYttc's  ist 
gewis«  ein  nicht  geringer  Antheil  dfkran  zuxuu<hr6ibcn,  daes  das  BewusstMis 
von  der  Logalitfit  der  Lösung,  welche  die  schwer«  Krise  in  Bayern  gefandea 
hat,  in  die  weitenten  Kreise  gedningeti  iRt. 

Das  zweite  Buch  handelt  naoli  der  eigentküm liehen  HyitomaÜk  dss 
Verfassers  von  den  .Gegenstünden  der  Herrschaft",  d.  1l  von  den  Staat»- 
nngL-bfirigeu  und  vom  Staatsgebiete.  Der  Abschtiilt  von  den  3taatsangehöngeD 
handelt  zuvorderst  von  dem  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangtthorigkcst. 
Selbstverständlich  ist  es  grasseutheils  nicht  Landes-,  sondern  Reiehsreebt, 
was  er  hier  vortragt.  Sehr  licachtouBwertb  ist  der  folgende  Paragraph, 
die  Wirkungen  der  Staatsangehörigkeit  erörtert.  Mit  vollem 
deducirt  er  aus  dem  (Tuterworfensein  der  Staatfiangehörigen  unter  die  Staat 
gevralt  die  eine  allum&ssendD  Gehorsamspflicht  derselben  und  crkÜirt 
gegen  das  unny9t(>matische  Verfahren,  Aia  einzelnen  Verbindlichkeiten,  wdete' 
aus  der  Gehorsamspflicht  folgen,  der  Reihe  nach  aufzuzählen  und  so  crfipten, 
indem  er  auf  die  Analogie  der  Gehorsamspflicht  mit  dem  üir  corrvspondirendea 
Kermchaflürecbt  hinweist,  welches  durch  Aufstellung  eines  VerzeichmsSM  der 
oiEzelneu  Hoh^itBr echte  sicherlich  nicht  erklärt  wird.  Treffend  bemerirt  W, 
dass  ein  derartiges  Verfahren  sich  zu  einer  Rundreise  durch  da*  f^esammta 
Bereich  des  StBat«recbts  gestalten  würde. 

Die  Staatsangehiirigkeit  ist  nach  SETDEt  kein  Recht,  sondern  ein  Be«hlt% 
verhSltnisfi,  das  der  Unterlhänigkeit  nnter  die  Staatfgewalt.   Sie  ist  Vor 
Setzung  einer  Reüic  von  Rechten ,  eine  rechtliche  Thattache,  an  welche 
Recbtaordnung  vii^lfach  auknüpfl.     In   seinen   AusfuhruDgon   hierüber, 
schon  in  seiner  allgemeiuen  Staatslehre  häufig  an  GERBKRsche  Ansichten 
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knüpfend,  f<>rdert  er  hier  sowohl,  ai»  m  Beinen  ferneren  Bemericunfren  über 
die  öBeutlichen  Recht«  In  vieku  FuukU-o  dies«  vou  syelcmalitchur  und 
dogm&tUcbAr  Vollkammptheit  weit  i^Dtfemtc)  Partie  des  Staütareclita.  He«on- 
ders  wu  er  aber  die  zweifelhafte  der  franzÖaiAchen  RecbtRsprache  entnommene 
Kat^oric  der  droita  civih  s&gt,  ist  höchst  beaclitcnswcrtb,  diu  Verwecbslung 
objektiver  Aufgaben  der  StaaLngewalt  mit  subjektiven  Hechten  )der  Unt«r- 
thanen  an  manchen  B^iapielen  schlaj^end  nachgewiesen. 

Nicht  minder  Interessant  ist  dl«  tweitc  HälfVe  di««e«  Abschnittes, 
welche  den  Kechtsuntersohieden  und  Au^seichnunffvn  der  StaaUanKeböriRen, 
Kowie  d^r  StcKuii};  de«  Adels  iui  Ällgoitivinon,  des  standcslicrrlicbeii  Aduls 
im  Besonderen  gewidmet  ist.  Nameatlicb  sind  die  feinen  Bemerkungen  über 
das  TTe^tin  des  Adtils  iiichl  nur  juristincb  zutrefTcnd,  sondern  xcugen  auch 
vom  liefen  VcrslÄuduiss  des  Wesens  der  modernen  stuatsbürgorlicfaen  6e> 
Seilschaft,  welche  auch  dn,  wo  sie  Überkommene  althistorische  InstitntioneD 
in  sich  aufgenommen  hat,  dieselben  kratt  der  ihr  innewoblieadcn  Gestaltunga- 
krafl  uingi^bitdct  und  sieb  ansimitirt  hut. 

Verbältcissmäsaig  dürftig  ist  der  Abschnitt  über  die  ;Qehietahoheit* 
£•  ist  systematisch  nicht  möglich,  unter  dieser  üebcrschrift  alle  mit 
tenitoriRlen  Elcmcutv  des  Staates  KusamineuliüiigeDdeu  Verbfiltnisse  dar- 
xustellen.  Das  Territorinm  als  dingliche  <}rundtage  des  Staates  steht  eben 
im  Zusammenhang  mit  allen  staatercclitlicheu  Verbal  tniescn,  so  gut  wie  das 
]>er8onaIe  Gluinenl.  Eine  gesMudertt.'  Durtt^-lluug  der  ri'ehtliebrn  Vcrhaltniswi 
dM  Staat^febietes  ist  demgi^mäss  uoxweckmässig;  in  den  betreffenden  Parüea^ 
des  Verwaltungirechts  haben  sie  zur  Sprache  zu  kommen.  Es  bleiben 
daher  nur  wenige  Beine  rkungf.-n  über  die  verfassungsmässige  Uutbeilbarkeit 
und  Unveraussto-lichkcit  des  St^at^obiete«  übrig.  Selbst veratändlicli  vom 
Standpunkt  des  Verfassers  i^t  e»,  dum  Reiche  jede  Qebietslioheit  abzu- 
sprechen, woraus  dann  unter  anderen  die  Fulgerui^  gezogen  wird,  daas  dai 
Reich  niemals,  aueh  nicht  bei  FricdensscMüsBen,  ein  Verfügungsrecht  über 
das  Uebiet  der  Bimdesstaaten  hat;  ebenso  selbstverständlich  aber,  das«  alte 
di^jen^en,  welche  das  Reich  fiir  einen  Bundesslaut  hallen,  der  entgegen- 
gesetxlen  Ansicht  sind. 

Als  ein  eystemattsoher  Fehler  muM  es  bezeichnet  werden,  wenn  die 
Raohtastellnng  der  Fremden  unter  die  Rubrik  der  Gebietshoheit  gestellt 
wird.  Mit  demselbcu  Rechte  könnte  die  gan&e  Lehre  von  allen  Recbts- 
instjtuten,  die  irgend  eine  Beziehung  zum  Domicil  innerhalb  des  Staates 
haben,  die  Lehre  vom  Landtage,  von  den  BeliÜrdeu  u.  s.  w.  biL>r  abgehandelt 
werden.  Besohränkt  man  die  Lehre  vonn  StaatHgohiet  nicht  gleich  a  priori 
auf  die  oh«n  Angegebene  Weise,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  gerade  nur 
das  Fremdenrecht  in  so  innige  Beziehungen  zur  Gcbictshuheit  gebracht 
werden  soli. 

Der  Inhalt  des  dritten  Buches,  welches  di>u  zweiten  Band  auafülU,  ist 
das  VerfassimgRrccbt,  welches  nach  den  eig«iitbitnilichen  Atmciiauungeu  des 
Verfewtcrs  besteht  in  den  Einachränkungen ,  welche  die  Hcrrsohcrgcwalt  in 
ihrer  Ausübung  gesetzlich  erfährt  durch  Volksvertretung  und  Behörden* 
oif^mnismus.  £<  sind  demnneh  di«>  Lehren  vom  Landtage  und  den  Staat*-1 
hefanrden,  welche  hier  abgehandelt  werden. 

In  Bfzieliung  auf  die  Rechtsstellung  des  Landtages  sieht  SkTDEL  im 
tironeD    und  Ganzen    mit'  denk  Beiden  der  neueren  deutschen  Tljeorien,    wie 
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sie  Dunentlich  von  H.  Sctnn^R  und  Labakd  formuHri  wordeo  sind, 
ftuch  hier  im  Einzeloeu  mnoche  feinere  Xunncon  der  herrHchouden  Ansicht 
lierrortretun.  Bonierktjiuwerth  ist  e»,  dmit«  der  Verfu>»cr  den  Landtag  ai= 
^Staatsorgan  unter  dem  HerrAcher"  aufTasüt,  während  er  doch  priucipieU  den 
Begriff  der  Staaupcr^önlichkoit  und  damit  don  des  Staatsorgans  verviift- 
Die  Formen  der  Thätigkeit  des  Landtages  zar  Wabmehiounf;^  aeiner  poHtüehin 
B,echt«  reducirt  er,  theilweise  im  AdscLIun  au  TjABAKD»  auf  vier  Kate^ritt 
Mitwirkung,  Genohmi^ng,  Konntnisuuüune  und  Ucbcrweisung.  I>u  Inrnr 
matinne-  und  Peütionnrecht  des  Ijandtages  werden  für  fonnflle  Rechli' 
desselben  im  juristischen  Sinoe  erkliri.  Ira  (legensatze  zu  LiAAHD  wird 
auch  dem  Intcrpvllationsrecbt  der  Emnmermitgliedcr  ein  juristischer  Charakter 
Kugoscliricbcn. 

Die  Daniollaog  des  Partanienticr^chts  füllt  die  erste  Hilft«  des  Bandes, 
in  der  eintfeliendett-n  Weise  die  vielen  Detailfraffeu  erürtemd,  welche  fi^ 
aus  den  Bestimmungen  Über  Mitf^liedschofl  au  doti  Kainmom,  die  coUc^ialM 
Beßtgnisse  und  die  Geschäftsordonng  dpraelben  ergeben. 

Nach  kuraea  Bemerkungen  aber  den  Reicliitag  wendet  sich  der  Ttr 
Tasser  der  Lehre  von  den  Staatsbekördcu  zu.  lu  dem  eioleitonden  Kapitd 
wird  das  Wesen  des  Organisationsrechts  untersacht.  Die  SchaJTuug  Toa 
Behörden  fallt  nach  Ihm  prinzipiell  nicht  in  das  Oebict  materieller  Q«mU- 
gehuug,  kann  jednch  durch  die  concret«  Gestaltung  der  Verhöltoisse  is 
grösserem  oder  geringerem  Umfang  der  formRllen  Oeiietzgehung  übenricw 
lein.  Das  Richtige  iat  woht,  dass  die  Schaffung  der  Behörde  selbst  oieuMli, 
die  Zuertlit?iluiig  einer  Compet«nz  an  diow-lbe  gfgvnüUur  d*.*u  Unterthaaes 
tiett  rin  materielles  Resetz  ist.  I>amit  ist  ein  fester  Hoden  ftir  die  prinnpieÜr 
Abgrenzung  von  freier  und  gesetzlich  gebundener  Thätigkeit  der  Regiemag 
auf  diesem  Gebiete  gegeben,  walireud  die  cuncrete  Grenze  allerdings  doni 
die  positive  Gexetzgebung  und  das  Budgetreoht  der  VolksveKrulung  ge- 
staltet ist. 

In  dein  Folgenden  wird  tunScfast  die  Institution  des  Staalcratlws  md 
■odann  die  Stellung  der  Miitister  und  de»  Rtsalsininidli'riuins  Gegenstand  der 
Darsttillung.  Die  einleitenden  Bemerkungf^u  über  die  Minister  in  der  floii- 
stitutiouellen  Muuarchic  gehören  m  dem  Klarsten  und  Besten,  was  äb«r 
dieses  vielerörterte  Pn>I)leni  geüchrieheu  worden  ist.  In  der  bekaunten 
Streitfrage,  ob  die  Ministerverautwortliohkeit  eine  diacipUnSre  oder  ftrsl- 
rechtliche  sei,  uinmit  er  eine  vvruiittelude  StuUung  ein,  indem  er  beide 
&>BUQgen  Tür  abstract  mngtieh,  und  im  concretcn  Falle  durch  die  Naiar  i 
jeweiligen  positiven  Rechts  zu  vorwirkliehend  ansieht.  Für  das  tiaj 
Recht  sei  der  disciplinarreehtliche  Gesichtspunkt  ausK^hliestilich  roi 

Auuh  die  KapiU'-l  über  die  JuNtiü-  und  Verwaltiiugwbehlirden  bie 
dem  Verfasser  violfacb  Gelegeuliuit  zu  Erürlenirigen  vun  allgenieiucm  Int 
esse.  Namentlich  feien  die  Hemerknngen  ülier  das  Weiien  der  Wrwaltuo?s- 
organisatiou,  die  einzelnen  Elemente  der  Verwaltung,  die  Verwaltungureclit*- 
pflege  ond  die  Oompeienicunllicte  hervorgehoben.  Die  Aasfuhmnffen  über 
die  beiden  letzten  Punkte  uihlen  ihrem  ganzen  Cmfange  nach  lu  den 
Besten,  was  über  diese  noch  lange  nicht  genugsun  geklärten  PartieD  des 
öffentlichen  Hechtes  gesagt  worden  al. 

Alan  wirtl  den  zweiten  Band  des  Setdgi.' neben  Werkes  nicht  au 
der  Uand  legen,   ohue  mit  den   lebliaftestea  Erwartungen  der  Portsettmig 


ilgegetunraeheD.  Man  wird  ^«tehcn  müsaen,  dut  man  durch  du  Stadiom 
dM  Werks  riel  gel«rtit  bat,  <>iTi  Uelconntniu,  da«  man  nach  der  Lcotüre 
muicbtir  der  jetzt  so  zahlreich  ernporsprieiModeD  Systeme  von  Kmchfl-  und 
Latuiea-,  voD  SlaaLs-  uiid  Verwultungireohl  amEUHprecheo  nicht  tu  der 
Lage  iit.  JelliDek. 
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Man  kann  sich  Wi  aller  KinsLcht  in  die  Natur  der  nu-schiddenea  dniad- 
.  TerfaJütnisse  des  QefüLIs  aufsteiKeudeu  Neides  uicht  erwehren,  wenn  man  aui 
[jdetn  Jammer  der    deubtcheu    pnblicistisc.heii  Studien    hornu«    den  Blick    auf 
Iden  Ganf?  denelbäo  Studien  jenseits  des  Ilheines  tallen  lÜsst,     Das  lebendige 
rSecbt  des  wirklichen  und  wirkenden  Staates    tritt    da    so    nelbstbewustii  auf 
innerhalb  des  Arbeit^plaos  der  akademischen  Jugeiid,  da»  Recht  de«  eifreueu 
Staates  ist  da  so  selir  nothwendiger  Bri^tandtheil  der  rachlicheii  AuHl>ildmi)(  eioca 
Jaristen ,    wie    etwa  bei    uns  ~  die    R^naue  KcnntnixB    der  VerFaseung    des 
SXBncs  TuLLios  in  ihren  feiusteu  Venswciguuyeu.    Frankreichs  Studieureform 
steht  auf  einer    Mhr    siebereu  Ilaxis;    die    iui]i>rhalb    eine^    jeden    kräflif^u 
Volks   tebenabereobtiffte  Abneisutij;   fi^fcen   alle  „Aiisl&nderei",   ge^ea   alles 
Vermischen  und  Verlösche«  de»    individuellen  GcprÜnes  beyiuut    hier    aeine 
Artieit  nicht  in  dem  Kampfe  ii^pgeu  .aiiHtäiidiBche"  Sehn flzeir heu ,    uleht   in 
■iaan   v^^ehhcben  sprachlichen  Reiulpfiin^r» verfahren    am  jeden  Preis;    dio 
Vahnuif^  der  staatlictieu  Bijreuart  be(i:iunt  hier  vielmehr  mit  der  Erziehung 
eioea  vom  staalticben  Hewusat^^eiti    eHiillteii  Jurist« natandes ,    der  zwar  aeit- 
«reiltg  mit  dem  Staats^nzen  und  seiner  Leitung  in  falsche  Bahnen  f^führt, 
nie  aber  vuq  demselben  und  H>t<inen  Zielen  ^treaut    j^'daelit    werde»    kann. 
AU  daa  Minimum    v^rwaltUDf^sreehtlicher  Kenntnisse    fordert    das    seit 
1862  in  Wirksamkeit  bestehende  ^Pro^amme    de    l'enseignemeDt    do    droit 
admimstratif  daus  lua  fuculte»    de   druit"   die    von  jedem  Kaudidaleu    nach- 
zuweisende KcnntnL<4B  der  Orundlaffcu  der  nachfolgenden  Materien: 

l*  Noüons  ^>■Il(^raIes  et  somniBires  —  »ur  l'orjipiuiaaliDU  ot  lea  attri- 
butioDt  de  l'antorite  administrative,  —  la  hi^rarchie  de  iwh  agent«,  —  de 
■ei  conaeib  et  de  scs  juridiclions;  —  Les  difT^rcutes  uatures  de  cuntributiona 
pabtiquea,  lour  aasietto  et  leur  recuuvremeut ;  hw  cours  d'eau,  luur  cunige; 
—  he  r^glement  de«  usines ,  le  drainage  et  le«  irrijfatiouB;  —  Le  dnmaino 
public,  fimial  et  maritime:  —  Lcs  itabliaaements  daugereux  et  iusaiubreB. 
ä^  XotiouB  Bppnifundies ,  —  aur  l'exprupriation  pour  cause  d'utiUt4^ 
publique;  —  Im  vciirie  et  len  alignenients;  —  La   s^paratiou   dea    ponvoin 

ArcUT  tir  fifftutllcb**  lUcht    n.  t.  2S 
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"pttbUos  —  jödiciairo  —  administratir  —  et   eccleiiüutii^iie-,   —    ConfliU;  — 
App«lB  conuns  d'abua ;  —  Müea  «o  jagement;  —  Autonsatiotu. 

Daxu  kominl  eia  umluseDdc»  Prageuublcau  aus  di-m  Gebiete  dea  eigeK' 
UcbcQ  Vcrinssiiiii^recht»,  iler  alldem eiiU'ii  StiiatAlehre,  der  Verfassuagsgosohi^itf; 
des  Völkt'iTrtcht«  iiitd  seit  dorn  d^cret  vom  88.  November  1880  aa^  noch 
dea  iDtematioDalea  Privat-  Dud  Strafrc-chta.  Wir  kommen  damit,  cum  Er 
guboiss,  da»9  der  fraiutösmcbc  Jiirittt  um  .Schluaxe  seiner  Ktudieo  seine  „anpli}- 
tb&trea"  aiufaast^ndcr  atu({«>hildct  uud  belehrter  rcrlüast,  als  nmer  einwitig 
and  vielfach  an  bischer  Stelle  irelehrter  ~  vum  eiogviiauktcn  Joriataa  mU 
aostandebalber  nicht  die  Rede  acin  —  seine  Hörwle,  Semioaneu,  Kom 
«torien,  Rvpetitorieu  ii.  a.  w. 

Man  wird  tinit  dage^n  vipllt>irht  einwenden ,  jener  hat  blanke  Kt 
oisac  —  dieser  Methode  und  Syt-tematik.  Daa  ist  aber  Bchlccbtbin  Selb 
tÄuchontf.  Methode  5»wubl  wie  Syslvmatik  setzen  wonigatena  bis  au  el 
ättaaorsieo  Äudmaatuic  die  Kenntniia  dos  thatdiclitichen  Sachverhalt«,  det 
positireo  Stoffca  voratia,  der  selbst  wieder  aus  den  Quellen-  oder  filr  Ml 
höheres  Geiatesuiveau  aus  den  syst«; mati sehen  Boarbcitua^rcD  unseres  licutacfca 
Reichastaats-  oder  preuasiitchen  Ijandutaa titrech t«  gewonnen  werden  ktut 
Nun  halte  mau  al>er  doch  K(^rällig^t  einmal  Uniü-aKe,  wie  viele  onaerer  ist 
1676  abrndvirten  deutRclivii  Juristen  <li<;  ihren  fDiiuiJMMihvn  Farallelirerbai 
an  Methode  und  Synt^m  wpitaun  liherlegenen  Werke  von  (tKXBCR, 
Metkb,  H.  SoiULZK,  Zorn  u.  a.  —  ich  irtktse  nicht  zu  Eigen  besitzen 
aber  auch  nur  eiu  einziges  Mal  umstlicb  zum  Q^jvostand«.-  eingeheni 
dieu  gfimaoht  haben;  und  man  wird  finden,  danf  die  fremden  NaUouen,  uc-bu 
sie  Ueutacldands  UuiversitSten  erforschen ,  um  ne  ihrem  beimatldicbim 
Unternchtsweaen  als  Modell  vorEuhaltca,  weuif;  Veranlassuuf;  babeu,  aacfa 
das  juristische  Studium  iq  »einer  zur  Zeit  hcvt-clieuden  Fonit  iu  Bausch  uad 
Bogen  mit  hinüber  zu  nehmen.  Kh  wird  vielmehr  an  der  Zeit  vein,  — 
Offenheit  thut  endlich  noth  —  das«  wir,  die  wir  so  lan^e  und  auf  andosi 
Oohieteu,  diu  Gcbcndou  gewesen  aind,  nun  auch  das  Talent  gewinnen,  dsmii 
MÜngd  zu  ork<^i)iieii  und  sie  uaoh  den  erprohteu  Musteni  der  Fremde 
verVfessera ,  Rleichffittig  ob  nun  diese  Fremde  Oerterreich ,  Fraukreich 
—  Ru»Mlaud  heisst.  Denn  iu  keinem  dieser  fa'uaunleu  Staaten  ist  der  in 
Amt  und  Würden  ntehendo  Jurittt,  der  „Führt-r  Heiner  Volkugena«»cn'  «o 
»ehr  gbUÖUiigt,  seine  unzusammenhänfjenden  Stücke  slaatsrechtlicber,  xvt- 
waltuugBrechtUcber,  Dationalökouomischvr  etc.  Keuutnisae  uauht ruf; lieh  au 
der  trüben  Quelle  der  Tagesjounialistik  zu  HohÖpfen,  wie  bei  uns  in  DeuUeb- 
land.  Ihre  Krklärunf^  findet  diese  Thatsache  darin,  dass  nnsore  der  wiatea- 
«ehaftUchcu  Durchdriugimg  des  ÖffenÜicheu  Rechts  gewidmeten  Werke  dm 
deutschen  Studirendcn  kaum  dem  Namnn  nach  bekannt  sind,  wälu-cnd  Oester 
reich,  Frankreich  und  Kogar  Rusidaud  ihro  Studierenden  der  Rechte  nicht 
entlassen,  bevor  diese  dort  eine  weitreichende  Vertrautheit  mit  den  Gi 
lagen  dun  üfTenlliclieD  Rechts,  an  der  Hand  einiger  gebrüuchüchcr  Handh 
nachgewiesi't  haben. 

Was  uns  zu  dem  vorstehenden  —  natürUch  nutzlos  —  klagenden  Exkun 
Veranlasiuug  gab ,  war  daa  EiutrefTea  der  ö.  Auflage  von  Batbik's  ,Prto* 
du  Conm  de  droit  public  et  admiuiitti-atif*,  dL-^ncii  Popularität  innerhalb  der 
■tudircnden  Jugend  Frankreichs  wir  keiu  deutRche«  Beispiel  scur  Svitu  ra  avtaes 
im  SUude  sind.  —  Vun  dem  Ver&sser  gilt,  was  MoHL  vor  drei  Ji 
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▼on  ihm  fre>a|^  er  ist  im  besten  Sinn«  des  Wort«s  ein  „Vertlieidi^er  ond 
firkliircr  der  liostehenden  G:awizai:hiiug  und  Uebon)f"  —  Kin  Buch  ein 
äberaos  tauglicher  Hi^rathpr  iiod  Kühror  durtih  ein  dichte»  (iefiige  von  önmd- 
geaetxen  aod  tletallfra^en ,  aas  denen  ein  minder  Ort^kundigt^r  kaum  den 
A.aBWCg  finden  kann.  Allcrdin;^  6udcl  nch  im  Fundament  aoiner  Arbeit 
mancher  St^in,  der  nach  unierer  AufTaesung  kanni  Sicherheit  genuf;  bietet, 
um  ein  grösseres  6ebäude  darauf  zu  errichten,  and  vor  allem  darf  man  nicht 
mit  den  Arkeit«lraditi«acu  deutscher  Methodik  und  Sj^tematik  an  aJle  Tbeile 
deo  Werkes  herantreteo. 

So  wird  e»  on«  schon  vor  allem  schwor  mit  Batbie  die  Skala  der  üb- 
licfaen  staatsbUrjcrerlichen  Grundrechte  zum  An;^elpu[ikte  den  jj^anzeD  Ver- 
Cuatmgvrecbta  (droit  puMic  et  constitationnel)  zu  machen.  Seine  Darstelhrag' 
bogiimt  mit  der  Aufriihliuig  der  .drnits  garantis  aax  cito^'eDs":  sie  reint 
datier  tmierer  AuBäatuug;  nach  einen  Beatandtheil,  ein  Renullal  der  Ter- 
bttai)K«recbtlichen  EutwickluuK  aus  dem  staat^rechtlicben  Geaammtbilde 
herauB,  um  ihm  eine  weit  über  »eine  UistorisoLe  und  praktischi;  Bedeutunfr 
hinau«rag:ende  WerthschatzuDfr  zuzuwenden,  .ledenrall«  int  die  (jiuililieatton 
jener  Rechtsverhältniase  und  KelbBtändi^cn  Recbtsinirtitute  als  .ilroita  indivi- 
duel«"*  ouoh  innerbalh  der  franzÖsischcD  Tcniiiuolf^ie  ki-im-swegs  begründet, 
besondera  wenn  man  erwägt,  da«9  Veriaaeer    den  Rahmen    der  (Jrundrecbte 

—  deren  rechtlicher  Beatand  auf  Gnmd  der  (fegenwikrtiRen  Vorfassuninifteaetze 
Frankruicbs  übritceus  mehr  als  zweifelhaft  cnehciot  - —  nicht  eben  allzu  enj{ 
apaimU  Üas  Stillflcbweij^en  der  jüngsten  Verfansun^  über  die  Grundrechte, 
eine  Frage,  weluhe  anläs?lich  der  bekannt«!!  Furificiruug  des  Ricbteratandes 
von  nicht  gerimgoiia  praktischen  Belaufe  wurde ,  venirsaolit  dem  Verfasner 
wenig  Bedenken. 

„II  ce  Haut  pas  tirer  de  ce  lilcnce  1&  conclusion  que  loa  droit«  indivi- 
dueU  nc  Hunt  plus  garautüi  par  la  Cuutslitution.  Ce  lerait  contraire  &  l'es- 
|)rit  de  Celle  ijui  nous  r^t.  Ponr  cnmbler  la  lacune  que ,  sur  cc  poiot 
laiiBe  le  mlenoe  des  lois  eu  vigueur,  nous  peneons  qu'iL  fout  recourir  k  la 
D^claratiun,  (jui  est  ou  ti-lu  de  la  CuDstilutiun  du  8  septembre  1791." 
Auf  (t rund  dienen  konstniktiveti  HiirKiiiitU'lH  .  deNf^ai  tliiHiretischc  Znlünig- 
keit  übrigens  auch  jenseits  der  Vogeeeu  auf  urnNtändlichQ  Bedenken  stossen 
dürAe.  stellt  VcHasHer  dann  aU  denu'ligu  G-ruad&eihcit «recht«  bin:  „L'^ga- 
litö  civile,  —  la  lihert^  individuelle,  —  rinvi<ihibilit^  drj  dümicile  et  celle 
de  la  propri^te,  —  in  liberte  de  conacience  et  des  cultes;  ~  la  libertj  de 
La  ppewe,  —  Ic  droit  d'aBBOciation   et  de  n^uuiou,  —  Ic   droit   de    Petition, 

—  1&  gratuiiä  do  la  justice,  —  le  droit  jiour  toul  citoyen  de  n'etre  jng6  quo 
par  tea  juges  naturels  —  Le  vote  de  rimpüt,  —  la  responsabititd  des  agenta 
da  pouvoir,  —  la  Houveraincte  natiouale  et  ta  s^paratiou  des  pouvoirs,"  um 
Bodaun  jedem  dieser  Recht aiastitate  eine  kniippe ,  genchichtücb  nicht  allzu 
weit  ausholende  Darstellung  zu  geben.  Tm  Anschlüsse  daran  werden  die 
Gesetze  über  die  Ürgauisation,  Zusammensetzaug,  Wahbnodus  der  gesetz- 
gebenden Kijrper  iu  Bebnodtung  gcnomnion,  ^  die  Paratellung  wurde  wah- 
rend des  Dnickes  überholt  durch  da«  Ueset«  vom  8.  Dezember  1884  „sur  la 
cwmposition  do  Senat  et  sur  )es  ^lectiuna  des  s^ateurs,  und  anderseits  durch 
die  du  Listenscnitinium  eiafülirende  rLoi  ^eutorale"  vom  IB.  Juni  ISäo  — 
woran  zum  SchloM«  eine  kurxe  Skizze  iiber  die  Träger  der  Pouvoir  ex^ntif: 
fr£flideot,  Ministres,  und  Haut«  cour  angefUgt  wird.    Als   grosstcn  VoRug 
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dieeer  D&nit«Uui^  des  VorFassDni^Rrccht!  werden  vir  zweifellos 
KAne  {feiten  luven  müsiiCD.  sie  umfassl  kaum  44  SeiUüi,  während  der 
Rüsl-  von  45 — Ml  auit8chliefi»li«)t  dorn  Vurnaltuag  srecht  gewidmet  i£ 
Während  der  erste  kleinpre  Thcil  diu  ganze  Beweglichkeit  nnd  Ünbeatiadif 
keit  des  französincLra  ReföeronipmechaDiamnfi  aträpi«f^lt ,  reflectirt  dieier 
2woil42  Theil  in  voUtuii  AusniaaMO  die  erstauulicbu  Ruh»  und  Kouliuaitft, 
welche  aiuh  Fratikreinha  Verwaltung  im  Storme  der  Zeiten  ta  erli&lti^ti  ge- 
witzt hat 

Kur  diu  Amts-  uiid  Amiecorg&uisEitiou ,  dcueo  Verfasser  mit  galcn 
tinmUo  Horgfaltiite  Behaudliuifr  widmet,  xoigpn  Docb  die  ein^reifendeD  Vtr 
and(*nuigua,  vrolchc  diu  Gnindltigeu  d«R  öfTentliclien  Reehtü  t^rrahrtai  btlxo. 
in  den  meisten  andpren  Partien  des  lehrreichen  Buch««  treffen  wir  auTbefesbgU 
Formen  und  durch  langen  atoKtlichen  Gebrauch  bestimmt  aliKeKrenxte  Redlb- 
einricfatuuircu,  welcbu  alluu  ÄngebSrigvn  dt*«  &an«5ftischen  JuriUenataiidrf 
als  durchaus  ^eläaßge  Münze  gelten.  Alle  diese  Kapitel  über  Penon&M 
moralcs,  Über  da-t  „stiiatliche  Sachenrecht",  über  das  compticirte  Sjstem  tkr 
Staats-,  DviiHTtciia-iit-  uuJ  KomniuDalsteueru,  gt*beri  in  leicht  übentichtlit^ 
(jruppiruut!  rficht^n  (ieHetzeaatofT  und  das  bedeutungsvolle  .ludicatenmaterial 
des  um  die  PrÜcisiop  und  vris^euechaflUcbo  Vertiefung  der  fraoxÖstsdMD 
VarwaltDUgHentNdieiduugen  liochTpnhonten  Cunseil  d'Etat.  Die  uiu  Deutsobtt 
auffiUlige  gcringf  Benieksiehtiguug  der  nutionalcu  und  vÖlliga  Aussencb- 
lasaung  der  rrenidliindiEtihcii  Ijitorulur  diirllv  dem  Buche  in  den  Kretsen.  fir 
weloho  es  berechnet  iHt,  itU  Muii^el  kaum  aafs  KerbhoU!  gesettt  v«rdau 
Ec  ist  dazu  bestimmt,  mit  Keinmn  grustien  positivrechtlichen  Lchrgehalt«  dii 
stndirende  Jugend  Frankreichs  über  die  Önindfragen  den  ülTcntlichen  R 
isn  wrientiren,  nie  in  einem  der  Auofiihrliclikeit  der  privaireohtlichcn  Stadi 
angemL'Menun  L'mßuigo,  in  den  (Tinlankenguig  der  iweiten  grnssen  Beob' 
materie  eintuweiheu,  ohne  deren  Kenntnus  der  Eioiwloe  weder  xura  gni 
Juristen  uoch  zu  dem  »t'incr  Reichte  und  Pflioliten  kliirbcwiiMslca  Staa^ 
bilrger  werden  k&nn. 

In  xienüioh  gleichlaufender  8)-!iteniatik  bewegt  sich  die  in  der  Ueber- 
schrift  dieser  Zeilen  un  xwoitvr  3l«lh-  geuanul«  Arbi-il  eines  Eochkundigca 
Praktikers.  Ohne  grossen  Kallrtxt  prinrnpiell^r  Hedi'iikcii  gruppirt 
reiches  Material  von  Geselzerbestimniungen  und  Judikaten  um  die  ii 
entwiirkellen  Verfassung^-  und  verwu.ltuugsrt'L'htlicheu  Kitirichtuugen 
reich»  und  ginvälirr.  d(>uflßlboii  so  pinr  AnsdimiÜchkeit,  die  ihnen  auf  dem 
rhetorischen  Wege  anderer  [>ar«te Illingen  nur  selten  xn  theil  gmrard«L 
ätwoNEx's  Buch  ist  in  der  Thiit  ciu  ungemein  lehrreicher  Führer,  der  m 
bei  jedem  Objf^kte  iJlos  zi^igt  und  allus  sagt,  was  von  demselben  »i  sag«n  at 
und  der  uns  auch  auf  Brscfacmungen  und  VerhJtltnisse  verwandter  Art 
merksam  zu  machen,  nicht  vcrsaumL  Wer  sich  über  die  mangelnde 
rang  der  allgemeinen  Grundrätsc  hinweehilft,  wird,  am  ein  Beispiel  ■ 
Eiibren,  in  dem  di*r  l'ouvoir  k-ginlutif  gi-widim-lfi»  Titel  (IIl)  übt-r  die  V 
tbeiluog  dei  AVabU-eehts.  Ütier  den  hchtcrlich«-n  und  vcrwaltungsrechthi 
Schutx  iliv-KL>H  sitiatHbiirgcr liehen  Rechts,  iihi-r  seinen  stcllenweisen  ZuMmnii 
hang  mit  dem  Stenerw^non,  der  C\iiiimnnal Verfassung  et«,  «-icbtige, 
im  Gebiete  de&  juristiscb  Relevanten  hegende  Aufkliruogen  emp&ngHL 
Ausehucg  der  CorpunitiunsrfchU-  der  Knnnncru,  ihres  inneren  Verban< 
der  l^r  den  (}eHetzgeb(iiig.-<aul  reubllicb  wiolitigeit  Bemlhinigs-  oud 
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dangtpnsiM  wwden  wir  allordings  nirgt^nds,  trotz  d^r  vom  Verfasser  auf- 
gcwcadeKu  Sorgftdt,  dt-r  um  viele»  tiefer  greifenden  Qoeüenarboiten  v-nn 
PonnSLi  ond  FlKRRK  eiitmthen  Iconncri,  Dio  gcsammtt  Provincial-  nnd 
Commntuilorfj^aniBatioD,  die  ZTutaudigki^it  und  Ahatiifuiifr  rler  vcrschicdeoea 
Aetntor,  die  inutre  Einricbtung  der  einzelnfln  Stellen,  deren  Vertheilung  über 
dos  ganz^  Staatsgi^hipt ,  die  Orifane  der  Verwaltungsrcclitspflege  in  ihrer 
Bintlichen  Gliedcnmif  zeigt  un»  Simonit  mit  leicht  anfechtbarer  Syitteniatik, 
theits  iunerbulb  den  eigentlichen  droit  ptjtitiqiie  et  cooBtitutiannel  (Titr^  VI), 
theilu  im  eigectlicheD  droit  udmiDistratif,  welches  die  voUk  Sachkcnntmisa 
de«  Autor*  bezeugt-.  Die  Arbisii  besticht  hier  durch  groivc  Ueberpichtlichbcit 
imd  AuifUhrlichlcAit ,  ohne  daas  die  Danttetlung  rioh  iu  Ucberflüssigkeiten 
verlöre  oder  schwerfältig  würde.  Dabei  ist  zu  betonen,  dau  nicht  etwa  nur 
da«  Formelle  uud  die  mehr  zufalligeu  auBseren  Bcstimtnuiigen  erörtert  sind, 
Bondem  auch  die  altgemcinnri  tinindflätx«  nber  Verwallang  überhaupt,  über 
deren  Hauptswelge .  Selbstverwaltung ,  Communalwirksamkmt  engerpr  und 
weiterer  VerbändeT  das  VcrhKltiiift»  der  venwhiodencn  Behörden  xn  einander 
wird  ao  erörtert,  wie  daa  positive  französische  Recht  alle  diene  Fragen  auf- 
faiiri  Qod  catecbeidet. 

F])fl  ixt  narae.ntlich  fiir  die  Fälle  und  Hedürfninne  der  l'raxi»    eine    wahre 

Fundgrube  von  Thatsachen  und  Pniejudicien ,   und  auuh  die  rechtsgeschiciit- 

Uchcii  Abriwe  fibw  die  Eutwiekelung  der  ciuzoUicn  Einrichtungen    vor  und 

tUiCfa  der  Ke^'oIution  vind  lehrreich    ohne  Pedant«>Tie,   orienUrend  durcli  die 

[SerttcUchtigiiag   de?    VwieatUchen.      Wir    würden    an    dieser   Stelle    nicht 

l  Beyern  an  vielen  Pimktcu  die«er  Arbeit  tlwi  Vonag   vor  der   errtgenannten 

In  geben,    wüsuten    wir    nicht.    da«B    beide    doch    weflcntlich    verfohiedencn 

Zwecken  za  dienen  berufen  sind,    and    diene  daher  nur    auf  methntloIogiBoh 

rerschicdcuc-n  Wctreu  erreichen  kimntcn. 

Im  AuHchluBee  an  die  beiden  vorntehenden,  der  ß'anzorischot]  Literatur 
Angehörigen  Werke  sei  hier  endlich  auch  einer  in  deutsohcr  Sprache  erBcbie- 
nenen  Arbeit  gedacht,  welche  da«  »eit  luni^cm  fühlbar  gewordene  Fehlen 
eines  d  f  u  t  fi  c  h  e  n  Ijchrhuches  dea  S^Aal.iri^cbt'i  Prankreichf  in  überat» 
zn&iedenKtellender  Weise  aufhebt.  Innerhalb  des  gross  angelegten  und  mit 
rühmlicher  Energie  diircbgvfiihrteu  &(AB(tDARD9EN'8chen  Werkes  wird  hier 
der  (TeBetresstofT  de«  npuen  franzr»s!Rchpn  öffcjil liehen  ReohlB  ynm  eraten  Male 
tu  einer  Systematik  untert^ebracbt,  die  der  Erkenntnis^  nnd  lleherrschang  jenes 
Stoffe«  nur  lurderlich  ist.  Dank  dem  Umtilande .  das»  die  eüuchlÜgigeu 
'  Werke  IranKfisischer  Fachgennssen  l>ei  ihrer  Verbreitung  hi  Oeutachland  an  ( 
sprachliche  Hindemij!<e  so  gut  wie  nirgendK  etossen,  wir  daher  bei  Yerwer- 
thong  der  Arbeilcn  der  Rossi,  Vcatrin.  Batbik,  Decbowj,  LAFBRRläBB  etc. 
.niaht  erst  warten  miiseen ,  bis  dieiK-  auf  dem  Wege  umstündl icher  Ueber* 
ttetznngen  unserem  wisseuschaDHcheu  Apparale  eiuverU'ibt  wurden  ,  —  bat 
•ich  Kit  langem  kfine  freeignfte  Hand  zu  einer  iirafa-isenden  Bearbeittmg  des 
Staatsrecht«  der  benachburteD  gruBsen  C'ultnmation  bereit  gefunden.  Und 
dnch  21'igi  gerade  da«  vorlicgL-ude,  tiffcubar  aus  einer  Verbindimg  fraiizo- 
tifcher  und  deular.her  (IcHtaltuiigskraft  hervorgegangene  Werk,  daM  es  der 
Ocist  ist,  der  sich  den  Körper  schaßt,  das«  derselbu  Stoff  in  verschiedenen 
Händen  zu  gnind verschiedenen  Gebilden  werden  kniHi,  Die  Arbeit  Lkhosr, 
wie  sie  innerhalb  den  im  (ianzen  bf^wührt^-n  GrundrisHeB  dej-  Monographiea 
des  Handhuehei  vorliegt,  ist  in  der  That  ein  gutes,  klares  Werk  über  dos 
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SUateeoht  der  Repablik ;  keioerwe>R«  die  mecbuiisclie  Verbindm^ ' 
QwetwniaUirion ,  soadeni  eine  Durclidrio|fuu(;  und  Downltigung  dendbo, 
um  deren  priccipiellen  Oehalt  in  wiu^n&chaftlieber  Kürze  mr  DftntaUoBf 
zti  bringen. 

Angesichts  de«  grossco  WechseU  der  coDBtitiitioneHeo  Forneo  ood 
Einrichtungen  FrankrfichB  war  m  natÜrliub  weder  die  Aurgabe  DOofa  dit 
Abdoht  des  Verfassen  bub  jeder  einzelnen  Erscheinung  Orundsätie  aUg«- 
ineioer  Niitur  abzulmteu,  aus  di*u»i;]beij  wie  atu  VurdcreäUou  Fulfpfrungea  a 
sehen;  er  begnügt  tiah  naoh  einer  lunstündlicbfni,  in  de-n  Einz^lhr-iten  fVtiEch 
nloht  uiiaarcchtbarpu  bistorischen  Einleitung  die  allgf-meinen  juristischen  McHt- 
male  des  franzDsischcn  Staates  und  seiner  gegenwärtigen  Verüusun^  mSg^elist 
flcharf  beraUHzuarbeiteu.  Er  findet  hierbei  den  Kernpunkt  des  (nnxösisdisi 
OemeinwoBOUs  guli>geu  in  dem  ihm  eigvuUtümlicbcD  strongen  AusBchloss  aller 
föderaliütisoJieD  Beslandtheile.  Der  centralisÜsche  Gruodcharaktcr  kebri  tuA 
seinem  EingestHudniss  in  allen  Ver&e^iuigcn  wieder,  welche  dort  naofa  od 
nach  cur  (icltung  kamen.  .Niemals  fiudct  sieb  in  Frankreichs  Gesotzon  »mA 
nur  eine  Spur  von  FÖderaliamus.  Die  CentralgewtUt,  ob  onbeschriüiki  odn 
repräsentativ,  war  hier  immer  allmächtig:  niemals  war  sie  der  AuiAm 
örtlicher  Gowalton ,  welcho  vielmehr  immer  aus  jouer  horvorgebeii.  Vbn 
Zuständigkeit  wird  stets  nur  durch  ihre  eigene  Zulassung  beschränkt,  es  gibt 
keine  ihr  luiterateheuden  selbständigen  KurperschaAen  vurbebaltcoen  KechL 
und  wenn  sie  die  Zustüudigkc  it  der  Localgewalten  erwoilei 
so  ist  dies  ein  freiwilliger  Act,  den  sie  ebenso  frei  wieder 
rücknehmcn  kann.*  f2U  S.)  Diese  überaus  khire  Cbarakterisirnng 
iruuösiscbeu  Staatsidco  wird  kaum  auf  begrüudeti.-.u  'Vp'iderapnich  stvcMt^ 
können.  Wenn  aber  der  sdiarfainnigc  Verfa&ser  gleicbwnt  die  Organisatios 
der  reprisentativen  Republik  mit  ihrem  zweifelhaUlen  System  der  G«- 
waltenthiiiluug,  mit  ihrem  —  vom  Fall  des  Hucbvcrraths  abgesehen  - 
onverant  Wort  liehen  StaatJioherhaupt  u.  s.  w.  als  nunbeetrittenermaasseo  auf 
dem  Orundsatxe  der  Volküsouveränetät  beruhend"  erklärt,  so  findet  diesr; 
handgreifliche  Widerspruch  seine  Lösung  nur  eben  in  dem  UmsUndc, 
daM  htnerbalb  eines  jeden  Volkslebens  eimcelne  Fi^rmeln  und  Cliob^s  bis  cd 
den  Höhen  emporgetragen  werden,  auf  denen  nur  die  w  a  h  r  h  aft  o  n  Beilig- 
tbtimer  des  natiuuiUen  Lebens  ihr  vor  profiuier  Ehlik  gescfaütEtes  Dasein 
führen  sollten.  Der  möglichst  uncontrciltirte  (Tt^brauch  des  auf  seinen  juristiiahen 
Wohrbcitagehalt  möglichst  weni^  geprüHen  Wortes:  „VolksMuveriaAtil* 
ist  nun  einmal  tiuitens  der  beweglitibcu  Culturnatiun  jenseits  der  Vogetca 
reoipirt  —  und  e»  scheint,  daas  Biob  auch  klarstd eckende  Köpfe,  die  soMt 
locht  Anstand  nehmen,  ihrer  freien  Meinung  zuweilen  scharfen  Ani^druck  ta 
geben ,  von  der  Zauberkraft  jener  populären  Furuuln  nicht  völlig  &ein- 
hallen  vermögen.  Priucipielle  Einwände  der  erhobenen  Art  ändern  natür- 
lich nicht«  an  unserer  Wcrthschatzung  der  Arbeit,  die  in  allen  ihren  ThcOea 
belehrend  und  anregend,  die  reehtmergleichoLden  Kenntniose  ihres  Auton 
last  allzu  discret  durohscbimmem  liUst.  Di«  AutnUmmgen  über  die  QneUea 
des  (ranzÖeischen  Rechte  (§  4  §  13  fg.),  die  Gewähr leietung  und  SuipeiiBioa 
der  bürgerttcben  Rechte  (g  R>,  iibor  civil-  und  stra&echtlirhe  Veraniwiutlidh 
keit  der  Minister,  die  nach  dem  jüngsten  Geietxesstande  gagebcoe 
Darstellung  des  französischen  Gemeindereehts  (^  66 — ti^l  werden  auch  Dem- 
jenigen xahlreiobe  Nova  in  anziehender  Form  darbieten,  der  der  staalareoht- 
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liciieD  Entviekelung  Frankrf^iehB  in  den  EiaKclKÜffen  mit  regvm  Intereaae  m 
folgen  ptle^.  —  Alles  in  Allem  bietet  das  Duch  bei  p^'oes^r  Sorgfalt  für  die 
AiifaHmng  des  posittveo  Gcsflzesmiitenala :  ciu  eicbcre«  und  ver»tÜndig«« 
ITrtheil,  Freimutii  in  der  kritischen  iIeHpn!chuDg  von  Lücken  und  Fehlern 
4ber  auch  pnmkloBe  Freade  aa  dem  Oaten  leinea  vatcrläcdiscbeD  Kccbts. 

Stoerk. 


L.  it  NcvmuiB)  6l(-meDta  |du  droit  des  geae  moderne.    Trad.  par: 
A.  de  Bledmatten.  —  Paris  1886.  RonsBean. 

Der  breite  Raum,  welcher  dem  Studium  des  Völkerrecht n  innerhalb  de* 
Lehrplami  der  fi-anzöat«chen  Rechtsfakultätcn  einffernumt  ist,  lässt  dort  dio 
Zahl  der  Bacher  immer  mehr  auwachseo,  die  den  gewunrnten  TrfhnitnfiF  der 
Disciphu  in  möglicbst  knapper  Fasrang  den  Studirenden  an  die  Hand  geben 
■ollen.  V.  NKDiuiOf's  Gmodriis,  welcher  dieacm  Zwecke  jodeufttUB  in  vor- 
Debmerem  Blaaase  entopncbt,  aU  die  an  muichen  deutschen  ITmversitAten 
gebräuchlichen  Qüaäitsch,  ScHWtDT  etc.,  ist  nnn  von  dem  gewandten  üeber- 
setaer  Blontscbu's  in's  FranzÖsiBche  überLragco  worden.  Zahlreiche  Notmi 
aas  dem  Gebiete  der  Quellen  und  der  Litt-ratur,  die  freilich  nielit  immer 
aofl  erster  Quelle  genchopfl  wurden,  mainhen  du  Buch  zwar  zu  einem  nut»- 
Uchen,  machen  aber  doch  auch  die  Frage  nicht  usnülz,  oh  diu  frauzöain^be 
literarische  Pmduktion  thateiichlich  noch  solcher  Uebertragungen  bedarf?  Die 
Antwort  aiif  diese  Frage  gpHtdttet  einen  Röckachluss ,  nicht  etwa  auf  die 
Verbreitung  deutscher  Sprachkenntnisse  m  den  studircndcu,  sondern  auf 
die  Verbreitung  condser  und  ayslematiacber  Darfftellnngvkraft  in  den  lite- 
rarisch producireoden  Kreisen.  St. 
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[ii  8.  24  p.     Piuns.     i'alnws. 
Salm  OD.  L.  iL.  Uiatory  of  the  AppointiuR  Power  of  tho  Preeident.  New- 

tYork.    6  8h. 
Treaty  -  melcin^    l'ower    under     the    conatituticm    Our    State    De- 
partment   and    ExtraditiotL     (American    L»w    Rctlcw.    Jtily- August.) 


U.  Terwaltungsrecht. 
1.  Allgemeine  Lelircii,  Lelirbilcber,  OoHchlcbte. 


Bnrnhak,  (.iesch.  d.  preiins.  Vcrw.-R.    9  Bde.    Bcriiu,  Spriiigt-r.  8,    M,  24. 
Bruder,  Studien  iiberiüe  Finaiupolitik  H^nog  RudolfB  IV.  von  Opsterreich. 

(1358-65(.     Innubruck  1889. 
Onei«t,  Die  ßesohrSnkun^n  der  Prcisii^keit  (Archiv  f.  Oft  Reoht  Bd.  I.) 
Hertzka,  Thdr.,  Die  Gesetze  der  socialen  Entwickelnng.  gr.  H.  (XVni,300S.) 

Leipzig.  Duncker  &  Hiiinblot.     M.  9. 
Mayer,  Prof.  Dr.  Otto,  Theorie  de»  französischen  Verwaltungwecht«.  gr.  8. 

(XVT,  633  S.)     Strasäburj?,  Trubner.     M.  10. 
Menger,  Prot  Dr.  A.,   Das  Recht  auf  deu  vuLteu  Arbcitijertrag.    Stuttgart, 

Cotta.  1886. 
iKosin,  Prof.  Ur.  Heinr.,  Hau  Reoht  der  äfTentlichen  Geuossenschaft.    Eine 

vervaltunj^n-echttiche  Monographie.     Zagleicb    ein  Beitrag    zur    altge- 

meincji  Lt^hrc  vou  dtr  Körperschaft,   gr-  8-  iXII,  SlOS.)  Freiburg  i.  Br. 

Mnhr.     M.  4.50. 
iSeidler,  Privnt-Doc.,  Dr.  Quüt..  Leitfaden  der  StaateverreobDung.    3.  Tbl. 

Gniudsätzu    dva   .StauUrechuuug^-    und  CüntrulweaeuB,     gr.  8.     (Vlil, 

96  S.)     Wien,  Holder,     ä  M.  2.40. 
iStengel,  Prof.  Dr.  Carl,    Frhr.  v.,    Lehrbuch  des  deutscbeD  Vcrwaltungs- 

recüu.     gr.  8,    (S.VI,    469  8.)      Stuttgart,    Eake.     M.  8;   geb.  M.  9. 

(Aua  V.  Kirchenh  eims  Handbibliothek.) 
Bnecardo,  Manuale  di  Diritto  ammiuiiitrativo.     S.  cdiz.  Torino.     L.  3. 
Bonnansieux,    F.,    Etüde»  nur  rhistoirv    adminiHtrative    de    la    France:  L 

L'AdminiHtrution  d'uii  Di'parteiiient  boils  le  Directoirt*.    8   d7p.  Paris, 

Nancy,  Berger.  Levrault  &  Cie. 
flie  Luca  Caruazzu,  S.  Luggi  i  letiluxiorii  ainmimslrative    in  Roma.  (An- 

tologia  Giuridica.  Pietro  Dclogu.  Anno  1.  Xr.  I.)    1686.     Catania. 
Orago ,    Cinquc    quL-«tioui    di    dirittu    animiniBtrativo.       Seconda    edizione 

(ienova,  Sordomuti.     L.  S. 
lOarelli  della  Morea.    Snggio   solla   scienu   dell'   auminislraxione.    2   ed. 

Torino,  RisBo.     L.  B. 

3.  Verwaltuug»orgaiiittatIoQ,  nemeiDdeverfasHQnir. 
:  Arotabericbt  des  Regie ruugi^ntthes  den  Kant.  Basel- Landschaft  vou  Jahre 
ItJWi.    8.    446  S.     Liesliil,  fTtbr.  Liidia. 
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BeamiADi^esetce,  dio  Hambur^efaeo,   nob«t   d&D  ftir  SUateb«ainta 

tigBt£n  n^ichagesetzl.  BtiBtimmtuif^Mi.    T(-'ztau«fr.   m.   Anmerkongeo  i. 

einem  Sacbre(nst«r.     lä.   (IV.  59  S.i     Hambuiy,  0.  fiCeitmer. 
Bosse,   kgl.  rürKh.  rerid.  LandgcmeiucteorilrjuQg   v,  24.  IV.   1878.    6,  verm. 

Aufl.     (Neue  Aus^.  mit  dar  NoveUe  v.  34-  rV.  188».)     Leipzig,  Ro» 

berji.     (V,   177  S.)     M.  1.50. 
Braachili  eil,  M.  t-,    Die    neiiea    preiiHsiM^lien    VerwahuugigeseUc. 

tunmongcstoUt   □.  erläutert.     Nouc  Aufl.,    volIsUud^  amgeurti.   o. 

BuFdie  Gegenwart  lortgefiibrt  v.  Reg.-Priis.  Studt  und  Geh.  O.-Ret.-E 

a.  Vortrag.  Rath  Brauabehrcna.    1.— 4.  Bd.    gr.  S.    Berlin,  C.  ücgi-, 

muin'«  Verl.    g«b.  «  M.  8. 
Gemeinde -Ordnung,  rf^vidirtp,  f.  d.  HenEOgtbum  Oldeobur^g.     (l&,  Apr 

1878 ;  rev.  Keudr.  1886.)    8.    (75,  18  S.)    Oldenburg,  Schake,    bw 

M.  1. 
XXI.  u.  XXn.  Udj;.  GoAetxartike-l  v.  J.  1898  über  die  Manicipieo  u.  d.  Ocdrd- 

dp-n.    Mit  £rlüuU'.run(;^n,  Atuncrkuogen  u.  Paralk-latellen.    Heben.  utA 

d.  uiiiror.,  V.    einer  im  Verwallunffsfaeho  aiierkanuteti  Autorität  errtHi 

IUiig"-i  liL'arb.  AiiNg-  91   S.     M.  3. 
Held,    lliirßcrmtiiflter   o.   D.   Pol.-R.   Otto.   Die   beitehende  Or^aiäattüi» 

mtd  die  erfordert  ii! he  Reorgunisiitiun    der    preats.    PoÜsei-Verwaltitss 

m.    Riickniolit.    auf   die    wiiuRoJtenswertlic    Km-eitcrung   dereelbcn   vir 

deutschen Utitubspoliztii   gr.  8.  (VI,  2ä8S.)  BötUo,  F.  Laukhardt.  HJ 
Hand  buch  für  Elsn-is-Lothringeu.     188Ö.    (Xuch  dem  Stande  vom  10.  \1L 

1866.)    Boarhait   im  Minifttcriuni    für    BLaans- Lothringen.     StraMbun;, 

Schmidt.     (XXXIII,  »28  8.)    M.  4.50. 
Hof-  und  Staatitbaodbucb   des  Orosihencogth.   Oldenburg   für    1886.    Olden- 
burg. Schul««.    iXVt,  374  u.  BO  S.J    carL  31  I.ÖO. 
HoingbauH,    K.,    Kreis-    und   l'ro\-iii7.iiUordnung    für   die  Prov.  West&lcn. 

Fiir  den  prakt.  Gebrnuch  ergänzt  und  erläutert   durch   die   untliehes 

MateriaUeu  d.  Gesctzgeb.    Biclefehl,  Hclmich.    (TV,  läÜ  S.)   iL2M\ 

geb.  M.  2.75. 
Lindemann,  Ob.- Bürgermeister.  Die  Verwaltungagesetxe  f.  d.  Fror.  Wett- 

falen.    ä.  u.  3.  Abtb.    gr.  8.    Bortinund,  Köppon.    i  M.  3.     eou)|iI(( 

M.  7.50. 

Inhalt:    2.  Das  GeHetz  über  die   allgemeine  Landesrerwaltiog 
a.  das  Zii»tüudLgkt;itKgC9Cts  uebH  dt:a  dazu  gehöngeu   Regulatirrit. 
(V,  äiiO  S.)  —  3.  Die  Pniviadal-,  Kreis-,  Stadle-  und  Landgemeiode- 
ordnung  f.  d.  Prov.  Westfalen.     (VLI,  24«  8,) 
Meili,  F.  R.,    Gutachten   uud   OviivtKesvurikcklag,  bclr.  die  SefauldexecutioD 

und  den  Konkura  gegen  Gemeinden.     Kern  1866.     4 '.     358  H. 
OTen,  A.,  Neue  Verwaltungsgeaetze  und  Aus Ribnings Verordnungen  fSr  du 

ProT.  HeAflen-NaaAau    n.  Frankfurt  a.  M.     l£>8&— 188ti.     Vollst.  Aoar 

Frankfurt  a.  M.,  Ronimel.     (XII.  32Ü  S.)     M.  4. 
Ssaner,  Zwatäudigkeit  und  VerCahreu  der  Bi^hÖrden  bei  Anlage  nnd  Betrieb 

von  (JniheneisPiibfthtien.     iKeitachr.  f.  llergr.  XXVII.) 
Schreiber,    IHa  neuen  prcu»».  Verwaitung^^esetze  m.  Erl.   £.   d.  ProvinJ 

Hes»en*Xas8au.     Marlinrg,   Elwert.     1886. 
SchmitE,    Berlin  J.,    Die  Bnrgermeiiiterei-    nnd   Amtsrerwaltnog.     10.  L^ 

gr.  8.     Neuwied,  HeuBcr.     M.  1. 
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StSdteordüungc  f.  ä.  R)i<?iDprovinz   und  Geaetx  betr.  die  Oemeiodeverftming 
in  der  Rbüuipiüviiiz  v.  15.  V.  1S5S.  4.  Aofl.  Elberfeld,  BSdeksr.  44  S. 
M.  0.50. 
^Widenoicycr,  A.,  Diu  Etat-  uud  Kwtsenwosen  des  Königreichii  Württem' 
ber;g,  mit  bes.  Berücksichtijj^uf;    der    Verkehrsauotfllt«!)    und    mit  B»- 
iruf^abmo    auf   Einriebt uii^^ca    tuidcnu*    dvutHclu.'u  Stualt^u    darguatellt. 
Suppl.     Stutt|?arl.  (Jemehol.     (TU,  83  S.)     M.  1.40. 
leaiigi-,  L.,  Orgntiisation   militaire   de    la  France.    Gxlrait    da  maoael  da 
l^sUtton  ot  d'admiuiitl  rattun  mUIlaires.     Parts,  Baudoiu  ft  Ciu. 
[Conditionn    d'admisaiou    daua    lea    carriercs    diplomatique    et    conaulaire 
(Itiuistüre  de»  affaires   ctraii(fürvs.)     8.     35  p.     Pari«,  Imiirinitrit;  Na- 
tionalo. 
)e  Nimal,  H.,  L*S!9p>gne   d^aujoiirdlmi ,   aou    orf;aiusation   poIiUquc,   ad- 
ministrativo  et  judiciaire,    sou  arm^e  ot  t»a  Hotte,    eks  oolouies.     Id-S« 
54  (i.    Bruxellpji,  imp.  Polleiinia,  Ceuterick  et  LeKbure.    Fr.  1. 
Faivre,  A.,   La   loi   municipaJe  du  6  avrU    1Ö84.    Texte   oomplct,   aunotd, 
oomnieiite  vi  exiiliquB.     Prccödce  d'wne  itn^fac-i*    par    Floquct.     7.  6A. 

Igr.  in-16.     84  p.     Pariit,  Dcrveaux.     c.  tiO. 
Aodier,  Lea  colonies  ctmn^rea,  orf^^oniaation  politique  t)t  militaire  (Auglc- 
terre,    Paya.-Ba9,    Altcmagne,    Portugal,    Bspagnc).     8.     40  y.     Parts, 
Beadoin  fc  Cie. 
A.  Inntre  »rirftUniiK« 
ArtaenpflcKOi  Öffentl.,  in  den  GeTnetnden.    GtsB.  v.  S3.  Mai  1886.   L.-G.-B. 
Nq.  18.     Klageiilurt,  v.  Kleinmtjr.     M.  Ü.40. 
Aroienweaeo    dttr    Stadt    Leipzig    in    den  J.  1883  u.  1884.     VerwaltunjrR- 

licrioht,  liemutig.  voa  dem  Arnu-ridircctorium.     Leipzig  188ti. 
Bacher,  O.,   Bit'  deutachön  Erbachatt*-    imd  ScIißnkungsuLGuPrn.    Systrma- 
tiscbe     und    kritische    Darstt-UunR    dpjiwlben    nebst    Vorschlägen    zu 
Qirer  Uaitiz-iniui;  und  einem  Getict^etitwiirf.    Leipzig,  Dutickur  &  Hum- 
hlot.     (VIII,  S38  S.)     M.  4.811. 
Baernreither,  Dr.  .1.  M..  Die  euKUficben  Arbeiter^'erbünde  und  ihr  Recht- 
Ein  Beitmu;    7.ur  Gei^c^hichte    der    socialen  Bcwc^iig    der  Gegenwart. 
1.  Bd.    «r.  8.    Tübiugca.    il.  5.58. 
Balck,  Die  eiu^Rchriebenen  (freien)  HülfskaBsan.    Wismar,  Hinstorfl'.    188tt. 
Bericht    über  die  TliÜtiirkeit   des  Reichsceminissani  für  duü  Auswaadeningt- 
weaen   während   des  Jahres   1684.    Annaleii  des   Dciit£chen   Reiches. 
1886.     Xr.  10. 
Beyer,  B..  Vichscucheiigcaetxe.    ReiuUsRcsclzc  und  preus«.  Landesgos.  über 
die  Abwehr    und  (Jnterdrliekung    v.  Viebfieuchi^n.     Textauag.    m.  An* 
merk.     8.  AuH.     (VJU,  arJO  S.)     Berlin.  Parcy. 
Braun,  F.,  PeMiüninaig  der  Staat«bea:ntcn  u.  d.  Fürsorge  f.  d.  Witwen  u. 
Waisen  derselben,  mit  beaund    Riicksiöht  auf  d.  VerbältniBs  d.  Beam- 
ten der  KtantHei^eribahuverwultiiii^  unler  Bezeiohuuug  d.  ein!4ehliigigca , 
Oeseue.  Verordnungen,  Miniaterialerlasse  etc.  bearb.     ä.  Aufl.     Saai^ 
brüekcn,  Berlin,  Siemenruth.     114  S.     M.  1.40. 
BtJhttiert,  V..  Dan  ArrneiiwcHen  in  77  dKUtxeheci  Städten  und  einigen  Land- 
anDcnverbfinden.    Deutscher  Verein  (Ur  Armenpflege  und  Wohlthätig- 
keit.     Selbstverlag  1666. 
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BundeiKCsetz,  (Schweiz.)  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken.     TextAut^. 

19  S.     Asrau,  H.  R.  Sauerländer. 
Bulow,  Roich«g;er.-K.  Frhr.  v.,  a.  Pria.  C.  Paateiiau,    Ovacts  betr.  die  ßiT-" 

duag  von  Waoser^gt'uOMeascfaaflcn    vom  1.  Apnl  IHid.  niit«r  B«nielc- 

dicliti^uoK    der    RegieruD^;sniotive    Qod    der    LtuidUftB-Verhandltmecii 

erläutert.    2.  durcb^eebeDe  Auflage.    B.    (III,  104  S.)    Berlin.  Fatct 

cart.  M.  a. 
Pebo,    Die  ost«rr.  Pabrikgetcla^buug.     (Jahrbuch  t  GuMlzgebun;,  "Vtr- 

waJt  und  Volks wirthschaft  v.  Schmoller.  Jahrg.  10.  H.  8.) 
Sf(lau«r,  Pin.-Oomm.  Thdr^    I)a*    österreichische    Sleuerstrafrechi.     Gmod- 

ligpQ  o.  RefonuvorecblägD.  gr.  H.  (V,  238  S.)  IniisbruoJc,  Wa^aer.  Bl.-l- 
EntaoheiduDgen  der  Beliürdeu    a.  f^taclitl.  Auusgeniugeo  Über  deo  Ui 

faiiK  V,  Gowerbe-R.    Wien,  Maux.     107  S.    5L  I. 
Fiaoliereif^eBäts  t  d.  Preuss.  Stajtl  v.  30.  Mai  IB?*!.    Tcxtaung.  m.  AninT 

Berlin,  Par«y.     M.    I. 
Fürst,    Ber>twLTk8b«it2Cr  uud   dit*  PrivatflÜBBc.     (Zeitschrift  liir  Bergreebc 

Bd.  XXVII.) 
Fold,    Die  Zwaugaerzisbung    verwikhrlostt'r  Kinder  in    Hasspr    (Jahrb.    für 

National-Ookonomie    uiid  Statistik.    Hildcbrand- Conrad  XUI.  B-l 
Fuld,  L..  lleifh8K<»>«tz    betr.    die  linfaH-    utid  Kriuiki;iivrrsiclK*mux   dor   in 

Und-  und  (orstwirthauhiilllichim  Betrieben  hpscUailigten  Pcraonc^n.   Vom 

5.  V.  18S6.     ErlSutcrt.     Berlin.  Vahlen.     (Vm,  X7&  8.)     M.  2.SÜ. 
Grioz,    Dan    FakiiUät8gutachten.      (Pr.  Geller»    CeutralbL    L  d.  jur.  Pr 

1BB6.  Heft  4.) 
XX.  OcBctiEartikel  (uiig.)  v,  J.  1886  über  den  Landsturm.  Mit  BrliaterangcD, 

Anmerkiingeu  und  ParallrUtellcQ.     Biidupent,  lUth.     8  S.    M.  0.30. 
G«sctK  aber  den  Köiugeh&lt  der   (kild-    und    SJll>erwaaren.      Vom    16. 

18S4.     Neavricd,  Heuser.     SO  Ü.     M.  0.30. 
Grob.  C,  Sammhing  neuer  Gccetzo  und  Verordnungen  über  du  gesi 

Unterriobtsweson  in  der  Sobweiz  in  den  J.  1883-  188-5.    Zuncb, 

Füeali.     M.  B. 
Hahn,  0.,  Die  preusa.  Geaetsgebung   Ober  Vorflut,   die  Ent-  und  BewäcM- 

niQgen  u.  d.  Deichwesen,  ««wie  iihc-rbiiupt  in  Boiug  aof  d.  Wa»aer-K- 

M.it  einem  Anhang,   enth.  ProvinKialgesctzc.     S.  Autl.     Breslau,  Kern. 

(Vm,  303  S.l     M.  7, 
HoHuiauu,  Hei^huatmuU  Dr.  Ludw..  Die  GewerbcverfaMung  de«  DeutachcB 

Reich».     SystemAtifich    dargest«tlt.     8.     |XtI,  367  S.    ro.  einer  Tab.! 

Erlangen,  Deichert.    M.  2.4Ü;  cart.  M.  2.Ö0. 
Jcgiorek,    Dim*  Heimatareoht.     Wien,  Pcrels.     188ö.     (Samml.  Österr.  G«a. 

Heft  10.) 
H.  Klev,  Kiiriter  .^britu  der  Genoh.  d.  preuHs.  Unterrichtsgeaetagobg.  Pnldi. 

Nehrkom  188«.     8.     Ö4  S.     M.  0.50. 
Köhne,  R.-Ges.,   betr.   die  Kranken verncheruug  der  Arbeiter.    Stuitgart 

Eiike.  18GI}. 
Knrlbaum,  K.,  Die  VormundBchaflsordoung  v.  5.  Vll.  1876,  nebtt  L  Gta, 

betr.    die  Geschäfljjriihigkeit  Mindetjüliriger   und    die    Aufhebung   tief 

Wiodvreinsetaung    iu    deu    vor.  SUnid  v.    12.  V^II.  I8~ü.     11,  Uintjff- 

tegungsordnung  v.  M.  lEI.  1679.     Textausg.  mit  erlSuL  Vorwort   un' 

vuilMänd.  Sachregister.  S7.  Auflagt.-.  Berlin.  Vihleu.  87  S.  cart  M.  OäB. 
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Mangoldi,  P.,  Die  deatache  Zoll-  u.  Steogritraf-R.  Für  den  HandgcbraocH 
zusammengestellt.     Leipzig,    Rosaberg.    (VI,  2S0  S.)    M,  3. 

Mugdan  u.  Freund,  Entscheidungen  u.  Varfugungen  z.  R.'Q.,  betr.  d. 
Krankenversicherung.    Berlin,  Giitteatag.    M.  S.50. 

Kachrichtuu,   amtl. ,  über  iL  prcusa.  Staat«  schuld  buch.    9.  Ausg.     Berlia, 

IGnttenUt;.     M.  0.40. 
Keomann,  Fr.  J.,  Oaa  ütf^ntüche  Interesse,  mit  Bezug  auf  das  Qebübren- 
a.  StonorwoncQ ,    die  Expropristion    u.    die  Scheidung    von  Privat-  u. 
'  öfleotlichem  Recht.    (Amial.  d.  Deutsch.  Reiches  1886.  Nr.  6.  6.) 

Ofner,  Ueber  FAcultätsgutacht^D.  (Or.  Geller's  Gentralbl.  fiir  die  jur.  Praxis. 

188Ö.  Hüft  Ö.) 
Parey,  Verwaltgs.-Oer.-Dir.  a.  D.,  Carl,  GeBet«   über  die  eingeschriebenen 
Hilfeka«ae-n  vom  7.  Apr.  I87fl,  in  der  FftRfliing  d.  Gcsetzefi  v.  1,  Juni 

tlS84.     Aus  den  Reichstags- Verliaudltfn-  u.  den  Aussprüchen    hJichater 
öerichtjsh'iifc  u.  Cuulnil-Verwaltuiigs-Beliörden,  f.  den  prakt.  Gebrauch 
erläutert.    2.  vollständig  umgearb.  n.  vennehrte  Aufl.  8.  (VIH,  80  S.) 
Berlin,  Kortkampf.    M.  1. 
Die  Polizei  ver«*altuug  'Wiens  im  J.  1886.     Zusammen  gestellt  uml  herausgeg. 
von    dem  Präsidium  der  k.  k.  Pohzeidirektion.     Wien,  Holder.     (VI, 
202  8.)  M.  Ö.3Ü. 
Randa,  Soll  das  öfTeutUclic  Gut  (Staats-  u.  Qemeindcgut)  in  die  t>flrentMcheD 
Bücher  einverleibt  werden?     (Dr.  Geller's  Centralbl.  f.  d.  jur.  Praxis, 
1888.  Heft  l.) 
Rüdiger,  Gewcrbc-R.,  Dr.  v.,    Die  Concessionining   gewerblicher  Anlagen 

IiD  PreuHsen.     Sammlung  aller  dnrauf  bexügl.  Reicbs-  u,  preass.' Gesetzo, 
Ansfuhmngs-Bägtimmungen,  Ministeriat' Verordnungen  u.teahn.Anleitgn. 
nebst  Beiflpicicu  zu  Coucessions- Gesuchen  il  Coacessians-Ur künden.  8. 
(XXVn,  45il  S.|  Berlin,  Gutlentag.     M.  fl.,  geb.  M.  6.50. 
6cheiff,  A..    Das  Djmamitgesetz  v.  9.  VI.  1884.    Eine  system.  Darstcltg.  als 
Beitrag  z.  Frugc  nach  d.  Revision  d.  Ges.     Berlin,  Siemenrot,     (VII, 
70  S.)  M.  1.40. 
Schenkel,  Dr.  K.^  Das  bad.  Jagdrecht.  Tsaberbischofsheim.  J.  Lang  1886. 
D.  üufaUver8ich.-G.,  Vortrag ,  geh.  im  Karlsruher  Gcwerbeverein    am 
14.  rV.  1886.  (Aus  Had.  Gewerljejttg.)  KarLirnhe,  Braun.  .30  S.  M.  0.60. 
Bohneider  u.  fi.  v.  Bremen,    Das  Volksschulwesen  im  Preuss.  Staate,  in 
System.    Zusammcnstellg.    Avr   auf   «eine    innere  Einrichtung    u.    sein^ 
RecbtsvcrhälLuinfie,   eowie  auf  seine  Leitg.  u.  Beaufsichtigung  bezügl. 
Gesetze  u.  Verordnungen.     3.-ti.  Lfg.     Lex.-8.     Berlin,  Hertz. 
Beverin,  Cl.  A-,  Die  preuss.  Stern pcl-Äbgubeu  aus  d.  Gott.  v.  7.  März  1828. 
Nebst  d.  ergänz,  bzw.  abÜnd.  Grlnsseu.  560S.  Piiderborn,  Schöniugh.M.lS. 
Sicberer.H.,  Fcrsouen^tnud  u.  Ebe^clilicReui^  in  Deutscblnnd.  Erläiiteruog 
d.  ReiohBgesetzes  v.  6.  11.  1876  über  die  Beurkundung  des  IVrsonen- 
Standes  u.  d.  EheschÜessuag.     Keue  uaveräud.  (Titel-)  Ausg.  Erlangen, 
Palm  *  Euke.  1886. 
iTezner,  Rechtsstellung  der  StraaBenaeihstverwaltungskürper    gegenüber  der 
Regierung  nach    den    beiden  jüngsten  Entwürfen  für  ein  Lokalbahn- 
und  ein  StraaBeubalmgcsotz.     (Jurist.  Blütter  XV,  30.  31.) 
iTelegrapfaen-Orduuug  t.   d.    Deutsche  Reich  v.    IS.  Aug.  1B60.    In    d. 
vom  1.  Juli  188ä  ab  gelt.  Fassung.  2.  Aud.  Berlin,  Heymann.  M.  0.40. 

Archt*  r«r  OfesUicliH  KkIiI.  II.  2.  24 
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Tnch,  GtiBtav..  Der  erw(.'il«rtc  duutscLc  UillüirttaBt  in  BeLnor  socialen  Be- 
deutung.    Leipzig,  Duiiker  &  Humlilot.  1886. 
Wo  igelitporg.  Sectionsr.,  B^-la  Frbr.  v.,  Compendium  der  auf  das  OcTerfoe- 
wcsco   beziiffuchincudctt   ticueu    GcscUc ,  Vcrordiiuugeo    u.    sunitigra 
Vonchrift«»  |Ui.  Suppl.-UefL)     Im  Auftrage   d.  UandelstninürterioiBi 
bng.  fiT.B.  (48  S.)  WieD.Maiu!.  M.  0.60.  (Hauptwerk  m.  1—3.  SoppL 
Hell:  M.  7.60.) 
Zfillcr.  Das  IlfiichBfcesrtz ,   li«trßfleiid  die  FOraorg«  t  Beamt«   o.  PeraoEun 
des  SoMat«tDi<tandi;9  infolge  v.  Botnebninfallen.    Vom  16.  Mär.  18S6 
Mit  e.  Etiileituug ,  sowie  e.  Darstellg.  der  Prineipi«n  d.  Gesetz«  «uf 
örund  der  Motive.  ConimissJousberichte  ti.  Reidutagsverhandlgn.   M 
Koten.    Ifl.    (48  ».)    Nrirdliogea,  Beck,    oart   M.  0.60. 
Die   Zbllo  und  Steuero,    sowie    die   TertragsmiMigeD   aaawirtig«n  Handels- 
hrziehutufcn  des  Dcutsclioii  ReiclicK.     Von  von  Aufsess.    Dritte  Be- 
«rbeitung.    (Annaleo  tie»  Deutschen   Reiche«.     188B.  No.  1 — 3.) 
Annales  de  l'ecole  libre  des  sciences  poUtiques.  Paria,  Felix  AJcan.  Premix 
Antiec  1886. 
(ilftflson,  Les  abus  qui  peuvent  reflnlter  du  cnnflit  dea  loiA  relative»  u 
mariadc.    Alb.  Sorel,  Les  plans  politiquea  de  Mirabeau  eo  17S0. 
L.  Ayrul,  1*n  question  de  la  s^^paration  de  l'^lise  el  de  T^t  ea 
Atigleterre.     R.  Roechlin,    La   politique   fraii^.^e   tat   Congris 
de   Rastadt.     L^on    Poinsard,    Lea    c(^iiles    immobilürea    de 
rincome  Tax  en  Anglcterre.     Buutmy,    Le  goavcrnomeut  local 
et   la   tutelle    de   l'kiai    eu   Angleteire.    A.Mpnant,    Da   droit 
r^galieu  en  matiüre  de  Alinea.     Auburtia,    lltude   nur  rhistoire 
de  l'tmpöt  foiicier  cu  Franc«  jusqu'  eo  1789.     Hulot,  Le  riginie 
l^igal  dua  aaaouiations  en  Suisse. 

Agnoatinncoi.  0.,  La  Uberti  fU  «tampa.    Patirula,  Crocetti.  

fiarbieri,  A.,    La    n\*U^   ed    i1    coraunc  nellc  quesliotit  dcUa  tutela  am* 

ministrativa  d(!lla  nomiua  de]  aindaco.    Bologna  1886.     M.  4. 
Audibert,   R.,   Da   la  Ubert4   des   funcrailles  et   säpaltares.    Paria  188fi. 

1  V.  in  6. 
Bury,  U.  J.  A.,  Contribution  ä  l'dtode  de  rimpüt    Hur  lo   i-evenu.     L'inpdt 

sur  le  reveuu  i  Li^e.    Lii^ge  1685.     1  t.  in  6. 
Benoidt  el    Ij.    Dearamps,  CommeDtoire  IfgislatLf  de  la  loi  da  Sä  man. 

18BfJ  tur  le  droit  d'auteur.     Briixellea.     Larose  ot  Force!.     19  fr. 
Delecroix.  8ur  la  legislatiou  rel&tivc    aux  caissea  de  secours  dei  ouvrian 

mineurs.    (Bull,  de  ta  soe.  de  legis!,  comp.  1886.  Xr.  4.) 
Deroarteau,  Hiitoire  de  !a  dette  publique  beige.  Bmxelles  1885.  ]  v.  in& 
Lome  nie   M.  Cb.  de,  Etudo   sur   le  regime   t^gnl  des  eaux   en   Eapagna. 

(Bull,  de  la  soc.  de  \^l  eomp.    1886.    Nr.  6.) 
Manuel,   De    la   loi  nouvolle  nur  les  bi(rt<a,  du  90  auüt  1885.    In  19,  81 

XXXVn  p.  —  Bmges,  imp.  Daveluy. 
Moronue,    M.,    I!    diritto    maritliiuo    del    regne    d'Itatia.    Vol.  IL   (Parta^ 

prima  rlel  codiee  p.  !ft  maxiua  mcrcantilp).     400  S.  N'apoli    L.  8. 
Laviroii,  D.  E.,  I^  droit  des  travailleurt  k  la  t-etraite.  Ire.  P.  !a  questioo 
du  droit.    In  IS  Jesus  VIH.  atiO  p.    Paris  aux  bnreaux  de  la  Rent, 
sooialisto,  19  nie  du  Faubonrg  8t.  Denis,     &».  S. 
Loi  tur  ImstruLtioQ  publique  de  Genere  du  5  juii)  1886.  OeoAva.  Oeorg.  H, 


Fappafava,   8ur   le   Dotariat  en   Suöde  (BulL  de  la  tot.  deT^Kvl.  comp. 

188Ö.  Nr.  5). 
Projet   de   loi    urj^inique   milJtaire,    pr^ient^  fiii  notn  de  M.  Jales  Ur^vy, 

pr^ideat  de  la  Uepubliiiuo  rraa(;ai»c  pur  M.  lu  (^öail-ral  M.  Boalaoger, 

miniitre  de  la  guerre.    In  8.    187  p.     Paria,  LavomwHe. 
8e  mmola ,  Oius.,  La  cvusura  pabblica  dp!  liberi  ordiaamenti  e  la  represBioiiB 

dolle  ingiuriR.     Napoli   188ß.     M.  Ü, 
Migbem  van,    Revue   beige   da  la  poUce  admioiatrativA  ot  judidaire ,  par 

U.  ran  Uighera,  avee  la  coUaboralion  de  magistrats  de  Vordre  jadiciaire 

et  le  ooncDurs   de   plaaicura   fonctioimairea    de   Tordre   admimstrattf. 

188fi.    7.  nonec     Ire,   S.   et  3.    Uvraisona.     In    8.    —    Tooniai,    Van 

Gbeluve-Coomaiu. 
Oiovaoelli  E.  ed  E.  Calraaaa,  RogohunetiU  per  ramminiBtrazioae  o  tu> 

t«iA  d«lle  chiese.     Milimo.     AjarneDi.     h.  3. 

4.  Veriraltoiigsjustlx.    Sanimlnn^en  ron  EnUcheidanpen. 

Bernatzik,  Dr.  Edm.,  RechUspre^bung  und  materi^tle  Recbtakrafl.  V«r- 
walhuigsrecbtliobA  KtudieD.     gr.  b.     (X,  3^  S.)    Wien.  Ktaiu.     M.  6. 

£DtBcbeidun,;tc<Q  tles  Obur-äecamt«a  iL  d.  8eefimt«r  dea  D.  Reiches 
6  Bd.  4.  H«a.     Hainburg.     Friodricbucti,     M.  2. 

ErkeontDiBBe  d.  k.  k.  Vt^rwaltuQgBgericbtflbofeK.  Zusammengestellt  auf 
deawo  YoranlaBsuiig  vou  Ratb  Dr.  Adam  Frbru.  v.  Budwinsb.  Ö.  Jahrg. 
1885.     gr.  &     <S4d  S.)     Wien  1885,  Mnux.     M.  10. 

Oasselbe.     10.    Jahrg.    1886.     gr.   &    (Bog.  1 ;    16  a)    pro    46   Bogen 

M.  8.     Ebd. 

Gneist,  Leu  n-fürmcs  admiuiatratires  avcomplies  cq  l'rusvt:  par  la  legiubitioD 
de  1872  — 187Ö.  (Revue  generale  de  droit  tt  des  scieao«s  poUti^ues 
dir.  par.     BaÄÜPsco  Buciarest  1886.     Nr.  2.) 

Heimburgvr,  Dr.  K„  Die  Reform  der  VerwalUingtrochtsprecbniiK  und  der 
Ckimpetenz  -  Oonilicl«  in  Italien  (Grüuhut:  Zeitacbrifl  für  dnn  Privat* 
nnd  öffentliche  Ueeht  der  Uegonwart.     XUI.  Hand.     Heft  2. 

Hjtr,  Frhr.  v,  Glunek,  Dr.  Ant..  Sammlung  der  nach  gepflogcuer  i>fiunt- 
licber  Verhandlung  gcscbopfleii  Erkenntniwe  d.  k.  k.  üttterreii^hüichi'a 
BeiohsReriobtes.  7.  Tbl.  Eath.  die  in  den  J.  1883,  18B4  und  1885 
gdällltfQ  Judicate.  Mit  systenut.,  alpbabel.  Sacb-  und  Xauivuregister 
über  alle  7  Tble.  und  einem  aiphabet.  Wegn't.'ii>i-r  zur  AutÜuiluitg  der 
KechlMäue.     gr.  8.     (LXJII,  290  8.)     Wien,  Holder.    M.  9.«(i. 

Krech,  Aus  der  Spruchpraxin  des  Bundesamtes  tiir  das  Ht-iinatsweBOii. 
^Archiv  f.  off.  Recht,    Bd.  T.) 

Masoher,  Ueber  die  uliausseopol.  Strafgevalt  d.  preus.  Landratha.  (Ebendas.) 

Rfgor,  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Verwaltungsbchürde»  (4  Heflo). 
XÖrdUugeu,   Beck.     188«. 

Ve  rwHttungsgerichtshofs-ErkeDntoisse,  nach  §  6  d.  Ocsettea 
vom  32.  Ucthr.  1875,  R.-G.-B.  ex  1876  Nr.  3«  geacböpa  ohne  voraua- 
gegangene  mtitidliehe  Verbandig.  ZusanimeQgeitolll  von  Rath  Dr. 
Adam  Frhrn.  von  Budwinski.  4.  Heft.  Jahrg.  1888—1884.  gr.  8. 
(£11,  119  S.)     Wien,  M»nz.     (&)  M.  3. 

Fissur  e,  J-,  Manual«  tetirie«  -  praüco  per  la  stipuhiziono  dei  contratti 
dcllo  aroniinialrazioni  publiche.     Piu-ma,  Battei.     L.  3. 
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Vigonroux,  E.,  L^^lation  et  jurispradeDCC  des  chemins  de  feretc.  oom- 
nieot«^  au  moyeD  de  1a  jiiriaprudeoce  de  ['admiDiBtratioti  et  d«« 
trihuDftiix.  8.  438  p.     Paris,  Thorin.    Fr.  8. 


m.  Vülkerrecht 


StutoS 
Dr.  &^ 


1.  <}nellpa.     Lehrblicher. 

Handbuch  des  Völkfirreohti.    Änf  Gniodlaf^e  Earopäiioher  '• 

praxin  unt«r  Milwirkang  von  Staatanth  Prof.  Dr.  Batmerincq,  Dr.  8.' 
CarstbeodoT7,  Qeh.  Rath  Prof.  Dr.  Dambach ,  Prof.  Dr.  Gsreü,  0«k 
Rath    Prof  Dr.  H.  GefTckon,   Log.-Rath  Dr.  L.  OoMoer.    Prot  Dt. 
Lammasch,  Prof.  Dr.  Lueder,  Dr.  W.  t.  Melle,    Prof.  Dr.  A.  Ririe 
Prof.  Dr.  F.  Störk,  herausKejfebeo  von  Prol  Dr.  Frans  v.  Holtsen-^ 
dorff.     I.  Bd.     Berlin.  Habcl  0«^^^  Hamburg,   Richter). 

M  a  r  t  e  n  8,  Völkerr^chL  Daa  internationale  Recht  der  cirilUirten  NadoBAS. 
DeuUche    Ausgrabe    von  C.   Berffbohm.     Berlin ,  Weidmaui  188S. 

Meist  er,  Ropetitorium  d  curop.  Vülker-R.  fiir  Sludiroudc  u.  Prufunip- 
candidaL  (Jurist.  Hep.  2  Bd.}  Gotlingen,  Yandenhoeck  &  Ruprecht 
52  S.     80  Pfg. 

Telcgraphenvertrag.  internationaler  (abgeachl.  eu  St.  Potembarg  am 
10/32.  Juli  1875)  nehnt  AunfühniDj^-Uehercinkuna  und  Tarif-Tabellen 
£  den  interoationalen  Teleffraphcnvcrkclir.  {BiTliner  Rerüion  vom 
vom  17.  rX.    1896.    gr.  4.    C»»»  S )    Berlin,  v.  Decker. 

Anuuario  diploniatico  del  T^gao  d'ltatia  per  lanno  1886.  oompilato  per 
eara  del  mioisttiro  per  gli  aJTari  entori.     Roma,  Sciolla.  p.  415^  L.  4. 

Annuaire  de  U  l^islation  fran^aiae  publie  par  la  Societc  de  legislation 
coBipor^,  coQt«iiaat  le  texte  des  principalc«  loia  vot«e8  on  France 
ea  1885.     8.  ann^.     Pichon.  fr.  3. 

Annuaire  diplomatique  et  consulatre  de  la  Rvpublique  fritu^aiee,  pour  1880. 
29.  annee.     Borger-Levrault.     Cart.  fr.  6.60. 

Bravo,  E.,  Oerecbo  iDtemacional  privado  vjgcnt«  en  Eapana.  T.  1.  UadriiL 
Nunez.     p.  3.50. 

Conferencee  sur  le  Cougo.     2  faftcicules.     BruxeUc«,  Rozes.     fr.  2.60i. 

Correspondenoe    respecting    the    Suez   Caoal    intoraational  Ooi 

wilh   the    Protocolfl   and    l'rocäB-verbaux   of  the    Mectinga.    Pi 
mentary  Papers  1669. 

Fiore,  F.,  Nouveau  droit  international  pablio,  iulvant  les  besoins  de  U 
cuibsation  moderne.  2.  6d.  entiöremeDt  refondue.  Traduit«  de 
l'italioD  et  annot^  par  Ch.  Antoine.  Tome  HI  (et  deruier).  Fedooe- 
Latinel.    Paris.    L'ouvrage  complet  cd  3  vol.    fr.  37.50. 

Martens,  F.  de,  Traite  de  droit  iDtemational.  Trad.  da  rasce par  AL L4o. 
T.  n.  8.  509  p.  Paris,  Chevalier-Marescq.    fr.  9. 

Marti  tz,    v.,   Les  Recueils  des  trait^  iulemaUoDsux.    (Revue    de 
intern.  1886.) 

Mouiili,   La   l^islation  italienne  et  la  Convention   internationale  pour 
protection  de  la  proprieti^  industrielle.    Fedone-Lauriel.    fr.  S.60. 

Neumann  (de),  Elements  du  droit  des  gom  modome  curopdeu,  imä.  ptr 
M.  de  Ric'dmatten.    Paris  1886.  1  v.  is  8. 
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Noaveau  Reoneil  (^enpral,  äe  irattes  et  autree  aot«i  relatifa  aux  rapporU  de 

droit  intematioiiftl.    Continnatton  du  grand  rocoei)  de  6.  Fr.  de  Marteos 

par  Julos   Hupt    2.  sine.    Tome  X.    4.  Hvr.    Göttingflo,  Dietriob. 

IV.  und  8.  651—823.     M.  6.40.  (Tora©  X,  cplt.  M.  81.) 
Ouromow,  A.  M.,  R^surae  historique  de«  princip^aux  traitt-s  de  paix  conclua 

entre  Ice  ptiissaiiueH  tfuropt^ennea  depaie  l&4ä  jasqu'ä  1876.  Paris  1886. 

I  V.  in  6. 
Recaeil  coumlaire  publik  en  exäantion  de  Tarrfit^  royal  de  16.  novembre  1883 

par  Ic  miDitft^re  des  äff.  etr.  du  Roy.  de  Bel^iqae.    T.  54.    Bnixellea, 

WeJMenbrucIi.     fr.  2.40. 
'Weiss,   Andr^,    Trail^   '61^montairo    de   droit    internaUoDat  priv^.    Paria, 

Larose  et  Foreel  1B86. 

2.  VoBo^raphlftch«  Dar«tetliin^?o.  IHAlertaHen  fUr  dio  Terglolohende 

Bechtslebre. 

BedrüokQDg,  die,  der  Deatsoh^n  und  die  Eiitr«chtnng  der  protestantisch  en 

Kirche  in  den  OstaeeproviozeD.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot    6ft  S. 

M,  1.20. 
Böhm,    OberIande»(ferif^ht8-R.    Ferd.,    üandhiich    de«    RecIitahilfeTcrfahrpii« 

im  DeutscheD  Reiche  uud    p^p^fcnüber    dem  Auslaudo    in    bilrgerlicbea 

Recbtutreiligküitcn  iiod  !□  Cunciiresitchcn.     gr.  8.     ISrlangea. 
Geffcken,    Völkerr.    Fragen    in    dem    frnnz.-chin.    Streite.    (Arohiv    f.  öff. 

Recht.     Ed.  I.) 
Qeiacr,  Reichst.-Mitgl.  Bruau ,    Die  Ueberwinduug  des  Kriegs    durch  Enl- 

wicklting  des  VülkerreolitH.     Zugleich    eine  Beantwortung    der  Frage> 

wie  eine  internationale  FriedeDsgeseUKchafl    eine  Culturmacbt    warden 

kann.     gr.  6.     (VIII,  56  S.)-     Stuttgart,  Dietic.     M.  1. 
Hamaker,  lieber  die  Auflieferung  der  Inlaader.  (Archiv  f.  üft.  Recht.  Bd.  I.) 
Lammaitcb,    Die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  im  R.   der    Ausheforung. 

(Ebeudasc-lbst.) 
Lentner,  Hofcancipiat  Dr.  Ferd.,    Das  internationale  Colouialrecht  im  IS. 

Jahrb.    KinschtieBsHch  der  Congo-  und  Carolinec-Acte  dargeiL   gr.  8. 

144  S.    WicQ,  Mauz.    M.  8. 
V.  Martitz,  Das  internationale  Syntem  zur  Dnterdrüoknng  de«  afrik.  Sklaven- 

baodels.    (Archiv  f.  oft.  Recht  Bd.  I.) 
Mayer,  S.,  Das  Cümit^  für  fremde  GeB«tzgt;bung  in  dem  frauiöüacben  Juetic- 

ministerinm,     (Dr.  Geller's  Centralbl.    f.    d.  juristische  Praxi».)     1886. 

Hea  3. 
FereU,  RcchtAteUung  der  Kriegsscbifie  iu  fremden  Hobeitsgcnmnera.  (Arohiv 

f.  öff,  Recht.    Bd.  i) 

Piff,  Ucber  dio  Stellung  der  auBtändiscbcn  Oe«eIlBohaft«n  in  Deuteobland. 
(Geller'i  Centralbl.  f.  d.  jur.  Praxia.  1888.  HeR  7  u.  8.) 
T  Foortugael,  J.  C.  C.  den,  Krijgsgebruikea  in  den  orloog  te  Land 
(Orioogireoht)  on  de  rechten  der  Neutralen.  Handleiding  vuor  0£B- 
cieren  en  ten  Dienste  van  het  Mjlitair  onderwjj«.  Breda,  Broeee. 
812  p,  fl.  2.1b. 
jLasies,  0.,  Les  r^cidiviates  et  la  loi  du  28  mai  188Ö.  Fario  1886.  I  v. 
in<8. 
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Boissonade,  Sur  la  Ufpilttion  r^nnive  da  dael  dsiu  le  projet  da 

pital    du  JapOD.     (Bulletin    de    I>    soci6lä    do    Icgiilstioa    comptr^ 

1686.     Nr.  2.) 
GKrpentier,  Traitä  du  divoroe.    Parii  1886.     1  t.  m-8. 
Gbsvogrio,  M.  E.,  Sitr  l'extraditiou  cd  Autriche.    (Bulletio  de  la 

di;  l^ülAtiüii  compar^  1BB6.     Nr.  3.) 
Conference    ictcnutioasle   de    l'unioo   pour  1k  prot«otiaii  de  U  propriet« 

iodiiatricUo.     Home  1886. 
BKircnux,    Sur    rorgumaation    et    les  moeora  judiciaireR    de  la  Räpabliiiiu 

Arf^ntine.   (Uulletin  de  la  soci^e  de  legiBlatian  compsTce  1886.  Xr.  S.) 
Hart,   E.  L.  de,   The  Extradition   of  |>oUtical  offeaden.    (Law  Quarterif 
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Preisaufgaben 


der 


Rübenow-  Stiftung. 


I.  Geschichte  der  öffentlichen  Meinnng  in  Prenssen 
und  specieU  in  Berlin  während  der  Jahre  1795—1806, 

Es  wird  verlangt  eine  auf  eindringendem  Quelle nstudiuni 
beruhende  methodische  Bearbeitung  der  Aeusserungen  der  ge- 
bildeten Kreise  über  die  äussere  und  innere  Pohtik  des  Staats, 
soweit  solche  in  Zeitungen,  Pamphleten,  Druckschriften  aller 
Art  zu  Tage  getreten  sind.  Die  Darstellung  hat  an  geeigneten 
Punkten  die  Einwirkung  jener  Aeusserungen  bowoIJ  auf  die  maas- 
gebenden Persönlichkeiten  wie  auf  die  Volksstimmung  zu  wUrdigen. 
EiTPÜnscht  wäre  ein  tieferer  Einblick  in  die  etwaigen  persönlichen 
Motive  hervorragenderer  Wortführer. 

II.  Es  ist  die  geschichtliehe  Entwlckelnng  des  deut- 
schen Rechtsznstandes  in  Betreff  der  Begrenzung 
des  (Tcbietes  der  ordentlichen  Civilgerichtsbarkeit 
(Zuiassigkeit  des  RechtsM'eges,  Kriterien  der  Civil- 

prozesssache)  darzulegen. 

Die  Untersuchung  hat  spätestens  mit  dem  Ausgang  des 
Mittelalter»  ihre»  Anfang  zu  nehmen  und  kann  mit  dem  Unter- 
gange des  alten  deutschon  Reiches  abgeschlossen  werden.  Als 
Quellen  sind  zu  berücksichtigen  nicht  nur  die  ßeichsgcsetze  und 
die  Praxis  der  Keichs-Gerichte,  sondern  auch  die  Territorialrechte 
und  die  Praxis  wenigstens  der  höheren  Territorialgerichte. 


Aufsatz  e. 


t  fär  ölTeiitlichtis  Uuilil.  II.  3.  OR 


Das  Referendum  im  schweizerischen  Staatsrecht. 

Vou 
Professor  Dr.  Hil.ty  in  Bern. 


n. 

JJic  Eiiifiihruug  des  Kefcrendums  m  das  Kidgenössische 
Bundesstaatsrecbt,  welche  durch  die  Artiktil  89  und  Oo  der 
jetzt  geltenden  Bundcsvcrlaäsimg  vom  29.  Mai  1874  erfulgtc,  ist 
der  Punkt,  welcher  diese  Verfassung  am  meisten  von  dtuji-nigen 
vom  12.  September  1848  imterscheidet,  die  ihr  voiiuiging. 
I  Olme  diesen  einen  Punkt  würde  die  Bundesrevision  vuu  1874 
lediglich  die  Bedeutung  eüicr  PiU'tialrcvision  haben,  wodurch  ein« 
grosse  Anzalü  von  Artikeln  der  Verfassung  gar  niclit  berülirt 
wurde  und  namentlich  ihr  Grundcharakter,  derjenige  einer  sehr 
gemässigten,  repräsentativen  Demokratie,  der  gleiche 
geblieben  wäre. 

Mit  diesen  Artikeln  ist  eine  solche  Bezeichnung  nicht  mehr 
möglich  und  sie  befinden  sich  in  der  That  zuweilen  in  einem 
bemerkhai-en  Widerspruche  mit  den  stehen  gebliebenen  Ver- 
fassungsljestiminungen. 

Diese  sogenannten  ^^ Referendums- Artikel*^   lauten  wie  folgt: 
„Art.  89:  Für  Bundes gcsctze  und  Bundesbeschlüsse   ist 
die  Zustimmung  beider  Räthe  erforderlich. 

Bundesgesetze ,  sowie  allgemein  verbüidliche  Bundes* 
bescldüssB;  die  nicht  dringlicher  Natur  sind,  sollen  überdies 
dem  Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden, 
wenn  es  von  30  OOU  stimmberechtigten  Schweizerb ürgera,  oder 
von  acht  Cantonen  verlangt  wird. 

25* 
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Art.  HO:  Dio  Bamlesgcsotzgetnng  wird  bezüglich  der 
Formen  und  Fristen  der  Volksabstimmung  das  Erforderlicbe 
festsetzen." 

Das  Bnndesgesetz,    welches  in  diesem  letzteren  Artikel 
rornnsgeselien  ist,  vmrde  in  der  Ei-st^ii  auf  die  VerfiissungsaiuuÜJioe 
folgenden    Sitzung    der    Eidg.  Käthe    vorgelegt    und,    ohne   dus^ 
ein  Kefereuduwsbegehren  dagegen  erfolgt  wäre,  angenommen. 

Es  datirt   vom   17.  Juni  1874    und    bestimmt   des  Näh« 
folgendes : 

Ij  Zu  entscheiden  ob  ein  Bundesbescliluss  als  nicht  „idlgemeiii 
verbindlidi*^  anzuseben,  oder  als  „dringlich"  zu  behandeln  sei, 
beide»  Suche  der  Bundes vernammlung  und  es  soll  dieseJbe  die 
Entscheid  dem  betreffenden  Beschlüsse  Jedesmal  ausdrücklich  hd^ 
fügen.  Die  Praxis  hat  sieh  seither  so  gestaltet,  dass  umgekehrt  jedem 
Bundesgcsctze.  und  jedem  Buudesbeschluas,  den  mau  jus  allgemdo 
verbindlich  ansieht"'),  iini  Schlüsse  eine  sogenannte  Refcreudums- 
C lause  1   als  letzter  Ai-tikcl   angefügt  u-ird,   welcher  nun  usuell 
folgen dermassen  lautet: 

Sclilussartikel.  -^DeT  Bundesrath  ist  beauftragt  auf  Gnmi 
läge  der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Brachmoi 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Biindesgesetze  und 
Bundoshesrhliisse  die  BckanDtmachuns  dieses  Bnndesgesetzes 
(BundesliesclduRses)  zu  verausUdten  und  den  Beginn  der  Wirk- 
samlceit  desselben  festzusetzen".  Der  Bnndesratb  publizirt  in 
Folge  dessen  den  betreffenden  Erlass  in  dem  oßiciellen  Bundea^J 
blatte  und  stellt  auch  den  Cautonen  noch  eine  Anzahl  von  be-^ 
sonderen  Abdrücken  zu.    Ist  die  Heferendumsfrist  unbenutzt  ver- 


**)  Ein  BundcBgcBetz  ieit  immer  illgcmcin  Tcrbindliclt.  Der  Zwii 
Ute  in  Art.  80  der  BundesverfujiNUDpf,  „die  nicbt  drinf^lichcr  Xator  mi*^ 
bezieht  Mch  niulit  mit  nuf  die  llundeflgesctxc  Kurück,  die  also  uiemalj  äiiag- 
lioh  erklärt  worden  können,  vondcm  nur  auf  die  Be«cltlü«sc.  Der  fmDsSnec 
Text  der  Vcriaüstuif;,  der  viel  klarer  lautet,  ai»  der  deutsche,  ISsit 
knncn  Zweifel  zn.  Er  ss^:  ^les  lois  fedt^ralcfi  soDt  Boamises  i  Tadoptioa 
ftu  rejut  du  |>t!iipU',  si  tu  demaDdi*  im  eiti  foite  pur  30000  citojens  actÜi 
pir  6  OBUtons.  n  eil  est  de  meme  des  arreUs  IMänux  «)ui  a^nt  d'iine  poTt^ 
g^^rate  t-X  qoi  u'out  i)ii«  im  earaclcro  d'nrgCDC«''.  tiU-ichzeitijf  itl  hia 
der  deutsche  Atudnick  „alitfeineiu  verbindlich"  etwas  andora  wiedergegebo^ 
ob  aueb  bes»cr,  map  zweitelbat'l  bleilK'ii. 
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stricben,  oder  nur  von  einer  nicht  hinreichenden  Anzahl  von 
gültigen  Volks-  oder  Contonsstinmiem  benutzt  worden,  so  bescidiesst 
der  Bundesrath  die  Aufnahme  des  nunmehr  recbtskröflig  ge- 
wordenen Erlaases  in  die  amtliche  Gesetzessanunlung,  was  eben- 
fiiUs  iro  Bundesblatte  constatirt  wird.  Beschlüsse  hingegen,  welche 
Ton  der  Bundesversammlung  als  nicht  allgemein  verbindhch  an- 
gesehen werden,  eimangelu  der  RefercndmnsQau8el  am  Schlüsse 
und  werden  in  wichtigeren  Fällen  ohne  Weiteres  in  der  Gesetzes- 
sammlung  publizirt.  Beschlüsse,  welche  als  dringlich  erklärt  und 
hiedorch  ausnahmsweise  dem  üleferendum  entzogen  werden, 
dem  sie  an  und  ftir  sich    anlieimfallen    würden,    werden   mit  der 

I  entsprechenden  Olausel  am  Schlüsse  versehen  und  in  dieser 
AVeise  im  Biindesblatt  veröffentlicht  und  in  die  Gesetzessammlung 
aufgenommen. 
In  dieser  wichtigen  Ansfuhrungs-Beätimmung  bleibt  noch 
Manches  unklar  und  ist  durcli  die  seitherige  Praxis  nicht  hin- 
reichend festgestellt  worden.  Zunäclist  Ist  der  Untersclüed  zwischen 
■  einem  Boudesgesctze,  das  stets  einem  lleferendumsbegehren  unter- 
liegt und  einem  Bundcsbcschlusa,  welelier  auf  zwei  Wegen  dem- 
selben durch  die  Bundesversammlung  entzogen  werden  kaim,  — 
entweder  durob  Nichtaufnahme  der  Referendumselausc),  indem  man 
ihn  dadurch  als  nicht  allgemein  vcrbindlicb  erklärt,  oder  durch 
die  beigefiigte  DriugUchkeitserklärung  —  nirgends  verfassungs- 
oder  gesetzmässig  festgestellt**").  Die  BundesTcrsanimlung  hat 
in  Folge  dessen  die  Macht  in  den  Händen,  die  Ausübung  dieses 
Rechts  sehr  wirksam  zu  ^schränken,  obne  dass  hiegi'gf»  irgend 
eine  Berufung  stattfinden  kann,  indem  nach  den  Bestimmungen 
des  Art.  11 S  der  Bundesverfassung  „die  von  der  Bundes- 
vers:immlung  erlassenen  Gesetze  und  allgemein  rerbindlichen 
Beschlüsse,  sowie  die  von  üiv  genehmigten  Staats  vertrage  fiir 
das  Bundesgericht  massgebend"  sind"*).     Die  Bundesversammlung 


")  S^neoloo  Caulono  liabcu  iiac)itrii};lic)i  !ii  ihren  ReforonilnmwirtikelD 
venucht,  dio  6t*setze  eini(^Tm&s«(!U  näher  zu  dcfiiiiren      V^l.  ]ta(i.  251. 

•*)  Dario  imtfractipidut  hioIi  »He  seh  wetzen  «che  Verrauaog  whr  we«ent- 
licfa  von  der  luacricaiiischcn ,  die  ihr  in  cioigun  Beziehungen  iin  Jahru  1B46 
als  Vort>i]d  dient«.  Kein  durch  die  Bnndesverfammlnnff  erluscues  Oeietx, 
oder  Dccrct  und  kciu  voo  ihr  ratitidrler  ätaatsvertrag  kann  tod  irgend  einem 


kann  also  einen  Gegenstand,  der  sich  zn  gesetzlicher  R«g^ 
eignet,  in  die  Form  eines  blossen  Beschlusses  kleiden  and  »ip 
kann  jeden  ßescltluss  entweder  als  nicht  allgemeiu  verhindÜch 
behandeln,  oder  als  dringlich  erklären.  ■ 

Was   unter  „allgemein  verbindlich",    oder  französisch  unter: 
„portco  gcnenLlc"  zu  verstehen  sei,  ist  nicht  genügend  klar.    Aus- 
geschlossen von  dem  Referendum  wollten    ofl'cnbar  administratiTe 
Recursentscheidungen  werden,  welche  nach  der  Bundesvertassanf, 
(in  Ermanglung    eines  eidgenössischen  Verwaltungsgerich tühofes), 
zunächst  dem  Bundesrathe   und    in   zweiter  Instanz    der  Buniles- 
Tersammlung   zum    Entscheide    obliegen.     Diesen  Bcluirden   iallt 
Überhaupt   nach    den   Bestimmungen  des  obcitirteu  Artikels  U^ 
der   B.-\^crf.  und  Art.  59    der    bundesgerichthcheu  Organisatic 
der   Schutz    einer    ganzen   Reihe    von    wichtigsteD   indiTiduellc 
Rechten    zu").     Solche    Entscheidungen ,    die   ZT^ar   eine  sei 
grosse  „port^e    gßnörale**    haben    könnten,   sollen   offenbar  nie! 
noch  dem  Referendum  unterstellt  werden  können.     "VTeniger  klar 
ist  dies  in  vielen  anderen  Fällen.     Namonthch   wiirdo   wiederhc 
schon  bezweiff^lt,  oh  blosse  Finanzdecrete,  vorzüglich  also  die  sei 
häufig    vorkommenden   Unterstützungen    des  Bundes    an  WassöT^ 
und  Strafisenbauten,    s.  Z.  auch  die  Subvention  desselben  an  die 

Gerichte  des  Landee  als  verftsaungswidrig  angefochten  worden,  anch  mm 
diese  ThaUache  nur  Evidenz  vorll){e. 

^)  Beschwerden  über  BeeiuirächligfunK  der  Handels-  nnd  Gewerbefrü- 
heit,  der  NiRiIerlassung,  der  UlaubeOR-  nnd  OewissenRlrciheit,  ferner  Htrvitftagcic 
den  Schulwege Q)),  des  Civilalauds-  u.  £hvrcchU,  der  Begräbnisttptitizt^  diT  canW- 
nalcn  Wahlen  a.  Abttimmnngon,  der  noch  bentehenden  cantoualen  Verhrauda- 
steaera,  Ja^d.  Vogelschutz,  Fischerei,  weiter  die  Oontrole  der  wiMenochafUicbeD 
Berufsarton ,  der  Fabriken ,  Äuawandsmogaagenturen  and  Yerrichonni^ 
aoetalU^n,  dvr  fiaDituoteniiuBgake,  des  Haawei  ond  Gewichte,  der  gemei» 
gefährlichen  Epidemien  nnd  Viehfiruchen,  und  foroer  eine  Reibe  von  Ter 
haltnissen,  die  aus  Staatsvcrtxfigcn  mit  dem  Aualnnde  sich  ergeben, 
XQ  diese-n  sogenannten  „Adtnioistrativ'Streitigkeiten'',  die  nicht  geriolil 
Vatnr  sied  und  iu  letzter  Linie  bis  vor  die  BuDdesTersaranilniig 
werden  können.  Es  ist  übrigens  gegfinwärtig  ein  GeMtx  in  Vorb< 
welches  darin  wBlirscboiiilioh  eine  urhcMiche  Aendüniiig  i-inlr-tleo  lassen  wird 
und  es  fehlt  nicht  an  Stimmen,  wulche  diese  gaune  weitläufige  Administjabi- 
justis  dem  Bundesratho  tmd  der  Bundesversammlung  ^üulich  entsi^aB 
wollen. 
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)tthardunternebmimg,  dem  Referendum  unterliegen.  Die  Gegner 
clbon  beriefen  mcb  dabei  stets  darauf,  dasa  bei  den  Discuft^^ionen, 
Iche  zu  der  Herstellung  der  betreäendcn  Vcrfassungsartikel 
?n,  ein  sogeminntes  „Finanzrcfercndum",  mc  es  einzcbie  Can- 
me  ausdrücklieb  besitzen,  womach  also  alle  Ausgaben  von  einem 
grösseren  Betrage  der  Volksabstimmung  unterliegen,  abgelohnt 
worden  sei.  Diese  Ansieht  drang  jedoch  bei  Anläse  der  grossen 
?batto  Über  die  Gotthardsubvention  im  August  1878  nicht 
irch  und  es  ist  demnach  anzunehmen,  dass  solche  Beschlüsse 
ringlich  erklärt  werden  müssten,  wenn  man  sie  unter  allen  Üm- 
iden  dem  Referendum  entziehen  i\-ill"').  Dagegen  wird  das 
esammte  jUhrUchc  Budget  der  Eidgenossenschaft,  das  auch  ein 
idesbeschluBS  und  sicherlich  allgemein  verbindlich  und  von 
ler  „portee  generale"  ist,  auch  ohne  Dringlichkeitsertläning 
loch  nicht  dem  Referendum  unterstellt  *'),  wJilirend  umgekehrt 
im  Jahre  1884  gegen  die  Anstellung  eines  Kidg.  Justizsecretärs 
Gesetzgebung  und  gegen  den  Besohhiss  der  Gesandtschaft  in 
''ashington  KünzIeÜtosten  zu  vergüten  das  Referendum  ergriffen 
id  mit  verwerfendem  Resultate  durchgeführt  worden  ist. 

Von  der  Dringlichkeitserklärung,  welche  der  Buudes- 
lung  zweifellos  in  jedem  Falle  zu  Gebote  steht,    wo    es 


")  DiesM  nPiiia!unr«rer«aduro*',  das  in  der  Eidg^DOBsenechaft  nicht  he- 
•oll ,  spukt  iu  (Il-u  Discutisionrn  dor  Gidj^ciiÜErtiiiiclion  Kiitlic  von  Zeit 
Zeit  immer  nen,  weaf^attioh  doBshalb,  weil  vidc  Caiitone  eine  Bolche 
besondere  Bcstimiaang  liabeu,  wonucb  gröcvcrc  Finanzdecrete  dem  Volke 
zur  AbMttnunuDfr  obltfjatori  bc  h  vorxntcgeii  sind.  Das  cxiMirt  unzweifel- 
haft im  EidgcnÜHfliflclieii  SlaaUmjclit  nicht  und  wiirde  auch  nicht  gi'wollt. 
Dlgegen  oateriiegt  j  c  d  e  r  allKomein  verhiadlicbe  BescblusB,  der  nicht  dringe 
erklärt  wird,  dem  pidgcnössischen,  facullativ  ftiiegeübt«n,  lt*ftfn^Bduni. 
'")  Auf  diese  Weise  werden  nun  die  Gränxbt'ft'Bliguudfeu  dor  Eid- 
30BSeiiKoh&fl  mittelst  jährlicher  HudgetpoBten  aiuigf^fuhrt,  während  ein  allge- 
sinerBcscWuBS,  FeBtnnj^wprke  zu  errichten,  ja  Belhgt  ein  HpeciolkT  BeHcliluss 
^Iche  an  ciiicm  hostinimtcn  Punkte  auszufiUirvn,  ohne  die  Dringlichkeit,  die 
▼iolleicbt  in  einem  solchen  Falle  lieber  nicht  ausspricht,  dem  Referendum 
Die  OantoDc  haben  gvwöhulich  über  diescti  sogenannte  „Fiaanit- 
idam",  das  viel  Terwiming  anrichtet  aud  ein  ganz  üherflö  ssigor 
ist,  besondere  BcRlimmuugen,  einRoIoe  nehmen  das  ordeiitliche  Badget 
tdrückliüh  davon  aus.  (vgl  pag.  063)  meistena  aber  wird  dies  für  selbifi- 
idllcb  angcadken. 
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eicb  nicht  um  ciu  G-csctz  handelt,  wird  factiscb  selten  GcbraucL 
gemacht,  und  es  herrscht  darüber  auch  keine  constante  Praxis  "j. 
In  der  That  hatto  die  Verfassung  damit  auch  uur  iticbtigste 
die  keinen  Aufschub  erleiden  können,  wie  Krieg  und  Friede 
femer  wesentUche  Beschlüsse  über  auswärtige  Politik  überbaai 
dringende  ZoUmassnahmen ,  die  veder  Verziigerung  noch 
Discassion  gestatten,  nnd  dergleichen  im  Auge. 

Ob  Staatsverträge  mit  dem  Auslande  dem  Rcfcrcndc 
anheimfallen,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  dringüch  erklärt  werden. 
oder  ob  sie  schon  der  Natur  der  Sache  und  dem  stricten  WorÜsot 
der  Bundesverfassung  gemäss  demselben  entzogen  seien,  darüber  ist 
ebenfalls  keine  vollständige  Klarheit  Torhanden.  Richtig  ist, 
der  Artikel  69  der  Bundesveriassung  sie  nicht  neben  den  Bunc 
gesetzen  und  Bundesbeschlüssen  nennt  und  dai»  auch  die  bi 
Uebang  und  die  diplomatische  Praxis  überhaupt  dagegen  spricht ' 


*">  In  veraohiedeneo  PätleD,  dip  vorkamen  and  ganz  glpichariig«r  Xa 
waren  (Anknuf  Voii  WnH'eiip läUen ,  Ankauf  den  tnscl^piUls  in  Bern 
Zwf^rken  dßv  ftdf;paoMU)ohi>n  AdminiiitraLion,  IfnterEtiitzung  dpr  Csnt 
Zürich  und  Aar^Yi  in  <ler  Liquidation  der  sogenanuttin  NalionalbahDl, 
die  Kragp  düicutirt  uuii  bald  die  Clausel  beigefügt,  bald  »neb  nicht 
denshalb  diu  R(.-f(;r«adum)!clHU!ti.>l  Hozuwvndvu.  Es  wurdo  sogar  schoa  (b(i 
der  DiscusBiDu  übor  dic!  Uutf^ntüUung  in  Sachen  d(*r  Xatioualbahn)  behsuiitrt, 
es  könne  etwas  dringlich  erklärt  wrdcu,  was  tiichl  „allgvnictn  verbiodlichtr 
yatur'  sei  und  die  DricKÜchkeitscrklSrnng  präjndirirc  der  andi^ren  Fn^ 
nirht,  wrb  wir  nicht  glaubt-u.  Eiiic  ijrosRt'  Pehatt<(  über  diesen  Gf(fp«rt*i"l 
fand  im  Nationalrath  am  20.  Ppz<>mher  1884  statt,  ßf'i  der  Gotthanbali- 
venüon  1878  hingegen  wiinh',  ebenfnlls  naeh  langer  DisoussioD  die  Etelana- 
dunm-,  nic>it  dio  DringlichkoilsctauHcl,  beigefügt,  aber  tmter  weiter  tniit 
folgenden  Vermnständungen. 

")  Ilagcgeu  nuutit  der  Art.  65  der  Bundcfiverfitssuug  die  StaAUnrertrife 
tmter  den  GeffenotändcD  „die  in  den  Gesßhiiftiikrei»  beider  RSthe  fiülcn".  Aach 
di(i  Discuasion  bei  der  ersten  Rfvisiumdeballe  im  Jahre  1882  tpnchl 
negativ  aus.  Der  Führer  der  demokratischen  Partei,  der  vorBtorbcDo 
rath  SatESBR  äusserte  sich  damals  fulgeikdermaasac« :  ."Was  wir  erstrebcD,^ 
die  Theilnahme  dw  Volken  an  der  Gescf/,gehiung,  iib«r  nicht  dessen 
uiüime  au  der  Regierung!  Die  Begierung  «oll  über  S  t  aa  ts  v  er  tr2| 
politische  Arte  und  Kinanzfragen  Rouvcrän  cntücheiden".  So 
lieh  im  Eineelnen  diese  Aneickt  gefuoiU>D  werden  könnte,  in  Bezog  anT 
Staatsvcrtrlge  lasat  sie  Qber  die  damalige  Absiebt  keinen  Zweifel  in. 

Die  Gottliardsnbvcntioii   von   1676  bildet  kein  Afgumcnt  dagcfen,  (b 
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Katificationsbcschluss  der  BnndesTersammlung  wird  daher  in 
solchen  Fällen  weder  mit  der  Referendums-,  noch  mit  der  Dring- 
liclikeitsclansel  versehen.  Dagegen  fand  in  der  alten  Zeit  dies»' 
Anschanung  keineswegs  statt  und  wurden  im  GegentheU  gerade 
vorxagsweise  solche  äussere  Angijlt'genlieitenj  wie  oben  gezeigt 
worden  ist,  dem  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt.  Ebenso 
würde  es  nach  dem  Staatsrecht  der  Caatone,  die  das  Referendum 
dermalen  besitzen,  im  Zweifel  nicht  ausgeschlossen  sein^  dass  das- 
selbe aaf  ihre  Concordate  unter  sieb,  die  nichts  andere»  als  Staats- 
▼ertrage  sind,  sowohl  bei  Eingehung  derselben  als  bei  Rücktritt 
von  Bolcben,  Anwendung  fände  und  einzelne  neue  Referendums- 
tJW  (z.  R.  das  oben  abgedruckte  Oranbündnerische,  des  Cantons 
f  in  welchem  du»  Institut  am  Kingston  und  consofjueutesten 
bestanden  hat)  nennen  ^StaatsvertrÜge  und  Ooncordate'^,  also  aach 
Slaatsverträge  der  Cantonc  mit  dem  Ausland,  soweit  solche 
nacli  der  Bundesverfassung  noch  zulässig  sind,  ganz  ausdrücklich 
als  GegcnsUinde  des  dort  sogar  obligatorischen  Eefcrendnins.  Es 
kann  auch  noch  angeführt  werden,  dass  in  den  Cantonen  mit 
Landsgemeindeeiurichtung  solche  Staatsvertrüge  in  der  Regel 
von  der  Laudsgomeinde  besprochen  und  beschlossen  werden 
iDüfison ").  Es  könnte  also  der  Fall  sehr  wohl  sich  ereignen, 
ein  Concordat  mit  dem  päpstlichen  Stulüe  oder  ein  nichtiges, 
ikommen  über  nachbarliche  Verhältnisse,  Polizei-  und  Staats- 
wirthschaft,  wie  es  die  Cantone  nach  Art.  9  der  Bundesverfassung 
mit  auswärtigen  Staaten  unter  Controle  des  Bundes  abschlie&sen 
dürfen,  dem  cantonalen  Referendum  unterbreitet  werden  müsste, 


danuÜB  otcbi  blos  ein  Vertrag,  »indprit,  gU^lchzeitig  mit  der  Hatific;atiou  des 
SiBsUvertrag«  vom  IS.  März  1878  über  ilie  Recotutruction  dt:»  Oottliard- 
tmt«rnehin«^nii  mitl^Ut  neuer  Siihsidipn  der  'i  Ktn&lcn,  ein  ^.Gettctx  über  Oe- 
«rithrong  tqd  RnntleHsub^ilieii  fiir  A1i>eri)m}in)_-ti'*  vom  2*2.  Aii^i^l  1878  erlaaaen 
wurde,  das  solche  Subsidien  auch  fiir  andpre  Alpenbalinen  cvcDtuell  decre- 
lirte  and  der  Bundesratb  augewieseu  wurde  die  RatÜiaitiun  de«  StaatBVcrtragfl 
aufizttwc^chHehi,  nachdem  dies«  Oesetx  vom  Volk  angenommen  sein  werde, 
tm  IV.  .Tanuiir  187(t  ilitrcli  Vcillcmbstininjung  getichah.  Abge^itimmt  wurde 
oar  ilhvr  dos  Otisetz.  nicht  Über  den  Vertrag.  KigpnthÜmlich  freiliüb  würde 
die  Situation  getvi^rdcti  sein,  wenn  dax  Volk  das  Ut^st-tz  imd  damit  indirttil 
den  Ton  den  Bitlien  bereit«  ratiücirten  Verirag  verwürfen  hätte. 
)  Vgl.  pag.  247. 
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rend  der  ganz  gleiche  Gegenstand,   wenn   er  im  Kamen  der 
füdgenosscnscbaft  und  für  alle  Cantone  derselben  verhandelt 
ohne   Referendum   Tcrtraglichc   tiütigkcit   erlangt.     £s    gostalt 
sich  die  Sache  noch  imi  so    auffallender,    da    nach    der    neue 
Praxis   und    in    Auslegung    des    Art.     10   der   Bondesverfassnof:' 
(womach  der  amtliche  Verkehr  zwischen  den  Cantonen  und  aus- 
wärtigen StaaUregieningen    durch  Vermittlung   des  ßundesratbes 
stattfindet)    die    Eidgenössische    Regierung    nun    mitunter    auch 
direct,    Namens  der  betheiligten   Cantone,    solche    Verträge 
dieselben  abschliesHt  *").   Es  würde  zu  oinem  auffallenden  Conflit 
des    cantonulen    Staatsrechtes   mit  dem    vorläufig   in   der  Pr 
geltenden  Eidgenössischen    und  seihst    dem  \'Ölkerrechto  führe« 
wenn  ein  Oanton    mit    obhgatorischem  Referendum    fiir  „St 
vertrage  und  Ooncordate*',  wie  z.  B.  Graubünden   einen  solche 
von  dem  Bmidesrathe    für    ihn    vereinbarten    Staatsvertrag    mit 
einer    ausländischen     Macht    noch    seinem    Referendum    out 
stellen  wollte. 

Es  lässt  sich  auch  theoretisch  nicht  leugnen ,  dass  in  der 
Möglichkeit ,  Staatsvertriige  jeder  Art  ohne  Referendum  ab- 
Bchliesscn  zu  können,  verbunden  mit  der  ausdrücklichen  Bestim- 
mung des  Art.  113  der  Bundesverfassung,  dass  soldie  Vertrilgc 
völlig  unanfechtlmr  sind  und  auch  von  den  obersten  Gerichtca 
des  Landlos  res])ectirt  und  angewendet  werden  müssen,  selbst  Kenn 
sie  der  Verfassung  gründlich  zuwiderlaufen  sollten ,  eine  Gefahr 
liegt.  Die  Wirksamkeit  vieler  Bundesgesetze  könnte  durch  StaaU- 
verträge  beseitigt,  oder  es  könnten  (wie  dies  wiederholt  schon 
gesciieheu  ist)  Fremden  grossere  Rechte  eingeräumt  werden,  als 
den  eigenen  Bürgern'"),  ja  es  würden  Verträge  denkbar  seio, 
durch  welche  die  Exiäteuz  and  Unabhängigkeit  des  Bundes  selber 


^0  So  >.  B.  16B4  Namens  der  Cutono  der  obexuohgoD  Basler- IKmmw 
mit  dem  hL  Stuhl.  Doch  ist  auch  bierin  aocb  nicht  eine  ganx  festo  Pnxi» 
vorhuiden. 

'■)  Gin  ftolcbcs  Verhillniss  b^Rtand  «.  Z.,  wie  oben  gesagt,  in  Ben« 
■uf  Niodcrlassuntt  uud  Rechtsgleichheit  zu  Gunsten  der  fraiuÖBischen  Im»- 
liien  und  iN^stoht  jeut  wieder  >u  OunnWo  sahlrcichcT  UondelirttiMatdff' 
fraiider  Staaten ,  die  durch  Stwit«vertrige  beeser  gestellt  sind,  ab  di* 
scbweizerischeiL 


mtlich  in  Frage  ßcstoUt  würden  ").  Wenn  man  sieb  jedoch 
l  dieser  Hinsicht  nicht  auf  die  VernünfÜgkeit  der  jeweilen  re- 
ifenden Personen  verlassen  wollte,  so  milsste  allerdings  con- 
iuentermaassen  auch  die  Dringlichkeitsclausel  in  Art.  89  der 
mdesverfasBUnp  gestrichen  werden  j  mittelst  welcher  jeder  Be- 
Uuss,  auch  die  Ratification  eines  Stiiatsvertnigs,  unanfechtbar 
taacht  werden  kann.  Theoretisch  am  richtigsten  würde  es  sein, 
jRe  Clanscl  bei  Jedem  Staatsvei'trago  anzuwenden,  oder  um- 
kehrt, wenn  taan  das  Referendum  nicht  ausschhessen  will, 
Staatavcrtrage   den  Beschluss    und    die  Vollmacht,    einen 

len    abzuschliessen ,    vorangehen   zu    lassen,    gegen    welchen 
^Bchluss  dann  das  Referendum  ergriffen  werden  könnte. 
I    Weniger  bedeutende  Fragen,   die    aber  auch   schon  zur  Be- 
gebung  gekommen   sind,    sind    die    über   das  Verhaltniss   der 

pehungsverordnungen    zu    den    Hauptgusctzcn,   in    dor    Eid- 
lenttchail  sowohl  a]»  in  den  Cautonen,  und  über  blosse  Be- 
itigong  von  bestehenden  Gesetzen    durch  Beschlüsse.     Was  zu- 

rtst  die  letztere  Frage  betrifft,  die  besonders  im  Jahre  1882, 
Anlass  der  Aufliebung  eines  Bunilesgesetzes  über  Anwendung 
h  gelben  Phosphors  bei  der  Küntlhölzerfabrikatioii,  zur  Sprache 
^j  so  ist  CS  offenbar  und  seither  unbestritten,  dass  ein  Bundes- 
bchloss  ebensowohl  einen  solchen  rein  negativen,  als  einen  poat- 
ten  Inhalt  haben  und  also  ein  bestehendes  Gesetz  beseitigen 
tax,  ohne  ein  neues  an  seine  Stelle  zu  setzen.  Ebensowenig 
td  bezweifelt  werden  können,  dass  die  Aufhebung  eines  Gesetzes 
t  „allgemein  vcrbindhcher"  Bo8c.hln.SR  ist. 
(  Dagegen  wäre  es  HHerdings  nach  dem  stricton  Wortlaut  der 
Ir&sauiig  zuliissig,  einen  solchen  Aufhehungsbeschluss  durch  die 
finglichkeitsclausel  unanfechtbar  zu  machpu,  sninit  möglicherweise 
^  ganze  Bundesgesetzgebung  oluie  Heferenduui  alhuühlig  zu  be- 
legen, so  lange  nicht  der  Grundsatz  unzweifelhaft  fest'^teht,  dass 
|er  Beschluss,  welcher  ein  bestehendes  Gesetz  ganz  oder  theil- 

I   f)  Z.  B.  eine  Zollunion  mit  einem  Nüchbarstaat^  wie  na  Liechtenstein 

■MiU^reicIi  bei«itzt,  AlllaDzcn,  AbBcTitii^R  von  Couvriitiant-D  über  Militär- 
||^B,  GcBtBttuDir  von  Eisvobalmen  iiu  eigeneu  Lande,  die  in  fremder 
toUvcrwnItuDg  Ktcbeo,  Austaunch  oder  Abtretung  gröeserer  Uebietetheile 
^  friedlichen  Vertrag. 
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veise  anfhcbt  (oder  suspendirt)   nothwendig   die  Form  eioes  G^ 
setzes  haben  muss  "*) 

Uebcr  den  Erlass  von  VollziehnngsveTordDungen  täna 
Gesetzes,  die  oft  wichtiger  sein  können  als  das  Gesetz  seil 
enthalt  das  Referenduinsge^setz  keine  Vorschriften.  Im  eidgKnnt 
sehen  Sta&tsrechte  gelit,  ohne  eine  spezielle  Ver&ssungsbestimmt 
der  Erlass  von  Vollziehungsverordnungeu  vom  Bundearathc  aiu 
und  unterliegt  in  Folge  dessen  selbstTerständUch,  da  weder  ei^ü 
Gesetz  noch  ein  ßundesbeschluss  vnrliegt,  dem  Keferendum  nicbl^^ 
Die  Bundesgesetze  pflegen  Jedoch  eine  solche  ClauseK  dass  dvr 
Buudesrath  „mit  der  Vollziehung  beauftragt  sei",  am  Schlosse 
enthalten,  worin  man  diese  Vollmacht  zu  Vollzieh ungsverordnouge 
erbUckt.  In  den  eantunulen  Staatsrechten  herrucht  darüber 
übcreiustimmenüe  Regel. 

2)  Da£  eidgenössische  Referendum  ist  kein  obligatoi 
sondern  nach  dermaligem  Sprachgebrauch  ein  facultatiTes,  d. 
das  schweizerische  Volk  hat  nicht  den  letzten  Entscheid  über  alle 
Gesetze  und  alle,  oder  grosse  Kategorien  von  Bundesbeschlüsscn, 
sondern  es  steht  blos  einer  bestimmten  Anzahl  von  stimmiahigen 
Bürgern,  oder  Cantonen  das  Recht  zu,  innerhalb  einer  gewissen  Frist 
eine  Volksabstimmung  zu  begehren.  Diese  Frist  ist  erst  dt 
das  Gesetz  vom  17.  Juni  1874  auf  90  Tage,  von  der  Veröffe 
lichuug  des  betreffenden  Erlasses  im  Bundesblatte  an  gerechn< 
festgestellt  worden.  Wenn  ein  solches  Begehren  nicht  recbtzeit 
von  den  dazu  Bereclitigteu  gestellt  wird,  so  tritt  das  (Tuseta 
Heclitskraflt,  oder  viKlmelir  nach  der  Auffassung  des  Referendt 
gesetzes  wird  es  von  dem  Buudesrath  als  in  Kraft  getreten 
klärt,  und  derselbe  hat  fiir  seine  Aufnahme  in  die  Gesetzt 
hing  und  Vollzieliung  zu  sorgen.  Diese  Erklärung  des  Bunde 
raths,  dass  ein  Buudesgcsotz  oder  Bundcsbeschluss  in  Folge  Ab- 
lauf der  Referendumsfrist  (eventuell  in  Folge  günstigen  Ab- 
stimmungsresultates) in  Kraft  getreten  sei,  wird  stets  im  Bundt^H 

'•)  Jedenfalls    ist    wn    polcbor  BundesbeBoUuw    ülier  Aufhcljung   eine*      ■ 
GefCtKoa  ftuoli  rnitnitch  Ahtanfder  Referendunufiriit  rechtskräftig  und  bertebt 
dait  Clewl«  alfin  uiit^-r  allt;«  Umstäuden  ii(»cb  Ml  Tn^  ffirt,  woi-auf  der  Bnndn- 
ratti   B.  Z.   bei   obgedacbtem  Anlasse  vudrUckUcb  mit  Ki-einchreibeQ  voro 
4.  Juli  1832  auflneriaam  macht«. 
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blatte  publizirt  und  die  Rechtskraft  des  Gesetzes  dAtirt  in  der 
Hegel  von  diesem  Tage  dex*  Publikation.  Doch  gibt  es  im  schwei- 
zeriscben  Staatsrecht  keiue  absolut  bcstinunte  Regel  über  die 
Promulgation  und  Rechtskraft  der  Gesetze,  sondern  es  enthält 
blos  ein  wenig  bekanntes  Gesetz  über  den  Geschäftsverkehr 
zwiHchen  den  beiden  eidgenössischen  Häthen  die  Vorschrift,  dass 
die  Promulgution  ini  Bundcsblatte  entscheidet,  wenn  nicht  ein" 
anderer  Zeitpunkt  vom  Bundesrathc  resp.  dem  Gesetzgeber  selbst 
festgestellt  ist  '*). 

Nach  dem  Wortlaute  der  Verfassung  und  dem  Sinne  und 
Geist  des  facultattveu  Referendums  steht  es  den  gesetzgebenden 
Ruthen  nicht  frei,  eine  Ausschreibung  ihrer  Gesetze  oder  Be- 
schlüsse an  das  Volk  zur  Abstimmung  zu  verfügen.  Sie  müssen 
die  Verantwortung  ftir  dieselben  selbst  tragen,  wenn  das  Referen- 
dum nicht  ergriffen  wird ;  einzig  steht  es  natürlich  den  einzelnen 
Mitglii-fleni  in  ihrer  Eigenschaft  als  Activbürger  zu,  die  Ergreifung 
desselben  zu  berürworten.  Eine  entgegengesetÄte  Ansicht  wollte 
seiner  Zeit  im  .Talire  1878  bei  der  Debatte  über  die  Gotthard- 
Subvention  gellend  gemacht  werden,  drang  aber  mit  vollem  Grunde 
nicht  durch,  denn  keine  Behörde  dai-f  ohne  bestimmte  ver- 
fassungsmässige Krlaubniss  üire  amtlichen  Functionen  einem  Andern, 
und  wäre  es  der  Souverän  selbst,  übertragen.  In  den  Cantoneu 
besteht  öfter  eine  solclie  Befugniss,  und  in  dem  Vaterlande  des 
H.eferendunis ,  Graubünden,  kam  es,  selbst  bevor  dieselbe  ver- 
fassungsmSssig  bestand,  einmal  (bei  Anlass  einer  für  die  Kräfte 
des  Landes  sehr  bedeutenden  Subvention  für  eine  Splügcubulm) 
vor,  dass  der  Grosse  Rath  ein  solches  Ausschreibon  an  das  Volk 
erüess.  Immerhin  wtu-  der  Fall  etwas  verschieden  von  dem  ob- 
citirten  eidgenÖsKischen ,  da  in  diesem  letzteren  das  Volk  selbst 
mit  30  000  Stimmen  die  Ali«t,imni«ng  begehren  konnte  (und  es 
auch    tbat) ,    während   in    Graubündcu ,    wo    nur    obligatorisches 


^*)  Dieser  Zeilimnkt  kano  ein  dpSlurer,  aber  auch  ein  früherer  wia. 
Dm  Icürtere  war  z.  H.  d^r  Fall  hi-i  dt-m  Beschlu«Be  der  Erhöhung:  des  Orpiiz- 
xolkM  ftuf  Tahak  im  Jahre  1879,  wi^lcher  am  Tago  des  BeschliisHCS  bcidor 
Rithe  vüD  dem  Buudesmth  volkiehb&r  erklärt  und  durch  tolegrapliisL-liu 
Mitthi>ilung  tat  dIIc  /ollntatt^n  nusgefühK  wnnle.  Ks  wiirde  dagegeu  seitens 
«nseliier  Tabuklabrikaaten  zwar  Beschwerile  erhoben,  ober  ohiio  Krroltj. 


Beferendoro  für  Gesetze,  fiir  Finaiubeschlttsse  aber  gar  kein« 
bestand,  die  Sache  auf  keine  andere  Weise  vor  das  Volk  gelangen 
konnte"). 

Ueber  die  Art  und  Weise  der  Sammlung  der  30  000 
men,  welche  zur  Ergreifung  des  Referendums  erforderlich 
enthält  das  Ausführungsgosetz  von  1874  zunächst  die  Bestimmt 
dass  dieses  Verlangen  mittelst  achriftUcher  Eingabe  (reap.  mehf 
Eingaben)  lui  den  Bundesratb  zu  richtttn  ist  und  dass  jodt^r  IJnt 
Zeichner  nur  seine  eigene  Untei-bchrift,  (nicht  auch  die  eines  Dritt« 
beifügen  dajf,  welche  von  dem  Vorstand  der  Gemeinde^  in  welcl 
der  Unterzeichner  seine  politischen  Hechte  ausübt,  (wo  mau  also 
Beine  iiligeuschaft  als  Activbürger  officicU  kennt),  beruhigt  wer 
den  muss. 

Eine  Vorordnung  des  Bundesraths  vom  2,  Hai  1879  Ikod 
lur  nothwcndig,  diess  noch  dahin  zu  erläutern,  dass  anch  nicht  mit 
Zustimmung  eines  Dritten,  oder  in  seinem  Auftrage,  ftlr  denfiellioi 
unterzeicimet  werden  darf,  ebenso  dass  Beschlüsse  ganzer  Ge- 
meinden oder  Versamniluiigtiu  nicht  zulässig  sind '^,  doudern 
jeder  einzelne  BürBer  iiei-sünlicli  uiiler/.wi'.hnen  muss.  Wenn  ofFea- 
bar  mehrere  Untei-schriftün  von  dtr  gUnc.heii  Hand  herrühroi,  io 
werden  hei  der  Berechnung  der  Zahl  alle  bis  auf  Eine  geatrichen. 
Die  Beglaubigung  der  Gemeindebeliorde  darf  am  Schlüsse  eil» 
ganzen  Bogens  oder  Heiles  sich  betiiideu,  (aucli  allfiülig  sogar 
solche  Personen  ciiischliossen ,  die  blos  mit  einem  Kreu2  oder 
Uandzeichcu  unterzeichnet  hätten),  jedoch  muss  in  diesein  FsIW 
die  Be«laubi|?ung  die  Zahl  der  Unterschriften,  tur  die  sie  gilt, 
ausdrücklich  uuluhreu  und  dabei  bezeugen,  doss  diese  sämmtlidua 
Bürger  stimmberechtigt  seien  und  ihr  Stimmrecht  in  der  Gcmeiad« 
des  legallsirenden  Vorstehers  ausüben.     Wo  ein  solche«  Zeuisia 


**)  Die  Cantone  ScbwjT,  SoloÜiuro,  Oraubüaden,  Äai^u,  Tfauifran  hibcfl 
jetzt  dicie  BefbgTiiu  ibrer  UepräsentantAnveraaiumlangfii  aiudriieklich  in  Hat 
Vurfuseuiigtu  auIgoaoiiuut:n.  Ini  Beraer  Gtosbou  Ruth  hingct^a  wurde  Dodiviir 
Kurzem  bei  AaIam  oiiier  äubveutionslciiituufr  dee  äUalcs  an  die  Brüni^bahs 
eiDß  Milche  n^'^Itige"  in  dem  Gesetz  uicht  prwahntc  UnteraleUiuig  im 
Bnchlussei  unter  das  Referendum  befürwurtet ,  al>er  mit  grosser  Muhrtt^ 
abg^elehiit. 

")  Wie  es  z.  B.  iu  Sl  Oallcu  Uiuolicb  isU 


379 


I 


fehlt,  oder  unrichtig  ist,  werden  die  betreffenden  Unterschriften 
unßültig  "). 

Trotj!  dieser  Vorsichtsraass regeln  lässt  die  Handhabung  dieser 
ünterKcliriftensanimlung  bisher  noch  zu  wünschen  übrig,  und  es 
müssen  hei  jedem  salclien  Anlasse  mitunter  grössere  Partieen  Ton 
UnterschriAen  von  dem  Bundesrath  aus  irgend  einem  Grunde 
B  ungültig  gestrichen  werden.  NameutUcli  ist  schon  mit  ßeeht 
darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  dass  die  Anerkennung  und 
Beglaubigung  blosser  Kreuze,  oder  sonatiger  Handzeichen,  etwas 
Beddikliclit'K  an  sicli  trage,  doch  schJiesst  tUe  Verfassung  eben 
Analphabeten  vom  Stimmrecht  nicht  aus  und  musste  daher  der 
Bundesrath  eine  solche  Beschränkung,  auch  wo  sie  in  den  Can- 
tonen  versucht  wurde,  aufheben  ^').  Ebeu^u  anstüssig  und  dennodi 
schwer  zu  beseitigen  ist  die  Praxis,  dass  sich  Parteicomitts  zur 
Aufgabe  machen,  auf  die  Ausfüllung  solcher  Unterschriflenbogeu 
mit  allen  Agitationsmitteln  hinzuwirken,  ja  sogar  dieselben  durch 
I     hielür  bezahlte  Agenten  fönnhch  colportiren  zu  lassen '"'). 

^P  ")  Dfts  Stimmrectit  und  die  Elclitheit  der  Unterschrift  ist  ohoo  jeden  Za- 

8utx  zu  WgUubigen,  vrte  etwa  „aowoJt  dam  Amte  beitauDl"  uud  ^erj^l.  OagcgcQ 

Kist  cn  nicht  absolut  uotbwcudig,  du»  div  UutcrscLrifl  vor  den  Augen  äv»  Me  be- 
l^aabigendeii  Ueiunten  geschehen  eei,  wenn  or  im  Fallu  iit, »«  uabedingtzulegali- 
«iren.  EinzuUit.*  cttutouale  R^fcreudumaTorBchrillen  laittco  dogcj^t-u  »triu^entfr. 
Mach  dem  neuesten  (Tesainer)  Yerfuiungsdecret  über  dos  focuttative  Rcfe- 
füDdum  daselbst  miltiafin  die  Unterschriften  „penÖDlich  uod  eigenbäudi^" 
auf  dem  Bureau  des  Municipakatba  der  (iemeinde  abgegeben  werden,  wo  die 
Unterseiclmcr  ihren  politischen  Wobnkitz  haben.    (Art.  7.) 

'*)  Ga  geschah  dies  namentlich  bei  einem  ReferendiinubegehreD  im 
Canton  Tesain  gegen  die  Tessincorrection  vom  Jahre  1&9S,  »h  die  Tessiuer 
Begienuig  642  lolcher  Kreuze  als  uugültiff  erklnreu  wullte,  Der  Bundesrath 
hob  dieae  Verfugung  auf,  weil  das  tessinifche  VertaNsungsdecret  vom  10.  Fe- 
braar  1883  über  das  Reiereudum  eine  aulcbc  Beacbninknng  nicht  onlhält.  Aebn- 

Ilicb  iu  einem  dic^sjiUirigän  Falle  (llecurs  gegen  das  UMisinischa  Kircbengeaetx). 
tÄoch  die  Frage  wurde  schon  aufgeworfen,  ob  Unterschriften,  die  bloa  mitBhü- 
HÜfi  gemacht  seien,  a!s  giltig  augesvheii  werden  küiuieu  und  im  blähenden 
Sinne  entschieden.    Vgl.  Bundeablatt  187». 

••)  Dieeelben  8<>Tlen  mituutsr  ihre  EoUchädigung  in  der  \Vtnie  vi-halten, 
dass  ihnen  fiir  jede  Untenichritl,  die  lie  beibringen,  ein  bestimmter  Betrag 
bosbcicablt  wird.  Es  wurde  sogar  schon  voTigeschlagen,  ständige  Reforeuduma- 
itionen  zu  bilden ,   die  ein  fiir  alle  5Ial  in  jeder  üemeinde  üire  be- 
»tue  Agenten  heitteilen,  wploho  fTir  die  Beibringimg  der  aöthigon  Zahl 
Uaterschrüleu  xu  sorgen  haben.    Andere    Stimmen   woUteu   die   Ergreifung 
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Bei  Anlass  einer  Sammlung  von  Uoterschriflon  gegeii  einen 
Bundesbeschluas  über  AiiRlollung  eines  Soeretärs  des  DeparlemcQts 
des  rnnern  für  Schulaufsiclit,  welcher  gi-osse  Besorgiiissc  m 
conservativeu  und  Idericoleu  Kreisen  hervorgerufen  hatte  und  so- 
dann auch  wirklich  bei  der  Volksabstimmung  unterlag,  wurde  in 
Schosse  der  Buiidesrersammlung  selbst  ein  Antrag  eingebracht,  wor- 
nach  die  Referendumsunterschriften  gewissermaassen  geheim  gi-hal- 
ton  werden,  d.  b.  lediglich  den  compi^tenten  BebÜrdeu  zur  Prüfiui|t 
und  Coutrolc  vorgelegt ,  dem  Publikum  biugegcn  verschlo»en 
werden  sollten.  Man  wollte  damit  den  Uebelstand  befieitigen,  d« 
damals  gci'ade  besonders  stark  hervorgetreten  war,  dass  aller- 
dings öfter  solche  Unterzeichner  wegen  ihrer  Betbeiligung  in  öffi-nt- 
liehen  Blättern  angogrÜfen  und  zur  Kede  gestellt  werden.  Dennoch 
lässt  sich  ein  solches  Amtsgeheimniss  der  ünterscbriften  weder 
aus  den  gesetzlichen  Bestimmungen  herauslesen,  noch  einjgermaasaefl 
praktisch  durchftihren,  sondern  es  gehört  eine  solche  Unterschri^ni 
s&mmlung  ihrer  Xatiu-  nach  zu  den  öffentlichen  AngelegHil- ;.  i: 
die  der  Oontrole  durch  die  üffentliche  Meinung  und  durch  tue 
Presse  nicht  künirttlich  entzogen  wi*rden  kennen. 

lieber  alle  diese  Punkte  wird  möglicherweise  ein  im  Werfte 
befindliches  Gesetz  über  Eidgenössische  Wahlen  und  AbBtuu 
mungeu,  dessen  Botschaft  (vom  30.  October  1883)  schon  lilngen 
Zeit  vorh'egt,  nähere,  oder  neue  Bestimmungen   enthalten. 

Die  Ergreifung  de«  Rofercndnins  auf  dem  Wege  der  Eingab* 
von  acht  Cantoncn  hat  sich  als  eine  ganz  unpraktische,  weoo 
auch  unschädliche,  Bestimmung  enviesen  und  ist  seit  1874  nocb 
niemals  versucht  worden.  Dejm  natürlich  müsste  ein  solc 
Bescbluss  von  der  gesetzgebenden  Behörde  jedes  dieser  0 
tone  ausgeben  und  wihde  heute  in  den  meisten  dersf 
dem  cantonalen  Referendum  obhgatoriscb  oder  fncultaÜv  unt 
liegen  (worauf  Ai-t.  6  des  Eidgenössischen  Keferendum^eset» 
sogar  ausdrücklicli  aufinerksam  macht),    so    dass   es  viel  leichter 


de«  Referenduma  in  der  Weise  erleichtern,  Hium  auf  Bpgehren  blos  wonijer. 
niöglicherwoiue  sogar  uur  Eiocs  Bärgers  die  HtaaUliebörden  veqtflichtcl  »MD 
sollten,  desten  Anträfen  ex  ufiicio  and  auf  SUatskosten  xtx  T@rbreitf>n  vai 
übeHiBupt  die  raituuter  nicht  uabedcutcnilca  Ko8t<;Q  einer  «olehiui  Rufcrendunr 
campagiie,  die  jetzt  aus  I'arteimitt«ln  btstchufll  werden,  tu  tngcu. 


ist ,  die  30  000  Volksiimmen  in  dem  ganzen  Gebiete  der  Eid- 
genosäenscliaft  aufzubringen ,  als  vielleicht  nur  in  einem  einzigen 
Cantun  ein  regebechtes  Referent! uinsbeguhren  desselben  rechtzeitig 
innert  90  Tagen  zur  Stelle  zu  haben. 
^  3)  Die  rechtzeitig  eingegangenen  Referendunisbegebrcn  werden 
w>n  dem  Bundesrathe  auf  ihre  Giltigkcit  geprüft  und  jedenfalls, 
auch  wenn  sie  ungenügend  erscheinen,  im  Bunde.<)blattc  vcröScnt- 
licht  und  der  näcliHlen  Bundesversammlung  bekannt  gegeben.  Sind 
sie  genügend,  su  ordnet  der  Bundesrath  die  Almlimniung  an  und 
aorgt  für  geeignete  Belumutmiichung  des  derselben  zu  uuterstellen* 

t>D  Erlasses. 
Diese  Bekann tmacliung  gescliieht  nunmehr  gewöhnlich  durch 
crtheilung  einer  hinrciclicnden  Anzalil  von  Gesetzesabdrucken, 
I  dass  jeder  Stimmfähige  auf  Eidgenössische  Kosten  einen  solchen 
erhält,  nebst  Versendung  der  nöthigen  Anzahl  gedruckter  Stimm- 
karten an  die  Cantone,  welche  die  Frftf^c  enthalten,  die  mit  Ja 
oder  Nein  von  den  Stimmberechtigten  zu  beantworten  ist. 
■  Bisher  ist  nirgends,  weder  in  der  Eidgenossenschai^j  noch  in 
aen  Cantonen,  eine  andere  Art  von  Stimmgebung  möglich,  als 
Annahme  oder  Verwerfung  des  in  Frage  stehenden  Gesetzes  oder 
Beschl^^ises.  In  der  Presse  wurde  schon  die  Frage  aufgeworfen, 
ob  nicht  Miuderheitsanträge,  die  eine  erheMiche  Anzahl  Stimmen 
in  den  gesct«: gebenden  Behörden  auf  nicb  vereinigt  haben,  neben 
dem  Hauptantrag  dem  Volke  vorgelegt  werden  könnten "').  Es 
würde  dies  jedoch  miter  allen  Umständen  eine  sehr  viel  sicherere, 


K  **)  In  den  Cantonen,  welche  die  loitiBtiTe  besitzeat  hat  in  der  Regel 
der  CaotoDsnith  das  Kevht,  auch  cineu  cigencu,  abuidvrudeu  Vorachlsg  neben 
dem  lititiktiv-VorBchtng  znr  AbBtimmiing  vorzulegoD,  ebenso  kÖDnen  bei  den 
Lwidagcoieinduu  inituutor  solche  Nclx-utLUtrü^t  iiiid  eine  Art  Auswah]  den 
ttimmeadenVDlItefiZW'iRchcn  mehreren  Propo^itioaen  vorkamme».  Vf;l.  pug.247 
I S49.  Dtgefea  Miaderbeita- Antrüge  bei  deio  Rcfereaduin  ucbeo  den  BeschloB« 
ReprÄfteDtADten  eu  8et2eD,  eine  «olcfae  Bettiimunng,  die  unter  UmitÜDdra 
\t.  B.  gerade  jetzt  bei  der  Auswahl  zwiscbea  verschiedeueo  SyttteiDcn  den 
neaentellten  Alcohol-(icsetzes)  ^anz  zweckmäsaig  sein  könnte,  kt>miut  oii^bt 
vor.  Man  scheut  —  mil  Reehl  —  die  Coraiilicatirju,  die  bei  ».Moer  so  schwer- 
llUig  arbeitenden  Maschine  inüglicbat  zu    venneidea  iit.     Ueberhaapt  oiuas 

Hb   Staaurecbt,   namentlich   im   deinocr«iiischcii ,   mit    mögUelut   einlacben 

^tfitteln  gearbeitet  werden. 

ArekiT  Kr  orrntlirlH»!  lUrlil.   IL  X  ^ 
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offizielle  Beleuchtung  voraussetzen,  alu  sie  gegODwärtig  (worät 
sofort  kommeuj  weuigsU^ns  iu   dem  Eidgenössisflicii  Staat 
besteht. 

Die  Kosten  dieser  Publicationen  sind  nicht  unhedeutad 
und  variiren  bei  jeder  EidgenÜssisctien  Abstimmung  uageftlif 
zwischen  10  und  äddüO  Franken.  Nicht  zu  unterschätzen  ist 
dabei  jedoch  der  dauernde  Gewinn  an  Belelinuit;  und  Ver 
breitnng  nütxliehen  Wissens,  der  ftus  der  niasi»en)iaft4!n  und  un- 
entgeltlichen Verlheilung  solcher  Gesetzes  vorlagen  entspringt.  In 
den  Cantonen  namentlich,  wo  obligatorische  Abstinnnung  Über  lük 
Greaetze  bestellt  und  dieselben  «l&o  sammtlich  vertheilt  zu  w. -1 
pflegen,  erhält  jeder  Activbürger  nach  und  nach  unentgeiiUui 
eine  vollständige  Gesetzessanindung. 

Aeusserst  hajlnäckig  bestritten  ist  im  Kidgenös^scbcu  Staats- 
rechte bisher  (merkwürdigerweise,  insofern  man  die  imu-n-o  Motive 
der  Opposition  nicht  mit  ins  Auge  fasst)  diu  anscheinend  M 
sclbstverständUche  Frage,  ob  nicht  den  Ausschreiben  zur  Ab 
Stimmung  über  Gesetzes? orschlägc  eine  eriftnternde  Butschift 
des  Bundesraths,  oder  eventuell  der  Bundesversamininng,  beizugebeD 
sei.  Schon  hei  Erlassuug  des  Eidgenössischen  IteterendumsgesotZN, 
und  mehrmals  seither  wurde  dieser  Antrag,  jedoch  immer 
geblich,  in  den  Eidgenössischen  Rütheu  gestellt,  und  so  besteht  jet 
die  Hiugularität,  das«,  wiüirond  da>*  Gesetz  mit  einer  oft  sehr 
siAmllichcn  BoUohail  im  die  Rat  he  zur  Berathung  gelangt, 
wiilireud  in  den  Cantonen  durchwegs  die  Kegiprungeu  solche  Rot- 
schallen an  ihi-o  Bevölkerungen  richtt-n,  wunn  dieselben  über  can- 
toualc  Angelegenheiten  abstimmen.  EidgenÖsstHchr  GesetjEe  uiitl 
Bundesbescblüsse  ohne  jedca  begleitende  Wort  der  obersten  LandM- 
behörde  in  die  Hündo  des  /ur  Abstimmung  berufenen  Biii 
gelangen  tuid  derselbe  nur  von  der  Fresse,  oder  durch  Parte 
pubUcationen  und  Aufrufe,  über  den  Sinn  und  die  Tmgweiltt 
Vorlage  beh?hrt  wird  **). 


**>  Diea  bt  Dudi  am  «o  bedonkliober.  du  «uoh  über  die  Verbatii 
der  KidfrcDUflsinclit^n  Rätiip   nach    keine    Ktenngi-Rphinolift  Aufiwfatnc    Sra« 
ja  niotit  eüiniiil  du>;  tiowohnliclir.  kurz^(.'ri)sst«,  HroUiknll   VLTutTeat licht 
■o  diu»  niau    auch    über   die   dortige  ftcrnthnog    nur    jirivate  Mitth« 
ciiiprÄQffi.  Auch  dif  U<.-ratiiiiugbpruti>cülIr  dos  Buudrsratti»  werdea  bicbl 
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Wo  diese  offiziellen  Ausschreiheu  ueit  iHnger  Zeit  Im  Ge- 
ucb  sind,  wie  namentlich  in  Crraubündeu,  bestehen  sie  gewöhn- 
ch  aus  eicem  historischen  Theil,  der  die  Veranlassung  zu  dem 
besetze,  uebsl  seinem  wescnthchcn  Zweck,  und  einem  praktischen, 
er  die  GrUnde.  welche  in  der  gesetzgebenden  Vej*8anmüung  för 
ad  wider  geltend  gemacht  norden  sind,  mit  grosser  Ruhe  und 
hparteiüchkeit  auseinandersetzt  and  dabei  die  Empfelilung  der 
imuüune  eher  dui'chblicken  tUsst,  als  direct  ausspricht.  Daran 
Bhhesat  sich  dann  ein  in  Graubünden  »o  genannter  ^Hecapitulations- 
tmct",  dahingehend,  „ob  Ihr  getreue  liebe  Mitbürger  dem  in  der 

lefläge  enthaltenen  Gesetze  über Eure  Zustimmung  er- 

leflen  wollet  oder  nicht."  —  Ein  solches  richtig  golialtenes  Aus- 


tenllicht,    «0  d«M  es  irorkonim(^D  kanu,    da««  über  die  Stell  uiif^nnhine  dca- 
ilbeii  zii  einer  Refcrendnmsvorluge  durchsuij  keio  «icberer  Aufsctiluaa  l»asteht. 
einzrliieii  FäUejn,  vie  z.  B.  in  dem  obcitirbii  dei>  Scbiilitocretiin).  wn  alle 
elt  sich  auüBpnicb,  war  einstig  der  Bunde-trath  schvreigwua  ocd  man  vruaat« 
ietnaU  bcfttimml,  wolcbe  Meinun^i:  mit  Mf-hrheit  in  di?B«r  ob«r(it«n  Unhi^irclü 
I^udc»  voKrolen  eei.  Bei  der  lotztenVolkBabstiinmutig  vüinäö. Oktober  1886 
I  Aloljolfrage  bcireOeDd  (allerdiogs  in  dieMiin  Falle  In  einer  Vt;rfiiMUQgB> 
nsioiu&ngc)  sali  sich  di^r  Buudesnith  vcrauliutsl   eine  n^rtautcrnde  Ergän- 
mg*    der   Abtttimmiin^Torlage    7.u    publizireo.      Dos     ut    wenigstens     ein 
»ÄtoogBreichor  Anfang.     Vgl.   I'ulit.  Jahrbuch  18Sfi,  pag.  618.     Der  Stinde- 
rtih,  der  intTkwürdigi'TvruiBe  in  diewiu  Poncte  unbefangener  var,  hatte  i.  Z. 
folgenden  Betchlius  gofaest:  .Wenn  (.-in  Bondesgesotz  od«r  ein  Bundi-sbcHcKIuse 
Ducli  Art.  8ä  der  Bundesvtrftitiauiiiif  einer  VolksabKtitnniung  uot'Critülll  winl, 
io  »oll  jewcilen  mit  dem  Uesptz  oder  Bf-»chlu<3  bei  deinen  Bekanntmarhung 
vor  der  AbstiniDiuug  eise  oflizieLle,  objvctiv,  kurz  und  klar  gekulteuo  Kund- 
gebung über  diu  Gnindc  verbunden  wi-rdeu,  n-ctclic  die  Bundcs%-eniamuilang 
nr  Annahme  diu  Gesetzes  oder  Beschlusses  bewogen  haben.    In  der  Rogol 
bt  derB(uidr«rat)i  beauftragt,  dic»e  Botschaft  abzutauen  Dud  üu  DDt«rzeichoeD. 
Inmerliin   bleibt   den   beiden   Häili4m   unbcnammen ,   bei   Berathung  «ine« 
QeaetKeA  aiinualmiH weine  zu  besi^hliffl^eu,  da^s  ein  AusHchuss  aus  ihrer  Mitte 
dir*  ButKcbaft  (.-ulwurfeu  soll.     In  <iiesen  FiüJen  vrüJdt  jeder  Ralb  eine  gleiahc 
Zahl    von  Deleprten ,    wvlcho    die  Botschaft    gcnieinnun    zu    enlwcrfen    und 
Xainen»    beider   Rütbe   zu    unterzeichnen    haben.    Oegenwärtiger   BcarhluBS 
Iptt  sofort  in  Wirksamkeit."     (Per  Xationalrath  trat  über  nicbt  boi.l 
B       Am  11.  Dezember  18^5  wurde  jedoch  auch  dort  oinc  erneute  Motion 
■eser  Art   mit  IM  gegen  lH  Stimmen    verworfen.     Die  VerweriungsantrSge 
Engen   von   den  Gevandtachaften    vuo  Oeof,  Kidwaiden  and  Uri  aua.    Der 
Vertreter  von  Nidwaiden  verlangfte  eventuell  eine  „unparteiische"  R«dAction 
der  Botsoliafi, 

2Ö* 
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schreiben,  dessen  Abfassung  allerdings  zu  den  achwiprigeren  A 
gaben  einer  Regißrung»kanzlei  geliürt  und  ein  lebhaftem  Verstand- 
nisB  für  die  Denkungsiirt  des  VolkoK  voraussetzt,  ist  genulezu  Am 
Uauptmittel,  um  das  Institut  des  Referendums  wirksam  und  b^ 
lehrend  zu  macheu  und  vor  der  Demagogie  zu  bewahren,  der  ei 
sonnt  unfeidbar  mehr  oder  weniger  auheimtiÜlt. 

Es  bat  namentlich,  vor  allen  andern  Belehrungen,  durcb  die 
Presse,  durcb  Versammlungen,  oder  sonstige  AnHprach<Mi  vou  Par-     | 
teien  oder  VolkalVennden,  d»s  Eine  voraus,  das»  das  Tbatsiict     ! 
liehe,  was  in  einer  solchen  Butscbafl  über  den  Erbuts  und  «eine 
Motive  gesagt   ist,    vou    dem  Volke  auf  Treu   und  Glauben  ao      i 
genommen  und  in  der  Kegel  auch  vou  Niemand  mebr  angefocbtvD 
wird-   Alle  bedenkheberen  Parteimanörer.  die  von  Fälschung  dar 
Thatsacheu,  oder  Unterschiebung  von  geheimen  Beweggründen  und 
falschen  Auslegungen  des  Sinnes  und  der  Tragweite  der  Ges^lzc* 
vorschlSge  ausgehen,  werden  dadiucb  von  vorneherein  and  grüs^liü- 
theils  abgeschnitten.     Es    bleibt  bloss  ein  Widerstreit    von  Ideen 
und  politischen  Ansichten  übrig,  der  nichts  Demoralisirende»  hat. 
Eine  jede  solche,  in  echtem  Sinne  väterliche  Ansprache,  welcher 
das  Volk   mit    Vertrauen   entgegenkommt,    ist    ferner   eine   Ver- 
stärkung des   innerlichen  YertrauensverbältniBses   zwischen  Ri^-gie- 
rung  und  Volk,  ohne    das«  der  St^iat  ein«  twlte  Mnacbinerip  ist, 
deren  Wertb  schlit-ssüch  nur  nach  einem  möghchst  regelmiissigeu 
und  daher  gewÜhnUch  ebenso  geist-  als  geräuschlosen  Gange  }» 
messen  «-ird.  ^H 

4)  Die  Stimmgebung    erfolgt  jetxt   bei    dem   Referendu^^ 
immer  gleichzeitig  au  einem  uud  demselben  bcstiumiten  Tag,  der 
bei  dem  Eidgenössischen  Referendum  „nicht  früher  als  4  Wochen 
nach  geschehener  ausreichender  Bekanntmachung    des    fragUctien 
Bundesgesetzes  oder  Bundesbeschlusses"  anbcranmt  werden 
Man  will  damit  den  Uebclstand  vermeiden,  der  dem  eigentlichen  V« 
anhängt,   welches  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  succ4 
sive  und   beliebig  erfolgen  kann.     Da  rcisst  dann  eine  Gemeint 
cUe  andere  oft  mit  sich  fort  und  sobald  ein  Erfolg  in  Aussit 
zu   sein  scheint,    stimmen  manche  Pobtiker  geringeren  Schlage:«, 
dei'en  Hauptni^uxime  darin  besteht,    stets    auf  der    Seite  des  Er- 
folges zu  sein,  mitunter  anders,  als  es  sonst  der  Fall  gewesen 
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wfirde.  Se11)6t  cler  Telegraph,  der  zwar  sehr  fleissig  in  dleEem 
Siniie  Iwnutzt  wird,  omioj^licht  ph  nicht  Tollständig,  Hiesen  gegen- 
seitigen Einlluäs  auszuüben,  und  es  würde  nur  zweckmässrig  sein, 
denselben  noch  mehr  zu  Terhindeni,  indem  die  Nachrichten  erst 
nach  Schluss  einer  hestinunten,  ü  herein  stimmend  festgesetzten.  Ab- 
stimmungszeit  expedirt  werden  dürften  ").  lieber  solche  bestimmte 
Stunden,  auf  welche  die  Abstimmung  beschränkt  ist,  bestehen 
dermalen  keine  allgemein  geltenden  Eidgenössischen  Vorschriften, 
sondern  die  Anordnung  der  Alistimmung  ist  im  (-ranzen  Rache 
der  Cantone,  die  dann  ledigUch,  dem  Gesetze  zufolge,  deren  Re- 
sultate innert  10  Tagen  eiuzubericbten  hätten.  Gewöhnlich  aber 
Terlangt  jetzt  die  Bundesregierung  vorherige,  telegraphische  Be- 
richterstattung. Heber  die  Stimmbcrecbtigung  der  Votanten 
besteht  merkwürdigerweise  bis  zur  Stunde  (nach  13  Jahren) 
noch  kein  neues,  dem  Referendum  angepasstes  und  sonst  zweck- 
lentap  rechend  es  Eidgenössisches  Gesetz.  Ein  solches  ist  schon 
'längst  in  Arbeit  begriffen,  hat  aber  niemals  auch  nur  in  den  Eid- 
genössischen Käthen  zu  einem  Abschluss  und  einer  Annalime  ge- 
langen können  "*).  Allgemein  ist  nnr,  dass  zur  Stimingebung  das 
Schweizer  Bürgerrecht  (das  bekanntlich  auf  einem  Cantons-  und 
Gemciodebürgerrecht  ruht  und  ohne  diese  Voraussetzungen  nicht 
denkbar  ist)  und  das  erfüllte  20.  Altersjahr,  als  selbst rerständlich 
jauch  das  männliche  Geschlecht    gehört*^),    im  Uebrigen    richtet 

**>  GefEGQwärtig  bemcht  hei  wicbLif^  EidgvnüstsiHclicti  KcftTt-uiluiuK- 
I  AlMlifflmiuigeu  eino  tih(u-trit'b(>iu(>  Sucht,  diß  Äbstintn)uug«-liei>ulUt<>  Tnöglichfll 
üb  tu  trfuhrcit.  An  gröüsercn  Orten  werden  um  Purtcimittelu  LooJe  offen 
gehftJten  nml  tdeivrsphÜK'he  (.'orrcspomleazen  auo  der  f^xcn  Schweiz  b«r 
dabin  besrliafTl,  die  dou  samten  Tilg  himluivb,  suor«Aiiiv(>  nerh  ihrMn  Anlai>g(>ii, 
Fart«iaie!ge  mit  JuWI  IteKTÖMt,  uder  utnjT^kebrt  mit  EnlrüNtuuf;  und  sb- 
fKOitfoii  Bemerkungen  aurgenommen  werden.  Ob  finc  tifilcbi-  Einrirlitting, 
welube  <l(irh  bödiei(en!!i  einem  gewitttmu  AiifregungHliedürruitis  exilspricbt  uad 
tisbei  die  PartcileiJcnsebafVen  9cbür1>  vont  Guten  Hei,  mug  der  Le««r  boar- 
tbeilen. 

•*)  Kine  H«Ti])t«ebwi<>ri)j;koit  bildet  diui  Verliältnina  der  F«IUten,  welche 
iMcb  der  &«iiz(>!iiscbeu  RecbtsamobauiiDg  viel  milder  bebanil«'H  uud  sur 
Stimmgcbnnf^,  mit  geringen  CAUteteo,  Kugebusen  werden  wollen,  während  in 
der  ili'Utscheu  Scbweit  eine  andere  AoBiehl  vtirborreebL  Vgl.  bierQlter 
.polltisehes  Jahrbuch  der  Eidgenusseoiiekail  IBBA",  pag.  568. 

**)  Da«  Fraueustininircebl  bst  bei  ans  noch  keinen  AnkJanggeftindetii 
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eich  die  Stimmberechtigung  vorlfiufig  auch  in  Eidgenössidchen  Ah- 
Stimmungen  nach  der  Gesetzgebung  desjenigen  Cantons,  in  velcbea 
der  StimmeDde  seinen  Wohnsitz  (bezw.  Aufenthalt)  zur 
Stimmgebung  hat. 

fi)  Eine  besondere  Vorschrift  des  Eidgenössischen  ReferenüttaK'' 
gesetzes  findet  nöthig  auiizusprHchen;  dass  ein  Buiidesgesetx  od 
6tmde8b«8chlns8,  welcher  der  Volksabstimmung  unterworfen  «( 
den  ist,  nur  dann  al»  angenommen  zu  betrachten  sei  ;qwenn  die  Hc 
heit  der  stimmenden  Schweizerbürger  »ich  dafUr  ausgesprocbe 
hat".  Es  kam  iiiimhch  in  der  politischen  Gescliiriitt:  df>r  Eid- 
genoBsenacbaft  schon  wiederholt  vor,  dms  das  auch  anders  ge- 
halten wurde,  indem  nämlich  nur  die  ablehnenden  Stimmen  ge 
und  mit  der  Gesanimtheit  der  stimmfähigen  Btiiger  in  V( 
gleichung  gesetzt  wurden,  so  dass  „qui  tacebat,  consentire  rid 
batiir".  In  dieser  Weise  wurde  namentlich  die  sog.  zweite 
Tetiscbo  Verfassung  vom  20.  Mai  1802  als  angenommen  erli 
die  von  einer  erheblichen  Mehrzahl  der  sich  Betheiligendea 
worfen  worden  war,  ebenso  fictiv  wurde  die  erste  Lt 
Verfassung  nach  dem  Sonderbundskrieg  angenommen.  EinF 
solche  Rechnung  auf  die  Trägheit  der  Stimmberechtigten,  « 
welchen  nach  durchschnittlicher  bisheriger  Erfahrung  stets 
geßihr  ein  Viertheil,  mitunter  sogar  bis  nahezu  die  Hälfte 
nicht    beiheiligt  ^^ ,    hat   aber    etwas    entschieden  ünroorah'scbt 

es   beit«ht   Dar   ätusent  veroiasolt  etwa  in  Bezug  auf  Qpmpindeeteuer-Vtr' 
hUtnisiie   uud    wird   stets  durch  VcrtruUing  aoa^Übt.    Dagegen    hab»  A^ 
sohweizemchen  PmufiD  indirect  eiaeo  oicbt  uubedentendeQ   Kiufluea  uud 
AU^emoiDCD  ein  lohhailes  Intereane  für  das  politische  Lttbeii.     Ihr  £iiifli 
direct  ausgeübt^  würde  ein  vorwiegend  oonaerTativer  aein.    "W&rv  di«  S 
uingflcrhrl,    «o   wurde   von   dieaer    Institiitidii    der  Ziikuufl    btirdta 
die  Redv  nein.    Als  AjigcHtellte  im  Pott-  and  Eisenbahnbetrieb,  »ttoh 
in  nntf^rgrardneten  Oemcinde&mtcrti  fuD^firi-ii  rieirnL-h  Frauen. 

**}  Nach  der  jetzigen  Volkajcühluiig  von  18d0  hat  die  Schwoia  732^900 
Aotivbürger,  wovon  jedoch  04,211  sich  nicht  auf  deu  Stimmn'gistcm  befindoL 
Die  Abslimmungszahlen  variiren  (rewöbnlirb  Kvnschen  d— 600,000.  Bei  da 
AbstirnmuugpD  iibf>r  diß  Verffls^iingeii  Ai-lbor,  dio  grovseiro  SCahlen  adgfo, 
aU  diejenigen  iib«r  QeRctz«,  nalimcu  s.  B.  187ä6l6,6äl.  1874  588,919  Büf^ 
Antheil.  Bei  einer  der  jüngsten  Abattmmutigen  fanden  sicli  nach  der  Bükk^ 
uung  uinor  Zeitung  Wi  der  Slimmunie  ein  von  100  Stiraraberechttgtea 
in  den  Cantoneu:  1)  Scbaffhaaiai  86,  2)  Appenaell  A.-Kh.  S4,  D)  Aargau  89; 
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auch  thatsSchlick  Unrichtiges  an  sich,  indem  die  Zurückbleibenden 
kainc»wef;s  mit  der  Vorlage  zufriedengestellt  sind  und  hat  daher 
auch  immer  nur  üble  i^eeultiite  gezeigt ").  Einen  derartigen  Vor- 
schlag hatte  in  der  ersten  Bevisionsperiode  0870 — 1872)  der 
oachmahge,  jetzt  verstorbene  Bundesratb  Ani>erwicbt  geranebt,  in- 
dem er  statt  des  Referendums  ein  Veto  in  der  Weise  eröffnen 
wollte,  rlass  Urnen  aufgeeteUt  würden,  in  welche  während  einer 
bestimmten  Frist  von  melireren  Tagen  jeder  Stimmfähige  sein 
Nein  schriftlich  einlegen  könne.  Das  sei.  sagte  er,  die  einiachste 
Form  der  „Kritik^  des  Volkes  gegenüber  einer  gesetzgeberischen 
Vorlage,  die  eigentlich  das  Wesen  des  Hefereuduqis  sei.  Der 
Vorschlag  unterlag  jedoch  schon  damals  (im  Nationalrath  mit 
einer  Minorität  von  33  Sthumen)  und  wurde  später  nicht  wieder 

[Bofgenommen.  Eine  solche  Kinricbtung  besteht  bisher  auch  nirgends 
in  den  Cautonen. 

6J  Was  BchUesshcb  die  bisherigen  factischen  Resultate 
Eidgenössischen  Referendums  anbetrifft,  so  nürde  es  kaum 
ganz  richtig  sein,  dieselben  nach  Verlauf  von  kaum  mehr  als 
12  Jnliren  schon  beurtheilen  zu  wollen.  Immerhin  kann  con- 
statirt  werden,  dass  das  Referenduni  in  wenigeren  Fällen  ergriffen 
wird,  als  theuretiüch  denkbar  wäre  und  vermuthet  wurde.  Von 
103  Bundesgesetzen  und   Bundesbeachlüssen  sind  bis  Ende   1886 

,  nur    14    zur    Referendumsabstiiuiuung     gebracht     und     nur     1 1 
derselben  verworfen  worden**),    obwohl  die  Aufbringung   von 
bloss  30000  Unterschriften  von  me)u*  als  600  000  Stimmberechtigten 


4)  Tlrar^üui  7S,  A)  ZOricti  77,  «)  SL  (iaUen  77,  7)  AppenEell  L-Oh.  74, 
S)  WftwH  7Ü.  (t)  Uri  »W,  lü)  Okru»  63.  11)  GruubüudLU  «0.  191  Niflwiilden  60, 
i:{)  Proiburg  AH,  14)  (Ihwahlcn  58,  I5>  Baselland  57,  Iti)  BaaeUttult  50, 
17)  S«jJuUiiirn  öl,  !8l  Genf  49,  19l  Luz^-ru  4."),  20t  Schwyz  44,  Sil  Bferu  40, 
KI)  Tenin  3<i,  2»)  NVuenbnrK  35,  L>4)  Zog  24  und  25)WHlli)i  17  Manu.  V^l. 
i3m  Weit«ni  die  Tiibtille  auf  der  oichBtcn  Seite. 

"J  1803  cnUtand  hieraus   ein  AiiMand   jresien    dk-   hdvdische  Rt^e- 
Zt  wcicbar  zu  iliit^r  Vertreibung  aui  ilem  und  dorn  Sturze  der  geBanimtuu 
jtfitsvorbiMuiig  füfartv.  Vgl.  darüber  meine  Vorlosungen  Qber  die  HcJvelik, 
4dtf. 

**)  Eine  übenichtliche  ZutiAiiuiieiiBt«llai)g  aller  Vulksabstiinmun^^, 
Fdie  im  Cantoo  Zürich  feit  D^KJ  vurgekotiimen  sind,  enthÜU  L-iuo  Hroftcbür« 
|v«>D  StfutMohreiber  StiIkhi  .KKrerendum  und  Initwtive  im  C«otoD  Zürich"  1886. 
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bei  einer  auch  nur  einigermoassen  activen  Agitation  ohne  Schwing- 
keit,  ja  nur  allzu  leicht  ist.  Es  waltet  also  der  gesunde  Sinn  d^^J 
Volkes  vor,  der  von  diesem  Mittel,  in  die  Gesetzgebung  selbfl^^ 
thatig  einzugreifen,  nicht  ohne  eine  bedeutende  VeranUssiuig  Oe- 
brauch  machen  will.  Einzelne  G-esetze,  wie  z.  B.  das  Stimmrocbls- 
gesctz,  das  Militärsteuergesütz  und  das  Gesetz  über  die  Ausgabe 
und  Einlösung  von  Banknoten  wurden  mehrmals,  bei  ihrem  jedes- 


Die  gjönten  EidgenÖuiicheD  VoUcBabitimmungen  vu-en  fnlg«od«: 

Gesetz.  RefereodutnsunterschrUicD.       VoUuBbat 

Cü-ilotand  uad  Ehe 106.5fiO  98.  Hai  1875. 

Enter  StintrarecbtageKtz  -  Eotwurf  108,674  ä3.  Msi  1876. 

Erster  Kanlcnoten^setz- Entwurf    .  85,886  89.  Aiiril  \tflV 

ErsUr  IUJIitiu-slt'Uorge«eU-EDtwurf  80,&49                         9.  Juli  1876. 

FabrUtge»eU 64,844  21.  U<itol 

Zureiter  Militärat«uerKe«eUct]twurf  t>3,300  21.  Octol 

Zweiter  Stimmrecbts^reaetzentwurf  40,207  81.  Octoberl877. 

AipenbshoBubTentionen     ....  37,805  19.  Juinar    1879- 

Scboleecretär 180,9M  S6.  Nov.  188S. 

Bpidemiei^HtK 80,884  80.  Juli  ISSSt. 

Gttetx  Resultttt  der  Abatimmaog. 

jl^illUiid  nod  Ehe kagen.  mit  313,  Bfi  gegen  305,009 

^nCer  Siimmn-chügeßetj'.-EntwHrf  Verw.  ,.  307,968  „  902,S83 

Erster  BiuiIuiut«Dgcs«tx  EotwurT    .  „  .  193,253  .  120,068 

Erster  MUitärsteußrgeBetx -Entwurf  „  »  184,8M  .  156.157 

Fabnkge«eU    ,..-...    .  Angen.  .  181,ä04  „  170,867 

Zweiter  MiliUntenergMetMotwurf  Vorw.  „  181,383  .  170,22» 

ZwQitcr  StJiDmreobtsgesetxeQiwurf  .  .  218,380  .  131^7 

AIppabahnnibveDtionen     ....  Aogen.  .  278,731  .  II&,fi71 

Scbubecretir •     .     ,  Verw.  ,  318.139  .  173,010 

EpidemteDgenetz        „  .  2M.840  .  68,087 

UDgenügonde  Zabl  Rcfercndutnoiintcrechrißca  giogeo  ein  ! 
Jagd-  and  Vogclftcbutzgosotz  9900  und  2)  gegen  den  dritten  M 
geBetzeatwurf  5513. 

Nachher  Tolgte  noch  die  AbsUmmung  über  die  4   BescUässe:   Oi 
satioD   dcB  Justizdepartements,  BeBcittgung   der   Patcnttoxen   fbr 
reiEftadp,  Kanzleilcnnt«»  der  GesnodtRchaft  in  Washitigtou  und  ErgSnniegi 
BundeBstra&ecbts.  welche  am  li.  Mai  1884  olle  verworfen  wurden.  Ac 
wurde  4  Mole  über  VerfiuanngsTeränderungen  obgtRtinunt,  ito  dau  im  Gonsea 
bei  107  Vorlageu  18  Abatiniroaogeo  in  12  Jahren  stottgefuodeD  habw. 
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maligen  Erscheinen,  Tor  diese  „Volkskritik "  gezogen  und  die 
beiden  Erstgenannten  zwei  Male  abgelehnt.  Ein  Gesetz  über 
gemeingefährliche  Epidemien,  das  jetzt  eben  unbeanstandet  die 
Referendumsfrist  pa^sirt  hat,  fiel  ans  dem  ganz  ungenügenden 
fiusserlichen  Grunde  einer  ^nialli^  in  einem  Canton  bestehenden 
Agitation  gegen  die  ßlatlemimpftiug,  und  mit  ihm  £el  eine  auf 
den  gleichen  Tag  zur  Abstimmung  aiigesetzie  Partialrevision  der 
Bnndesverfassung  zu  Gunsten  der  Erfmdungspatente ,  die  ohne 
diese  Gleichzeitigkeit  der  Vorlage  vielleicht  Annahme  gefunden 
hätte.     In  Einem  Falle   im  Jahre   1884    wurden   auf  Grund   der 

Lgitation  eines  eidgenössischen  Vereins,  der  damit  der  Bundes- 
'versamiuluug  ein  Misstrauensviitum  ertlicilen  wollte,  4  Vorlagen 
zum  Tlieil  wenig  bedeutenden  Inhalts  (Abändemng  des  Bundes- 
strafrechts betredend  politische  Vergehen,  Kanzleikosten  der  Ge- 
sandtschaft in  Washington ,  Gesetz  über  Patent  gebühren  der 
Handelsreisenden,  Reorganisation  des  Eidgenössischen  Justizdepar- 
tements) auf  einmal  verworfen  und  es  schien  damals  eine  Zeit 
lang  eine  solche  eigentliche  „Verwerfungsstimmung"  eintreten  zu 
wollen,  welche  jedoch  nicht  von  Dauer  gewesen  ist.     In  allen 

l'ällen,  in  welchen  bisher  der  gleiche  verworfene  Gegenstand  neuer- 
dings, mit  Benutzung  einiger  Resultate  der  sich  zeigenden  Volks- 

timmung,  zur  gesetzhcben  VorInge  gebracht  worden  ist,  hat  er  bei 
•ider  zweiten,  Einmal  allerdings  erst  bei  der  dritten  Vorlage  (MiHt4r- 
steuei^esetz)  den  Sieg  über  die  Oppomtion  davongetragen.  Im 
Allgemeinen  sind  daher  die  Resultate  für  ^Lehrjalire",  die  noth- 
wendig  bei  allen  politischen  Einrichtungen  duirhzu machen  sind, 
nicht  entmuthigend.  Dagegen  ist  es  allgemeine  Ansicht,  auch 
der  Behörden,  dass  der  jetzige  Verfassungsartikel  89  einer  prä- 
sren  und  rationelleren  Fassung  bedürfe,  ohne  zwar  das  System 

les  facultativen  Referendums  fiir  die  Eidgenossenschaft  zu  ver- 
uud  es  sind  dem  Eid  gen  üssi  sehen  Justizdcjiartement  auch 
lereits  Aufträge  in  diesem  Sinne  ertheilt  worden.  Eine  Beseiti- 
gung des  Referendums  teutirt  derüialeii  keine  bestehende  Partei 
in  der  Eidgenosseuschaft.  obwohl  dasselbe  zahlreiche  stille  Gegner, 
namentlich  unter  den  gebildeten  und  vorzugsweise  politisch  libe- 
ralen (nicht  radicalen)  Clussen  besitzt,  welche  stets  geneigt  sind 
äede  Mücke  eines  Misserfolges  dieser  Institution  zu  seihen,    wäli- 
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rend    säe   in    Bctiir   auf  die    MissgrifFe    der    pRrlainentarisctwii 
Körper  ruhig  auch  Kaiueele  verschlucken*";. 

Tm  (Tegenlbeil  die  cooservatiTen  Parteien  die  dem  Befena- 
dtun  atifauglich  weniger  geneigt  waren,  scheinen  allniählidi  be- 
giifTen  2u  haben,  dnss  sich  dasselbe  auch  für  ihre  Zwecke  giA 
verwenden  lasse  und  würden  die  Beseitigung  schwerlich  befurworUa 
wollen.  Fast  bei  allen  bisherigen  Abstimmungen  hat  es  lidt 
wenigstens  gexeigt,  dass  eine  Verwerfung  ohne  Zuthun  dtr 
eonserrativen  Parteien  nicht  zu  Stande  kommt.  In  St.  (Tallen 
2.  B.  ist  die  Kinfülu^ng  des  obUgatorischen  Referendums  da 
Postulat  der  nltraniontanen  Partei.  Umgekebil  bestehen  dfta 
Anregungen,  das  facuttatire  Referendum  in  ein  obbgatorischot  nai- 
znwaudelu,  oder  ihm  die  sogenannte  Initiative  beizoftigen,  m 
diess  nunmehr  bei  den  Cautonen  Torhcrrsebend  der  Fall  ist**), 
Anregungen,  von  denen  im  Falle  einer  gesetzgobeiiachen  Vorisge 
(die  dermalen  noch  nicht  erzwungen  werden  kann)  wenigstens 
die  letalere  Aussicht  auf  Erfolg  haben  dürfte.  Gegen  das  obbg»- 
torische  Referendum  walten  im  Bundesstaate  Bedenken,  die  wir 
später  begründen  werden. 

Die  Resultate    des    Kefercndums   in    den    einzelnen 
Cantonen  lassen  sich  nicht  so  leicfit  mittheilen,  und  sind  ualGr' 
lieh  auch  sehr  vprscliieden  zu  bnnrtbeilen,  nach  Art  der  Bevölke- 
rung  und    Zeit    des    Beutandes    dieser    Kiuriclitungen.      tu   dem 
cla>ij)ischen  Lande  des  Referendums,  Uraubünden,  dem  ebzigta 
Gebiete  der  Schweis,    in    welchem    dasselbe    seit  Beginn   di 
Staatswesens  beinahe  ohne  jede  T'ntorhrecbuug  bestätuteu  und 
za  sagen  unvermerkt  mit    dem  Staate   selber   aus    seiner  ül 
Gestalt  und  Bedeutung  in  die  moderne,  eigentlich  grundverschie- 
dene ,    übergegangen  ist ,   sind  die   Erlalu'ungen   im  Gamecn  nur 
günstig,  selbst  wenn  man  die  alte  Zeit   mit   in  Rechnung  liehen 


'^)  Eid   bvksuntc»   und  aü  citirUjB  Houmul  vma  jirtiuiiiiell«n  Uc^«n 
de«  KeTereodaraft  ist,  dow  en  dio  „Pbylloxvra  der  Dcuiülcmüe'  e«i.    E« 
insofemo  zu.  ale  ilii;  Pliyiloxcra  aui-h  mit  Vnriiolx;  nu'igi.-leblt*,  Sbormltii 
Weinstöckt:  zu  «r^rcifcu  schcial,   die  der  VcrjÜDguDK  tiiclil  mehr  faliiiE 

"•1  Weun  wir  die  LaTidagemenid*-- Canlone.    in  den«!n  Antrigf 
wordün  dürfea,   wie  billig  dazu  uelimeu,   w   tiu«t«b!    die  Initiativ«  jaUt  tt 
15  CuttoottD.    Vgl.  pag.  347  nnd  folgend«. 
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will.     Der  steten  lebhaften  BetheÜi{*unp  an    der  PoUtilc  und  Öe- 

seUgebung  des  Landes  verdankt  das  rhStische  Volk  offenbar  einen 

Mehr  grossen  Theil  seineß  festen,  freiheitsliebenden  imd  doch  dnboi 

voll-verständigeu  ('haracters  und  jene  glückliche  Vereinigung 

guten  Eigensehaftwi    sehr    vprschit-dener   Nationalitäten    auf 

rondlage  freiheitlicber  Institutionen ,   wie  sie  auf  seinem  Boden 

stattfindet  '*).      Die    eraehlichen    Wirkungen    der   Insti- 

tion    haben  sich  hier  bewährt,   der  Character  des  Volkes  ver- 

kt  ihr   einen  wesentlichen  Theil    seiner    guten  Eigenschaften. 

an  muss  nUexilings  beifügen ,   dasa   dieselbe  dort   seit  jeher  mit 

viel  praJctischem  Verstand  und  Geschick  gehandh&bt  worden 

wie  sie  eben  zu  allen    politischen  Dingeu    gehären.     Niemals 

zu    der    neuesten    Verfassung    bestand    z.    B.    ein    Finanz- 

ferendum;    sowohl   das  regelmässige  Budget,   als  etwaige  Eln- 

nuüge    grosse    Ausgaben   wurden    stets    nur    von    dem    Grossen 

Rathe,  seitdem  derselbe   bestand ,   beschlossen ,  welchem  ledigUch 

durch   die  Einrichtung    der   sog.  nStandcscommission'^    eine    aus 

den  einflussreichsten  Personen  aller  Ijnndestheile  zusammengesetzte 

Vorberatfanngscommission    zur    Seite    stand ,     ohne   deren    Bath 

^olche  Vorschläge  gar  nicht  in  den  Schoss  der  obersten  Landes- 

pthörde  gela,ngten.    Erst  seit  I8B0  besteht  neu,  in  Nachahmung 

anderer  Cantone,  die  Bestimmung,  dass  Awegaben  von  100  000  Fr. 

(oder  20  000  in  h  Raten)  dem  Volke  vorgelegt  werden   müssen. 

Ebenso  wenig  gab  es  dort,  bis  in  die  neueste  Zeit,  überhaupt  eine 

nähere  Definition  des  obhgat (irischen  Referendums  und  es  konnte 

Ehl  vorkoiomen,  dass  wiclitigste  Dinge,  wie  flie  alte  Forstordnung 
'*)  GraabÜDden  tnt  iler  eitixi)^  Cttnton  der  Schweiü,  der  drei  NarioBail' 
qrr»cbcn,  ,)ft  wenn  man  die  beiden  rrjtnnntschen  Diaiccte  unterscheidet ,  vier 
•olche  beritxl- » Auch  djia  ««liwii-rige  Kripdpafiverluül.oi8if  «wiachen  den 
Confessioiien  wird  im  Oaiii^on  biur  f^liicklicWr  bewahrt,  ala  acdcrwarbi  und 
die  AufrecbUialtuiig  der  Staulsgewalt  {{{.'gvcUber  der  Kircbp  iitt,  ditbei 
doch  eioe  sicherere  als  in  matichen  Caatonen,  in  denen  die  ersUrc  Mncht 
■rtfll  entwickelter  ist.  Das  grrinife  Mami  von  Ettnatlicher  Vielrf){^omn^  und 
jBe  frro9»f  inilividapüe  Freiheil  oad  ftleichheit  machen  das  Land  jedem  Trci- 
heitlioh  gesinnMn  Menschen  theoer,  der  länf^ere  Zßit  dAiujlbnt  gpl^bt  hat. 
Alle»  wäre  olinu  die  VoIbBgtrHetzgubanu;  gwia  ander«-,  es  wäre  übdrhMiijit 
man  die  dorti|^  Gesuhichtc  keiint.  niubt  dunkbar.  daat  Oraubiinden 
ftaatüobes  Games  sich  erholteD  büttc 
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Ton  1839  unter  dem  Titel  nndGesicMspimlrt  vonpT/Hndespolizethcli« 
Decreten"  lediglich  auf  Orossrathsh^Hchliissen  beruhten*').  Bei 
wesentlichen  Fortschritten  des  sta;itlichen  Lebens  hat  jedoch  an 
das  gesammte  Volk  durchwegs  dem  Vertrauen  uufseine  Einsicht 
sprachen.  £ä  besteht  in  (rraublinden  seit  langer  Zeit  eine 
bessere  einheitliche,  coditizirte  Ci%'U-  und  iStrafi^esetzgehuug  als  iq 
den  meisten  anderen  Cantonen,  eine  moderne  Steuergesf-t^gi*! 
ist  (zwar  nach  rorschiedenen  AnlHufen)  ebenfalls  auf  dem  Wew 
des  Referendums  durchgesetzt  worden,  das  nicht  heinittelte  Luid, 
ohne  irgend  nenne uswerthea  Staat svennii gen,  hat  eine  Reihe  tm 
grossen  und  schwierigen  Strassen  gebaut  uud  erbalten,  die  jedes 
Vergleich  mit  einem  ähnUchen  anderen  StAatc  sei  es  der  Schwsji 
oder  des  Auslandes  weit  hinter  sich  zurücklassen  •■).  Wenif 
sicher  erscheint  der  Erfolg  der  Institution  in  dem  Oanton  Walül 
wenigstens  spricht  dagegen  die  stete  Heschränkung,    die  dieselte' 


"*)  Die  oll  Baft^worfdie  Behauptunf;,  dasi  du  Rcfercndtiin  in  OnabOndM 
den  VTiüd  verwitxtet  liabe,  i>t  gimt  imriclilig  udü  kauD  nur  von  Peitoia 
ireiitWBCrt  werden,  ilie  die  dortigon  VerhaltainK  nicht  kennen.  E«  w»r«  !»• 
viellpicht  der  Fall  ^we^en,  wenn  man  nicht  Korstgesetzo  ohne  Refeniadtui 
gemicbt  hätte.  Tluttsächlich  jedoch  beaUnd  in  CimubündtfD  vehon  leil 
vielen  Jahren  eine  mindestens  fihen  so  gute  For^taufvicht  als  g«((ciniirtie. 
Wenn  nitin  rechte  Watdverwiistunfr  iM>ben  will,  so  uiumt  man  iu  dm  twaM^ 
horte  Land  'I^rol  gnhen,  wn  stäts  uine  It^gicrung  von  oben  herab  be« 
hut.  Die  Gränxe  xm»chcu  dem  Grauhündiaclien  MünsterlhiJ  and  Tyrol 
»fort  an  den  waldentblösstcn  AbhKngcn  köuntlich. 

Ein    Vorsehlag    dAs  cantuuHic   OW-ryL-ncht  aiirxultvlH>u ,    (ur   rieft 
grone    Agitation    m    (Jnaetc^n    diT    anleren,   zienilirli  sonveninon,    Oeric 
bMland,    wurde    trotzdem   scbou    im   Jahn'   IfllS,   untfir  «ehr  [irori« 
VerhältniKBeii,  mit  Sü  gegen  81  üocbgerichtmitimmen  verworfen. 

*")  Sotbet  in  geringeren  Sachen  hewShrLe  sieb  Am»  Kerrrendum 
wenn   oa   nicht    ugitutorisch   mifobrancht  wurde.    So  würdig  -chon 
Jahrp  I8tj6  ohne  Anitand  eine  alte  Verordnung  aiifgeholken,  di«  den  IsruE 
den  Aufenthalt  in  OrautQndcn  versagte,  femer  ein  unpraktisch  ((ewordfl 
Advorntonurif  beseitigt,   obwohl   aeine  Aufreoht«rhaltung  von   matniivE 
Vorihcil  für  di«  Bcvölk<!mng  gewesen  wäre.  VorrchlauB  ni  PoUnistr»! 
worden    verworfen,    weil    körperliche    Hlrafen    dadaroh    eiiigef&hrt 
wullten.     UebcrliHHpt  ist  nicht   jede  Verwerfung   einer  ßenetseBToriagf  Ä 
Qcweie,  dana  die  Inatitation  nicht  gehörig  fungirt.   via  U9  malloh^  obt 
liebe  Bcuribciler  ansclien,  «ondem  aobr  oft  fungirt  sie  eben  gerade  grhc 
wenn  sie  ablclineud  wirkt. 
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dort  in  neuerer  Zeit  erfnhr  udH  sind  die  Ansichten  der  dortigen 
StAatsroänner,  uiiiide«tens  gesagt,  sehr  gethöüt.  Dennoch  erscheint 
dem  flüchtigen  Auge  des  Wanderers  durch   jene  Thäler   die  Be- 
Tülkening    des    oberen ,    ehemals    regierenden    Landestheils,    hei 
welcher  die  alte  Institution  allein  galt,  noch  lieute  krüftiger  und 
jjdbstbewusster,  ab  die  ehemaligen  UuterÜianen,  und  es  ist  die  Mias- 
stininiung  wohl  zumeist  auf  den  starken  klericalf-n  Binfluss  zurück- 
zufuhren,  der  sich  aller'lings  dabei   mehr  geltend  machen  kann, 
auf  einer  blossen  Reprasentaiitenversamnilang. 
V»n   den  (Jantonen,    die    in   moderner  Zeit  erst  die  Volks- 
abstiminung   in  irgend  einer  Form  angenommen  haben,  sind  ni- 
nachst  abzurechuen  die  Landsgenicinde-Gantone.     Dieselbe 
be!»it£en  im  Uruude  das  nändiche  System,  blos  noch  vereinfachter, 
indem  auf  einer  einzigen  Versammlung,  statt  in  mehreren  Kreisen, 
votirt  wird.     Wer  eine  solche  Laudsgemeiude  jemals  besucht  hat 
^^d  noch  einen  gewissen  gesunden  historischen  Sinn   und  Fieude 
^■m  politischen  Leben  des  Volkes  besitzt,  wird  niemals  wünschen 
^■ßnnen,  an   ihre   Stelle   eine   blosse  BeprÜsentantenvei'simimluog 
^treten  zu    sehen**).     Die  Erfahrungen   der   übrigen  Cantone,  die 
jn    neuerer  Zeit    zu    der  Demokratie    Übergegangen    sind,    sind, 
rie  die  Eidgenössischen,  von  zu  kurzer  Dauer,  als  dass  sie  emst- 
in»  Gewicht  fallen  könnten,   selbst   wenn   sie   nachtheihg  er- 
sinen  würden.     Kaum    wird  jedocli  von   irgend  Einem  dieser 
inlone  mit  (irund  behauptet  werden  können,    dass  er  in  Folge 
Einführung    des    Referendums   in   wesentlichen    Punkten   des 
itUcheu  Lebens  Rückscliritte  gemacht  habe.     In   dem   beTÖl- 
■rtsten  Canton  Bern,  der  das  obligatorische  Referendum,  ohne 
litiative,  seit:  1869  besitzt,   ist,    wie    wir   es  selbst    beurtheilen 
Jonen,  ein  entschieden  grösseres  Interesse  an  staatlichen  Fragen 
der  Gesammtbevölkeruug  vorhanden  als  in  der  vorangehenden 
Periode  der  souveränen  Grossen  Räthe'*).     Für  Zürich  spi-icht 


**)  Id  App«DzeU  ft.  Rb.  m>11  zwar  z.  U.  eiDioAl  vrie  behauptet  nird,  daa 
ebetiti!  oliUgatonHi:Iie  Schuljulir  aus  Mi^KVpreUiuiluiKii  der  Vorlagi*  an- 
lea  worden  Bein. 

**)  Wcnigntonii  *ß  der  seither  dem  Volke  vorgif)egt«n  Getetze  bnlien 
ratvtftndniH  und  Anoabme  K^^fundeu.    Die  Deuesle  Terwerfimi^  de«  Lehrer- 

>n«f;eftetzes  (24.  Oct.  ISHti}   bew^vint   nur,   dafl«  dftS  Vulk   für  tinuciello 
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sich  ein  Kenner  der  ilortigen  Verhä!lnias(3,  StaAtsschreiber  STtssi 
in  einer  bemerkenswertlien  Sohrift  ,,  Referendum  imd  Initiative 
Oanton  Zürich'^  18Ö6  folgen dermaassen  aus: 

^I)er  Zeitraum  von  1H69 — 1886  hat  eine  Reihe  von 
Wolü  des  Landes  rörderUcbcn  Leigiungen  aufzuweisen  mid 
sich  mLDdesten.s  ebenbürtig  neben  jede  TorhergAgongen«  Periode- 
Alle  Vorlagen  der  ReprüAOiiiative,  welche  neuen,  Kum  Ucü  du 
Landüs  dienenden  Schöpfungen  riefen,  sind  vom  Volke  angeom- 
uien  wurden,  mochten  nie  auch  nodi  so  grosKO  Opfer  in  Austit 
stellen.  Keine  Vorlage  der  Repräsentative,  von  welcher 
schieden  eine  wesentliche  Föi-dermig  idealer  oder  matt 
Interessen  zu  erwarten  gewesen  wäre,  ist  de£uitiv  ribgulehnt  «Of* 
den.  Xu  den  selir  wenigen  scheinbar  widersprechenden  FiUoL, 
bat  das  Referendum  nur  den  seinem  innersten  Wesen  entspreche 
den  Cliaracter  iiewährt  und  allzu  i-aschem  Voischreiten,  dem 
Mas4C  nicht  folgen  konnte ,  etwelche  Jlässigung  auferlegt;  « 
dauerte  jeweilen  nicht  lange,  bia  die  wichtigsten  Positionen  iliner 
Vorlagen,  nun  mit  Zustinunnng  de«  besser  belehrten  Volke», 
der  gewannen  waien> 

"Wir  biiben  keinen  firund  die  Richtigkeit  diese»  Ui 
XU  bezweifeln  und  bemerken  fiu-  Äu&lkuder  nur  hinzu,  dsam 
keinen  Canton  der  Schweiz  gibt,  in  welcliem  gegen  die  ged( 
Wirksiimkeit  der  demokrHtis<rhen  Aera  mehr  Zweifel  erhoben  mjtJ 
den,  als  gerade  diesen.  Bi^undete  Bedenken  würden  nach 
serem  Uarürliaiten  nur  bei  St.  Gallen  vorliegeu,  welcJies  di( 
Institutionen  in  der  Form  eines  Veto  km  längsten  von 
Cautonen,  ausser  Graubünden  und  VTallis,  (seit  1831)  besitzt  uiid 
erst  seit  1875  sich  dem  faciütativen  Keferendum  angeschlossen 
hat.  Hier  tJlein  hiiben  die  Vetobewe;jungen  Öfter  einen  cVm 
agitati>n3cben  Cbaiacter  gehabt,  der  aber  grosnentheils  der  an- 
geeigneten  Form  des  Volksrechtes  zuge^briebcn  vcrden  mus 
und  andtrei-seits  mit  der  Natui'  dieses  Staatswesens  zu&anmieii- 
hängt,  das  erst  1803  aus  einer  Reihe  der  heterogensten  Bcstaiu]- 
theüe  willkürlich  zusaimnengesetxt  worden  ist.     Ueberdiess  lamn 

Fr«geD  relativ  am  «enigsteo  VersUndniN  hat  und  alle  gronen  Xi 
mit  der  Aeugstlicbkeit  de«  gemeinen  fttonnec,  der  auf  daa  b«aUuidig« 
ungcwieften  ütt.  ichent. 


liUr  Jeden,  der  die  8t.  CfaLltsche  beschichte  koont  die  Frage 

üb  das  dem  Jahre  1S31  vorangehende  Re^meut  ein  glück- 

icfaeres  gewesen  sei  **).     Wir  köimteu  zuin  Schlüsse ,   auch  ohne 

ide  Vorliebe  fiir  die  Demokratie,  nicht  verschweigenj  dass  das  po- 

tische  Leben  derjenigen  Cautone ,    die  noch  keine  Volksahatim- 

lung  besitzen  (dermalen  Freiburg  allein),  oder  dieselbe  erst  seit 

kunem  mit  dem  Reprüsentativsystem  vertauscht  haben  (Teesin), 

keinen  Beweis  fiir  die  Vorzüglich kcit  desselben  bildet**). 


Die  Volksabstimmung    kommt    in    der   schweizerischen  Eid- 
osseaschait  und   in  iltren  22,  res|>.  25,  Oantonen*")    in    sehr 
erschiedenen  Formen  vor,  die  bei  den  öfteren  Verfassungsre^Tsionen 
er  Cantone ,    denen   keine  grosse  Bedeutung    melir  beigemessen 
leicht  übersehon,  oder  verwecliselt  werden  können.    Gegen- 
wärtig bestehen,    der  officif?Jien  Aufzälilung  der  (^antone  folgend, 
deren  Veriassungeu  folgende  Kinrielitungen  '"),  für  deren  Dauer 


••)  Wer  rieh  dafiir  näher  intercBsiren  sollte,  findet  ciof  n  tjuten  Aufccliiuss 
eiiior   ueucn   Riogrnphie   des  früh^roQ  .leitenden  KtaatflnianDes"  der   St. 
lan«r,  CiRL  MüLLKR-FRutsBüRO,  von  Prot'   Pikraiirk  in  St.  Ualten    umt  in 
bemit«    «'icderhult:    citirten  Brosohürc    vou    Th.  Curti  .({«iwliiL-lite  der 
Volkajresetzgebunjr",  welche  diene  St  Gallischea  VerbiltoUBe  mit 
liesatidprer    Aunnibrlidikeil.    behandelt.      A'on    dem    gleichen    V'crfmiier    iat 
rüber  iiouh   zu  leaeu  „Zur  Gescliicbte  di:r  VuUurocbte.    8t.  O&lltscha  Er- 
«run^L-n*  1661. 

**)  In  Prüiburx  wählt  die  Rejjieruug  sogar  tue  Oeioeiudcvorstohür.  was 
einxig  in  der  Schweiz  dasteht.  In  Tcrsid  wurde  bei  der  ersten  Volks- 
btwtiirmiuntf  uRch  Erlnns  des  Verfus^tüD^den'etes  voo  18fiS  das  Guseta  über 
lie  Flasücorrectton  des  Tcsein  vorworleo. 

**)  Die  ao((euuiDten  IfftlbcAQtone  sind  HtaatflrechUich  in  ihrem  ionem 
voUkonuneo  aouverSne  Gomciiiwea«Ri,  uiit  eigenem  Biirgerreclit, 
ler  GefieUgebimg  und  .lufii.iz,  uhne  allen  iilaatKn^chtMchen  Zusammenhiuig 
nn*cheii  bfiileu  Lundestlieilcti.  Dftsis  sie  nicht  »Is  RelbÄlülämlige  Cantooe 
gexShIt  wenlen,  bcniht  auf  hi»toni«nhon  Gründen  und  auch  auf  der  Äbneigiinjc, 
die  Kleinvtaaterei  im  StÄuderath  noch  xu  verstärken.  Sie  besitsen  dort  aar 
einen  Vertreter,  nieht  rvrci,  wie  die  gaiusen  Cantone.  Jeder  derselben  iat 
)er  röllif;  selliftetünditc  in  lier  Stüiim){obiiug. 

"•)  Üantach  lind  die  Anjjpiben  in  dem  neuesten  Abris»  des  fcbweireri- 

StAatarcchta    von    OitELU    in    Marqimixlfon'ii    Nanimliiu^    in  einzelnen 

ct«o  zu  revidiren.  Qraubündon  e.  B.  beviUt  die  Imtiatirc  6<:hoa  seit  16fiO, 

I,...,    .,^..1,  verwiisst  wird  (pa^.  100).     Bei  StUbki  i»t  die  Veranderunjf  dei 
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jedoch   keinerlei  Garantie  geleistet  werden   kann, 
ist.  da38  sich  unter  normidon  YL*rliättiiiäst'n  in  ilen  Oantnt» 
obligatorische  IletVrendum  und  die  Initiative  ansdehnen,  im  Band 
hingegen  das  jetzige  tAcaUalive  Huferendum  erhalten  werde. 

Üebersicht  der  cantonalcn  Verhältnisse. 

Zürich  hat  das  obhgaturischo  Keferendum  über  Verfikssmii»- 
ändemngen,  Gesetze,  Concordate,  Bt'SchliisHe  iib**r  einmalige  Ads- 
gaben  von  über  250  000,  oder  jiihrUch  wiedt-rkuhrende  ron  üb« 
80  000  Franken  ^Finauzrelertuiduiu)  und  die  Initiative  vun  nOW) 
Stiminnihigün,  oder  '/>  der  in  einer  Sitzung  anwesenden  Mil- 
gliediT  des  Cautonsratbs. 

Bern  hat  das  obH^atorische  Referendum  über  alle  Oc&euc 
und  das  Fijmnzrefercndum  über  Ausf^aben  für  den  gK*iclien  Uegvn- 
stwid  im  Betrag  von  wenigstens  äOü  000  Fr.,  sowie  über  aew 
Staatsschulden,  die  nicht  im  nümhcheu  Jalire  wieder  xur  AV- 
zahlnng  gelangen  oder  blosse  P^rm^ueningen  einer  bestoheDdca 
Schuld  sind,  und  über  Erhuhiing  des  ätcueransatzcs. 

Luzern  hat  facultativos  Referendum  auf  Ucgehrrn  von  '"^" 
Stimraberechtigteu    über    Gesetze,    Staatsverlrilge    und     Ki.  ■. 
decrete    von    wenigstens   200  000 ,    oder  jahrUch    wiederkehreud 
20  000  Franken. 

Uri:  liaudsgemeiude.  Dieselbe  beschliesst  alle  G^s.-fi.. 
wichtigere  Staatsverträge  und  Abkommnisse,  Steuern,  Aul 
Abtretung  wiclitiger  Landesrechte,  Creirung  neuer  fix  besoldeter 
Aemter,  Der  Lamlrath  kann  Verträge  und  Concordate  von  g»- 
geringerer  Wichtigkeit  abschliessen  und  proriborische  Qesetxe  io 
dringUchen  Fällen  bis  zur  nächsten  Landsgemeinde  erlassen.  Vor 
die  Landsgomeinde  gelangen  Anträge  des  Landsraths,  oder  solche« 
die  von  7  ehrlichen  ^fänneni  aus  ebensu  Welcu  verschieden^^^ 
Geschlechtern  gestellt  und  vom  Landrath  begutachtet  sind.  O^M 
7  Initianten  müssen  an  der  Landsgomoinde,  die  über  ihren  Antr«^  ' 
verhandelt,  persönlich  anwesend  sein. 


Bemisclivo  RpfercniluiiisBeseUes  durch  »"iu  cyniplicirtes  Gesetz  ••■'' 
einfachung'  d«s  ätaatflhnuehalteii  vom  16.  Mai  1880  nicbt  bprIicItKi'  .. 
wdIcIich   aumi-ullicfa    die   vierjährige   Budgetvorlage   an   dal   YdUc   bei«iu|l 
Würden  üt. 


Schwyz  (bis  1848  LandHgenieindecantofi)  hat   das  obligato- 
rische Referendum  über  alle  (besetze,  und  Finaiizdecrete,  welcbe 
eiup    auäScroi'dentUctic  Ausgabe    von   über    50  000   odor  jährlich 
■jriedcj-kehtt'nd  über  10  000  Pranken  enthalten.    2000  Stiimnialiige 
^nnbcn  die  Initiative  auf  Erlass  nouer,  oder  Abänderung  bestehen-' 
"<?er  Gesetze  und  das  facultative  Itefei'endunisbcgchrcu  über  Ölaats- 
vcrträge,  Decrete  und  Verordnungen  des  Oantousraths,  die  nicht 
bloss  Auäfiilming  der  eidgeuöasi sehen    Gesetzgebung  sind.     Der 
Cnntonsrath    kann    ferner  jeden    seiner    Beschlüsse    der    Volks- 
ubstiinmung  mitcr breiten,  oder  sich  durch  eine  solche  zum  Erlass 
hestinunter  Gesetze  ermächtigen  lassen. 

Obwalden.  liandsgemoinde.  Dieselbe  beschliesst  alle  Ge- 
setze. (Dieselben  werden  hier  defimrt  als  alle  Erlasse,  durch 
welche  R«chte  nnd  Pflichten  der  Privaten,  öffentlichen  Genossen- 
schaften, der  Gemeinden  oder  des  Staates  und  organische  Ein- 
Tichtungen  des  Staates  oder  des  Gerichts-  und  Vei-waltungswesens 
lUIgeniein  und  lileibend  bf^stimint  werden.)  Ferner  alle  I^ndes- 
steuem  und  Anleihen,  Errichtung  von  Strassen-  und  Hochbauten 
im  Betrag  von  mehr  als  10  000  Franken.  Jeder  Stimmraliige 
kann  an  die  Laudsgenieinde  Anträge  richten,  welche  nicht  gegen 
diu  Bundes-  oder  Cantonsverfaasung^  oder  Piivatrecbte,  oder  die 
rechtmässigen  Erkenntnisse  und  TMheilo  von  Behürden  Verstössen. 
Diese  Anträge  werden  vom  Landi-ath  begutachtet  uiut  müssen 
vom  Antragsteller  persönlich  vor  der  Liiudsgemeinde  vertreten 
werden;  es  kann  nur  über  Annahme  oder  V"enverfung  des  An- 
trages oder  des  landräthlicben  Gutachtens  verhandelt  und  ab- 
gestimmt werden. 

Nidwaiden.  Tjandsgemeinde.  Dieselbe  beschliesst  alle  Ge- 
setze, die  Landessteuem,  Anlehen  über  6000  F'raiüten.  Sie  kann 
den  Landrath  ermächtigen,  Gesetze  zu  erlassen,  oder  ausserordent- 
liche Ausgaben,  oder  Veräusserung  von  Landesgut  vorzunelmien. 
Jeder  Stimmfähige,  sowie  Landes-  und  GemeindebeiiÖrden,  Corpo- 
rationen  und  Vereine  können  Anträge  an  die  Landsgemeindo 
stellen,  welche  nicht  gegen  die  Bundes-  oder  Oantonalverfassung; 
oder  bestehenden  Privatrechte  Verstössen.  Sie  werden  vom  Ijand- 
ratlt  begutachtet  und  publizirt.  worauf  jeder  Stimmberechtigte 
Abänderungs-  und  Gegenanträge  stellen   kann,   welche    ebenfalls 
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»pitnchtet  wernen.  Di«  Tvantlsgemcmdp  darf  nur  Über  rtie  in 
ilicsi'r  Wyise  vorher  gestelllen  Aiitnif^e  abBÜmiiien^  iloch  köiuieu 
inzMTsdien  von  ileii  Ui'hpIwrD  Kuriickgeiiogeno  Antrug  mn  jp- 
clom  Stiiunilicrcctitigten  an  der  Landsgemetnde  uifrechtgeh.iltni 
werden. 

Glarus.  Lftud&goineiDde,  Dieselbe  be^chliesst  über  Uesctzp 
und  Iiobcitlichc  Veiiligungcn  j  über  das  Sah-  und  Forstw^^n. 
Gewilsser,  Jagd,  Kisrhci'ei  u.  8.  w.,  Verträge  uml  Abkomm'' 
Crciruiig  von  Acniteni  und  ihre  Besoldungen,  Steuern  mn'.  i'-^ 
schAflung  diH'  sonstigen  Mittel  ßir  die  BcHtreilting  der  Lanilrs- 
Hiisgiiben,  endlich  Bauten,  AnschafTuugcn  und  sonstige  Veranstal- 
lungcn,  deren  Gesummt  koston  5000  Frauken  ül>ersteigeii  (dria- 
geudc  Umstände  vorbehalten).  Die  Bchürdeu  des  Landes  und 
jeder  stiniml'üliige  Einwohner  können  Vorschlfige  zu  Gesetnsi 
oder  hoheitlichen  Beschlüssen  (die  sie  bei  ihi'er  auf  habenden 
LandespHicht  der  Elire  und  dem  Nutzen  des  Vaterlandes  ftii- 
gemessen  erachten)  in  das  sogenannte  Ijandesniemorial,  du  vom 
dreifachen  Landnitli  /usammengestellt  und  4  Wochen  vor  der 
Ijandsgenieinde  publizirt  wird,  eini-eichen.  Diese  Anträge  wer- 
den demselben  nebsl  Begutachtung  einverleibt,  wenn  mehr  ib 
10  Stimmen  den  Landrathes  sich  für  Erheblichkeit  dea  Antrag 
ausgesiu-oelion  liabeii.  Andernfalls  worden  dieselbfn  ohne  Gn^ 
achteu  ilem  Memorial  angefiigt  (die  Gluruer  nennen  diess:  sie 
kommen  in  den  „Heiwageii^),  und  es  wini  von  der  Liindagememde, 
wenn  sie  dort  aufrechtgehalten  werden,  nur  über  AbU>hntuic; 
oder  Zuweisung  an  den  Landrath  zur  Begutachtung  ülr  die 
nächstfolgende  Ijandsgemeindc  abgestimmt. 

Gegen  neue  Gesetze  sollen  in  der  Kegel  3  Jahre  lang  kein 
Abilnderungsanträge  gestellt  werden  dürfen. 

Zug  (bis  1U46  Landsgemeinde)  hnt  facultatives  Referendi 
über  Gesetze,  Staatsvorträge   und  Fiuauzdecrote   betreffejid  eii 
auBserordentlichc    einmalige    Ausgabe    von    mindest^is    40 
re^.  eine  jührhch  wiederkelurende  von  mindestens  5000  Fi 
'/s  des  Oantonsraths  kann  unmittelbar  nach  der  BescIUtiasi 
daselbst  die  Abstimmung  begehren,   oder  500  Stiinml 
innert   der  Frist   von  30  Tagen.     Ferner   besteht   Tmtiative 
1000    Stinmilierechtigten,    mittelst     motivirter  Eingabe    aii 
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ttonsrath .   welcher  derselben  von    sich  aus  entsprechen,  oder 
eine  Volksubstimmung  herbcüulircn  und  dabei  auch  zugleich  einen 

Cnbeeäuderten  Entwuif  vorlegou  kann. 
Freiburg  ist  der  einzige  Canton  der  Schweiz,  welcher  keine 
von  Referendum  oder  Initiative  besitzt.    Einzig  Verfassungs- 
nivisionen  gelangen,  wie  Überall,  natUrhch  vor  das  Volk.  Sie  können 
Hpn   6000    ActivbUrgern   verlangt  oder  vom    Grossen  Rath  be- 
schlossen worden^  woiauf  sich  zunächst  das  Volk  über  die  Frage 
ipiell  auszusprechen  hat. 

lolothurn  hat  das  obligatorische  Referendum  über  Gesetze 
und   allgemein   verbindliche    BcscliIUssc    des    Cantonsraths,    aus* 
L^rücklicb  genannt  sind  dabei  auch  solche  ül)er  allgemeine  Steuern, 
H^bgaben  und  Sportein,    ferner  Finanzreferendum   über  einmalige 
^kusgabon  von  wenigotens  100  000,  resp.  jährlich  wiederkehrende 
von  mehr   als   20  000  Fi-anken,  endlich   ÄbBtimmung  über  andei*e 
iussnahmen,  die  der  Caiitonsrath  deraelben  freiwiUlg  unterbmtcn 
;  ebenso  die  Initiative  von  2000  Stimmberechtigten. 
Baselstadt  hat  fiicultatives  Referendum,  auf  Beschluss  des 
Ratbes  oder  Verlangen  von  lOflO  Stimmberechtigten,  über 
!tze    und    allgemciu    verbindliche    GrosarathsbeschlUäse ,   die 
:bt  dhnghchcr  Natur  sind,  ebenso  Initiative  von  2000  Stimm- 
»rechtigten.     Der  Grosse  Rath  kanu  dieselbe  mit  raolivirter  Ab- 
lehnung,   oder   mit  einem   Ent^-ui-f  des  begehrten  Erlasses  zur 
YolkHabBtimmung  bringen. 

Baselland    hat    obligatorisches   Referendum  über  Gesetze, 
mein  verbindliche  BesclilUit!ie  imd  Staatavertritge,  femer  Initia- 
re   von  15011  Bürgern    auf  Abänderung    von    solchen  Gesetzen 
id    Bt»cliIUsseu.     Jede    Volksabstimmung    kann   nur    van    der 
>8oluten  Mehrheit   aller  Stirn inbej-echtigteu  gültig  vorgenommen 
len. 

Schaffhausen  hat  facultatives  Referendum  über  Gesetze, 

itavertriigK  und  Fjnan7:decrete  betrefieud  eine  einmalige  Ausgabe 

in  l&OOOO,  resp.  eine  julirlich  wiederkehrende  von  15000  Franken, 

icr  Initiative  von  1000  Stimmberechtigten. 

Appenzell  Ausser -Rhoden.    Landsgemeinde.      Dieselbe 

lieest  Gesetze,  wichtige  Vcrträgo  allgemein  verbindlicher  Art, 

itondere  Neubauten  und  bestätigt  alle  Bescliliisse  des  (-'antons- 

27' 


r—     400     — 


!(»s  Ton  «Tlieblirlicr  finiiiizifllcr  Tragweite.  Dtr  <);mtOfi^rnlir 
oder  oint'  ilerust-liH'ii  gltitcliätelieiido  Aiucalü  vou  8tiinmbt'rediti{^rn 
iial  thvi  Kedit  Antrüge  Aii  die  LaiidBgcnioinde  zu  bringen,  die 
vou  dem  0flnli>u8rath  zu  begutaclitcii  siud.  Eiue  Besonderheil 
(Ucäov  I«andägfiiieindc  bostcht  diu'in,  doss  uu  derselben  keim 
Dütcussiuii  gc-stjitti't  ist,  sondoni  bloss  Über  di«  Vorlagen  al»- 
geslinunt  wird. 

A  p[i  H  n  /.<•]]  Inner-  Kiio  d  e  n.  Lands^ireuieiiide.  Diewibe 
beif>chlie!«£l  nur  di»'  Gesetze,  der  Grosse  HaÜi  liingegon  Concor- 
dat«,  Steuei'uukgfu  und  Budget.  Das  Autragsrucht  au  diT 
Laad&gemoiude  sMit  jedem  stiinmräbigen  Cnntonseinwohner,  äowie 
Genosscnsc ballen  tuid  Ki'eisen  7M  und  tnui^s,  wenn  es  sich  üb 
Erloss  von  Goüctzen  handelt,  bei  dem  Grossen  Ratbe  ousgefibl 
werden.  Bringt  derselbe  dami  deu  Antrag  nicht  Tor,  so  kouD  rr, 
insofern  er  nicht  der  Bundes-  oder  Cantonalverfassung  zuwider- 
läuft,  von  jedem  8timmfKhigeu  der  Landsgemeinde  vorgelntgra 
werden. 

Dieäs  sind  die  13  alten  Cantone  der  Eidgenossenschaft,  ^ 
bia  1738  lii'Standen,  von  denen  6  in  der  :illen  Zeit  Laiidsgenu^iii' 
Verfassung  und  die  7  übrigen  (Zürich,  Bern,  Luxem,  Fr-i  i 
Hulotbum ,  Basel  und  Scliaflfhausen)  siüdtiseho  Arütokratif, 
oder  ZunRverfti.ssntig  besasseii.  Die  9  neuen  Cantone,  dcrtu 
definitive  OrganisatiDu  als  selb^bitändige  GUeder  der  EidgenohSfii- 
üchaft  bei  den  6  ersten  1803  ,  bei  den  3  letzten  dagegen  1815 
erfolgte,  sind  folgende: 

St.  Gallen  (1831    bis    1875  Veto)  facnltatives  Referendt 
über  Gesetze  und  allgemein,  verbindliche  BescIdUäse   nicht  drii 
Hoher  Natur  aid'  Begehren  von  6(K}ü  Activbärgem,   die  dosaell 
aueh    mündlirli   (bei   den   Gemcindeanimannäniteni),  oder 
Abziitiluiig  bei  Anlass  einer  Bürgerversamnilung   stellen    könnt 

Graubündon  (bis  1850  einfaches  obligatorisches  Befei 
dum  mit  Amjschlnss  von  Finanzdecreten  und  loudespolizeiliclM 
Saclien  und  ohne  Initiati%*e)  hat  jetzt  obligatorisches  Befercndi 
über  Gesetze  (die  definirt  weitlen  Vide  pag.  188)  und  GrossratI 
beHchttisse,  durch  welche  neue  Cantonsbebörden  aufgestellt  we 
den.  Finaiizreferendum  über  Ausgaben  von  mindestena  100  0( 
Franken  (.'inmalig,  oder  auDül»  wiederkehrend.    Der  Grosse 
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Icann  auch  andemeitigp  Besuhlüsw  von  «icli  ans  dem  Rcferftidum 
nnterstelleii.  Initiative  von  5000  Stimmherec.htiRtip<fn,  aus:- 
genommen  gegen  Gesetze  die  noch  niclit  2  J.'iliri-  in  Ki'aTt  ge- 
standen haben  und  gegen  Grossi-atlisbeschlütwc  dringliclier  Natur. 
DfT  Grosse  Rath  hat  die  Vorschlüge   zu   begutachten   und  kann 

fch  Gegenanträge  duneben  stellen. 
Aargau  hat  obligatorisches  Referendum  über  Gesetze  und 
solche  Beschlüsse,  welche  der  Grosse  Rath  demselben  unterstellen 
will  (iiusgenommen  die  halbe  direutp  8teiu?r  und  das  Budget). 
Femer  ein  complizirtes  Finanzrefcrt^ndum  über  eine  jede  einmalige 
Ausgabe  von  mehr  als  250  000,  oder  jährlicli  wiederkehrende  von 
mehr  als  25  000  Franken  :  über  den  Einzug  von  mehr  als  einer 
Iialhen  directen  Stjwtsstwuer,  deriiu  Verweadnug  vom  Grossen 
Rath  genau  zu  IwgrUndeu  ist  und  über  Anleiten  von  nielu*  als 
I  Afillion  Franken.  Initiative  von  5000  Bürgern ,  welcher  vom 
Growien  Ralhe  auch  von  tiirli  aus  entsprochen  werden  kann.  Das 
Aargauische  Finanzrefei'enduni  hat  schon  wiederholt  zu  Scliwierig- 
keitcn  in  Bezug  auf  die  regclroässigc  Fülu'ung  des  Staatslmushalles 
Anlüss  gegeben. 

Thurgau  liat  oMigatoribches  Rt^lerendum  über  Gesetze  und 
Concordate.  Der  Grosse  Rath  kann  auoli  uihIitc  Schlussnalnnett 
TOn  sieb  aus  au  die  Volksabstiiuinung  gelungen  lassen;  Finanz- 
referendum über  Ausgabebeschlilsse  von  50  O0(i ,  (ider  jährlich 
■wieder kehi-eud  l*JOO<i  Franken:  Initiative  von  2500  Stimniberech- 
,tigteii,  mit  Vorberathung  des  Grossen  Riitlis. 
^  Teasin  (biK  1883  repräsentativ  organisirt)  hat  jetzt  laml- 
tnives  Referendum  gegen  (lesetzi*  und  allgemein  verbindliche  Be- 
Rchlii.sse  nicht  dringlicher  Xatiir  (also  nach  der  Eidgenössischen 
Formel)  auf  Begeliren  von  B0C)0  StünmberGchtigten. 

Waadt  hat  jetzt  ebenfuUs  das  lacultativc  Referendum  nebst 
der  Initiative  auf  Bfgehrc?u  von  HOOn  8tinmd>erechtigten  unil  zu- 
gleirli  sein  schon  altes  Finmizreferendum  in  Bezug  auf  ^niclit 
im  Budget  vorgesehene"  Ausgaben  von  über  500  000  Fr. 

Wallis  hat  jetzt  (seit  1875)  bloss  ein  F'inauzrefcrcndum 
über  ausserordentliche  Ausgaben  im  Betrag  von  BOOOO  Franken, 
oder  duiThschnittUch  2()00(i  während  3  Jahren,  sofern  diese  Aus- 
gaben   nicht  ans    den    ordenth'chen    budgetiilen  i^Hfuitseimmlimuu 
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liestritten  wei-dcn  kSnncn,  wobei  die  ordentliche  Stjtatsstouer 
!'/>  "jtM    festgestellt    ist.     Dieser    alte  Referenduinsctinton   »U 
nunmehr  iu  Bezug    auf  „Volksrechte'^   mit  AiisiiitUnie    vod  Fi 
bui^  am  weitesten  auf  Seite  der  ReprüsentatiTverfassungeD. 

Neuenburg  (bis  lS4fi  monarchisch,  dtirrli  einen  pnmi 
Statthalter,  regierter  Staat  und  zugleidi  ßtnide^fglied  d< 
genossenschafl)  hat  facultatives  Referendum  über  Gesetze 
tülgemein  verbindliche  Grossrathsbeschlüsse,  die  nicht  dringhcli 
Natur  sind,  auf  Begehren  von  3()00  Stimmberechtigten.  Brii 
lichkeit  kann  nur  von  '/»  der  anwesenden  GrosärnthsmitgUeder 
ausgesprochen  wenlen,  eine  Bestimmung  die  in  der  Eadgenosscn- 
scUaft  fehlt. 

Initiative  von  ebenfalls  3000  Activbürgem.    Der  Grosse 
kann  das  Begehren  annehmen,    oder  es  mit  oder  ohne 
rungHvorschliige  der  Volksabstimmung  uatei-werfen. 

Endlich  obligatorisches  Rderendum  in  Bezug  auf  die  Oi 
sation  der  Kirchen. 

Genf  hat  ein  facultativcs  Referendum  auf  Begebren  von 
3B00  Aetivbürgem.  Ausgenommen  sind  Gesetzt*  und  BeschlQsw 
von  besonderer  Dringlichkeit  und  das  jährliche  Budget ,  ein- 
geschlossen dagegen  ansdrticklicli  die  Einführung  von  neuen,  oder 
die  Erhöhung  bestehender  Steuern,  An&ialune  von  Anlebcn  und 
Ausgabe  von  StaÄtsschuldHcheinen. 

Man  kann  dieser  Zusammenstellung  leicht  entnehratm,  dw_ 
sich  die  Cantone  au  kein  bestimmtes  Muster  gcbiüteu  haben, 
dem    in    ihren    Bestimmungen    ziemlich    willkürlieh,    jeder 
seinem  besonderem  Gesciunacke  vorgegangen  sind.    An  das 
geuössischc  Gesetz  haben  sich  gänzlich  bloss  der  jüngste  Bcferem 
canton  Tessin  und  annähernd  noch  Neuenburg  iu  seiner  jetzi« 
Verfassung  von  1879  angeschlossen,  einen  Schatten  des  ehemah'i 
Vetos  bat  St.  Gallen  beihehaltt-n,  doch  ist  es  dcsslialb  niciit  jnt 
(wie  diess  mitunter  noch  seit  1875  geschieht)  ein  Veto-Canton 
nennen.      Eigeiithümlich    in    Bezug    auf    die    Einrichtung    il 
Finanzrefercudums  sind  besonders  Aargau  und  Bcni,  doch  lukt 
letztere  den  Beschluss  des  vierjährigen  Budgets  durch  das  Vt 
in  Folge  übler  Ei-fahning  tkmit,  nach  Verlauf  von   zwei  sol 
Perioden  fallen   lassen.     Am  vollständigsten   vielleicht    sind 
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Vorschriften  von  Zürich  und  (ji-aubüiidcn  die  z.  Tb.  auf  pap.  269 
^unil  pa^.   188  Ht]ge<lnickt  sind. 

H  DiL^se    verschiedenen  Können    der   sog.    Volksrecbte;    die 

^Kiiiu  Theil  iu  einander  übergehet]    und   nicht  einnud   immer  ganz 
K    reinlich  auseiiumder  gesciijeden  wurdeu  käuneu  '^'^)j  dereu  Nomen- 


*")  AJf  Beispiel  wie  dieieiben  sich  im  Laufe  do»  Jahre  modi&tirl  bubcu, 
nag    HU8  i.  B.  dar  Üta&i  Xuucoburg  tlicuoo,  vclchcr  vüu  18A8  liia  1883 
idc  rtiiuvu  durubiiiitobte  (Auszug  aus  eiucnt  dortigcu  Boric]it4j): 

L 
ComtitutioD  de  IB68. 

act.    39. 

Lt  Grand  Con«eil  dfcr^U;  ot  abroge  Iw  \oh,  vole  le»  impüU,  los 
läpcDsoB,  IfH  {>mpruut9,  achats  t^t  aliL'ualioai  du  domalac  ]mMic:  l'Ic.  ptc. 

Toitt  rmpnatt  oh  enffafffment  finander  d^poMtuU  Us  tomme  fra.  500  000 
tevra  Hre  wumis  ä  la  ratifieatitm  lUt  patj^e. 

act.  71. 
La  l»i  regle  les  rapports  dt  l'lltAt  avcc  tcs  Caltos. 
KUe    Dt'   pourra   jamais    recotmaitre   oa    oooititner   des    cur|iumtionF: 

liques  iudi-peuduuU;»  du  puuvuir  Bouvendu. 
Tout  tJuinf/emiRt  iiux  ba^fn  ffindiimfntales  de  Vorganitation  etdcst'tetiqut 
aeiutUe  «cra  noumia  ä  1a  ratitication  du  peujiie. 

U. 
L'ait.  39  a  euj  niodifie,  par  vniation  jHtpuIa)iN.r  des  28  et  2ti  Juiii    1879, 
■D    3  iLÜnia    ont  ffir    aubstilut^cs    Ics   dis^iusitiMDs    stiivaiite«,    le  prcmier 
imitt  \v  m&rne. 

,/yCjr  lo^  «Inf  xonmiaai  ä  Vaät^ticH   tut    cm  rtjH  du  paipU.    tU    la 
Itmande  en  fxt  fnite  ;>rir  .1000  ilfctturn.     21  en  ftt  de  tut'mc  dts  dicreU  9m' 
A'une  portie  giniraie  et  ipU  n'oHi  jku  un  caradirc  d^urgence. 
Le  Grand  Conseil  ne  peut  prononetr  Vurgenee  ipt'ä  la  »Mjoriti  de»  deux 
'Uen  de«  d^ptiUs  qtti  prennatt  p<u-t  ä  la  cotation. 

La  toi  deiemiinera  tes  formes  ei  Ujf  dtlais  ä  abttercer  paw  ta  Rotations 
populaireg.' 

Cptic    .I^i  Rtjr  rcxrrcice   dii   Kcfcn.'tidain''    a  et^  volüj  par  K'  Graud 

CoQMÜ]  Ic  12  Jnillct  1878.  oa  paa  bit  lubjot  d'unc  dcmand«  de  refpreatlimi, 

^■i  U  qnellc,    siDiniHiTe   herrfiioi    eile    ent  H6  «pplicaliln  eile  memo  (ael.  IS. 

^KTooU})!  les  di8|KiHitii)DH  de  la  pn-HCate  K>i    sout  n]>))licBble8  ä  eile  miinc},  et 

^Bta&n  a  et^  pritmul;ni<^^  le  ^  Jnnvier  I8S<L 

^B  Je  De  voin  jiAK  rjue  le  refenüidiiin  oliligatoire  de  l'Brt.  7 1  ail  ct<3   aboti, 

^nn  aorte  qa*il  cxiste  enoore,  A  o6U  du  nouveau  KcferoTidiini   TacultaUf  do 
"Vart.  39  refiae. 
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clatur  auch  bislier  eine  willkürlich  gewühlte?  und  nicht  iniDicr  glt-icli- 
artige  und  iibcreiiistimmeudc  ge>s'e5cu  ist,  lanHcn  weh  auf  foltuwic 
vier  Grundsysteme  ziirückfüliren : 

1)  Bas  directc  oder,  wie  w  jet^t  gewöhnlich  genannt:  mril, 
obligatorische  Referendum,  wonach  ulle  Gesetze,  wti^  ■ : 
ancb  alle  Beschlüsse  der  repräsentativen  Körpei'schaft ,  inso-u.! 
sie  eine  allpemcine,  nicht  bloss  auf  einzelne  Privaten  oder  Kor- 
porationen sich  beziehende  Bedeutung  haben,  erst  diinn  \\i-~ 
giltigkeit  erliingen,  wenn  sie  einer  Volksahstimmung  unterbn-iU-i 
und  von  derselben  angenommen  worden  sind.  Dte8s  ist  das  ein- 
fachste System,  dessen  Einfachheit  ihm  auch  nllenthalben  leicht 
Fi*eimde  erwirbt.  Es  ist  rechtlich  betrachtet  nichts  Anderes  «b 
die  Volksgesetzgebung,  wie  sie  auf  den  T^andsgemeinden  aa^geälil 
wird,  lediglich  auf  verschiedene  solche  Landsgemeindpu  ver- 
legt, deren  Ahstimmuugsresultate  zusanunungeziUtlt  werden. 
Kepräsuntiuiten  Versammlungen  (Grossen  Käthe ,  Cautonsr 
Lajidmthe),  welchen  die  Gesetzeserlassung  tecluiiseh  zunächst 
liegt,  sind  dalier  im  Grunde  weiter  nicht«  als  eine  grÖBser« 
beratliende  Cummission,  das  Gesetzgebungsrecht  wü*d  direct 
Volke  ausgeübt. 

[  •  HL 

L'nrt,  ^'^  ancien  portait: 

T.e  rlroit  d'initiativt'  appartient  i  tont  memtjrc  du  Oraad  CoMell  «l1 
ponvoir  cxccutif, 

Ijtfi  '21  oi  S2  .Fanvifir  1883,  Ic  petiplo  a  subslitD^  Tutiele  buiviuiI: 

Lc  droit  tVinitit^vc  appartienl: 

Au  peuplt: 

A  tottt  «ifmi/re  du  Orand  Conaeä; 

Au  pouvoir  Kicieatif. 

L'hiitt'alive  pnpiitairf  eM  U  droU  de  proposrr  au  Orand  CoMoi 
Vadoplion.  VHatutration.  la  modifietUion  oh  Vabrogation  d'tute  Joi  Om  fm 
dieret. 

La  propaaiUon  dmi  Hre  faite  par  3000  UMturs  au  mouiif. 

Si  U  Grand  Conttnl  rfjetU  Zd  propoiätiüu  ou  wwdifie  I<  textt  Wam  proitt 
dont  Vadoption  iitifftaie  fst  dematuUe,  la  question  est  aoumisr  au  prvpl^. 
mais  U  Grand  Conseü  jfMt  prf-m»tfr  la  motifx  de  iwn  rejrt  o«  ««f  pn- 
Position  paraltrlf-  ^ 

J^  loi  ri-flU  la  formt  en  la  ^utOe  ^aearce  U  droit  d'inüiatiite.  V 

Ctftl«  »loi  Bur  IVxorcice  dn  dmÜ  d'inilialivc  po|nilairf",  adnpt^r  park 
(irand  ConKoil  \v-  19  Muni,  a  ätO  promulgiii^  lc  *Jä  Mai  IÖ63. 
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Die  Scliwiengkeiten  dieses  Systems  liegen  zunächst  natürlich 
[l*?r  grÖSfcerpn  «der  neringcTeii  Füliigkfit  des  courretcn  Vollcfjs, 
e  Angelfgfulu'iWii  in  dieser  Art  srlhtr  zu  besorgen,  liezw.  in 
Verschiedenheit  der  Ansichten  über  die  Möglichkeit  und 
itzlichkeit  der  Demokratie  überhaupt.  Es  sind  a))er  ancb  teub- 
e  Schwierigkeiten  vorhanden.  Es  ist  nicht  niüghcli,  in  einem 
ereu  und  c^nipHzirtej-en  Gemeinweben  nlle  und  jede  Gesetze 
noch  dazu  alle  Bescldü»se  von  allgemeiner  ßedeutung  einer 
gatorisdmn  Volksabstimniunp;  zn  unterwerfen,  da  ivürde  in  der 
,t  die  SUatäuiaiichiue  It-itilit  zu  viel  Frictiun  irleiden.  Kk  muss 
eine  gewisse  Unterscheidung  und  Ausscheidung  stattfinden, 
eder  zwiscben  Gesetzen  und  Beschlüssen  resp.  Veronlnungen, 
aber  stets  etwas  willkürUch  bleiltt  ""),  da  eben  these  Hegriffe 
mals  völlig  genügend  dcHnirt  schi  werden.  Oder  man  ver- 
ht  eine  Aufzählung  der  Gegenstände  des  Kofercndums,  die 
auch  nicht  ganz  vollständig  und  aiisreicbend  für  alle  Fälle 
n  wird,  bezw.  dann  leicht  zu  weit  geht,  wie  wir  diess  oben  an 
n  Beispiel  der  Staatsverträge  und  der  Verfassung  von  Gran- 
den gezeigt  haben  '"'). 


)  Wir  balien  schott  augcführt,  das»  io  itraubilnilvi]  diu  lüte  Funtgevetz- 
•Tpunjr  TolLitändifT  auf  ,Ian de spolizei liehen  Decreten"  beruhte,  die  niclil  zur 
b^limmung  »itf^ge^rhricbcn  wiinlcn.  Klji'nMi  ibl  die  R4.>tioii)|!iing  der  ÄdL-ls- 
EJcfaDUDg,  die  in  allen  aintlieht-n  Act»-nstiickcii  (Civil standsreRifitiTii,  Proto- 
30,  amüiuhcii  Sclirftiben  etc.)  auAjfc^tilitKfieii  ist,  keiu  Volksbeschlus», 
lom  ciu  OrussraUi9lioschlu9s  vom  35.  Mänc  1848. 
"")  Die  Zürichpr  VerfaHsnng  liat  die  folf^ende  DtiÜniÜAn  den  obligBto- 
Bheu  Referendums. 

B.  Volltsahstiinmang. 
Art.  30. 
AJ^Iahrliob  zwei  Mal,    im  Frühjahr  und  im  Herbst  findet  die  Abstim- 
DDg  da  Volke»  ülivr   diu   gr<=eti:p<>lH!ni:chen  Act«   dea  Cantonsrathcs  statt. 
lam.)    Io  dringenden  Fällen  kann  tlic^cr  eine  aaswrordentlidie  Ab- 
imung'  anordnen. 
Der  VolkMibBtimmuDg  siod  zu  uaterstolleii : 
1}  Alle  YpTfatnunftaänd erringen,  Genntze  nnd  Conoordate; 
8)   Diojtnijron  BoiehiriiRL^  des  GantoiisratheB,  welche  denelbe  nicht  eod- 

KÜllitf  zu  fasscu  befugt  ist.     {9.  Art.  81); 
3)   Hcfalonnahmen,  welche  der  C.'ant4>niiratJi  von  siob  am  zar  AhRtimmung 
bnogeo  will. 
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Es  ist  bczcicbncnd,  diiss  in  diesetii  iUtcstüii  Itef^rrcnduin'^cantoD. 
Gmubiinden,  vui*  dem  .lahre  16ti(i  gur  keine  DefiuitioD  bc- 

Dur  CitiiUinsnith  ist  b*>r<-clitiift ,  Iil*)'  ib-r  VorlKipe  uiaes  Ueartsea  »da 
BentfUltusBa  iiebtD  tlvr  AUtimmuD<i  über  «liw  U ans«,  ututuüinuwaie  mk  «Igf 
»ulcliv  ülii-j'  (.Hiiri'ln«-  I'imktv  nneiuinlau;!' 

Die  Al>stiiimiun^  liiidot  mitUUsl  itpr  SUnuuumc  in  don  GnznciiKlei]  ititL 
Pie  ilelln'iliguii^  hiernii  ist  wm*  allgointiDu  Jltirgfr|iHiohL 
Pio  Volkeatiflümmaiic  kann  um-  b^j»llCIl(l  (hIrt  ven)e-in«>nil  -nis. 
Dci  dcrBvlhon  ctitMticidvt  abwliitc  Mrhrtivit  <1cr  biyiihtmd«]  uad  m^ 
neim-ndtni  HtinuDcu. 

Per  CautousnUi  ist  mobt  befiigt,  (t^sctze  oder  BcMliliiue  vt>r  der  il>> 
ttitamtuifi  prov-isorisch  in  KniTt  sti  t>i.-t7.vu. 

Alle  xur  ViiIksitbRtinimang  gelaogeudcu  Vorlugfii  nud  fejiiite«U-t»  >1 
Tngc  vor  dcrscIlKii  m  veröffcotlichcn  and  den  Stimnibrreclitifitco  eian- 
Mndigra. 

U.  Cantonsratb. 
Art.  31. 
Dom  Cnntommtbc  kommt  lu : 
I)   Vit}  BerallinD};  nn<l  Bc^chliivt^fufisuni;  ültor  fUJeQc^piiiUiDdPi  w«U« 

«lor  Vi)lk»ftbst.imriiunK  unlorsti-Dl.  werden  e 
2}  Dan  Bcgohreij  am  fiiuberufuiifr  der  Bundcwurswiunlang  (Art  t\ 
Abi.  2  dt-r  BuudefviTtaMUug); 

8)  Piu  Vt*rfuf^i((  übrr  dlt:  Wuhritniit  des  ContooeT  soweit  di>'StIW 
uiuht  vom  Hiiudc  Imihusi. nicht  wii-d; 

4)  Die  Ucbui-tvuchuti^  der  vf^nntmU-ii  Latidcsverwaltung  oihI  in 
Rpcbt(r]>f loßc ,  BOTrio  die  Kut»«liflidimg  dur  Conflicto  jt»isc}nto  iiei 
voUuchcuden  und  rio1ittirIiu})i.*ti  UuwalL  BtTinft»  StoHuas  einer  Aa- 
klaffe  f?i'Kt<D  Mit^litHler  ti^n  Rej^iiTunftiiraLbcH  und  de«  Ohorgeriehtr« 
kann  er  cinon  ln-noudfr»*»  NuuiUaiiwiilt  i-nii'iiuea; 

5)  Die  i.>ml;{ülti}(e  RulHcbi-idun^  tibf>r  netie  oinmatiiTe  AosijabAB  fir 
einen  bOBtininit«n  Zwfck,  WL>lchf  duu  Itt-tru^;  vou  ^öO  (K)0  Pranlun 
aicbt  ülKirsleijfvn,  Mjwiv  Über  ncuu  jülirliuli  wicdcrkchreod«  Axk- 
pibcD  hiH  nnf  ilcn  Betnt^  von  S(l  000  Prankon ; 

fi)  Die  FestwUiiiiK  des-  jäbrlidicii  VrjrmischlaKS  dor  Eii 
An8ffalH.'n  de.i  Huuil.sbauiiliitltcs  nncb   It(aasi^tbt>  dur    '■ 
(4ptieUu  und  BoMblüsw,  vnrbi'liiiltlioh  der  Bcülitiiiiiimjffn  in  Zii 
und  die  glciclizeiüge  Bt^vrilttjcuji^  der  entAjirts'bffndeii  St«n<ini; 

7)  Diu  Prafang  der  Slaatsreclmung   uutl   der  R(*chQiinKoii    iher 
8f]parBtgi)t«r ,   die  Sorfit-  f&r  utiirtuehniHlerto  Kih:''  ' 

vpraugcn«  und  nir  KWeckmüwittc  Aintiinni}*  und  \ 
ErlraRcs; 

H)  Die  AimübuDK  dt«  Be^adigunKsn'vbteA] 

9)  DieToruahaie  dur  IhndorulidieGcBoUigcbuuyriig^t'wiisii'ncQWi 
10)  Die  Wahl  aeioei  Boreaiu. 
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Atand,  somlem  Alles  auf  Praxis  berulitc,  so  dsss  z.  B.  auch  die 
oiii/e!«  gef;issten  finniizielle  Besclilüsse   (nicht   bloss  das  Budget) 
dein  Volke  nicht  vorgelegt  wurden  und  auf  dorn  Wege  der  j,landcs- 
pohKciÜchcD  Verordnung"  selbst   wiciitige  Gesetze,  wie  die  oben 
schon  erwähnt«  Forstordnung,  durch  den  Grossen  Rath  allein  er- 
lassen wurden  '*").    Würde  diese  Schwierigkeit  in  der  Defininmg 
nicht  bestehen  und  zugleich    im  concretcu  Fülle  die  Bcrülkeruug 
hinreichend  befähigt  und  chftrakter\*oll  zur  Ausübung  des  Gesetz- 
gobungsrechtes  erscheinen,  so  wäi'e  das  obligatorische  Referendum 
fiberaU  in  einem  Einheitsstaate  die  zweckmässigste  der  Formen 
dieser  demokratischen  Institution.     Sie  allein  macht  da«  Volk  in 
Wirklichkeit  zum  Gesetzgeber  und  gibt  ihm  das  wahre  imd  erbebende 
Bewusstsein,  seine  (-Jeschicke  in    eigener  Hand   zu  bebalten,  bei 
L     allen  anderen  Einrichtungen  ist  dieas  nicht  dtr  Fidl.   Ebenso  wird 
HftDein  durch    das    obligatorische  Referendum  der  Zweck  erreicht, 
^Has  geaammte  Volk  mit  seiner  Gesetzgebung  vertraut  zu  machen 
^nnd  es  beständig  auf  dem  Laufenden  zu  erhalteu.     Alle  anderen 
Einrichtungen  erreichen    diesa    nur  theilweise  und   uitvolktHndig; 
^bie  verlegen    es   in   die  zulallige  Willkür    einzelner  Parteien    oder 
l^der  Rcpräsentantenvcrsamndung  selbst,   welche  Gegenstände    von 
dem  Volke  und  welche  ohne  dasselbe  beschlossen  werden  sollen. 
Emllich  bat  das  obligatorische  Referendum  den  ungemein  grossen 
Vorthed,   dass   es  ohne   alle  Agitation  gauz  ruhig  vor  sich  geht 
uud  che  Leidenschaften  in  weit  geriiigwem  Massstabe  entzündet 
als  einzelne  der  anderen  Einrichtungen,   die  stets   mit  einer  ab- 
sichtlichen Erregung  des  Volkes  ins  Werk  gesetzt  werden  müssen 
und    ImuptÄachüch  in    dem  unschwer  zu  erweckenden  Misstrauen 
ublikanischer  Revölkenmgon  gegen  ihre  Obrigkeiten  einen  nie 
ersagenden  Hebel  besitzen,   der  aber  auf  die  Dauer  für  das  ge- 
imte  Staatsleben    schädlich  wirkt-     Davon  ist  bei  dem  obliga- 


'**)  Xtrgtsnd«  vrirJ  überhaupt  dem  Vulkc  das  Badget  Torirelcgt.    Du 

liiohe  Rofenadtimjigosetx  vou  I8(>H  liatte  Kwar  den  Vnmuoh  f^eniacht  ein 

'■PgonaDntoB   ^vioiTihrtgM   ßmlirot'',    vinvn   altgt-meinon  suminannchen  Vnrau- 

whlne  für  eiae  liinKcro  FiutnrpL'riudi'  votirc d  xu  lawen.    Der  Versuch  mi»s- 

I^Jug  aber  TollstÄixIifi;,  dicso  V'oraiuohllge  konnten  nicht  entfernt  clu^halten 

^■kordoBu    Jetzt  Int  du  Volk  lilos»  noch  die  BusUnunnng  Uus  Btcueransatzes 

^D&d  ein  Finanzrefercadant  Doben  dem  MDSÜgeii. 
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toriscficn  Referendum  weniger,  otler  gar  nidit  (lio  Redip  Mmi  hat 
zum  Vorati«-  dii>  Sichf^rlieit ,  tlnsa  die  R^priisentauteu  des  Vtilke« 
demselben  alle  iliro  gt-^sctzgehcrischeu  Werke  vorlfpen  wwdwi,  » 
sich  also  seines  licctits  nicht  selbst  zu  erwcbrcii  braucht,  und  dinc 
Abstimmungen  gehen  nach  und  nach,  sobald  &]>.'  einmal  sich  enw 
eingelebt  liaben,  seilet  bei  wichtigen  Aj)gek'g(»nhfit','ii  nüt  cIikt 
äusseren  Kühe  vor  sich,  die  im  GejEtensut»  zu  den  „Yetostfinnen^ 
sehr  wolüthätig  und  viiilniuenerwcckeud  wirkt. 

l)iigegen  wöi'C  nach  uuscrcin  DalÜrbuUeu  das  übligutorisde 
Beferendnm  in  dem  Buridosstnato  nicht  ohne  eiiie  ticfgreifendr 
VeJ&ndenjtig  deisselben  durchltihrbAr.  Es  hat  zu  t>i'incr  Voraav 
setÄUMg  ein  einheitlich  organisirtes  Volk.,  welches  das  Sou.  ' 

recht  der  gesjunuiten  Gesetzgebung   iiut'  scintm  Tenii 
zweifelhaft  besitzt  und  es  nun  selbst,  stutt  durch  Vertretung,  ao» 
zuüben  heahsichtigt.  In  dem  Bundesstaate  aber  ist,  wenigsten^  \  ■•■■'. 
der  jct/igeh  EJdgeuüssiseiien  Verfassung'"*)  und  der  vorhenxit. ti 
den  Meinung,    ein    soh-hes  einheitliches  Volk    iilierhaiipt  nur  Gtr 
grössere  Aeusseningen  des  staatlichen  I^ebuns,  namentlich  dem  At 
lande  gegenüber,  vorhanden,    im  Inneni  hingegen,    bi'^nnder^ 
lUe    imiere    Ges4'tzgehung ,    Admijtistratiun    und    Uechtspreclim 
bestehen,   wie  der  erste  Artikel  der  sohwpizerischcn  Bundpsi-er- 
fassuiig  es   ausdrücklich    und    Kurtlirh   t^rklÜit,    nur    „durch   ileti 
Bund  vci*einigte  Völkcrschaflen    von    /.weinndzwanxig    souvHritu 
Contonca*'.     In   der  Hundesvei'<iaimnlung ,   wie    sie  bis  1874  xt 
hniiden  war,  war  die  Gefahr  nicht  gi'oss,  da.ss  dieselbe  ihi'e  gwef 
geberischen  Bt^lugni.ssc  über   diejenige  (irenzc    ausdehnen    w( 
die  ilir  durch  die  praktisch  vorhandene  Theilung  der  Souvr-rämt 
rechte  vorgeschrieben  ist,   indem  zu  jedem  Bundesbescldosse 
auf  keine  Weise  erzwingbare,  Zustimniuug  des  Stihidemths  gchui 
in  welchem  alle  Cantonc  ganz  gleichmöäsig  vertreti'n  sind.     Sol 

*•*)  Dioselbe  lienibt  wwU  iml»*dinfrt  auf  iltm,  sww  wii-  wir  wohl  wii 
Ibooretiacb  bentxutAge  etwa«  eroobGitcrteii ,  ftlten  System    ilcr  NOf^omi^ 
.getheilton  SonveiftaitSt',  Aas  reiu  imklUrli  {rcoommeu.  auch  d'.-ti  Vc 
nioen  besser  enUprinlit,   als   die  I(>fris>-)i    ricliligen-  AufiiKKimi?  der  ueo 
Publizisti'n.     Der    Art.  S    der  BLodcsv(:pfn^?jiiii;i    lonlot  ■    „Dir  ('imtni 
souverän,  ec>weit  ilu-e  iSouverÜnitÄt  nicht  dan-li  dt»  Uuiid(!*tv<.'rriii«iung 
Mt  uud  Gbon  aU   solche   nlle  Rechte  kuo,   wddio   tikdit    dnr  Biiot 
Sbciir^eu  sind*. 
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aber  Bundesf^i'setze  uiul  Kognr  <^tw{»  noch  gewisse  Kat^go- 
m  von  Buudesbesrhlüiwfii  sclilieüslicli  vom  VoUca  votirt  werden, 
iut  fiir  (laa  gi-saiumte  Staatsleben  cntsclieiilcnd  die  Vrngp, 
ches  Volk  sie  rotirt.  Ueschielit  diess  durch  die  VölkcrscIiaPten 
■  oinzohien  Cantone,  oder  müssen  dieselben,  wenigstens  in  ihrer 
hr/AlJ,  eineju  dnnebvn  Itergehenden  allgemeiiieu  sthweizei'ischen 
Iksbcscldiiss  auch  bcistinimon  (so  wie  es  in  der  Bundes vcrsaium- 
g  der  Fall  ist),  bo  kann  eine  Coalition  von  in  der  Volkszitlil 
iz  untergeonlneten  Cantonen  jedes  Hund«sgc.set2  im  Wider- 
uche  mit  der  groHsen  Volk»niehrheit  verlündern,  was  jetzt  kaum 
IT  ertragen  würde,  am  wenigsten  uuclidem  dieses  dem  Bundes- 
Bt  eigentlicli  entsi>rccliondo  Systi-m  "■'')  schon  seit  1874  bei  der 
richtung  des  facultativen  Keferendmns  aufgegeben  worden  ist. 
Bnn  aber  sogar  alle  Btuidesgesetze  und  BnndesbcschlUsäe  vom 
antmton  schweizerisclien  Volk,  ohne  Rücksicht  auf  die  Oan- 
ß,  votiii  werden,  su  sind  diese  letzteren  als  selbststflndigc 
laten  und  Völkerschaften  \TrtueU  beseitigt  und  der  Einlieitsstaat 
bald  auch  in  der  Anschauung  des  Volkes,  vorhanden.  Die 
Ucudung  dieses  Ueberganges  zu  dem  Einheitsstaate  würde  dann 
in  hegen  —  was  nicht  ausbleiben  könnte  — ,  dass  die  Bundes- 
Sammlung  (also  auch  der  Stönderatb,  die  Vertretung  der  Can- 
ne)  durch  eine  Volksinitiativc  gezwungen  werden  könnte,  be- 
immtu  (lesetze  zu  diei^er  Volksabstimmung  vorzubereiten  und 
rzulegen,  was  jetzt  nicht  der  Fall  Ist,  da  keine  bundesrecht  liebe 
iitiative  bestellt.     Damit  würde  jeder  Eiufluss   der  Cautone  auf 


"")  Bei  den  Absliimnviugen  über  die  Verfanungen  tindet  en  in  der 
at  noch  statt.  Die  amerikamgcha  Coostitutioo  sichert  die  Rechte  der 
DseUtiutleti  dndurch,  doas  »le  nur  luit  vorelärkt^u  3I«jfiritäteii  vpräudert 
•rdeo  dürfen  (Art.  ß  der  Verfaifsuag).  Der  deutsche  BuudeHstaut  oicheri 
;ar  ^wiBftcii  Sla&tfri  pino  bestimmt«  StiinmRUzalil  und  damit  eüi  t'»l)f>r- 
teicbt  ui  dem  tCiiicn  Factor  der  GeiietJtgeliung,  dem  BundeRiath.  la  der 
dgüuü^si»L-Iii-ii  W-rfH^Mtn^  haircu  die  CautoDC  Itir  ihrc-D  Bestand  auMor  dem 
IT  tl)(!oreti8c)ieu  Art.  3  nicht  die  geringste  andere  Sicherheit,  als  oIkq 
n  StÜDdcrath  |ia  dem  jeder  Cautoa  klein  oder  gron  gleiche  Stimme  hat) 
de»  Kiucu  Factor  der  BuudosgesetzgtbuDg  tiud  die  AbsUmmuug  aach  der 
□toui^  iu  V'erfusstiug^lrageu.  Es  ürt  dieu  das  möglichste  Minimmn,  das 
tm  weittrr  vcmditdcrl  w«rdeo  dürfte,  weua  miu  dea  Bundcnstaul  bci- 
lalten  will. 
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die  BundesgesetzgebuHg  voUständig  gebrochen,  und  der  Rtanä 
ratli  Iiiitte  durchaus  keinen  Zweck  und  keine  Existenzherecht 
mehr,  sondeni  würde  viel  z^veckmässiger  durch  eine  zww 
Berfttfaung  in  Eiuür  i>arlainenUu-isclien  Körperscliaft  enrtit. 
Wollte  mau  ein  obligatoiisehcs  Rclerendum  mit  einCaclier  VoU» 
iibstinmiuug  cinHihrea,  dennoch  aber  die  Cantone  als  bist 
berechtigte  Souveränitäten  nochmögUchfit  betbehalten  undscliii 
(was  wnhrscheinlich  y.\xf  Erlialtung  der  EidgenosseuxcImA, 
tragen  dürlte),  so  würde  gar  kein  anderes  Mittel  übrig  bleil 
als  den  Einfiuss  der  Cautoualität  in  der  vorherathcnden  parUmok 
tarisclicn  Korpei'sclutft  zu  verstärken,  d.  h.  zu  der  änht 
Uchcn  biotorischen  TagsAtzung  zurückzukehren,  welche  die  Sdiwfl 
bis  184ä  besttss  und  die  dem  amenkauischen  Zweikanunersyslfm 
ächwei'Ucb  geopfert  worden  wKre,  wenn  man  damals  ^chon  mit 
den  jetzigen  demokratischen  und  centralistischen  Strömnngca  n 
rechnen  gehabt  Iiiitte. 

Eine  solche  Tagsatzung  mit  gleichen  Cantonsstinuneiii 
eine  Initiative,  würde  allein  noi^b  ein  etwelchesücgengewicht 
ein  obligatorisches  Referendum  des  gesamnit«ii  Kohweizerisc 
Volkes  bilden  können.  Es  ist  aber  —  fiir  uns  wenigstenis 
leicht  ei'sicbtlich,  dass  einer  solchen  Eventualität  das  jetzige 
zirte  Keferendimis System  fiir  die  Ei<lgenössischeu  Verliältuisse  beT 
.Weitem  voi-zuzieben  ist,  und  diese  Erwägungen,  mehr  oder  wfiit^ 
gor  klar  empfunden,  liabeu  auch  im  Jalire  1874  den  Ausschlag 
daliit*  gegeben  und  werden  ihn  vielleicht  anch  in  der  Zi 
noch  geben,  so  schwer  es  ist,  Tür  den  Gesammtsüiat  ein  nndc 
und  noch  dazu  ein  an  und  Vüx  sich  weniger  gutes  Syst 
aoirechtzuhnlten,  nachdem  dasselbe  einmal  in  der  Mehrzahl 
Einzelstaaten  dem  obhgatorischen  Referendimi  PlatT!  gemacht  hat 
wird  "*■).  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Veränderung  liegt  jiwli 
falls  evident  vor.  Damit  würden  wir  dann  auf  dem  Standpunkte 
doi*  im  Jahro  1802  durch  die  Erste  Eidgenössische  VolksabsÜD- 
mung  verworfenen  sogenannten  zweiten  helvetischen  Verbussw^ 
des  Eiitheitsstnatüs  in  gemässigter  Form,  angelangt  sein  und  voo 


*^)  Dtess  ist  nicht  nnw&hrKcheitilich.  Qegenirirtig  firsOich  hat  du 
fHCutUitIvu  Rcfcrciiduni  Huch  iu  duo  CaaUiuen  Duch  ciu  kliiiuca  Uebciyewidtt. 
VfrL  pag    318. 
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ab  «änfe  äefa  rieikwfat  ebe  ifidittafigB.  d.  h.  ooe  atf  Er- 
der histoxiBdiea  EigntkfiaibcUnitca  der  Ckaloae  gericb' 
'tete  Btrömipig  sUrfcer  giArad  rnftcben,  TOCiaageMtety  dws  die 
liebemkraft  detsdben  mdd  gja^di  gehucih—  nL  Bian  cnd 
die  inneren  (irfinde,  woinlun»  obfigAlonaofan  Hiit  T<niiTam  im  Bund 
und  in  den  Cwntimwi  IccoMSwegs  das  GleiefaB  kdevlsL  In  de» 
letateren  ist  die  Pn^«  bkus  die,  ob  das  Volk  bereits  die  fCB^gende 
Bofe  fiir  edop  qntfwtiwcfaere  und  viel  einfindier  xa  haadbabaide 
denokraüsche  hitihrtioa  bsBÜit.  Im  Band  handdt  es  sidi  in 
den  Conseqnenzen  nm  Bondesstaalslbcin  oder  Biiihwilfwlinl 

Ü)  Die  anderen  BefareadMOBByetamc  haben  das  GemeiBsame 
gegenüber  dem  obligatorisdwn  Referendsm,   dam  sie    rocht  von 
den    GmndgedankcD    einer    Ansöbonfi    des    Geseligcbnng»- 
rechts  dnrdi  das  Volk  ausgeben,    sondem  dcmaelbcn  eiiientlich 
onr  eine  mehr  od«>  weniger  beschränkte  and  TerclausuUrte  Kon- 
trole  oder  Kritik,  eiDC  Art  tou  bervcLtigt^m  AVidorstjuid  gegm 
den  Gesetzgeber  gestatten  wollen,  be2w.  ihm  Uoss  in  Berag  auf 
Ite  Tbefle  der  Gesetzgebong  oder  Admimstration  eine  aus- 
Einwirknng  gestatten.     Das  Staatssrstem .    das  dabei 
itebt,   ist   eigentlich   immer  die   repräsentative  Demo- 
le;  es  wird  bloss  der  absoluton  oino  Conzession  gemacht,  bet 
man  mitunter  sogttr  daJi  Geftihl  hat,  sie  beruhe  nicht  so  ganz 
gntD(ls&tzlichen  AnscUaunugea  uiid  Neigungen.     Prinzipiell 
itraciitet  siud  ditlier  alle  di&u^    rr^uzirten  Systeme,    wie   sie 
ziemlicher  ^LllluigfAltigkeit    imd  mit  allerlei  kleinen  TArianten 
ungerühr  2Ü  Jahren  in  der  Eidgenossenschaft  und  den  Oao- 
a  bestehen,    von    dem  obUgatorischen  Referendum  viel  diffe- 
iter,  als  diess  auf  den  ersten  Moment  und  in  der  prak-tischen  Aus- 
ig erkennbar  ist,  und  dabei  viel  willkürlicher  bloss  dem  nugen- 
klichßD  politischen  Bedürfniss  augepaSHt  uud  untergeordnet.    Ek 
^tich  dagegen  nicht  leu^ien,  dass  sie  sich  eben  dessbtlb  auch 
l^jeveih'i^erk  Bildun^stufe  eines  Volkes  leichter  anschmiegen  und 
jedenfalbj  fiir  Staaten,  die  mit  der  Demokratie  einen  ersten  Ver- 
Bh^  machen"*^,    «inen  erheblichen  Vorzug  haben.     Die  Haupt- 
^^rsteme  dieses  reduätirten  Referendums  sind  folgende: 

^"t  Odp.T  hei  dpQnn  «uiut,  wit;  iu  BandcMtaaUui .  duui   ubligaloräübeu 
itivniliiiii  S«hwi>'ri](ki'it4>n  im  Wr^  lirg«^  köiwtnti  wir  li<>ifiif{Cii. 
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a)  Das  fin* iil tat ive  Referrntluni,  woi 
einer  gewissen  Zeitfrist  \Ai\e  gewisse  Anzahl  von  Stinmib* 
ten  (bezw.  1)ei  znsiutimengesetzten  Staaten  von  Gliederstaatraf 
eine  allgemeine  Al)stinimung  über  ein  von  der  Keprüsenlanteii- 
versammluug  orlns&enes  (rcsctz  (rcsp.  Bescliluss)  vi'rLaiigeu  )aaa. 
£iDe  Abai-t  ist  das  iui  Jalire  1B3I  unter  giosseu  Kiünpfeu  znaitj 
im  Cantoti  St.  Gallen  eingeführto  sogen.  Veto'**).  £s 
scheidet  sieh  eigentUcli  von  dt^m  facultjitivHn  Ri'ferendnm  nar  ST 
der  äusHeren  Form  der  Anwendung,  indem  es  nicht  tun  auf  ei| 
allgemeine  Abstimmung  gerichtetes  Begehren  vorangeben  l£j 
bei  welchem  die  Absicht  der  Vorwcifung  eines  Erlasses  dur 
die  Petenten  vorausgesetzt  werden  kann,  cUo  in  der  Regel  noch 
vorhanden  sein  wird,  sondon»  diese  Venverluiig  sogleich 
dircct  ausgesprochen  mrd  '**).    Die  Nachtht*Üe  dieser  jetzt  gSnzl 


"*)  E«  stAinmt  aus  der  franzSsisclion  R<*volui)OiKzeit  (Vert  11 
SeclioD  in),  welche  es  dem  Kötiii?  Rt'Rea  dcQ  K«^t2g(<tietulL'n  Rath  eh 
In  dcv  Form  einen  Vnlkiveto«  kommt  e»  soduin  vor  iu  der  JftoobJmiBhg" 
VrrrlHfissuiiff  %-on  17»3.  HItiuüLT  SftciiKUtt.t,  der  Rapporteur,  liatte  WkannÜidi 
xui-riit ,  um  itirselbe  zu  begründen  ,  von  dei*  \Atio»all>tbl)Ot)iek  ^ie  OcMta« 
des  Mtaoi"  Ycrlun^t,  deiien  cT  »ie  aupaasen  wuUt«,  niusstc  sich  j«doch  sodioa 
notligddruDg^n  mit  dem  contrJtt  bocibI  bDgnQg^on.  Nsuh  dieser  VerfuMC( 
knouto  das  Volk  in  «eiucii  .»»scinblecs  priinam.««''  piK*>u  dio  BevchlüBo  da 
corpa  lägislatif  Whlirend  40  Taften  ein  sn8peiiin\'es  Veui  mit  einem  ZsliDibcQ 
dieser  asaemblik'H  piimaire»  in  mebr  als  der  Hälflc  der  Departemrat«  aiir 
Ubeu,  dttfi  dum  durch  uinv  ullKoiuciac  Abstimmung  deAnttiv  n-urde.  Et 
konnte  m  die  Baunten  abbcrufcti.  Vgl.  Tad^'e,  Vom  ongtue»  d«  1« 
cotttemporKinc  m  p.  8  itod  Mg.  Das  St.  GnlliMilw  Veto  von  18SI 
unzireifelliAft  diesem  Muster. 

***)  Biess  ist  weDi)jrat<nfi  seine   luatorische  Form  in  Sl.  Oallen,  die 
□och  in  der  Verfassuuj;  vuq  1661  betl>ekielt. 

Die  ur8[)riitif;lifhe  Passung  Iflutäte: 

Vvrrassung  vurt  1831.  Art.  135— Ul:  Du  Hecht  der  0 
(leochuiiguiig,  welchcK  dem  V'ulke  laut  Art.  3  der  VeHusung  zu!it«bt,  b 
nanicullit'h  die  Gosotzc  Über  unchbezeichnetü  Oefc^nstAnde : 

a)  alte  Thoilc  der  hürgerlicheu  und  itoinliclii-u  <TC«eUgobuo^  und 
schlagende  Staatsverträge; 

b)  allgemeine  Abgabeogesetzo ; 

c)  Gesetxe  Über  Gemeiodcwe^eu ; 

d)  (lesetze  über  das  Mtlitärwetien. 
Art.   13H.     SSmmtliche  Grselse  über   die  Torbirr^eiclinett'ik  ({«yt'iiMiiB 
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»nnqiiirtfn    Einrichtung    haben    \vir    schon    oben  (pag.  209)  an- 
äie  ist  mit  allen   ErfordeiTiissen   eines   Agitatious- 


4fi  Tage  nach  ihrvr  GrlaBsuug  (Promulgatioo)   in  Kraft,  Bofero  ntoht 
len  diesor  FrUt  di«  Aoorki-niiung  verweigert  wird. 

Art.  137.  Sobald  50  Büixer  cinor  jMilitisclioQ  Gemeinde  es  verUngea,  muM 
\  GemeindevenamnilUQg  ab^phaltcn  wcrd^a,  um  iti  ftotcher  zu  beratheo,  ob 
das  erlassene  Geaets  Binwtindung  ^^macbt  werden    wolle  oder  iiicbt. 
An.  138.    Besohtiemt  die  Mehrheit  dt^r  Vcr«Hmm)ung.  keine  Eiuwen- 
3K  zu  macbeo,    so  iit  daa  Gesetz  ah   von  der  Gemeinde  anerkannt  anzu- 
len.  Geht  hingegf^D  der  Bescliltu«  dahin,  daM  Eioweiiduiig  gemacht  werden 
]e,  Vi  inacbl  der  Gemeindeammano  niittetst  Prutocollauszug  dem  Bezirk«- 
und  dieser  dem  Kleinen  Käthe  bier\'On  uoTerwcilt  Anzeige. 
Art.  139.      Id    diesem    Protocolbiusxug    muBs    sowohl    die    Anzahl   der 
ifahigen  Bfirger  sogegcbcn  sein,  welche  gegen  Anerkennung  des  Qesetzea 
die  Anzahl  derjeuigea,    welche  für  Anerkennung    geslimnit    haben.     Die 
der   OcnicindeversiimmluDg    nicht    crscbicncnca    stimmfähigen    Bürger 
werden  zn  den  das  erlassene  Geaetx  Anerkennenden  gezählte 

Art^  141.  BvläuH  sieb  lUe  ^h1  Derjenigen,  welche  gegen  das  Gesetz 
it  haben,  auf  eine  Stimme  über  die  Hälfte  aller  ittimmberechtigton 
des  Cantons,  m  fällt  das  Gti«etc*. 

Die  Verfattung  ron  1 861  behielt  das  Veto  bei,  mit  der  Verandemng 
loch,  dasn,  wenn  innert  der  Vetofriat  Tfm  45  Tagen  wenigatens  10,000 
»r  das  ttesetz  verworfen  haben,  dann  ooeb  biunen  weitt-rcu  21  Tagen 
£e  gemcindcweiae  Abstimmung  aueh  in  den  übrigen  Gemeinden  erfolgen 
moA«.  Es  war  die«  bereit«  ein  Mittelding  zwischen  dem  früheren  reinen 
Veto  und  dem  facultativen  Referendum  mit   einer  allgemoinen  Abstimmung. 

^Dic  jetzige  YcrfasRuugsbestimmuQg  von  Id7&  ccllialt  nur  noch 
facultative  Referendum    mit   einer  gons  kleinen,  diesen   geschichtlichen 
dittnnen  entÄprecbemleo  Moditication. 

Art.  106.  Alle  Gesetze ,  sowie  diejenigen  allgemeinen  verbindliehen 
Beachlibse  des  Grossen  Ratbes,  die  nicht  dringlicher  Natiir  Rind,  ttoUen  dein 
Volke  zur  Ajiuahme  oder  Vt-rwertting  vorgelegt  werden,  wenn  dies  dreisiig 
Tage  nach  der  Bekanntmschnng  des  Gesetzes  odt-r  Beschlusses  von  sech-i- 
tatuend  stimmfÄhigen  Bürgern  durch  schrifllichefi  oder  mündHches  Begehren 
beim  ztitiftiidigcn  Gomeindanite  oder  durch  Abzaltlung  an  einer  Btirger- 
renammlung  verlangt  wird. 

In  diesem  Falle  soll  nach  Ablauf  einer  weiteren  Frist  von  dreisuig 
Ta^n  innert  den  nächstfolgenden  fünfzehn  Tagen  die  Abstimmung  über  die 
betreffende  Vorlage  an  einem  iind  demselben  Tage  in  oMigatorischeo  Bürger- 
Tersvnnilangen  der  politischen  Gemeinden  atatt6nden.  Die  cShcren  Bestim- 
Gber  das  hiebei  zu  beobachtende  Verfahren  trifft  die  Gesetzgebung. 

ArcUv  rsr  «flrxtlkbüi  i^elil.  [I.  3.  -jy 
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mittels  nns^eRtÄttet  und  gewährt  ilie  möplichst  seriiü^f«  Gnniobf 
flir  vine  itünge  und  besoimuiie  UajidliabiiDg.  Naiuniitlich  dehsluIK 
weil  die  Vetireiulen  die  Snclie  völlig  in  ihrer  Parteibaml  bt^haJlfa 
und  die  Staatsgewalt  dieser  allmahlig  entstehenden  und  luKiiieD- 
artig  sich  ausbrcitendtni  Bewegung  gcwissertnaasäeii  unthrü'. 
zusehen  hat,  während  sie  hei  dem  £toultativen  RelVh 
nachdem  dasselbe  eimnal  ergriffen  wordeu  ist.  die  Abs 
doch  unier  ihrer  eigenen  Autorität  anordnet  uiid  die  stiniuii'ndn 
Hür(;!i'i-  sich  nicht  bloss  in  eine  active,  poUtiseli  lebendigo  und 
eine  passive,  trag  in  das  Geschehene  sieh  ergebende  Mussl< 
scheiden.     Es  ist  daher  mit  Grund  verlassen  worden. 

Immerhin  ist  aber  auch  das  facultativc  Referendum  uiuv< 
baft  agitatorist^her  als  das  obligatorische,  indem  doch  zum  fidutf 
seiner  Ergreifung  eine  gewisse  Aufregung  gegen  den  TorbandeiMt 
Erlass    veranlasst    werden    muss ,    hei    welcher    es    ohne    r 
ti-eihmigen  und  EiTegung  des  Misstrauens  gegen  die  geÄetz^ 
den  KöriM'rsclianien  selten  abgebt.  I^aineutUcli  wenn  etwu.  von 
Partei  zeitweise  systematisch    die  Pwole   auKgegeben  wird, 
alle  Beschlüsse  der  KepriUcntanten  dns  Beferenduni  /.u  ergrei! 
oder  dasselbe  überhaupt  gar  zu  oft  uitd  ohne  hinreichenden  Gn 
ergriffen  zu  worden  pHcgt,  so  bat  dicss  eine  steigende  ungei 
Nervosität,  oder  schliesslich  auch  tiefe  Vei*stiinmung,    Ermudii 
und    gänzliche  Abwendung   grosser   Volkstheile   von  lülen   ü: 
liehen  Angelegenheiten ,   die   sie   nnr   nocli  als  ParteisaciieD 
trachten  können,  zur  Folge,  und  beides  gehört  zu  den  gefö 
ston  Krankheitserscheinungen^  denen  ein  republikanischer 
korper  unterliegt"**). 


Du   Veto  wini  kuuui  iii«hr  irRvutlwu  i^iajfprulul.   werden,    »ondiTa 
(tettnitiv  durch   üas    facultativi*    Kt>rL>rcni]um    VHnlriiugt    tu    betrtii-htcu 
Ks  l»c«tcht  «iemiKlcn  iti  d»;r  Scliweiz  iiirvt'ndH  mi'Jir  lü«  allRvmüioe  p«ili» 
Inslilntioii.      Früh^'r    iK'etatid    e*    xvitwi'ific,   äiutucr    in    St.  tT»llftu,    tuiclii 
Wnllia,  TlHirpau  uurl  SelwrthauBt'n.    In  Züiich  wurde  es  im  Jahr«  ItUif 
{^r>H«ii    Di^hfttt«!)     nltgolphnt.       Dax     l>i<ri)isohe     Kiroli(>ut{«9ntc 
18.   •Taniiar    1874    räntiit   den    oüizetnuu    Kiixi}i(:t:<tncind«n    noch   an 
iKfimlic'iiefi    Voto    e^p^n    SytHHlallicK-liliishit   Ü.bvr    Lehre   und    K 
fin.    .lede    Kirrlii:vm»'iii(li'   kann    »ich    durch  VeU>    diivuu    vmn:  . 
HDÜurti  AiiBohauun)(cii  ttir  aich  Wtbchalteu. 

'"*)  io  Bolubeu  Kuttfn  köiuiU^  t'rnBtlidi  in  Fritge  konitnni,  uh  oLac 
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lagegon  bat  das  facultÄtive  Refereiulum  vor  dem  obligatori- 
üu  daa  voraus,  duss  as  Dicht  ^o  sorgfaltig  begreii/.i  zu  werden 
nicht,  aoDdcrn  man  demselben,  im  Vertrauten  auf  die  gesunde 
FDUuil  des  Volke.4.  sebr  vrcitgehcnd  alle  Gesetze  und  allgemein 
t>iDdlicben  Be8clüUsse,  ja  so^ar  nötbigcnfolls  Staats  vertrage  und 
Dcordalc  nuterstelleii  kann.  Namentlich  wenn  dtibei  noch  als 
iierheilH^'orrichtung  eine  DiingUcbkeitscIausel  vorbauden  ist,  so 
men  die  Übeln  Folgen,  die  wan  vou  dieser  demokratischen 
Irichtung  für  das  Staatsleben  voraussetzen  zu  müssen  glaubte, 
einem  weitgebenden  Maassstabe  verhindert  wei-den. 

Facultatives  Referendum  wird  mitunter  auch  die  Einrichtung 
Mimt,  womacii  der  Ueprüscntnntcnvoi-sainndung  die  Facultät 
tobt,  einen  BescMuss,  den  sie  geiasst  bat,  noch  der  Volks- 
fcnniQung  zu  unterwerfen,  oder  nicht.  Diese  Einrichtung  kann 
»in  für  sich,  oder  auch  in  Verbindung  mit  einer  anderen  Art 
I  Referendums  bestehen'"),  bat  jedoch  im  Grunde  wenig  Em- 
deuBwertbes  fiir  sich,  indem  es  schon  prinzipiell  ziemlich  un- 
Bcnd  erscheint,  das»  die  Repräsentanten  eines  Volk»  demselben 
dl  ihrer  blossen  Willkür  (Tesetze  zur  Uenehmignng  vorlegen, 
r  vorenthalten  können.  Auch  Hegt  die  Gefahr  nahe,  dass  auf 
HpptTeige  oft  gerade  das  nicht  vorgelegt  wird,  dessen  Yer* 
nung  man  zu  besorgen  hUttc,  oder  nur  solche  tieschlüsse  unter- 
ttet  werden,  deren  Verantwortung  mau  sich  gerne  entziehen 
ufate,  oder  bei  denen  vielleicht  manche  Repräsentanten  nur  un- 
ne  zustimmten  und  die  sie  dann  durch  den  ßeselüuss  der  Vor- 
an das  Volk  wieder  in  Frage  stallen  können. 
b)  Das  beschriinkte  Referendum  ist  diejenige  Form 
elben,  wie  sie  z.  B.  nun  der  eine  alte  Eeferendumscanton, 
lUis,  besitzt,  wornacb  nur  ganz  bestimmte  und  wenige  Gegeit- 
pde,  gevrissennaussen  ausualimsweise.  an  die,  lüebei  jedoch  ge- 


int mittelft  de«  FsciiUaliveD  Refereaduma  -desaTouirte  parliuiicntftriwiho 
twatnmluiiß  nic-ht  zurüektrotcn  und  Nouvrahleii  veraDlniLReQ  snllte.  Etoe 
^o  üanriobtuoft  l>eBlt'1it  in  dor  Svitwvu  bluB»  lÜr  den  Fall,  wo  in  Ver- 
|iuigsruvuiou(tfni(i«n  beidü  £i(]geni>Hiicbo  Rätlio  «ich  nicht  einifren  kuDnen. 

60,000  Schwfi]c«rbutxer  diirct  dio  Revision  veiluiitreii.  In  diesen  Fällen 
di'u  die  Ratlie  neu  >{ew«hU.     Art.  120  der  Bunden-crfusuaK. 

'")  Eio  solche«  Beispie!,  in  Verhindmi;?  mit  dem  obligatnriachea  Uefe- 
ium  siehe  u.  o.  oben,  {lug.  348  u.  tol|{.  IjciBchwyK,  SoloUiuru  uutl  tiraubliudou. 
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wöhiüich  obligatorische  Volksabstimmung  gelADgen.  Wilnfe 
Abstimmung  in  diesen  Fällen  nicht  obligatorisch  sein,  sonileni 
erst  verlangt  werden  müssen,  so  wäre  ea  kein  besonderer  Typiu, 
sondern  bloss  eine  eingeschränkte  Art  des  iacnltativen  Refereudc 
Uieses  beschränkte  Referendum  kommt,  wo  an  allein  Piir 
besteht,  uiL-ititeu»  in  der  Form  des  sog.  Finänzreferendum« 
vor,  womach  gewisse  einmalige  oder  periodische  Ausgaben,  die  nicbi 
zu  dem  gewöhnlichen  Budget  gehören,  von  dem  Volke  genehmigt 
werden  müssen.  Diese  Einrichtung  ist  sogar  jetzt  eine  ziemlich  b^ 
liebte  seitist  für  Cajitone  geworden,  die  sie  vorher  nicht  besaaaa^ 
oder  die  danebeu  noch  das  weitgehendste  obligatorische  Referei 
beftit/.en  {z.  B.  Oraubünden).  Den  Anfang  hatten  damit  sc 
Zeit  Wallis  lööü,  Neuenburg  1858  und  Waadt  18«!  gemacht^ 
Bern  hatte  18€9  sogar  die  ubligatorische  Abstimmung 
das  vicrjälunge  Budget  eingeluhii,  djess  jedoch  seither  in« 
beseitigt"*).  Dieses  Finaiarefeixaidimi,  so  beliebt  es  gegenwärtig 
ist,  ist  Wcllcicbt  die  wenigst  empfehle nswerthe  aller  Keferendiißi*- 
fonnen,  indem  es  die  Augen  des  Volkes  nur  auf  diesen 
Punkt  des  gesammten  Staatslebens  richtet,  der  keineswegs 
wichtigste  ist.  Ueberdiess  fehlt  es  gerade  in  diesem  Ptmkte 
Volke  am  ehesten  an  der  nöthigen  Einsicht  und  namentücb 
der  Uebersicht  über  die  gesfimmte  Finanzlage,  die  «or  ric 
tigen  Benrtheilung  gehört.  Es  können  damit  die  wichtif 
Staatsnnfgaben ,  die  mitunter  oben  wesentUch  auf  den  Ni 
kommender  Generationen  berechnet  sind  mid  ihren  Voi 
nicht  sofort  /eigen,  zu  Falle  gebraclit  werden,  indem  man 
rischerseits  an  die  geringen  Eigenschaften  des  gemeinen 
nes,  natürlich  beschränkte  Auffassung  in  Geldsachen,  EigennoU, 
Neid  etc.  nppellirt.  Die  alte  graubündnerische  Demokratie  bewies 
einen  bedeutenden  politischen  Tact  und  eine  grosse  Mensdic 
kenntniss,  indem  sie  gerade  dienten  Einen  Funkt  von  ihrer  Vol 


*")  Dan  Budgrt    wirti    nirgends    dem  Rcfprendtun   ualcrworfeD, 
and  Waadl  schlienKen   diesu  »ofirar  ausdrücklich    au».     Dien    wUr«  «tgeot 
conBß(]uentervi-(^ifl<>  da  nicht  zu  rechtfertigco,  wo  mau  üIict  kloüiorv  SumoiM 
von  10-  20  OOO  Fr.  atislimniuit  tässt.    Am    wvitesten   iii   der  Kichtong 
Vorlage   auch  der  Budgets  g«ht  Aargau,  dan  dortige  ßeiRpicl  isl  aWr 
mUt  onuulhigoiiü  zur  Nuvhfotge. 
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ahRtimmung  ansschlofw,  und  die  modernen  Nachkommen  liabon  In 
ihrer  jünpatpH  Verfassung  von  IHHO  zn  wemp  Selbstständigkeit 
gegenüber  der  gegenwartig  vorhandenen  Strömnng  gezeigt. 


Als  eine  Art  von  natürlicher  Ergänzung  des  Referendums 
winl  die  sogen.  Initiative  angesehen.   Es  ist  diesa  die  Kinrich- 
'tong,    zufolge  deren  eine  gewisse    Ansahl  von  StiramOihigcn    die 
Auaariieitung  eines  Gesetzes  Vorschlags  über  einen  gewissen  Gegen- 
I  stand  und  obligatorische  VorUge  desselben  an  das  Volk  zur  Äb- 
[■tinunung  begehren  kann.     Das  I^fereudum    kann   mir  beseiti- 
gen,   was    die    parlamcntarischeD    Körperschaften    beratben    und 
[beechliessen    wollen ,    die     Initiative     will     sie  auch    umgekehrt 
swingcn  können^  etwas  zu  berathcn  und  vorzulegen,  wozu  sie  von 
sich  aus  keinen  Antrieb  fiihleii.     Diese  Einrichtung    wu-d   demo- 
kratisch ereeits  in  neuerer  Zeit  überall  gefordert,  wo  sie  noch  nicht 
beBtcht,    wie  z.   B.   in    der  Eidgenossenschail,    in  Bern  etc.  ""). 
[In  der  That  kann  ohne  sie  die  repräsentative  Kürperschaft,  welche 
(die  Gesetzesvorschläge   zu    machen    hat,    nicht   positiv  veranlasst 
["werden,  einen  Gegenstand,    von    welchem    sie   nichts  wissen  will, 
[in  den  Kreis  ihrer  Berathungen  zu  ziehen,  und  es  ist  wenigstens 
'Tnöglich,  da«?  ein  Volk  StaatReinrichtnngen  nicht  besitzt,  die  es 
lin  Heiner  grossen  Mehrheit  zn  be»>itzen  wünscht.   Es  ist  hingegen, 
[namentlich  wo  diese  Initiative  von  relativ  wenigen  Stimmfähigen 
ergriffen    werden   kann ,    dabei    unvenneidlich ,    da.'fs    eine    grosse 
Menge  von  uupraktiKchen  oder  gänzHch  unbrauchbaren  ujuI  sogar 
gefalir liehen  Vorschlägen  von    einzelnen  Agitatoren  auf  die  Hahn 
gebracht  und  vorläufig  mundgerecht  gemacht  werden  können,  mit 
velchcn  sich  dann   die   repräsentative  Körperschaft  nolens  volens 
[beschäftigen  und  die  sie  vielleicht  Öfter  sogar  mit  einer  förmlichen 
Warnung  von  ihrer  Seite  dem  Volke   vorlegen   mues,   insofern 
diesB  (wie  gewöhnlich)  zu1ä.ssig  ist.    Dainiher,  oh  und  inwieweit  dies 
'geschehen  dürfe,  herrscht  noch  bedeutende  Differenz  in  der  Gesetz- 
^bung  und  viel  Streit"*). 


"')  Td  QranliiitKlcn  )iiii|{e^en    bestcbi  nu  «oit  IB80. 
"')  Die  Züricher  Einricbtung,  die  im  Oansen  als  das  Maslcr  beU^chtet 
ilgendc: 


—    41«    — 

Kinzclne  bcg'^istcrtc  Anhänger  der  Lütiftthre  wollen   so 
gehen,  dass  sie  sogar  Einzelnen  diesen  obUfiatorisrlKMt  Kinfli 
auf  die  Gesetzgebung  gestatten,  wobei  die  Vcrltreitnng  ihrt^r  hU 
und  die  Sanunlang  der  erforderÜcben  Stiromzahl  auf  Staatak« 
erfolgen  müsste  "*). 


Vorscblagarecbt  des  Volkef. 

Art.  S9  (der  VcriMBua;?).  Dm  VorscblftitsM'i^lit  Jpr  Sltmral 
(Initiative)  iiiufosst  du  Bogehreu  carh  Brlai«,  AuTbebang  oder  AMuSenif 
einos  Oesetsei  oder  vcrfiunmgnniÜBig  nicht  aunclilicsRlich  in  dir  BebtfaiM 
doft  OutoRBratbea  EaJIeudca  l)e»clüuMDa.  Dcrariipo  Beeftiren  lnuaata  ia  (bt 
Fonu  der  L-itifuclifii  Ameijtinii,  odpr  dcR  aiugearWiU'Icii  Kntwur&  zuteilt 
wurden  imd  flind  in  uinem.  wie  im  KDdeni  Fall«  xu  Veitriiiideti. 

Wcun  ein  Biozeliier  oder  eine  Hphördc  rio  solches  Ilfgrhrre 
wcicbefl  von  einem  Dritttlicile  der  Mitf^Ucder  den  CiuitouKnilhea  nnt 
wird,  ea  niuB«  ülier  diBiien)e  durch  du  Volk  entscbicdt'n  vtirdim. 
AotmKutcJler  oder  drm  Ati}fuurdn(!tui)  der  nuUmgsU'Uciideii  Behördi:  Mdd 
iL-u  Kfcht  dr-r  p^rKÜiilirbcti  He^rttmluDg  im  Scbonie  dv«  Contonmulhci  n 
iiiüofei-u  35  Milglied4>r  den  Catitouvrathe«  das  (IcBUch  um  ii(_Ti)<iiiUfbc 
dunj{  antenitülzen. 

Rh«iiso  mnxs  d<^r  Vn11[fi<>nt»f>heid  venuilwtiit  wcHni,  vpim  SOOO 
bcrccbtif^e  inler  eine  Anzahl  vouGcmpiDdcversammlanffm,  an  deoflS  ' 
SOOO  Stimiiibcrecbtigiö  dafür  gestimmt  haW-Q,  uin  E^k'lii-a  Begulirei 
iueuferu  dvr  Cantoosratb  dL-mselbea  uiubt  cutsprivbl.     Eiiiv   ri'oht 
jfereicbttt  Anregung  roü  Bpätestcns  iu  der  inreiifolgcnden  rcgelmikSRigei}  Volk- 
abBtininmug  dem  Volke  zum  Gnlscbeide  vorfreUf^  werden. 

Die  Anr^^ouff,  beziehungsvreiiie  der  Rntwiirf,  i«t  vor  der  Abatnoivv 
immer  dem  CanioDsratbe  ho  begutachtender  KeiohluHMfuDung  an  uoterbrajua- 

Für  duu  Fall ,  Uas»  ein  voa  dvr  Vulkvinitiatirc  amtgcgBCgentr  Gsrü- 
eutffurf  zur  AbatimmuDg  gelangt,  kann  der  CantonKraüi  dt>m  Volke  ammr 
ticiuem  Outacbteu  aucli  einen  abgeänderten  Entwurf  zur  Bul«cheidung  voikfCB- 


Fragliob   ist,   ob   im  Falle   einer  VolhüinitiHtivt-   und    D»e><' 
wcrfong  der  VorUge  da»  Initiativbcgebreo  als  rorlbf^Btebeud  aniu«' 
Cautooiratb    gehaltan    sei.   ein  Dcuoi  Oeseteeejirojeet    voranl^ec,   vder  <hf 
ganze  Sache  als    erledigt  betrachtet   werden   könne.     INcae    letater«  Ai 
i«t  die  vorherntcbondc. 

Die  Initiative  ist.  wegen  ihrer  Dinglichen  AusBehreitunjfen  von  aJIen  di» 
dvniukratiftchen  Volk^rcchteu  am    meisten   dem    TadrI    nuagoMtcU     Ein  ao- 
aebiilicheB  Mit(flied  des  EidgenöasiBcben   Nationalraths  nannte  «ie  daher  j 
deniBcIbcD  ddcIi  vor  nicht  langer  Zeil  mit  einem  etvaa  drasüacbcn  An» 
^une  ferblanterie  d^octstiiiue",  eine  dcraokratiBcho  Spenglerd. 
'*'^)  Eine  ausführliche  Behandlung  dieses  Gegenstandch  findet  aicb  i 
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Dip  rechtlirbe  Natnr  der  Initiative  ist  (Ür  einer  Petition. 
Sie  unterscheidet  sieli  von  ilem  Petitionsrecht ,    welclies  die  Eid- 
genössische Verfflssnn^  und  nllp  flanton» Verfassungen  gewälirleiBten, 
bloHH  dadurch,  dass  sie  nicht  bloHs  in  der  repräacntativen  Kürper- 
Bchaf\,  an  die  sie  gerichtet  ist,  heliandch  worden  muss,  was  auch 
bei  einer  gewöhnlichen  Petition  der  Fall  ist,   sondern    überhaupt 
nidit    definitiv    abgewiesen,   viehnelw    bloss    b    der    Regel    iiicbt 
finpfohlen    werden    kann,    wobei    dann    ilem    Volke    fieJhsl    der 
cigentbehe    Kutscheid    zustellt.      Es    ist    also    eigentlich    eine  uu 
das  Volk    gerichtete  Petition,    welche  bloss  noch  einer  Vor- 
bernthimg    und   Begutachtung    durch    die   Repräsentanten    unter- 
liegt,  Ranz   ähnlich    den    ^Anträgen"    der  Landsgemeinden.     Es 
wäre  prinzipiell  ganz  wohl  denkbar,  diese  KUppe  mancher  Initiativ- 
begehren  auch  noch  zu  umgehen  und  sie  direcl,  durcli  blosse  Ver- 
jjiiittelung  der  Regierungsbehörden,    an  die  Volksahntimmung  aus- 
[üchreiben  zu    lassen.     Man    künie    dann   auf   eine  Frage    zurück, 
[■die  vielfach  bei  den  alten  Landsgemcindecan tonen  behandelt  wurde, 
es  würde  sieh  auch  hierin  zeigen,  dass  diese  modernen  „Volks- 
lied überhaupt    eigentlich  bloHS  die  I.iaudsgenieindeeiiirichtung 
[in  ilurt'h  die  grüssereu  Verhält nissse    uoÜiweudig    gemachter    und 
[«nletzt  überhaupt  etwas  moderuisu-tcr  Form  sind"*).     Dort  nüni- 


SifSsn  ,R«&rcndaiii  and  loituiliTe'  1686,  wo  auf  png.  HO  um)  folgendeii 
intcix'Hsnuto  Auguljen  aas  der  xüricIierischeD  I^nucia  «cit  1B69  enthalt«» 
lind.  Akt  Oe^ntiiande  d«r  Initialivi;  fiiiden  sieb  dort  z.  B.  vor:  VorKblüge 
Gr  ciu  BaiikimU'nmDQopo]  (1&76)  du  huodfsrecbtUeh  vüllig  iinzoläsiig  war, 
Emfaltmng  de»  ptattlliclu-u  GL-lreidclmiKlelH  (167ft),  fiir  Atifliehunjf  des 
plzwiingei  (1H7»  lind  Ibü^),  Wibdert>inru]iruu)i  der  TodesKtrale  (1883), 
Auflivtiuuff  de»  Rchlnub-tioiHi'txoi  (1^184),  Krclgebuug  dw  Üratlicin-Q  Praxis 
.IcdermuiD  ohne  Exainvu  (t88&).  Von  S8  svlcben  Initiativ bcKchrcji  wurden 
ilu»»  6  vfiM  d(--m  CuutfiosniUiv  uuT.trr8tiitzt  uud  bloss  8  iu  dtir  VulkMilifttiuuimug 
ommcii.  Di<-  ünnehmoudo  Mctirhort  betmff  in  diesem  PiUle  bluo«  Km- 
74  Pffcciil  di.T  .Stimmenden,  s<jm>t  nur  .W.  W,  50";ie,  H8,  ß»,  Öl.  53 
rmcenl. 

"")  Die  lAudx^pnioind«  int,  da»  Uiul  man  «im  VerntändiiiBn-  sfiit.  »teln 
fOkUiibalitui,  dui  Origiiml  dieser  xuuzcii  ueu-deinukraliBcheu  Eiurichtuugvn, 
du»  )>)<>K«,  zufielt  in  Wttllifl  ddcI  (tranbiinden,  »nf  gröest^re  Manaen  übertragen 
utid  auwt-D(]bar  gemacht  ist,  Das  iitt  ja  auch  der  L'utL-nicbivd  der  inodiTueu 
!Il«m<ikratie  und  de«  modernen  Staat»  gegenüber  dem  auitken,  daM  der  letztere 
tßict»  uiuu  Stadt,  rcep.  kleinere  UeiAamnieu  wohucudc,    weiiigHtumi    xeitweiw 


I 
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lieh  konnten  solche  Vorschläge  (Anträge)  stete  anch  a 
Scbrissc  (lo8  VolkcH  erfolgen,  doch  sucht«  man  Bolche  intlividp 
Anregungen  schon  frlÜuseitig  dadurch  zu  beschränken  oder  n 
heaeitigcn,  dass  sie  zuerst  hei  dem  Landrathe  eingereicht  uod 
von  demsclheu  geprüft  und  bogntachtet  Verden  niusat^u.  Die 
Umer -Verfassung  enthielt  und  enthält  heute  noch  die  weitere,  ihr 
allein  eigeuthtimliche,  Vorsichtsmaassregel,  dass  Anträge,  welche 
an  die  Laudsgcmeindc  gebracht  werden  wollen,  von  einem  „Siebfis- 
geschlecht'',  d.  h,  Ton  sieben  Männern,  die  sieben  vorschiedeiKn 
Geschlechtern  angehören,  ausgehen  müssen.  Diess  bildete  naiaeDt- 
lich  früher  bei  der  geringen  Anzahl  der  im  Jjande  ansässigtii 
Geschlechter  eine  sehr  wirksame  Schranke  gegen  allzu  bfiu6||;eii 
Gebrauch  des  Antragsrechts.  In  Glarus  hingegen  ist  das  An- 
tragsrecht  zwar  sehr  frei  gestaltet,  solclie  Anträge  hingegen,  die 
im  dreifachen  I^andrath  nur  wenige  Beffirwort^r  finden.  k"i  m  i 
nicht  in  das  oftizielle  Memorial,  das  unt*r  obrigkeitliche t  '■ 
heissung  dem  Volke  voi^elegt  wird,  sondern  bloss  in  den  sogen. 
„Beiwagen",  eine  Metapher,  die  vom  Postwesen  in  das  politiscW 
Loben  herübergenoimnen  ist  und  bereits  die  levis  nota  ausdruckt, 
mit  der  diese  unehelichen  Kinder  der  Demokratie  in  dos  I<ebt:& 
eintreten.     {Vgl.  pag.  249.) 

In  welchem  Grade  in  dem  modernen,  im  Ganzen  d 
repi'äscntativ  cingciichteten,  Staate  eine  solche  Initiative  no* 
wendig  und  erspricsshch  sei,  durfte  stets  sehr  rerscliiedener  Beur- 
theilung  unterliegen.  Bei  sehr  allgoniein  als  nothwendig  oder  zvecHH 
massig  angesehenen  Verbesserungen  wird  in  der  Regel  das  gewöhl^^ 
liehe  Petitionsrecht,  das  Überall  bestehende  Hecht  der  Motioos 
Stellung  in  den  repräsentativen  Körperschaften,  das  wenigstens 
Republiken  sehr  ausgedehnte  Vereins-  und  Versamndungsrocht.  so 
die  grosKC  Press freiheit  und  allgemeine  Verbreitung  der  J're 


an  einc^m  Ort  zDüainmen  vi  bringende  ünrgcrscliftft^^n  im  Au^e  hat  and 
Vertlieiltiiig  i]«r  Gewalt  auf  verschiedene  solcbor  Versanualuiifroa ,  die 
io  ihren  RcBulUten  ruflAmmen  kommen,  eich  nicht  TOnrtelteo  Icaiul  D«r  tattäu 
Gedanlie  hemehto,  TrciUcb  aucb  zum  Tbcil  nus  praktie^h-poHliacboD  Orüadai, 
noch  bif  1886  in  Gctif,  wo  bei  gewisfleo  Functionen  x.  B.  Wahl  des  K^fd^ran^ 
raths  auoh  die  ^OMunmte  Actirbtirgcreohafi  de«  Staat«  iiDtvr  dem  faistoimilM 
Namen  ,ooD«eil  gen^l"  in  der  St«dt  venmnunell  wurde.    (Vgl.  pig, 
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reichend  erscheinen.  Dagegen  kann  es  allerdings  wirkliche  oder  ter- 
meiütliche  Forderungen  der  Zeit  geben,  die  in  den  repräsentativen 
Körperschaften  keinen  Anklang  linden  und  zur  Volksabstimmung 
ISngere  2eit  hindurch  nicht  gelangen  würden,  wenn  nicht  der  in 
der  Initiative  liegende  Zwang  hinzukommt  nnd  diese  Erwägung, 
sowie  die  Neigung  der  meisten  Menschen,  theoretisch  ihre  Rechte 
zu  erweitem,  auch  wenn  sie  niclit  einmal  beabsichtigen  nuchher 
davon  Gebrauch  zu  machen,  wird  den  Sieg  der  InitiatiTe  nach 
und  nach  in  allen  Cantouen  und  aucli  in  der  EidgenossenRchaft 
herheifiihren.  Ein  gewisses  Siclierheitsvcntil  gegen  T'ebertreihungen 
Lticgt  dann  nur  noch  darin,  dass  man  die  Zahl  der  Tnitianten  im 
Verhältnis»  zu  der  Bevölkerung  hochstellt,  wie  diess  z.  B.  in  Grau- 
bänden  der  Fall  iat,  wo  sie  ungefülir  dreimal  mehr  beträgt,  als 
in  Zürich,  hei  nominell  gleicher  Zahl. 

Die  richtige  Verhältn isszahl  ist  übrigens  hier  aucli  noch  nicht 
gefunden,  ro  wenig  als  bei  dem  faciiltativen  Referendum.  Alle  diese 
bisherigen  Zaiiten  sind  blosse  Experimente  auf  dem  Gebiete 
der  sehr  eigenartigen  demokratischen  Politik,  deren  Theorie 
und  Gescliichte  noch  ihres  verständniss vollen  Uogmatikers  harrt  "^. 

'"j  Einzelne  Verbesse rungen  nn  der  Maschinerie  der  Volks- 
rechte  anbriDgeo  zu  votlen,  halten  wir  im  Gaozen  nicht  für  sehr  enprieMlicb. 
E»  handelt  steh  da  üben  zumeisl  um  einen  QnindaalE:  DcinokratJo  oder  Paria- 
menUriimus.  Die  Oerookruli(>  verdiont  aaoh  nnserer  Mcinnng  nnzweifelhaft 
den  Vorxug,  eoltuld  niu  ein  im  GanzoD  timxa  fahin^  Volk  und  ein  ^«wiifM 
Gegcngüvricht,  Dämlich  eine  mit  groiaer  Autorität  aiiat^nstuilul«  RfgioninK 
an  der  Spiue  di^  Ganzen  besitiEt.  Diese  AnloritÜt  kaitii  natürlich  in  der 
R«?})iiblik  auf  nicht«  anderem  beruhen,  als  auf  dotn  allgcnicini:»  Vertrauen, 
nnd  ei  si^?!  ein  berühmter  Kthiker  uneen^r  Zeit  mit  gramom  Jlctihl:  pereÖD- 
licbe«  Vertrauen  Hfi  lieul^ulNf^e  da»,  wa«  nun«!  Autorität  war.  Kine  Autorität 
im  Sinn«  Stahl'«,  die  nicht  zugleich  dir  Majorität  im  Htoatt;  für  such  hat, 
oder  allinäbllg  gewinnen  kann ,  »leht  (otcbt  blon  in  Rc|>ublikeu)  auf  sehr 
acbwaohon  Fiiimen.  Dax  sind  gar  keine  GegCDs&txe  mehr,  die  Welt  sucht 
zwar  allcnliags  wieder  nach  Autorität,  aber  nicht  nach  einer  bloss  formalen, 
inaHrltoh  gegebennn.  Der  Fehler  der  Demokratie  ist  der,  dam  sie  sehr 
IfTontt  AnfordeniDfien  an  Viele,  nicht  bloss  an  "Wenifie  macht  und  dass  sie 
der  Agitation  sehr  zngränglioh  iRt.  In  diesen  beiden  i'unkten  muRs  sie 
moderirt  werden. 

Im  Einzelnen  theilen  wir  im  <ianzf>n  die  Ansiaht,  die  Herr  Bunde«- 
ralh  [>B02  vor  iiictit  sehr  langer  Zvii  in  rwoi  Artikeln  über  die  (im  Ja}ire 
1894  TOD  der  cooseiirativeD  Partei  angeregte)  Bondetrevinon  auigesprouben 


TMp  iheoretisrhp  Begrün  dnnip;  nller  dipser  aoppnnnntra 
„Volkorechte** ,    welche  zu  ver&chictknen  Zeileu,    schon    1831  in 


bot,    wi-lcli»    in  der  BiMiotli^quc    uuivt'r»i>]l(j  vuu  Luusauuc  ri-»c' 
Wir  moclicit  auch  eiueo  niiil  zwar  eioeii  doc)i  weitergetieuden  i  i 

EwiKcb^D  den  Vctlksrt'clileD  der  Cantono  iiiiil  düigeuij^n  des  BiiDtlrft.    Für  «lea 
Bund,  iDf>ofem  [?r  emoUich  via  Poderntivitint  tileibeo  will,  pust  tod  iiDtn 
dii)9eD  Recfako  bloss  dun  fualteiivc  Kercrcndum,  mit  einer  etwu  irröaNfn 
AnxHhl  von  IVtonrpji    b1«  30,000.     Jede  andere  Kinrichtung,  imr 
obliKitlunsche  Rpfercuduni  ndcr  dir  Initialivc,  ftiln-l  i^um   KiulK-ii'' 
g«jilhrIiclifT  für  das  Födorativa^atfDi  wflrdt^n  ilicKc  Kiurichtuu^fD  werdvu  b« 
dum  dortiialigci]  Zug  eiir  BeliauJluii);  «OEialer  PrBgcu ;    dvr  Slaatusoünliuuin 
führt,  ganz  ootbwcndij;  ziirStiats-Einhcit,  et  t?t  nur  wunderbar.  diM  das  noeb 
nicht  allgcTiioiurr  rrliaiiiit  wird  und  i>k  mittiiil^r  grnulc  <lie  FmlfnUiateo  and, 
nelcbc  wlo.be  ModiäcotioacD  vprtauf^>n.     Im  Eintielneti  «inil   schnti  fblg'eiul' 
mehr  nilpr  wrooiger  i>rhcbltche  V?rbfr<tfeerung(iror6iüilägr  gemncht  wurden. 
]}  Dh9    rncultalivu    Refvretidiiin    it<dl    uuf    Staatawi-tni^    auwlrüdit 

auH(r(.>i|(.>hnt  «erden.     (Elution  Zeup  nnd  GeDossen  1B8A.) 
a)  -Iirdc»  Bimdc»gt'Bt;lz  liut  «ich  mif  wfiiip'  gniiHlftfitnUclt.*.  die  Hm 
g(*Bicbt<iptiaktc    feütB  teil  trade,    Biitttiiu  munden     zu    lyttcbränkm 
unterliegt   iu  dicMt'T  Ftirm  der  Vnlkimbtvtinitnuiig.     llejaiit  difM*  dir 
Vorlage,  HO  erfolgt  die  nähere  Aiistubrung  deractbcu  auf  dam  Wo 
doA  BuiitionbescMuRKvc.    (Antrug  VÖCRi.1  1885.} 
8)   Vor8dilltg(<    der   Pi-oif-ie  ■    Tlie  Referendumubegvhreii    «rnd   m  ml 
Betohneu ,    Handzeichen  wi^rden  iiirbl  «ugelaHfli^n.     (Alio  Au«kIi1 
der   Analphabtiten.!      Minderbfitsanträf^ .    di»    in    beidtm    RftbcD 
wentgnlonH  '/«  der  Stimmen  auf  Hicii  vereinigt  bAlken,  sollten  mit  in 
Abitimmun;;  gehracbt  wcrdt-o. 
\(wh  couao<|U^ntör  wördo  «ein,    dem  Vnlke  aiioh  nolrJur    d. 
KuV'geu,  tiber  wi^lube    Mcb   die  beiden  Räthu  uichl-  eiu^ren  konu 
wie    dii'ii?    bei    den    VcrfasBiiugsn'vl<iiciniili-ugi_'n   der    KaJl    i^i.     Ii>    -J. 
Weise    echlSgt  TuNANtifU.  Homixsu   ilVeUi»iiitfber  Londratbf    in    ■  m  ;   Kr. 
«chüre  wu  IK84  für  Oftitcohland  vor,  dos  llebimt  an  Stelle  d«r  FaHaxarat> 
Aufh'rsmigon  m-t^n  zu  Ikakoii.    Tu  BeJCU)*  auf  dji?  Hitndhabunt;  dd  fuuultotiMf] 
KtffeiturhimH  würdr  f»  xweckniiUi'ig  sein,  ilie  Anflr't'iiiii.'  d^r  Unlont-hrifl«- 
bogvu    mir  in    itfl'eriLlicbti'M    I^it'iileu    liiii^ht  iti  WiiilidbÜneprn^  AtttUtindro  n 
buseo,  und    keinr    (.'olportagr   dprsullipn  dnrch   Itpauf'nitxl.'.    i->der    i-"..!'    .iifTir 
bcr^iMl«*  HauffinT  tu  gcstsltEut. 

Oroae  politinebe  Bedeutung    l'-grn  wir  dicütii   Vor'otili- 
dir  ein/ige  grosse  V'eränilenuig  der  S'imnijjebung  kÖnnU-  di--  l'.i 
Fnuenstioiiu rechts  hert}ei fuhren,  Hiug-geD  niüsKte  in  den  Art. n    : 
rcH«*snug,  welcher  die  notbweudigen  Eigenschaft*'!»  drr  Tantflnalv.  >  ..•     ;.,' ' 
beioichoet,  coiuequenterwetM  nun  die  Forderung  hiDciuhoininaro,   daas  all« 
Caatouc    dox   obligAtortiiehe   oder   fiicnltAtivr   liercrendnia    iti   der  Alt  od 
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Gnllen,    dann    in    rfer    Literatur    der  Vnrrevisinniweit    (186ft 
HR  18(in)    nnd  in  der  Rovisionspfrinde  selber  in  waldreichen  Ge- 
fgenheitsschriftfn    und  Reden    verRucIit   mirde,    scheint    uns    an 
von  Geschlecht  zn  Geschlecht  sich    fortpflanzenden  Fehler 
zu  leiden.     Sie   geht    bei   den  Freunden  dieser  Volksreclite  näm- 
lich immer  aus  von  der  Behauptung  der  n8auv(>räu)tÄt  des  Volkca" 
nnd    deduzirt    daraus    mit   unbestreitbarer  Logik  das  Recht  dea- 
sclbm,   seine  Angelegenheiten,  wenn  und  soweit  es  diess  fUr  gut 
findi^t,  Reibst  nnd  direct  zu  besorgen.   Schade  nur,  dnsB  mch  nicht 
ztigb^ich    die  KiUiigkeit    dazu   mit   d«r   gleichen  unwiderstehlichen 
Lüglk  beweisen    lüsat    und    dass   eben  doch  iiuch  selbst  ilie  cnt^ 
Bscliiedeustcu   FArteigänger  der  VolkssonveräiiitSt  (zu   denen  wir 
^aas  auch  zählend  selten  mehr  bis  zu  den  äuaserston  CoDscqueuzeu 
dicKOs  Grundsatzes  gehen  wollen,  wie  sie  seiner  Zeit  die  ft'anzö- 
Bische  Rovolution  gezogen  hat  "").     Es    begegnen  sieb   also  die- 
Belbon ,    unmittelbar    nachdem    mo    den  Grundsatz  ausgesprochen 
Hiaben,    sofort    mit    ihren  Gegnern    in  dem  Bestreben,   geeignet« 
^bchranken    ausfindig    zu    machen,  die  oft  —  wie   seiner  Zeit  in 
dem    St.  Gallischen    Veto    und  jetzt    in    einzelnen   Formen    des 
ächränkten  Referendums  ^  nach  nichts  weniger  aussehen,  als  nach 
Anerkennung   der    soeben    prorlamirten ,    ihrer   Natur    nach    un- 
bedingten, Vi>lk!'s<tuveränitJit  "•).      Die  Gegner  de«    Referendums 


LuBdeimong  ilei  Eidi^aötwiscfaeD  betitxea.  Et  iai  tUesi  geponwortig  cbeoiio 
richtig:  un«i  jimktischor,  ah  tlor  Ausschlaas  der  moiiaj-chiBohcii  Veriftmunga- 
»rm,  4l«r  wjil  IWö  Lasltht,  und  mUjpriclit  dem  gk-icheu  Grunü^jedankpu,  ilaas 
le  Cautonc  kein  anderps  TfirlasBiiDgvpriludp  haben  Holten,  all  der  Buuil. 
'")  Vgl  Taisk  m.  pag.  II  nnd  folgende.  Häiuült  S*rana,i.Kain  floinem 
icbte  w^:  Nons  avioiu  chocan  le  mdroe  d^r,  celui  d'atteindro  »u  rvflid- 
It  le  plne  di'mocratiipie'  Im  üniiverainet«  du  [»euple  et  ta  dignit^  <la  llH>iume 
iunt  cottt^Lniiuafut  pr^eates  i  noa  yeux.  L'n  «entimcnt  itucr^t  quim  dit  iiüe 
)tre  onmgc  est  jtent  £tre  »d  d«9  pluü  populaire«  (joi  aient  jamits  existe." 
jeae  PupoUritit  wurdt^  allerdings  mit  «onderbaren  Mitteln  erreicht ,  iadcnt 
ftAtiT  «uvpcct  vnirdo,  der  gogeii  diu  Auiiohnin  Minirnl«  tmd  einxelDC  licut« 
gnill'jtinirt  wurden  „pi>ur  avoir  rutd  contre  lu  ooiutitution  de  17^13. " 
Folge  deMen  stimmte  in  l'am  z.  B.  Niemaitd.  in  ganz  Kraukreirh  11&41 
rntantcn  dnfcef^c. 

"•)  Einp  bedingte  Souveränität  iat  tiberhftupt  ein  Widersinn.  Wenn  das 
Volk  »ouvcriio  ist.  eo  inl  such  s>;tuc  Laune  OvB^jti!   tmd   von   ihm  far  Allem 
It  «(|Uod  principi  placiiit,  legis  haltet  viferem.' 
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ihrereeHs  hiugegen  lassen  diesen  Rrundsat?,  mristenthefls  pAnz 
ruhig  und  ohne  RpKtrmhinp  jipHpm,  gehen  aher  densonunpeachl 
mit  der  unbefangenen  Dreisligkeil  des  UeiLÜslfn,  dtr  alle  |iohti!<rI 
Logik  verachtt^i,  sofort  dazu  über,  darzutfauii,  dass  diese  Mac 
ihre  opportunen  Grenzen  haben  müsse,  die  sie  dann  zuweileD  so 
eng  ziehen,  dnss  zwischen  diesen  Grenzpfählen  nur  noch  ein  sdir 
schmaler  Streifen  ^Macht*'  ührig  bleibt '"). 

Uns  scheint,  dieses  ganze,  allgemein  anerkannte,  Dogma 
der  VolkssonveränitSt  in  der  Republik  beruhe  auf  einem  IrrÜiura." 
ebensosehr  wie  die  Lehre  von  der  in  einer  einzelnen  Person  (viel- 
leicht  sogar  einem  Kinde  oder  einem  Irrsinnigen)  Terkörpert< 
Sonveränitiit  in  Monarchiecn.    Schon  der  Umstand  müsste  ei( 
lieb  auf  eine    andere  Theorie    hinweisen ,    dass    ein    so    wicMiR«' 
Attribut,  ja  man  mtisste  wohl  eigentlich  sagen  nicht  ein  Attribut. 
Kondem  die  Essenz  eines  Staates,    das    was   ihn   eigentlich  nm- 
macht  und  von  jeder  andpren  Art  von  menschlicher  Gemeinschj 
unterscheidet,  doch  nicht  im  Kinen  Staate  so  gänzlich  verschied« 
von  dem  anderen  organisirt  sein   kann.     Sehen    sic-h  doch 
heutzutage  die  gewöhnlich  vorkommende,  constitndonelle  Monarcli»»" 
und  die  gewöhnliche,  repräsentativ  organisirtt*  Republik  fast 
Verwecbselu  ähnlich  in  allen  i^igentlich  wichtigen  Lebensfunctioni 
und  dennoch  sollte  ein   so  ungeheurer  Unterscbied  in  Bezag 
die  Frage  der  Souveränität  zwischen  Belgien   und  Holland  eine 
seib;    und    der  Schweiz    und    Frankreich    andererseits    ubwi 
Wir  wollen  auf  die  letzten  Coitsefiiienzen  der  monarcbiscben  Sodi 
ränitätslebre,  die  vor  Kurzem  noch  in  einem   schrecklichen  BcT" 
spiele  Jedcnuann  vor  Augen  standiin.   hier  nicht  eingehen.    Die 
uns  geläutige  Souverünität    des  Volkes   ist   aber  doch  aueJi  dnr 
sehr  sonderbare,  wenn  das  „Volk"  aus  einem  Viertthcil  böcbstei» 
der  Staatsbürger  besteht,  wenn  alle  Minorennen,  alle  Frauen,  tüle 
FaUiteu,    nach  früheren  Kinrichtungen  sogar  vielfach  alle  Kxchfr 
bürger  einer  Gemeinde,  selbst  wenn  sie  Staatebürger  waren, 
sächlich  als  nicht  zum  Volke  gehörend  erscheinen,  und  wenn 
Hch  dieses  so  stark  reduzirte  Volk  seine  „Souverünität**  höchsten»" 
alle  2—3  Jahre   mittelst  Wahlen    von  Repräsentanten,  oder  um 

i'')*V^.  X.  B.  die  ZofamtneufusaDg  der  Redeo  der  Revinoimeit  bei 
COBTi,  namenilioh  n.  A.  Aw  bedeiitendfltcn  von  Kecher  und  Woltt  •tirpa^.^ 
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etwa  mittelst  einer  Petition  an  eine  Behörde  geltend  machen 
darf.  Dit-se  inneren  "Widei-spriiclie  lassen  «ich  nur  rei-meideo, 
wann  man  überhaupt  von  dem  Gedanken  der  VolliHsouveranität, 
oder  Souveräuität  einer  einzelnen  Person  abgeht  und  die  jari- 
stische  Persönlichkeit  des  Staate»  als  den  Träger  der 
SnuTeränität  anaiehi.  Der  Staat  als  solcher,  der  ja  überhaupt 
Träger  von  zahlreichen  anderen  Hechten  sein  kann,  ist  auch  der 
Träger  der  Souveränität.  Natllrlich  übt  er  sie,  wie  seine  ander- 
weitigen Rechte,  durch  Organe  aus,  und  durch  die  Art  dieser 
Organe  allein  untersclieiden  sich  die  verschiedenen  Staats  formen, 
die  Monarclüe  und  die  Hepublik,  die  absolute  Monarchie  von  der 
Constitution  eilen,  die  aristnki'atische  Republik  run  der  demokrati- 
schen, die  Landsgemeindccautuiic  von  den  mohr  oder  weniger  re- 
präsentativ-demokratischen und  die  eiuzohien  Formen  der  Kefe- 
rendumsin^titution. 

Für  die  Republik  wenigstens  '■')  ist  diess  die  eiwig  hrauohbare 
Theorie  von  der  SouverUiiilät,  die  nicht  zu  den  Uebertriübungen 
der  Volksschmcichelei,  oder  zu  blossen  Kedensaiten  ohne  Inhalt 
führt.  Au.s  ihr  folgt  dann  mit  volhger  Logik  die  Anschauung, 
in  welcher  eigentlich  Jedermaim,  Freund  wie  Gregner  des  Refe- 
rendums>  einig  ist,  dass  die  spezielle  Art  der  Ausübung  dieser 
Souvei^nität  in  einem  concreteo  Staat  eine  Zwockmäsaigkcits- 
Bei,  die  steh  nacli  der  Natui\  Gesclüchte,  Gewohnheit,  bis- 
Erziehuug  des  betretfenden  Volkes  und  nach  den  bisher 
gemachten  Erfahrungen  mit  den  einzelnen  Organisationen  dieser 
Souveränitätsausübung  richte.  Darnach  wird  bemessen  werden 
müssen,  ob  man  in  einem  Canton  der  Schweiz  die  Landsgemeinde 
beibehalten  wolle  oder  nicht'"),  ob  obhgatoriscbes  oder  faculta- 


"*)  In  der  Monarchie  flUenjings  kann  dann  im  Ernste  nur  noch  die 
Anichiuting  Friedrich»  dm  Orowen  bestehen  hleiht-n,  iIbbh  der  FÖTHt  der 
Diener  de«  Ölaates  »ei.  Das  Ut  ahtr  praktisch  nuch  bereitn  so  in 
reraüufligen  Staataweien  und  die  Theorie  vnni  übßr  kurx  oder  lang 
1^  Praxis  fulgon. 

**')  So  gcFchieht  es  auch  pr&ktisch.  1848  haben  Schwyz  und  Zog  die 
I^udsgfTnoinde  hejieiti)^t,  Wnllts  tmt  sein  uraltes  Rercr«uduin  fast  gänzlich 
au^geboD,  ali«r  kein  ^tensch  dachte  darsD,  damit  an  die  „VglkftüQUveranitiit'' 
XU  riihnnj.  Die«eJbf  hleiM  naeh  allgnmeinc-r  Uet>erzeugung  was  sie  ist  und 
udit  ist,   ganz  glcictiviel  oh   das  Volk  Uireot   Über   die  QeatixQ   abstimmt. 
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Befprendiini  für  den  Bniidt^stniit  »nweiidhar  und  xutrÄ 
wi*lclie  seiner  veräcUiedenen  BeKräiizungeii  für  Juden  Cniiton  od« 
für  :dle  ain  bßßUiD  passe,  ob  die  lultiativu  eine  wünKcht:!m>wei 
Er^izuug  des  Ktiferüudums  sei  adi-r  iiicUt,  ja  aelbüt  ob  die  Fi 
oder  die  Falliten    oder    die  ßevülkerung    unter    ÜO   .Ijüireii 
ütimtneu  solieii  oder   uicbt.     Durübor   gibt  e»  ganz  lutlurgf 
koine  absolute  Ucgd  und  braucht  vtt  uucli  keine  acu  geben,  wci 
der  Ötflat  souverän  ist;  ist  es  Abiy*  das  Volk,  so  ist  ilie  sdironktt 
lose  ütmiukriitie    lillein    lugiscli    und   jede  Eiogriüizung  dersel 
eine  Bevormundung  des  Souvei'üuB,    die  »r,    einnuU  /um  SclU 
bewusstseiu  erwacht,  notbwendig  als  eine  unber<>cliligte  Schnurr 
luid  Herabsetzung  emptinden  uud  demuacb,  gewisseruuuuuieit  oiuvn- 
luübor,  zu  entici-ueu  trachten  niuss. 

Einem  grossen  Thcil  des  Kcitwoise  unwiderstehlichen  iiait^ 
nach  pVennchning  der  Volksi'cchte'*  liegt  diese  theoretiscli  rich- 
tige Auflehnung  des  VolksgeistK  gegen  ciue  tieschrirnkung  diuch 
Seinesgleichen  zn  Grunde,  Es  hat  immer  utwas  t)diose&,  wenn 
einzelne  Pei'sonen  sicli  als  souveriine  Herren  gegenüber  «udcreo 
Mensclieu  empfinden  und  geriren '").  Ist  es  aber  i'  •■-•  '  ' 
wir  Alle  dienen,  so  sind  wir  Alle  gleich,  nur  die  1  ■ 
sind  nothwendig  verschieden,    wie  die  ßegubungen  dafQr  es  sbd 

Damit  ist  die  prin/apielU-  Bedeutung  der  „Volksrochte*'  Bof 
Utr  richtigem  yiasa  reduzirt.  Blue  einzige  Bedingung  diesier  Aih 
schauuiig  fiigeu  wir  bei,  die  zu  tiun»ten  diitier  Recht«  luut^^- 
Diefielben  müssen ,  ooweit  immer  thuidich,  eingeführt  werdn- 
£a  hegt  in  der  Natur  der  staatlichen  GemeinHcbafl,  da« 
jeder  TheUluibor  derselben  mögÜcliät  zu  Sclbätätändigkeil  uiul 
politiflcbem  Selbstbe^^'usst36in  erzogen,  und  dass  die  st^athdi^ 
Macht   nicht   mir   im  Interesse  Aller  für  Alle,   sondern,  Mvnt 


oder  ntebu    •Tedennanti  sieht  du  als  täna  stutiiclie  OrgftaisiitioBifrAKt 
nnd  sIa  iiicbt«  weiter  sn. 

'")  IHcse  Ansctmuuog  von  riner  iicnÖDUcb«!)  SouTtirSnitäl  bkt  <fi* 
iirifltAkrAt.ifl(;h(>n  lioifierungon  d«r  ScLweix  vrrliaiiet  gvinadit  iiml  {coMilnl.  3ll1 
deu  „Bcniiiti.'ii''  wiu-  muu  viclfacli  j^iux  znfj-iLHlvo ,  nWr  dit.'  .Hernra*  ii"! 
bE)ii;pJ1*'i«pii"'  wollt««  man  nicht  mehr.  Um  Volk  l»l  jp.t«  ul»(*r  mttuaUr  f» 
ebenso  tuiWt|ucincr  souveräDiT  Herr,  wu  ee  diucu  Titel  etustimft  Um  V'oii- 
tinn  zu  nehiuen  begitmt. 
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möglich,  auch  durch  Alle  ausgeübt  werde.  In  diesem  Sinne 
hckeniiiMi  wir  uns  znr  absoluten  Deniokralie,  sie  ist  natürlich 
und  zweckniiianig,  wo  immer  ein  diizu  geeignetes  Volk  voriian- 
deu  ist. 


Damit  kommen  wir  auf  die  etwas  schwierige  allgemeine 
Beiirtliei  hing  des  Referendums  nach  seiner  Zw«!  ck- 
mSssigkeit.  Diei<e  Beurthcüung  ist  zunächst  von  vornherein 
durch  das  soeben  Gesagte  begräuzt.  Niemand,  der  politischen 
Vorstand  besitzt,  wird  <Uese  Institution  in  Russlun<l,  iu  der  Türkei, 
oder  in  neugebildeten  Staaten,  wie  Rumitnien,  Serbien,  Bnlgaricu 
intvoduziren  wollen,  die  noch  zuerst  Konsistenz  gewinnen  müason, 
oder  in  ilenen  eine  kleine  Zahl  Gebildeter  einer  grossen ,  noch 
rohen  und  undiftziplinirten,  un  Selbstregierimg  gar  nicht  gewöhnten 
VolksmaRSe  gegenübersteht.  Oder  endlich  in  Paris,  oder  wo  immer 
sonst  ein  nicht  nnerheblichpr  Theil  der  Bevölkprung  aus  ganz  unzu- 
rerlÄssigtni  Kleinentcti  l»eateht,  die  durch  ein  snlcheft  Mittel  leicht 
von  Agitatoren  gesauinielt  und  /.u  einer  Mncht  gegenüber  den 
guten  ßüi-gern  ausgebildet  werden  können  "*).  Selbst  in  den 
einzi-'hien  CVuitonen  der  Schweiz  fungirt  tlas  Referendum  nicht 
gleichartig,  und  es  ist  sehr  leicht,  dabei  noclt  heute  diejenigen 
zu  unterscheiden,  die  altfreie  Gemeinwesen  gewesen  sind,  gegen- 
über anderen,  deren  Selbstregiernag  von  1798  datirt.  Diese  Ein- 
richtung ist,  wie  die  RcpubÜk  selbst,  ein  Kbrenzeichen  für  das 
Volk,  <tiLs  sie  verträgt.  Es  ist  damit  eben  ein  emanzipirtcs  Volk, 
das  keine  der  Arten  von  Vormmidschaft  melu-  bedarf,  die  ?on 
dem  Staatsrecht  successive  erfunden  worden  sind. 

Daiaus  ergibt  sich  aber  auch,  dass  nichts  besser  zur 
Freiheit  erzieht,  als  die  Freiheit  selber,  sobald  einmal 
eine  Anzahl  von  nothwendigen,  mehr  moralischen  als  juristischen 


'**)  Et  wt  iiberliAupt  flormalfin  unsere«  WiMeuA  von  der  BinführuDg 
dsr  VolksabsUuiniiinK  uirgendn  enistlicli  die  ReJc.  Ini  Jahre  1880  wurde 
TOD  der  ilaliputtx^hen  UepotirtHikiunmer  t-me  OominisHoii  ernnuDl,  um  üUor 
die  H<?f<inrn5ii  dtp  (li'iiiL-iiiilt- uud  I'ruvinzialverwiikuiig  ku  pufrrireii,  Li  diowr 
Commueiüo  wurde  dtr  Antrnj^  (erstellt  und  aunemimmeii,  wiolitinere  Gi-meinde- 
Moheii.  dUi  Kigeutlium  und  Nteneni  betroifen,  stollten  den  (ieiaeindeversaiuni- 
^vorgelegt  »(•ri.lcn  können.    Vgl.  CiuvELLABi,  il  ri'fvrundum. 


"Vorbedingungen,    wenigstens    in    einoin    erheblichen  Theü 
Bevölkerung  vortianden  ist '"). 

Wo  diess  der  Fall  ist,    ist   das  Referendum   von  grossi 
Wirkung  zur  weiteren  Ausbildung  des  politischen  Sinnes  and 
OhHrakters  einer  BcTölkening,  und  es  hat  unter  allen  Uuut 
folgende  Vorthoile  vor  dem  Repräsentativsyslem: 

1)  Es  erhält  zunächst  die  Gesetzgebung  populär 
doptieltcm  tSinne.     Das  Volk    lernt    sie  besser  keimen.    aU 
dui'ch   irgend  eine   andere  StAatscinrichtung  möglich  sein  Hill 
Selbst  „  Fortbildungsschulen"  oder  „bürgerlicher  Untorricht"^  werd( 
eine  solche  fortlaufende  Bekanntschaft  mit  all«^n  Gesetzen  in  allfl 
Kreisen  der  Bevölkerung,   wie  sie  das  obligatorische  Re-ferendnn' 
namentUch  gibt,  niemals  vermitteln.     VolleiuU    weim  die  Gesetze 
stets  mit  den  richtigen  Botschaften  l;egleitet  sind,  so  ist  diess  eioe 
politische  Erziehung  der  hc&teu  Ait  und  ohne  das  pedantische,  Hlr 
erwachsene  sulbstdenkeude  Menschen  eher  Abstossende,  ilas 
politischen  Schule  Im  eigentlichen  Sinne  stets  auhafle-n  würde  "' 


'*)  Auf  alle    wart«D  bis  bie  «reif  sind,  würde  im  Staatsreclit  el 
king   sein,   wie    weno   nmn  ein  Kind   ewig  am  Oün^Ibande    h&lteo  woRl 
Viele  Uriiehor  machen  zwar  in  der  Tliat  diese«  Kx|M-nmeDt   liei   Jhr«n 
liüf^en  unil  cmtcit  die   Pniclit,  ewig  uniielbstsliiodigL'  Mcuccfaen.     Die  Vi>t 
nind  darin  von  den  EinKelneu  nidit  verBohiedeii.  Man  raus«  mo  Selber  gel 
IwBcu.  tKibald  na  ch  irgftiil  verinojieD.  Schau  Kant  sagt.  di«<«s  iiiil  den  Wor 
„Zum  Reiften,  für  die  Freiheit    wird  doch  nothweodift  das  Oegebensein  ii 
umcs    MaJine«   von  Freiheit  als  Heilinguiig  erfurderl."     Üic  enten   Vt 
fShrt  er  fort,  leicn  immer  boscliwtTÜoher.   als  da  nuin   nooh  onter  der  Vo 
»or^    Anderer    stund,    ^Aber    man    reilt    fQr   diö    Vemunfl    nie    andon 
durch   eigene  Vcrsuclie,   welcbu    iimchen   zu   dürfen   man    frvi   sein   mii 
Wir  glauben  daher  untiororseits  nichi,  daKs  die  lustitutioa  dea  R«fi?r«oduiM| 
unbedingt    nur    ftir    Republiken    Kiigänglieh    oei.     Sie   ist   in    einer  coo- 
stitutionellen   Mon&ri'^hie   ebenfalls    c}eDkl>ar,   obwohl   sie    bisher    in   kciiur 
solchen    existirt    uml  überhaupt  die    Sehweite    damit.    7iirlätifig    nUeiu    stell 
Viele»  im  Leben  der  Staat««  muB«  überhaupt  versucht  werden,  man  «i 
niemals  ohne  Versuch  >u  der  UcberzL-uguDjr  von  der  Itlöf^licLkeit  geliivcn. 
Die  Freilaiuning  der  Seiaren  in  den  amerikaniachen  Staaten  tat  ein  kluni 
Beispiel  dafür,  ihr  Resultat  ist  nach  dein  Buche  von  SciiCBK:  .Tbe  new  ■ 
gegen  alle  Erwartung  ein  günstiges  gewesen. 

"*)  Die  Fntge  der  bürgerlichen  Bildung  ist  eioe  »ehr  ernst«;  (Ur  Repahlil 
und   wird   in   der  Schweiz    svltr   viel   besprochen.     Der  BondespHLiidcot 
Jähret  1967,  Herr  X.  Deoz  hat  selltüt  einen  „Leitfaden  ftir  den  bürgerhc 
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Noch  wichtiger  ist,   dass  diese  Eünncliiuiif;   die  Gesetzgeber 

vomhereiii  nöthigt,  die  Gfisetae  riclitij;  abzuJkäsen.    Sie  dürfen 

it  in  eine  allzu  rapide  OnKetzesfabrikation  vorfallen.  mUs»ea  die 

>tze  einfach,  kurz  und  gomeinvorotändlich  machen  imd  mUsBen 

■rliaupt  tracliteii  einfacliH  StaatsverhältnisK«?  zu  erhalten 

id  nicht  Alles  durch  den  Staat   reglementiren    zu    wollen.     Als 

nke  gegen  die  Staats  omni  pot^nx  und  die  ihrer  Natur  gemäss 

sts    überwuchernde   Bureaukratie ,    sowie    gegen    eine    gewisse 

ihniscb-gelelirte    Geaetzgeberei,    die    weitläufiger    Commeotare 

,  um  verstanden  zu   werden ,  ist    das  Referendum    unend- 

ti  viel  wirksamer ,    aU  jede  ßohdinmg.      E^  erfreut  sich  daher 

ich  meistentlieils  nicht  der  üunat  der  Bnreaukraten  und  unermüd- 

leu    Gesetzes fabri kanten  '•').      Einfache  (Tesetze    und    linfaehe 


ichi"  herBtu((i-g(.>l>t.>u.    I)»  Altes  aber  bat  niolit  entfArot  die  WirkA«Tn- 
Iwit,  die  (tat  Rclcrtuilum  in  einor  dnzu  ordentlich  vor1)ereitet«ti  iinil  geeif(- 

rBevÖlkenuif;  niiaübt. 
"*)  Vit  t|rcini(iinf>  Mann  hat.  ebca  d«nir  keiaeD  Sinn,  sondern  vielmehr 
.u  ..-^hvm  Gm«lt>  den  Sidu,  'Ut  murltt,  wo  in  eiiiein  Dinfrc  uicht«  ^ti-ckt  als 
Icerp  Können  und  WorlP  und  tilr  die  wirkliohpn  und  berech titft4>n  IrUercMRu 
uichu  gvwuniii-ii  wird.  Dif  Opposition  gegen  die  VoIkBH'chte  häoRt  vielfach 
zuBaimncn  mit  *.\n  V!ebtnf.hitz\xnft;  der  blo»«  mt«ll(Kitui>llon  Hildiiuif  und  inK 
<ier  Meinutiif,  diiroh  dieüirlln'  nlleiii  »vi  der  Welt  zu  helfen.  Dsruui"  kununt 
in  '•innm  i^Ronlneten  Staalmt-eiien  keincsweK«  flo  ftehr  an ,  8on<lpm  weit 
sfar  auf  ilcu  ^aa/X'H  {'harAktei^ehalt  de«  Volkes.  An  dieM-ni  Irrthum  int 
jfUt  Alle»  krank,  von  der  Kindui-acliule  bis  zur  obersten  Staat» leitung. 
riel  beriucjni'r  int  cb'',  me  ein  |M>liti^ctier  .Sclirifl«te>1lfr  richtig  UAffi  ■■ 
renn  luau  eiuinal  div  M&L-tit  besitzt,  Hcinr  AusichU-n  tfulbdl  iu'b  Lebi'U  zu 
1,  als  Andere  em  noch  vou  dor  Kinlitigki-'iL  derft^ltM^n  ühonteugen  zu 
Ben".  Doniit  erlwlifjeu  «ich  I'rÜieile .  wie  sie  milumer  in  dpulavhen 
Zeitungen  über  die  schwei^tenHchen  Vnlk»Abitiininnnf;>en  (gefunden  worden, 
solche  lueinto  bei  einer  dnr  Ir^uti-n  derselben  z.  ß.  „Xur  wenige  dej- 
lerttaiueiide,  die  zur  Urne  gefiang«;»  Helen.  hSlten  wohl  ein  selbttständi- 
L'rthoil  von  der  Vorlage  »ich  gebildet,  tlm  «o  hrdier  müsse  m  allerding» 
;hti't  u-frdeQ,  dass  die  grosse  Mehnuibl  sich  auf  den  Standpunkt  der  vou 
ihnen  nt'wrahll»'n  VertrettT  der  Bundi-NvprMiiuinluug  gestellt  liftbt".  Eine 
tlahe  Bcurtlieilnng  dea  (tohweizeriüchen  \'ulkt«  hat  nicht  mir  keiiu.'  Logik, 
idern  ist  auch  rnetixch  vollalündig  iri-ig. 

Auch   in   den    repräsentntiv    oiagerichtcton  Cantoucu    be»taud  Übiigent 

lou  täiig»!  eine,  ftlU-rding^i  kann)  zu  empfelilendr-,  Art  von  .stillschweigeB- 

VuUuref<ercndun),  namlicli  »n,  daM  eine  grustto  Zahl  roQ  uripraktii^hen 

id    luuiSthigcn  (iesetzt^u    iinilt    kiii-xein    be^taiidu   weuig  Boacbtuuß    landen 
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natürliche  Vorhältnisise  f^ehören  allcrdingiä  dazu.  SoUtß  m  nhtt 
nicht  in  der  Aufgabe  auch  der  StaatswisBeuschafl  Liegen,  nolcbr 
wo  mögüch  herbeizuführen  und  da&  ätaatsweseu  von  der  Unzahl 
von  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  befreien,  die  in  den  meisto 
Staaten  eigentUcb  nur  noch  den  üolohrten  oder  den  danit 
iinjnittelbar  arbeitenden  Beamten  bekannt  sind,  dem  gewöhnlichen 
Manne  aber  zum  Fallstrick  gereichen!* 

2)  Uas  Keferendum  i^t  im  Weitereu  das  weitaus  mächtifst» 
£rKiehungsmittel,    nicht    allein   dcsshalb   weil    äberhanpt  da> 
intensive  Staatslcbcn  ein  solches  ist.   und  jedes  Gesetz,  vcnn  « 
iat,    wie  es  sein   soll,    einen  BildungsstolT  in    sich    tragen   moÄ 
sondern  noch  aus  zwei  anderen  naheliegenden  Gründen.    Vfi  ^in 
den»  Volke    das    lebendige  G^fuld    der  Staatszugehörigkeit,  aba 
den  wahren   Patriotismus,  der  sich  nnmentlich  bei  dem  gemein« 
Mannp  nur  zu  leicht  verliert,    wenn   er   den  Staat    nur   als  «Dt 
Doiniinr    einer   gewissen    regierenden   (vlanse    ausielit ,     die    imcfc 
seiner  Ansicht  den  Vortheil    davon   hat    und    ihm  bloss  die  stet« 
steigenden  Lasten  aufl>ürdet.    Ueberhaupt  eine  solche  verdcr^''' 
Scheidung  in  i^wei  (liLSsen,  die  sich   lieinalie  feindlich    ge;^' 
stehen,  wie  wir  sie  beispielsweise  jetzt   in    dem  K(usterstaat  d«T 
constitntionellen  Monarchie,  Belgien,  sehen,  ist  bei  der  Uefcra»- 
(lumKeinrichtung  gar  nicht  denkbai*.     E«)  giebt  dieselbe  aber  vuk 
dem   gesammten  Volke   (Ins  (lefUhl   nicht    bloss  der  Mitregiennf 
und  Mitarbeit  an    den   staatlichen  Aufgaben,   sondern,   was  fiel- 
leicht    noch  das  Wichtigere  ist.    die   ^fitTerantwnrtIichV    ' 
wie  keine  andere  Einrichtung.    Von  einer  MisKreginrnng  g-  ■ 
Stände  kann  nicht  die  Rede    sein ,    jeder    bat   chen    u^ber 
regiert;  damit  ist  ein  ^^:tsKhaIten  auch  inr  Unwillen,  der  sicli 
gegen  Andere  keiuen  kann.   ;;ei)(tten  und   ein   bcstÜudigiv. 
gegen  jene  gefährlichen  Krisen  geschafien ,    in  denen    sieb 
leidende  und  unterdrückte  Völker    mitunter   plötzlich    in    I 
2erstÖrender  Wuth  gegen  ihix!  binberigen  Lenker  und   Hall>^ 
wenden. 


□Ufr 


kopp 


und  ({«wiHormitaMeu  vod  ««lh«t  vpraehwnnilMi,  Etwa  ao^wie  «inst  ein  QUnf 
Landscliroibi-r  im  16.  .Tnlirbundpi-t  ru  (I<>d  Rand  pincr  •olehen  V^mnlnaf 
wbricti :  „Hiit  wa  vtl  frühen". 
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Es  iJtssl  sich    hiehci  aach    noch    die   fnlsrcffonpe-selRt*  Seile 
9r  Sache  erwShneii.     Wie  eine  schlechte  Gesetz trcbuug  ruhiger 
?en  oder  heseitigt   wird,   wenn  Jedermann  das  RcwussUein 
t,  er  habp  sie  selbst  herstellen  geholfen,  so  ist  der  moralische 
rinn  aus  *Mner  jinten  (iesptzgehunR  ein   weit  grösserer ,  wenn 
die    Folge    einer    tiefgrfindigen ,     oft    unter    Kämpfen    erst 
»ngten    Ueher7.eiigung,  ja   sogar  «iner    echten    Selbstüber- 
windung ist. 

Bin  solcher  Act  der  A)>stinimung  hebt  das  Volk  auf  eine 
höhere,  sittliche  Stwfp.  als  aüp  Predigten  des  ganzen  Jahres, 
verleiht  ilim  Würde  in  seinen  eigenen  Augen.  Kraft  nnd  Mntb 
zu  neuen  Anstrenginigen,  erffüll  die  warkerrn  BiirgtT.  die  viel- 
leicht schon  an  ilem  ficsirliick  des  LiHiides  zu  verzweifeln  begannen, 
mit  neuer  Zuversicht  uud  /ei'stört  mehr  als  Alles  Andere  die 
Hoffnunfjen  der  Schlechten  und  der  inneren  und  äusseren  Keinde 
des  Lnodcs.  Eis  ist  da«  Ocfühl  einer  gewonnenen  Sclilacht,  einer 
Kettiing  aus  grosser  Gefahr  durch  eigene  Kraft,  ein  Gefiihi,  welches 
das  beste  von  einer  Reprüsen tauten verRnmmlunc  erlassene  Gesetz 
niemals  mit  sich  bringen  wird  '**). 

3)  Damit  hängt  zusammen  eine  weitere  gute  Seite  dieser 
demokratischen  Institution.  Das  Referendum  allein  »eigt 
die  wirklichen  Mehrheiten,  löst  dadurch  alle 
Fragpu  und  beendet  allen  Streit.  Nach  eiuer  solchen  Abstim- 
mung wird  ex  stille.  Niemals  würde  es,  namentlich  hei  unseren 
heutigen  RitmrhtimKen  der  Press-  und  ParteitirRanisation.  möglich 
die  walne  Volksntoinung  auf  eine  andere  Weise  zu  ermitteln, 
gewöhnhcli  nur  die  Opposition  und  Kritik  sehr  laut  ist,  die 
4tinmmng  aber  schweigt.  Einzelne  schweizerische  Gesetze  der 
(enwärtigen  Periode  -   vär  wollen  beispielsweise  daRJenige  über 

'*■)  So   otWM  war  z.  B.    di*-  VerfaMiingaiibBlimrauu)i:   vum   35.  October 

fiher  die  Mas^rep.Oii    (fegoii    ils»  -Olasclit;»   des  arme«  Maonpfi".     Von 

fth    beginnt  wifder    «ine  Hebung   im  »chweucritwlipn  Volke  nach  nplem 

ton.      Eine     hlonw     d<7rarligc    Masiüirgpl    <lcr    Bitode^verMmmliing    khit 

>ch    kein   Beweis   fUr    du*   innerliche  Krall  des  (rcMiniDitcu  Volkes  ffewescn 

id  hatti'  vielltMcht  vi^iu-  melir  Misshilli^ng   alu  Zustimniatifc  errabren,    da 

twöhnlich    nicht    da:^    gute    Blement    in    einem    SlaaU;    du«    laut    vcmebm* 

i«t.  —  Die»  liejtt  auch  mit  in  dem  Worte  de»  Dcmostbene«  (8.  OlyuUi. 

•):  .Ein  Ocsetz  Nclirviben,  int  nicht«,  e*)  wt)ll(>n  maclieu  ist  AIW. 
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Civilstand  und  Ehe,  «las  die  Civilche  ftll^ienipiii  «infiihrle,  oder  »Üp 
Eidgeil ösRisrln»  Subvention  der  (intthardbalin,  die  gegen  zalilmchf 
und  bereclitigte  IiitHreRHon  groHser  Landeutheile  verstiess»  neimeii 
— •  würden  gar  niclil  zur  ridiigen  Arierkeiiiiuiig  gekunun^u  üein, 
oluie  die  g  lüek  lichern  ej  s  e  in  diesen  beiden  Külleii  oingot 
tene  Volksabstimmung.  Nhi.1i  dei-Nelb«n  verstumrate  jede 
sition,  denn  flic  Th«t>*ache,  dash  die  Mrbrbeit  dps  Volkes 
MaHsiegeln  billige,  war  nnbostreilbar  geworden. 

Bim*  solche  Erledigung  der  Hachen  und  Knlie  über 
gewissen  Punct  ist  iiir  einen  Staat  eine  Wohltlmt.  »elbst  da, 
die  Mehi'lieit  ni<;lit  uuzweifellrwi'1  iui  Ht-clite  sich  befindet.  In 
meisten  t'iiUoti  ist  j;i  ubcrhau]!!  in  Siiehen  der  Politik  tmd  Ges 
gobung  nicht  einmal  vuii  uiuem  ganz  klaren  und  zweifüUos<ui  Kecbt 
und  Unrecht  zu  spi-echeu  und  h;indelt  es  sich  weseutlicb  darnai, 
irgend  einen,  mit  dem  Willen  des  N'otkes  iiljoi*eiiifitimuiendeD 
ertrügUchen  Zu*:taiid  m  scbnffen ,  der  eine  gewisse  St&tigt 
besitzt.  Auch  lilsst  es  sieh  keineswegs  ertahniiigsgeniäs»  Iwhnapt 
rlasB  diese  Mehrheitsentscheide  dfs  Volke-«  ilurchueE^*  wem| 
/.wpnkmä88ig  seien,  a\n  diejenigen  der  re|ir;i><entativen  Kßrpl 
scliafteii.  Diesa  wird  zwar  von  den  üfgneni  des  HiWem 
meifit  stilliichweigend  voi-au8ge<etzt,  abor  mit  Unrecht.  Es 
ihnen  schwer  sein  zu  beweisen,  diiss  in  einem  Tjande,  in  welchi 
diese  liiMtitutimi  in  guter  und  zweck niü^^^iger  Konn  längere  JVil 
unter  einem  daxu  einigeriuaaaxeii  gei^clmfTeuen  Volk«  bestand,  sAi 
viele  Missgrirt'e  ilaniit  geschehen  seien,  l'iid  nocli  viel  mi  '/■ 
würde  jemals  der  Heweia  erbracht  wenleii.  da«s  in  dem  niiini 
Lande  und  unier  gleichen  UinAt&nden  eine  Re|)riis«it:uiteai[ 
«anuiiliuig  richtiger  verfahn*ri  wäi'c'"'^).     Die  Fehler,  die  thui 

'")  HogüT  abfuhttvr  gefaoat  wün-  iiuuh  (M>hr  rntglicb.  üb  x.  B.  <Sr 
Revrienin){awtM#«  von  (irAiihündcn,  (iUnm,  Appenxfil  derjenigpn  tt«r  iM^tr 
repräM'Dtativen  rAuiorio  uacbHelie,  oder  jemals:  in  wcHeulUobeu  Diagvn  taA- 
j^tantlMi  habe.  Dif  vif^lMigcixIcn  ('rüfiiDifüniimmerD  in  Benigaufi 
cnielinDff  itehou  in  dit-üeu  uUdemnknUisrhtTi  f'HiiliiQcn  nicht 
WtflinnaiiiiHfhart  dpiinOhrn  ist  viell^'iplit  Im-snpi-  iiJfi  inanclie  anürre,  w  h» 
all  eiuzuliiüii  lii-nori'ntic-nilt-n  Miitiiicru  uiv  Maii^i*!  i^vhabt.  der  Volkscha 
iui  Allfr^meiueD .  dnr  aich  niclit  vuit  heute  auf  iitonrtia  biUlBl,  steht  ktüi 
wi*i;a  hinter  dem  der  luidcron  Cflotonc  zurück.  Nach  weJcbeo  anderen  M* 
liialfii  Mdlti.-  uiuii  die  \\'ii'kMiiuki.>ii   •Inuiliclii-r  Iiistitiitiniivn  )>i^urtht>ilfn'' 
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idum  seit  seini^r  all  gern  t*in<'r  GinfUliruiig  in  der  Schweiz  machtp. 
üp-gi^n  vor  Aller  Aiipen  und  sind  leicht  aiifznxiihlon,  diejenigen 
8ünilKn  aber,  wi'lche  tlie  iTrossen  RÄtht*  und  Tjij^isjitzungen  seit 
dem  dahrt'  1815  begangen  liabpTi.  nimmt  sich  NiemanH  Hie  Mühr 
nachzurechnen.  Sie  würden  vielleicht  anrh  zu  zahlreiche  Bände 
len.  Man  muss  eben  sich  die  Sache  mich  nicJit  sn  vorstellen, 
rie  man  es  namentlich  in  den  ttegnerischen  Itedcii  während  der 
STimonsperiode  öfter  lesen  kann,  all«  ob  in  den  RopräRentanten- 
■tammlungeii  nnthwendig,  nder  ivenigstenR  wahrsch pinlich  alle 
fntelKgeuz  finc«  liiindes  vereinigt  sei  nnd  dagegen  hei  der  Vnlk«- 
uhstimmung  die  von  (lerselhen  gitnTihc^h  entblnsate  Masse  »Hein 
Rir  sich  handle  '■").  Weder  das  Ei-stere  noch  das  Ijetzlere  tritt 
istsäcldich  ein.  T)ie  Gi-osaeii  liäthe  wnd  nicht  eo  ipso  die  Elitt? 
S5  Volkes,  sondern  enthalten  vielleicht  ebenso  viele  zu  wenig 
tandige,  von  Ändern  abhängige,  oder  eharacterschwaehe  Mit- 
jrlieder  nach  Prozent/^hl  beniCMien,  ids  das  "Volk  im  Ganzen  und 
es  kommt  ju  doch  nnr  m\\'  dieses  Verhültniss  an.  I'nd  Ifei  den 
Al-tstimmnngen  im  Volke  sind  die  fds  so  aijsgezt*ichnete  Mensc^hori 
vorausgesetzten  Repiüsent Anten  wieder  vorhanden,  keinesweg»  vou 
Wort  nnd  Vutnni  jinsgesi'lilojwcn ,  ja  sie  wenlen  wahrscheinlich 
1«  dem  minilichch  Grunde,  mis  dem  sie  gewühlt  wonlen  sind, 
ien  hedeuten<lKn  KinflnKK  auf  die  T 'ehrigen  besity^n.  "R»  iiit  also 
tiichl  der  „Senn,  iler  deii  t'ode  de  comnien^f;  benilheilt'^  oder 
der  .StalUcnet^ht.  der  den  (JivtlproceäM  Ktudiren  niuss".  Sdiideni  in 
jtulcheii  Fallen  vcrlaxMcn  sich  iliesi'  beiden  anf  das  Krt heil  ihnw 
:h8t«ii  Nachb:irs  und  FrenndeK,  des  Jnriitten,  ileni  sie  diif! 
Sthige  Verständnixs /utnun-n.  Dufiir  hat  ei«  unverdorbenes  Volk 
änen  gesunden  Verstund  und  selbst  l)ei  Vorlagen,  di»;  über  diu> 
ii'ine  VerKtiiiidnit*  hinunsgeheii.  ist  iu  ihm  oft  ein  untrilglieAicr 
iDct   filr  dasjenige   vorlmnden  '^').    waü   ihm    frommen    kann 


"*)  V|;L  )iäiti(ttt<lKW«i>H!  I»fi  ('hhti  \»H[.  UHI  iitul  Foliir. 
'  "')  Aai-h  il»i  i"(   wohl   n'u'ht  ipi»K   rk-lil-iij.    wm»  von  (»»»giit-rii  i|ps   lUtfp- 

jBndain<i  oft  atiK<;fiil>rl  wird,  die  in  «len  pui-luineDturischuii  Vt,T»8mmlmijj;tjn  »Ucn, 
^■l  Volk  hai)r.  wohl  VoroUindmi»'  für  di«*  Wsbipn,  niufat  aber  ^r  die  Ab- 
^Hnunuuprn.  ItKiiiit  wiirdr  IVr^ilirh  der  Koweix  iiiif  die  luinhti'Mr  Art  ^clrirtet 
Bb"-  dft.t*i  ulfXtt  di>>  Hirsti-i)  iii  <lf»  V»r\»mv-nU'n  niUen.  di>ni'u  man  also  iiueb 
oliDc  Bedeiikeu  diis  frans?  .StaAlHrfgiaieDt  iiWrtmireD  hönop.    Da  warL^ipold  I. 


oder  nicht,  und  eine  viel  grÖSBere  ünabhaitgigkeit  des  Urth< 
Festigkeil  gegoii  Hcärboituug  al»  sie  in  ^rösaeicu  parlamcDt 
VerBammluiigPii  iu  der  Regel  gefunden  wird  "*)■ 

4)  Endlich  hat,  wie  bereits  dadurch  ersichtlich  geMfordtm, 
Referendum  den  grossen  Vortheü,  dass  es  die  Kogenanntdl 
^gebildeten"  Stünde  aöthigt,  in  heständigcm  Contscl 
mit  den  unteren  Volksklassen  zu  bleiben  und  fBr  dereu 
fortdauernde-  Eraichuiig  und  Belebrang  zu  sorgen.  £5  ist  alao 
der  ullei-wirksuiustu  Hebel  der  Volk&erziebung  uuch  in  di( 
pi'ophylakti sehen  Sinne.  Ein  geistig  ganz  beschränktes  Volk 
Gesetzgeber  würde  allerdings  gefUlirUch  sein  und  ebenso  bedenkliC 
ist  ein  Volfcsthum  in  dieser  dominirende»  Stellung,  du»»  sich  lU» 
hoHondere  Kaste  gegenüber  eiiter  Art  von  Herreiithura  ftihll. 
ist  dabei  nicht  unsere  Meinung,  du»8  der  VotlheÜ  des 
Umgangs  zwischen  den  beiden  natürlichen  (*la.sHi'n,  lüc  auch 
der  Demokratie  immer  vorhanden  tätüu  werden  uud  durch  ki 
küusLlicheu  Maa^äuahmeu  zu  egalisireu  äiud'^^),  nui-  auf  8citf 

von  Bellen  weüer,  welcher  sigte,  num  müfcoc  sich  xuh-iMli>ii  K^bcs,  wiuin ' 
Artxril  dur  Ktunmoni  nur  xur  HäUtu   t{ut   aiuGkllt*.     lÜv-  Walirbetl  t»t, 
allff    nnd   jode    Su«t(i«inrichtiuigeD    irf^enil    etwas    llDVollkoiiknteiuot    *& 
trugea. 

"*)  Sulclit'  ({ruBiK!   VeniKmmluDKtin    tun    lanbrnnii  Miiutinn    KmHian~ 
uuil  eigfUjtlicJi  geniui  gt^uuininen,  die  AlIi-niiuuvttrlftMdgBteii  ( it!9t.-tigtrbor,  ilir 
BorbeituitK,  Bitutchücbtoning.  Part<.-!difici|)UD  tnindertenv  c)irn  no  Eug&B 
wie   die   ganze    Volknnasiw,    in  ri«r  der  gemnde  MfimobenvcrvtAtiil 
uuU'Ttlrüokt  uerdeii  kaiui,   und  der  EinEeliie  «ich   frvier  und  unWc 
bewi^t.     Man  ttraiu^bt  nicht  TAnfC  »der  Buc'iuat.  iidcr  ^ür  r«Ki.YLK  in  •udm' 
alatter  day  p&mphUjIe"  z»  IpHfn,  um  dii-  Vi»n(utt6t't£uti);  der  ludbrii  uder  ipuaa> 
UofcblburkL'il   duH   FarlainHiiUunomuH,    vuti   der  dii-  G«[{uvr  d«  Kcfereudaat* 
■tete  BUBgeheii,    nicht  zu  ihcileu.     Si«;  in  übrigens  demiKlen  binndobeiul 
Bl^üttert.     IHw  Wesen    de»   Farfaunentarifman    i*t    unlir^timmU:   (Jrwiilt 
gleidiKeitiger  Vertbeilung  der  VenrntwortUcbkeit  auf  X'icdv;  nirgends, 
die  blat^B  ncKaliven,  kritiairenden  LeuU;   und    lilk'  Mt^diocntutou  kicktet: 
Geltung.      Daber    werden    durrh    langes   Sitz'^ii    in    l'artanMfnttiD    eefar 
Menflohon  verdorben  und  wvoigc  dgtiutlich  geivtig  freier  und  unabl 

'**)  Durch   ttolche  Venuche    maebte   aich   die   fnuiKÖsiiicbo  llcvidnt 
lächerlicb.     (iebildot«  und  UDgubiJdet«  uiubh  e»  immer  geben,  wii-  Arm« 
Keiohe.  jeder  Verbuch  dicH  grundHützlich  xu  beiteiUgen,  verTäilt  dcTo 
salc  jener    vorbildltihen  Zeiten  von   1790-98,  d.  h.  die  Oleirblitit  wirf  nur 
durcb  HcrAbdrückiing  der  Bildung  überhaupt  erreicht.    AUcr  da*  Aufitcigeni 
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unteren  Classe  sich  befinde.     Im  G-egentheil ,   wir   hegen  die  auf 

vielfacher  Erfahrung  heruhende  vollendet*  T'pberzoiij^iiig,  dass  sich 

unter  tierseihen,  minientlich  in   einem  ;i]trei)iiblikani8c'hen    Staate, 

itQ  viel  grösserer  Prozentsatz  derjenigen  Menßclien  finde,  wie  sie 

ügentlich  fib-  ein  Gemeinwesen  uud  seintim  dauernden  Bestajid  ani 

llemncuthehrhcltsten   Ktnd       Die    hosten   Menschen ,   die    wir  in 

iseren   heutigen  Staaten    haben   und   dnrchftchnittlich    auch   die 

lichtiggten ,    verstfiiidigHten .    arbeitsamsten,    geduldigsten,    mit 

|jhrexQ  Loösc  zufiriedensten,  hetindeii  sich  kaum  unter  den  „hohen 

Herrschaften",   oder  den  Reichen,    oder  Gelehrten,  sondern  viel 

wahrscheinlicher  unter  dem  sog.  kleinen  Volke,  das  mühsam  von 

er  HÄnde  Arbeit  lebt.     Es  sind  nicht  nur  die  rHeihgen'^,  die 

'ronmgsweise    in    dieser  Classe    wachsen,    sondern    nach    unsenir 

Ueberzeugung  auch   die  Verständigen,   mit  sich  selbst   Einigen, 

i'alirhuft   Weisen    dieser  Welt  und  Jeder,  der  dieselben   nicht 

kennt    und    ihn-  Hekanutschafl  nicht  sucht   und  horhNcliiitzt,  der 

»entbehrt  fiir  sich  sclltst  «in  nicht  zti  übertreffoTMleK  Rihlungsmittel 
Und  kennt  überhaupt  die  wirklichen  Zustände   und  Bedingungen, 
Ja    die    wirklichen  Genüsse    dieses  Lebens  nicht.     Kein-  viele  der 
Rugenuuuten  Gebildeten    lelwu    aber  eben  von  Jugend  auf  bis  zu 
ihrem  Tode  in   einer    ganz    kilnütlichen,    im    <Trunde   «ehi-   engen 
^buul  kleiiüiclieu,  Welt  und  lernen  von  iliren  Mitlehenden  auch  nur 
^■|MttDigcu    kennen,    welche  in   dem    gleichen    <Jewächs)muBe    cin- 
P^Bperrt  sind.     Ja  sie  Het7.en  sogar  einen  In^sonderen  Werth   auf 
eine  solche  Ahschliessung  und  Gefangenschaft,  diesie^Excluslritäf^, 
-Disiinction"  nennen,  deren  Oede  sie  allerdings  öfter  instinctiv  in 
dumpl'er  Langeweile  empfinden  "").  Sie  würden  nicht  Mos  glUckliclier 


«iner  fTlsMHf  in  dii-  »lulf^re  Miuo«  tni'i^Hrliit  frlfirhurt  iioH  dit>  Kelhntachlmig  rl«r 
Mf^ninnt^ii  untcm  dasxett  prböhl  werden ,  <ti«'  ct>en)K)  tiutbwcndi^  und  in 
ihrer  Art  lud  WeJK  und  fiir  ihren  Beruf  oft  vt^vr  ebeiiKO  ffcbildet ,  onter 
alltiD  üitutäuden  Ab«r  Rbi^UHo  Hllcr  Rbrm  Wf>rth  nnd,  al»  die  oberen.  Sic 
brt.uclii?ii  sich  t>hcD  beide  ^ei^eD  sFitiii;,  der  Bin«;  nictil  weniger  a)s 
flfT  Aiidrre  und  nnr  an«  (liebem  Conta  (;t  fmtstfbt  die  widm'  Bildtinfi:  und 
die  wa)irt  Wrihlfahrt  des  Stual«»,  weder  fius  finer  ItluM  Keträuint^'t)  ullt^uni einen 
(M^icbheJl,  ihe  täeh  nie  VHrwirUicbi'ii  Hut,  noch  udh  der  dcrnuilen  vorbin- 
drara.  vi>u  ge{i:eu»eili^ni  ti«rem  MiMtmaen  prfnilu!»  Ab«chlieKKHng. 

***)  Milmit^r  bloiB  konuut  tfanvo,  tvtwu  iu  Fen'enaur'.-utbHU«u.  ud«r  ftUbner- 
itkd»  Atv  oi^iM-n  (juidi^is  dfft  Gedanke,  .mit  dem  Volke  zu  verkehren',  oder 


Rein  und  glücklicher  machen,  wenn  sie  diese  f^ossentJieilfi  nttr 
eingebildet«  Superioriiät  aufgaben,  f^ondern  auch  imendlicti  an 
Geist  nnd  Charakter  gewinnen.  Denn  Alles  da8.  vbb  den  Gent 
befreit  und  das  Hent  erweitert,  rbut  wahrhjift  Gute  und  GeäRtTOJIr. 
das  wächHt  nicht  eo  ipso  in  den  ^höheren  Regionen*^,  sondern  es 
steigt  dahin  auf  aus  den  groHsen  breiten  Massen  des  arbeitende« 
Volkes,  durch  diejenigen,  die  sich  seihst  aus  demselben  n 
einer  höheren  gesellschaftlichen  Stufe  erheben,  oder  es  wenigstes? 
noch  verstehen,  diese  wahren,  und  natürlichen  Zustände  r.n  beofc 
acliten  und  zu  schätzen  "*).  Wer  diess  in  seinem  Leben  nie 
kann  und  dazu  durch  seinr  Lebensvfrhältiiisse  nicht  aneeieiU't 
wird,  dem  mangelt  das  Allerbtwte,  was  auf  dieser  Welt  zu  findtoi 
ist  und  daher  ist  eine  Institution ,  die  diesen  Coutact  beideq_ 
Tfaeilcn  beständig  nahelegt,  eine  Wohlthat  für  beide. 


fiogar    nclhflt    (Ii-Midi  NitU'ii ,    •Spruche ,    Tt-acbt    uucluii«liiiii.'ii.     Dan 
lith*'^  «DgunUicklich  slücklichcr  ond  l'reier  ftUilen.  b1*  in  ilunm 
I>oliou,    Bn1lt4>    ihnen   da  Fin^Tzi^i^  ecin.     (««wohnlich  sli«r  können  slv 
nicht  üWr  ihre  Selirankün  erheben  nnd  ev  lileibi  iülct  mu*  Spiel  oiul  ä|: 
was  Ijel)eu  und  Uel>eneu};uug  wertlcn  boIIIv. 

"*)  Da»  Auen  int  in  einer  Reputilik  allerdinipi  «!U»tverHlXntl]iclier . 
in  Monarchien.  Uooli  it^t  auch  ih>rl  th»r  Pm/rntfiHtJt  vnn  I(edfnu>ndi*u  Sie 
Kchtm,  die  bL-Htümli^r  von  unten  lieriinfHti;iKen,  t-in  «ehr  f^>s»<pr  und  ander 
seit«  schöpft.  ];;crade  i>iii  Thi^il  dt-r  höhenni  Sländi-,  dtu-  Ade)  munentR« 
seine  be«ten  Eij^unschafteu  uno  dem  Londlebtui,  durch  da»  er  in  enffcr  B«' 
rühning  mit  dem  Volke  Dufwäehttt.  Oo«  gerin^u^  Mut«  vun  (!i^t.  Ohanüner 
und  nauiKQtliuh  v<iu  Ori)(iua]itikt  )M;^iLKt  heuU'  durchM'hnixtlieh  der  frttwühnlicli« 
OronitÄdtcr,  der  einen  Banw  nie  iinders  al«  unf  de-ni  Theat«r  %' 
\u  diesen  Sladt<>n  «Hein  nimnil  iiiieh  ilie  AruiuUi  und  »n^r  ilie  ... 
büsslichc  GesUlluDit  «n.  die  sie  von  Nator  nnd  von  iivchttfwegvti  dorrhsw 
□icbt  XII  haben  hraneht. 

In  schweren  üejleu  seiurt  üeh  xuwcilea  die  KegiinouUifähij^keit  d«  £r 
mtäneo  Muiaea.  An  »olchen  Beispielen  ittt  namenthrli  die  KeiiweixergmohiclMr 
sehr  reich.  Als  z.  B.  die  PetI  im  .lahre  tbW  in  dt^r  Scbweix  allenÜMlbai 
herrschte,  flohen  die  auf^Aehenen  Bürger  vielfach  aon  deji  8(£dt«ui  nd 
das  Land.  Selburt  der  Iwrühmte  St.  (ialliüche  Antt  vun  Watt  (Vadiuiii) 
fiutd  es  mit  seineai  doppelten  Pflichten  vereinliar .  «ecliH  Monate  bkaj;  nuel) 
Wädenewyl  sich  zu  begehen.  Den  Summer  durch  starben  in  «einer  Ab»wwi 
heit  in  St.  tiaU«n  tijghch  äti  bin  30  Pentonen.  ,L>a  lloh*.  sagt  «dp  stit- 
geno8tiiBelii'  Chronik  .uianniglicfa  aus  der  Hladt.  mi  diis»  »ehlecht  pfinoooi 
das  RaUihaui'  regiertend,  aber  wol.". 
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Aas   diesen  Griinflen  weBentlicIi  würden  wir  uns  stoU 
fiir  flits  Rfiferenduni  aussprechen,  wn  immer  es  möglich  ersclieint 

tund  das  heutige  Reden  der  -Bildmigspliilister-  ebensosehr  ignorireii 
Nrip  das  pseudo-antike   und   etwas  hinkende  Bonmot  des  Scythen 
Änarchai-sis '").     In  Kepublikeit    iinmcntlich .    ^anz   liesonders  in 
demokratisch  eingerichteten .    wie  sie  heutzutage   allein    noch  be- 
Kteben,  i»t  diu  prinzipielle  Opponitinn  g(^gen  diese  Kiririchtuugen 
nicht  recht  verständlich,  denn  die  gl  eichen  Gründe,  die  gegen  sie 
^«pieoheii.  sprächen  auch  gegen  die  Demokratie  und  die  Uepnblik 
Bllberhanpt '").     So  viel  aber  itt  richtig:  Zu  licpublik.  Demo- 
kratie und  RcfcivTiduni  gehören  gleiclierweise,  wenn  vnr  auch  nicht 
■tagen  wollen  ^Repnhliknnov^.  so  doch  etwns  Aebnliches  dem  Wesen 
^Mcb,  nämlich    ein   in  seinen    Haupthestand theilen    vor- 
geschrittenes,   seinem    wet>entlichen    Cbaracter   nach 
^urbeitsames    und    dahei-   wohlhabendes,   massiges   und 
"chararterfestet*  Volk.     Ptlr  ein  solches  enthalten  diese   fnsti- 
^tutionen  die  Bedingungen  seines  weiteren  Fortschritts. 

,La  liberte  est  un  droit  des  peuple»,  seidement  il  fant  Atre 
lajeur  j)onr  rexercer.'^    Dieses  Wort  ans  durchaus  niclit  repubh- 
ii»chem  Mimde    drückt  den    nSimliclifii  (icdankr-n    kürzer    und 
lüagender  aux. 

"*)  Alf  Solou  ilim  oeiiU'  V>HJU"UU^  \iirle((te,  «uf^  at:  nSnIUafii  däucht 
lieh  Kineo  nui',  weixc  MUnuer  ciitwi.-K<.-ii  Irifi-  die  Oen'UH*  und  Thutvii  Ntmimen 
IdsnilMr  lili".     Si>l>iii  liÄtf  ihtn  ilumuf  »ntwnnt^n  «oDoii ;  .Freund.  i)u  denket 
ntlext  «l<en  —  wie  Pin  Scyth*"". 

'",1  Da.»    wnn    i\hx    Ilt'fet^ndutit     in     hhhi-m-ii    gt>ttiUlt>t«n'^i    Ntuateii    aiu 

anmugltcli  tnarliea  wird,  it>l  ilttr  Clatitrtilliiiti  imd  die  nmchmendr 

sc  IntßrPffKPii  vi^rtretuiiti,    «u  Su-Ili-    oini'«    lotiPndqrfn   l'atpiritiffrau». 

^an  uHH  itn  Ue)>ri)(vii    uii    roeistvii    i:«.-}ivii    dubwItH'    xii    tipivchi^ii  scboial, 

n«l  mehr  .jt'dcnlitlU  aln  n\\e  <inir)de,    dit-    ^ewöhnlifh    iUitc<>führl    zu    werden 

tegi-n,  iitl^  d(Hw  dir  reine  Penioknitjr-,  ilcrwn  inndcrm.*  Fonn  tit  int  in  ciiieiii 

[röiiifren  Stailiwimen.  in  wt'lohem  i>irh  dif^  Meiurheji  niclit  mehr  persün- 

Kcb  kmiien,  Nchwcr  wirUich  durctuDfiihron  ist,  ii'indt'm  dort  mif»rt  ein  neaef 

and  nicht  v><Tniger  ^i'ßlirlirhi'K  Kcprix^'ntiilf  VKyjtt.i*m  entsteht,  nämlioh 

las  diireli  die  Zt;itutiK(>n  uii'-troül»!»-.     ni«'Si'  "«■Itiitfn'wählk'ii  Rcpra^eutHoleD, 

iWd  Jiecnp  —  t\»n  läSHt   »it-h  nicht   lüti};ti*'ii  -     linen  (■ti^inHn  jrrois««'))   RinfliiRS, 

die  vurnialtgen  giMiptü^cshcndon  KüUd.'  iinil  num<^uUir<h  Itet  dem  rKcult«tivi;n 

ifoduin  bünfrt  die  Fra^t^.  uh  davnu  im  rioxfilntm  Fallf^  (ir-lininch  premncht 

tcrdra  «nlle,  frrn?^,cnih«'il»  vnn  ilmMi  ali. 


—    4se    — 

"Die  Literatur  über  das  Referendum  ißt  eine  nicht  sehr  be 
deutende,  da  eben  «He  Schweiz  mit  dieser  Einrichtung  bisher  ver- 
einzelt dasteht  und  .iticli  selbst  hier  darüber  verhältniftmässif;  wenig 
geschrieben  worden  ist.  Erat  in  nenerer  Zeit  b^nnt  man  in 
AuRlande  darnach  sich  umzusehen,  die  dortigen  Schriften  mgea 
aber  eiui«tweilen  einen  gewisften  Mangel  an  Einsicht  in  Hie 
schiclito  und  die  historischen  Bedingungen  dieser  Institution 
auch  ein,  übrigens  sehr  begreifliches,  Fehlen  am  Ginblick  in  dir 
pralctische  Fnnction  und  Handliahung  desselben. 

Dil-    wichtigsten    uns    bekannten     Schriften     sind     folgende 
Die  gedruckten  offiziellen  Protokolle   der   beiden  VerbandlungFn 
über  die  Bimdesrfjrision  von   1871'7ä  und  1873/74. 

Eine  zweite,  gute  Zusammenstellung  der  VertiHndlungpn  dt 
Enten  Periode  (welche  die  interessanteren  sind)  eutliält  i>in  v( 
der  Zeitung  „Btmd''  herausgegebenes  Buch  unter  dem  Titel  ^1 
ßerathung  der  BundesreviBion"   1873. 

Aus  dei'  Zeit  der  Ersten  lie\'ision  sind  noch    heul«  U 
werth  eine  Anmlil  von  Broschüren,  nämlich: 

Bundesrath  DuBs:  Die   sohwei'/.  Democratie  in  ihrer  Kortei 
Wicklung  1 8t)8 ;  Dersellx-' ,   Ziu'  Verständigung    über  die  ßant 
revision  1871;  Derselbe,  (unouym  erseliienun)  Eiu  oflenes  Worti 
meine  Mitbürger  187^.  —  P.tjrKNUKi.  (damals  Kedactor  dett  Bund] 
Aphorismen  über  demokratisches  Staatsrej^ht   IHf;4;  Derselbe, 
Erweiterung  der  Vfdksrechte  186H.       XFazy:  De  Urevision  de! 
Constitution  fedf^ale  1871.  —  Phimppin  (Staatjtratli  in  Ncuenbai 
Poun|uoi  j'jii  votH oui  lH72.  —  BukKi.i:  Directe tiesetzgebung dnrc 
düH  Volk  1H69  (auch  engUscti  Ubenietat  vitii  Ünwalii:   Direct  U 
latifui  b\  tlie  peujile  versu«  rt^prcsentativp  govemment.)  —  Anon] 
FlugKchrift:  „F'in  MärKenglÖckchen  fiir  das  ZUn^her  Volk**  18« 
0.  Kkknkt    (Kedactor    in  St.  Gallen,    Natinualrath) :    Xi 
zwanzig    Jahnni    IHKH.         Du.  i\  Hii.rv   (damals  JElechtaanwi 
in  Chor):  Theoretiker  und  Idealisten  der  DemocTntie   1H6B  (gOgai 
elie  „Schweizerischi*  Deniocratie"  von  DtiRS   gerichtet).     Einiit 
massen  hierher  gi^hürt  auch  :    V.  Planta  :    Der  30jährigä  Kawf 
um  eint'  rhätis4;he  Alpcnbudn    188ö. 
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Svitborige  Schritlen: 

Tu.  CUKTi    (Kc<liiuttfiir.    Xationalrath):    GeHohiclite    der    flobweizeritwhei] 

,  Volki^e»etz^bun]f    I.    Aiili.    188*2:    Persellu?.    Pie  Volkii&hfltiininiintr    m    der 

»ohwcir.  flcMclü^'lung  (Vortrag  in  Prwikfurl  geJiuIt^ul   1886;    IVtiifelb«,  Zur 

Ot^Mhiohte  der  Wdkircchte.   St.  Oallüchi^  Kriuueriiugeii  axi  'Up  Jahn?    1880 

mod  1831.  168t-,   D^rsolW,  l>ic  VnlksMinvcriüiiLat   und  du»  anfFfinrini*  Stitnin- 

r«cbt  in  dar  Zettsohrifl  .Die  uoue  Gef^ellHflhHfl"   187!^.    —    Anonym:    Uebvr 

i^rweitert«  Vülkarcchte.    Aarau  1875:  Aiiunym:  (VerfMicr  bukannt :  Staats- 

iber  STOfiin    i»    Ziinchl    Knfcn'tridiim    und   InitiatJTo    im  <'«nton  SCüricb 

—  CiutelanaT:   Die  »ob  weisen  «du-.  DL-inurrfttie  in  ihrer  Porten»  wickt- 

long  1679.     Üieiwi«  Werk,  das  uiigeuignoler  W^im*  d«n  gluicJtco  Titil  wie  di« 

DOTfl'wjln?  BrtjBüliiirv  vun  I8M8  fiilirl.    onlliäll    «lAlistiMih«  TulKdlun  de»  <djo- 

nmligcn  Chef«  des  beroischcn  statttUschi-a  Burt'aa'B,  die  aber  natürlich  nur  bis 

1879  reichrn.  —  Drok  X.  Dundesrath :  \m  rfvininn  Tfiderftle  in  der  „Bibtoth^jue 

universelle"    i'on  Lauininric    Bnntl  25.     AiicHrdcm   künrit-n   ver^licbou  wt;rdt<n 

|dic  bezüglichen  AuBei[uuidi:rh<>txiin^n  in    dun    Wvrkfo   iil»er  (•uhwcixeriftoheH 

^BtaoUre>clit  von  Bi.ümk»-Mobkl,  Uuiw  uml  v,  Ouki-li,  gaiui   buwtndiTt  DoiW: 

OeffoDtlifihu  Uecbt   dwr  «chw^iu^riwht'ii    EidRflnosHcuschult    1877/78  L   14a 

Luid  II.   los  u.  foltf. 

[Im  A  u  H  1  a  u  d  o  r  H  c  li  i  «*  n  t:  Q  •*   b  a  u  h  t>  t-  z  ü  g  I  i  u  )i  c    S  c  )■  r  i  f  t.  e  o   «  i  u  d : 
Ci.   VouT  (Prüf,  in  Zürich):    KElfreudum.    VeUi    im*!    luitiativt)    in    der 
[Tübinger  y^etltchi-iÜ  .Tabr^;.    1873.  Üauli»    Cbivellari:    II    rt'ffrcndcini 

bella  Svizxera.  im  Archivio  Giuridico  Kaod  'M.  —  Derselbe,  iHtituzione  di 
mu  StiUbuilu  l«ln^iKli■l  nel  comuuc  Ttoliunu,  im  Arcbivin  (Jiut-idi(!(i  Band  3£t. 
I1kr£Ou:  Dan  Hef^i'endum  in  dt^r  Schweiz.  DfluUt:he  Zeit-  und  Stn:itfrHgcn 
[Heft  217.  —  HoKiTMAjoi:  Dhs  l'lebihdi.  »b  Correctiv  du-  Wahlt-n  1884.  - 
tXV,  W.:  Div  Uältigkt'il  der  PlobisciU:  1880. 

Kur  V'ffr^loiahnDg  nnd  wtotornnt  Stndiuni  dtcoän^ 
ikAJütwuu;  Da»  Volk  und  dur  ^uuvvjüii  im  Allgviuuiuuu  Iil'U-uuIiUiI  iuhI 
iiit  beiii)ndertir  Küduicht  auf  di«  BGliweizeriBchci)  Vt'rhSltuiB»^  16B1.  — 
)DU  Blakc:  PIuk  des  Uir^tiidiriH.  --  (^nhidkiunt:  La  Hululioii,  4>u  !•:  fcou- 
«cnt  direcl  du  peupto.  -  HlTl'lMtfUALiHKN :  La  It^Tinlation  piu*  tu  penple 
;t  sti8  «dvcraiUrfh  1863.  —  <i.  VoßT  (Pnif.  in  ZüHüh).  VMirinbiiruiij;  und 
[3lebrhfiiKpriiicip  im  Scbwcizurbund  (in  der  ZciiKchrifl.  lor  scbweizcrischv 
tgvbntni  nnd  R«cbt«}>ll«gv  BwmI  l}.  -  Ü.  VSaaiH  (Prof.  io  Zäridi): 
'ülitiacbo,  iocirIv  und  kirchlirlii-  Ziutfiude  in  Zürich  während  der  Kefonnatioii 
((In  d«r  Zi-itAchrift  Hi^lviHiu  Jahrg.  IH78j.  JiocT«v:  ('«tiidev  dr  droit  con 
itituüuunci  1S8Ö.  -  RuüsiutAD:  Iä  f!<jDU-4t  social,  II  und  TU  benönder».  — 
[oNTiaqüntlJ:  Ksprit  den  loi«  Cai».  VI  Buch  XI.  .STtrAitT  Mili.;  U*iirA(;li 
tnugeu  über  Rcprilot^DtativverbutDung,  deutsch  18tJü;  IftTicIti«,  On  litiwrty  186d. 
l —  MACOiuvBLLt;  Discorni,  deiit«che  AuBKahc  p.  148.  -  lioniAR  Rcrtuttc 
Parlomi-iitiu-iHniuM,  wie  er  int  L  Ausjnibe  1802,  a.  1881.  —  Pswst  La 
flÖDOcratif  i-t  !«■  rtyiniit  purlpintmuiire  1B84.  —  Taihe:    Len  originea   de  la 
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Frtücc  canItmiJdraiue  1876  n.  Toln.  —  SimiONTil:  Fi-rocliiinpen  fixier  tltt  T« 
TiUsnu^reii  freier  Völker,  dontecli  IM8.  —  p.  STt'ntKK:  Die  Vnlk»iinfr«gm 
im  alten  Bern  1869;  Doiwllw,  ITrknndeD  der  bet-ni«ph«n  Kirch^nr^fom»  I85i 

—  (taxxuK:  DocmnenB  relBtifs  i\  rhutoire  du  pay«  de  Vaod.  al«  Mscr.  gednickt 

—  BALTHASAit:  fiedank^n  und  KraginRntc  xnr  GoBohioht*  d«  ;5eniMt»«(^ 
nöstigen  Rechts  1783.  —  Tboxleb  :  Div  5iebt*n  Bundwtverfiiii'iinfreii  der  tckw. 
BidgenofiMDsehaft  von  M9S  bi»  18IA.  183».  —  Roksi;  Bericht  aber  dw 
Bondncrevision  1892.  -  Kkrn  trad  T>mrKV:  Dcridit  üb^^r  die  BandnnndoD 
1848.  —  Bl.TTNTftrin.i :  (rcticliichti-  den  «rlm.  niindriin>i-ht<^  I.  Atu^be  IMB. 
-  Mktkr:  Grschiclite  lioa  BchweiT.  BnutlpBrechtK  1870  J.is  1878.        HrtTmesn 

Dir  Aiifgalf«  der  »chweizerisrhen  KülKcnot^ienscIiAft  1850;  LV- 
der  EiilgenoRsen  wSJiit?nd  d«.'r  Zoitj?»  dt-r  KiivlieiilreTiniing  il 
Miiller's  Schwei^erBeBchichte).  —  RPttwank:  übs  nordHmerikanisrbe  B""i|. • 
•ttaatiiTecht  verxiiohen  mit  den  poliUscben    Ktnriehtangfn   d^r  .Schtrei?    1^' 
II.  folg.  —  rHRBUftrSK :    De  la  deinocratie    cti  fia'iww    1877/78.     —     Bl.i -(■ 
Staat«-    and    Kcr.htjif((>ichtcht(>  der    Rchwcizmi^cfacn  D^mocriticn.    —    Birii 
(URTKKH:  ((OKliithtp  dcK  tiuhwciz.    FrriNlHal)^   und  CauU>ii»   .Sl.   Oalltfii;   Iirr 
«clW,  Erlebnisse  auf  dem  KoMe  der  Politik;  Derselbe,  Die  Bdiweix  in  ihrv 
UmgestaltiinK»'» 'ind  KKmplen   18(*O-18B0.  —  v.  Srokkrei,;  Kfcht«g*tii*hi>H' 
der  Stadt  iiml  Rv]nib1ik  Iiiizem.  —  BtnnuoHU:  8teat«  und  BecblngrM'hii'):'' 
der  SUdI    und   Landschaft  Zürich.    —    MOi.LKB-FRiKr>BBK«:    Schwei^r^i  ■  I 
Annalen.  -    Feddebsrn;  Geftchiohto  ili^r  .Scbwvir,.     Ke;i<-mTitli<*ii    ritn    '^'' 
bis  1846.  —  HiUBKR:  Zur  Goschirht«^  der  Theiinnbme  dfl'>  Bomer'VHlkr*  >- 
den    V'orfu>{uii)feii   nnrl   (K'setKctibestimmuageii    der    nbersten    [i<indebbcljür 
Zum  Arrhi^*  des  hiiitor.  Vereins  Bd.  VTI.  —  Hilty:    VorleKiingi-n    über 
Politik  dL*r  Kidgt'iinMenKrbafl  1875;  ttersr-lbi-,  Oi'ffi'iil liehe  Vi)r1f«iiigro 
ilie  Helvi-tik  1878:    Dt-mi'H»*.  RcriMon  iiiid  Ki-orunniNalion    iKSa.    Pcnrll 
Hemer  Htaati>^danki''U  1877;    Deniellw,    Ideen    und    Ideale    «cliwrixeraditT 
FuUtik  187/);  Dvi-9«IUu,  rnliti^ehex  .lalirbucJi  der  witwvtz.  Kidgcuuwei: 
I.  Bd.  inm. 


Beiträge  zum  Budgetrecht  und  zur  Lehre  von  den 
formellen  Gesetzen. 

Vi.i. 
ProfesBor  Hr.  (itoKo  Pkazäk  in  Pra^. 


T. 

h»   ist    vielfacli    die  Ansicht    verbreitet,    da&h   die    iii    der 
neueren    staAt.srechtlicIien    l^itteratur    herrsciteude    Lehrmeinunt;, 

tvelche  /.wist^hen  fjest*tzpn  Im  materiellen  und  jni  toimeUen  Sinne 
tintei'sriieidei,  /.um  mindesten  eiiMMi  ledigiicli  tlieoretiachen  Werth 
besitze,  in  der  Praxis  dagegen  schon  ans  dem  Grunde  nicht  ver- 
werthet  werden  könne,  weil  die  (iiltigkeit  auch  der  j,hloss^  for- 
meUen  (iesetze  niclit  lit»/,\veifelt  werde,  es  soliin  für  den  Uichter 
völlig  irrcleviint  sei,  oh  die  IwzügUch  ihi-er  Ueltung  uuheslrittene 
Anurdiinug  alU-n  Anfordenmgen  entspreche,  welche  die  Theorie 
in  AiJ-sehnng  des  iiotinventligeii  Inliolte^»  eines  C-rcsetzcs  im  mate- 
riellen Sinne  de.s  Wortes  iiul/u stallen  sich  v<'nuiiasst  -mli.  Ks 
uns  dalier  gestaltet,  eine  knappe  Erörterung  dos  angedeuteten 
[fTegeustftiidos  durch  Miltheilung  einiger  praktischer  llochtsfHIle 
einzuleiten,  die  im  >'erlflufe  tler  letzten  Jahre  vor  österreichischen 
Tribunalen  zum  Austi-age  gelangten ,  und  die  einerseits  die  eben 
[gedachte  Ansicht  zu  widerlegen,  andererseits  Anknüpfungspunkte 
[ur  Hervorhebung  einiger  bisher  vielleicht  nicht  genügend  gewür- 
[lligter  Momente  zur  Beurtlieihing  des  Gegenstandes  unserer  Er- 
vägungeu  /u  bieten,  geeignet  erscheinen.  Allerdings  betrifft  die 
i([ehr7-iihl  dieser  Källe  nnr  i'Ine  Sjiecie?*  der  t'omiellen  Gesetze, 
liirohclt  den  unter  Zustimmung  der  Volksvertretung  zu  Stande 
?komni('ncn  StaaUvoranschlag;  es  (hirfte  jeiliH'h  nicht  si'hwer 
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fallen,  die  in  BfilrefT  df^s  sog.   KiirHii/^t!Sft/L>s  gewnnneneii 
late  ii'icli  mii"  die  iibrigoii  toniiclleii  iTOsetze  aii?:uwi-iiH<*ii,   wi 
am  Sclilussc  uu»orer  Darstellung  versuchen  wollen. 

A.  In  Oeaten'eich  bestohen  —  abgeaehen  rou  dt 
SiJir:i|>fuug  des  ürtboUß  übrr  «venturlK*  MiDist^rimkl&gcn  bei 
Staatsgerichtsbofe  —  zwei  Gericbtsh^ife  zur  Entscheiduuf;  ron 
ätreitsacben  des  öfTentlichen  Rechts ,  nämlich  das  KeicbsgericKt 
und  der  VerwaltungSKt-riiiblshof.  Die  ('om[M!tenz  dieser  beiden 
(jU'ricbtshÖi'c  ist  in  der  Weise  abgegi-enzt.  dass  gewiäSf,  im  Ore« 
taxativ  aufgezählte  Streitsachen  dem  KeichsiE;erichte  vorheliah 
sind;  diese  Angelegenheiten  ^nirden  im  S  3  lit.  b  dee  GtsetieT 
Tom  Ä2.  Oktober  1875  aus  dem  Wirkungskreise  des  im  All- 
gemeinen zuständigen  Verwaltungsgerichtshofep  ausge&cbieden ,  » 
dass  die  Znütätidigkeit  eine»  dietter  Gerichtshöfe  die  Zuständigkeit 
des  anderen  nothwendigerweisf  nusnchlieK^t.  TjU  den  dem  Reich«- 
gericbtt'.  vurbi'lialrenfii  Aiigelfgeniieiten  gehört  nach  Art.  3  ht. 
des  bezüglichen  StautsgrundgPüRtzes  auch  die  end^ltige 
Scheidung  iilier  Ansprüche,  welchr*  von  cinKchien  Recht ssnbjekl« 
entweder  gegen  die  Gesammtheit  der  im  Keiclismthe  vertreten« 
Königreiche  imd  Länder  oder  gegen  eines  derselben 
werden,  wann  solche  Ansprüche  xiir  Austragung  im  ordmitliclil 
Rechtswege  nicht  geiMguet  sind. 

Einige  Angestellt«'  dc>i  guli/ischen  Religionsfondes ,  die  toil 
den  ihnen  angewiesenen  Bezügen  nicht  zufrieden  waren,  brochtKi 
beim  Reichsgericht»-  eine  Klage  wider  das  Ministerium  fllr 
Coltus  nnd  Untenicht  auf  Anweisung  des  von  ihnen  angesprochen«! 
höheren  Gehalte»  ein,  .  Das  beklagt«'  Ministerium  bestritt  «w« 
nicht  das«  mich  Österreichischem  Rechte  Ansprüche  der  gedachte 
Art  zur  Austragung  im  oi-dentlicheii  Rechtswege  nicht  geeigwl 
Seien,  wvndete  jedocli  dit>  Incompetenz  des  angerufenen  Reiche 
gerichtes  aus  dem  Gnmde  ein,  weil  der  Anspruch  weder  gegen 
den  Reichsfi*>cug  noch  gegen  da.s  Land  Galizien.  sond^ni 
gegen  den  gaJizischen  Religionsfond  gerichtet  sei,  welcher  cini* 
eigene  juristische  Persönlichkeit  reprSsentire,  wesshalb  Art.  3  Ul.  i 
des  StaatsgrundgesHtzes  liher  die  Errichtung  des  Reichsgerichte« 
hier  niclit  zutreffe. 

U&s  k.  k.  Reichsgericht    IhI  jedoch    mit    der  Entscbeidnii^ 
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Srom  2fi.  April  1877  Z.  H3  (Hte  Sammlung,  IIJ.  Band  No.  131. 
1.  S.  600)  diese  IiicorapeWnzoinwendun«  verworfen  und  zwar 
^BuinptsucldLcli  aus  dem  öninde : 

^weil    dfr    galiziscbe  Ueligiüu.sfo)id ,    aus    nelchcni    die    ein- 

^geklagten  Zalihinften  (fvenhiell  ^uäch^t  zu    leisten    wären,   sowie 

Boberhrnipt  hUo  R-eligionsfonde  mit  ihren  sämmtlichen  Erfor- 

derniBson    und    Bedeckungen    in    den    StHnlshaushfllt 

»und  reßp.  in  das  jährliche  FiuanzfzesetK  der  Staats- 
einnahmen und  Auti^abeii  cinbezogeu  erbchcincn, 
weil  alle  nicht  durch  die  speziellen  Einkünfte  jedes  einzelnen  oder 
proviitzi<'ileii  Rpüi^ionsfnndes  bedeckten  Ausjinben  vom  Staate 
getragen  werden  und  weil  daher  jeder  berechtigte  Zah- 
InngHanspruch  an  pinen  k.  k.  Religiontifond  in  Wahr- 
heit ein  AnKprnch  nn  das  k.  k.  Htaatsärar  isf. 

B.  Am    Hradschin    zu    Prag    besieht    seit    langer    Zeit    ein 

loster  der  huiirtÜssigt'n  (varuieliteritmeu,  welcheiu  mit  dem  aller- 

lÖchstt'U    Hui)ds4:hreibeu  Kaiser   Kerdiuatul  ILL.    dto.  Prag,   den 

!2.  Septeuiher  16öft  ;ils  eine  beständige  Fundatioii   und  Stiftung^ 

'aus    den    Salz-.  Wein-    und    Bier-Tax-Geföllen   in  Böhmen    mm 

rnterbidte  ein  jährlieiier  Betrag   von  3000  H.  angewiesen  wurde. 

HjUnter  Kaiser  Josef  U.  wiu'de    zwar    im  Jahre  1742    der   Orden 

^umfgehobcn   und  lediglich  den  dnmaJs  vorhandenen  Oonventualen^ 

^rwt^lehe  freiwillig  in  der    ihnen    angewiesenen  Behausung    vereint 

bleiheu  wollten,  ein  lebenslänglicher  Sustentationsbetrag  jährlicher 

lÄO  fl.  gewjibrt,  allein  mit  der  —  zur  Zeit  den  absobifen  RegimfiB 

^erluKseneii  —  a-h.  Ent!*chliessiuin  vom  Ä8.  November  1820  wurde 

lern  Orden  abermalB  die  Aiünaluue  von  Nonzcn  mit  der  Maass- 

gestattet,    dasb    den    mit  Grenehraigung    dei-  Regierung  »uf- 

teuommeneii  Oonvenlunlen    lebeiiH  läng  hebe    Dotationen    in    üiffer- 

niUäig  lit'stiinmt^r  Höh4*  zugesichert  wurden. 

Die    auf    diesig-    Weisfi    zugesicherten     Sustentation»l>eträgr 
'wurden  dem  Ordensconvente  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  I87'> 
^anstAudslo»  ansbeKahlt. 

^  Bei  der  vei-fas-sungsmilssigen  Kestsle.Uung  des  Etats  Rir  das 
.lahr  1877  wurden  die  ordeutUchen  Ausgaben  des  böhmischen 
Religionsfondes  mit  circa  20  000  H.  Ö.  W.  geinngcr  uingentellt. 
ftla  dies  im  Vorjalire  geschehen    war  und  es .  wurde   im  Verlaufe 
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Her    Berftthungen    dieser    Abstrich    unter  Ajidereni    auch 
motivirt,  dass  tUe  aus  dem  böhmischen  BeUgiunsfondc  dem  C\ 
vente  der  baarfti^igen  Cannoliterinnen  zu  Prag  bisher  geleiälel 
ZuschUssi*  sich  wwler  als  eine  notliwendigc.  noch  als  eine  aw< 
roftSHigc  Ausgaiw  darstellen,    es    daluT   im  Jnhi'e   1B77  von  de 
selben  Ana  Abkommen  erhalt<>n  Rolle'). 

In  Folg«!   dessen   Imt   rlin    biihmisclie  Sthtthaltfrei    dir-  Ai 
xahlung  der  erwähnten  Sustentutionsbe träge  mit  drm  1.  Januar  193 
emgestellt,  und  es  sahen    >iicli    ho   mit   einem  Male   die   mit  Zu 
Stimmung  der  Regierung  in  das  Kloster  atifgenoromenon  Conveo- 
tualen  aller  Subaislenzraitte!  entblösst. 

Der  vom  (Irilensconvente  (liesfaJU  an  da»  Cultusnünisterii 
ergriftene  RekuiN  hatte  keinen  Rrfolg.    Der  Oonvent  fUhrte  «okij 


')  Dpr  Hergang  war  folgenilcr:  Dar  Budget« asRcbiifls  des  Abgvor 
hiiuiM  minderte  cntßcjtou  der  Rcforniags^-orlagt-  di«  ordcutlicKe  ErrnrUeral« 
der    R«ligioncrondH    um   äO,H07   H.  ö.  W.  Iu>ra)>    utid   ht^Kniudot**   dies  o.  A. 
(Nr.  fi73  der  Beil.  zum  ntc-ti.  Fi-utokollL')  damit,  ^doss  die  Position  von  4006  Ü 
ftir  die  Cnrmebtfn'DneD  in  TruK  dt-nitaleri  und  auch  n*cilerhin  nicht  ticu-illi»' 
werde,    weil    eino    rvclitliuliv  V(;n>fticIil.uQ(r   do"  St«atp>    xu    diei*cr   Lci-iuiu 
nicht  b<'a(<'liii,  der  Onit'n  oiu  rein  lip-iphaulichiT,  u^potiwjier  s«i,  und  o>  nr.  I* 
geivclitfiTtinl  ordclieiiiL' ,    data  ätautHtnittel   da»i    verwendet    werdeo,    .l.'vi 
Orden  za  cffialten*".    Bei  der  Beraxhnnp  im  Planum  de*  Aligi-ärdiiei^tituiitf«» 
Uemitnigt«  A>>g.  (4reu(er  (nUm.  Prot.  S.  1491)  die  Eiustcllutig  vun  -MfWlL 
fTir  da«  «rwüliDle  KIoiIlt.  iDdei»  er  lielianjtlete,  dnM  dem  St&iito  einr  phAx- 
lielu*    VerpHicIiUmij    zu    diewr    Leioliit^    ul»Iie){r.       Pagex''"    ^"''' 
Spezialbericlitcrstintur  Dr.    Rodler   (Stiii.  Prot.  S.  7438):    ,Da*   !■ 
CB    gar    nit^ht    ilötJiig,    liii-    dm  Ali*lri(Jt    Kcübiogriiadr    aiixiigehen ,    !••    un 
das  Kecbl   i^n  BcwilligungeD  tiud  xii  AbKlrichen,  uiid  indem  <]a»  Ubd»  dii-M-' 
Beeilt  ftiisiihc.    Kolinfft    i*»i   reehtlich   liesteliciide  Zn^iSado,   wiche 
aovrlcauut   »erden  i»  ü  »»en".    Im  offcnbaivn  WiderMj^nifrli^  lii<       ' 
er  älier  bald  daranr:  .Wnin  wir  heute  eine»  rrivatrevtiLititfl  d>     ' 
iiiclit  uucrkenrien,  «i  ist  —  ieli  UeUtui-  e*  —  den  ilavun  Hflroli>i(«n  d#f 
ßecfatsweg  nicht   abge^olitiit  tun,     (Gebührt    ihnen    ditiie  Leialaog, 
wird  der  Sinai  ««inen  Veri>)lichtuiigen  t^ewisf«   naclikommeo.    nnd  da»  AI 
geordnetenhaUN  wird  die  Sache  andern   anTfasieii,    aU    ps  baol 
nie    «ufiufanBen  iu  der  LiiS''    »*!  ".     Der  Gt'!nt'mnM>rielit4'r«l«tter  Wol 
rum  liescliränkte  "«ich  aui'die  Ueuicj'kun^,  das»  bereit«  der  Von-ednw 
liclio  Kiuwendimgcu  ^gruudlieh  wtderlojirL''   halvo   und    i-mpffthl  die   Annfehl 
dos  Ausücbtusuntruges.    Bei  der  hierauf  fulKeudon  Alntinnnuofr  wurdo  d^r 
Antrag   des  Abg.  Ureutcr   mit  100  gegen  6S  Stimmeu   ahgrUbnt 
und  der  Antrag  de»  Bud)>elaii«eliu»»CB  nngenrimmeu. 
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"Beschwerde  beim  Verwaltungagerichtshofe,  gegen  weldie  von  Seiten 
des  Iteklagtcij  Ministeriums  eiugewonilet  wurde,  das8  die  Ein- 
elelluiig  der  fragUobeu  iiuschüsHe  auf  dem  in  vorfa&sungsmsissiger 
Weise  zu  Stande  gckommeucu  und  im  RcichsgcsetzbliLtt  für  das 
.Jahr  1876  suh  Nr.  Hl  orduungä^cmöäs  publizii-ten  Fiuanzgesetze 
für  das  Jfdu*  1877  beruhe,  tliesdbe  daher  schon  aus  dem  Gruude 
jeder  wmteren  Aufechtung  entrückt  sei,  weil  nach  Art.  7  des 
Staatsgrundguaetzes  über  die  richterliche  Gewalt  vom 
21.  Dezember  1867  deu  Grericbten  die  Prüfung  der 
Uiltigkeit  Kohörig  kundgemachter  Gesetze  nicht 
zustehe. 

Der  Vonvaltuugsgericbtshof  hat  jedoch  mit  Entscheidung  vom 
19.  Juni  1878  Z.  989  (BuDWrasKi,  Sammlung  Band  U,  S.  328) 
nicht  nur  im  Gegensatze  zu  der  im  Erkenntnis»  A  vom  Reichs- 
gerichte ansgesitroclieneu  Ansicht  seine  eigene  Oouipeteuz  in 
?r,  einen  Anspruch  an  einen  Religionsfond  betreffenden  Streit- 
10  anerkannt,  sondern  auch  in  der  Sache  selbst  der  Beschwerde 
Btattfregebeu  und  die  angefochtene  Ministeadalentschcidung  als  im 
Gesetze  niclit  l>egründet  aufgehoben. 

Ans  der  unifangreiciien  Begründung  dieses  Erkenntnisses 
interessirt  uns  hier  nur  jener  Pai^sus,  in  welchem  die  vorgedachte^ 
aaf  Art.  7  dos  Staatsgrund  gesetzes  über  die  richterliche  Gcwiüt 
f^CAiiitttf-  Einwendung  des  Ministeriums  ihre  Widerlegung  tindel. 
T)er  hetrotfcnde  Altschnitt  der  Entschüidungügründc  lautet  folgen- 
dermaassen : 

„In  dem  Gesetze  vom  29.  Dezember  1876  Nr.  141  R,-G.-Bl., 
eutluJteud  das  Fiuanzgesetz  pro  1877,  findet  sich  keine 
Stelle,  welche  besagen  würde,  dass  die  bis  Endo  des  Jahres 

1876  dem  Convente  der  Oarmclitcrinnen  am  Hradschin  aus  dem 
böhnüschen  Beligionsfondc  oder  aus  dem  Staatsschätze  zuge- 
Hossencu  Bezüge  für  die  Zxüomft ,  beziehungsweise  für  das  Jahr 

1877  nicht  mehr  zu  verabfolgen  seien.  Die  im  Schoosse 
der  Regierung  sowie  der  Iwideu  Häuser  des  Rcjcharathes  in 
diesem  Gegenstande  stattgehabten  Verhandlungen  lial>en  nicht 
die  Kraft  eines  Gesetzes.  Es  ist  auch  regelmässig  nicht  Auf- 
gabe der  Gosetzgebnug,  über  Rechtsansprüche  —  und  der  Bestand 
solcher  war  vom  Convente  beliauptot  —  zu  entsclieiden,  da  viol- 
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mehr  Hfls  Rrkenntniss  Über  solche  Ansprüche,   je    naclidpm 
selben  aiif  dii«  Privati-eclit  oder  auf  das  ÜfTentliche  R4>dit  gt«iti 
werden,  dem  ordentlichen  Richter   oder  der  VerA-altungsbeluii 
zusteht.      Hiernach    steht    der  Grundsatz,    dass   dt 
Vorwallungsgerichtshofc   dio   Prüfung   der  6iltigki 
gehörig    kundgemachter   Gresctze  —    hier    dos 
gesctzes  für  das  Jahr  1877  —  nicht  zukömmt,    der  Ei 
Scheidung   der    vorliegenden    Streitsache    nicht    ei 
gegen". 

C  Nach  der  österreichischen  Vorfassung  gehört   wohl  zam^ 
Wirkungskreise  des  Reichsrathes    „die  jährliche  Bewilligung 
einzuhebenden  Steuern,  Abgaben  und  Gefdlle",  alloin  dio  einz^li 
Steuergesetze,  obzwai'  selbe  zum  Tlieile  bereits  in  der  constiti 
neuen  Aera  erflossen,  enthalten  keinerlei  Bestimmong,  aas  v( 
geschlossen  werden  könnte ,   daiw  die  Erhebung  der  Steuern 
Ahgalien    zeitlich    in    der   Welse  hesclirankt  sei«    dass    nur 
Urund  einer  im  jeweiligen  Fiuauzgesetze  crtheilten  ErmAchtif 
dio  Steuererhebung  stattfinden  kömie. 

Nur  in  Betreff  einer  Art  der  Steuern,  nämlich  de? 
kommcusteucr  von  dem  Ertrage  der  von  der  HauKzinsstener  leit' 
wßifio  be&citen  Gebäude  bestand  bis  zum  Jahre  188S  keino  ein  fir 
allemal  erlassene  Anordnung,  sondern  diese  Steuer  wnrdo 
-Jahr  zu  Jahr  in  dem  jeweiligen  Finanzgcsetzc  ausdrücklich 
nicht  bloss  durch  EinsteUuug  des  voraussichtliclicu  Krtragesdo* 
selben  in  die  Einnahmen  —  bewilligt'). 

Die  älteren  Finanzgesetze  bezeichnen  diese  Steuer  ai 
heb  als  Einkommensteuer,  was  zur  Folge  hatte,  dass  liei 
Subhastationon  der  steuei-pfliebtigen  Reahtfiten  dor  Fiakita  m 
«iedcrbolten  Malen  leer  ausgieug,  indem  die  tierichtc  annahnwil, 
dass  das  den  Rückständen  landesfurtUcher  Real -Steuern  gesetx- 
licli  zustehende,  privilegirte  Pfandrecht  den  Rückständen  dergedAcb 
ten  Einkommensteuer  keineswegs  zuerkannt  werden  könne. 

Um  in  Zukunft  solchen  Verlusten  zu  begegnen,  änderte 
Rogicnuig   den  bisher  üblichen  Text  des  Finanzgesctzes    in 
Vorlage  für  das  Jahr  1879  dahin  ab,  dass  der  betreffende  AbatU 

*)  Erst   mit  Gesetx   vom  9.  Februar  ISSS  (§  7)   wurde  dieK  S 
daDprnil  i^in^lührt. 
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lauten  habe:  ;,Von  Gebäuden,  welche  im  Ganzen  oder 
thcilwdsc  aus  dem  Titel  der  Bnuführung  die  Befreiung  vou  der 
Hauszinsstcuer  gemessen,  ist  flir  das  Jahr  1879  eine  Steuer  von 
b°/a  des  aus  diesen  Gebäuden  erzielten  Reinertrages  zu  eot- 
richteu". 

Die  Vorlage  erlangte  die  Zustimmung  des  Reichsrathes,  ohne 
die  erwähnte  Acnderung  beachtet  worden  wäre.  Nun  machte 
tie  Finanzprokuratur  in  Subhoatationsföllen  neucrlicli  das  privi- 
sgierte  gesetzliche  Ptimdrecht  des  Fiskus  für  die  Rückstände  der 
gedachten  Steuer  mit  Nachdruck  geltend,  und  in  der  Tbat  er- 
mte  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  am  28.  Januar  188Ü 
'Z.  12ä95  (Glaser,  Unoer,  Wal-thek,  Sammlung.  18.  Bajid, 
Xr.  7832,  S.  47),  dass  die  Tür  das  Jahr  1879  von  hauszinssteuerfreien 
Gebäuden  zu  entriclitende  5%  Steuer  als  eine  Realsteuer  zu 
itnichteu  sei,  welcher  das  gesetzliche  Pfandrecht  an  dem  nn- 
lewoglichcn  Gute  zukömmt,  das  deu  vou  einem  unbewegUcheii 
ite  zu  entrichtenden  Steuern  sonst  eingeräumt  ist. 

Dieses  Erkcnntniss  basirt  auf  der  Erwägung,  dass  „das 
^inanzgesetz  vom  22.  Mai  1879,  R.-G.  BL  Nr.  68  im  Art.  IV, 
^j,Abs.  4  die  daselbst  erwähnte  Steuer  im  Gegensatze  zu 
,den  Finanzgesetzen  für  die  Jahre  1868 — 1878  nicht  mehr 
^ala  eine  Einkommensteuer,  sondern  als  eine  solche 
ibezeichnet,  welche  von  den,  aus  dem  Titel  der  Bau- 
,führung,  im  Ganzen  oder  theilweise  die  Befreiung  Ton 
,der  Uausziusateuer  geniessenden  Gebäuden  zu  ent- 
, richten  ist,  nach  dem  Hofdekrete  vom  16.  September  1825 
,N.  2132  und  g  31,  N.  1  der  Concurs-Orduung  aber  die  nicht 
, länger  als  drei  Jalire  aushaftenden  Steuern,  welche  von  unbeweg- 
, liehen  Gütern  zu  entrichten  sind,  das  Vorrecht  vor  allen  Hjfpo- 
fthekarforderungen  genies&en." 

D.  Die  Universitäten  sind  in  Oeeterreich  nach  dem  Gosetze 
rom  27.  April  1873  nicht  mehr  selbständige  univcrsitates  per- 
>narum,  sondern  reine  Staatsanstalten,  und  werden  in  dem  ge- 
:hten  Gesetze  auch  nur  als  „Behörden"  bezeichnet.  Im  Jahre 
1881  crfloss  nun  eine  allerhöchste  Entschliessung,  in  welcher  an- 
geordnet wurde,  dass  au  Stelle  der  bis  dahin  bestandenen  einen 
itraqoistischen)  Universität  iik  Prag  in  Zukunft  zwei  selbständige 
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üniversitfiten  zu  treten  haben.  Aii  der  einen  dieser  beiden 
versitüteD  sollte  foi-tan  die  deutsche,  an  der  undt^ren  die  böhmisi 
Spruclic  uusscbliesslicbe  Untcrrichtsspracbo  sein.  Zuiu  Zwecke 
Bedeckimg  des  erforderlichen  Mehraufwandes  «oUlo  dem  Reit 
lin  eiitsi"  rechend  er  Äntnig  unterbreitet  werden.  Als  ans  de»" 
letztgedachten  Anlasse  die  Sache  vor  den  Reicbsrath  kam,  worde 
dasei)>st  die  Ansicht  geltend  gemacht,  dass  die  Regelang  der 
Rochtsvcrliältnisse  der  Prager  Universität  überhaupt  im  Gesetz 
gebungfiwege  erfolgen  müsse,  imd  die  Regierung  accomodirte  sich 
schliessUcb  diesem  Standpunkte.  So  entstand  da&  Gesctx  rtm 
a».  Februai-  1882  „betreffend  dio  k.  k.  Karl-Ferdinands-Ümi 
sitiit  in  Prag",  mit  welchem  anstatt  der  bislierigen  einen  die 
gegcjiwärtig  bestehenden  Universitäten  seit  Beginn  des  Wmt 
semcstera  1882/1883  aktivirt  wordeu.  Unter  Anderem  wt 
daselbst  bestimmt,  dass  die  beiden  Universitäten  räumlich  ge 
dert  aeieu  uud  getrennte  Organisation  und  Verwallimg 
sollen  (§  1),  und  dass  dio  an  dci*  bisherigen  Umvenütät  t>estebe(h_ 
den  wissenschaftlichen  AnstAltcn«  Sammlungen  und  Institute  jt 
Lehrkanzeln  zu  belassen  seien,  mit  welchen  sie  bis  dahin 
huuden  waren,  wovon  jedoch  der  botanische  Garten  und 
Kliniken  ausgenommen  wurden,  welche  fiir  die  deutsche 
zinischo  FacuUHt  nicht  nothwendig  sind,  dagegen  zur  Aktirinrng 
der  medizinischen  Facultät  der  böhmischen  Universität  beoüthigt 
werden  (§  4  des  ged.  Ueä.). 

Im  Jahre  1884  wurde  die  medizinische  Facultfit  der  b5b- 
mischen  Univei-sität  activii-t.  Zur  Ouiupletirung  derselben  wie» 
das  Uuternchtsministeriura  im  Jahre  1885  einige,  bisher  zu  Unter- 
richtszwecken  der  deutschen  Universität  benutzte  LocahtSten  so, 
wogegen  der  academische  Senat  der  deutschen  Universität 
scbwerde  an  den  Verwaltungsgerichtshof  erhob,  indem  er  die 
sieht  vertrat ,  dass  der  am  Schlüsse  des  cit.  §  4  gemachte  W 
beluilt  nur  im  Momente  der  Activinmg  der  böluniscbra  medizini- 
schen Facultät,  nicht  aber  ein  «Falir  später  nur  Geltung  gel 
werden  konnte. 

Der  Vcrwaltungsgciichtshof  hat  jedoch  mit  Erkenntmss  T( 
21.  April  1886,  Z.  1139  (BuDWiNSKi,  Sammlung  Band  X.  S.: 
diese  Beschwerde  wegen  mangelnder  Activ-Lugitimation 
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'  gewiesen,  ^weil  der  academische  Senat  seiner  Einrichtmig  gemäss 

sich    dem    Unterrichtsminister    gegenüber    in    der  Stellung    einer 

untergeordneten  Behörde  zu  einer  vorgesetzten  befindet  und  weil 

üan  daher  mit  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  wo  er  kraft  besonderer 

[Bechtstitel,   z.  ß.  Stiflinngen,  als  Repräsentant  aufin tt,   ein  6e- 

[schwerderecht    gegen    die    Verfügungen    des   Unterrichtsministers 

[nicht  eingeräumt  werden  kami. 

Die  österreichischen   Unirersitäten  sind  Btaatsanstalten   und 

daher   in  Bezug  auf  ihre  Einrichtung  und  Verwaltung  den  Ver- 

[fögungen  der  betreffenden  Centralstelle  unterworfen.    An  dieser 

hllgemeinen  Stellung   der   Universitäten    ist   durch    das 

jGesetz   vom  38.  Februar   1882    nichts    geändert    und    zu 

jGiiDSten  der  academischen  Senate  der  beiden  Universi* 

[tftten  in  Prag  keine  Ausnahme  geschaffen  worden.   Ueber- 

fdie«    ist    weder    durch  das  Gesetz  vom   28.  Fcbraar  1882  noch 

irgend    einer  anderen   Grundlage   dem   bcschwerdeiUlirendeu 

^academischen  Senat  ein  Recht  eingeräumt  worden,  welches  durch 

in  Beschwerde   gezogene  Terfiigung  berülirt  worden   wäre, 

!em  der  in  der  Beschwerde  angerufene  §  4  des  eben  erwähnten 

[Gesetzes    allerdings   eine  Directive    für  den  Minister  für 

Jultus  und   Unterricht  rücksichtlich    der   Verthoilung 

ron    Kliniken    enthält^    ohne  jedoch    den    academischen 

lenaten    der   beiden   Universitäten  in   Prag   gegenüber 

len    in    Ausführung    dieses    Cvesetzes    orlassenen    Ver- 

fflgungen    des   Unterrichtsministers^    welcher  zufolge  §  6 

Ueses  Gesetzes  mit  dei-  üurchfiihrung  desselben  beauftragt  wurde, 

Lcchte  einzuräumen." 


n. 

Es  mag  vorerst  auffallen,  dass  in  der  Begründung  keines  der 
lier  mitgetheilten  Erkenntnisse  die  Theorie  der  sog.  formellen 
[Gesetze  auch  nur  gestreift  wurde,  obgleich  dies  namentlich  im 
?AUe  B.  sehr  nahe  lag.  Dies  hindert  uns  jedoch  selbsiverstäiid- 
ich  nicht,  der  Sache  vom  Standpunkte  dieser  Tlworie  aus  näher 
treten  und  die  Conseqnenzen  der  widerstreitenden  Lebr- 
leinungen    in    den    einzelnen,    hier    entschiedenen     Fallen    zu 


Yw  im  Falle  Ä  gefHlIte  Entscheifinng  betraf  allerdingi  nnr 
eino  Compotcnzfrnge ;  es  ist  jedocli  klar,  dass  <lie  in  diesem  Er- 
kctnntnisse  zum  Durchbruche  gelangte  Anschnuutig  aucti  für  du 
materielle  Recht  von  einer  geradezu  uuberedieubaren  Tragweil« 
ist.  Nichts  weniger  als  die  Auflösung  einer  bis  dahin  ohui 
Widerspruch  auorkanntcu  univorsitas  bonorum,  die  Uebertragi 
des  gcsammten  Vermögens  der  sonach  rcmichteten  juristia 
Persönlichkeit  an  den  Staat,  den  Eintritt  des  Letzteren  in 
gesammten  Verbindlichkeiten  der  Rrsteren,  dies  Alles  soll  dir 
Thatsache  bcwii-kt  haben,  dass  im  Staalsvorauschlage  die  £Sit 
nahmen  und  Ausgaben  des  in  Bede  stehenden  Fonds  ein( 
wurden  und  dass  dieser  Staatsvoranschlag  in  Form  eines 
Tcrkiindet  wurde ?  Wir  glauben  kaum,  dass  das  Reicbf 
seino  Zuständigkeit  im  Falle  A  anerkannt  hätte,  wenn  «s  sicli 
dio  eben  gedachten  Conscijuenzen  seiner  Auffassung  der  Com- 
petenzfrage  vergegenwärtigt  hütte.  Und  doch  sind  diese 
Sequenzen  absolut  unabweislich,  sobald  man  sieb  auf  den  Sl 
punkt  stellt,  dass  der  mit  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Fak- 
toren zu  Stande  gekommene  Staatsvoranscldag  auch  seinem 
hidte  nach  ein  wahres  Gesetz,  die  Statuinmg  einer  Rechtl 
norm  seil  Denn  es  miisste  in  diesem  Falle  angenommen  venle», 
ilaas  der  Gesetzgeber  in  der  That  die  Einbeziehung  der  Relipoi»- 
fonda  in  das  Staatsvermögen  angeordnet  habe,  weil  er  im 
gegenge setzten  Falle  lediglich  deu  eventuellen  Zuschuss 
Staates  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  katholiachen  Onltns 
die  Bubrik  der  Ausgaben  eingestellt,  dicht  aber  sfimnilltRl 
Einnahnion  und  Ausgaben  der  R^'hgionsfonds  in  das  »IajiC^ 
liehe  Budget  aufgenommen  hätte. 

Noch  klarer  hegt  die  Sache  im  Falle  B.  Hier  bestreit 
zwar  der  Vervraltimgsgerichtshof,  dass  die  NiebtaufiiAlune 
Position  in  den  Ausgabenetat  die  Hechte  desjenigen  zu  alte 
vermöge,  zu  dessen  Gmisten  die  betreffende  Z.ililuug  durch  «u 
früheres  Gesetz  angeordnet  irorde,  allein  er  that  dies  U-':' "'^ 
aus  dem  Grunde,  weil  im  sog.  Finanzgesetze  keine  Beslii 
zu  finden  sei,  dnss  die  betreffende  Zahlung  nicht  geleistet 
eolle.  Dem  Finanzgesetze  wird  sohin  der  Charalder  eines 
Gesetzes  nicht  abgesprochen,  wobei  nur  nebenher  bemerkt 
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dass    die    in    den   Entscheidungsgriindcn   des  VerwaltungR- 
Gerichtshofes  berübte  Frage  der  Prüfimg   der  Giltigkeit  gehörig 
indgemachter  Gesetze  hier  ausser  Discussion  zu  bleiben  hat,  weil 
He  erwähnte  Prüfung  mit  dem  Inhalte  der  in  Rede  stellenden 
Lnorduung  in  keinem  Zusammenhange  steht,   wie  denn   auch  im 
rorliegenden    Falle    keineswegs    die    Giltigkeit    des    Staatsvor- 
iges für  das  Jahr  1877,    sondern    nur  die  Wirkung  der 
demselben  enthaltenen  Feststellungen    in  Frage  stand.     Wenn 
>er  der  Verwaltungsgerichtshof  den  Voranschlag  in  dieser  Hin- 
iofat  den  Gesetzen  im  materiellen  Sinne  des  Wortes   glcich- 
len  zu   müssen  erachtete,    so    hätte    er  consequenterweise  die 
3chwerde   des  Ordensconvents  abweisen    müssen,   nachdem  im 
Hinblicke    auf  die  vorangegangenen  Verbandlungen   fiiglich  nicht 
gezweifelt  werden   konnte,   dass  der   vermeintliche  Gesetz- 
aber  von  der  in  Rede  stehondcn  Zaliluiig  tlmti^ächlich  abstrahiren 
rollte,  die  Anwendung  des  Grundsatzes:   lex  posterior  derogat 
riori   daher  keinem  Anstände   hätte  imterUegeii  küiuien.    Vom 
Standpunkte  jener,    die  den  Voranschlag  als  ein  Gesetz  auch  im 
latcrielltin  Sinne  des  Wortes  ansehen,   ist  es  in  der  That  uncr- 
üblich,  ob  die  Unterlassiing  einer  Zahlung  im  Fiuaiugcsetze  aua- 
iriicklich  angeordnet  wird,    oder   ob  diese  Anordnung  in  der 
^orm  der  Ausscheidung  oder  Herabminderung  eines  Aus- 
ibopostens    erfolgt,  wenn  nur  sonst    die  Absicht  des  „Gcsetz- 
t**   sich   unzweifelhaft  in   dieser  Richtung  bewegte  und  der 
'ortlaut  des  TjGesetzes''  die  beliebte  Folgerung  nicht  geradezu 
loss. 
Bei  BeurtheÜung    des  Falles  C    muss   man   sich  vor  Augen 
Heu,  dass  hier  die  Sache  einigcrmassen  anders  liegt,  als  in  den 
re'i  fi-ühor  angeführten  Füllen.     Es    liandelt  sith  hier  um   einen 
Sinnahmeposten,  der  unbestrittenerweise  im  Pinanzgesetze  seinen 
Lechtflgrund,  nicht  lediglich  seine  Anerkennung  findet  Wir 
mben,    dass    wenn   der  Fall  C  den  Vertreteni  der  beiden  ein- 
uler  widerstreitenden  Lehnneinungen,  mit  denen  wir  es  zu  thun 
haben,  vorgelegt  wurde,  derselbe  von  ihnen  übereinstimmend  und 
Krar  in  gleichem  Sinuc  entschieden  werden  würde,   wie  dies  vor- 
ucgond  von  Seite  des  üsterr.  obersten  Gerichtshofes  geschah;  denn 
ich  die  Verfechter   der  Theorie   Yon  den  formellon  Gesetzen 
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können  unbedenklich  zugeben,  dass  Jene  RochteTerhältuisser  welche 
durch  das  Finanzgesetz  begründet  werden,  nach  demselben  Mob 
beurtheilt  werden  müssen  und  werden  sohin  in  dieser  ßichtDn; 
das  Finanzgesetz  auch  als  Gesetz  im  materielleu  Sinne  des 
Wortes  ansehen.  Der  Gegensatz  der  Anschauungen  nnua  iib«r 
sofort  auch  in  der  Prasds  zu  Tage  treten ,  wenn  wir  azinduDen, 
doss  es  sich  «m  eine  durch  ein  allgemeines  Gesetz  n!  i,- 
zeitveise  Beschränkung  auferlegte  Abgabe  handcbi  wüiml^^ 
Könnte  in  einem  solchen  Falle  durch  blosse  Aenderung  der  An^f 
Schrift  des  betreffenden  Titels,  durch  Einreihung  der  Abgabe  iti* 
eine  andere  Rubrik  u.  deri»l-  die  Wesenheit  der  Abgabe  alterirt, 
könnte  auf  diese  Weise  zum  Nachtheile  der  ints-bulirten  Hypothekar- 
glKubiger  eine  bisher  als  Personalsteuer  erliobene  Abgabe  xnr 
Realsteuer  werden?  Dipjenigen,  welche  den  Unterschied  zwiscluD 
Gesetzen  im  miitenellen  Siune  und  Gesetzen  im  formellen  Sioiw 
läugnen,  werden  diese  Frage  bejahen;  ihre  Gregner  dUrflfm  aber 
bestreiten  ^  dasa  eine  Verschiebung  der  Posten  de»  RudgetA  (Uc 
Wirkung  haben  könne,  dem  bisherigen  Recht szu stände  ni  dew- 
giren  und  subjectivc  Rechte  der  einzelneu  Ötaatahürger  ni 
beoinflnssen. 

Der  Fall  D  hetrifit   ein  anderes  Gesetz  im   foruielleu  8mM 
des  Wortes »    dessen  Gegenstand    die  Organisation   einer  Staats- 
anstalt  ist.    Auch  hier  ergiebt  sich  uns  die  Frage:   Haben  wir 
es  nur  mit  einem  in  Form  eines  Gesetzes  erlassenen  Verwaltung^ 
akte  oder    mit    einem  wirklichen  Gesetze  zu  thun?     Winde  tlfts 
bisherige    Recht   durch    diesen    Akt   beoinflusst?      Wmdo  nicht 
Kpezieil    die  juristische  Persönlichkeit   der  UniversitÄten    in  An- 
sehung   der     dermaligoii    zwei    Präger    Uni  Ter  si  täte«    restitnttt? 
Wurde  nicht  den  Eigetitbiiniüru  der  Hiiuser,  in  welchen  die  frag- 
heben  Kliniken  miethweise  untergehnicht  waren,  durch  das  in  Rodf 
stehende  Gesetz  die  Verbindlichkeit   auferlegt,    die  Kliniken  der 
botreSeuden  Universität   iu   den   bisher  bcnut7ten  Localitäl 
immer  zu  dulden ,   nachdem  es  sieb  doch  offenliar  dem  vc 
Uclieu  Gesetzgeher  genule  nm  bestimmte  Localitäten, 
um  den  Bestand  von  Kliniken  überhaupt  (in  abstracto)  bandelt 
Die  bejahende  Beantwortung    dieser  Fnigen   wäre  wohl  nicht 
umgehen,    die    in  dem  gefällten  Erkenntnisse  geäusserte  Recl 
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aiiiing  wäre  woM  kaum  zu  theil^n.  wenn  wir  es  hier  in  der 
hat  mit  einem  Gesetze  im  materiellen  Sinne  des  Wortes  zu 
un  hätten,  wogegen  nnderenfalls  der  Ansicht  des  Verwaltmigs- 
srichtshofea  hi)izupflirhu*n  wäre,  dass  an  der  allgemeinen  Stellung 
!r  ITniTersitäten  durch  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1882  nichts 
täudßrt  wurde. 

Versuchen  wir  Duumuhr,  auf  den  Keni  der  Frage  einzu- 
ihen. 

m. 

Die    Meinung,    der    von    den    gesetzgebenden  Faktoren    ge- 

thmigto  ^Lajitßvorauäclibig  könne  als  Gesetz  niclit  im  nnitorielleu, 

idem    ledigUch    im    formellen    Sinne    des    Wortes    augesehen 

rden,  ist  wohl  als  die  in  der  deutschen  Rechtsliteratur  lieri-schende 

bezeichnen"),   weunglcich  es  ihr  an  lebhaftem  Widerspruche 

ht  gebricht  *).    Hiebei   fallt  es  auf,    das3  zwischen   den   Ver- 


■}  LAFANn,  Biidjfetrecht  (1871).  Der»,  in  Hirth'«  Annaion  1873  S.  523  ff. 
iht  d.  D.  R.  n  f  58.  Arch.  f.  öS.  R.  I  S.  173— l«d,  Okust.  Gesetz 
d   Badg&.  (1S79),    Sohuui,   IVhrs.  Stutsr.  II.  S.  S0&— 210,   Deotsche« 
mUt.  I.  §  1&4,  206,  dann  io  arÜDhat'i  Zeittchr.  U.  Bd.  11876)  S.  167  ff. 
CKBER,  Ornndzüge  d.  di^utecb.  Staatsr.  3.  Aafl.  (1860)  $  45,    ULBlucn,  Lehrb. 
ö«ferr.  Slnatsr.  (1B88)    %  144,    370.     PrioCKB,  Zeit«cbr.  f.  d.  sch.  Staats 
meniHThan  XVn.  Bd.  (1861),  B.  63«— 703.  B.  Mkikr  in  UoltzendorffR 
lovolop.  d.  Keohtsw.  (H.  Aufl.)  1,  S-  882.    O.  (Jirrkr  in  (rrünLiiL's  Zeitsohr. 
l  Bd.  11879),  S.  238.    0.  Mkykh  in  (IrdohatB  Zeilachr^  VHI.  Bd.  (1881), 
1—53  und  Ijcbrli.  d.  d.  StAatür.  (1878),  §  157  und  205.    BlsELE,    VnvM' 
tdb'cbcr  Ooso(zt<tiiDhalt  (1885),  S.  4  und  5  uud  iin  ArxUiiv  für  civil.  Fnucis 
ind  B»,  Heft  3,  Probst  in  Hirth's  Ann.  1883  S.  287,  Seyoel,  Kr.  V.-J.-S. 
B4    S.  439.  (jöpPERT,  Jahrb.   f.  Dof^.   1884  S.  76,  144.  Sarwxt,  All^m. 
erwaltonfrcreeht  (in  Marquardfleo'!)  Batidb.  I],  §7.  GARKiit,  All^.  St&at»- 
cbt  (ehendaa.)   §  37,  S,  77.    £.  Seliomaio:.  Beitr.  k.  L.  ?.  Staatttgesetz  u. 
Uvertrair  I  (188«)  S.  1  ff.    Starzykski,  Oesterr.  Zeitachr.  f.  Verw.  XV 
B8S)  Nr.  49  ff.  v.  Stengel,  Lcbrb.  d.  0.  Vet-wRltan^.  (IBBH)  H.  7,  95. 
*J  V.  MABTrrz    iii    dt^r    Tübinger    Zeitochr.    f.    d.  ges.  Staat5W.,    38.  Bd. 
(18«0),    S.  207-274.     v.  RöNNB.   DeuLscbf»  StÄat«r.    (1877)  H.,    §§  88-90, 
ma.  Staatai*.  I.,  S  Ö4  uud  45,  LüMsa,  Ueataches  Vent^tnngsrecfat  (1684), 
SEU)i.xa,  Badgot  und  Budgetn>c]it  (1885),  S.  164  ff.    Zorn  in  HirLh'i 
1885,  S.  301-300,   SUatsr.  d.  deutschen  R.,   I.  (18801,  S.  108,   II. 
I,  8.  327-351.    Arxdt,  Vcroninangsr.  (1884)  S.  5  ff.   BreRl-fSt!,  Kritik 
jur.  (Iruodbejfr.  II  S.233.  HaäBL,  Jenaer  LiUZig.  1879  S.  271.  Jklunbk, 
ünhut'ii  Zeilschr.  Xi  (1884)  S.  460.    Aucb    II.  A.  Zacharlu:   (iu   den 
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trctcrn  der  beiileii  einander  widerstreitenden  Ansohaai 
keinerloi  wesentliche  Differenz  in  An&chung  der  FcstätclluBg 
(jresctzesbegri£fes  besteht,  indem  übcreinstimmond  angenommen  wird, 
das«  das  Gesetz  Rechtssätze  aufstellt,  dass  es  iu  all^emeiD 
Tcrbindlichcr  Weise  menschliche  Leben  sverhältaiisr 
regelt.  Bin  Kriterium  des  Gesetzes,  das  bei  Lösung  uusera; 
Oontroverse  schwer  in  das  Gewicht  föllt,  ist  allerdings 
allein  nicht  gerade  zwischen  den  obgedachteu  Gegnern,  sond 
zwischen  einzelnen  Vertretern  der  Theorie  der  formellen  G 
"NVir  meinen  das  vielfach  aufgestellte  Erforderniss,  das  Gesetz 
müsse  nicht  nur  eine  allgemein  rerbindliche  Norm,  sondeni 
auch  eine  allgemeine  Norm,  d.  h.  in  einer  nicht  im  Vo 
besUmmbai'en  Mehrheit  von  Fällen  anwendbar  sein,  wel' 
G.  Me\t:r  (in  Grünhut's  Zeitschr.  8.  Bd.  S.  21)  daliin  ausdrä 
die  Regel  dürfe  sich  nicht  bloss  auf  einen  oder  mehrere  in 
dnell  bestimmte  Thatbestünde  bezielien.  Während  v.  MARirrz 
imd  seine  Gcsiunmigsgenossen  conseqnent  dieses  Kriterium  ter- 
weifen  müssen,  haben  Ton  ihren  Gegnern  nur  einige  (SctlDLZE. 
G.  Meyer,  SEi.i(;MAK>t,  GOppekt,  Sti-:nokl)  an  demwlbcn  f« 
gehalten,  wöhreud  Andere  (Lahand,  Uluricr,  SrA&ZYKäKi) 
Allgemeinheit  der  Norm  als  für  den  Begriff  des  Gesetzes  keinesw 
wesenthch  erklären.  Wäre  das  Merkmal  zutreffend,  so  wiiw; 
herrscheuden  Lehre  allerdings  der  Sieg  sofort  gesichert,  doch 
leider  die  Position  nicht  haltbar  und  wird  aufgegeben  werden  m 
Wir  können  zwjir  gegen  die  von  manchen  Schriflst 
l)eliebte  Ausdehnung  des  Privilegiumsbegrifies,  dcmzofolge 
Verwidtungsakt  constitutiven  Charakters  als  lex  specialis 
sehen    wäre'),    nicht  genug   entschieden    Verwalirung    einlegeB; 


OOtUn^r  Qel.-Aiu.  1871,  X,  S.  861— 88S;   vgl  atuli  St«at»-   und  Buodou. 
3.  Aufl.,  11,  ^  334,  8.  &S»)  ist  hiehcr  xn  Katiltn,  demi  obgleich 
cipicU  rugiebt,    ilus    die  FL-atstL-tlunfr   des   Budgets   ein   Vcnralt 
durch  welchen  ao  dein  bcetehenden  Rechte  XichtA  geändert  wrrdc,  eo 
er  doch  tue  sich  aoa  dieser  Ansicht  mit  Xothwcndigkeit  eichenden  Coi 

')  Di(w  behauptet  neoerteiiB  Trznrr  in  <i<>ller'i  GentralLUtl  fiirVsr 
«altongspruds  n,  (18861  S.  717-7S7  im  GcKonniize  zu  der  von  Um  mIImA 
bn  BingKQge  seiues  Aursatzes  aufgeRtclIt^n  Dehnition  de«  IkigriOtin  rürts 
Privilf^niiiB  im  engeren  SiuDc.  llfan  vgl.  auch  PraFF  und  Horiuifx's  Cou- 
mentu'  zum  öst.  ollg.  bürg.  Uesetxb.  ad  §  19.  S.  908. 
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geben  jedocli  zu,  dass  jenen  in  freRfttzesform  eriflssem'n  Ver- 
fügungen, durclt  welche,  entgegen  dem  allgemeinen  Kecbtsziistande, 
ftuch  nur  ein  bestimmtes  Hechtsverhältniss,  ßä  es  zum  Vor- 
thcile,  sei  es  zum  Nachtheile  einer  Person  oder  einer  Gmppe  von 
Rechtssubjekten  peregelt  nird,  der  Cliaraitcr  von  Rechtsnormen 
nicht  abgesprochen  werden  könne  *).  Wir  möchten  sohin  auch 
nicht  läugiien,  dass  solche  Verfügungen  ein  wahres  Gesetz  reprä- 
sentiren.  verlangen  aber,  dass  sich  die  Verfügung  tliatsÜchUch 
auch  äitsserlieh  als  eine  solche  darstelle;  die  nicht  in  CfemäsB- 
beit  des  aUgeraeinon  Rechtszustandes,  sondern  geradezu  gegen 
denselben  erlassen  wurde.  Auf  das  Lctztoro  werden  wir  noch 
später  zurückkommen. 

Worin  besteht  nun  also  die  Discrepanz  der  Anschauungen? 
Lediglich  darin,  dass  von  der  einen  SeJte  behauptet  wird,  der 
Btnatsvoranschlag  enthalte  wirkliche  Rcclitssätze,  wäh- 
rend dies  von  der  anderen  Seite  entschieden  in  Abrede  gestellt 
wird.  Untersuchen  wir,  welche  Anschauung  den  thatoächlichen 
Verhältnissen  entspricht. 

Vor  Allem  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  das  sog. 
Fiiiaiizgesetz  in  der  That  KechtsKätze  eiitlialten  kann.  So  ist 
jener  Thoil  des  Staatsvoransclilags ,  durch  welchen  dtm  Staats- 
bürgern eine  in  den  bisher  maasgebenden  Normen  nicht  statuirte, 


')  I»  dieser  Hiiif>icl)t  moiUßcireD  wir  unsere  Atufubruugcu  iu  dem 
Aallntx«:  «Das  richterliche  PrüTuitgvrecht  in  Ansehung  der  QtUigkeit  von 
Oesetzeti,  Vcrurdnuiigon  uuil  Spezialverfii^^gen  (Sann'Uvh's  Zeitechr.  für 
Ver»uUuufc«rcfht3ija«g«.  IU.  Bd.  [1879]  ,  8.  8  ff.  Pte  von  un»  dasülbst 
aiii>rkaiiDL(}  uud  heflondcn  von  Zorm  (in  Hirth'e  Annal.  )6B5,  S.  304)  betonte 
Cnmuffltelikcit,  vom  allgcmciuca  Staudpuukic  au»  den  BogriiT  dca  GcsctccB 
j:rg6DÜber  jcDcm  der  Verordnong  gegcnstSodlicb  abEugreozen,  kommt 
hier  weiter  nicht  in  BetT«cht.  Penn  daraus ,  dase  in  der  conatitiitiooellen 
Monarchie  oiue  allKcmein  vcrtnodliche  Norm  nur  dann  als  Gesetz  bezeichnet 
werden  kann,  wenn  selbe  mit  Zustimmunf^  der  Volkn-ertretnug  erfluiisen  iet, 
fotf^  nicht,  daKfi  all«  unter  Benimchtnng  diesPT  Form  im  St&nde  g<ikomraenen 
Alile  auob  wirklichf!  Ocftct»;  «-ica.  £s  ist  Sscho  deo  pOBitiveu  Vcrfnssungi- 
reehteai,  xu  bestinuucn,  ob  die  volbticbendä  Umralt  auf  Au8rtUtrungs\-i!rDrd- 
nnngen  boachrJUikt  Hi'in,  odiir  aneb  bvrecliti^  sein  eolle,  i-ventDuUc  Lücken 
df!r  OcMtzgebui^  auBzuTiUIeD,  buxiehungHweis«  in  welchem  Umfauge  Letztere« 
«laltbafl  wi.  Ki^inerlci  positive  Anorduunj;  kann  hingegen  einen  Vollsmgsakt 
zu  einem  wahren  Oesciice  macheo. 
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also  eine  neac  Last   auferlegt    wird  (ein   Beispiel    hie^u   Ue 
Fall  C),    unzweifelliafl  ein  Gesetz  auch  im  nmterielleD  Sinne  dl 
Wortes,  denn  er  enthält  den  Keofatssatz,   dass  die  Staatsbürger, 
bei  welchen  gewisse  Voraussetzungen  zutreffen,  durch  eine  gewisse 
Zeit  (die  Ktatsperiode)  dem  Staate  gegeniilier  zti  einer  Leistung 
in  besüinmter  Höhe  verpflichtet  sind.    Wird,  wie  dies  in  Oesta-    , 
reich  üblich,    im  Finanzgesetze  auch   die  UÖhe   der  in    der   b^H^ 
treffenden  Periode   zu  Gunsten    des    Staat««   einzuliebenden  Zt^^ 
schlage  zu  den  beatehenden  Steuern  festgesetzt,    so    kann   der 
betreffenden  Anordnung  der  CJIiarakter  einer  Rechtsnorm  gleich- 
falls  mit    Grund   niclit  abgesprochen   werden  ^).     Seltener   dürft« 
der  Fall  vorkommen,  da&s  auUssUch  der  Votinmg  von  Ai 
posttiu  Kechtssatze  aufgestellt  werden.    Doch  ist  auch  die  Mq 
Uchkeit  dessen  nicht  ausgeschlossen.     Denken   wir   tue,    data 
Falle  B  in  das  Finanzgeseta    die   ausdrückliche  Bestimmt 
genonunen   wonlen    wäre,    dass   der  in    Gemässlieit   be«te] 
Gesetze  dem  Orden  der  Carmeliterinnen  zu  Prag  bisher  geleis 
Beitrag  im  Jahre  1877  nicht   zu  leisten  sei.    Eine  solche  Be-" 
Stimmung    —    deren   Nichtvorhandensein    die    Gründe    des  Ver- 
waltungsgerichtshofes  ausdrücklich  coustatiren  —  müsste  gleitb- 
falls  als  Statuimng  eines  Kechtssatzes,  nämUcli  eine«  privilegiuBi 
odiosum  zu  Ungunsten  des  erwähnten  Klosters  angesehen  werden. 
Andererseits  kann  jedoch  nicht  geliiugnet  werden,    dass  Be- 
stimmungen der  eben  gedachten  Art  in  den  Ktat^gesetzen  docli 
nur  ganz  auHnahmsweise  vorkommen*),  dass  im  Wesen  den  TnMl 
tlieses    angeblichen  Gesetzt^    nur    die  Gegenüberstellung   der 
Ghniude    der    bestehenden    Einrichtungen    in    einer    gewii 
Periode  voraussichtlich   zu    erwartenden  Einnahmen    und 
zu  leistenden  Ausgaben  bilde.     Es  ist  gar  nicht  die  Absicht 
bei  Featsteltung  des  Etats   zusammen^irkeuden  Faktoren, 


^  Za  weitgefaend  ist  Fuckxr'b  (a.  a.  0.  ä.  668  uod  »7H)  Pehsn 
ila.ss  (las  (ipseU  nur  im  aügcmKioen  ilie  StaQcr|>nicht  and  d«D   Rf>partitk 
iniMlui,  nicbt  aber  die  Hube  der  Steuer  feaUusEfUcii  bube. 

")  Dies  wird    auch   von  Maktttz  (a.  a.  0,  K.  2G9,   Anni.   1)  uiprli 
Derselbe  bcReichnot  div  Cotnliination  ivr  AufhcIninK-  Al>findcning;  udcr  N( 
eiofübruni;  |]:eB«tzlic1i  bosu-litimlor  RinricbtuDjD:on  mit  dem  ELat«RCftctxe  f^t 
aJs  bt-dfiiklieb.  Vgl.  auch  Frickkr  s.  b.  O^  S.  646.  Skliamank  S.  85 
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Rechisgrand  für  die  einzelnen  im  Etat  vorkommenden  Kin- 
nnlime-  und  Ansgiibeposten  zu  schaffen;  es  handelt  sirli  hier 
lediglich  darum,  die  (iewissheit  zu  erlangen,  oh  der  Staat  in  der 
betreffenden  Periode  mit  den  ihm  bereits  zu  Gebote  stehenden 
3XittcLn  das  Auslangen  linden  oder  genöthigt  sein  werde ,  zu 
ausserordentlichen  Finanzoperationen  seine  Zuflucht  zu  nehmen. 
Dass  von  Seite  der  Volksvertretungen  nebenher  auch  mit  die 
Absicht  unterläuit,  auf  die  Finanzgebalirung  des  Staates  einen 
Einäuss  auszuüben,  ist  gewiss  nicht  wcsentUch,  da  der  Zweck 
einer  staatsrcchtUchen  Institution  doch  9t«ts  nur  nach  den  ihr 
im  Staatswesen  zugewiesenen  Funktionen,  nicht  nach  den 
V ortheilen  bestimmt  werden  kann,  welche  sie  dem  einen  oder 
dem  anderen  Faktor  im  Staate  jeweiUg  zu  bieten  im  Stande  ist. 
In  der  Votirung  der  einzelnen  Posten  des  Budgets  mag  eine 
Anerkennung  der  betreffenden  Berechtigungen  bezw.  Ver- 
pflichtungen des  Staates  erblickt  werden;  stets  wird  aber  der 
betreffende  Akt  den  Charakter  dea  Vollzuges  an  sich  tragen, 
mit  nichten  jedoch  den  Charakter  der  Statuirung  einer 
Rechtsnorm. 

Man  dürfte  einwenden,  es  sei  ja  nicht  nothvendig,  dass  neue 
Regeln  aufgestellt  werden,  um  einer  Anordnung  den  Charakter 
der  Statuining  eiues  Rechtssatze»  zu  sichern.  Allerdings  ist  auch 
die  Repuhlikation  eines  in  Vergessenheit  gerathenen  Gesetzes,  die 
authcutif^clie  Interpretation  einer  hestehMiden  Norm  ein  Akt  der 
Gesetzgebung").  Allein  ün  vorliegenden  Falle  Üegt  doch,  will 
uns  scheinen,  die  Sache  et^sas  anders.  Eine  lex  specialis  —  und 
um  eine  solche  könnte  es  sich  höchstens  handeln  —  liat  über- 
haupt nur  dann  cineu  Sinn,  wenn  sie  von  der  im  allgemeinen 
geltenden  Rechtsregel  abweicht.  Uebordies  hiutet  die  Anord- 
Bung,  mit  der  wir  uns  beschäftigen,  gar  nicht  dahin,  dass  dem 
Staate  Dieser  oder  Jener  etwas  zu  leisten,  d:LSN  der  Staat  die 
durch  eine  Ma.\imalsumme  limith-ten  Verpüichtungen  zu  erfüllen 
habe,  sondern  sie  besagt  nur,  es  sei  zu  erwarten,  daas  in  der 
betreffenden  Periode  die  Binnühmcn  bezw.  Ausgaben  des  Sttiates 
eine  gewisse  Summe    eneichcn  werden.    Was  ftir  ein  Rechtssatz 


•)  Doch  iit  iiuch  (IW  nicht  unbeBtritten,  Vgl.  SkliuvaNN  a.  a.  O.  S.  14K  (1*. 


wird   da  statuirt?    Wir   wiidsten   keinen  anKiiftibren  und 
fiir  don  FaU,  wonn  man  uns  als  solchen  etwa  den  Satz 
wollte,  pdie  Fmiktinnt^u  den  StüAtes  haben  sich,  insofern  äe 
finanziellen  Etfekt  hervorbringen  soUeii,   in  der  Etat.s]>eriode 
die  im  Kinanzgesetzo  be/cichncttin  Funktionen  xu  beiK:hninkcn'^, 
schieden  bestreiten,    dass  eine  Anordnung  der  gedachten  Art 
Finan/gesetze   cnthiUtcn  sei   oder   aas  demselben  auch   nur  sl 
intelligirt  werden  könne- 

Man  sagt  daher  mit  R«cht,  das  »og.  FinanzgeBetz  sei 
Wesen  nach  «in  Verwaltungsakt,  weil  demRiilbcn  —  abgeaelun 
Ton  den  oben  gedachten  ÄusnahmsfäUen  —  eineRegoluug  der 
durch  dasselbe  berührtcD  Lebensverhältnisse  ganz  fei 
liegt.  Die  blosse  BczcichDung  dieses  Aktes  als  Gesetz  in 
einzelnen  Vcrfasssungsurkunden  erklärt  sich  eben  selu* 
durch  die  für  das  Zustandekommen  des  Etats  vorgcschriel 
Form  und  ist  ebenso  wenig  entscheidend  als  eine  etwa  tu 
Gesetze  vorkommende  irrige  wissenscliaflUche  Deftnition 
praktische  Wirkung  ben-ürzuliringen  vermag.  Mag  inunerhin  das 
Üsterreichisdift  bürgerliche  GesetÄbuch  im  §  3U5  den  Besitz  üelwB 
dem  Eigcnthume,  dem  P&indrechte,  der  Dienstbark  oit  und  don 
Erbret'.bte  den  dingUchen  Sachenreclilen  beizÄlilen,  so  dürfte 
doch  heut  zu  Tage  kaum  ein  .Turist  finden  >  der  im  Ernste 
haupten  wollte,  der  Besitz  sei  „ein  dingliches  Recht^.  Die  Gillil 
keil  der  betrefTenden  Bestimmung  wird  ja  darmu  nicht  bestrit 
Bonderu  es  wird  nur  aus  dem  Inhalte  des  Gesetzes  die  Irrt| 
der  für  ein  zu  Recht  bestehendes  Institut  gcvählteu  Bezeichui 
dargetliant  ^"j 

Auch  wir  sprechen  weder  der  den  genehmigten  Staatar« 
sclilag  als  Gesetz  bezeichnenden  Verfassungsbestimmung.  noch 
Finauzgesetze  selbst  die  Giltigkeit  ab,  aber  wir  können  nicht 
geben,  das»  einem  Akte  desshidb,  weil  er  als  Gesetz  bezeichi 
wird    und   weil   er   in    den  Formen    eines    Gesetzes  zu  SX 
kömmt,  eine  andere  Wirksamkeit  innewohnen  sollte,  als  welche 
seinem  Wesen  nach  zukömmt.    Der  Irrtbum,  als  sei  die  „btc 
formelle  Gesetzeskraft   gegenüber   der  Kraft  oiues  Gesetzes  tn 


")  Man  Tgl.  hierSber  jetxt  insbpjwindwe   dir  Aiuifiihningc^  bei 
a.  a.  O.,  8.  <*»  ff. 
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materiellen  Sinne  des  Wortes  ein  minus,  kann  nicht  oft  genug 
berichtigt  wenlfin.  TWit  diesem  Trrilinm  hat  es  nngeiahr  dieselbe 
Bewandtniss,  wie  mit  der  oft  vorgebnichten  Behauptung,  dasK  der 
Verordnung  ein  geriugei*es  Maas  von  Verbindlichkeit  innewolm« 
als  dem  Gesetze.  Sowie  mau  liier  nur  von  der  Verbindlichkeit 
oder  der  Uuverbiudlichkcit  der  Verordnung,  nicht  aber  von  einem 
faßheren  oder  geringeren  Grade  ihrer  Verbindhchkeit  sprechen 
kann  "),  so  handelt  es  ach  auch  in  unserem  Falle  nur  darum, 
ob  dpjii  Fiuanzgraetze  die  materiellen  Wirkungen  eiues  waliren 
Gesetzes  orfer  jene  eines  Verwaltungsaktes  beigelegt  werden  können  \ 
zwischen  diesen  beiden  Wirkungen  besteht  wold  ein  qualitativer, 
keineswegs  jedoch  ein  quantitativer  lutei-schiod. 

Wir  können  daher  das  Ergebniss  unserer  bisherigen  Betrach- 
tungen kurz  dahin  zusammenfassen: 

D&s  Finan7,geset2  kann  wohl  RechtssÄtze  enthalten,  and 
wenn  und  insoweit  dies  der  Fall  ist,  hat  dasselbe  auch  die  mate- 
riellen Wirkungen  des  Gesetzes.  Dies  gilt  jedoch  niemals  von 
der  PjUKammenstellung  der  in  der  Eiatsperiode  üu  gewärtigenden 
Staats-Rinnalimen  und  Ausgaben,  welche  Zusammenstellung  eben 
das  Wesen  des  Staatsvorauschluges  ausmacht.  Mitßücksicht  auf 
diese  seine  Wesenheit  winl  dem  Budget  mit  Keclit  der  Oharakter 
eines  Gesetzes  im  materiellen  Sinne  des  Wortes  abgesprochen.  Ob 
dies  aber  in  Bctrcß' aller  Bestimmungen  des  sogen.  Fiitaiizgesetzes 
zutrcft'e,  lässt  sich  nur  von  Ftül  zw  Fall  beurtheilcn,  und  es  ist 
durchaus  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Finanzgesetz  zum  Theile 
(nämlich  in  Ansehung  einzelner  Anordnungen  desselben)  mate- 
rielles, zum  Theile  (nUmlich  in  Ansehung  seines  sonatigen  In- 
haltes) formelles  Gesetz,  ein  in  den  Formen  des  Gesetzes  zu  Stande 
gekommener  Verwaltungsakt  sei. 


")  Wonn  SernLKR  B.  H.  O.,  S.  19B  (Urauf  liinwoiBt,  daas  nach  der 
fifteiT.  Vcriäsflang  die  (tcrichte  lii>fiig;l.  nind,  dic>  Oiltiftkdl  der  Vorordiiungun 
ta  priireu,  währoud  ibneD  die  Prüfling  der  Oiltigkeit  frehÖrif;  kund^pinachttr 
Gesetze  nioM  zusteht,  so  int  dies  wohl  aln  richtig  ztizugeht^n,  jodocli  ak  pitiz 
aDcntsclicidcud  zu  bezeichueii.  Der  Richter  kann  wohl  ciufj  »einer  Aiuicbt 
DAch  ungilLi^  Verordnung  it^norireti;  hat  e-r  aber  die  Frage  der  Otltigkell 
niobt  vemoint,  bo  rauss  lt  der  Verordnung  ganz  dieselbe  Vurbitidlichkeit 
TtndizireD,  wie  dem  Gesetze. 


—     460     - 


Vi. 

Wclcho  Wirkung  hat  nun  einerseits  der  genehmigte 
vunmschlag  und  welche  Ilechlsfolgeu  treten  andererseits  ein,  weflo 
der  finiinzielle  Effekt  einer  duixh  Gesetz  begründeten  Verbind- 
lichkeit im  Finanzgesetze  keinen  Ausdruck  gefunden  hat? 

Die  Möglichkeit  einer  befriedigenden  Beantvortting  dieser 
Fragen  wird  der  Pr&Esteiu  ftir  die  Richtigkeit  der  vorangMtelhai 
Auäfuhnmgcn  sein. 

Formelle  Gesetze  haben  nach  LAiiAim  (Staatar.  II,  S.  62) 
die  ihrem  Inhalte  entsprechenden  Wiikungen,  insbesondere 
das  Fiuanzgcsetz  die  Wirkung  eines  Wiilhschaitsphuies , 
einer  Vcrwaltungsvorschrift.  Ucberdiess  hat  der  Umstand,  dak% 
die  Form  des  Gesetzes  ftir  irgend  einen  "Willensakt  des  Stut) 
gewählt  wird  oder  Torgeschrieben  ist,  die  Folge,  dtuss  die  Wieder- 
atiflicbung  oder  Aenderung  dieses  Willen sentscldusses  nur  osf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  zuliUsig  ist  (S.  95).  Die  Prngc, 
an  wen  die  im  Finanzgesetze  getroffenen  Anordnungen  and 
Befehle  gerichtet  seien,  wird  von  Lauakd  didiin  benutwortet,  dus 
es  sich  keineswegs  um  Befehle  des  Staates  an  die  CTnterthan«! 
sondeni  um  Befehle  der  Htiuitsgewalt  an  die  Behörden  in 
liberhiiupt  an  Alle  handle;  die  slaatlicho  Funktionen  zu  vprseb« 
haben-  Durcli  derartige  Verwaltungshefeldo  werde  die  Handluuj 
freilieit  der  Verwaltungsbehörden  innerhalb  der  vom  Kochte 
zogenen  Grenzen  beseitigt  (II,  S.  209). 

Wir  ninssen  gestehen,  dass  uns  die  von  MARTrrz  ge( 
diese  Ausfultrnngen  vorgebrachten  Bedenken  nicht  ganz  verstau^ 
lieh  waren.  Dass  der  Staat  ebenso  gut  wie  der  Kinzehie 
eigenen  Organe  durch  Instruktionen  binden  könne,  dürfte  wof 
mcht  bezweifelt  werden.  Die  Erlassuiig  solcher  Insti-uktioueD  ist 
ein  Vcnvaltuugsakt,  welcher  prinzipiell  dem  Landesht-rni  als  dem 
Iidiabcr  der  vollziehenden  Gewalt  zusteht.  Vom  prinnpiellcn 
Standpunkte  stellt  auch  einer  naclttra glichen  Aenderung  dieser 
Auordnungen  durch  einseitige  Entschliessung  der  Krone  ebenso 
wenig  ein  Hindemiss  im  Wege,  als  etwa  einem  Privaten  verwehrt 
werden  könnte,  eine  Weisung,  die  er  seinen  Angestellten  in  I' 
seiner  Vermögensverwaltung  crtheilt  hatte,  zu   ^rideruten.     V- 
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'nwn  <lie  Verfassung  für  das  Zustandekommen  einer  gewissen  Art 
Bolcher  lustrukliuneii,    inslieaoiitiere  <leß  finanziellen  Wirlhs^'hafts- 
pUiies,  ausdrücktieli  die  Form  des  Gesetze«  vorschreibt,  so  folgt 
hieraus  notbweudig,  dass  auch  jede  nacht riigliche  Aenderung 
dieses  Planes  in  derselben  Fonn  zu  erfolgen  hat,  iu  welcher  die 
ursprüugUche  Festsetzung  sich  rollziehen  niusste.   Wer  darin  eine 
Unzukümmlicltkcit  erbhckt,    möge   mit  dem  Gesetzgeber  recliten, 
der  für  einen  Verwaltungsakt  die  Beobachtung  jener  Formen  vor- 
schrieb, unter  welchen  Gesetze  zu  Stande  kommen,   uie    wird  es 
r  gelingen,  den  Verwaltungsakt    dadurch   zu  einem  wirklichen 
itze  zu  macheu,  dass  man  ihm  noch  so  oft  den  Namen  eines 
it^es  beilegt. 

Darüber,  wer  die  in  Rede  stehenden  Anorduungen  erlüast, 
kaim  doch  wohl  kein  Zweifel  entstehen.     Der  Staat  ist  die  an- 
ordnende Pei-sönbchkeit ;    um  repräsentirt   iu  der  Monarcliie  der 
Landcf<hen-,  insofern  die  verfassungsmässig  erforderliche  Zustim- 
mung  der   Volksvertretung   nachgewiesen   erscheint.    Durch  die 
Verfiigung  gebunden  erscheinen  alle  Organe  des  Staates,  sobin 
allerdings  auch  der  Monaixh  als  Haupt  der  vollziehenden  Gewalt. 
Gewiss   wtliden    duich   das   Finanzgesetz   auch  die  Uutertlianen 
gebunden,  wenn  überhaupt  die  autoritative  Begelung  menschlicher 
|h  Ijcbens Vorhältnisse  Gegenstand  der  in  Rede  stehenden  Anordnung 
^■väre;    nachdem  dies  aber,    wie  wir  voraussetzen,   nicht  der  Fall 
^■üt,  so  geht  die  Verfügung  die  Untei-thaneu  nur  insofern  an,   als 
sie  ülwrhaupt  au  der  Ent Wickelung  des  eigenen  Stjmtsweaeiis  ein 

klnteresae  haben.  Aus  diesem  Grunde  eracbeJut  die  Publikation 
des  Finanzgcsetaes  zwar  als  nothwendige  Conseiiuenz  des  Ura- 
Btandcs,  dass  sich  der  in  Hede  stehende  Vci*waltung8akt  in  den 
Formen  des  Gesetzes  vollziehca  rauss,  sie  ist  aber  für  das  Wesen 
der  Sache  ganz  unerheblich  und  es  könnte  die  Uutcriuasung  dieser 
^■Publikation  de  lege   ferenda  unbedenklich  empfohlen  wordon  "). 

^H  **)  So   l]«sti>ht   in   Oesterreich   gar    keia   Organ   zur   Poblibation   d« 

FinanxgeBctxG«  (lir  die  ösIvrnrichiBuli-uiigaritclic  Monarchie,  oline  tlass  biaher 
^B  Ktaf^n  üher  den  Alling  Pinea  Bolchuu  Orgnas  viTnonuncn  worden  waren. 
^B  I>ic  (lie^lii'züglirtlieu  votii  KuisiT  «niiktiuiiirtou  Bc«chtilsse  dor  boidersoitigen 
^ft'DekgaüoDeQ  (iliu^  sind  eben  di«  guictzgebeodeu  Kärpvr  der  Gerammt- 
^unonvchie}  wurden  zwar  in  der  ^Wicui-r  Zeitung"  sowie  im  ungarischen 
^■_Anlilt  rir  ftffintlieliM  RmIiI.  U.  S.  4.  ^] 


Ho  voD  iiDS  in  ITebereinatinimunK  mit  Laband  vertret« 
Ansicht,  doss  durch  das  Fimuizgcst-tz,  auch  wenn  dasselbe  iteii 
Rechtssätzo  onthiilt,  die  Organe  des  Staates  gebunden  yrttdi 
I)edarf  jedoch  nu^rer  Ausfiihning  und  Pi-äziainiug,  da  d^  auf- 
gestellte Satz,  wie  eben  v.  Maktitz'«  Ausfiihningen  zeigen,  seJir 
leicht  missverstanden  wenlen  kann.  Es  ist  nainlich  durch  den- 
selben keineswegs  gesagt^  dass  das  Fiiiiuizgesietz  ilie  Regierung  in 
gleicher  Weise  binde,  wie  ein  wirkliches  Gesetz.  AUerdii 
besteht  eine  Gebundenheit;  dieselbe  ist  auch  niciit  geringer, 
die  Gebundenheit  dem  Gesetze  gegenüber,  allein  sie  ist  von 
Letzteren  wesentlich  verschieden. 

Durch  ein  Gesetz  im  matenellen  Sinne  des  Wortes  wird 
Handlungsfreiheit  der  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  mit  de 
Wiikung  eingeschränkt,  dass  jedes  die  Scliranken  dca  Geeetitt 
durchbreche ude  Handeln  dieser  Orgaue  als  rechtswidrig  er* 
scheint.  Wo  wirk^^ame  Kechtskouirullen  der  Verwaltung  bestehen, 
wird  daher  auch  Jedermann  in  der  Lage  sein,  einen  riohterlicbea 
Sprach  zu  erwirken,  der  Um  in  seinem  durch  einen  Kegiorui)( 
akt  verletzten  subjectiven  Rechte  schützt;  bei  Bestand  inst 
m&Bsig  gegliederter  Verwaltungsgenchte  kann  es,  wenn  Let 
üu'en  Zweck  erfüllen,  2U  einer  solchen  Verlctztmg  subjektiv« 
Rechte  gar  nicht  kommen. 

Anders  in  unserem  Falle.  Kine  Ausserachtlassung  der  dui 
das  Finanzgesetz  gezogenen  Schranken  durch  die  Organe  der 
vollziehenden  Gewali  erscheint  wohl  als  instrnktio ns widr  11 
keineswegs  jedoch  al»  rerhtswidrig;  Hechte  im  subjektiv« 
Sinne  des  Wortes  können  aus  diesem  venneintlicbcn 
gar  nicht  konstruirt  werden;  fnr  die  Thätigkeit  des  Rich- 
ters könnte  eine  behauptete  Verletzung  des  Finauzgesetzes  kej 
Substrat  abgeben.  Eine  Ministcranklage  wegen  Vcrletzai 
des  Finanzgeaetzes  wäre  wold  denkbar,  al»er  auch  nur  dort,  wo 
die  Verautwortlichkeit  der  Räthe  der  Krone  sich  auch  auf  äie 
Missregierung  iMJzieht,  nicht  aber  dort,  wo  die  Minister  tedig- 

Amtshlitt«  nbfrednickt,  Hii[l«>n  jedoch  wed^r  in  da«  ReiciDtfcOAc-IrblaLl  für  dw 
im  Rpichfiratlui  vortrvtcni-n  KÜDigreiche  UDÜ  I/auder,  DOob  in  die  UDnhi 
Laudea^e^etzsammluDg  Aulnnhuie.     Auch   die  Budget«  der  ointr1n«>o 
wi'nkiu  in  deu  IiaiidcgoscUhliilterii  iiiclit  iiubliürt.. 


lieh   wegen  VcrIctzuQg   dos  Gesetzes   in  Anklagestand  versetzt 

E erden  kÖniiCD  "). 
Wir  saj^ton,  seinem  Zuhalte  noch  habe  das  Fiuanzgesetz  die 
Wirkung  eines  Wirthscbaftsplancs.  In  demselben  wird  die 
J!:nvailung  ausgesprochen ,  tlass  die  Eiuualuneu  und  Ausgaben 
des  Staates  mit  Hückälcht  auf  die  bestehendeu  Einrichtungen 
in  der  Etatsperiode  eine  gewisse  Höhe  erreichen  werden;  in  Änsehuug 
der  präliminirten  Ausgaben  kauu  man  überdiess  sagen,  dass  der 
Staat  die  im  Finanzgcsetae  augt-ruiu-tcn  Zablungeu  aus  der  Staats- 
kasse als  nothwendig  oder  nützlicb  crkläit  habe.  Mit  Recht  wird 
daher  von  Gneist  ausgeführt,  dass  im  Falle  einer  Beanstandung 
der  von  der  ßegici-uug  nacli  Ablauf  der  Etatsperiode  gelegten 
Rechnungen  die  Regierung  des  Nachweises  der  Nütb wendigkeit 
und  Nützhchkeit  der  als  Ausgaben  in  den  Staatsvoransclilag  auf- 
genommenen Posten  entboben  sei,  wogegen  in  dem  Falle,  wenn 
der  Ausgabe  dafi  Präliminarium  nicht  zur  Seite  steht,  oder  wenn 
gar  die  bctreifende  Post  bei  Bernthung  des  Budgets  ausdrückhch 
abgelehnt  wurde,  der  R(^gierung  die  Beweislast  in  der  oben 
gedacliteii  Richtung  obliege,  um  einer  eventuellen  Ankbige  wegen 
Missregienmg  oder  wenigsteus  einer  civilrechtHchen  Ersatzforde- 
rung '*)  mit  Eifuig  entgegenzutreten. 
K  Die  Rejpeiiuig  ist  also  an  das  Finiuizgesetz  allerdings  gubun- 
^^en,  aber  doch  nur  insoweit,  als  sie  durch  einen  Verwaltungs- 


^m         ")  Wollte  man  a1)er  auch   in   flolclien  P^len  das  Wort  .Gesetz"    im 

^»rmetlcii  Sinoe  auiile(rea,  so  wiire  liiemit  für  unBurc  Kraf^t*  nocli  Kichta  ent- 

^ftcbtedcD.    Eiue  Eulclie  Aualegnng  wilrdtt  iicb  imm<!rhin  daniur  b^ruleo  koDnen, 

HuM    litibufs    SaDirDn}{   vou   VKrletxun^cu    malcriellor    Oeaetze    anderweitige 

K^ohtscnutroUeQ    heetehen ,     dasa    daher    das    MimBtorrdrantnortiichlieita- 

gcsutz,  weDO  dcuisvlbeo  praktische  B«deutiuig  twigemenm  werdeu  soll,  die 

Anklage   gerade   Tomehmlich    wegen    Ausseraohtlassang   fonneller   (iesetze 

mlajuen  musste. 

**)  Wie  bereits  oben  anegcführt,  könnte  die  behauptete  VertetjniDg  det 
FiaiuiXf{e»etzc9  den  Ttiatbcstund  selbst  einer  civÜrecIittichen  Ersatzforderung 
nicht  bilden,  sondom  eine  solche  Klafife  niüsnte  auf  den  allgemoinon  Onind- 
latz  gt-'stiUzt  werilcu ,  dasa  angoppi.'liti'i.TJigte  Auelajfcu  den  RechnundskRer 
cum  Krsstxe  verpHichteu.  Das  Finaczgesctz  käme  in  einem  solchen  Streite 
enntDeU  beidcntcits  alafiewciitnittel,  nicht  aber  ala  Rechtflgruod 
de*  erhobenen  AuHpruchcB  in  Betracht. 

31» 
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afct  Uherhaiipt  und  durch  einen  Wirthscliaftsplan  ins! 
gebunden  wcnlon  kann.     Insbesondere  muss   man  sich  stet« 
Augen  holten,    dos»  die  Verpflichtung   tW  Regierung,  zu 
bestehende  matorieUe  Gcsot^se  zu  beobachten,  durch  den  Wii 
Hcluülsplau    nie    und  uimmor  alterirt  werden  kann,  das»  dahi 
insofern  die  Ausführung  bei>tehf!nder  Gesetze  diu  Uebi 
schreitung    der    im    Finanzgesetze   angendtzton    Ziffe^ 
erheischt,  die  Regierung  nicht  nur  berechtigt,   ÄondcriT 
sogar   verpflichtet    ist,    unter   Ignorirung   der    Ziffcro- 
sätze    des  Budgets   im  Sinno  dos   materiellen  Gesetzes 
vorzugehen.     Denn    eine   Instruktion    kann    ebenso   wenig  w 
eine  Verordnung  über  dem  Gesetze   stehen,   niemals   auch 
durch  seihe  ein  Gesetz  aufgehoben  oder  nioditicirt  werden. 

Die  entgegengesetzt«  Ansicht  würde  zu  der  ganz  utüuUtI 
Oonsequenz  Riliren,  das«  Geüotze,  zu  den^n  Zut^taridekoninien.  Ai- 
äiiderung  oder  Aufliebung  in  Constitution  eilen  Munarchieu  mit 
Zweikammersystem  die  ZuHtiiumung  beider  Kmnmem,  dazut  die 
ä&uction  der  Ki-une  erfordert  vrird,  einfadi  durch  Besrhlitu 
einer  einzigen  Kammer  und  gegen  den  Widerstand  dtr 
Krone  dadui-cb  ausser  Wirksauikeit  gesetzt  werden  konotLii, 
dass  die  Votimug  der  zur  Durchfühi'ung  des  Gesetzes  erforder- 
lichen finanziellen  Mittel  abgelehnt  wiid.  Kein  einziger  diT 
Gegner  der  heiTSchendeii  LeJire  bat  diesen  schwenriegenden  Ein- 
wand  Gnkut's  wirksam  zu  widerlegen  unternommen;  mit  stilkr 
Resignation  nehmen  sie  die  anmögliche  Folgerang  hin  und  sachcD 
weh  mit  dei-selbcu  lediglich  durch  Hinweis  auf  die  rnvollkoniT^  ^ 
hoit  aller  raonscblichen  Institutionen  abzufinden  '").     Als  Ju, 

'*)  So  schreibt  ü&tbib,  Trait^  Ih^rique  et  praüquc  du  droit  pabKe  ti 
adiii.  S.  ^dit.  (1685)  lU,  y»g.  ÖO:  „Lca  loiv  ne  pouraot  iirv  ahragin  qM 
„pur  1h  caacoiirs  du  S^nat  et  de  )a  Charabre ,  ni  riui<>  tii  l'iuitrv  it* 
„utoiiiblik»)  iii>  dott,  eil  refneaat  le  credit  n^ceimaire  d.  IVjc^oiitiott 
„il'ii»i>  loi,  arriver  au  uii-ine  rvsulIaL  ijuc  si  t^llr  i-Hait  abr  . 
„Ce  sentit  nno  Usurpation  des  pou?oirs,  unc  violation  dip  la  Contttit  ' . 
,qui  exigfi  pour  labrogntinii  de»  loü),  commo pour  leur  coufe«tiOD.  le  cowxion 
«da  Sf^nat  et  du  la  Chauibre.  Mais  comiiiu  Icü  deux  ansumbUei  soot  loqTC- 
«raiDPSi  qn'il  uVjciate  a(i-d<.'Miu8  d'clle  tiitcuiif!  auU>rit^  qui  pairae  W»  ritiicQ«r 
„h  l'obM'rvatiuii  dp  U  CotüttilutioOf  il  psi  arrive  plus  d'uoe  hU  que  Vunv  dci 
nasacnibleca  a,  p»r  le  rejct  d'uo  credit,  parnlyge  l'cxt'out  ion  d'ui 
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[Eollte  sie  aber  gerade  das  logisch  unmögliclie  Resultat,  za  riom 
[sie  soluhtrgostjilt  gelangen,  der  Einsicht  zugniiglicli  raaclieti,  diiss 
'die  Grundlage,  von  welcher  aus  sie  das  liier  in  Rede  stehende 
(Verhältniss  beurtheilen,  nicht  mit  Erfolg  aufrecht  erhalten  wei-den 
llcaim. 

Dadurch,  dass  man  behauptet,  die  VolksTertretung  habe  die 

»Pflicht,  die  zur  Durchführung  der  Gesetze  nothwendigen  Aus- 
jgabon  za  votii-en,    kömmt  man  offenbar  ans  dem  Dilemma  uicht 
hinaus.     Wäre  die  Votii'ung  des  Budgets    in  der  TUat  ein  Akt 
der  Gesetzgebung,    dann   konnte    die   Ablehnung    der   SlrfUllung 
einer  im  Gesetze  begründeten  Verbindhchkeit    aUenfall»  als  Un- 
billigkeit, nicht  aber  als  Unrecht  erscheinen,  denn  Recht  ist 
eben  das,  was  das  Gesetz  anordnet;   ein  fonnelles  Unrecht  kann 
^der  Gesetzgeber  nicht  begehen.     Hat  der  Gesetzgeber   (was  wir 
^■eben    bestreiten)    in    der    That    die    Unterlassung    der    in    Rede 
"stnhendpn  Zidilung  angeordnet,    so   bat    er  eben  den  Bestand 
der  bezüglichen  Verbindlichkeit  negiii,  und  es  ist  in  einem  solchen 
i*alle  gesetzUch   festgestellt,    dass  denjenigen,    dessen  Ansprach 
icht  erfüllt  werden  soll,   das  Recht  nicht  zur  Seite  steht.     Eis 
^sX  daher  vom  Staiulp unkte  der  Gegner  ganz   inconseqnent ,    von 
»incT  Verpflichtung  der  Vertretungskörpeir  zur  Votirung  der  not- 
wendigen Ausgaben  zu  sprechen  '*). 


,loi  non  Bbrogee."  Dii^enif^n,  die  aiifÖrunÜ  giUiger  GeseUe  Aiapriiohe 
den  Staat:  envorbeii  haben,  (loren  Rcalisinin^  in  der  künftigen  EtaLsperiode 
erfolgen  hat,  mögen  sich  also,  falls  sie  das  Xat-liBehen  haVn  sollten,  mit 
Icm  BewuntMin  trÖnten,  dam  es  Anderen  rielteicht  norb  schlimmer  prpranKeo 
it!  Kiup  eclatantt>  Verfaarat^vcrlctztitig  mll  im  HandiundrobftD  durchgeführt 
rcrdcn  küuopu,  uhiit!  duB  ei  ein  Blitt«!  der  Abhilfe  gsbcY  Wct  Eich  mit 
[diesem  Ki'nultate  xtifrieden  gieht,  ist  fiirwnlir  iira  win  I'hU-gma  nn  beneiden. 
'")  Die  in  hohem  Grade  beileüklichen  Connpcjucuzen  der  gegneriitchen 
knaicht  für  den  Suat»cre<lit ,  die  QuallEoaÜoD  der  StaaUdicner  c.  a.  iq. 
»leiben  uoerortert ,  weil  es  sieh  hier  ledigitch  um  die  Klarstellang  der 
*cht«frage  huudulL  Mao  kium  sich  aber  leieht  deakon .  doss  wohl  kaum 
renmod  dem  ätaaU>  auch  nur  (ttnen  Heller  borgCD  würde,  wcuu  die  Existenz 
pine«  reehttichen  Anspruches  auf  Zinsfii  iitiil  CApitalnrÜeki^nhluitg  von  der 
^otiruDg  des  Budget«  Tiir  die  betreSendc  Falligkcitsperiode  überhaupt  tmd 
Eiell  von  der  Votirui^  der  IwtrefTeitrlen  AnsgalfepOBTen  abliängig  u'Src. 
He  üulialll'Brkeit  eines  eolchen  .JahresahoDuements  auf  Kündigung"  winl 
anch  von  Zokk  (allerdings  nur  de  lege  ferenda]  angegeben. 


Insolange    man    sich    nicht    von   der  Vorstellung   los 
dass   bei  Feststellung    des  Budgets    der  Qesetzgebor    thÄt 
wird  man   stflts    in  "Widersprüche  gerathen.    Man  wird  in  eii 
solchen  Falle  di^  absichtliche  Streichung  eines  Äusgabepost^ns 
einer  Kammer  als  uiutweifelhafle  Intention   des  (resetÄgühers 
sehen,  dass  die  Zahlung,  die  in  dem  gestrichenen  Posten  zum  M 
druck  gelangte,  nicht  zu  leisten  sei,  und  wird  diesen  Fall  in 
gleicher  Weise  behandeln  müssen,  als  wenn  das  FinunKgesctz  iB?' 
ausdrückliche  Bestimmung    enthalten    würde,    dass  die  b( 
treffende  Zahlung  nicht  zu  präsiiren  sei. 

und  doch  bestellt  z\«ischen  diesen  beideu  Fällen  ein  wti 
lieber  Unterscliied.  Diu  Meinung  einer  Kammer  ist  selbst 
Bestand  des  Eiukamimersystems  noch  nicht  die  Meinung  dw 
Gesetzgebers;  die  Streichung  eines  Ausgabe postens  dos  Budgets i(t 
eine  rein  negative  Funktion,  während  die  Gesetzgeljung  dh- 
zweifclhaft  das  positive  Zusammenwirken  sämmtlicher  liina 
berufenen  Faktoren  zur  Vorauseetamng  bat.  Durch  ein  ran 
negatives  Votum  oder  gar  durch  den  Abgang  jedwede«  Voti 
kann  ein  Gesetz  nie  aufgehoben,  eine  im  Gesetze  begründete  Vi 
hindlichkeit  nie  hinfällig  gemacht  werden. 

Das  Letztere  Hegt  aber  auch  gar  nicht  imierbalb  der  Gr< 
eines  Wirthschaft-splanes.     Dieser  muss,    soll    er  Überhaupt  an»' 
Sinn    haben ,    auf    den    bestehenden    Einrichtungen    Ai 
SlAates  fusscu.     Niemand    wird   dem  Gesetzgeber  das  Hecht 
streiten,  diese  Binriclitungeu  zu  rcfonuiren ;  dies  muss  jedoch  sU 
durch  eine  positive  Anordnung  erfolgen^    und  kamt   aus   de 
Grti|>pirung  der  voraussichtlich  zu  gewürtigcnden  Einiialiniefi  im^ 
Ausgaben  im  Fiuanzge^etze  nie  erschlossen  werden.   Von  welc 
Absicht  die  Volksvertretung   bei  der  Votirmig  oder  Streicht 
der  einzelnen  Posten  geleitet    wurde,    ist   ganz   unentscheidE 
selbst  wenn  die  Absicht^  die  Frliillung  einer  geeetzmä&stgen  Vi 
hindlichkeit  zu    vereitehi,    ganz   offenkundig   wäre,    mÜHste 
noch  das  Gesetz  bis    zu    seiner  tbataächlichen  Aufhebung 
werden. 

Will  die  Volksvertretung  dies  XiOtztere  ausschliessen,  so  mag 
sie   auf   das  Zustandekommen    eines  Gesetzes    hinwirken,   dui 
welches  das  frühere  Gesetz   aufgehoben  oder  dessen  Wirituni 
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auf  nnbcstiramte  Zeit  oder  fiir  die  Etatsperiode  suspeudiit  werden. 
Dann  liegt  aber  auch  die  Sache  ganz  anders.  Ziun  Zustande- 
konuiifn  die$««  Gesetzes  wird  das  Zusammenwirken  aller  bethei- 
Ugten  Faktoren  erfordert;  das  noch  so  prononcirte  Auftreten 
eines  einzelnen  Oi'ganes  kann  hiezu  nicht  genügen.  Dem  in  gütiger 
Weise  erklärten  Willen  des  Gesetzgebers  sieht  auch  dns  wohl- 
erworbene Recht  machtlos  gegenüber,  aber  auch  nur  dera  Willen 
des  Gesetzgebers,  nicht  dem  Willen  eines  Organes  des  Voll- 
zuges. 

Bine  Aenderung  des  Gesetzes  kann ,  wie  bereits  bemerkt, 
allerrlings  auch  antässlich  der  Beratbung  des  Finanzgesetze«  be- 
sddossen  und  mit  dem  Letzteren  äusserÜcb  in  Verbindung  gebmcbt 
werden.  Sohingc  jcducli  eine  solclie  Aenderung  des  bisherigen 
Keclitszustandes  nicht  in  einer  posltiveu  Bestimmung  ihren 
Ausdruck  gefunden  Imt,  muss  angenommen  werden,  dass  sich 
das  Finanzgesetz  seinem  Wesen  entsprechend  auf  dem  Boden 
der  bestehenden  Bcchtsordnung  bewege,   dass  selbes  kein 

pGesetz  im  materiellen  Sinne  des  Wortes,  sondern  ein  blosser 
VerwaltUDgsakt  sei ,  sohin  auch  nur  die  diesem  seinem  Wesen 
entsprechenden  Wirkungen  habe.  Hiedurch  erscheint  aber 
▼on  selbst  die  Anwendung  des  Grundsatzes:  „lex  poste- 

>rior  derogat  priori"  in  Ansehung  des  Verhältnisses  des 
späteren  Wirthscbaftsplaues  zu  der   zur  Zeit   der  Fest- 

ieetzang  dieses  Planes  besteheuden  Rechtsordnung  gänz- 
lich ausgeschlossen. 


V. 

Wir  gelangen  nun  zur  Erörterung  der  Frage,  was  Hechtens 
iBes,  weun  das  Finjinzgeaetz  vor  Beginn  der  Periode,  fiir  die  es 
den  Wirtlischuftsplau  regeln  soll,  überhaupt  nicht  zu  Stande 
gekommen  ist? 
■  In  dieser  Hinsicht  ist  vorerst  zu  sagen,  dass,  insofern  der 
Entwurf  des  Finanzgesetzes,  um  das  es  sich  handelt,  in  der  That 
Rechtssiitze  enthalten  sollte,  die  Letzteren  allerdings  keine  (iesetzes- 
krafi  erlangen  können,  insolange  nicht  AUos,  was  die  Verfassung 
mm  Zustandekommen  eines  gütigen  Gesetzes  vorschreibt,  erfüllt 
len  ist.   So  dürfte  wohl  kein  Zweifel  obwalten,  dasä  in  Ocster- 
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reich  die  Kinkommeimteiier  vom  Ertrage  der  von  der  Hau» 
st«uPT  zeitweise  befreiten  Gebäude  (FaJl  C)  nicht  erhoben  wei 
konnte,  da&H  kein  Staatsbürger  zur  Leistung  dieser  Oiehigk^ 
rechtlich  verptlicht'et  war,  insohmge  nicht  die  bezilglicbe  Verpfiic 
tuiig  in  dem  Finanzgesetze  fiir  die  betreffende  Periode  bezw.  jet 
im  Gesetze  vom  9.  Februar  1082  rechtsverbindbch  auferlegt 
den  ist*  Sofern  der  eine  oder  andere  Poston  im 
»einen  Rüchtsgrund  findet,  kann  Jener  VoUzu^»}ikt, 
finanzieller  P^ffekt  in  dem  hetreffeuden  Posten  ausgedriirkt  erst 
von  R(?clit»wr_»gcn  nicbt  verwii-klicbt  werden,  insolange  da» 
gesetz  nicht  recbtmässig  zu  Stande  gekommen  ist,  weil 
gegen  gesetzten  Falle  der  iu  Rede  stehende  Volbeugsakt 
gesetzlichen  Grundlage  ermangeln  würde. 

Von  <be8on  Ausnabmerällon  abgesehen,  kann  iU)er  dureh&iti 
nicht  behauptet  werden,  doss  Aaa  Nichtzustandekonmien 
Budgets  auch  nnr  im  Geringsten  die  Weiterfübrung  der  Regiei 
g€6chfift«  beeintriichtigen  könnte,  mögen  diese  Gesicbafte 
finanziellen  EfTekt  haben  oder  nicbt.  Denn  die  Gesetze,  unf 
Grund  dei-en  dieee  Akte  vor  sich  geben,  besteben  ja  fort 
müssen  befolgt  werden;  insofern  es  sich  aber  um  Akte  des  frei* 
Ermessens  bandelt,  so  ist  die  Rogiemng  durch  das  JNicbtznstand« 
kommen  des  Budgets  gleichfalls  nicht  gehindert,  dieselben  rc 
nehmen,  wenn  sie  nur  seinerzeit  bei  Ei-lcdigung  der  Schh 
niingen  den  Beweis  zu  erbringen  in  der  T^agc  sein  wird,  dass 
mit  den  betreffenden  Miuwregeln  verbundene  Aufwand  nuthwf>ut 
oder  niitzhcb  war.  Je  schwieriger  sich  eventuell  diest'r  Bew< 
gestalten  könnte ,  desto  eher  winl  die  Regierung  sieii  veraidi 
sehen,  die  Ausg;Lben  auf  das  notbwendigste  Maass  elnzuschrünk« 
ja  sie  wird  aacb  trachten,  sobald  als  möglieb  aus  der  scliwlenf 
Situation,  in  welcher  sie  sieb  in  einem  solchen  Falle  betindc 
liiuauHZukomnien.  Als  reclitswidrig  kann  aber  die  W'eif.erführui 
der  Verwaltung  ohne  Wirlhachaftsplan  nicht  bezeichnet 
und  es  bt  auch  gar  nicht  nothwendig,  selbe  mit  Sriun.ZR  *')  »< 
Gesichtspunkt^^  des  Notlistandes  aus  zu  reo! il fertigen. 

Auch  der  £iu2ebie  wird^  wenn  er  es  versäumt  Imt,  sicli  recl 


")  Orünhaf»  Zoitschr.  11  (1875),  8   19B, 
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»eitig    den  Wirtlischaftsplan    zasammenznstcnen^   geooUii^   sein, 
seino  Ausgaben    einzusoUritnlcen,    wenn    er   sich    nicht    der  Even- 
tualiUtt    ausätzen    will ,    bbziiwirtUschailen.     Niemandem   wird  es 
laber  einfaUen,  zu  behaupten,  der  Betreffende  könne  bis  zur  Fest- 
i  Stellung  seines  WirthschaftspUnes  keine  Forderung  einziehen,  die 
in  dein  Plane  üiren  Ausdruck  hätte  Anden  aollen;  Niemand  wird 
im  Ernste  die  Ansicht  vertheidigcn  wollen,    es  könne  gegen  den 
I  KolcliergHstalt    Saumseligen    keine    Forderung     geltend    gemacht 
Verden,  die  bei  richtiger  und  rechtzeitiger  FeütHtellung  des  Wirth- 
scliaftäplanes  dasell>st  aht   Ausgabspost   liätLe  aufgenommen  «er- 
den sollen. 

Warum  soll  im  Staat&leben  ein  anderes  Prinnp  gelten?  Slan 
berufe  sich  uicht  auf  die  Souveränetät  der  Staatsgewalt,   die   in 
[des  Wortes  richtigem   Verstände   von   Niemand  bestritten  wird. 
[Denn  darum  handelt  es  äcb  ja  eben ,   was  in  nnserem  Falle  der 
>  richtige  Staatsnille  ist.    dem  sich  Jedermann  beugen  muss.     Der 
_ Staat    kann    allerdings    bestehende   Normen   abändern,   aber  so 
lange  dies  nicht  geschehen  ist,  verbindet  die  Norm  den 
[Staat  nicht  minder,    wie  andere  Bechtssubjecte.     Dieser 
|tinuidsatz  gilt  auch  in  Ansehung  der  Person  des  Uerrscheis  und 
^zwar  nicht  nur  im  konstitutionellen ,    sondern   auch  im  absoluten 
|Staatc.     Die  Anschauung,    dass  im  sbsohiten  Staate  der  Begont 
dA&  Gesetz   nicht   zu   befolgen    brauche,    weil    er  dasselbe  jeden 
Augenhhck    aua    ebener   MaehtvoUkomuienheit    abindera   könne 
[(vgl.  ancb   v.  Maktttk  a.  a.  O.  S.  248),  wird   zwar  Öfters  vor- 
gebracht, ist  aber  dennoch  irrig,    wtäl   die  Aufhebung   eüm   lie- 
[stehcoden  (rcsetzes    oder   die  Ausachlussung    der  G^ung   des- 
[selbeu  in  einem  concreten  Falle  immer  nur  durch  &ne  positive^ 
[dahin  abzielende  Anordnang,   nietoak   aber   durch    blosse 
rnterlasüDng  eines  Vollzngsaktes   erfotgen  kann.      Gewiss 
[kann  auch  der  absolute  Herrscher  auf  Erfällaiig  einer  gesetzUcben 
Verbindlichkeit  mitteilt  KfaigB  bdangt  werden,  nnd  es  durfte  sich 
jkaum  ein  Jnntd   finden,    der  die  Anächt   vertreten  wünle.    der 
l^onarcfa  habe  durch  Kichterfüllung  der  betreffenden  Vertönd- 
ibchkeit    ah>    Gesetzgeber   seineu    Wülen    dahin   erklärt,    dasi 
[der  in    Bede    stebende   Ansprach    fortan    in    WegCsO   koaunen 
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iz  analog  stehen  die  Dinge  in  unserem  Falle.  Das  Bnilget  | 
ist  nicht  zu  Stande  gekoiunien,  der  Staat  bat  es  untcrLuaen,  des  ; 
Wirth  schaftsplan  für  ilie  laufende  Periode  festzusetzen.  Dadurch  „ 
ist  aber  doch  nicht  die  Geltung  der  zu  Beginn  dieser  Periodtt^H 
Recht  bestfihendcu  Gesetze  alteriit  worden!  Diese  Qesetxe  H^ 
stoben  so  lange,  bis  aie  entweder  ausdrücklich  oder  stillscbweigtad 
durch  ErUssuug  eines  mit  ihrem  aufrechten  Bestände  an 
harlicben  neuen  Gesetzes  aufgehoben  werden.  Keinee  von  Bei< 
ist  geschehen :  das  bis  dahin  geltende  objecüve  Becbi  b&t 
keinerlei  Veränderung  erfahren  *'). 

Wie  verhält  es  sich  also  vorei-st  mit  den  Ausgaben,  weick 
in  dem  vermi&sten  Fiuauzgesctze  hatten  ihren  Änsdruck  finden 
sollen?  Dieselben  haben,  wie  wir  voraussetzen,  ihren  fiecbl^ 
gmnd  keineswegs  daselbst,  sondern  in  Verhältnissen,  ans  wel 
auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  Anderen  gegen  den 
ein  Fordei*ungsauspntcb  entweder  bereits  erwachsen  ist  oder  docli 
nach  dem  natürUchen  Laufe  der  Dinge  erwachsen  mius.  Diewr 
Forderungsanspnicli  wird  dui'ch  dns  Nichtznstandekommen  dei 
Finanz gesetzes  durchaus  nicht  beeinträchtigt,  wenigstens  insoweit 
es  sich  um  die  Frage  seines  rechtlichen  Bestandes  handdi; 
ob  die  Realisirung  dieses  Anspruches  nicht  eventuell  w^eu 
Abganges  hinlänglicher  Zahlungsmittel  awf  Hindemisse  stoßen 
könnte,  mag  dahingestellt  bleiben,  hat  aber  mit  der  Rcohtsfragt 
nichts  zn  schaffen.  Dass  aber  das  Finanzgesetz  für  die  Ausgolw- 
posteJi  keineswegs  Rechtsgrund  sei,  sondern  dass  in  diesem  Ter- 
meintlichen  Gesetze  lediglich  die  bereits  anderweitig  begrüniletec 
Ansprürlie  au  den  Staut  xusanimenge« teilt  und  nebstln;!  eventoeß 
auch  anerkannt  werden,  müssen  die  Gegner  selbst  zugehen,  veä 
sie  sonst  jede  reberschreitung  der  votii-ten  Snroraeu  schon  an  sich 
als  gesetzwidrig  ansehen  müssteu.  Dies  künueii  sie  alwr  der  im- 
niöglichen  Couse<]uenzen  willen ,  zu  denen  sie  gelangen  mflsst^, 
niemals  mit  Erfolg  behaupten  '*). 

")  In  gleichem  Sitme  vergL  die  Auslubrungtut  ti.  Mbtxr'i  in  GrB.ohai'i 
Zeilechr.,  8.  Bd.,  S.  7.  49  (t 

»)  Onjost  weist  a.  a.  0.,  S.  101  niit  Rechl  darnuf  hin .  dm  tmtar 
ümtitJtnden  gerade  dieetriktu  Kinhaltung  «los  FinamifesetK«»  iDAoBchimg  dar 
ToUrt«a    AuAgabei>OBtcu  die    Minister  Tenotwortlich   machen   köntint«,  m 


—     471     — 

AUerdiugs  nicht  ho  eüifacb  steht  die  Sache  in  Ansehung  der 
linn ahmen  des  Staates.  Hier  haben  \vir  die  gewichtigste  der 
11  Einwendungen  der  G^egner  zu  widerlegen,  nomUch  die  Einwendung, 
^■welche  sich  auf  die  in  fast  allen  modernen  Verfassiingen  vorkom- 
Vmende  Bestimuiung  stützt,  dass  die  einzuliebenden  Steuern,  Äb- 
"gftben   und  Lrefällc    von  der   Volksvertretung  jährlich   zu 

r bewilligen  seien. 
Vorerst  mag  bemerkt  werden,    dixss   diese  Einwendung   un- 
zweifelhaft   nicht   sänimtlicbc   Kinnahmen    des   Staates  betrifft, 
dass  zum  mindesten  die  Kiuuahmen  aus  den  Staatsdomänen,  dann 
ans  den  im  Besitze  des  Staates  befindlichen  Industrie  nnd  Handels- 
nntomcbmungen  als  dem  Stouerbewilligiingarechte  des  Pai'lamentes 
•unter  keinerlei  Umständen  unterliegend  bezeichnet  werden  müssen. 
Insbesondere  dilrfte  es  wold  kaum  versucht  werden,  die  Mono- 
pole   etwa  aus  dem  Grunde  zum  Gegenstand  der  SteuerlM^willi- 
L^ung  stempeln  zu  wollen,  weil  manche  Verzehrungssteuem  in  der 
^»orm  deH  Monopole-s  eingehobon    und   Tielfach   als  „(Tefiilli?'*  be- 
^Reichnet   werden,    weil    es  sich  hier   doch  nicht  um  Öiebigkeiteu 
'     handelt,  die  von  den  einzelnen  Staatsbürgern  als  sol''ht»n  prästirt 
werden    uud  weil    die  Ausschliesslichkeit   der  betreffenden  staat- 
lichen Unt«melunung  wolü   ihren   legislatorischen  Grund  in 
den  tinaiizielleu  Bedürfnissen    des  Staates   findet,    den    von    den 
^einzelnen    Staatsbürgern    mit    dem   Staate    abgeschlossenen    Ver- 
Vträgon  jedoch  den  Chaj-akter  von  auf  freiwilliger  Ucberein- 
kunft  berulienden  Uechtsgeschäfteu  nicht  benimmt. 


%.  B.  bei  einem  im  Budjfct  nicht  vorgoBeheneD  Steigenuig  der  Preis* 
Hsfers  die  Pulterun^  säiiiuitliulier  Militar)>rurdc  im  letzten  Uonatc  iloB 
labrea  eingcütelit  w*iirtle.  um  eine  Ucbersckreitung  dee  für  AnBchaffung  doR 
Totirten  CrcditPH  zu  vcrliiiten.  Seih»!  wenn  irgendwo  ein  Öcticli! 
Hteheu  ffürdo ,  welcbes  eine  jede  UeWrscbreitang  des  EtAts  aiudrücklich 
erbtotcu  wurde,  so  raüsstc  vun  diesem  Gesetze  i^Ucn,  wai  Eiselk  b.  a.  0. 
).  63  treffrnd  sagt:  „die  MÖgliohbeit  läspt  sich  niotit  befehlen,  auch  die 
?clii1ic)ie  nicht,  wimn  nie  nach  dem  sonst  festeteheuden  Inhalt  eine»  Reehts- 
itala  venteint  werden  mtuw;  ebensowenig  läsat  aich  die  recht- 
ieho  Unmöglichkeit  dcerotlren.  Es  blcHit  daim  nur  übrig,  den 
Tillen  de«  Getet^tgeber»  soviel  ala  müglieh  auszofOhren  and  veniiinfliger 
^ei*e  musa  auch  wirklich  angenommen  werden,  der  Geaotegeber  habe  uicbt 
'dM  UnmÖglicbe,  sondern  nur  «in  Alöglicbea  befohlen  wuUcn." 


Hnd  nachdem   andererseits   auch   von    «ns    zwgcgf 
dass  jene  Steiieni  und  Giebigkriten ,    welche  durch   das  Füu 
gesetz  neu  aufciHegt  werden,  nicht  erhoben  werden  können,  « 
lange  das  LeUtore  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  so  besch 
sich  die  Conti'overse  auf  die  Frage:  Können  die  durch  andi 
weitige  Gesetze  statuirten  Abgaben  während  der  Gtaj 
periode  eingehoben  werden,  insolange  das  Finanzgesi 
für   die    betreffende   Periode   nicht   zu  Stande    gokoi 
mcn  ist? 

Diese  Frage   glauben   viir  im   Allgemeinen   in    Gci 
ODserer  obigen  Ausftihningen  entschieden   bejahen   zu   mf 
Eine  Ausnahme  wäre  nur  filr  den  Fall  zuzugestehen,  wo  die  V< 
fassnng  ausdrücklich  bestimmt,  das»  auch  die  durch  allf 
Gesetze  verftigto  Statuirung    von  Steuern  und  Abgaben   nor 
die    EtÄtspcriode   Gilligkeit    habe,    wo    also    die    envähnten 
gejueüif^n  (icHct7.e    den  Sbuttsbürgom   eigentlich   keine  Verjiflic 
tung  auferlegen,  sondern  nur  gewisse  Schablonen   festsetzen« 
welche  in  dem  Finauzgesetze,  dem  oigentUcheu  Rechtsgrunde 
Verpflichtung  d(fr  Staatsbürger  zur  Leistung  vini  Ahgidien  in 
bptrcfVtrndcn  Periode,  der  Küi-ze  halber  lediglich  Bezug  geno 
wird  •'*).     Staaten,  in  welchen  derartige  Bestimmungen  in  Gt 
snid,    werden    aber  auch    gewiss    über  kiu^  mler  lang  geuäthij 
sein,  zum  Priuzipe  der  Rogniien  ztu-äckzuk ehren,   beziehuitgswt 
die  Zald   der  stjiatlichen  Monopole    in  so  ausgiebiger  Weise 
vermehren,    dass   durch  den  Ertrag   derselben  die  nnabwoJE 
Bedürfnisse  des  Staates  vollständig  gc-dc*-'kt  werd*'n.    Es  ist  kai 
in  Abrede  zu  stellen,    dAss  das  Bestreben  nach  Vermehrung 
staatlichen  Monopole  in  Deutsclüand  zum  grossen  Theile  seine 
klärung  in  dem  umstände  tindot,  dass  vielfach  vei-suclit  wurde, 
zelne  dout«cbc  Verfassungsurkmiden  im  Sinne  der  in  dieser  Uinäic 
allerdings  unzweideutigen  bclgische^i  Verfassungsbestimiimu^ 
zulegen  "). 


")  Hiebet  f^hnrt  insbesondere  die  m  oft  «rtfierureiiii  Beciimutoi^ 
§  I II  ricr  tielgi sehen  VerfH^sungsurkanclT« :  _Lv9  impnts  tiu  pn>Rl 
r^tAt  9ont  vnt^a  an  iiue  MeT»  <?n  t.  he»  loin,  qat  let  ätftbÜafei 
n'ont  de  foroe  qne  poor  au  an,  «i  ullua  ne  sont  reuouveltiw.' 

")  Vgl.  Qbrr  die   diMbezSglicben  Aatlogtuigen    uud   die  Ani 


Wo  jedoch  dio  Vcrfassungsurkunde  lediglich  l»estnnnit,   daas 

der  Volksvertretung   das  Recht   der  jährhchcu  Stt^uerbewUliguiig 

zuattihe,  lässt  sicli   die  Beliau])tung^    es   seien   hiedurch   eu   ipäo 

alle  älteren  Gesetze,  mit  welchen  die  Abgabonp flicht  der  Uuter- 

tbanen    ohne  Beschrünlouig  auf  eine   gewisse   Zeitdauer  statuirt 

wurde,  Icges  annuae  geworden^*),  nicht  mit  Erfolg  geltend  machen. 

[Bind    aber   nach  Erlassung   der    Verfassungsurkundon    Abgaben 

fdurch  Gesetz   ohne  zeitliche  Bcschi'üukuiig  neu    eingeführt  oder 

[Teguliit  worden,    so    kaiiu   schon  gar   kein  Zweifel  darühdr  ob- 

[wahen,    dass  die  Einhebung    dieser  Abgaben   von    der  jährlichen 

Steuerbcwilligung  unabhängig  sei,  weil  im  entgegengesetzten  Falle 

zum  Mindesten  eine  Bcnifung  auf  die  mehrgedachte  Ver&sfitings- 

Ibestümnung  hätte  erfolgen  müssen,  wenn  dem  Sclilussc  vorgebeugt 

[verden  sollte,  dass  der  Gesetzgeber  in  Ansehung  der   neu  eiu- 

'  geführten    ^euer    von    der  jälirlichen    Bewilligung    nbstrahiren 

[Trollte. 

Zur  Begründung   der   gegen th eiligen  Ansicht   kann  auf  das 

fälenerbewilligiuigsrcclit  der  I^andstünde  im  Sinne  der  alteren  Ver- 

lungmi  nirlii  zurürkgcgriiTen  werden.    Denn  abgesehen   davon, 

mit  wenigen  Ausnalinien  die  moilemen  Verfassungen  keines- 

ohne  Unterbrechung    der  historischen  Continuität  aus  den 

[älteren   ständischen  Verfassungen  hervorgieugen ,   von   einer  Fort- 

putwickeiung  des  ständischen  Steuer bewilligungsrechtes  zu  der  Mit- 

wirkuDg  der  Volksvertretung  bei  Feststellung  des  Eimmhmeuotats 

IdaJicr  im  Allgemeinen  nicht  gesprochen  werden  kann*^},   ist  der 


'ßtx LuiXii'soheD  Abhandlung  „BeitT£ge  nir  VaHa«rang^[Mchichte  Freussens' 
tlubeKmdere  QnaaT,  Qesetz  and  Budget,  8,  122  uod  IT. 

**)  Dif^ü  liehaaplen  ZoRif,  SUaUr.,  IL  S.  340,  8Bnil.KB,  o.  a.  0.,  S.  236  fT. 

•■)  In    Englaml,    wo    unser    Kinwiirf   nicht    zutriflft,    unttrlieKt    abur 

[liekaunilich  nur  ein  klfiuor  Thcil  der  EinncüinK^n  (uach  (tKELst  cid  SiebtxnUd) 

[der  periodiücbcn  BenilligDng  von  Seite  des  Parlamentes.    Der  Uiuweü  aal  die 

[dortJKeu  TerimltDiBfie  küoate  daher  ffleicli^lls    nicht  den  Streit    za  Ounstcn 

Qegner  «ntncheideii.    V\p  irntenichmdnn^  zwiscben  fixen  und  beweglicbcD 

(tMI    der   puriodiBcheu    B(.'willigiiiig    durch     diu    Volkokammur    abhängigen) 

lem   bat  auch  in   den  üatemeiclüschcn  VcrlussungDenlwilrfcii  der  Jahre 

lBi8  und  1B49  Aufuahmu  j^eFundoD,  doch  sind  dio  betrulTeudcu  Verßustiiigen 

it   in'i   LebcD   getreten.     Vgl.   HuasuuNN ,    Studien  nun    österr.    Ver- 

tr.  (IBB6J,  S.  33. 
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jreits  mehrfach  von  anderer  Soite  hervorgehobene  Ümst 
eutscheidundem  Gewichte^  dass  die  ältere  Final izvviilhscliait  auf  ga 
anderen  Grundkgeu  beruhte  als  dio  Finaiizu'ii'Uiachiift  des  moder- 
nen Staates  ^*).  Die  regobnässigen  Bediirfhia&e  des  Staates,  welche 
keineswegs  bedeutend  waren,  Mui'deii  aus  den  Kammer^nkQnf 
bestritten  und  der  ständisclien  BenilUgung  unterlagen  nnr  auasej 
ordentliche  Zuschüsse,  die  Übrigens  dem  Herkommen  gei 
insnfeme  sie  das  Maass  des  Kothwcndigen  oder  bisher  Teblic^ 
nicht  überschritten,  nicht  verweigert,  auch  nicht  von  solchen 
dingimgen  abhängig  gemacht  werden  durften,  die  mit  der 
Position  selbst  in  keinem  Zusammenhange  standen  *").  Gj 
andere  Anforderungen  stellt  aber  unsere  Zeit  an  den  Staat? 
gegenüber  dem  finanziellen  Effekte  dieser  Anforderungen  ersoheinw 
die  Einkünfte  ans  den  Domänen  und  Regalien  vcrhäliniaainfiaag 
gering  und  man  dürfte  schon  kaum  mehr  einen  Staut  auafindig 
machen,  der  im  Stande  wäre,  auch  nur  kurze  Zeit  seine  laufende« 
Bediirfiiisse  zu  decken,    ohne  Ton  den  Stautsbüi'gem  als  solduü) 


'*)  fXan  Tgl.  in  dieser  Hinsicht  jeUl  iusbesondere  WAOXim,  Fiun- 
winODSchüitt  lU.  Tlmil  (1886),  L  Ueh  (S.  1—208).  Eine  UeWrttcbt  d» 
hiatoriscbrn  Eutwickeluug  de«  Susucrbcwüliguugsrcchtca  bietet  Sann.u  in 
(4ranliot'a  ZcitMhr.,  n,  S.  161—189. 

")  Pas  Verbot  iler  sojc.  takinj^  hllls  (vifl.  Okeist  S.  107)  findel  «i«*" 
u.  A.  Bobas  iß  der  ver.  Ij&DtlesordnunK  iur  Böhroen  vom  lü.  Mju  10!fT,  iro 
ek  faeJBst:  «BetrefiTäad  aber  die  Coiitributionea.  liabea  Wir  für  Ub9  imtl  die 
luuüikomineDde  Köaigo  und  Erben  cum  EÖnigrcioli  Uns  dabin  aus  GaidcD 
rcnolvirt,  dasfl  Wir  diefiolbigpn  auff  denen  Land-l^gAn  und  ander*  nioh:, 
denn  gegen  gcwüUulicLeu  Revei-Hva  von  denen  StÄndvn  begehren  bwee 
wollen.  Äia  Uns  dann  nicht  zweifftU,  Unsere  götr*ue  Stände,  tJiw»*  tni3 
dm  Vatt«rUuidps  jodoimiahts  vorfallende  Notwendigkeiteu  Hinea  trfluJ<  - 
za  GflmQtli  ziebeo  werden,  Wir  auch  nicht  nachsehen  käonen  noch  wnufL, 
dass  difl  viin  Un«  bogohrte  Confributiooef  Uno  dnrcb  aabiUiehe  ron- 
ditio  a  es,  bo  elwau  iregüu  unserva  Ruuigticfaen  Stand.  Hoohfacii  und  AV  :  ' 
laaflün  niöcblun,  nls  durch  Suehung  neuer  Privilegien  und  1  j  . 
heilen,  oder  dergleichen  üiiBorer  Pro poiition  nicht  anhlngigf 
Einwenden,  wie  ctwan  biiihcro  bcschehcD,  condiUoiüret  oder  and^jelÜH« 
werden".  Schon  Fhickbh  hat  (a.  a.  O.  S.  690)  auf  dii<  IncaDHt|ii0u  JoMr 
liingewieiien,  welche  »rar  rlaa  Verbot  der  Beitii^ing  fremilftt-ttKer  BcMlInguag«« 
billigen,  jedoch  anderen^itB  den  StÜndeu  »in  uubediuffU>8  Veto  in  Bezielmic 
auf  das  Finanzgesotz  zugostt>h«n  «rollen ,  denn  geirisa  kann  dcif^enigen,  der 
Nein  nagen  darf,  ein  bedingte«  Ju  veniüofliger  Weise  nicht  verwehrt  werden. 
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[ijeistnngen  in  Ansprach  nehmen  zu  müssen.  Aus  dem  anter 
l^anz  anderen  Verhältnissen  aasgeübten  Steuerbewilligungsrechtc 
[der  einmaligen  Landstände  kann  somit  das  Wesen  des  Steuer- 
ibewilligungsrechtes  im  Sinne  der  modernen  Verfassungen  keines- 
[,veg8  erschlosseo  werden. 

Eine  andere  Ginwendung   gegen    unsere  Ansicht  etötzt  sich 

[dAranf,  dass  angeblich  gewisse  BecbUsätze  nicht  unmittelbar  ver* 

wirklicht  werden    können,    sondern    einer   Vermittlung   zwischen 

[Anordnung    und   Vollzug  durch    die    gesetzliche    Anordnung 

[ihrer  Verwirklichung  bedürfen.     Dies    treffe    eben   bei  den 

ESteuergesetzen   zu,   und    es    stehe   demgexnäss   das  Finanzgesetz 

[gleiclisain    in   der   Afitte  zwischen    den  materiellen  Gesetzen  und 

[der   in    Gemüssheit   derselben    Torzunehm enden   Verwaltung   und 

3chtsprechung  ^*).    Allein    man   kann  da  doch  wohl  mit  Recht 

;en,  warum  ein  Steuergesetz  erst    eines  anderen  Öesetzea  be- 

Ihrfen  soUc,    durch    welches  dessen  Vcmirklichung  in  einer  be- 

iteu  Periode   angeordnet   wird?    Sollte  dies  die  Natur  des 

3aergesetzcs  erheischen,    so  müsste  der  aufgestellte  Grundsatz 

lach  im   absoluten  Staate  gelten,  wo  es  gewiss  Niemand  in  den 

kommen  dürfte,  ein  solches  Ausfuhrangsgesetz  zu  verlangen. 

jll  der  betreffende  Einwand   Oberhaupt   eiiKn  Sinn    haben,   so 

ite  ans  demselben  die  Consequenz  gezogen  werden,   dass  die 

>tzgebenden  Organe   vorpflichtet    seien,   bei  der  BeschloBS- 

ramuDg    über    das    sog.    Ausfuhningsgesetz    die    Prinzipien    det 

idgcsetzes  zur  Geltung  zu  bringen,   und  in  der  That  scheint 

Consequenz  den  Gegnern  vor  Augen   zu   schweben,   indem 

auf  den   vermeintlich   analogen  Fall  hinweisen,    wo    die  Vei^ 

ssungsurkunden  Direktiven  fiir  die  Gesetzgebung  über  gewisse 

kgenstände  enthalten,   die  der  gewöhnlictien  (laufenden)  Gresetz* 

ihung  gegenüber   als  Recht    höherer  Autorität   erscheinen  und 

ler  von  Ijetzterer  respektirt  wenlcu  raSssen "). 

Dieser  Annahme  liegt  jedoch  ein  Uissverständniss  zu  Grunde. 
le    wirklichen    Anordnungen    des   Gesetzgebers    haben    die 

■*>  Seuileb  a.  a  O^  S.  210,  vgl   ucfa  v.  Uaktttz    S.  ätil    uod  ZoBX, 

L  a.  O. 
*^)  Z.  B.:  „der  Lefaeanerbaad  i>i  ui£mliebea%  .die  Preue  darf  nUM 
Ceuwr  geatellt  werdm'  et«. 
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gleiche,  nämlich  die  höchste,  die  etaatliche  Autorität  ■  T 
im  Falle  einer  ColUsion  stets  das  spiitere  Ciesetz  ohiieHii 
den  Inhalt  der  hetreffendeii  Anordnungen.  Dieser  Gruudsat?. 
gteichniäsaig  auch  ftir  den  Fall  derCülUsion  eineHVerfassang^es« 
mit  tiinnm  aiulerwfitigen  (ie.setze;  auch  hier  kann  die  BesÜmui 
der  VerfasHunpiur künde  nicht  als  RecJit  höherer  Autorität  Itesdcb- 
net  werden.  AUenlinga  pfttigen  die  VerfaKSungsurkundan  die  Be- 
stimmung zu  enthalteu,  dass  zur  Abändeiiin';  ent\i'eder  alli:*r  oder 
doch  gewisser  VerfassungsgesetÄC  besondeni  Erfurdeiiüsse  xu- 
saiumontrcffen  müssen,  namentlich  die  Anwesenheit  einer  grdasoea 
Anzahl  von  Aligeordnrten  bei  der  betreßendeu  BeschliisafaBmufr 
ala  sonst  zur  Fassung  eines  gütigen  Beschlusses  erfordert  wirf, 
eine  ansehnlichere  als  die  gewöhnliche  absolute  Majorität  äa 
Abstimmenden  u.  dgl.  Allein  solche  Bestimmungen  baheu  doch 
nicht  den  8iim,  als  üb  die  Verfa.ssungagesetze  in  höherem  Miävr 
verbindlich  wären  ah  andere  (resctze,  sondern  es  hoU  damit  u^ 
gesagt  werden,  dass  eine,  das  solchergestalt  geschützte 
abUiidenidc  Anordnung  nui-  dann  als  wirkliche  AeufiseruDp" 
des  Stantswillcns  anzusehen  sei,  wenn  die  erwäUuU'ii  Er 
fordcniiäse  zutrefieu.  Sind  diese  Erfordernisse  nicht  vorhantldtr 
so  liegt  ein  blosses  Scheingesetz  vor,  welches  keineswegs 
verbindlich,  sondern  ganz  unverbindlich  ist.  Ob  ahct  der 
zolne  in  die  Lage  kömmt,  seine  subjektive  Ansicht  in  Betreli 
dieser  Unverbindlichkeit  zur  Geltung  zu  bringen,  hängt  natürlidi 
davon  ab,  in  welcher  Weise  das  riclttorlicbc  Priifungsnwhl  in 
Ansehung  derGütigkeit  gehörig  kundgemachter  Gesetze  verfassunp- 
mässig  anerkannt  ist. 

Die   Sache  liegt  in    unserem  Falle  folgendennaasen:  Nc) 
der  Verfassungshestiinmung,   welche   anordnet,    dass    die  Sten« 
jährlich  von  <ler  Volksvertretung  zu  büwilligen  seien,  bestehi.rn  )J 
ältere,  thells  neuere  gesetzliche  Vorschriften,   durch  wolcho 
Stiuitsbürgeni  Steuerverpflichtungen  ohne  Beschränkung  ftof 
gewisse  Zeit  auferlegt  werden.    Weder  die  einen  noch  die  and« 
der  letztgedachten  Vorachriften    werden  durch  die  erw^mte  Ver 
fasKiingsbestimmung  in  ihrer  Geltung  aJterirt;  die  neueren  (1< 
lüUb  nicht ,    weil   sie  (wie  wir  voraussetzen)    keinen  Vorbehalt 
Hinblicke  auf  die  früher  erlassene  VeifassuugHVOi'schrifl  enthalt 
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ihnen  lifther  unbeschränkte  Geltung  zuerkannt  werden  ninss ;  die 
älteren  desülmlb  nicht,  weil  die  durch  sie  normirien  Abgaben 
aia  stabile  eingeführt  worden  sind ,  dalier  niclit  angenommen 
werden  kann,  dass  eich  der  ver&HsungHniäsHige  Vorhelialt  der 
jährlictien  Steucrbcwilligung  auf  diese  Abgaben  beziehe.  Der- 
selbe kann  eben  natiu-gemiiss  nur  jene  Abgaben  botreffen,  die  — 
sei  dies  fniher  oder  siütcr  geschehen  —  nicht  als  etabile,  sondern 
nur  als  temporäre  eingefiihrt  Mtirden ;  wo  es  solche  Abgaben  nicht 
giebt»  ist  eben  deniial  iiucii  kein  Objekt  fiir  die  jährliche  8teuer- 
bewilliguug  vorhanden.  Die  Letztere  ist  dann  eigentlich  nicht 
das,  was  ihr  Name  andeutet,  sondero  sie  kömint  nur  als 
Bestandtheil  des  Budgets  in  Betracht,  der  mit  den 
anderen  Bestaiidtheilou  des  Letztei-cn  juristisch  ganz  gleichwertliig 
es  wird  durch  denselben  keineswegs  den  Staatsbürgern  eine 
Verpilichtun^;  auferlegt,  sondern  nur  die  Erwartung  aus- 
lAprocbcn,  dass  die  durch  stabile  Gesetze  eingefiihi-tcn  Ab- 
n  in  der  Etatspehode  e i n  bestimmtes  Erträgniss  liefern 
werden.  Die  Unterlassung  einer  Aeusserung  in  der  letztgedachten 
Richtung  kann  aber  auf  die  Erhebung  der  als  stabil  eingeführten 
Abgabtni  nicht  den  geringsten  Eintlnss  üben.  Wir  gelangen 
sohin  zu  dem  Schlüsse ,  dass  nur  jene  Abgaben ,  welche  aus- 
schliesslich im  Fiuanzgeaetze  ihren  Reclitsgnmd  finden,  beim 
Nicbt/UKlan  dekomm  en  des  Letzteren  in  Wegfall  kommen ,  niuht 
aber  die  durch  Gesetz  ohne  zcithche  Beschränkung  eingefülu*teii 
Abgabeu.  In  Betreff  der  Let^iteren  hat  das  Kichtzustandekoiiunea 
des  Budgets  noch  weniger  Bc^leutung  als  in  Betreff  der  Ausgabs- 
posten. Denn  während  bei  Letzteren  wenigstens  eine  Verschie- 
bung der  Beweislast  in  Betreff  der  Nothwendigkeit  und  Nützlich- 
keit der  gemachten  Ausgaben  zu  Ungunsten  der  zur  Bcchnungs- 
l^;uiig  verpflichteten  Organe  eintritt,  hat  die  Frustrinrng  des 
Btatfigesetzes  in  Ansehung  der  Einliebung  der  auf  stabilen  Grund- 
lagen beruhenden  Staatseinkünfte  gar  keine  rechtliche 
Wirkung"). 


")  AnsdrScklicb  ancrkaimt  ist  dies  im  Art.  109  der  preussiscben  Ver^ 
üetang.  Dieser  Artikel  ist  nicht,  vic  v.  Rönkk,  pretus.  St«at«r.,  I,  §§  M 
und  69  and  Zachaiuax  (».  a.  O.  S.  867  u.  878)  veimeinen,  eine  cxoeptioDclloBestiin- 
mon^,  soodem  entspricht  vollkommen  der  Natur  dur  Sache.    Auch  die  öiterr. 

Arcti«  nw  etmUlobns  lUtclit.  ir.  3.  i.  ;j2 


\1. 

Wir  wollen  üun  unserem  Vorsätze  gcinjiss  die  Fragi- 
tTortera,  ob  ausacr  dem  StaataToransclüagc  nocli  andere  unter 
Mitwirkung  der  Volks vorli'ctung  zu  Stande  gekomineDe  Akte 
unter  die  Kategorie  der  j,förmellon  Gesetze'*  emzurcib(»  seien, 
irerade  in  dieser  Hinsicht  vennissen  vrir  bisher,  abgeseben  von 
einzelnen,  gelegentlich  angeführten  Beisfiielen,  eine  nusiftihrticlii 
thooretiaclie  Erörterung. 

Prinzipiell   fiillt   die  Antwort  nicht  schwer:   Alle  jp-ne  T( 
fügungen,  welche  ihrem  Wesen  nach  Verwattungstikte  md, 
jedoch  kraft  ausdrückUclier  Vorschrift   der  Vcrfassimg  nur  uirti-r 
Beobachtung   der    zum    Zustandekommen   eines  Gesetzes  gefo^ 
derten  Formen  zu  Stande  kommen  können,   sind   Gesetze  im 
formellen  Sinne  des  Wortes.     Die  Schwierigkeit  hegt   nur  ihuin, 
im  concrctcn  Falle  zu  bestimmen,    oli    man    es   in  der  That  n^ 
einem   blossen   Vcrwaltungsaktc  oder  mit  der  Äuf^^tellung  eirn^^ 
Kechtssatzes,  insbesondere,  ob  man  es  etwa  mit  einer  lex  specialis 
zu  Uiim   habe.     Vei-suchen    wir    nun,   diese  Bestiimnnnf;  in  An- 
sehung der  am  häufigsten  vorkommenden  Fälle,  hezüghcb  welcher 
Zweifel  angeregt  werden  könnten,  vorzunehmen. 

1.  Dem  Final) zgesetzc  am  nächsten  steht  dns  sog.  RekrutHi- 
gesetz,  nämlich  die  Festsetzung  der  für  eine  gewisse  Periode  — 
gewölinhch  ein  Jahr  —  behufs  nngeschwächter  Krlmltung  da 
Wehrkraft    des    Staates    auszuhebenden   Mannschaft. 


VeHiusung  vom  9A.  Febmur  1661  hatte  im  §  10  eise  äbnlicbe  BestiattB 
Wati  ist  aber  Rcciiteos ,  vrenn  die  Verfaetnng  (wie  in  den  «nddenlMdMi 
Ht&aton)  anordnet,  dass  t>ei  Nicht j-.iulajidckomDieu  de$  Budgets  die  Stoucn 
iiocli  durch  eine  Kuwisiie  Zeit  (4  Muuatc  bis  1  Jahr)  erbobeo  w^rdni 
können?  Ist  hier  nicht  a  coDtrario  zu  achliossen,  data  nach  A 
Zeit  eine  vreitcre  Stcuererhebanir  nicht  »tattfindon  darff  Wir  gli 
dana  dipser  Schlnsa  horeclitigt  uivr«.  Dio  Vorfassang  actxt  oben  vonon, 
daxs  inncrhiüb  th^r  erwähnten  Frist  eine  Vereinbarong  über  das  Budget 
Stande  kümmt;  für  dim  Fall,  wenn  diese  Voraanetsoog  niobi  xotrri 
sollte,  ist  olien  Kicbt«  besondereB  bestimmt,  und  ei  ivt  daher  im  Hinnr 
■llftouieinen  SteDerr^cmtza  vorzufallen.  Anderer  Meiniut^  int  jt-ducb  <)*« 
WüHtejt)h«rg.  Staat«r.  (in  Blarquardsün'a  Hondb.),  8,  lI8o.S8ff;  man  Tgl 
»iicli  ScUKNUa.,  Badiechca  Staatsr.  (f>b4!odiMi.>,  S.   13. 
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hfiit")  die  Feststellöüg  der  Friedenspräsenzstärkc  dos 
Heeres  fiir  ein  Gesetz  ini  raateriellen  Sinne  des  AVories,  im 
Gegensatze  zu  der  bloss  jähilichen  budgetmivssigen  FeststcDoug, 
welche  ein  (iesetz  im  formellen  Sinne  «ei.  Ulbbich  ")  ist  der 
Ansicht,  daas  daa  fteaetz  üImt  die  jälirliche  Festsetzung  der  ans- 
Kuhübenden  Mannschall  ein  Gesetz  im  materiellen  Sinne  sei, 
es  eine  nähei-c  Determination  der  Wehrijfliclit  der  Unter- 
thanen  enthalte. 

Nun    ist   68  vorerst  allerdings    unzweifelhaft,    dass   in    dem 

Falle,    wenn    daa   Rekrutengpsetz    die   aussdiliessliciie  Gnmdlagp 

1er  AVehrptlicht  der  Staatsangehörigen  bildet,   durdt   dasselbe  in 

leicher  Weise  ein  Kechtssatz  aufgestellt   werde,    wie  durch   ein 

""inauzgesctz,  durch  welches  den  ätaatsaugehöi-igen  eine  ge&et^dieb 

nsher  nicht  fixirte  Abgabenpflicht   auferlegt  wird.     Das  Gleiche 

gilt,    wenn    zwar  die   Wehniflicht    durch   Gesetz   festgestellt  ist, 

allein   die  Fisining   des   Kontingentes   nur  fUr  die  Etatsperiode 

Geltung  hat,   nach  deren  Ablauf   die  Gütigkeit  der  Festsetzung 

»rlischt,  insofern  nicht  eine  Erneuerung  stattgefunden  hat"^). 

In  den  meisten  euro|)äischen  Staaten  ist  dermiü  das  Prinzip 

,der    allgemeinen    Wehri)Hicht    znr    gesetzlichen    Geltung   gelangt. 

ie  Fixirung  des  Kontiugeuteä    hat   hier   nur    den    Sinn^    dem 

itehenden  Heere  einen  Nachwuchs  in  dem  Maasse  zuzutnhrcn, 

'uui  die  in  Aussicht   genommene  FriedcnspräseuKstärke  bczw.  die 

im  Kriegsfälle  zur  Vortlieidigung  des  Staatsgebietes  erforderliche 

Moeresmacht  erreichen  zu  können.    Wo  dies  zutrifft,  ist  also  die 

fWehrpflichtigkeit  der   einzelnen  Staatsbürger  überhaupt  von  der 

''otirung  de«  Reknitenkontingentes  unabiiängig,    docli  würde  die 

tTnterlaastmg  dieser  Votirung  die  Folge  halien,  dass  die  tauglichen 

Wehrpflichtigen  säinratlich  tn   die  Landwphr  reap.  in   den  Land- 

aturm  eingereiht  werden  müsateu,  weil  dies  die  geringste  Last  ist, 

welche  bei  Bestand  der  allgemeinen  WehrpiÜcbt  den  Betheiligten 

znm  Mindesten  treffen  muss. 


*)  Id  Grünhafs  Zeit«hr.,  IT.  Bd ,  S.  209. 

••)  Lchrb.  A  ötterr.  Staat«-.,  §  144,  S.  380. 

**)  Müll  vgl.  art.  IIA  ilcr  tielgincliCD  Vcrfunung:  Le  contingeot  ilo 
rann6e  et  vot^  uinuellcmeat.  La  loi,  qui  le  6ie,  n'a  de  foroe,  qae  poor  un 
■n,  »i  i^lle  n>8t  reiuwvelWe." 

Sil* 
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Doch  kann  mit  Rückiücht   auf  das  Gesagt«  dem   Rekrut< 
gesebse ,   auf   welcliem    einzig    und   allein  die  VerpUirhtnng  eint 
gewissen  Anzahl  von  Staatsbürgern  zur  Leistaag  der  Wohrpflit 
in    einem    erhöhtcren     Masse    beruht ,     der    Charaktor    ein« 
Gesetzes  im   materiellen   Sinne  des   Wortes   nicht   abgesprochor^ 
«erden. 

Wie  stcUt  sich  aber   die  Sache   dann,   wenn   die  Fiiodeos- 
praaenzst&rkc    bezw.    der  Kricgsstaud  des  Bocres   bereits  dnoh 
ein  anderes  Gesetz    entweder    dauernd,    oder  auf  eine  ttngen 
Rdfae  Ton  Jahren  fixirt  ist,  ine  dies  dermal  in  DentschUad  (»of 
7  Jahre)   und  in  Oesterreich    (auf  10  Jahre)  der  Fall  ist?    lo 
diesem   Falle  hat   die  nebenlier  erfolgende  jährliche   Voth 
des  RekrutenkontingeDts   nur  die  Bedeutung   eines  Calculs, 
dem    berechnet   wird,    wie    viel    Wehrpflichtige  jährlich    in 
stehende  Heer  eingereiht  wenlon  müssen,   um  die  gesetzlich  (ts^ 
sU^hendo  Prästaizstärke  intakt  zu  ertmiteu.     ITntor  so  bewandtco 
Umstäinlen  wäre  die  Kegieiniug  in  dem  Falle,  wenn  das  Rekmiesi- 
bewlligungsgesctz  —  wo  ein  solches  noch  neben  der  Fixirang  «I« 
Präsenzstiirkc  erfordert  wird  —  aus  welchem  Grunde  immer  nid 
zu  Stande  kommen  würde,  priiudpiell  dennoch  berechtigt,  so  vic 
Wehrpflichtige    des   betreffenden    Jahres   in  das  stehend»   Hc 
eioxureihen ,  als  zur  Erhaltung  der  gesetzliclien  Präsenzstärke  k 
E^inne  der  bestehenden  Einrichtungen  erfordert  werdeu.     Aas  di 
Ablehnung  des  Rekruten gesetzes  würde  dann   fiir  die  Regierunft 
ledigUch  der  NachÜieil  erwachsen ,    dass  ihr  —  wie  dies  in  dwii 
analogen  Falle  der  NichtbewiUigung  einer  gesetzlich  zd  leij 
Ausgabe   hervorgehoben   wurde  —  der  Beweis    obU^en 
dus    thats&clüich    das    in  Anspruch  genommene  Kontingent 
Erhaltung  der  gesetzlichen  Präsenzstärke  erforderlich  war. 
ist  aber  in  der  That  die  jährhche  V'otiiiiug  des  Rekrutcnkonl 
gentes  im  Wesen  ein  Verwaltungsakt,   ein  Gesetz   ledij 
im  formellen  Sinne  des  Wortes''). 


")  Xacb  dent  positivfo  Recht«  der  einzeJnen  SUaten  itteUeo  ai^ 
Folgen    der    FniHtriniog    der    Miltlari^setxo    ollrrdiajc*    vencfaieden 
In  Deutschland  liäU«  in  dem  Falle,  vrenn  ein  neues  (iAM>tJt  ül^'r  die  St 
PribeozstKrke  nicht  eu  Stjutdc  köumit,  di.>r  Kaiser  sowohl  don 
aU  auch  die  Zuld  der  jede«  Jahr   iu   du  Heer  otiuciut«Ueodett  RoknrtM. 
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2)  Vielfach  fordern  die  Verfassungen  die  Einhaltung  der 
im  Zustandekommen  eines  Gesetzes  voi^eschriebenen  Formen 
ich  zur  Conirahirung  von  Staatsschulden  oder  zum 
erkaufe  and  zur  Belastung  gewisser  Arten  des  Staats 
eigenthumes.  Die  betreffenden  GrmächÜguiigen  des  „Gesetz- 
gebers*' sind  Verwaltungsaktc  und  keineswegs  Gesetze  im 
matericUen  Sinne  des  AVortes,  mag  auch  gleichzeitig  der  materielle 
Inhalt  der  einzehien  auf  Grund  dieser  Krmächtigung  abuischliesscn- 
(ien  Verträgf^  festgesetzt  werden ,  nachdem  diese  Fixirung  doch 
nur  einen  integrirenden  Bestandtheil  der  erwalinten  Ermächtigung 
bildet  und  nicht  gesagt  werden  kann,  dass  durch  selbe  in  all- 
gemein verbindlicher  Weise  menschliche  Lebensverhältnisse  ge- 
regelt werden  **).  Wir  haben  es  also  hier  mit  einer  weiteren 
Serie  von  Gesetzen  im  formellen  Sinne  des  Wortes  zu  thun, 
woraus    sich    die    wichtige    praktiscbe  Oonsequenz    ergiebt,    dass 

(ADgenomraen  werden  muss,  der  betreffende  Akt  habe  sich 
In  Uebereinstimmung  mit  der  bisher  giltigen  Rechts- 
«»rdnung  zu  vollziehen. 
I  Setzen  wir  z.  B.  den  Fall,  es  wäre  bei  Erlassung  des  be- 
treffenden Aktes  angenommen  worden,  dass  ein  licstimmter  Gegen- 
stand, dessen  Veräusscrnng  bcwilUgt  wurde,  wirklich  dem  Staate 
gdkörc,  wälirend  sieh  nachträglich  herausstellt,  dass  diese  Voraus- 
dcn  tliatsäclilichen  Verhältnissen  nicht  entsprach,  indem 


len  (Labakd,   Suiit«r.  lEIa,  S.  99).    In  OoHlcrniob  (mthält  §  18  dci 

WehrgMetzes  vom  Jahre  1868  die  widf^rspruchtvolle  BerttTnmnnK',  da»«  xv&t 

wäbrcnd  der  Dnucr  Her  Fixininp  der  KriegsHtärke    (mit  ftOO.CIOO  lUnnn)  ilns 

ror  ErhaltnnK  fle»  ntchpnden  Heeres    in    der    festjfpateUten  Starke    erfonler- 

liobe  CouUngenl  nirbL  iii  Frago  koinmcD  darf,   dass  jedoch  di«  LhatsScb- 

Jfichc   Stellung   der   Rt^kruten   uur   danu   erfolgen   kano ,    weoD   die 

leBctzgcbong  dieselbe    Für  jenos  Jahr   aaob   schon   votirt   hat. 

inn  irt  aWr  iii  der  Tliat  entweder  die  Fixmiiig  der  Kricgsstärkp  odpr  die  jähr- 

LlicbeRekrutcnliewilligTiug  (pinx  7,weekloRf    ü**brigPiiK  pIftiilH*n  wir,  daps  anch  in 

>eBtemich  das  NichtzustaDdckommcn  dc9  RrknilcDgefictzes    keioeafalls    der 

ireihang   der   t«Dgliohi»ii    WchrpflichtifCD   in    die    Landwehr  im  Wege 

«tuben  würde,  nachdem  eioh  die  Conttniifentirung  lediglich  auf  das  stehende 

.'Beer  nnd  die  Krxatzreoerve  hexieht ,    die  Zahl  der  in  die  Landwehr  Eiiutn- 

[Teihenden  dagcficn  unb«: schränkt  ist. 

")  Anderpr  Ansicht  tit    in    letutert-r  Beziehung  O.  MevER    in  Griln- 
int'i  Zeitaclir.,  VHI.  Bd.,  S.  »3.    Vgl.  Labaxd,  Staatsr.  Ulb,  S.  233. 


die  Sache   im  Privateigenthnra  steht.     Hätten   wir  es  nuT 
wahren  Gesetze  zu    thuu ,    so    würde   der  ebea   erwähnte 
unzweifelhall  eeioes   Gigenthums    verhistig,    da   sich   der    gesett* 
geberifiche  Akt  jeder  Anfechtnng  entzieht,  vfihrend  unserer 
siebt  zufolge  die  bisherigen  RechtsverhÄltnisse  durch  die  fri 
Ermächtigung  keinerlei  Aendening  erleiden  "*)- 

3)  Eine  Art  Zwitterstellung  nelimen  die  sog.  Orgauiaatione- 
gesetzo  e»,  d.  i.  jene  Anordnungen,  dnrch  welche  die  E^inridi- 
tung  und  der  Wirkungskreis  der  Behörden  geregelt  wird  ■').  N*ch 
Stein  ist  die  Organisationsgewalt  in  der  vollziehenden  Gewklt 
enthalten,  es  erschiene  demgemäss  die  Organisation  der  Behöi 
als  eine  Punktion  des  Vollzuges.  Dieser  Ansiebt  ist  aac 
Gnkist  bMigetreten  ").  Tn  Conseijuenz  dieser  Anschtiuung  wäi 
alle  in  der  Form  eines  Gesetzes  erlassenen  orgaiitsaionschpii 
Anordnungen  Gesetze  lediglich  im  fonnellcu  Sinne  des  Wortes 
und  dies  hätte  insbesondere  von  den  die  Orgauisation  der 
Gerichte  betreffenden  Anordnungen  zu  gelten,  welche  sich 
nach  Vorschrift  der  meisten  modernen  Verfassungen  in  der  Form 
des  Gesetzes  vollziehen  müssen. 

Allein  es  scheint  hier  doch  ein  Vorbehalt  gemacht  werden 
zu  müssen.  Bestehen  irgendwo  Behörden  zur  Besorgung  gewiraer 
Angelegenheiten  des  Vollzüge«,  so  berührt  es  allerdings  dcD 
Rechttikreis  der  Einzelnen  nicht,  ob  die  Behörde  ^  an  welche  ^^ 
aich  zu  wenden  hat,  diesen  oder  jenen  Namen  führt,  ob  aie  selba^H 
ständig  oder  mit  einer  anderen  Behörde  verschmolzen  ist,  ob 
bei  dieser  Behörde  eine  grössere  oder  geringere  Anzahl  vc 
Beamten  beschäftigt  ist  u.  dergl.  Audi  der  Sitz  der  Behürtl 
istj  mag  diese  Frage  noch  so  sehr  das  Interesse  der  Bevölkemi 
rego  erhalten,  vom  fiechtsstandpunkte  uns  irrelevant.  Dagej 
ist  dio  Frage,  ob  überhaupt  Vollzugsorgane  fUr  den  oder  jt 
Bereich  zu  besteben  haben,  daini  die  Frage,  ob  diese  Behür 
nach  dem  Einzcisysteme  oder  dem  Xoliegialsystemc  orgai 
sein  sollen,  scliliesslich  die  Frage,  ob  eine  Angelegtinheit 
Becht^wege  oder  im  Verwaltungswege  aaszutragen  sei  (vgl.  Seu^ 

••)  Vgl.  Sahwot  a.  a.  O.,  §  7,  8.  AT. 

■•)  Vgl.  Laband,  Staatar..  II.  S.  206  ff. 

*^  üesetK  uud  Üudgvl,  S.  84  ff.    Dagegoo  Uäkil,  Stadien,  Et,  8. 


a.  O.  S.  105)  allerdings  für  den  Rpclitj*krt'is  des  Indi- 
viduums von  eutsclicidcndcm  Belange,  denn  von  dyr  Ersteren  hangt 
überhaupt  die  Mö^chkeit  der  Bcalisining  der  in  den  betreffenden 
Bereich  fallcndeü  Ansprüche  ab,  die  beiden  Letzteren  tangiren  da- 
gegen wieder  die  verfassmigsmüssige  Venmtwortliehkeit  der  Organe 
der  Vollzngsgewalt.  Organisationsgesetze,  bei  welchen  es  sich  um 
;die  soeben  erwähnten  Punkte  handelt,  sind  daher  insoweit  aller- 
dings Gesetze  im  materiellen  Sinne  des  Wortes ''). 

Dagegen  vermag  weder  der  umstand,  dass  die  beabsichtigte 
Aenderung  des  Behörden  Organismus  einen  erhöhten  Aufwand  be- 
dingt^   iiir  welchen  im  Etat  vomusehen  ist,   noch  auch  der  Um- 
stand, dass  in  einzelnen  Verwaltungsge^etzen  die  zur  AusAihrung 
I derselben  berufenen  Organe  bezeichnet  sind,   dem  Organisations- 
den  Cliarakter  eines  Verwaltimgsaktes  zu  benehmen  ^*). 
Auch  das  im  Falle  D.  angerufene   Gesetz  vom  28.  Februar 
lö82  über  die  Karl-Ferdiuands-ruivei"aitüt  in  Prag  ist  ein  Ogani- 
leationsgesotz,    welches  zum   Mindesten  in  Ansehung  der  hier  in 
[Betracht  kommenden  Bestimmungen^')  als  Gesetz  im  materielleu 

"]  Dass  (iesfitze   übitr   iIm  Verfahren  in  den  eior^lncn  Zweitten  der 
Vonmltuug ,    ilauu    Über    itit>    Reuhtsverhaltniosf-    der    Beamten    and  Diener 
itik)    wirkliebt!    R«cht«siitM    enUialtaD ,    bedarf   wohl    keiner 
jndoreo  Erwätmuug.    Sie  gchürcu  aber  auch  nicht  zu  deo  On^aiaatious- 
iCUOtcen  im  eigentlichen  Sirme  de«  W'ortns,     Vgl,  Oellbr;  „Die  Competcnz- 
{oboi  der  gesetzlichen  Rc^'vluug  derR^eiit^verhältuisse  der  St8at«bcaniten' 
Centralblatt  fUr  Verwjütimgspraxis  lÖBti,  S.  W}9-Ö7a. 
•*)  Id    letzterer  Hinsicht    wird    iQsbeaoudere    von  ÖSHlfiT  (Gesetz    ood 
acht,  8.  70  ff.)  dflj-Buf  hicfFewietiea,    dus  die  im  Texte  beKOgeoen  Bestim- 
autngen  der  (materiellen)  Verwaluingsgesetüe  ilahin  aufiEulegen  aicil,  daes  mit 
iDg  des  üeselzeH  juuc  Behörde  betraut  wurde,  in  deren  Ressort  da- 
jetrerTeDde  (leäcliäftazwoig  gehörte.  Findet  in  der  Folge  eine  Aende- 
mu^  in  deu  RcMortsverhälluis^cn  statt,  so  ist  ite)I)8tverfltSndHi;h  nunmehr  jene 

»Behörde  znvtändiff,  welche  krall  landesherrlicber  BeüigniBs  ao  Stelle  der  früheren 
l^mtfu  und  durch  üflenltiehe  Bekanntmachung  für  jMlermann  erkennbar  ist. 
**)  Diu  crwiüintc  (leiietx  bolmudelt  tüimlich  noch  überdies  die  B«ehts- 
^■orliiUtnisfle  der  StuiiirendHD  (/.  It.  ilii-  MöglichkeJt,  cino  gewisse  SUmdemahl 
au  der  anderen  üntvemitiit  z»  hürco)  und  der  Doceoteu  (x.  B.  Aus&cblieulich- 
keit  den  Vt-rliaadca  mit  einer  der  hetheiliglen  UniversitÜteo).  Hier  handelte« 
nch  sllentingH  um  Rcchtssätxe,  deren  Aufutelliuig  durch  die  in  Rede  siebende 
Orgsniitation  veranlasst  wurde,  und  die  aoB  diesem  Grunde  mit  derselben 
äiasfcrlicb  in  Verbindung  gebracht  worden. 
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Sbme  des  Wortes  nicht  angesehen  werden  kann .  and  durr^ 
welches  daher  in  dem  bishengcii  Rcchtszastaudc  eine  Aendcrung 
nicht  hcrbeigefuJirt  wurde.  Dcmgemäss  sind  die  in  AnftAnaf 
der  rüiunlichcu  Trennung  der  beiden  nunmehr  in  Prag  bestehen- 
den Universitäten  und  die  in  Ansehung  der  BeUtssung  resp.  Zn- 
Weisung  der  einzehien  wi&senschafUicheii  Institute  daselbst  ertbeilten 
Weisungen  keine  RechtsBätze,  aus  denen  eventuell  Rechte  im 
subjektiven  Sinne  des  "Wortes  der  bethciligion  Universitäten  ab- 
geleitet werden  konnten;  die  früher  erloschene  Fähigkeit  der 
Letzteren,  Träger  selbststündiger  Recht«  zd  eein,  ist  durch  diew 
Gesetz  (leider  I)  nicht  zu  neuem  Leben  erweckt  worden.  Attcb 
in  den  RtichtHrerhältniasen  der  Besitzer  jener  Locaütäten,  in  rl-i'"' 
die  wisscnHchaflUühen  Institute  der  Frager  Universität  untt^rgch;^:  , 
waren,  ist  keine  Aeuderung  eingetreten,  wenngleich  durch  «ne 
eventuelle  Kündii^ung  der  diesfalls  geschlossenen  Miethvcrträge. 
beziehungsweise  dmch  Veräusserung  der  dem  Staate  gehörigen, 
den  erwähnten  Zwecken  dienenden  Localitäten  der  Zweck  des§  i. 
des  dt.  Gesetzes  vollstündig  vereitelt  worden  kann. 

4)  Wir  haben  bereits  oben  bemerkt,  dass  wir  PriTilec^i''v 
auch  dann,  wenn  durch  selbe  lediglich  zu  Gunsten  oder  L.- 
einzelner  Personen  ein  bestinuntcs  Recht^verhältni&s  entgegen  dem 
sonstigen  Rechtftzn stände  geregelt  wird,  als  Gesetze  im  mAtenV!li>n 
Sinne  de«  Wortes  auKehen.  Dies  muss  insbesondere  Ton  Vfr- 
nigungen  gelten,  durch  welche  das  Vermögen  eines  Einzelnen 
oder  der  Angehörigen  einer  bestimmten  Familie  oder  auch  nnr 
einzelne  VcrmÖgensstücke  derselben  zu  Gunsten  des  Staates  ein- 
gezogen werden.  Denn  eine  solche  Confiskation  enthiilt  ein  Privi- 
legium odiosum  der  von  derselben  Betroffenen,  die  ihres  Gi| 
thnms  verlustig  werden,  ohne  dass  die  ßedingungeu  der  "Exp 
priation  vorUegen  und  ohne  dass  ihnen  die  in  den  allgemeine 
Gesetzen  für  den  FaU  der  Enteignung  zugesicherte  Entschädigung 
gewährt  wird.  Die  auf  Grund  mesetzhcher  Ermächtigung  u 
den  Verwaltungsbehörden  ertheilten  Dispense  (z.  ß.  Altersnac 
sichten,  Dispense  von  gewissen  Ehehindornissen)  kommen  fiir 
Frage  nicht  in  Betracht  und  es  erscheint  dalier  nicht  nothwem 
hier  auf  da.^  Wesen  derselben  näher  einzugehen.  Dasselbe 
von  Eriindungspatenten ,  Gewerbecooceasionen   u.  dgl.,   die 
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iiiU>r  irrtliümlich  deu  Privile^en  beigezählt  werden^),  nachdem 
eine  Mitwirkung  der  Volksvertretung  bei  ErthoUung  dieser  Be- 
i  rechtigungen  nicht  vorzukommen  pÜegt.  Nur  bei  Kisenbahn- 
BConceBsionen  ist  cb  üblich,  dio  Einhaltung  der  Formen  der 
"Gesetzgebung  zu  verlangen;  es  ist  daher  noch  zu  untersuchen, 
ob  derartige  Concessionen  als  materielle  Gesetze  anzusehen,  ihnen 
I  daher  auch  die  Wirkungen  der  Ijetzteren  zuzuerkennen  seien? 
B  Für  die  ältere  Zeit  ist  diese  Frage  wohl  zu  bejahen.  Vor 
,  EntT\*ickoIang  der  Eisenbahn gesctzgebung  repräscntirt©  jede  Be- 
■»■illigung  zur  Errichtung  und  mm  Betriebe  einer  Eisenbahn  ein 
18  speciale,  ein  wirkliches  Privilegium,  welches  von  der  gesetz- 
gphendpn  Gewalt  ertheilt  -^nirde,  und  alle  einschlS  gigon  Rechts- 
Terhältnisse  auBSchliessend  regelte").  Seither  sind  jedoch  in  den 
eisten  Staaten  eigene  Eisenbahnconcessionsgesetze  erflossen, 
welche  eingebende  Bestimmungen  über  die  Bedingungen,  den  In- 
halt, die  Wirkungen,  nicht  minder  auch  über  die  Erlöschung 
der  gedachten  Oonceesioncn  enthalten^  wonngleich  vielfach  die  bis- 
herige Form  der  Ertheilung  der  Concession  durch  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  beibehalten  wurde*").  Das  Wesen  der  frag- 
lichen Bowilhgung  ist  liiedurch  ein  anderes  geworden  i  sie  hat  zwar 
u  Konstitutiven  Charakter  beibehalten,  sie  hat  jedoch  die 
Eigenschaft  eines   Privilegiums  im   eigenthchen   Sinne  eingebüsst 

I  und  ist  zu  einem  blossen  Verwaltuiigsakte  geworden.  Duivh  Er- 
'  ")  Vg^  S.  454,  N.  ß. 
")  Id  dirse  Katejjorie  ii;chorl  auch  Aas  in  let-rter  Zeit  vielbfnprochpne 
Prinlefnam  der  öiterr.  Nordbahn  vom  4.  Man;  183Ö,  destwn  Ernpucruiiß 
den  damaligen  Cont-csBionSreti  naoh  Ablauf  der  (fiOjiUirigen)  ConcoMioiudaner 
mgnsicfaert  worden  war,  was  Aiila»s  zu  der  Coutroverac  gab,  ob  üWr- 
haupt  Gin  rechUichpT  Ansprach  dce  gedachten  labaltes  möglich  sei.  Id 
bfü^uMidcm  Siuiic  Wautworlct  diese  Pntuu  Randa  | Bemerkungen  snir  Nord- 
bfthnirAgc,  S.  A.  an«  OrÜahut'«  Keitfuhr.  XII.  Bd.)  wogegen  die  cotgcgen- 
gesetxte  Ansicht  u«ucrlich  vou  Tkznbh  (Ccutralbl.  iur  Verwaltuiigiqiraxis  1686, 
^8.  S91— 688,  674—681)  verthcidigl  wird. 

^B  *')  Dies  iat   auch    in  Oesterroich   iiu  AIlgcmeiiieD   der  Fall.    Nor   io 

^fAnaehung  der  Laealbahnen   ist    die  Regienu^   auf  eine  Belfae  vod  Jahren 

y  berechügl.    die  Concensiun    ohne  Anhümog    de«  RciclieraÜieM    xa   ertheilen. 

wenn  der  Hahn  kenne  grouicreD,  al«  diu  im  LocalbahagoBet^e  vum  S5.  Augtut 

1880  crwolmtcn  Tortheile  zugesichert  werden. 
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theÜQiig  der  Conression  vird  keine  Reclitsregel  Hufgestellt,  suni 
nur  (las  goltoiide  Rcclit  aiigcwendf^t,  wobei  es  ganz  nnei 
scIieideDd    ist,  ob  nHch  posiüvom  Recbto   der  Unteruehmer, 
gewisse  Bedingungfn  erfiült  Imt,   ein   Reclit  auf  Ertheilung 
Ooucession  bat,   oder  »b  diese  nach  freiem  Ermüsscu  ^Üie 
oder   rerweigort    werden    kann  '*").    Aueb  Eisonbahnconccasif 
sind  domnacb  Gesetze  ledigUcb  im  fonnellon  Sinne  dos  W 
bei  Grtbeilung  deraelhen  sind  die  bestehenden  ge8et2licben  Yc 
scbriflcD  zu    beobaclitim,    so   dass  eine   unter  ÄusäeracbtUssui 
dieser    Vorschriften    ertheilte    Coucessiau    als    rechtswidrig    su 
bezeichnen  wäre**). 

5)  Doss  wir  Gesetze,  dtirch  welche  verdienten  StaAl 
Dotationen    aus    dorn    Staatsschatze    zugewiesen    verdeot    dv 
welche  die  Äusfillmmgöfientlicher  Bauten  auf  Kosten  desStamt»! 
geordnet  wird,  durch  welche  gelegte  Reclmungen  genehmigt  wc 
als  Gesetze  ira  formellen  Sinne  des  Wortes  aiiäehon,  bedarf  n 
Obigem  wohl  keiner  weiteren  Ausitiltrung.   Dasselbe  ibt  auch  tod 


**)  Der  cotistitutive  Clumüilcr  einef  Yenraltniignlctes  wird  kdaefvffi 
dadurch  Husfi^sohloMen ,  dnss  im  Sinne  den  Ueaetxes  driiijenigen ,  der  lüf 
gpsptalichen  Bedinf^uD^en  erfUIlt,  die  Aiisferti^pin»  des  Aktufl  nichl  vcrwt'iptr^ 
werden  kaun.  Wir  können  die«  aber  ganz  iinhe4lenk1icb  KUgelieo,  iui:;bdem 
btireit«  ubcit  die  Ausicbt  ala  irrig  bexciuhut't  Laben,  «Ittw  dl«  VoUxiclii 
aaf  Akte  deklaratorischer  Natur  beachi^nkt  sei  Dies  ist  uiobt  etttmal 
BotrefT  der  Tliütif^kuit  des  Richters  oline  AuHnahnu^  riclitig  (mau  deiüic  c. 
ai)  die  Errichtnng  einer  Servitut  durch  ricIiterhcheD  Au»pntcb  im  Procow 
b^ufn  Aufhehnng  der  UemeinHohaft  dei  KiKcnLbunis),  ('rschtiDt  jrdo«h  gaiv 
imhaltbiir,  wenn  man  dio  weitventweigte  Thiiti^keit  der  Vurwaltung  ina 
Auge  faast.  Wer  wird  doch  im  Kmiite  behaaptcD  volleo,  daw  BancooMOi^ 
Öowcrboc'üiicusaioiieu,  Bcwilli^nuigen  von  AolHjitfii  id  üfTcutlicIieD  GowfiHtrD 
u.  dergl.,  deren  contatitutirer  Charakter  lüfihch  tiiclit  geläu^net  werden  kann, 
f^esetz^Wrische  Akte  aeien?  Schon  der  Umstand,  das«  voo  einer  Publikaliun 
•oluber  Akte  kerne  Rede  iat,  und  den  Tezmek  a.  ii.  O,  8.  72ti  Tür  onv 
tick  hlU,  solUe  dam  (Tiltrcu ,  den  BcgriO'  des  PrivUc^unu  auf  da»  ni 
Maau  zu  redncircn.  Denn  ein  gpjK-'tz^ebcrieclitsr  Akt  ohne  Puhltkation 
undenkbar,  uud  »elküt  eiuv  auH^lriicklicho  Anordnung  tim  C«e-Aetzgebur% 
dio  Publikaüoa  (tir  uicbl  noUiweoditj  erklären  würde ,  wikra  gmu  iinT«r- 
bindlich  (Eihelb  b.  a.  0.,  8.  10,  11). 

**)  Dio  l^ruKe,  ob  dor  dorcb  eine  solofae  rcclitewidrifio  CoDOeanoa 
letrte   den  Schut*   des   (ordentlichen   oder  VerwaltnngB-)    Riolitcrs 
könne,  wird  im  oächnLea  AbKtxe  ihre  ErOrtomnjf  finden. 


der  Genehmigung  der  Staatsverirage  zu  sagen,  die  im 
Sinue  der  modernen  Verfassungen  meiatenthcila  der  Volksver- 
Lretung  rorbchaltcn  ist,  wobei  die  bokannto  Streitfi-age,  ob 
das  gedachte  Krfordemiss  die  Giltigkeit  oder  nur  die  allseitige 
Wirksamkeit  des  Staatsvertrages  tangire,  gar  nicht  weiter  in 
Betracht  kommt.  Denn  unter  allen  Umstünden  handelt  es  sich  hier 
um  einen  Akt  des  Vollzuges,  der  sich  nur  in  Folge  ausdrück- 
licher gesetzlicher  Vorschiift  in  Gesetzesform  zu  vervi-irklichen  hat. 
Allerdings  w-ird  gerade  die  PubÜkation  solcher  Verträge  häufig 
dazu  benützt,  um  materiellrechtliche  Bestiminiuigen,  welche  dem 
abgeschlossenen  Vertrage  ihre  Entstehung  verdanken,  und  bezüg- 
lich deren  die  Volksvertretung  ihre  Zustimmung  gleichzeitig  mit 
der  Genehmigung  des  Vertrages  ausgesprochen  hat,  zur  iiflent- 
lichen  Kenntuisa  zu  bringen,  und  mit  Hinblick  hierauf  können 
dergestalt  geueliinigte  und  publizii-te  Verträge  gleichzeitig  Ge- 
setze im  mutcricllcn  Sinne  des  Wortes  sein.  Dies  ist  jedoch  für 
,  dAs  Wesen  der  Sache  ohne  Belang;  es  ist  eine  blosse  Abkürzung 
Bpes  Yer&hrens,  dnss  die  gedachten  Rechtsvätze,  anstatt  abge- 
sondert publizirt  zu  werden,  bereits  durch  Veröffentlichung  des 
Vertrages,  dem  sie  ihre  Entstehung  verdanken,  und  in  dessen 
■ßontezt  sie  aufgenommen  wurden,  zur  allgemeinen  Kenntnis»  ge- 
oracht  werden  *^). 

6)  Sclihesslich  wird  auch  die  Errichtung  von  Fidei  com  missen 
vielfach  von  einer  Zustiuunung  der  gesetzgebenden  Faktoren  ab- 
hüjigtg  gemacht.  (So  in  Oestcrreich  nach  §  627  des  bürgerl.  Gesetz- 
buches und  dem  Gesetze  vom  13.  Juni  1868.  R.-G.-B.  N.  61). 
Ob  wir  es  liier  mit  der  Statuiruug  eines  ßecbtssatzes  oder  mit 
Bsndm  Verwaltung sakte  zu  tlimi  haben,  der  lediglich  im  formellen 
öinne  Gesetz  genannt  werden  könnte,  ist  niclit  leicht  zu  beant- 
l'orteu,  doch  scheint  uns  die  letztere  Ansicht  die  richtigere  zu 
lubcbdem  die  Kechtsverhältnisso  der  Fidei  commisse  dui'ch  die 
lesetKgebuug  bereits  ausgebildet  sind,  und  es  sich  also  eigentlich 
darum  lumdelt,  das  Geltungsgebiet  dieser  Normen  in  that- 
ijhlicher  (nicht  in  rechtlicher)  Hinsicht  zu  erweitem**).  Auch  ist 

^)  In  glciofaem  Sinuc  OtcaiOE  in  Grü ahnt's  Zeittchr.,  VL  Bd  C1B7&), 
*")  Anderer  Heinong  Gahsis  a.  a,  0.,  S.  37, 
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Tiür  mit  dieser  AufTasflung  die  gesetzliche  BeHtimiouiig  zu 
biu'ßii,  (lerziifolge  die  Aufeclitiing  der  Errichtung  eines, 
Zustinuiiung  der  gcsetzgobcDdon  Faktoren  zu  Stande  gekomaoun 
Fid£icommisao8  wogon  naclihcngcr  Gobitrt  eines  mämiltchen  ehfr 
liehen  Erben  des  Stifters  (§  628  östorr.  bUrg.  G.-B.)  gestattet 
ist,  wogegen  die  Möglichkeit  der  Ausserkraftsetznng  eines  mii 
liehen  Aktes  der  Uesebcgebnng  durch  den  Richter  der  jnristäebflB 
Oonstniktion  grosse  Schwierigkeiten  bereiten  würde. 

vn. 

Den  rarstehenden  Erörtemngen  dilrfte  der  Vorwarf 
erspart  bleiben,  dnas  sich  die  von  uns  aus  dem  Begriffe  und  dl 
Wesen  der  formellen  (resetze  gezogenen  Konnetjuenzen  nicht 
wertheu  laäseu,  weil  wir  einerseits  eine  Modifikation  des  biflherif 
Kechtes  durch  die  formellen  Gesetze  perhorreaziren ,  aodc 
seits  jedoch  zugeben,  duss  auch  die  Gesetze^  die  wii-  ihrem  Vfema 
nach  als  formelle  bezeichnet  haben,  ßcchtssatze  enthalten  kiSnoen. 
Bewegen  wir  uns  da  nicht  in  einem  falschen  Kreise.,  wird  nicht 
jedes  formelle  Gesetz,  welches  etwiis  von  dem  bisherigen  B«oht 
zustande  Abweichendes  festsetzt,  hicdurch  eben  zu  einem  Ges 
im  materiellen  Siime  des  Wortes?  Das  Gesetz  verbinde  —  be- 
haupten die  Gegner  —  in  gleicher  Weise,  mag  sein  Inhalt  welcher 
Art  immer  sein,  und  schlimm  wäre  es  um  die  Rocbtssicherbtit 
bestellt,  wenn  es  im  concreten  Falle  dem  Richter  anhäimgevteUt 
wäre,  zu  untersuchen ,  ob  einem  gehörig  Innul gemachten  Gecetze 
diese  Bt;zeichuung  in  nmterieller  oder  in  funneller  Hinsicht  gebfit 
und  welche  Wirksamkeit  demselben  mit  Rücksicht  hierauf  innewnhi 

Es    sei    uns    daher  noch  gestattet,  diese  Euiwürfe  in  Kf 
zn  widerlegen. 

Es  ist  wohl  nicht  vollkommen  richtig,  dass  das  Gesetz  ohne 
Rücksicht  auf  seinen  Inluilt  verbinde,  da  ein  unmöglicher  6«9etai«' 
inhalt  nicht  verbinden  kann,  doch  mag  die  betrrffende  gegneriiefac 
Bcliauptuiig  als  im  Allgemeinen  zutrcifend  immerhin  zngef 
werden.  Was  folgt  hieraus?  Uns  li&ndelt  e»  sich  ja  ei 
darum f  den  Gesetzes1>cgriff  abzugrenzen,  zu  untersuchen,  wc 
der  von  den  Organen  der  gesetzgebenden  Gewalt  ansgc 
Verfügungen   als   allgemein    verbindliche   Normen   zur 
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menschlicher  LebensTerhältnisse  anzusehen  seien.  Der  geinachte 
Kinwand  läuft  also  entweder  auf  eine  petitio  principii  hinaus  oder 
er  ist  eine  blosse  Wiederliolung  des  bekannten  und  ron  keiner 
Seite  bestrittenen  Satzes,  dass  der  Richter  das  geltende  Qe- 
»etz  anzuwenden  habe,  oluie  Kücksicht  darauf,  oli  er  dasselbe  Rir 
zuträt;Uch  halte  oder  nicht,  ob  er  mit  der  Tendenz  des  tresetz- 
geben  einverstanden  sei  oder  nicht. 

b  Dieser  Umstand  kömmt  aber  rorli^end  gar  nicht  in  Frage, 
^enn  konstaUrt  ist,  dans  im  gege1)enen  Falle  wirklich  der  Ge- 
ttblzgeber  Üijilig  war,  «ird  es  Niemiuidctn  Hinfallen,  die  allgemeine 
■erbiu<llidikeit  seiner  Anordnung  in  Zweifel  ziehen  zu  wollen. 
Und   gerade   in    Ansehung    der    Konstatirung    dieses   Umstandcs 

rabon  wir  doch  zu  einem  Ergebnisse  gelangt  zu  sein. 
Wir  haben  vor  Allem  sichergestellt,  dass  die  Gesetzgebung 
eine  positive  Funktion  ist,  dass  daher  niejnals  die  Unterlas- 
sung einer  Anordnung,  sei  es  durch  Ablehnung  des  ganzen  Bud- 
gets resp.  Rekrutengeset^es  oder  einzelner  Posten  desselben,  be- 
ziehungsweise Büwilligimg  einer  geringeren  als  der  den  zu  Recht  be- 
stehenden Einrichtungen  pntsprechenden  Ziffer  (Fall  B.)  die  Wirkung 
haben  kann,  eine  Aenderung  in  dem  bisherigen  Rechtazustande 
herbeizuführen,  mag  auch  der  vermeintliche  Gesetzgeber,  richtiger 
ein  einzelner  Faktor  der  GeseUtgebung  in  noch  so  unzweideutiger 
Weise  seinen  Willen  daliin  kundgegeben  haben,  dass  es  von  dem, 
was  bisher  Rechtens  war,  sein  Abkommen  zu  erhalten  habe. 

LInsofora  es  sich  aber  um  positire,  in  Gesetzesform  zu 
de  gekommene  Kundgebungen  handelt^  sind  wir  zu  dem 
Beaultate  gelangt,  dass  zwar  eine  Abändenmg  des  geltenden 
Bdcbtes  aach  mit  der  Vornahme  solcher  Verwaltungsakte,  zu 
deren  Giltigkeit  im  Sinne  der  Verfassung  die  Zustimmung  der 
Volksvertretung  erfordert  winl,  verknüpft  werden  kann,  dass 
aber  eine  solche  Verknüpfung  eine  rein  zufäUige  ist  und  niemals 
Krmuthet  werden  kann.  Wir  werden  bei  solchen  Verwaltungs- 
akten (formellen  Gesetzen)  stets  insolange  anzunehmen  Iiaben, 
dass  sie  auf  der  Basis  der  bestehenden  Rechtsordnung  rulien,  inso- 
lange die  Absicht  der  Staatsgewalt,  neue  Rechtssätze 
ifjtnstellen,  nicht  mit  unabweislicher  Nothwendigkeit 
tB  der  vorliegenden  Äousserung  des  Staats  willens 


zn  eracbliesBcn  ist.  Zur  Confitatiniog  dieser  Absicht  ge- 
nügt ^  aher  niclil ,  wenn  etwa  nur  in  das  Budget  eiozelue,  dahta 
nicht  gehörige  Posten  eingestellt  (Fall  A.),  oder  wenn  ebadu 
Posten  daselbst  in  eine  andere  Rubrik,  als  in  welche  sie  gehSren, 
eingereiht  wurden  (man  vcrgl.  Fall  C),  oder  wenn  sohüeulsdi  In- 
stniktiouen  eilheilt  worden,  die  nur  bei  Äcndenmg  dee  töihengeB 
Rtfchtszustandea  Rechte  im  subjektiven  Sinne  zu  b<^r6)ula 
geeignet  wären  (Fall  D).  Denn  in  allen  diesen  Fällen  kun 
mau  nicht  BAgon,  das»  die  Verfügung  ohne  die  supponirte  —  nm 
uns  bestrittene  —  Absicht  gegenstandslos  wäre;  sie  bcb£]t  Be- 
deutang,  eic  Kusscri  Wirkungen,  aber  allerdings  nicht  als  Gewti, 
sondern  als  das,  wrb  sie  wirklich  ist,  als  Verwaltungsakt. 
behriich  erscheint  hiebei  allerdings  Eines,  nämlich  die  Pub 
kation  solcher  Akte  in  der  für  die  Kondmachmig  der  G«ae< 
vorgeschriebenen  Form.  Doch  auch  der  Umstand,  daaa  dii 
Publikation  (vgl.  oben  S.  4öl)  vertassungsmääsig  angeordnet  ist, 
erklärt  sich  aus  dem  allseitigen  Interesse,  welches  <lie  Staats- 
bürger solchen  wichtigen  Verwaltungs&kten  entgegenbringen, 
welche«  es  wünschcnswerth  erscheinen  läset,  denselben  die 
tnoglicho  Publizitiit  zu  sichern.  Warum  aber  der  Riehter  tiidit 
das  Recht  haben  sollte,  zu  bcurtheilcn,  ob  einer  in  Geaet»- 
form  publizierten  Anordnung  die  Wirkungen  eines  G^setB«  in 
materiellen  Sinne  des  Wortes  innewohnen,  ist  in  der  That  nidit 
abzusehen,  nachdem  docli  seine  Befiignias,  das  Gesetx  aosmlegcn, 
die  Anwendbarktiit  des  Ueaeüces  im  concreten  Falle  zu  bcvr- 
theilen,  von  Niemand  in  Zweifel  gezogen  wird. 

Die  Grkcnntniss  des  Wesens  der  formellen  Gesetz«  als  1» 
sonders  qualifizierter  Vcrwaltungsakte  legt  im  Cregenthoile 
Erwägung  nahe ,  ob  nicht  demjenigen ,  der  durch  eineu  soLcl 
Akt  in  seinen  Rechten  verletzt  zu  sein  behauptet,  die  Möghi 
keit  eröffnet  werden  sollte,  in  gleicher  Weise  einen  Richtersp 
zu  provoziren ,  wie  dies  in  Ansehung  der  übrigen  Verwalta: 
akte  durch  die  moderne  Gesetzgebung  gewährleistet  ist.  In  dii 
Hinsicht  müsste  zwischen  jenen  fonuelleu  Gesetzen  untersclui 
werden^  welche  (wie  z.  B.  Verträge,  Eisenbahn-ConcessioDea) 
den  angefochtenen  Vei-waltungsakt  selbst  unmittelbar  setzen, 
und  zwischen  jenen,  die  (wie  z.  H.  das  Budget,  dann  die  mebtca 
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OrgEinisationsgeRetze ,)  lediglich  derRegiening  die  TriBtruktion 

beziehungsweise    r)i«    E  rmächtigii  n g    erthoilen,    den     in    Rede 

8leheTid)?n  Verwjütungsakt  iu  ejoer  bestimmten  AVeise  voi*zunelin)en. 

■       In  dem  letzteren  Falle  ist  schon  nach  dem  derimdigcn  Rechte 

Derjenige,    der  venneint,    dass    die    Ausführung    der  g(?dachtcn 

Inatraktion    dem    bestehenden    Rechte  nicht    entspricht,    in   die 

Ijage  versetzt,    sich    rechtUches  Gehör  zu  rerschaffen.     Der  von 

Htm    angerufene  Richter  wird  sodann  zu  ei'wagtm  haben,  ob  dem 

^om  Kläger  angorufeneu  Kechtssatze  durch  das  iu  Mitte  hegende 

formelle    (-i-esetz    derogirt    wurde    oder    nicht.      Findet    er    diese 

Frage  zu  verneinen,  so  erklärt  er  —  wie  dies  im  Falle  B  geschah 

—  die  in  angchhcher  Ausfuhriuig  des  formellen  Gesetzes  erlassene 

Verfugung   als  gesetzwidrig,   und  stellt  hiemit  die  Partei  klaglos, 

ohne  weiter  Veranlas-sung  zu  finden,  die  Giltigkeit  der  im  formellen 

letze  ertheilten  Ermächtigung  selbst  in  Frage  zu  stelleji. 

Wenn  jedoch  der  Venvaltungsakt  im  \Vege  eines  formellen 

setzes  unmittelbar  gesetzt  nird,   ist  dermal   eine  Abhilfe 

Aulass  der  Nichtühexeinstininiung  dt;s  Aktes  mit  dem  gelt«n- 

fen   Rechte   allerdings    nicht    möglieh'*'}.     Dieser    Umstand    b©- 

^illirt  jedoch   die  Rechtsfrage   nicht  und  beweist  nur  die  tlnvoU- 

^ommenhcit  des  bisherigen  Rechtsschutzes*^).    Unseres  Brachteus 

irürdo    es   sich    füi*    die»e    Fülle    empfehlen,    dem    durch    einen 

solchen  Akt  in  seinen  Rechten  Verletzten  die  MögUchkeit  eines 

Einspruches  in  bestimmter  Frist  zu  eröffnen.     Ein  solcher  Ein- 

Hpmch  sollte  die  Folge  haben,   dass  sich,  falls  ihm  vom  Richter 

«Ättgegel>en    isürde,   die  gesetzgelwnden  Faktoren  nochmals  mit 

}T   Sache    zu    hefnasen    hätten.     Würden    sie   dann    auf  ihrem 

Beschlüsse    beharren,    so    hätten  sie    das   Bewusstsein, 

nueswegs  bei  einer  Ausfiihrung  des  bisher  bestehcndeu  Rechtes, 


")  Nur  gcgeo  die  ilie  ErliiMui^  uinpa  sololien  n^BeUe«"  eialeitenden 

^«rwftltungiiBlttc  wäre  eiiiu  Klage  detikliar.     Einen  Fall  die«er  AH ,   wo   ci 

eh  um  die  oacb  Atuicht  der  B^schwerdeniLrer  geKtswidrigc  Coazewsmai- 

einer  concumrendeD  Eisenhahii  bändelte,    entichied    d^r    »flterr.  Vnr- 

Michtdboram  S2.  Nüvotiiber  ISSä  (Ucdwikski,  äainmluDg,  Bund  VII. 

Säi). 

*')  PraktiMb  könunt  es  allerdings  aof  dauelbo  Resultat  binans,  oh  der 
eines  Reohlei  oegirt  wird  oder  ob  dem  ala  bestehead  aDerkanoten 
die  M5^lii-hk(*it  tu^inpr  Dtn'clis{>lximg  gpoommen  ihI. 


sondern  bei  einer  Abänderung  desselben  mitzuwirken, 
der  Staat  Boinca  Willen  wirklich  in  dieser  Richtung  gc 
so  muss  63  hicbei  allerdings  sein  Bewenden  haben,  und 
repräsentirt  der  in  Rede  stehende  Akt  unstreitig  ein  C^etz  in 
materiellen  Sinn^  des  Wortes").  Man  wäre  aber  alsdann  doch  b 
der  I^e,  zu  verhüten  ^  dass  etwa  aus  Unkenntnies  des  mhren 
Sachverhalt«»  hei  Setzung  der  in  den  Farmen  der  Gesetsgebims 
zu  verwirklichenden  Verwaltungsakte  über  bestehende  Rechte  mr 
Tagesordnung  übergegangen  werde"). 

**)  I^mlioh  ein  Privilepuin  zu  ünguauten  DeqenigeD,  weleliein  der 
lierige  Rechtsziutasd  mr  Bette  atanil. 

**)  WUhreod  der  Dnicklc-guug  des  vorntcliendea  AufmlKes  efBcIiiai  b 
den  Wiener  „Juhitiscbdu  Blittera"  (1867  Xr.  7,  in  Tbknkb'i  Auhatx  ,Sber 
die  gchcirige  Kundniaohung  von  Oewtxeti  umdi  öiterr.  VvrGunii^vecltt«*)  die 
Mittbeilung  eiiter  Cootroverse  zviscliea  der  öiterr.  RcgiorucK  uod  dem 
tiicderö«torr.  Landeitaniiflchiiiutp,  welrhe  die  Lidu-e  von  den  farmclteti  <lMCti£a 
streift,  uud  dalicr  hier  noch  kiir?.  vmähnt  wcrdoD  mag.  Die  Reparvoi 
hatte  ein  }jiiu\p:»g^ei7.,  mit  welchem  in  einer  Gemeinde  üanaleinmffaidoaffi- 
gehöhreu  cingcfülirt.  wurden,  uur^mit  einer  Einsobrunkung  lar  SaDCtina 
vorgelegt  und  die  Binscbaltang  des  soHiei^^taH  sanctiooirteo  Oesebca  il 
das  TfiuideBverordtiuiigablutt  verfügt.  Hiegegeu  remon^trirte  der  Laode»- 
auBBchuBR,  wogegen  ncli  die  Re^enin^  ziir  Rechtfertiifunfir  ihres  Vorgugv 
dtnuir  beriefj  dflsR  ea  tieh  vnrUegcud  oiti  k<>in  (it'-actz  im  eig^ntliriten  Simw 
de«  Wortes,  sondern  lediglich  uq  einen  in  den  Formen  des  Oesetie»  xn  voll- 
sielieodea  Verwaltunj^akt  handle.  IHese  Ansicht  theQen  wir  nicht;  Gbr^HOi 
kam  oiucre  Fra;^  hier  gar  uiolit  iu  Betracht,  uuclidvm  duch  gende  W 
tönern  forniblI<m  (Ireet^e  die  Binhiiltung  der  zum  ZartandaknmaMiB  etiiM 
G«Bet£et>  \-urge»c]inebeneu  Furui  unerlÜBalieh  tat. 
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England,  Dänemark  und  Norwegen. 


Von 

Dr.  jur.  B.  Kh.  Guenandek 
in  SUwkköliH. 


rie  constitutionelle  Stellung  eines  sttmtlichen  Instituts  ist  die 
isellwn  in  der  Constitution  angewiesene.  Unter  dem  Namen  Oon- 
itution  verstehen  wir  die  Gesammtheit  der  positiven  Rechtsregeln, 
welche  die  Staatsverfassung  eines  Landes  bestimmen.  Bio  con- 
stitutioudle  Htellung  einer  Staatsinstitution  ist  also  mit  der  Stellung 
derselben  ini  Staate verfass im gss)'stem  des  betreffenden  Staates  iden- 
ÜBcli.  —  Die  so  bozelchnete  Stellung  einer  Staatsinstitution  beruht 
auf  ihrer  Constitutionen en  Aufgabe.  Je  wichtiger  und  von  je  all- 
getnejncrer  Oiltigkeit  diese  Aufgabe  ftir  jedes  entwickeltere  Staats- 
leben  ist,  desto  grössere  Bedeutung  erhält  die  Art  und  Weise, 
auf  welche  man  sie  in  verschiedenen  Staaten  zu  erfüllen  gesucht 
hat,  und  in  um  so  höherem  Grade  wird  die  coustitutionelle  Stellung, 
welche  der  mit  diesem  Auftrage  versehenen  Institution  gegeben 
ist,  ein  Ausdruck  für  den  Geist  der  gesammten  Staatsveriassung. 
Das  moderne  Staatslebcn  hat  sich  im  Allgemeinen  in  die 
Form  der  constitutiouellen  Monarchie  als  der  filr  seine  gegen- 
wärtige Ausbildung  am  Meisten  passenden  gekleidet.  In  jeder  con- 
stitutioneileu  Monarchie  oder  in  jedem  monarchischen  Staate, 
■wo  der  Kegent  in  der  AusUbuug  seiner  Gewalt  an  eine  Con- 
stitntion  gebunden  ist,  die  seine  ßofugnissc  sowohl  als  diejenigen 
jdea  Volkes  bestimmt,  tritt  die  Aufgabo  einer  Vcrmittelimg  zwischen 

AtcUt  t%t  «SenUlgVif  BwUt.  II.  3-  4.  g<{ 


EepMit  und  Volk  (Volksropriiscntation)  hervor.  Man  hat  tctsm 
dieser  Aufgabe  zu  ontsprechoii,  indem  man  in  das  StoatsTer&ssmii 
System  die  Ministe risstitution  eingeführt,  also  zwischen  den  fie- 
gentcn  und  das  Volk  —  beide  in  constitutioneller  Meinung  nnvc 
nntwortlich  —  verantwortliche  Minister  gestallt  hat,  wd 
gesetzlichen  Rechte  beider  zu  wahren.  Das  Studium  der  cot 
tutioncUen  Stellung  einer  solchen  Staatsinstitution  ist  also  üb 
Studium  der  Constitution  selbst.  Die  Vcrgleichung  zwischen  der 
constitutionellen  Stellung  des  schwedischen  Slaatsrathes  und  jener 
der  cnts]>rechenden  Institutionen  in  En^and,  Dänemark  und 
Norwegen,  die  hier  versacht  werden  wird,  mnss  also  auf  At 
Hauptztige  böschmukt  werden.  Für  diese  Vei^leichuug  haben 
wir  unt«r  den  coustitutionell -monarchischen  Staaten  Däneuiftrlt 
und  Norwegen  gewählt,  weü  die  Verhältnisse  dieser  Läudor  iii 
so  Vielem  mit  den  schwedischen  übereinstimmen,  und  England, 
weil  die  Institution,  von  der  wii-  sprechen,  in  jenem  Lande  eiDP 
ganz  oigcuthüQÜicho  Stellung  eingenommen  hat,  die  von  Maucheo 
als  das  Ideal  der  Entrvicklung  angesehen  wird. 

Wir  werden  nun   zuerst  eine  Üebersicht  von   der  constit 
tionellen  SteUnng  der  Minist«r  in  England,  Dänemark  und  Nor^ 
wegen  geben   und  werden  sodann,  bei   der    Verglcichiing 
Rechtslage  in  jenen  Stnatcn  mit  dcijenigen  in  unserem  Vaterland 
uns  kürzer  fessen  können. 

I. 

Üebersicht  Aber  die  constitntionelle  Stellang  der  Minitter  ti 
England,  Dänemark  und  Norwegen. 

A.  England.') 

Hie  miiiiBtry  is  in  bct  n  Gomniiltce 

of  leadiD^  racmberB  of  tbc  two  Hoinoii 

Mtcualay. 
Iliiloty  of  Kmtlaad.    Ükap. 

Mit  diesen  Worten  hat  Macalxay  das  Centrum  des  Sj 
welches  als  das  parlamentarische  bezeichnet  wird,   gdjdfcn. 

')  Di?  Darstellung  stützt  »icli  auf  ToDt>,    Od  pikrliftnicnUry  GoTiTno«^ 
ia  EtiKlnntl,  I.  LonJun  18Ö7;  11.  London  18Ö9;   uod  Eudabd  fjaaau 
Voriusang  Eaglantb.    Berlin  IBM. 


—     495     - 


n 


ie  Heimath  dieses  Systems  ist  England.  „Es  ist  eine  Grund- 
bedingung der  freien  Vcrüassuug  Englands,  dass**  das  Parlament 
ixiod  insbesondere  ^das  Unterhaus  eine  Controlc  ausübt  über  alle 
veracbiedenen  Zweice  der  Wirksamkeit  der  ausübenden  Gewalt." 
Dies  ist  aber  ein  Ding  der  UnmÖglidikeit  für  eine  Versammlung 
Ton  658  Personen.  Barom  bat  man  daa  Ministerium.  Dieses  „ist 
xn  Wirklichkeit"  nur  „ein  Comitö  Ton  leitenden  Mitgliedern  des 
Parlaments.  Es  wird  von  der  Krone  erwalilt,  besteht  aber  aus- 
schhesslich  aus  Staatsmünnem ,  deren  Meinungen  in  Bezug  auf 
[die  brennenden  Fragen  der  Zeit  in  Allem,  dem  eine  grössere 
Wichtigkeit  beigemessen  werden  kann,  mit  denjenigen  der  Majo- 
rität des  Unterhauses  übereinstimmen.  Unter  den  MitgUedem 
dieses  Coraitus  werden  die  Hauptdepartements  der  Administration 
verthcUt.  Jeder  Minister  leitet  die  laufenden  Augelegenhcit«D 
seines  Departements  ohne  Bei'athuug  mit  seinen  CoUegen;  die 
wichtigsten  Fragen  jedes  Departements  und  insbesondere  diejcui- 
if  von  denen  man  erwartet,  dass  sio  im  Parlamente  zur  Dis- 
,ctlsaion  gelangen,  werden  aber  vom  gesommten  ]^Iinistcrium  in 
;haug  gezogen.  Die  Minister  sind  verpflichtet,  in  Bezug  auf 
zur  Wirksamkeit  der  ausUbonden  Macht  gehörenden  Fragen 
Parlamente  wie  ein  Mann  zu  stehen.  Ist  jemand  von  ihnen 
(Weichender  Meinung  in  einer  Frage  von  solcher  Wichtigkeit, 
dass  sie  keinen  Compromiss  erlaubt,  so  ist  es  seine  Pflicht  aus- 
nitreten.  So  lange  die  Minister  das  Vertrauen  der  Majorität 
des  Pailamentes  liahen,  werden  sie  von  dieser  gegen  die  Opposition 
i&iitenttützt ,  und  jeder  Aufcrag,  welcher  auf  sie  einen  Schatten 
erfen  oder  dessen  Annahme  ihnen  eine  Verlegenheit  bereiten 
Önnte,  wird  von  der  Majorität  verworfen.  Wenn  sie  dieses 
ertraucn  verwirken,  oder  die  Majorität  des  Pailameuts  die 
Art  und  Weise,  auf  welche  Aemtcr  besetzt  werden,  oder  die 
[königliche  Prärogative,  Gnade  zu  üben,  zur  Anwendung  kommt, 
iitissbiliigt,  oder  mit  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten oder  eines  Krieges  unzufrieden  ist,  so  ist  das  Hütfs- 
üttd  ein  einfaches."  Das  Parlament  nhai  nur  zu  erklären, 
lass  sein  Vertrauen  dem  gegenwärtigen  Ministerium  nicht  länger 
[gehört,  und  dass  es  ein  anderes  wünscht,  das  sein  Ver- 
len    besitzt."     So    wird   der   eugUsche  Parlamentarismus    von 
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Uacaulay')  in  kurzen  Zügen  geschildert  und   bosser  kann 
nicht   gcsclüldert   werden.     Aber  als  ein  solcher  kann   er 
Ahnen  nicht  weiter  als  bis  in  die  Zeit  der  on^isdicn  Rcrolnti« 
zurückverfolgea. 


n.  lilstorlflche  L'ebersicbi. 

Es  wird  von  enjjlischen  Verfassern  versichert,  daes  es  in 
Gescliiclite  Englands  keine   Periode    gegeben,    wo    der  Sonrei 
nach  Gesetz  und  Verfassung  berechtigt  gewesen  sei,  in   den 
gelegcnhciten  des  Reidies  zu  handebi,  ohne  Jemandes  Katb  rorbf 
einzuholen.   Welche  Uebertreibung  —  sie  ist  echt  engUsch-naüonal: 
da  es  gilt,  fiu"  das   Bestehende  Pr^udicate  zu   finden  —  uuAi 
in  diesen  Worten  liegen  mag,  so  ist  es  doch  sicher,  dass 
schon  in  den  Tagen  des  angeMchsischen  Königreiches  jene 
dem  Namen  von  witenageniote  („Versammlung  weiser  Mfinnc 
bekannten   Volks versanmihui gen   mit  weitgehender  Befugniss 
kleidet  findet.    Zur  Zeit  der  normannischen  Eroberung  scheinea^ 
drei  verschiedene  „couucils"  bestanden  zu  haben:  raagnum  co) 
silium,  zusammengt'setzt  aus  hoben  Stjiatsdienem  und  Ade 
gUedern,  bei  besonderen  Veraulassuugen  mittelst  besonderen 
iblUes  zusammonberufeu;   commune  consilium  (das   all^emutl 
Reichsparlament)  mit  gleichem  Cbaracter  und  in  deuutolben  Vi 
hfiltuisse  zum  Monarchen  stehend  und  zusammcnberiifen,  um 
Könige  in  allgemcinon  Angelcgcnhoitcu  zu   rathen,    insbesondc 
wenn    eine  Greldbcwilligung  erforderlich    war;    sowie    sctdieäslii 
consilium  privatum  assiduum  ordinarium  (oder  noch 
wöhnhcher  the  King's  Council),  bestehend  aus  besondere 
gewfibltan  Inhabern  hoher  Staatsämter  und  Adeligen,  durch 
ciellen  königlichen  Befehl  berufen    und  vereidiget,   mit    weh 
consilium  der  König  gewöhnlich  in   den  Staats-  und  Reg;ic 
angelegeuheiten  Rath  pflog.  —  Aus  den  beiden  zuerst  gonanntoi^ 
Rathsversammlungeu   ist  das    gcgenwArtigo   Parlament   hl 
gegangen ;    die    letzte    findet    sich ,   nngeachtet    mancher    di 
gemachten  Waiideluugen,  noch  heute  unter  dem  Namen  des  Frii 
Council  beibehallen.     Die   Mitglieder  dee  k{>ni^chm)  üatbeB 

■>  Hirtory  oT  Engliua.    Cb»p.  XJL 
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pflegten  bmgc  den  Versammlungen  des  mngniim  consiliuni,  ins- 
besondere den  Rechtsprecimngen  des  House  of  Lords  beizu- 
wohnen. In  diesem  Verhältniss  hat  man  den  Ursprung  der  innigen 
Verbindung  zwischen  den  Ministem  der  Krone  nnd  dem  Parla- 
ment unter  dem  parlamentarischen  System  finden  wollen.  Der 
Privy  Council  erkannte  sich  aber  bald  das  Recht  einer  eigcneu 
Bechtsprechuiig  zu  und  schied  so  aus  dem  Parlamente  aus. 
■  Aus  dem  Pri>7  Council  ist  das  Ministerium  her\'or gegangen. 
Der  PriTj  Council  war  zu  gross,  um  in  der  Lage  zu  sein,  alle 
ihm  überwiesenen  Angelegenheiten  zu  behandeln,  und  er  hatte 
sich  desshalb  sehr  bald  in  Comitös  getheilt.  Die  Könige  be- 
gannen auch  sich  mit  einem  kleineren,  gewöhnlich  zuiUllig  zusam- 
menberufenen  Ratlie  zu  umgelren.  So  finden  wir  unter  Carl  L 
„die  Junte*^,  unter  Carl  II.  „den  Cahal".  Ein  bemerkens* 
werüies  Project  von  William  Temple  diesem  durch  praktische 
Gründe  geschaffenen  Verhältniss  eine  gesetzliche  Grundlage  zu 
jbcn,  ist  bei  Macaitj^V''')  erwähnt. 

Die  Hevolution  von  1688  bildet  im  englischen  Staateleben  in 
len  Bodehnngen  und  so  auch  in  dieser  einen  wichtigen  AVende- 
Seit  dieser  Zeit  existirt,  im  Gegensatz  zu  demTornmligen  pre- 
rogative    government,    das    sogenannte    parliamcntary 
Hovernmcnt    Wilhei.m  undMAKiA  hatten  dem  Parlamente  und 
einer  Revolution  den  Thron  zu  danken  und  konnten  ilire    könig- 
liche Gewalt  mithin  nicht  auf  ^Gottes  Gnaden"   bauen,   sondern 
fbnseten  dieselbe  foiiwährend  auf  das  ParlAment,  d.  h.  die  M^o- 
rilät  des  Parlamentes  stützen.     Vormals  waren  die  verschiedenen 
Inhaber   der    vornehmsten   Kronämtor,    ebenso   die   vornehmsten 
RÜthc  der  Krone  öfters  von  conträren  politischen  Ansichten  und 
sie  hatten  dieselben   auch  im  Parlamente   gegen   einander  Ter- 
fochten.    Unter  den  Häusern  Plantaöenet,  Tlix>k  und  Stuart 
^stte  man  wohl  Minister  gehabt,  aber  noch  kein  Ministerium. 
^e  mehr  es  alicr  für  die  Krone  nothwendig  wurde,  sich  von  den 
BescUlnsseu  des  Parlaments,  da  sie   eiimial  gefasst  waren,   leiten 
zu  lassen,  desto  wichtiger,  ja  nothwcndiger  \vurdc  es,  diese  Be- 
scbiösse  in  die  von  der  Krone  gewünschte  Kichtung  zu  leiten.    Nur 


*)  Histoty  of  England.    Cbap.  TL 
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ao  konnte  dor  König  mit  seinem  grossen  Parlamentsrath 
arbeiten,  mid  nur  so  war  <Ue  Krone  davor  zu  retten,  zum  blossen  VoB 
ziehcr  der  Beschlüsse  des  Parlaments  herab  zu  sinken.  £s  war  aLso 
die  Macht  der  Verhältnisse,  welche  dazu  fUbrto,  den  Thron  nrit 
einem  Rathe  zu  umgeben,  der  von  den  Beschlüssen  dets  Parlamcnta 
Vk'ohl  abhängig  war,  aber  Bdbst  jene  BeschliisBC  leitete.  Es  wir 
das  Interesse  der  Krone  selbtjt,  welclies  das  erste  parlamentArisd» 
ifinisterium  ins  Leben  rief.  Dasselbe  vnrde  auf  den  Ratfa  il«s 
schlauen  Sitjuekland  von  Willum  nach  und  nach  (16U3— IftÖfi) 
unter  der  Form  eines  reinen  "Whig-Ministerinms  gebildet  TV'iö 
aller  einer  Cabinetsregierung,  unter  welcher  Form  es  auch  **ärp, 
etwas  dem  oiiglischeu  Staatsrw.hte  durchaus  Fremdem,  stets  rorii^ 
kräftiger  Widerstand  entgegengesetzt  wurde,  su  erhob  siob 
jetüit  bald  ein  Sturm  gegen  diese  Regieruugsfonu  („tho  st 
practicc  of  cabiuets"),  und  dieselbe  wm'de  durch  die  Act 
Scttlomcnt  (11  &  12,  W.  JH.,  c.  2)  abgeschafft,  eine  Beatimnni 
wi'Iche  jedoch  bald  wieder  aufgehoben  wurde  (4  Ann.  c. 
Bei  dem  Tode  Anxas  rettete  indessen,  wie  bekannt»  eine  kQbtu» 
Wicderauihahme  des  Privy  Council  die  hannoveranischoTlin-tr  I 
Es  konnte  aber  eine  einzige  Ausnahme  den  Fortgang  d--:  i»- 
gcbcnheitcn  nicht  hemmen;  das  Cabinet  trat  mehr  imd  mehr  in 
den  Vordergrund,  und  der  Einfluss  und  die  Macht  de»  Pritj 
Council  schwand  im^Iir  und  mehr.  Mit  dem  Hau&e  Hannover  kflun 
die  parUuientarische  Regierung  als  befestigt  ange^eheu  werdtüi. 
obscbon  man  noch  immer  das  Schwanken  das  Neulings  sieht,  bis 
KoBEHT  Waupüle  die  Zügel  der  Regierung  cHasate  und  aif  niii 
einer  Ivraft  und  einer  Geschickliclikeit  führte,  welche  Einheit  uod 
Zusammenhang  in  das  Cabinet  brachten  und  ihm  in  der  Gescliiohte 
den  Namen  des  ersten  Premiers  verschafften. 


b.  Die  geerouwlirtlge  Stelliing^  des  rrlTj*  Connell  ab  Ratb  der  Krone. 

Der  grosso  Rath  der  Kione  ist  das  Pailameut.  Als  Rath 
der  Krone  kennt  die  Verüsksstmg  ausserdem  nur  das  Privy  Council. 
Von  „the  King  (Queen)  in  Council"  sollon  alle  wichtigeren  uwl 
feierlicheren  Verfassungsakte  ausgehen  und  dieselben  werden  durch 
„Orders  in  Council"  zur  Ausführung  gebracht.  Ebenso  werden 
vom  Privy  Council  Genehmigungen  zur  Heiratli  für  Mitglieder 
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[onigliclien  Familie  ortheilt,  doselbet  auch  „the  pricking''  von 
eriffcn  llir  England  und  "Wales  bewerkstelligt.  In  Wirklichkeit 
„Her  Majesty's  Äfost  Hononrable  Privy  Council",  von  den 
ch  seine  Ausgchüsse  ausgeübten  Yerwaltungsfanctioncn  abge- 
en,  zu  dem  geworden,  was,  wie  man  liin  und  wieder  —  viel- 
ht  ohne  vollgültigen  Grund  —  erklärt,  der  englische  Souverän 
Ibst  aar  ist:  eine  Staatsdecoration,  deren  Zweck  es  ist,  bei  feier* 
hen  Anlässen  einem  Staatsakte  äussern  Glanz  zu  verleihen. 
Die  Existenz  des  Privy  Councils  beruht  auf  dem  Könige, 
bat  die  Macht  es  auizulösen,  sofern  er  es  für  gut  befindet, 
e  Anzahl  der  Mitglieder  ist  unbeschränkt.  Der  Souverän,  der 
euer  Person  die  Verhandlungen  leitet,  ernennt  und  verab- 
et  die  Mitglieder  nach  seinen  Gutdünken*).  Die  einzige 
cdingnng,  tun  zam  Privy  Councillor  ernannt  werden  zu  können, 
[t  als  brittischer  Ünterthan  geboren  zu  sein  (1  Geo.  I,  atat.  2, 
p.  4),  von  welcher  Qualification  aber  vermittelst  eines  Parla- 
lentsoktcs  dispensirt  werden  kann ').  Die  Mitglieder  des 
■rivy  Coundls  führen  den  Titel  von  Right  Hononrable,  mit  der 
Iroennung  zum  Privy  Councillor  ist  der  Verlust  des  Platzes 
t  Hanse  der  Commoners  nicht  verbunden.  Der  Platz  ist  mit 
inem  Gehalt  verbunden.  Beim  Eintritt  wird  ein  Eid  abgelegt*"'). 
eim  Tode  eines  Sourerans  besteht  der  Privy  Council,  wenn  er 
jn  dem  neuen  Souverän  nicht  vorher  aufgelöst  wird,  noch  sechs 


*)  So   ward    Chahles   Jaues  Fox  im  Jahre  1798,  Lord  Mki.vu.le  im 

ihre  1805  aus  der  Liste  der  Privy  CoimciUor«  gcstriohon.  —  Nur  der  Lord 

resident  wird  durch  ein  Patent  emaiint,  die  äbrigen  Coniicillors  aber  ohne 

ea  PatüDt  odcrGrarit. 

')  Dies  geschah  in  Bemg  auf  die  Prinzen  Iieopold,  seitdem  Eüuig  der 

ilgier,  und  An)ert  (tho  Princc  Conaort). 

*}  Da  dieser  Eid  der  äiaige  ist,  der  aacb  von  den  Cahinetsmimstcrn 
^delte  unten)  abgelegt  wird,   führen   wir   hier    die  Pasflong  des  £idoa  an, 
wekthe   %'on  the  Oath's  üomminsion   im   J.   1667  vorgeschlagen  wurde 
d  allc9  Haaplsächliche  vva  dem  jetzt  giltigcu  enlhält: 

Vuu  shall  Bolcmnly  and  sincerely  declarc  that  you  will  bc  a  tmc  and 

scrvant  iinto  Her  Majesty  Quqod  Victoria,  aa  ono  of  Her  M^jcsty'a 

Ivy  Council.    You  ahall   kccj>  accret  alt   mattcra  commiltcd  and  rcvcnled 

yon,  or  ihat  »hall  hc  secretly  troatetl  of  in  Council  and  gcncrally  in  all 

you  fliiall   du   aa  a  (kitjiful   and  truc  acr^'ant  uught  lo  do  to  Her 

Uiezn  kommt  noch  der  gewöhnliche  Oatb  of  Allegiance, 
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Monate   (6  Ann.  cap.  7);  vorher  ward  das  Council    tnnnittennr' 
mit  seinem  Tode   aufgelöst.     Gewöhnlicli   werden    nbcr  dio  ror- 
m&ligen  Coundllors  noch  einmal  als  Bolcbe  vereidigt  und  folglich 
im  Council  beibehalten. 

Das  Privy  Council  kommt  im  Allgemeinen  jede  dritte  odei 
vierte  Woche  zusammen.  Ein  Privy  CouncÜlor  stellt  sich,  wena 
nicht  im  Namen  Seiner  MaJestÜt  vom  Lord  President  (ala  Stdl- 
Vertreter  des  Premiers)  besondere  berufen,  nie  ein.  Gewöhulkh 
vrerden  nur  die  Minister,  die  Inhaber  der  vornehmsten  HofamtiT, 
wid  der  Erzbischof  von  Conterburj'  berufen.  Vormals  wunla 
die  Anwesenheit  von  mindestens  sechs  Mit^eder,  der  Cleric 
nicht  gerechnet,  als  erforderlich  angescheji,  nunmehr  aber  kninri' 
auch  eine  geriugej^  Anzaiil  vor^.  Eis  wird  beute  im  l  i  >; 
Council  nie  eine  Discussion  geführt,  sondern  uor  die  Alften  ver> 
lesen,  welche  im  CoimcU  ausgefertigt  werden  sollen  *). 

Das  Plenum    wird    ausserordentlich    selten  bcrofcu: 
den  allerwichtigstcn,  grossen  Staatsaktionen*). 

Jeder  Privy  Councillor  ist  fiir  seinen  gegebenen  Rath 
lieh  verantwortlich. 

Die  gegebene  Darstellung  der  noch  fortbestehenden  recht- 
lichen Stellung  des  Privy  Cooncils  ist  nothwendig  gewesen, 
um  später  die  factischo  Stellung  des  Cabinets  deutlich  darlegen 
zn  können. 

«•  The  Gablnet  CoducU. 

Die  Stellnng  des  Cabinets  ist  nftnilich  nur  eine  fartisrht 
ganz  und  giu"  auf  <üe  gesetzliche  des  Pri\7  ComicÜB  gesltitzt.  Eng- 
lische Staatsrechtslehrer,  wie  Blackstone,  db  Lolme,  haben  m 
ihren  grossen  Werken  keinen  Platz  für  daa  Cabinot  gehabt. 
Die  Existenz  desselben  ist  in   keiner  Parlamentsakte   anerkaoot 


^)  So  wunlc  I.  B.  Hin  6.  Jan.  1662  oia  Pnvy  Council  gehalten  nit  drei 
Uitgliedcni,  durchweg  Cabioetaminiatcr. 

*)  Earl  GranTiDe.  «elbtt  Lord  Frevidoni,  hut  erklSrt,  dass  ^ti  vnrnld  be 
cOntrary  lo  con^titutional  practice  that  tbe  SouTcreign  shoulü  prende  a(  vwf 
Council  where  deliberation  or  dinctiannn  takns  place». ** 

•)  So  z.  B.  am  23.  Nov.  1839  lar  die  Vcrkündigiing  dpr  bcsoblosaeMn 
Vermiibluog  der  Köni^,  wobei  83  Mitglieder  anwesend  waren. 
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fodor  nur  cnsälmt '").  Die  Namen  der  Cabinetsmitglieder  werden 
nie  dem  Lande  in  officieller  Weise  mitgetheilt").  Die  ^^acht, 
die  £ngland  in  Wirklichkeit  regiert,  ist  für  seine  Geseteo  tlurch- 
ans  anbekannt.  Nur  in  seiner  Eigenschaft  aU  Privy 
Councillor  ist  ein  Mitglied  des  Cabinets  vereidigt  und 
verantwortlich. 


a.  Die  ZasammeBietsaDft  des  Cibinet& 

Aus  einer  solchen  nur  factischon  Stellung  des  Cabinets  folgt, 
seine  ZiiSJUiimenHftziing  nicht  immer  gleich  ist 
Af&n  kann  unterscheid eji  zwisclien  the  Ministry  und  thc 
Rhinol.    Das  erste  umfasst  alle  fiüiaber  der  hohen  Staats-  und 
[üßlmter,  die  bei  einer  Veränderung  des  (Jaliineta  wechaelu'*). 
Das  letztere  besteht  aus  den  Friv)-  Councillors,  welche  die  An- 
gelegenheiten des  Landes  factisch  gemeiusehafLUch  leiten,  und  bildet 
,den  Kern  des  Ministeriums.    Dem  Gelirauche  gemäss  haben  nun- 
lehr  die  Inhaber  folgender  hoher  Staatsämter  Platz  im  Oabinete : 
The  First  Lord  of  the  Treasury, 
The  ClmnceUor  of  tho  Exchequor, 
5  IMncipal  Secretaries  of  State: 
the  Homo  Secrotary, 
„    Foreign      „ 
„    Colonial      „ 
„    Secretary  of  State  for  War, 

n  n  n        n        V     l^^ 

The  First  Lord  of  the  Admiralty, 

The  Lord  Uigh  Chancellor,  gewtihnlich  auch 


iJila  im  Jnhrc  l°5l  ciu  Ausacbuss  des  UntcrhauBos,  der  dca  Anfting 
hfitte,  eine  rcwisbc  Oninung  vorauchlagon,  mn  dorn  (icdiüoge  vor- 
Dil>eafi:eD,  das  bei  der  Einstelluiig  des  UntcrhaDsea  vor  deo  Schranken  des 
)h(>:rfaAUflei  herrscht«,  bei  dJoxer  Gulegcnlieit  unter  Anderem  awch  besonderen 
*Uitz  für  nlhe  Cabbet  ministers'  in  Vorschlag  brachte,  worde  dies  vom 
Intcrhaoae  miMbtlli^,  weil  jene  Functionärc  von  der  ConntitnUnii  nioht 
Soriaumt  seien  und,  als  solche,  kcineii  Statu«  im  Lnndc  haben. 

")  Die  ^London  (iaxptte"  verkündigt  nnr,  dass  Seine  MajcütÄt  pfcruht 
habe,  dem  oder  dem  Privy  Coimoillor  dieses  oder  jeocs  hohe  StaoUaiol  zu 
ypriciheJi. 

'*)  Deren  Änzalit,  welche  wcchsehid  ist,  steigt  acltcn  aber  60. 


The  Lord  President  of  tho  Privy  CoancU  und 

Tho  Lord  Privy  Seal. 

Zu  den  nun  aufgezählten  kommen  nie  weniger  als  3,  «elt 
bis  zur  Zahl  von  8  steigende  audere  Mitglieder  des  CabinetD,  bö- 
weilen  ohne  dass  sie  ein  Staatsamt  bekleiden. 

Das   ganze   Miuisteriuni  (ini  oben   augefdlirteo    Sinno)  mt 
in  seinem  Auftreten  in  allen  Fragen,  die  nicht   ausdraddicb 
„ofiene"  erklärt  worden  sind  '■),  einig  sein.    CoaUtionsminifiteiien^ 
sind    gegen   die    G-rundidee    des    parbimeutnriBcheii    Regierungs- 
piiitcipSf   weil   dieses   eine  auf  die   zur  Zeit    herrschende  Paitei 
gestutzte   Regierung    fordert  '*).      Kur   unter    ausserordentUcbm 
Umständen ,    wenn    es    sich    darum   handelt ,    eine    Sache   toq 
nationalem   Interesse    durchzoführcn,    in    Ansehung   welcher 
Parteien  einig  sind,  künnen  sie  als  zugelassen  angosehcn  werc 

Diese  Einlieit  des  Ministeriums   zu  hewken,  boizabebill 
und  zu   repräsentiren    ist  die  Aufgabe  des  Premiers  (the  Pr( 
mier).     Er  ist  der  Chef  des  Ministeriums,  das  tod  üim  gehildl« 
wircl>  mit  ihm  steht  (xler  fallt.     Dar  Premier  kann  Mitglied  cnl 
weder  des  Ober-   oder  des  Unterhauses  sein.     Nunmehr  Übe 
nimmt  er  in  der  Regel  das  Amt  des  First  Lord  of  tUe  Tre»*' 
Bury  '^).     Die  Institution   des  Premiers   Uieilt   mit  dem  Cabinete 
das  Scliicksal,  dem  Gesetze  und  der  Constitution,  die  sogar,  ^"^ihI 
1806  im  Paihunentc  bemerkt  wurde^  „ahhor  the  idea  of  h  Prim^fl 
Mioister''  ***),  durchaus  unbekannt  zu  sein.    Dessenungeachtet  hai_ 
man  einen  solchen,  und  muss  man  bei  jeder  pm-lamentariachc 
Begierungsweise    einen   solchen    haben    als    vemiittelndea   Glit 


")  In  Bolchen  Fragen  konucu  die  MitfrlicJor  des  Cabincta  im  PirlmuBt« 
•agar  vcrsohieileiie  Aiuioltt<>a  vcrfcchieu. 

'*)  Es  und  doch  aululw  btawoilcu  in  Eugluid  vorgckonunen,  x.  B.  dio 
s.  g.  Broad-bottom-aclmiiiiitnition  PsLauis  im  Jnbre  1744.  Nach  eben 
miasluQi^cncu  Vcreoch  einer  wlcbeu  CibiacUbüduiifc  mit  dem  Uel 
von  einer  SUmmo  (ur  die  Wlüg«  im  Jahro  1B18,  itX.  der  GnmdsaU  der 
heil  des  OUmiotB  immer  in  Auwenduig  frekommcn. 

'*)  Seit  1806.  —  TlTT  d.  Ä.  war  1767— 17lJl  rremiM-  und  Staat 
176A  in  sciacm  zw«itfii  Hioiirtenuni  als  Lord  CtUTiUH  Lonl  Pri\-y  KeaL   läM 
war  Fox  Premtcr  und  Foreign  Secretarj',  so  auch  in  oniieivrZoit  LordSiuamm. 

I")  BoDEBT  Walpolb  ficl  im  Jahre  1742  infolgo  der  Anklage,  deli  aa 
einem  aoIch«u  gemacht  xu  haben. 
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zwidchen  den  vcrscliicdeucu  Cabinetstnimstern  einerscita  uüd  dem 
Souver^e  andererseits. 


ß.   Stellang  des  Cabineti. 
oo.  Dem  Souva-äne  gtgenübar. 

„The  king  can",  uacli  bekannter  englischer  Staatstheorie,  „do 
HO  wroDg",  was   staatsi^htUch  so   ausgelegt  wird,  dass  er  keine 
,Kegierung8tntBclieidung,    iur    welche   nicht    ein  Andei-er   als    w 
''Selbst  verantwortlich  ist.    treficu  und  keinen  solchen  R^gierungs* 
beachlusa,    wenn    nicht    durch   einen  jVndeii>u,    ausfülirou  kann. 
Bb  ist   darum  die  köuigb'che  Namensunterschriffc  toq  einem  ver- 
antwortlichen Miuister  zu  coutrasiguiren,  um  geltend  und  rechts- 
kräftig zu  sein,   und  jede  Vorordnung  des  Souveräns  muss   dem 
Beamten,    dem  die  Ausführung   derselben   anvertraut  ist,  durch 
einen  verantwortlichen  IVIioister  zugestellt   werden.     Die   verant- 
wortlichen Minister,  deren  Contrasignatur  auf  einem  königlichen 
Beschluss  eiforderlich  ist  und  welchen  nachher   die  Vollziehung 
dieRes  Beschlusses  obliegt,    sind    die  Staatssekretäre  ").     An 
einen  Staatssekretär  müssen  alle  fiir  die  glossbritannische  Regierung 
bestimmten  Berichte   und  Zuschriften    gerichtet  werden ").    Der 
■anerkaimte  Weg,    sich    der  Person    des  Monarchen   zu    näliem, 
ist,  seihst  für  einen  Earl,  die  Veimittelung  eines  Staatssekretärs; 
es  ist  das  Recht  mid  die  Pflicht  des  hetrefl'enden  Staatssekretärs, 
jgeder  Unterredung  zwischen  dem  Souveräne  und  dem  Botschafter 
jcines    fremden    Hofes    beizuwohnen,    ebenso    ist    der    Souverän 
"verbunden,  überall,  wohin  er  sich  auch  begeben  mag,  einen  Staats- 
sekretär in  seiner  Nälic  zu  haben.     Die  Staatssekretäre  sind  die 
Arme,  die  Ohren  uud  die  Augen  des  Souveräns,  und   mit  ihrer 


*'}  Das  StHatmelcretanrnt  ist   ein   einxiget,   obgleich  anf  6  Fenoucu 
vcrlhoili.    Daraus  folfft,   dasB  ea  nicht   Dothweudiger  WeUo  ein  gewisser 

'StoataMkretär   ist,   der   «inen   ^wi«ien  Hogieron^bmobluBfl   oontnuügDiroD 
oder  RiutfuhreD  roass,  sondora  Jses  dieses  von  ji'deci  boUehigen  StAatuekrctXro 

[4£e«cbeben   kann.  —  Der  Souvenin   gibt   zuerst   fleine  NameaBontenchrift, 

[darauf  mntniftignirt  dor  Staat»8fkrL'tär. 

'*}  C£r.  ilit  pnrlamfntiiriacbe  üntertuchung  iio  Jafare  1610  gegen  Ixinl 

^Coatham,  Bolbst  Cabinotaminister,  ftuliis«licli  des  RapporiM  Ülw-r  die  KxpftdiüoD 
larb  WalobuTQD,  welchen  er   den   Könige  unmittelbar,    niobt   dorcb   den 

tjfltaatwckretfir  tibnrgeben  hatte. 
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jVorantwortiichkeit'*  mnffeben  sie  um  so,  dass  or  seine  etg 
nicht  ß;chraucheD  kann.  Dies  ist,  was  die  constitutionelle  „tmf 
sonab'tj"  des  englischen  Soareräns  genannt  worden  ist. 

Die  Minister  der  Krone  werden  von  ihr  selbst  ernannt 
Wenn  ein  Ministprium  füllt,  hernft  der  Souverän,  gewöhnlich 
den  Rntii  des  abtretenden  Fre nüers,  den  (als  solchen  anerl 
Chef  der  Opposition  und  giebt  ihm  den  Anftrag,  ein  neues  Gabinet 
zu  bilden,  unter  gewohnlichen  Verhältnissen  ist  daher  das 
Recht  des  Souveräns,  seine  Minister  zu  wfiblen,  fectiscb  daiaof 
beschränkt,  die  Regierung  von  den  Repräsentanten  der  nnen 
Partei  auf  die  der  anderen  zu  übertragen.  Er  kann  nicht  rinrnal 
selbst  bestimmen,  welche  diese  Rep rasen lanten  sein  sollen. 
Premier  ist  öfters  durch  die  poUtische  Lage  gelben,  der  Kc 
ist  an  den  Premier  gebunden,  dieser  seinex-seits  wieder  bei  der 
düng  seines  Cabinets  durch  Parteirück  sichten  und  Vorsprechi 
nn  gewisse  Personen.  AVenn  daher  der  Premier  dem  SonverSne 
Cabinetsliste  zur  Genehmigung  vorlegt,  kann  dieser  höchstens, 
EinwiUigung  des  Premiers,  den  einen  oder  anderen  von  ihm 
sonders  gemissbilÜgten  Namen  streichen.  —  Ist  das  Cabinet  fei 
gebildet,  so  wird  ein  Privy  Council  zusammenbenifen,  in  welche 
die  neuen  Minister  dem  Souverän  vom  Premier  vorgestellt  werde 
worauf  sie  aus  den  Händen  des  Souverän»  die  AmU^irmbolc 
pfnngen.  Diese  werden  bein)  Tod  eines  Souveräns  in  einem 
Council  dem  neuen  Souveräne  zurückgegeben  und,  wenn  die  Minist 
beibehalten  werden,  von  ihm  dann  wieder  überreicht. 

Zwischen  den  Regienmgsnngelegenlieitcn,  die  nur  „in  Cornn 
nnd  dei^enigen,  welche  allein  auf  den  Ratb  von  CabinetsmintKti 
hin  ihre  Erledigung  finden  können,  und,  in  Betreff  der  letzt^i 
zwischen  denen,  in  welchen  die  Meinung  des  Oal)inets   eingeh< 
werden  muss,  und  denen,  welche  von  dem  betreflenden  Mlni^i 
dem  Souveräne  unmittelbar  zur  Besddussfassung  und  Unter8<'br 
vorgelegt  werden  knimcn,  sowie  sclUieaslich  zwischen  allen  Vorl 
genannten  und  denen,  welche  nur  die  Eutschfidung  des  betreffende 
üepartcmentschefs  fordern,  kann  keine  scliarfe  gesetzliche  Ur« 
gezogen  werden,  sondern  es  beruht  dieses  Alles  auf  der 
bildeten  Praxis  und  der  anerkannten   grösseren   oder  geringei 
Wichtigkeit  der  Sache.   —  Die   laufenden  G-esohÖfte  des  Deps 


:incnts  wci-dcn  im  AUgemcinea  uumittclbar  von  dem  betreffenden 

fCbef  cutschicdeu.    Doch  müssen  alle  wichtigeren  Schreibcu,   die 

'beim  Departement  einlaufen  oder  von  dcmäelbcu  ausgehen  solleu, 

zuei-st  dem  Premierf  sodann  dem  Soureräue  mitgetheilt  werden, 

und,   wenn  dieses    geschehen,   bei    den    übrigen  IVIitgliedem    des 

Cabinets  circuliren.    Jeder   (politische)  Chef  eines  VerwaUiings- 

dopartoments  hat  zum  Souverän  freien  Zutritt  und  das  Eecht, 

mit  ihm  schriftlich  zu  verkehren.     Jedoch  soll  der  ßricffrcchsol, 

rjnindostens  nachher,  dem  Premier  vorgelegt  werden. 

f        Zum  Gegenstand  von  Bcratlumgen  im  Cabinet  werden  alle 

wichtigeren  Angelegenheiten   gemacht.     Die  Versammlungen  des 

'Cabinets  werden  auf  Berufung  des   Premiers  gewöhnlich  einmal 

f  wöchentlich,  wenn  es  nütltig  ist,  auch  öfter  abgehalten.    Wie  viele 

Mitglieder  des  Cnbinets  anwesend  sein  müssen,  ist  nicht  bestimmt, 

was  selbstvcrstiindlich  darin  seinen  Grund  liat,   das«   „a  Cabinet 

Council"  in  Wirldichkeit  nichts  Anderes  'mt,  als  eine  private  Be- 

rathuug  zwischen  einigen  Inhabern  hoher  Slaatsämter   und  Priry 

Councillors.     Die  Verhandlmigen  im  Cabinet  liaben  also   (ebenso 

^^t  wie  die  zwischen  dem  Regenten  und  seinen  Ministeni)   einen 

icixuliciieu    und    vertrauUchen    Charakter:    kein    St-ki-otiLr    wohnt 

ihnen  bei  und  ebenso  wenig  vrird  ein   nii-kliches  Protocoll   dabei 

gefuhrt.     Ein  Besclüuss  des  Cabinets  verbindet   aber  in  Verwal- 

tongsangelegenhciten  untergeordnete  Beamte   in   casu,   wird  aber 

keineswegs  ein  intogrirender   Theil    des  Verwaltungssystems  des 

ides,  sondern  verfällt  mit  dem  Abgänge  des  Cabinets,  welches 

hcn'orgerufen  liat.  —  Der  Souverän  wohnt  nie  dem  Cabinet 

^Council  bei"),  die  daiin  gefkssten  wichtigerou  Beijchliisse  werden 

vom  Premier  entweder  bei  einer  Audienz    oder   sclu-üllich 

rorgelegt^'*).  —  Als  allgemeine  Regel  gilt,  dass  alle    wichtigeren 

[aassrogcln,  wdchc  die  Krone  zu   einer  bestimmten  Handlungs- 


")  Ursprünglich  kam  diese  Sitte  aus  dorn  Grande  auf,  weil  Guorff  (. 
er  englischen  Sprache  nicht  mächtig  war.  —  Ehe  die  Cahinetsministcr  »clhst 
nnig  find,  wclohuu  Ralh  sie  Ui  eiuoQi  gcwieBCu  Falle  dem  Sooverau  crihcilen 
iioUeD,  ixt  dB  uicht  an  der  Zaii,  sich  mit  ihm  tu  Verbiadunff  xa  netzco. 

")  Sine  solche  Äufzoiuhuurig  der  CahinclAh«fHchlii8iie  iiius»  alle  Namen  d^ 
utweaendcn  Cabioetsministcr  und  dci^cnif^'D,  die  nbwcicheador  Mcinut^  sind, 
oDlh&llen  odJ  im  letzten  Falle  die  aliwoichendo  Meiuuug  angeben. 


weiB^öder  einer  bestimmten  Politik  verbinden,  wozu  der  Sotti 
nach  nicht  seine  Zustimmung  gegeben,  nicht  ohne  dieae  v»' 
Werk  gesetzt  werden  können ,  wie  sie  luich  der  Zostüunnng 
dce  Premiers  ond,   wenn  mögUch,  dos  O&biaets  bedürfen"). 

A&.    Dem  Parlament  geffenüber. 

Die  Minister  der  Krone  sind  dem  Parlamente  verantwort 
Gewöhnlich    hat   sie    ein  Votum    des    ÜnterhnQsos    sn    den 
ihnen   bekleideten  Stellen  scfuhrt:    ein  anderes    kann  ihnen  dit-' 
selben    mit    gleicher    Leichtt^eit   rauben.     Im  Unterbause  li^ 
nämlich  unstreitig  auch   in  dieser  Hinsicht  der  Schwerpunkt 
ParlamenU. 

Damit  auf  der  einen  Seite  die  Personen,  welche  fUr 
Gang  der  Regierung  verantwortHch  sind,  auf  die  Beschlösse 
Parlaments  EinfluKs  üben  können,  auf  der  rinderen  hingegen  diu 
Parlament  auch  nie  wieder ,  so  zu  sagen,  nuinittulbor  in  HändcD 
habe  und  dadurch  iu  den  Stand  gesetzt  werde,  die  Regienmg  n 
leiten,  ist  es  eine  constitutionelle  Hegel,  dass  alle  Mitglieder  de» 
Cabinets  (ja  sogar  des  Ministcriimis,  die  Inhaber  von  Hofihnteni 
ausgenommen)  im  Parlament  Sitz  babeu  müssen.  Von  dieser  Rege^ 
kann  eine  zufiülige  Äusnatimc  nur  dann  stattfindon,  veno 
Anssicbt  vorbanden  ist,  dass  das  bctretlendc  Mitglied  de« 
(oder  des  Ministeriums)  in  kurzer  Zeit  durch  eine  Wahl  in 
Unterhaus  gelangen  wird,  wie  ja  derselbe  auch  heim  Eintritt 


*^)  Aln  im  RüssKL*8chcn  Cabinet  Lord  P&LMSlUiTOiv  dir*  Absiebt  wtAfjUtk  i 
Du{>art«in«iit  der  nuswiirtif^ti  Anfrelegenheitftn  ftaiu  nach  uigcnem 
KU  Idten ,  crfaielt  er  io  1650  rliu  auBdrückliobe  InstnioUon ,  der 
licBtimmLv  Vontchlsifc  zu  niachciif  so  daea  no  klar  itohon  könne, 
ihren  BoifjiU  zu  flehen  habp,  imd  obenso  das«  er  da«,  wom  ite  ihre  Zai 
gegeben,  nicht  nach  lielinben  ändern  oder  modiR?-ipcn  mJlg«.  —  Ifack  dM 
StaalMtreicho.  Napoleon'»  (1851)  erklärt©  i^onl  l'jUJreaHTOs  dpm  ^ansMiehn 
Botschafior  b  LodiIdb  in  einer  Uoterredaag  eitteamäcliüg  .»eiiio  voUaUadiKB 
BUligonfc  des  V(<rfahrens  An  Präsidenten,  welchtn*  «einer  Uebentmifpmir  oicii 
nicht  andern  habe  bandeln  kunncn."  Er  vertbeidigt«  nnd  aetaio  diese  A»* 
echnuun^  näher  saReituuider  in  einer  Depeache  an  den  eogUsciicn  Bol- 
aehaflor  in  Pnrif«,  welche  wichtige  DcpoBcho  weder  der  KÖnifi" 
nuch  dem  Premier  vorf^elogt  worden  war.  IKeae  nandhinr 
vreise  hntt«  die  Vcrabachicdnng  Palxkrstok'b  eur  Folge. 


Cabinet  im  ÄUgomeincn  seinen  Platz  im  Hause  verliert  und  sich 
einer  Nouwalil  imterzitdien  mnss  '*).  —  Jeder  specJelle  Zweig  der 
StaatsTom'altung  nmss  in  geeigneter  Weise  in  beiden  Häusern 
des  Parlamentes  repräsentirt  sein,  so  dasa,  wemi  z.  B.  der  Chef 
des  Departements  in  dem  einen  Hause  sitzt,  sein  s.  g.  parlamen- 
tariecher  llnterslaatssekretär  oder  oin  anderer  untergeordneter 
parlamentarischer  Beamte  gewöhnlich  in  dem  anderen  sitzt.  Seit 
der  letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  die  Anzahl  von 
Cabinetsministem,  natürlich  mit  manchen  Unterbrechungen,  succcs- 
aive  in  Houso  of  Lords  Tcrmindert  und  in  House  of  Commons 
lehrt  vordon  —  ein  sicheres  Zeichen  von  der  mehr  und  mehr 


^)  Nach  6  Aon.  c.  7,  tvo  folgende  GrtmdsKtxo  ao^^atellt  sind: 

1.  L  EUu  Mitglied  dvs  Housc  of  Gommous  verliert  bei  Aunalime  eiues 
|it  pokaniären  Vorthoilcn  versehenen  Amte«  «eiacn  Platz. 

2.  Er   kniin   eino  solche  Pereon  nicht«  dcAto  weniger  «nedcr  gcwÖJiU 
Icn,   TomuRgeRctKt ,   dass  do-s  Amt  nicht  zu  denen  gehurt,  von  welcbon 

sdrQcklich  (in  diosem  oder  einem  anderen  OenetzJ  erklärt  worden,  das»  mo 

finom  Flutts  im  Hoase  of  CommODB  unvereinbar  seien. 

U.  Vom   HousG   of  Commons  sind  aosgescbloasen  Inha1>or   von   allen 

smtcru,  di(i  nacli  dem  SS.  Oktober  1706  eingerichtet  wenli'n  mögen,  ebemo 

ibcr  von  gewiMon  anderen,  specieU  angegebenen  Acirit^vrn. 

Kc   Aemter,    wciclie    die   Jütgliodcr    des   Oabinct«    im    Allgemeinen 

bekleiden,  gehören  nicht  zu  diesen,  vor  dem  26.  Oktober  1705  eingerichteten 

Aomtcm,  ebensowenig  zu  den  durch  ein  npSteree  "Oeaels  ala  mit  einem  SiU 

im  Hoiuc  of  Commons  unveroiobar  erklärten. 

K        Im  Jahre  I8B7  vmrde  von  beiden  HSoseni  des  Parlamente»  angenommen 

Hid  von  der  Krone  saootionirt   „a  bill  to   ameud  the  Uwb  relating  to  the 

Bpreaentation  of  the  people",  vorin  folgsnde  Stelle  vorkommt:  ^\^e^caa  it  is 

^Cipcdicnl  to  amcnd  tbc  lawa  rclating  to  cffioes  of  profit,  thc  acccptance  of 

vhioh  from  the  crown  vacates  the  aeata  of  membcrs  accepüng  Lhc  iiame,  hut 

doea  itot  render  them   iooapable  of  bcing  reelected:    Be  it  enactc'd,    that 

where  a  person   faas  becn  retnnied   aa  a  member  to   eerve  in  ParLiamcnt 

Rincf*  the  aeooptance   by   bim  firom  the   crnwn    of  any   ofHoe  desoribcd  in 

ächcdule  H  to  tJus  Act  annected,   the  snbseqnent  acoeptance  by  him  frora 

the  orown  of  aoy  office  or  o£Scca  described  in  socb  schedulc  in  lieu  of  oud 

in   immediate   ancocnfiion  the  one  to  the  other,   ahall  not   vacate    bis   seat 

(80  &  Sl  Vict.  c.  lOä,  soc.  69).  Das  VerKeichaias  in  Schedalc  H  ist  beiualio 

identiKh    mit  dem  Verzeichnisse  der  Beamtfn,    ans    denen  ein  SliruNterinm 

gewöhnlich    be«toht.    —    Beförderungen    und    Vcrändcrangen    i  n  n  u  r  h  a  I  b 

dn  Btinisttiritnns  geben  also   keine  Veranloaning  xu  cduer  Nouwalil  gcmüsB 

Ann.  cap.  7. 


äscrt«n  Macht   des   letztei-eu.    Von   den    StaatBsckrct 
dtlrfou   aber    nur   4    im  Uoterhauso  sitzen,    ebenso  auch    nur 
parlamentarische    Unterstaatssekretäre.      The    Lord    OhanccUc 
tho  Lord  P*residcnt  of  the  Privy  Council  and  the  Lord  Privy 
siteen  im  Oborhause '^),    und    im  Allgemeinen    ßndet   znait; 
diese  Zalil  von  Cabinetsminlistcm  f(tr  das  Oberhaus  genOgend  laL 

Jede»  Haus  des  Parlaments  hat  seinen  eigenen  „LeitGr".  Der 
Premier  ist  Leiter  des  Hauses,  in  welchem  er  sitzt,  und  weaa 
dies  das  Oberhaus  ist,  hat  das  Unterhaus  gewöhnlich  The  Ohftii- 
cellor  of  tho  Exchequer  zum  Leiter"). 

Seitens  des  Unterhauses  ist  diese  Leitung  durch  manche 
Beschlüsse  und  Anordnungen  erleichtert  worden.  So  haben  die 
Oabinotsminister  den  Vorzug,  zuerst  das  Wort  zu  erhalten;  durct 
einen  „standing  order"  ist  es  bestimmt,  dass  sie  an  den  s.  g. 
„govemment  days"  (Montags,  Bonnerstags  und  Freitags,  an 
Sclilussc  einer  Sfisslou  auch  Dienstags  und  Mittwochs)  die  Tagt 
Ordnung  bcsliinmcn  u.  s.  w.  Was  besonders  Budgctiraj^ieu  sei 
Aufoi-logung  neuer  oder  Vermohnmg  der  schon  Torliaudec 
Sfcu(^m  anbetrifft,  so  muss  jeder  Vorschlag  in  diesen  Sachen 
den  Ministem  der  Krone  im  Unterhause  ausgehen  (oder  in  cinif 
Fällen  mindestens  von  ihnen  untci'stützt  werden).  Der  erste 
sdiluss  in  dieser  Richtung  datirt  vom  11.  Dcccmber  1706; 
am  25.  Juli  1852  beschloss  das  Haus: 


")  Es  mangelt  niclit  au  Beüpidcu,  tUaa  ein  neukroirtcr  Lonl  Chancol 
nicht   Lord   geweaen  ist,   «ich   abtr   gloicbyrohl  boT  «dem    WoUmck«' 
VaretlzcDdor   des  Obcrhaiut-s   oicdorffelasieii   hui.    Id   dieHm  Falle   ül  (r 
jedoob  stets  bald  zam  Pair  omannt  worden. 

**)  Ebenso  lialicn  sowohl  die  Miöorität  als  die  Opposition  ihre  oigcan 
s.  g.  «wipper^-iQ"  —  lehr  wichtig«  PanÖnlichkeiten  — ,  welch«  dtra  Aoftiif 
haben ,  dia  Partei  beim  Votiren  laiBammenKnhalteo.  Der  llaupt.wipiNr* 
dcT  Rc^onin;^  (im  Unkrhaasti  gvwiJknIich  tbu  Patronage  StH;rctaT7  oS  ttc 
TrcabiiTy)  hat  Iwsondera  darauf  Aolit  zu  (feben ,  daSft  bei  der  Abatimmaf 
immer  eine  genügende  Anzahl  von  dan  Anhängern  der  Rogicrm^  anwoHnd 
>ci,  ao  daas  eine  von  der  IWgiening  auB}^gangene  Bill  nicht  etwa  im  Baod- 
amdrchea  m  Falle  gebracht  wird ,  die  Schwankonden  von  der  Vortnffli^ 
keit  der  Vorschläge  der  Repenmg  durch  Krläutoninpen,  Vorspro«linm<B 
EU  iitüTzeagvQ  o.  6.  w.  In  wichtigeren  Füllen  wcnlt^n  von  ihm  fQmliciH 
Cirtculare  mit  der  Anffordemi^,  dich  einzmtellen,  an  die  Anhanger  der  K«fi^ 
rung  ausgefertigt. 
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That  Ulis  House  will  receive  no  petition  for  any  mim 

of  money  relatiug    to  public   eertice,    or  proceed  upou 

any  motion  for  granting  aiiy  buiu,  but  what  is  recommen- 

ded  from  the  crown; 

'lind  als  man  diese  Bestimmung  zu  umgeben  versuchte,  indem  man 

in  derartigen  Anfragen  die  Phrase  einrückte:  „out  of  moneys  to 

be  provided  by  Parliomont'',  da  die  Summe  vohl  nicht  mit  der 

»nnalime  der  Vorschläge  bewiUigt  war,  das  Parlament  sich  aber 

gebunden  fand,  ward  diese  Bestimmung  am  20.  Man  1866  auf- 

^hoben,  und  an  ihrer  Statt  der  Bcscbluss  gefasst: 

That  this  Uouse  will  receive  no  petition  for  any  eum 
relatJDg  to  public  Service,    or  proceed  upon    any  motion 
forja  grant  or  Charge  upon  the  pubUc  rovenue,  whether 
payable  out  of  tbe  Consolidated  Fund  or  out   of  mo- 
neys to  be  provided  by  Parliament,  unless  recom- 
mendcd  from  the  crown. 
Hiermit  ist  die  Leituug  des  Parlamentes  in  einer  der  wich- 
ttigston  Beziehungen   dem  Oabioet  gesichert.    Auch  im  Uebrigcn 
t  wird  im  Parlamente,  so  lange  das  Cabinet  sein  Vertrauen  hat,  kein 
nichtigerer  Vorschlag  angenommen,  sofern  or  nicht,  wie  es  gewöhn- 
lich der  Fall  ist,   entweder  von  einem  Cahinetsminister  ausgeht 
oder  doch  vom  Cabinet  acccptirt  ist.  Dieses  ist  eine  nothwcndigo 
Folge   der  parlamentarischen  Regierung:   das  Gegentheil  würde 
loämlich  beweisen,  dass  dem  Cabinet  das  Vertranen  des  Parlaments 
[fehle  und  somit  das  Abtreten  des  Cabinets  bewirken. 

Diese  Leitung  des  Parlamentes  durch  das  Cabinet,  sowie  die 

»Forderung  der  ausdrücklichen  Einwilhgung  der  Krono,  ehe  eines 
der  Häuser  eine  Bill,  welche  die  Rechte  der  Krone  oder  die 
königliche  Prärogative  berührt,  zur  Verhandlung  bringen  kann, 
bat  das  königliche  Veto  („le  roy  s'avisera")  üherflüsaig  und  hei- 
nabe  onmügUch  gemacht'^).    Aus   derselben  Ursache   kann   die 


••)  Wir  wollen  in  dieser  Fragü  JJe  Wort«  zwcior  bcn-orra^adun 
StXAtnnSnner  anfuliren. 

Lord  Dkrbt  sagt:  /Che  authonty  of  the  Crown  in  EngkntI  do«8  not 
depend  upon  the  veto  which  Her  Mj^osty  thcoretically  posscssea  to  imposo 
upon  Act«  of  rarlJnmcDt  öfter  thcy  have  pund ,  but  njinn  the  right  and 
proper  ioflauico  wbiuh  »hu  oxorcisca  ovcr  her  micistcrB,  and,  throufj  them, 
Xfdiiv  rb«lntlkh«iB«U.  n.  S.«.  34 


—     510     — 

Krone  das  Recht  dw  Initiative  vermissen,  ila  diesea  Recht  in  il 
Stelle  von  ilen  CabinctsniilgUederu  als  Mitgliedern  dtw  Parliuncnl 
ausgeübt  wird"). 

Vax  das  Parlament  in  umiaaseiider  Weise  leiten  zu  kimnfl 
muss  das  Miui&ttirium  auch  in  den  Ausschiiasen  und  den  parUme 
taiiachcn  Commisaionen  vortreten  sein.  Desahalb  ist  es  so  ootli- 
wendig,  dass  im  Caiiincte  einige  Minister  (z.  B.  the  Lord  Pri( 
Seal,  tlie  Paymastcr-General  und  the  Cliancellor  of  the  Duchj 
Lancastcr)  sitzen,  deren  Äemter  mehr  oder  weniger  Siiiecui 
sind.  Dieser  Minister  bedient  man  sich,  um  den  Ministem  mit 
woitläofiger  Administration  die  Aibeit  zu  erleichtern,  eine  JUeuge 
Detaü&acheD  im  Parlamente  zu  vcrthoidigcu,  den  AVirknQgen 
der  Regicrungsmassregeln  zu  folgen,  den  weniger  wicLtigen  Par- 
lanientaansscbUssen  und  den  parlamentarischen  Commissionen 
zuwobnen  u.  a.  w. 

Dio   Verantwortlichkeil    der    RGnister    ist  in    En^nd 
Verantwortlichkeit   dem    Parlamente   und    nur    dem    Parlamei 
ftegenüber.    Ein  Minister  kann  wegen  Ajntsliandlungeu  nicht 
Privatleuten  vor  Gericht  gestellt  werden.  Das  RecJilsmittel  guj 
cino  gesetzwidrige  Anitäbandlung  der  Minister  ist  der  „f 
ans  Parlament.  —  Die  Verantwortlichkeit  ist  cdne  sotif 


over  iMtb  bnuches  of  the  lofrislaturti,  which  gives  Her  the  opporttuü^  d 
cxcrcisiog  Her  judgiuoDt  upon  mcastirtie  bcforo  Üiey  bave  becn  anbrnitted  lo 
Pftrliameul,  col  ailor  ihvy  liavo  rccuived  i\a  tuscut." 

Und  Lord  Pjcluerston:  «It  ia  a  Amdunental"  error  to  suppnee  tbai  ^iht 
power  of  ihe  crown  to  rejeol  Uws  Iias  oeaaitl  to  exist."  «Thnt  power  wirviv» 
tu  before,  but  is  exercised  ia  a  dilTerent  moimer.  Instrjid  of  bmng  ezeraiod 
upOD  tbe  UwB  preseatcd  for  tbe  roysl  lumeut,  it  iß  cxercMed  by  anUeipitiiu 
in  the  debatce  uid  proceüdinfTB  of  Ibu  two  Houscb  of  Parliani«nt.  ll  ii 
delogated  to  thoae  wbo  arc  tbe  rftsponiiblo  ailviserB  of  th«  orown,  uid  il  t> 
Üicreforc  aot  possible  tbat  a  Uw  pssscd  by  tho  two  Houiea  should  1« 
presenied  to  tho  crown,  and  shoald  tben  by  tbo  crown  be  reftued.*  —  S^ 
dem  kuni^^lichcu  Voto ,  dos  seit  1707  tiicht  zur  Anwendunff  gokonuBea. 
wordo  doch  noch  1658  bei  einer  Gelegenheit  im  Piu-lamt^nt  gt'drobt 

**)  Nur  der  VorsoLlog  zur  Auflicbun^  einer  Attoindcrbill  und  'kr 
Baatitation  von  Ehre,  Land  und  Blut  muss  von  dem  Souvoi'äuü  unlcncklaet 
sein  (und  auf  leiocn  BeÜobl  von  einem  Fair  dorn  Oberhauau  Ülicrirebai 
werden).  Dieees  ist  der  cinjögc  Fall  einer  förmlicbeu  Initiative  der  Ervcw^ 
der  iu  England  vorltommt. 


—     511     — 

[Es  können  von  ilifser  Regel  Ausnalimtm  nur  dann  vorkommen, 
wiinu  tiiii  Minister  in  oiuw  Suchü,  die  nur  von  seinem  Zuthun 
abhängig  ist,   eine  Handlung  vorgenommen  liat,   die   dann   von 

jfieinen  Collcgen   desavouirt  wird. 

Die  politische  Yorantwortlichkoit  dem  Parlamente  gegen- 

f^bcr  ist  in  der  That  eine  Ycrantwortlichkoit  gegenüber  dem 
Unteiltauso.  Sie  kann  geltend  gemacht  werden  durch  förmliche 
Vota  des  Misstrauens,  oluie  Angabe  der  (riünde*'),  oder 
durc'b    Vota    des    Tadels     besonderen    Handlungen    gegenüber, 

Foder  durch  die  Weigerung,  in  einer  gewissen  Frage  der  Leitung 
der  Minister  zu  folgen.  Bei  solchen  Gclegeolieiteu  bat  das 
Oabinet  (Ue  Wahl,  entweder  abzutreten  oder  dem  Souveräne  zu 
ralhcn,  das  Parlament  aufzulösen.    In  diesem  Falle  zu  bestimmen, 

job   ein  Appell   an   das  Land  gerichtet  werden  soll  oder  nicht, 

list  vielleicht  die  einzige  Gelegenheit,  wo  ein  englischer  Souverän 
in  seinem  Handeln  ganz  frei  ist  und  sein  persönlicher  Wille 
sicli  in  entschiedenerem  Maasse  gelteud  machen  kann. 

IDie  rechtliche  VerantwortUcbkeit  dem  Parlamente  gegen- 
flber  theOen  die  Minister  von  Kechtswegen  mit  jedem  englischen 
Unterthan.  Sie  kann  geltend  gemacht  worden  entweder  durch 
eine  Bill  of  Attainder,  eine  Parlamcntiiakte,  von  beiden  Häu- 
Bcni  des  Parlamentes  genehmigt  und  von  der  Krone  Ranetionirt, 
die  sich  aus  der  „Omnipotenz"  des  Parlaments  herleitet,  und  in 
welcher  das  Parlament  zugleich  als  Gesetzgeber,  Ankläger  tmd 
Richter  auftritt,  oder  durch  ein  Tmpeachment,  wobei  das  House 


")  Das  erste  Beispiel  datirt  aut  dem  Jahre  1741,  wo  ein  vorgciohlagcnet 

^otam  des  MisslraiienH  gegen  WALpuhE  wohl  nicht  ao^enoniineD  wardö,  aber 

^-doch  Minen  UiiokLritt  verootasAt«.    In  seiner  jctsi^ea  Form    einer  BrklS- 

mng,  ohne  Aufgabe  von  Gründen,  data  d&a  Ministeritmi  das  YortrauBD 

des  Hamea    niohl  1>esitst ,    kam    ein  Votum    des  Misslraucna    erst  1841  vor, 

WO  RosKRT  Peel  dem  Unterhatue  vorschlug  eu  bcschlieMeo:  „Tliat  Her  Ma- 

ty''s  ministcra  do  not  suüficicntly  po&ecss    thc  confidence    of  the  Hoiuo  oF 

am  to  enablo  them  to  carry  throngh  the  Hnuse  meaaurcB  vhich  they 

of  «Menlial  importanc«  to  tbc  public  wcIGare:   and  that  tbetr   coati- 

natiitncc  iu  oflico  uudcr  such  circomatauc«»  is  at  variance  with    the   apirit  of 

Üie    Constitution."      Der    Vorschlag    wurde    mit    einer    Sliuinio    Majorität 

uif^enoinaica.  —  Im  Jahre  1869  Gel  da»  Ministerium  Derby  durch  ein  Bolohes 

^Ulsstrauensvotom. 

34* 
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of  Comoions  al»  Anklägov  auftritt  vor  Hern  House  of  Lords  als 
Gorichtj  und  in  B<?troff  welcher  die  gesetzlichen  Procesafonuen 
beobacbtot  werden  mUsRen.  Es  kann  beim  [mpcacinnent,  dfin 
Actv  of  Settlement  geniääs,  eine  Abolition  nicht  vorkommco, 
wohl  nher  eine  Begnadiguug  n&ch  verkündetem  Uriheü. 

Schon   Beiner  äusserlichen   AVillkür    wegen   ist    eine  Bill  d[ 
Ättaiador  (s  lex  in  casu)  nickt  mit  dem  Geiste  unserer  Zeit  ul 
einstimmend,    und  aurh  in  Ansehung  des  fmpeachmontH  hat 
griisste  tStaat«manu  Englands  in  neuerer  Zeit,  Sir  Robert 
erklärt,  daas  „tlie   diiys  of  imfieacluuents  &re   gooe."     Die 
politische  Verautwortlicldtoit  ist  leichter  zu  haiidliabeii   and  also 
auch  wirksamer. 


B.  Dänemark. 

Das  revidirte  Grundgesot:;  des  Königreiches  Dänemark 
6.  Juni  1849  bestimmt  im  §  11,  dass  der  König  seine  Gei 
durch  die  Minister  auszuüben  bat,  mid  im  §  13,  dass  die 
sciuift  des  Königs  bei  Beschlüssen,  welche  die  Gesetzgebung  und 
die  Regierung  betrefTen,  erst  dann  Giltigkoit  hat,  wenn  sie  ti 
der  Contrasignation  eines  oder  mehrerer  Minister  versehen 
und  dass  die  Minister,  die  coutraäignirt  haben,  für  den 
verantwortUeh  sind,  während  der  König  selbst  aber  unverontwortUcfe 
ist'*)  (§  t2).  Nachdem  hiermit  der  Hauptgrundsatz  erwähnt  ist, 
wollen  wir  im  Xaclifolgenden  näher  darstellen: 

Die   Stellung  der   Htnlster. 
a.  Dem  Könige  gegenüber. 

Der   König    ernennt    und    verabschiedet    seine    Minister "), 
er    bestimmt     deren    Anzahl     und    die    VortheÜung    der    (I^ 

")  Hier  nnd  im  Folgenden  werden  nur  die  Paragraphen  ohne  dia 
jedemudigc  Bemerkung  aogeHUirt,  dus  sie  aua  dem  RcvidirtcaGmod- 
^esetee  des  Königreiche  Dänemark  vom  S.  Juni  1H4V. 
Kuguben  auf  dem  Schlosse  Amnlicnborf?  dan  36.  JqU  IHM 
^oonunen  iiind.  Ea  exiiitirt  von  dicMm  Umndi^etic,  aoBBcr  den  in 
Werken  dt>r  ycr&sdttogen  anfgcuommcnea  UcbcnuUangcn,  ein?  vpcoicU 
Kfisuchu  Uebertragnng :  Constitution  du  royanme  deDanom&rk 
da  fi  Jiiin  1849,  rcvis^ie  ot  promnlgn6e  lo  SB  Jnillot  186B- 

**j  Die  Minister  vcrliorcn  mit  dem  Amte  laeh  dessQD  Rang, 
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|:scbäft«'^)(§13).    Um  ziim  Minister  ernannt  werden  zu  können,  ist 
es  orfoi-derlich,    geborener  Däne  zu  sein,  oder  dänisches  Biirger- 
I  recht  erworben  zu  haben  (§  17). 

«.    Dor    Staataratb. 

Die  gesammten  Minister  bilden  den  Staat srath,  in  welchem 
(der  König  das  Präsidium  fiihrt")  (§  15).  Wenn  der  Kronprinz 
[volljährig  ist,  nimmt  auch  er  im  Staatsrathc  Platz.  Da  aber  §  15 
mit  denWort^^n  beginnt:  „Die  Minister  im  Verein  bilden  dcnStaats- 
rath",  und  darauf  don  Zusatz  enthält:  „in  welchem  der  Kronprinz, 
wenn  er  Tolljährig  ist,  Platz  nimmt",  scheint  der  letzte  Aus- 
druck nichts  Anderes  bedeuten  zu  Icönnen,  als  dass  dem  Kron- 
prinzen das  Recht  zusteht,  den  Sitzungen  des  Staatsrathes  bei- 
zuwohnen und  sich  in  denselben  wohl  auch  zu  äussern,  dass  er 
aber  mcht  als  ein  MitgUed  des  Staatsrathes  betrachtet  werden 
kann,  zumal  da  gegen  Um  in  solcher  Rigonscliall  natürUdi  keine 
politische  oder  rechtliche  Verantwortlichkeit  geltend  gemacht 
[werden  kanu*^).  Für  ihn  wird  ako  seine  Tlieiluabme  an  den 
Verhamlluiigcn  des  Staatsrathes  eigentlich  nur  eine  Vorbereitung 
auf  seiuon  künftigen,  wichtigen  Beruf,  wobei  es  auch  in  den 
Fallen,  wo  er,  wie  nicht  selten  gesdiehcn  ist,  durch  ein  spcciotlcs 
Gesetz  (§  8)  den  Auttrag  erluilt,  die  ßegiextmg  zu  fülu^n,  von 
WichÜgkeit  ist,  dass  er  in  den  Angelegenheiten,  welche  soino 
£atacheidung  fordern,  nicht  ganz  fremd  sei.  Ilire  eigentliche  BO' 
dentung  erhält  die  Frage  im  Falle,  dass  der  Staatsrath  die  Re- 
gierung fiilirt  (§§  7  und  8)  und  in  demselben  Abstimmungen  vor- 
genommen  worden  sollen. 

rAUeGesetze  und  wichtige  Rcgienmgsangelegenheiteu  sollen 
m  einer  Pension  tercchtigt,  dio  liinroioliend  üit.  die  uütbwcndjgoa  Lcbcns- 
bcdüriiiiue  m  bestreitea. 

"*)  In  dicBex  Kenlimrauttg  musa  man  auch  das  R«cbt  als  mitinbcgriffen 
aimeltinen,  MüuBUjr  oUjic  Furlcfcuillc  zu  umuuubn. 

"*)  Die  F'Me   au»ßCQi>mmon ,    wo   gemäss  den  g§  7  tmd  6   der  Staata- 
dio  Kcgierutig  TtDirt,  voa  welchen  Ausnaliinotallca  hier  nicht  die  Rede  iaU 
**)  Cfr.  aber  Hoi^'K:   Das   dÜniecfae  Staalsverfaeeangerecht  (in 
liioher  Sprache),  i  (Copenhaf^en  1869),  S.  169  und  ff.,  der  entg^[engentctor 
[einan^  Ul  und    dcu  Kruapriuzou    als    ein  wirklichvs ,    mit  Votirungveoht 
^vcnehcnea  Mitglied  des  Staatsratbca  betrachtet. 
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im    Sta&tsratbo   verbandelt  und   erledigt   werden.     Nur  »on  dt 
Praxis  und  den  besonderen  königlichen  Re-solutlonen  ist  es  abl 
welcbc  Regieningssachen  als  „mchtige'^  zu  betracbton  sind'*). 

ß.    Der    Miaistorrath. 

So  ZU  sa|;en  zur  Seite  des  Staatsrathes  st«ht  der  Ministei 
rath.    liit  der  König  bei  bcaonderen  Gelegenheiten  verliindc 
einen  Staatsrath  zu  halten,  so  —  sagt  §  IG  —  kann  er  die  Sae 
in  einem  Ministcrrathe   verhandeln  lassen,  der  aus   sfimmtHch« 
MmisteiTi,  unter  dem  PrÜsidium  dessen  von  ihnen ,    welchen  d 
EÖnip;  zum  Conseilpräsidcnten   ernannt  hat,  besteht'*). 
Ministcrrathe  giebt  jeder  Minister  sein  Votum  zu  Pmtocoll, 
der    Beschlusa   wird   nach    der   Miyorität   der  Siiniineii    g* 
Der   Conseiipmsident    legt   darauf  das   über   die  VerlumdJungen 
geführte,  von  den  anwesenden  Ministem  unterzeichnete  Prolw* 
dem  Könige  vor.  —  Aus  diesen  Bestimmungen  folgt  zuerst, 
es  keine   constitutionelle   Nothwendij^kcit   ist,   eine  Sache 
im  Ministerratbe  vorznnobmoQ,  che  sie  im  Staatsrathc  zu   d< 
tivcm   Beschluss  gebracht  wird.     Auf  der  anderen  Seite  ist 
bemerken,  dass  man,  obwohl  der  Paragraph  nur  die  Fälle  ner 
wo  der  König   verhindert  ist,  einen  Staatsrath  zu  halten,  d* 
König  das  Recht  beinusst,  eine  Sache  im  Ministerrathc  in  alh 
ihm  beliebigen  Fällen  verhandeln  zu  lassen.     Wenn  eine 
gelegenheit  so  im  Äfinisterrathe  verhandelt  and  das  darüber  a« 
gesetzte  Protocoll   dem  Könige   unterbreitet   ist,   bestimmt 
König,  oh    er    die   Proposilion    des  Mimsterrathes    ni 
billigen,  oder  die  Sache  im  Staatsratho  vorgetragen  wissen 
Stimmt   der   König    der    Heimst^llung    des    Mtnisterrathes 
so  ist  die    Sache   abgemacht.     Im  anderen   Falle  muss    de 
Stoatsratho  vorgetragen  werden.     Es  giebt  kaum  einen  ^enili 
den  Grund,  dieses  mit  Holck  (a.  a.  0.  1.,  S.  172)  nur  für 


**)  Dem  offenen  Bricfo  vom  29.  April  1814  gembi  ist  die 
und  VerahncliitNlung  vou  nonrnt^a  nicht  zu  den  Suheo  in  rechnon, 
iiunmehr  im  Stoatsratbe  vorhandell  werduti  mÜMieiL 

■M  Der  ThroDfoIjfor   ist    zwar   berechtigt,   dorn   MinisterRath 
wobncQ,   CRe^oluUuo   ?om  3.  Vcz.  1855).   bat  aber   offctibiu-   kein 
recht  (§  16). 
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Fall  pulten  zn  lassen,  wo  der  König  „vcrliindert  gewesen  ist, 
leinen  SUatsrath  zu  halten."  (riebt  nian  zu,  daSK  der  König  be- 
rechtigt ist,  auch  in  anderen  Fällen,  als  wo  er  verhindert  ist 
len  Staatsrath  zu  halten,  einen  Ministcn'ath  halten  zu  lassen, 
man  woltl  auch  diesem  Ministcrrathe  dieselbe  Gültigkeit 
lessen  wie  jedem  anderen,  so  dass  auch  in  diesem  Falle  der 
'Gnig  berechtigt  ist,  der  ihm  Tom  Conseilpräsidenten  Überreichten 
'roposition  des  Miuisterratbes  unmittelbar  semeu  BeÜall  zu  geben. 
Eine  andere  Meinimg  scheint  allzu  formell  zu  sein,  und  keinen 
Gmnd  in  der  Natur  der  Vorhältuisso  zu  haben,  folglich,  wenn  sie 
in  Anwendung  kommt,  nicht  im  Geringsten  eine  grössere  Garantie 
fiir  die  gehörige  Behandlung  der  Angelegenheiten  geben  zu  können, 
besonders  wenn  man  sich  erinnert,  dass  der  König  selbst  wohl 
der  einzige  competente  Richter  darüber  ist,  ob  er  einen  Staats- 
fcath  zu  halten  vorhindert  gewesen  oder  nicht. 
W  Augenscheinlich  ist,  dass,  obschon  der  König  nicht  ver- 
pflichtet ist,  im  Stmitsrathß  andere  Angelegenheiten,  als  Gesetze - 
und  andere  Sachen  von  Wichtigkeit  vorzauebmen,  er  jedoch  he- 
reclitigt  ist,  in  ihm  eine  jede  Kegierungsangelegenhoit  ver- 
tändeln zu  lassen.  Auf  dieselbe  Weise  kann  der  Aliiiisttirratlif 
)r  eigentlich  nur  eine  Vorbereitung  fiir  den  Stoatsrath  ist,  auch 
fragen  behandeln,  welche  nicht  nothwendiger  Weise  zu  denen  zu 
sehnen  suid ,  die  in  §  1*3  des  Grundgesetzes  „Gesetze  und 
sgierungsverhandlungen  von  Wichtigkeit"  genannt  werden"). 

Besonderen  Bestimmungen  gemäss  ist  die  deBnitive  Erledigung 
swisser  Verwaltungssachen  sowohl    als  die  Bewilligung  gewisser 
von  den  im  §  27  em'ähnten  Dispensationen  und  AuHnaltmeu  von 
den  Gesetzen  dem  betreffenden  Minister  übertragen  worden. 
B       §  14  gemäss  sind  die  Minister  für  ilire  Amtswksamkeit  dem 
^^Önige  und  dem   „Folketliing**   verantwortUch '").     Einen  beson- 
deren Schutz  für  Privatleute  giebt   das  dänische  Grundgesetz    in 

^t       ")  Dto  Bcnntznug  dor  MiniatcrrathsiiisÜtution  ist  jedoch  so  selten,  da« 
Bld;t  1866  MhuRtcrrath  Qor  oiDtnal   gehnlteD    wurdcu  ist.    Siehe  AscnEEOVO, 
Dftti  nordische  Staaturecht  (in  nonre^Bcher  Sprache)  1B65,  S.  66 
forüisctiu  RechteoDcyolopSdiß  von  Anaamovc,  Bsnu  und  KanoKa,  I). 

*")  Du  Ovflctz,  das  hierüber  ia  g  lä  des  Grundgesetzes  Tenprooben 
itl  biahur  jedoch  imoli  nicht  ausgefortigt  worden. 
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semom  §  72,  worin  die  Qericbte  Iverechtigt  erkl&rt  venkn, 
die  Frage  Über  diu  Grenzen  der  Gewalt  der  Obrigkeit  aa  ni- 
M^beiden,  in  welcher  Bestimmung  also  —  besonders  in  Bttrtff 
der  Verfügungen  dc3  Königs  oder  der  Ministerien  —  das  Recht 
mit  inbegriffen  ist,  diese  Vorfugimgcn  entweder  gamc  zu  ignonr^c 
wenn  sie  nicht  innerbiUb  der  Compctcnz  der  entscbeidündcn  Betiv:-i 
liegen,  oder  gor,  was  die  Miiöstericu  betrifft,  ihnen  bei  Androfaoag 
von  Geldütmfen  auf/.utrugeu,  gewisse  Handlungen  vorzuuehmen  oder 
dem,  der  durch  eine  ihrer  Verfttgungeu  geschädigt  ist,  äcbadto^J 
ersat^  zu  leisten  (HoLCK  a.  a.  O.  H,  S.  220—224).  —  üio  V^^ 
aiitworUichkcit  der  Minister  dem  Könige  gegenüber  kann  Aa 
Natur  der  Sache  nach  nur  recbtiicher  Art  sein  (§§  12,  13,  14), 
und  das  Grericht  ist  ein  extraordinäres  (§§  68,  «tt).  Eine  Be- 
freiung von  einer  vom  ßeiclisgeridit  auferlegten  Strafe  kann,  auch 
in  dem  Falle,  dass  die  Anklage  vom  Könige  aosgegutgn 
ist,  niclit  ohne  Zustimmung  des  Folkctbiugs  stattfinden  ^  S6). 

b.  Dem  Bcidwtaffe  ffegenüher, 

Rs  können  ilie  Minister  zu  Mltglioderu  des  „LaiidäthingH",  zu 
MitgUeileru  des  Fulketbings  mid  auch,  wenn  gewühlte  MitgUeder 
des  Reichstages ,  zu  I^Iilgliedern  eines  Keichstagsaosscliusäc» 
(„Udvalg^)  gewählt  werden  (Ordnung  für  die  Verhimdlungcn  ioi 
Landstliing  §  3f>).  Wenn  eio  auch  nicht  Mitglieder  eines  Thios» 
sind,  so  luiben  sie  doch  freien  Zutritt  zu  demselben  und  sind 
berechtigt,  das  AVort  zu  verlangen,  so  oft  sie  es  wollen  (§  59), 
was  anderen  Mitghedern  des  Beichstages  nicht  gestattet  ist.  t,Deu 
betreffenden  Minister'*  —  sowie  den  Mitgliedern  des  Anssohua« 
und  einer  gewissen  grösseren  AnzaJil  von  Mitgliedern  des  Tlitni; 
in  Vereinung  —  ist  ein  wichtiges  Recht  beigemessen,  auch  bei 
der  dritten  Berathang  eines  öesotzontwnrfes  Aeude- 
rungsvorechläge  zu  machon,  diu"ch  welche  Anordnung  *l»e 
Minister  in  den  Stand  gesetzt  sind,  auch  im  letzten  Stadium  der 
Verhandlungen  einen  Einfluss  auf  die  Fonn  des  Gesetzen  twurföfi_ 
auszuftbcn,  so  dass  er  fUr  die  Regierung  acceptiibel  werde. 

Die  Minister   sind    dem   Reichstage   vCTiintw örtlich.     Di< 
VerantwortÜchkeit  ist   sowohl  eine  politische  als  eine  rc 
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ie  politische  Vorantwortlichkeit  ist  im  Rechte  der  Intcr- 
|ellation  ontlioltcn,  dessen  man  sich  aber  nur  mit  Einwilligung 
hetrcfTcudcu  Things  bedienen  kann  (§  tj2).  Wenn  eine  solche 
Interpellation  nicht  mit  einer  anderen  auf  der  Tagesordnung 
lenden  Sache  in  Zusammenhang  steht,  soll  sie  schriAüch  und 
it  abgefasst  dem  Präsidenten  übergeben  werden,  der  sie 
Thing  anmeldet,  welches  ohne  Discussion  unmittelbar  ent- 
scheidet, ob  die  Interpellation  stattfinden  soll  oder  nicht.  Wird 
lie  Interpellation  bemUigt,  so  wird  sie  dem  bctreffcndon  Minister 
litgethcilt  und  kommt  in  einer  folgenden  Yersammlung  srar 
)rache,  wobei  jedes  Mitglied  an  der  Discussion  theilnehmen 
1,  ein  Beschluss  aber  nicht  gefasst  werden  darf  (Ordnung  (Ur 
lie  Verhandlungen  im  LamUthing  §  tJ7,  im  Folketliing  §  23). 
Uebrigen  kennt  man  sowohl  die  motivirten  Tages  ord* 
Lungeu  (Ordnung  fiir  die  Verhandlungen  im  Lmidfithing  §  28, 
Kolkethiug  §  25),  als  auch  die  sogenannten  ahstracteu 
lesolutiouen,  die  nur  gewisse  Anschauungen  oder  Envartuugen 
anssprochcn,  wozu  noch  kommt,  was  am  wichtigsten  ist,  daas 
jedes  Thing  für  aioh  das  Rpcht  hat,  Adressen  (sowolü  dos 
Vertrauens  als  auch  des  Miäälrauens)  dem  Konige  -im 
überreichen  (§  45)'^. 
K  Die  rechtUche  Verantwortlichkeit  dem  Reichstage  gegenüber 
^st  eine  Verantwortliclikeit  gegenüber  dem  Folkothing  als  An- 
kläger (§  14)  und  einem  Theilc  des  Landsthings  als  Theil  des  Ge- 
richts (§§  (j8,  69).  Um  zu  verhindern,  dass  das  Urtheil  dos 
lidisgerichts  in  Wirklichkeit  illusorisch  werde,  ist,  wie  vorher 
^eigt,  bestimmt,  dass  <he  Begnadigung  des  Königs  nur  nach 
Zustimmung  des  Folkethings  stattfinden  kann.  Da 
faa  Grimdgesotz  (cfr.  §  2ß)  dorn  Könige  kein  allgemeines  Recht 
tur  Abolition  zuerkennt,  hat  m:in  kein  Bwliiriuias  gehabt,  sich 
jgen  nuberugte  Anwendung  einer  solchen  in  diesem  Falle  zu 
rerwahrcn. 


")  E«   ist   eine   EigoQthrimlicIikcit    des    danivchcn   .Stnatsrechts,    diai 
dem  Köoigo  uicbl  vom  Ruicbilntie   übetrcichl  wt-rOcu  köanon. 
ie  Bestimmang  de«  Gruinlgctctzes  %  45  ech^iut  vou  Englaad  gtiUoheu  tu 
wo  nc  melir  mit  der  Vcrfaemag  im  Gauzca  in  UobereiusUnunung  steht. 
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C.    Norwegen. 


Gemäss  dem  §  f>  ilea  nnrwegischen  GmiiHgosetzes 
Person  de«  Küiiigs  beflig:  er  (Turf  iiidit  gelästert  oder  anf 
werden,  sondern  die  Verantwortlichkeit  liegt  aaf  dem  Batlie, 
wolclien  er  nach  §  13  selbst  wäblt,  und  welcher  ans  mit)- 
destens  zwei  Staatsnii nistern  ")  und  sieben  anderen  MitgHede^J 
hesteiieii  soll.  Wir  Itcncliäftigen  uns  hier  weder  mit  den  in  FoIjH^ 
der  Vereinigung  Norwegens  mit  Schweden  entstandenen  swu 
Staatsrathsalitiieilungcu  (^Die  kniii^licbe  Regierung  in  Norwege»* 
und  „Die  norwegische  Staatsrathäabtheilung  in  ätockbolm"), 
mit  den  sich  ans  denselben  Ursachen  herleitenden  „^siunmt 
gesetzten  Staatsnitlien"  und  dereu  verschiedeneu  Arten,  sondiTo 
behaudehi  nur  im  Allgemeinen: 

Die   Stellnag   des  Stulsritfaes. 

a.  Dem  Könige  grgfnübfr. 

Die  StaaUrätho  werden  vom  Künige  selbsternannt  (§  19)"), 
Uire  Aemter  sind  Vertrauensposten  (§  22).  Zu  dem  StiMi»- 
rathe  wird  gerechnet,  obscbon  ohne  Venin twortlic-hkeit,  der  Vice- 
König,  wenn  ein  solcher  beateilt  ist  (§§  12,  13,  37,  75h).  Bei 
ausserordenttichen  Umständen  können   in   den  Staatsnith  auatOf 


**)  \nch  der  Onindgevetsveriindcnuig  von  1679. 

*')  Bier  uDd  im  Folfi^deii  sind  aar  die  Pangraphen  genannt,  obae 
die  jedcBiitalige  Atignlie,  das»  sie  dem  0r  u  ndgceetse  dci  Söaig- 
reicbs  \orwejien   angehören, 

Uta  (^rundgfSctK  Norwegens  findet  sieb  in  deaischer  üebcrtttrang 
bei  K.  PöuTZ.  Die  eurüpüiscben  VorfataoDgeo  lett  di 
Jabre  1769.  Leipzig  1633,  IC;  F.  W.  fJOHWSBT.  YerfaAittaj 
Urkandon  and  Ornndgeietzo  der  Staaten  Kuropi* 
KBnigBborg  1650,  £1;  A.  Ricos.  PurlamoDtariscbes  Tascbün- 
buch.  Flauen  1867— 16ß6;  and  in  frauzos  iRcker  Uet)enetznng  bcä: 
LAFSRfutaa  et  Batbdc.  Leu  conntitutioni  d'Europe  et  d'Amcriqi 
Paria  1669.  F.  R.  Darestb ,  Lea  oonstitatioai  modarn* 
Pari*  1683,  U.;  iowia  in  einer  apeci'enen  Uebanetzuog:  Loiii  food^ 
mentales  do>Su^du-et  deNurv^ge,  suivius  del'act  d^nntuo  CSl 
lus  doux  royaumcs.     TmdacÜoD.    Slockbolm  1667. 
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[den  gevohnüchon  Mitgliedern  auch  andere  norwegische  Bürger, 
[doch  nicht  Mitglieder    des    „Storthings",    vorübergehend  berufen 

rerden    (§  12,    niom.  3)*").     Die  Staatsräthc  sind  Beamte   (cfr. 

E.  B.  §  23),  woraus  folgt,  dass  in  BctrcfT  ihrer  Emeonong  das- 
9lbe  gilt,    wie  fiir  die  übrigen  Beamten  (§§  21,  92),   wozu  noch 

folgende  speciellcn  Bestimmungen  treten : 

II)  sie  dürfen  nicht  jünger  als  30  Jahre  sein  (§  12  mom.  1); 
S)  Vater  und  Sohn  oder  2  Briidei'  können  nicht  zu  gleicher 
Zeit  im  St-iatsrathe  sitzen  (§  12,  letztes  mom.) 
Dass  die  letztere  Bestimmung  auch  in  Betreff  der  norwe- 
gischen Bürger  gilt,  die  bei  emer  nusserordentKchen  Gelegenheit 
aufgefordert  werden,  am  Staatsrathe  Theü  zu  nehmen,  ist  schon 
an  und  fiir  sich  einleuchtend,  wie  auch  in  Anbetracht  der  Satz- 
IstoUung  der  Bestimmung  in  §  12  und  des  Ausdruckes:  „Platz 
im  Staatsrathe  haben";  ob  die  erste  Norm,  die  ein  AHer  von 
30  Jaliren  erheischt,  auch  in  diesem  Falle  gilt,  ist  zweifelhaflcr, 
doch  wird  es  von  Staxo*')  angenommen.  Der  König  vorthcUt 
die  Geschäfte  unter  die  Mitglieder  des  Staatsrathes,  wie  es  ihm 
gut  dünkt  (§  12)"). 
Tm  Staatsrathe  findet  die  Besetzung  der  Aemier  statt  and  die 
Berathung  anderer  „Sachen  von  AViuhtigkeit",  doch  Sind  die 
diplomatischen  und  eigenthchen  miUtärischen  Commandosacben  hier- 
^von  ausgenommen  (§  28).    Welche  diese  ^Sachen  von  Wichtigkeit* 

**)  Der  Thronfolger  ist',  wenn  or  daa  18.  .Tahr  erreicht  liat,  berechtigt, 
SUatHTiUic  Thcil   za   neiimun,   doch  olmo  Stinuae  uad  Verantwortlich- 
fit  (8  35). 

")  Syfitematiflolic  Darstollong  des  oocstitutioocUcn  oder 
^randgefetElichen  Reofata  des  Königreichs  Norvrcgea  (in  oor- 
wcgißdier  Spracbe).     CbristUnia  Iß33.  S.  89. 

*■)  Sichu  4>c  küuigliche  BckauntmochuDg  vou  16.  Joü  1845,  die  austAtt 

Idcr  früheren  H,  7  Kegicrungüdcpartenmots  «ioftUirt  «od  die  Qcacbifle  unter 
dieselben  vortheilt.    Ee  gicbt  natürlich  kein  Departement  der  auswärtigen 
A(igeli-^i-nfaeilcn;    das    siebente   Departement    ist    das  Revisionsdepartemcut. 
Durch  königlichcD  Befehl  in  Zusammcuhang   mit  der  G-nindgueotzSuderung 
Tom  Jahre  1873  ist  es  der  norwegischen  Regierung  auferlegt  worden   mit 
Vorwhlägen  za   einer  neuen  Vertheihuig    der    Doi>artcmontB  (ünzakommen. 
,Zm  Jahre  188.^  wunlen  auch  die  beiden  militSrischeD  Departements  (ßr  daa 
[cor  und   die  Flotte)  vereinigt  eu  etuum  Departement  Iwr  das  Kri^Bweaan 
fimd  ein  neusB  Departement  f3r  die  ÖSeutUohcu  Arbeiten  errichtet. 
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sind,  ist  gesotzUcb  nicht  näher  bestimmt,  sondern  nur  gesa^^  dui 
(Innintcr  die  ÄiisUhiui^  des  B(>giiadigiin^r(>rhtus  f§  30),  die  Kr- 
ni?iinuug  von  Beunitvn  (§  21),  die  VeraliscliitHlung  von  VcrtrauoH- 
bcamten  (§  22)  und  die  Kriegserklüruug  (§  26)  einbegrüTen  sind. 
Ob  nun  die  Sachon,  von  denen  man  annclimon  kann,  das  sio 
uicbt  unter  jenen  „von  Wichtigkeit"  ciiibogriffcn  sind,  vom  KöingB 
—  ohscbon  nicht  nothwendiger  Weise  im  StaatBrathe  —  (ode^ 
auf  Verordnung  des  Königs  in  der  lusti-uktioni  von  der 
beben  Regierung  in  Norwegen)  —  auf  Vortrag  eines  der 
minister  oder  des  Chefs  des  betrefTeudcn  Departements  *')  — 
ob  sie  unmittelbar  von  dem  Chef  des  betreffenden  Deportemeuts 
erledigt  werden  können,  darüber  ist  nichts  näheres  beetisiuiit. 
Stamo  (a.  a.  0.  S.  104,  106)  ist  jedoch  der  letzteren  Meimmg. 

Das  norwegische  Grundgesetz  enthält  keine  (positiveBj 
Bestimmungen  über  die  Vorbereitung,  den  Vortrag  und  die 
pedition  der  diplomatischen  und  Oommando  -  Angelegenheit 
daher  dem  König  das  Redit  zuerkannt  werden  muss,  darüber  nach 
Belieben  zu  bestimmen. 

Es  solle»  alle  StaatsrSthe,  wenn  sie  keinen  dringenden  Grund 
/um  Ausbleiben  haben,  den  Sitzungen  des  Staatsrathes  beiwohi 
und  es  kaut  in  demselben  keiu  Beschluss  gefasst  werden,  weuu 
mehr  als  die  Hälfte  der  MitgUedor  anwesend  ist  (§  27,  erster  Put 
Diese  Bestimmung,  die  eigentlich  für  die  norwegische  Begit 
gegeben  zu  sein  scheint,  muss  doch  auch  auf  den  versammeE 
Stoatsratb,  und  in  ihrem  ersten  Tbeil  wohl  auch  auf  die 
rathsabtheilung  in  Stockholm  ausgedelmt  sein.  Betreffend 
Anzahl  der  Mitglieder,  welche  in  dieser  anwesend  sein  mu&s,  gut 
dieselbe  Bestimmung  wie  oben,  obschon  hier  mit  anderen  Wurien 
gegeben  (§  27,  letzter  Punkt).  Wenn  es  nötliig  jst^  kann  eii 
Staat^rath  zum  Departementschef  und  ein  Beamter  zum  Staatsnith 
vorläufig  coniitituii't  werden. 

Im  Staatsratho  wird  über  alle  erledigte  Angelegeubeiten  eb 
Protokoll  geführt.  Die  Angelegenheiten  werden  von  dem  «aeo 
der  Staatsniinistor  (in  Schweden,  §  Iß»  letztes  moment)  oder  von 

**)  DieMB  ist  davon  abhängig ,  ob  die  Sacltu  in  Schwodoi  (§  l&i 
loUlcs  inom.)  oder  in  Norwögcn  (iu  vureianiuclten)  Suat«ratbe  oder  ia  d*r 
nurwcgisclmu  Btigionuiff,  §  SS)  vorgctragvii  wird. 
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Ißm  betreScndcn  Departemontschef  (in  Norwegen,  §  28)  vorge- 
tragen. Ein  jeder,  iter  im  Staatsrathe  sitzt,  ist  Teqiflichtet^  ofTea 
seiDe  Meinung  zu  sagen,  wolcho  der  König  anzuliörcu  hat,  natur- 
ler  Weise  unbeschadet  seines  ßochts,  nach  eigenem  Ermessen 
m  Bescbluss  zu  fassen.  Wenn  ein  MitgUed  des  Staatsrathes 
Bcschluss  des  Königs  gegen  die  8taatsform  oder  die  Gesetze 
Reiches  verstoasend,  oder  augenscheinlich  für  das  Reich 
ehädbch  erachtet,  so  ist  es  seine  Pflicht,  dringende  Vorstellungen 
»cgen  zu  machon  und  seine  Meinung  zu  Protokoll  zu  geben. 
Doijenigo,  welcher  keinen  Protest  zu  Protokoll  giebt,  ist  als 
mit  dem  Könige  einig  anzusehen  und  für  den  Bescbluss  yer- 
antnortlich  (§  30).  Obschon  §  30  vorauszusetzen  scheint,  dass 
der  König  im  Staatsrathe  anwesend  ist,  muss  doch  alles  in 
diesem  §  Gesagten  als  in  allen  Theilen  auch  ftir  die  königlicho 
Regierung  in  Norwegen  gültig  angesehen  werden  (cfr.  Stanq, 
a.  a.  0.  S.  96,  97).  AUo  vom  Könige  selbst  ausgehenden  Be- 
felile  wcnlen  von  einem  der  Staatsniinister,   und  die  Beschlüsse 

Pjr  königlicheu  Regierung  von  dem  vortragenden  Departements- 
lef  coutrasiguirt  (§^  31,  32).  Der  Cuntrasiguant  ist  fUr  die 
ebereiualimmung  der  Ausfertigung  mit  dem  Protokolle  verant- 
wortlich (§  15,  letztes  moment,  und  §  82).  Von  einer  PlUcbt, 
h^e  Contrusignatur  zu  verweigern,  ist  in  dem  Grundgesetze  Nor- 
j^Vegens  nichts  gesagt,  auch  übeminuut  der  Coutrasignant  durch 
die  Oontrasignatui'  keine  Verantwortlichkeit  für  den  Be- 
scbluss selbst,  und  zwar  weder  nach  dem  Gnmdgesetze  noch 
nach  dem  Gesetz  vom  7.  Juli  1828,  welches  die  Strafbestimmungen 
für  die  Mitglieder  des  Staatßrathes  und  des  Höchsten  Gericbts- 
hofea  für  Amtsvorgehen  enthält. 

Da   das   durch  §  8ß  seiner  Organisation    nach  bescliriebene 
__Reicbsgericht   ein  Äusnalunegericht  ist,    und  da   man   unter    die 
)mpetenz   eines   solchen  Nichts  Anderes  ziehen  kann   als   das, 
als   zu   seiner  Beurtheilung   gehörend    ausdrücklich   genannt 
und  da  dieses  in  §  86  cfr.  §  30,  nur  betreffend  die  Anklagen 
SD  die  Mitglieder  des  Sbuitarathes,  sofern  diese  Anklagen  vom 
)delsthing''  ausgehen,  gescheiten  ist,  so  scheint  die  Meiimng  die 
Ichtigc  zu  Kein,    dass  dem  Könige  kein  Recht  zusteht,   ein  Mit- 
rlied  des  Staatsrathes   vor  das  Keichsgehcht  zu  stellen.     Wenn 
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or  ein  solches  KitgUcd  aber  bei  einem  anderen  Grorichtc  aaUaga 
könnt«,  wtlnle  die  Ungereinitbeit  entstehen,  dass  ein  StaatantL, 
für  eine  und  dieselbe  Sache,  sofern  sie  von  verschiedenen  Seil 
gegen  ihn  vorgebracht  wird,  sich  vor  verschiedenen  GericbUn 
verantworten  liätt<?,  womit  aucli  die  Möglichkeit  gegeben  wSre, 
dass  die  betrefTeude  Sache  von  den  verschiedenen  Gerichten  etoe 
vcrschiedtiiiB  Beurtheilung  erildiren  könnte.  Es  muKs  aus  dieeoD 
Gründen  angenommen  werden,  dass  der  norwegische  König  seine 
HaUigcber  rechtlich  nicht  zur  Verantwortung  ziehen  kaam.  Ebtt- 
sowenig  kann  hier  ein  Privatmann  ein  MitgUed  dos  Staatvathcf 
einer  Amtshandlung  wegen  vor  Gericht  stellen. 

h.  Dem  StorlTiing  gegtnüber. 

Die  Mitglieder  des  Staatarathes  waren  früher  vom  Störthiae 
ausgesclilossen.  Das  Storthing  übte  jedoch  auch  da  über  ihre 
Amtevcrwaltang  eine  Controlc  aus  Tcrmittclst  seines  Bechtes^ 
olle  im  Staatsratlic  geßihrton  Protocolle  und  alle  anderen 
port-e  nnd  Papiere  —  ausdrücklich  nur  Command< 
facti  seh  aber  auch  die  diplomatischen  Angelegenheiten 
genommen  ~  sich  vorlegen  (§  76  f),  eingegangene  Bündniue 
und  Tractate  sich  mittheilen  zu  lassen  (§  75  g),  jeden  nor 
wegischen  Bürger,  also  auch  Stnatsrätho ,  vor  das  Stonhinj! 
zu  laden,  um  in  Staatssachen  Erkhirungen  abzugeben  (§  75  h); 
sowie  jährlich  durch  gewählte  Rerisoren  die  StaatsreohntiDg«) 
zu  revidiren  (§  75  k).  Nunmehr  haben,  seit  der  GnmdgeHte- 
bestimmung  vom  1.  JuH  18S4,  die  Staatsrathe  Zutintt  zu  deo 
Verhandlungen  de»  Sturthings,  des  Lagthinga  und  des  OdekthiDjA 
und  das  Recht,  bei  den  VerhaiidlungpJi  in  diesen  Tliingcn,  wenn 
sie  bei  offenen  Thürcn  getialteu  werden,  sich  zu  äussern, 
aber  nicht  ohne  die  besondere  &laubnifiB  dea  betreiTer 
Things  gt^chehcn  djirf,  wenn  die  Verhandlungen  bei  gcschlüfiseofl ' 
Tiiüron  geschehen.  Das  Recht  Interpellationen  zu  stellen, 
nicht  besonders  erwalmt,  ata-r  das  war  auch  überflU«sig 
Anbetracht  der  oben  angeführten  Bestimmung  in  §  75  h.  Abg^ 
gangenc  Staatsriitlie  sind  in  jedem  Wahlkreise  des  Landes  wähl- 
bar; Staatsräthc  in  Dienst  sind  aber  nicht  wählbar  (§  62).  — 
Storthing  kann  die  Mitglieder  des  Staatarathes  vor  dem  Reicl 
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Berichte   znr   rocbtlichen    Verantwortung   zichon.     In 

[diesem  Falle  tritt  das  Odülsthing  als  Ankläger  (§§  86  und  30)  und 

„Lagtliing'^  a\n  Theil  des  Reiclisgericht«  mif  (§  86),  welches 

[Gericht  nach  dem  oben  angenihrten  Gesetz  vom  7.  Juli  1828  das 

iUrtheil  fällt.     Eine  andere  Begnadigung,  als   die  ßofreiung    von 

1er  verhängten  Todesstrafe,  kann  nicht  stattfinden  (§  20). 

Mit  Adressen,  welche  im  Grundgesetze  nicht  ausdrücklich 
ferwiüuit  sind,  hat  das  Storthing  sich  bereits  wiederholt  an  den 
[König  gewandt. 

n. 

Vergleichende  Darstellung  der  einschlägigen  Rechts  verbal  tnisse 
nach  dem  Verfassangsreohte  Schwedens**). 

Der    Constitutionsausschuss     des     Reichstages     der    Jahre 
1809 — 1810  sagt  in  seinem  merkwürdigen  Memorial  vom  2.  Juni 
il809:  „ViQ  Regieriingsgewalt  kommt,  nach  dem  Vorschlage 
des  AufiBchuKHes^  ohne  Einschränkung  dem  Könige  zu.   Seine 
^Schlüsse  dürfeu  aber  nicht  in  Uebereilung  gefasst,    nicht  von 
^einseitigeu  Nachrichten  und  den   Rathschlägen  verborgener  Per- 
sonen ohne  Verantwortliclikeit  bestimmt    sein.     Er   soll   sich  in 
allen  Angelegenheiten   von  einem   ülTeutUcheu  Staatsrathe  unter- 
brichtcn  lassen,  dessen  Mitglieder,  unter   Verantwortung  gestellt, 
■nicht  nur  für  den  von  ihnen  gegebenen  Rath,  sondeni    auch  fiir 
ihr  Stillschweigen  da,  wo  sie  rathen  sollten,  sorgfältig  Aufkläroo- 
gen  suchen  müssen,  um  nicht  ihr  lieben,  ihre  Wohlfahrt  und  ihre 
L  Ehre  auf  5  Spiel  zu  setzen."     —     —     _     —     —     __      _ 
^P        n^^  S^'^^^^^  *^^^  Königs  ist  nicht  eine  an  der  Regie- 
^rnng  theilnehmcnde  Körperschaft,   die  von   den    Ständen 
den  Reichs  ernannt  ist.    Der  Ausschuss  ist  der  Meinung  gewesen, 
f.     dasa   die  regierende  Gewalt  durch  andere  Mittel  sicherer  zu  bo- 

^H  **)  Man  Godet  die  Vor&wuiiK&urkuaJe  Schwedens  (pHetnenioinform*'  von 

^■1809)  in  deatBcher  Uebersetxtmg  bei  Pülitz  a.  a.  (>.  111,  ScHCBEnT  a.A.  (>. 

VU;  Baücs  ft    a.  O.,  wo  sucli  ciuo  douUdiO  llcbcrsc(zuag  dur  achwe^liaclieD 

Reicbstai^rdnuiift  vom  22.  Jtmi  18t(Ö  aur^^ommcn  iitt;  in  friinzÜBist!hf>r 

Uebenetzong  finden  nich  diosfi  beide  Unmdgcscizo  Schwcdous  bei  L&rEnnifcRB 

et  Batbib  1.  c.  uud  Dabrstc  I.  c.    Eine  specicUc  tJcbcrvctxung  ist  orschicncD 

iter  dorn  Tilel:   Lois   Fondamentaled   de   Suddo   et  do   Nr^rväge, 

lUwkholu  1067. 
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wftliron  8oi  iils  durch  dieses,  welches  die  Eiiihpit  und  Kraft  ihre 
Wiiksamkeit  lähmen,  und  jeden  kräftigen  Rfgentcn  nur  in  itie 
Versuchung,  es  m  beseitigen,  fähren  würde.  Der  Staataratb  ist 
aus  Beamten  zuBamniengesetzt,  die  dor  König  beruft  und  dt 
Rath  er  anhört,  uicbt  nur  aus  Pflicht,  souderu  auch  aus  Verinuim' 
So  schilderten  die  Gesetzgeber  ihr  Werk.  Nachdem  sie  erl 
hatten,  dass  „dem  Eöm'ge  zustehe,  das  Kcich  allein  zu 
in  der  Weise,  wie  sie  in  der  Vcrfasaung  bestimi 
ist*^,  und  nachdem  sie  der  Staatsverfassung  so  die  Form 
consiitutiouellcn  Monarchie  gewoliri  hatten,  schrieben  sie  tot: 
der  König  solle  „in  den  Fällen,  welche  weiter  unten  augegebeu 
sind,  von  einem  Staatsrathe  Aufklärung  und  Kath  einholen*'  (Ver 
lassungsnrkunde  von  1809,  §  4),  und  als  soluhe  Fälle  wurdon  so^ 
dann  bezeichnet:  „^^^^^  Regie rnngssachcn,  die  ministcriel 
imd  die  Commandosachon  ausgenommen"  (§  7).  Es  wnrde 
im  §  3  die  Unverantwortlichkcit  des  Königs  und  in  §§  9, 
106  tmd  107  die  Yerantworthchkeit  des  Staatsrathea  bestimmt, 
und  um  die  in  der  Verantwortlichkeit  des  Staatsrathcs  enthaltene 
Garantie  noch  wirksamer  zu  machen,  wurde  die  Contrasignatur 
als  nothwcndig  bezeichnet,  sofern  die  vom  Könige  ausgegangenen 
Expeditionen  und  QefclUe  Gültigkeit  haben  sollten  (§  38.).  In 
dies«!  Bestimmungen  und  in  ilu-er  Moti^-irung  tritt  das  Bestrebei 
hervor,  eich  einerseits  vor  einer  Rathsregierung,  wie  die  der  oFrei- 
heitsepoche"  (1718 — 1772),  und  andererseits  vor  einor  SouvcrSoctJU 
wie  derjenigen  des  „  Vei-einigimgs-  mid  Sicherheitsaktes"  (1789 
1809)  zu  wahren. 

Obschon  in  ilirer  Fassung  etwas  verändert,  bilden  diese 
Stimmungen  noch  heutigen  Tages  die  Grundpfeiler  der  St 
des  schwedischen  Staatsi'athes.  Der  schwedisdic  Staataratb, 
er  zwischen  den  König  und  die  Volksropräseutation  gestellt 
liat,  wie  auch  die  entsprechenden  Institutionen  in  anderen  Stutim, 
so  zu  sagen  zwei  Fagadcn,  und  seine  constitutiouelle  Natar 
kann  also  auch  einer  zweifachen  Betrachtung  unterzogen  werden - 

o.  Dem  Könige  gegmüber. 
Der  König  selbst  enionnt  seinen  Staatsrath  fVerf.-TJrk-  §  -tt, 
der  aus   zehn   MitgUedem   besteht,    unter   welchen   der   Küaig 
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zum  Staatsminister  und    orsten  Mitglied  des  StaaUrathca 

rälilt  (§    u,    wiü   dieser    Forograiih    seit    der    Einführimg    des 

Staatsmimstoramtes  im  Jabro  lB7ti  katct).     Wii-  bftbcn  gesellen, 

dass  dieselbe  constilutiouellc  ßegel  auch  in  £iiglaud,  Dänemark 

^md  Norwegen  Geltung  hat,  ebenso  wie  sie  nach    den  porlamcU' 

■ansehen  Kegierimgsprincipien    des  erstgenannten   Landes    angc- 

Hrendet  wird.  —  Die  Staatsräthe  werden  im  Staatsratbe  ernannt 

(§  28),  jedoch   ohne  Vortrag**'),   gleichwohl  ist  hier,  wie  anders, 

die  Coutrasignatur  crlbrderhch  (§  38).     Der  König  ist  in  seiner 

■R^ald  in  keiner  anderen  Hinsicht  gebunden,  als  1)  dass  die  Staats- 

räthc  kundige,  erfahrene,  redliche  und  allgemein   geachtete,  cin- 

teboreno")  Schweden  und  reinen  evangelischen  Glaubens 
iia  sollen  (§§  4,  28);  2)  dass  von  den  drei  Staatsrathen  oline  . 
lepartement  mindestens   zwei  ein  bürgerliches  (in  Gegensatz  so- 
ohl  zu  cinom  militärischen  als  einem  kirchlichen)  Amt 
verwallet  haben  müssen  (§6,  letztes  moni.);  und  3)  dass  Vater 
and    Sohn  oder  Brüder   nicht  gleichzeitig  Mitglieder  des  Staats- 
Bl&tfaeB  sein  künnen  (§  5).    Die  lutzte  Bestimmung  ist  auch  in  dem 
^Norwegischen  Grundgesetze  §  12,  letztes  mom.,    entlialteu,    fehlt 
aber    in  dem    dänischen.     Das  norwegische    Grundgesetz   fordert 
norwegisches  BürgeiTecIit  (§  12  mom.  Ij*^,  das   dänische  däni- 
sches Bürgerrecht  (§  17)*^).     Nur   tlaa   norwegische  Gruadgt«etz 
bat  eine  Altursbcstinunung  (§12  mom.   1),  wie  es  auch,  gleich  der 
^Schwedischen   Verf.-Urk.,  das  evangcUsch-liithcramscbe  GUuheus- 
()ekoimtmss  fordert  (N.  G.  §  92)   und  ferner  verhingt,   dass   der 
Betreffende  der  Staatsverfassung  und  dem  Könige  Treue  schwüre 
und   der   Landessprache  mächtig  sei  (N.  G.  §  92).     In  Knglaiid 

Pf   wie  oben  nachgewiesen  ist,  um  zum  Pnv^  Councillor  cr- 
t  werden  zu  können,  gcfordci*!  als  britischer  Unterthon  go- 
en  EU  sein. 
*•)  «Benift  and  öniennt"  (Vert-Ürk.  g  4). 

*^)  Gin  iiaturalisirlur  Auatänilfr,  dur  im  übrigeu  dresciltcn  Rcclilvu  und 
Vortbeilcn  i^ic  ein  ciaKolw^^^ci*  Bchwoilö  gcniesKt,  kann  jedocli  nidit  xuni 
Mitglied  des  StaAt«rAlhc8  ernannt  werden  (§  28,  mom.  3). 

")  Wie  auch  entweder  ini  Lande  jteboren  zu  ■ein  (§  92  a,  b)  oder 
gewiape  andere  QunliüoatirinL'n  zu  haWn  (g  93  c,  d,  o). 

")  Viaee  Recht  kfuiu  lauch  dorck  Natoralisaiion  erworben  werden 
(DäDJBches  Grnndgesets  g  51). 

Anhiy  rar  Armtltchwi  tUnb-i.  ri.  3.4.  3g 
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Auch  in  Schwetlen  könuen,  wie  in  den  UbrigeD  genftnfit 
Staaten,  die  Htaataräthe  vom  Kömgc  cntiasson  werden. 
Heinc-s  Emcltttiiiä  das  Wolü  des  Reiches  es  erheischt,  dodi  mi 
diese  flntlassung  im  Staatärathe  geschehen  (§  35).  Eiu 
des  Staatsrathca  kann  die  Functionen  eines  anderen  Amtes 
ausüben,  auch  keine  Einkünfte  daraus  ziehen  (§ 
Nichts  hindert  ihn  aber,  Inhaber  eines  anderen  Amtes  zn 
welches  von  einer  angestellten  Person  verwaltet  wird.  Die  At 
drücke  in  dem  Paragraphen  die  Staatsrfithe  betxeffMid 
(im  Hcichstage  1344—1845)  absichtlich  gewählt,  um 
zudcutoB,  dass  das  Amt,  welches  Jemand  bekleidete,  b1»  er 
Staatarath  ernannt  wurde,  mit  der  Erlaubniss  Seiner  kuniglicl 
Majestät  vakant  stehen  und  er  dasselbe  später  wieder  überuclus 
könne  (cfr.  das  Memorial  des  Constitutions- Ausschusses  in 
Sache  im  Jahre  1840).  Unter  die  Bestimmung  dea  §  S4 
Verf.-Ürk.  scheint  keine  Hofcharge  zu  fallen,  selbst  dann  m( 
wenn  Einkünfte  damit  verbunden  sind,  indem  solches  als 
PriTatvcrhältniss  zwischen  dem  König  und  dem  BosoldeteD 
trachtet  werden  muas  (cfr.  §  4Ö).  Eine  Bestimmung,  die  der" 
jenigen  in  §  34  der  schwedischen  Verf.-Urk.  entspricht,  fcliU 
sowolil  im  norwegischen  als  auch  im  dänischen  Grundgeaetx.  1d 
demselben  Paragraphen  34  wird  der  Rang  der  Mitgli< 
des  Stoatsrathes  bestimmt.  Ob  die  Bestimmung  dem  W< 
laute  gemäss  (cfr.  §  84)  verwirklicht  ist,  darilbur  können  tw- 
schiedcnc  Meinungen  herrschen.  Man  bat  auch  io  der  letrten 
Zeit  (durch  die  königliehe  Resolution  vom  10.  Janoiu*  1S6W)  Ae 
im  Dienste  stellenden  Mitglieder  des  Stoatsrathes  im  Roai 
Aber  die  Seraphmenrittor  erhoben,  so  dass  danach  mit 
Reichsniarschall  —  unter  einander  mich  dem  Datum  der  Vc 
macht  —  einzelne  die  höchsten  Wüi-den  des  Reiches  ii 
\iahon  sollten;  was  am  meisten  mit  ihrer  Stellung  und  dem  Gen 
des  Grundgesetzes  übereinzustimmen  scheint.  Durch  die  könig- 
liche Resolution  vom  3.  November  1871  ist  weiter 
worden,  dass  diejenigen,  welche  aus  dem  Staatsrathe 
nach  ihrem  Rücktritt  nicht  in  Folge  davon,  dass  sie  dieses 
bekleidet  haben,  eine  höhere  Würde  einnehmen  als  diejenige  k 
welche  ihnen  aus  einem  anderen  Reclilsgruode   zukommen  ks 
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Durch  diese  Bcetimmunf;  hat  mau  tboils  das  Aosscheidcu  utis  dem 
Amte,  wenn  im  Uebrigen  Gründe  dazu  vorhanden  sind,  crloicbteni, 
llieils  auch  einer  „Tuburetjagd'^  nach  dem  hohen  ßajiyo  vorbeugen 
wollen.  Im  Jahre  1885  wurdo  in  dieser  Materie  noch  eine  Aen- 
derung  getruften  durch  die  Verordnung,  weh:he  die  limlliche  Rang- 
ordnung folgcndcnuaasscu  ordnet:  1)  der  SUuitäUuiiiüter,  2)  der 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  3)  der  Marschall  des 
Beichcs  ((hese  drei  mit  dem  Prädicate  Excellenz)  und  4)  die 
übrigen  im  Dienste  stuhendon  Staatsrilthe.  In  Dänemark,  wo 
ebenfalls  der  Hang  mit  dem  Amte  erlischt,  erhalten  abgebende 
Miui&ter  eine  Pension.  Auch  in  Kngland  kommen,  unter  gewissen 
Uniäüinduii,  Pensionen  au  abgehende  Minister  vor  (siebe  Todd, 
IL,  S.  lä&).  In  Schweden  und  Norwegen  gelten  auch  für  diese 
Würdenträger  die  allgemeinen  Bestimmungen  betreffend  die  Pen- 
siooirung  der  SUtatsbcamten. 

Die  gegenwärtige  Organisation  des  Staatsrathos  ist  in 
§§  5  und  6  dei-  Vcrf.-Ürk.  angegeben.  Die  nühere  VcrtlieÜnng 
der  Gosclütflo  an  die  (1840  oingGhchtetcn)  Departements^  wird 
Tom  Könige  mittelst  eines  l)esondcrs  ausgefertigten,  öffentlich 
kundgegebenen  Ueglemeuts  (siclie  königliches  Reglement  vom 
16.  Mai  1840  mit  den  seither  angeordneten  Veränderungen)  be- 
stimmt Es  ist  hierbei  zu  beachten,  dass  weder  die  Constitutionen 
Knglnnds,  Dänemarks  oder  Norwegens  die  Anzahl  der  Minister 
bestimmen,  wiu  es  die  schwedische  tbut  (§§  &,  6).  In  England  ist, 
wie  wir  gesellen,  die  An7Jihl  der  Mitglieder  sowohl  des  Ministeriums 
al>  des  Cabinets  vom  Gesetze  in  keiner  Weise  angegeben,  obgleich 
sie  in  der  Praxis  eine  gewisse  (jrenze  liält;  in  Dänemark  bestimmt 
der  König  die  Zahl  der  Minister  (Dänisches  Uruudgesete  §  13), 
and  was  Norwegen  anbetrilTt^  so  Ist  nur  verordnet,  dasa  der 
8tnatsrath  aus  mindestens  zwei  Staatsministcrn  und  sieben 
anderen  MitgUcdeni  bestehen  soll  (Norwegisches  Grundgesetz  §  13, 
mom.  1).  In  Dünemark  und  in  Norwegen  sind  auch  die  verschie- 
denen Departomeuts  (Ministerien)  der  Amt^Jil  und  dem  Namen 
nach  nicht  bestimmt,  vie  dies  in  der  schwedischen  Verf.-Urk.  §  6 
der  Fall  ist,  sondern  dieses  Alles  ist  dem  Gutachten  des  Königs 
anheimgcstellt  (Norwegisches  Grundgesetz  §  12,  Dänisches  Grund- 
gesetz §  13).     Aus  der   Benennung    ^^partemeiUclief'',  die  in 

= -  a» 
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§  6  der  schwedischen  Verf.  -  Utk.  gewissen  SUiatsrälhen 
gehen  ist,  darf  man  nbcr  nicht  den  Schlnss  ziehen,  du8s  di« 
Cliefs  dieselbe  Stellung  haben,  wie  die  Chefe  der  yerschiedei 
Regicrnngsdepartcments  in  anderen  Staaten.  Din  englische, 
dänischen  and  norwegischen  Departementchefs,  innhesonderr^  dlv 
eretgcnannten,  entHclunden,  nie  oben  angeführt  wonlen  ist,  in 
vielen  Dingen  auf  eigene  Hand ;  die  BeTognisse  der  »chweilischvJi 
Departemontchefs  sind  in  dieser  Hinsicht,  im  Vergleich  mit  denen 
ihrer  CoUegon  in  anderen  Staaten,  sehr  eingesclirünkt.  Sie  köDDOc 
auf  eigene  Hand  ohne  Vortrag  im  Staatsrathe  nur 

1)  Ä(i»kunft  für  den  Vortrag  einfordern  (§  10) 
9)  Vorscluiften  und  Erinnerungen  ui  Bezug  auf 
Ausführung  ausgefertigten  Bf£chlüsse  geben  (§ 
Gkmüfia  dem  küuigUcben  Cirkuläie  vom  18.  Mai  1849 
der  Departementchef  das  Recht,  den  Sitzungen  der  unter 
Departement  stehenden  Verwaltungsbehörden  beizuwohnen, 
an  den  Berathungen  (aber  nicht  an  den  Bc9chlii&sca)  Theil 
nehmen;  nach  dem  königlichen  OirkulKro  vom  11.  Januar  It 
ist  der  Chef  des  Kriegsdepartements,  nächst  dem  Könige, 
felüähaber  der  Armee,  in  welcher  Eigenschaft  ihm  obliegt,  mit 
Macht  und  Wtirde  eines  Chefs  die  die  DiscipUn  bctroffeDi: 
Fragen  zu  entscheiden,  und  auch  dem  Chef  des  See-Departem« 
ist  eine  ähnÜche  Stellung  in  Bezug  auf  die  Flotte  geg( 
worden  (siehe  Reglement  fiir  die  Flotte,  I,  vom  10.  Jnli  Ifl^V 
Allgemeine  Bestimmungen,  §  1).  —  Während  die  sogenani 
„Pntronage"  des  englischen  Departeraentchofe  vom 
Dinfange  ist,  ist  die  der  schwedischen  mit  einigen  weiüffn^ 
unbedeutenden  Ausnahmen  auf  das  Reclit  beschränkt, 
enses  fiir  ihr  Departement  zu  ernennen  (siehe  die  konigUche  IlT" 
slniction  Tilr  die  Beamten  der  köuigUchcn  Kanzlei  vom  7.  Ji 
1878,  §  2»*). 

Hieraus   folgt  nun,  dass  eine  s.  g.   Ministerregiervni, 


*■)  Oidjeiitgen  Vioo^Conmiln,  dio  mit  Itcmem  In^hnltc  bcdncht  »inH, 
nndero  untorgcordiictc  Boaratuu  lici   dpu   Consulnten   wonlcu   vom  iXiai» 
der  aaswKrtij^ca  AnRelcgvnheitco    cruannt   (sieho  Veronlaungr  betnUTeiiil 
noa8iilntw^«)n  vom  4.  Novein)>or  16fl6,  §  B). 


sie  in  England  factisch  bcstoht,  nicht  mit  dem  achwedi- 

ichen    Grrundgcsctzc   übcroinstimmt,    und  dasa   daher 

der  fcerminus  technicus  jener,  das  TnrERs'sclic :  „Le  roi  rögnc,  mais 

Ü  oe  gonveme  pas^j  auf  die  schwedischen  Staatsrcchtsvcrhältnissc 

^Jurchona    nicht    anzuwenden    ist.     Das  schwedische  Grundgesetz 

^kgt  ansdrückhch :  Der  König  hnt  das  Reich  allein  zu  regieren 

■[Veriaasungsurkunde  §  4  cfr.  §§  1»  9)  und  der  Äniang  des  Ge- 

"setzes  über  die  VerantwortUchkeit  der  Minister  vom  10.  Febrtmr 

1810  bestiiiunt,  dass  die  Stantsräthc  „dem  Könige  nur  Rath 

ertheilen  sollen,   aber   nicht   mit   ihm   regieren."    £s 

»ollen  daher   alle  Begiemngssachcu  dem  Könige  vorgetragen 

werden  (Verf.-Urk.  §§  7,  U,  15) 

I  entweder  im  Staatsrathe  (§  7}"*); 

^P  oder,  was  die  ministerielleu  Sachen  belriffl,   vom  Minister 

~     der  auswärtigen    Angelegenheiten   in    Gegenwart    des    Ut:iat8- 

miuisterä     und    eines    anderen    Mitgliedes    des    Staatsruthes^ 

,       oder,  wenn  der  Minister  der  auswürtigeu  Äiigelegoulieitcn  selbst 

^B   Ku^eich  Staatsminister  ist,   oder  der  Staatsmiuister   verhindert 

^    ist  zu  erscheinen,  von  zwei  anderen   MitgUedeni    des  Staats- 

rathes  (§  11,  nach  ilcr  Veriinderuiig  vom  Jahi-o  1885); 

oder,  was  die  Conunandosachcn  bctrifn^  in  Gegenwart  des 
Chefs  des  Kricgsdcpoi-tcmcnts ,  zu  dessen  Depaitemeut  die 
vorzutragende  Sache  gehört  (§  15)  ^'). 


^  Hier  ist   zn   bemerkeu ,   doss   nach  §  S  der  Vcrf.-Ürk.   sämmtUobe 
[il^Ucd(.T  des  St»at«ratbtjs  dun  Rcclit  balpcu,  alleo  in  demselbaa   vor> 
imcndcQ  Vorträgen  beizuwohnciL 

")  §  15  der  Vcrf.-Urk.  sagt  iwar,    dasa   mit  Comnuuidoeoicbcn  aoloho 

leint   Bind,   die  der  König,   in   seiner  Eigeotcbaft   als   obcmter 

(ofeblsliabcr  der   Kriegsmacht   zu    Laude   uoil   xut-  Seo,   selbst 

Q  nmittclbar   beiiorj^t,    und    denetbc    Paragraph    a]>ricbt    nur    vuu    der 

LDvrcscoheit  cioc»  der  Cliefa  der  Kriegsdeiiartt^iaenis  iind  dcasüii  Ptlicbt, 

lei  der  Berat  hang  dieser  äftohen  seins  Meinungza  äusaera, 

larcli  welche  Bostimmang  diese  Sachen  in  gewisser  Uinsielit  »usser  Analogie 

init  den  loiniateriollon  gestellt  werden,  in  Betrefl*  welcher  vor  dem  Vortrag 

und  di-r  Annu'ldung  goAprochcu  wird  (§  11).    (iowrihulich  werden  nuch  die 

('omuiaiidüsacheu  ho   beliBiidoU,    dass    sie    von    dem  bctrcHcodcu  Riith^eWr 

vorberettot  tmd   voi-getnigcn  werden.    Der  Glcichfärmigkeit  und  Kinfavhboil 

wegen  haben  wir  dieses  im  Texte  vorau9ge«ctzt. 
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Seinm*  Zusammensetzung  nach  kann  aber  der  flhwJWltfl 
verscliiedener  Art  sein: 

1.  Id  den  Sitzungen  des  gewöhnlichen  Staatsraths  mf 
mindestens  4  Staatsräthe  anwesend   sein  (§  B, 
Punkt); 

2.  Ueber  den  Staatsrath,    welchem  die  gosammteu  Wit- 
gliedor,  wenn  sie  nicht  gesetzliche  Ursache  zum  Aufr^ 
bleiben  haben,  beiwohnen  sollen,  findet  man  die  a| 
gemeine    Bestimmimg    in   den   zweiten  and  drili 
Punkten  des  §  8  und  die  speciellen  in  den 
39,  63,  81  der  Verf.-Ürk.  („außserordeuüichcr 
rath"  (§  13),  „der  Staatsrath  in  pleno«  (§  39), 
ganze  Staatsrath"  (§§  ft3,  81),  welche  Ausdrücke  ni 
mehr  alle  gleiclibedentend  sind"), 

3.  In  dem  Staatsräthe  m  Jnstizsachen,  dem  s,^.  Jostit 
COQseü,  sollen  zwvi  Mitglieder  des  Höchsten  Qeric! 
hofes  anwesend    sein    mit    Rechten  imd  Pflichten 
Staatsrätlie.     Dieser  Staatsrath  besteht  im  üebril 
noch  aus  dem  Minister  der  Justiz  und  Twei  ande 
Btaatsrüthen    (§    26)    als  s.   g.    kleinerer    JustJ 
conscil,    fiir    gewisse  Gegenstände   aber    (het 
Gosetzesfragen)  aus  aammthcheu  Staataräthen  als  s.i 
grosser  Justizconseil  (cfr.  §  8). 

Wir  haben  gesehen,  wie  in  den  anderen,  oben  angf 
Grundgesetzen  nur  wichtigere  Kegierungssachcn  zum  Gc^gcoBtand 
eines  Besclilusses  des  Souveräns  im  Conseil  gemacht  werden.  Wo 
dies  in  Engtand  der  Fall  ist,  functionirt  der  Conseil  (Privy  Cooudl) 
nur  formell,  ohne  dass  in  demselben  eine  Bcrathuug  oder  Di>- 
cussion  vorkommt;  alle  ttbrigen  Sachen,  die  vom  Cabiuet  oder 
dem  betreffenden  Dopartementehef  nicht  umiiittelbar  erledtjjt 
werden,  werden  dem  Souvcnin  vom  Premier  oder  dem  hetrcflen- 
den  Departemcntchof  entweder  in  privater  Audienz  vorgetnigeii 

*")  Vor  1840  waren  mit  .dem  auMcrordeatliobiui  Stutsnubß* 
9  fllündigcn  MitgHeiler  des  SCaAtiinttlioii  unil  alte  4  Stutaiicltrctiiro»  mit  da 
iibri]{OQ  Ausdrückcu  dugcfl^'U  die  9  eUmdiftcD  Uitfrlicdcr  und  der  ia  jeia 
Saobo  voi-tn^onde  StaatnekretSr  geroeiiit.  Seit  IMO  gicbt  ea  abvt  InslM 
StaatisdcrolKro  mehr. 
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odeTj  waa  bisweilen  der  Fall  ist,  zur  Unterschrift  nur  übei'saudt. 
In    Dänemark   sollen,   wo    nicht    durch  Gesetz   oder   ältere   Be- 
ätimmungen  (cfr.  Dänisches  GrundgesetK  §  27)  Anderes  verordnet 
; »    alle    Rogiorungsangolegenlieit^n    in    letzter    lustimz    vom 
'Könige  behandelt  worden,  doch  im  Staatsrathe  nur  in  dem 
Falle,   wo  die  Angelofienheit  entweder   nicht    in   einem  Aliuister- 
rathc  vorgekommen  ist,    oder  der  König  es   fUr  gut  hält,   dem 
Kalbe   der   Minister    unmittelbar    beizustimmen    (Dänisches 
Grondgesetit  §  16).     In  Norwegen  aber  sind  im  Staatsrathe  nur 
Sachen  von  Erhcbüclikcit  (siehe  Norwegisches  Grundgesetz  §  28 
id  was  oben  angeführt    worden   ist)    vorzutragen,    aus   welcher 
mng  der  Schluss  gezogen  worden  ist,    dass  der  Dcparte- 
lontchef  die  Befugniss  hat,    die  übiigcn  Angelegenheiten   seihst 
erledigen.    Im  schwedischen  Staatsrechte  ist  der  (in  einem 
organisatorischen    Gesetze   so    ausgesprochene)   Grundsatz,    dass 
,die  Staatsrathe  dem  Könige  Eath  gehen,    aber  nicht  mit  ilim 
peren  sollen",  und  die  Bestimmung,  dass  der  König  das  Reich 
(lifiin  zu  regieren  hat,  verwirklicht  worden,   wie   auch  anderer- 
die    Organisation    und    Wirksitnikeit    des    Staatsrathcs   im 
resetze  mit  grösserer  Genauigkeit  und  mehr  im  Detail  be- 
stimmt worden  ist,  als  in  den  Grundgesetzen  der  anderen  Liiiider, 
wodurch,  da  zugleich  die  allermeisteu  Regieruugsfrageu  im  St;iat»- 
rathe  erledigt  werden  müssen,    die  Garantion   gegen   den   Äliss- 
I     braacb    der    königheben    Macht    wesentlich    vcrmelirt    sind.   — 
^H)as  schwedische   Giimdgesotz  kennt  keine  veroi*dneton  (in  Nor- 
Krogen:  „constituirteu")  Stjmtsräthe,  wohl  aber  ist  der  König,  wenn 
Paän  I)epart43mentchef  verhindert  ist,  sein  Departement  zu  verwalten, 
dazu  befugt,   einem  anderen  Mitglied   des  Staatsrathes 
den  Auftrag  zu  geben,  vorläufig  an  die  Spitze  des  Departements 
zu  treten   (siehe   schwedische  Vorf.-IJrk.  §  106,  wo  von    „einem 
vorläufig  verordneten  Vortragenden"  die  Rede  ist).    Es  ist  die 
Pflicht  des  Dcpartementclieis,  alle  zu  seinem  Dopartcmcnto  ge- 
hörigen Sachen  vorzubereiten  (§  10),  vorzutragen  (§§  8,  11.  38), 
EU  cxpediren  und  zur  Ausführung  zu  bringen  (§  38)").  Ohne  seine 

**)  Bezüglich  eiaififor  Sachen  wird  jodouh  voraus^fcsctict ,   duiiB  nie  vom 

[6iugc  selbst  vor^gelmgen  wurden  (g§  13,  35,  39).  —  Die  Sachen  vorziitivroitcu 

die    Aal^be    der    ».   k-   StsataralLBvorbercituDg    (cfr-    die    diuii- 
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Contrasignnltir").  welche  zu  goben  ist,  bevor  das  ActenstlU^lc 
Kiinige    zur  ITuterscbrift  vorgelegt    wird,    ist    eine    Tom    Kö 
nusgcgangfMie  Verfügung  (mit  An&iiahjiio    von   ComiuandüMch 
nicht  güllig,   und   keine  Behörde,  höhere  oder  niedrige,  hat  dos 
Kocht  derselben  Folge  zu  leisten  CVerf.-Urk.  §  38).  In  En^ind, 
iJünemark  und    Norwegen  dagegen  liegt  die  Sache  so,    dAsa  die 
Unterschrift  des  SouTcräns  nicht  für  »die  Kegiprungsucteii  erforderJ 
lieh   ist,    da,    wie    wir    gesehen,    eiu  TbeU   derselhen    ahgemnd^f 
weisen  kaim  auch    ohne   seine  BethoUiguug,    dass  aber,    wf^^ 
soiue  Unterschrift   erforderlich  ist,    diese   ohue  Coniia- 
agnator    keine   Gültigkeit   hat.      In  EngUiud,   wo   die    Gt^«n- 
zcichnuDg  des    StaatssekretKrs  erst    nach    der    Unterschrift   dn 
Souveräns    erfolgt ,    kann    dieeelbe    natürUch    keine    andere   Be- 
deutung  hftben,   als   dass   der   Contrasignant   die   ToUe  Vennt- 
wortüclikeit  fiir    den  Beschluss  tibemimint    Auch    in  Dan 
ist  derselben  im  Grundgesety.e  keine  andere  Bedeutung   gogel 
in  Schweden   aber   (siebe  Verf.-Urk.  §  38,   das  Oesetz   über 
Verantwortlichkeit    der    Mini»ter   vom    10.    Februar    1810   §  61 
ist  in  derselben  eine  üeberaalune   der  Verantwortliclikeit  sowohl 
fiir  die  Richtigkeit  der  Rxpcilition  selbst,  als  für  den  ßescfalos! 
enÜtalten.     In  Norwegen  dagegen   übeminunt  der  Contraägnanl 
nur  die  Verantwortlichkeit    fiir   die    Richtigkeit  der  Ex]Kdiü\iD, 
so  dass  d.is  önuidgcsetz  Norwegens  durch  diese  seine  H    '         rij 
sich    einer  der  bedeutungsvollsten   Gjirantien   der  con-  1 

nionarehisohen  Staatsverfassungen  enUiussert  hat.  Bio  in  das  oor 
wegische  Grundgesetz  aufgenommene  Contrasignatur  entspiicitt 
allerdings  der  ursprünglichen  Bedeutung  and  gcschicUtUcbea 


«eben  „Bliniiterconroratueu*),  woloho  jedoch  keine  ooiuUtotioiicü  anorli 
Sttilliuig  hat. 

^*)  lu  dcu  Sadion  der  Jtistiz,  in  welchen  dem  (tnindgowUe  geniiv  Sr 
'hieimiag  des  ObtTstcn  QeriuIiUliofes  ciu);elioIt  wi>rdou  moss,  ehe  tiR  im 
Konif^  vorgctrt^tiD  werden,  Bind  die  aiisj^rehpodcn  ExpcdiÜODon  auissvr  vna 
KÖiiigv  und  duu  im  SUat«nttho  vortrafrcudco  Klioiirler ,  such  tou  den 
belraSieudL-u  VürtragcndAn  im  Obersten  <ierichUharp  („Km'iKtoiusekruUr*)  ta 
i-ootraflignircD;  diese  ContraKtgnatur  liat  aber  nur  diu  Bedeutung,  daM  der 
HevitioossekretiiLr  die  Vurautwortitchkeit  iBr  den  richtigen  formolloD  ani 
■  achlichen  Inhalt  dar  Expcditioo  uach  dura  Akte  nnd  dea  PmtooolkB^ 
übcmimiDt 
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shiing  Acs  Instituts,  allein  die  Contrasignatur  ist  eben  seither 
dt  dem  grüssten  Vortheile  in  den  meisten  StjtatHverfaÄS ringen  nis 
»ine  der  aiclierstou  Garantien  auch  für  den  BesdilaüH  selbst,  der 
in  der  Expedition  ausgefertigt  wird,  angewendet  worden.  Einer 
solclien  Bedeutung  derselben  entspricht  natürlich  auch  das  Recht  und 
L  die  Pilicht,  sie  eventuell  zu  verweigern,  was  nach  der  scliwedischeu 
BVerfassung  §  38  und  dem  öesetzo  über  dio  Vcrantwortüchkeit 
der  Minister  §  8  dem  betreffenden  Minister  ausdrücklich  zuerkannt 
b«2w.  auferiugt  wird.  Hierbei  smd  die  Ausdrücke:  „im  Wider- 
spruch mit  dieser  Rogierungsform",  „ira  Widersprudi  mit 
de-T  buchstäblichen  Vorsclirifl  der  Regierungsform"  (andere 
Grundgesetze  und  Gesetze  sind  liier  nicht  erwähnt),  nebst  den 
Folgen,  welche  die  Verweigerung  der  Oontrasignatiu'  für  den  be- 
treffenden vortragenden  Minister  hat  (vorläufige  Niederlegung  der 
Amtsousübung  bis  der  Kcicbstag  sein  Verhalten  geprüft  und  ge- 
billigt hat,  doch  mit  Beibehaltung  der  Einkünfte  §  38),  zu  beachten. 
Derartige  Bestimmungen  sucht  man  in  dem  dänischen  Grund- 
geeetze  vergebens-,    vennutbUch  hat  man  die  Absicht  gehabt,  sie 

*in  das  versprochene  Gesetz  über  die  VenmtwortUchkeit  der  Minister 
einzureihen. 
Dies  über  dio  Verantwortlichkeit   des  Vortragenden  für  die 
gegebene  Contrasignatur;    die  Verantwortung,  welche  einem  Mit- 
;Uede    des   Staatsrathes    für  den  von   ihm  gegebenen   Rath  oder 
ir   die  Versäumnisse  RiUh  zu  geben,  trifft,  ist  eine  andere.     Es 
»oll    uämhch    im  Htaatsratlie    Protocull   über  alle  vorkoumieudeu 
{elegenlieittiii  gefUlut  werden  (§  9),  und  nur  das  Mitghed  des 
srathcs,  welches  eine  abweichende  Meinung  zu  Protocoll  ge- 
[geben  hat,  ist,  wenn  der  vom  Könige  ge^ste  Beschluss  mit  der 
[Constitution,  dem  allgemeinen  Gesetze  (§  9)  oder  dem  Boscldussc 
des  Reichstages  (§  tiS)  im  Widerspruch  steht,  von  der   Verant- 
wortlichkeit für  denselben  befreit.    Entsprechende  Bestimmungen, 
ie    die   von    den    „krUnigen    Vorstellungen"    sind    aus    dem 


icbwedischeu    Grundgesetze    in 


len,    in  welchem  aber  der  Zusatz   gemaclit   ist:    „oder 


daa  norwegische   (§  30)  überge- 

der 

ElJoscIüuss  augenscheinlich  dem  Reiclie  schädlich  ist"  (cfr.  die 
schwedische  Vcrf.-Urk.  g  107).  In  England  wird  im  Caliinet 
kein   eigentliches  ProtocoU    geTührt,  auch   in   Uauemark  ist  im 


idgesetzo  tob  einem  Protocoll  im  Stnatsrathe  nichts 
wogegen   ein  solches  in  Betreff  des  Ministerrathcs   allerdings 
wühnt  wird  (§  Iti). 

Es  ist  in  der  schwedischen  Constitution  ausdrücklich  erklürt, 
dass  die  Staatsrätho  von  P  ri v n t p  erso n on  nicht  angeklagt 
werden  können  „wogen  Rathscliläge  nnd  Handlungen,  die  ne  in 
der  Aasübung  ihrer  Acmter  gemacht  hahen'^  (Siehe  den  Anfing 
des  Gceotzes  über  die  Verantwortliclikeit  der  Minister  und 
letzten  Punkt  von  §  8  der  Vorf.-ürk.)-  Dasselbe  Princip  gilt 
England  und  Norwegen,  und  wir  haben  oben  geeehen,  wie  e» 
Dänemark  modifidrt  ist.  Der  Staatsrath  ist  dem  dänischen  Gnmd- 
gesetze  nach  rechtlich  auch  dem  Könige  gegenüber  veruA* 
wurtlicJi;  vnT  haben  oben  die  Meinung  ausgeaprochenr  dassdieia 
nach  dem  norwegischen  Grundgesetze  nicbt  der  Fall  sein  kann,  i^ 
denselben  Gründen  wie  dort,  kommen  wir  auch  lüer  za  demselben 
Resultate,  in  Ansehung  der  Frage,  ob  der  »chwüdiscbe  StaataraÜi 
seinem  Könige  gegenüber  [oder  seinem  „obersten  Procuntor*, 
dem  „Justizkanzler**  gegenüber  (schwedische  Verf. -Utk.  §  27)] 
rechtlich  verantworthch  ist,  Wold  sind  die  Mitglieder  des  Statti* 
ratltcs  von  dem  Atigekla gerecht,  unter  anderen,  auch  gegen  „Be- 
amte*', welches  im  Grundgesetze  dem  Justizkanzicr  zuerkannt  iit 
(Yerf.-Urk.  §  27),  nicht  ausdrücklich  ausgeuommen,  and  es  findet 
sich  sogar  im  Anfange  des  Gesetzes  über  die  Verantwortlichkeit  der 

Minister  die  Bestimmung : „sollen  aber  für  ihre  RathMhläfiB^ 

nnd  Amtshandlungen  dem  KSnige  und  den  Ständen  des  Beic 
(nun  dem  Reiclistagc)  verantwortlich  sein  in  der  Art  und  Wc 
wie  soldtee  in  der  Regienmgsform  ausgesprochtoi  iat,  und 
nach  bestimmt  wird,  —  —  — ".  Dessen  ungeachtet,  muss 
nach  unserer  Meinung  die  obige  Frage  verneinend  beantwi 
werden,  aus  dem  Grunde,  weil  gegen  die  ausdrückUche  Bt 
mung  des  §  HMJ  der  Verf.  -  ürk.,  welcher ,  als  ein  Sp* 
goriclit  betrcJfend,  nicht  extensiv  ausgelegt  werdoi  kann,  dtf 
Reichsgericht  in  diesem  Falle  nicht  kompetent  ist,  und  dahet 
auch  das  Gesetz  Über  die  Verantworthchkeit  der  Minister  nicht 
rar  Anwendung  kommen  kann  (cfr.  §  106  der  Verf.-Urfc-,  an 
Scliliissi".  und  iliis  Rubrum  des  Gesetzes  über  die  Voran twortUchkat 
der    Minister:    ^Gesutz,    wonach    —    —    sollen    vom    Reicfai 
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gericbte  bcurthoüt  worden").  StaAtsrüthe  aber  vor  ein  anderes 
Geiicbt  als  das  Uciclisfjähcbt  zu  stellen,  ätösst  auf  die  Scbwieiig- 
keiten,  die  wir  oben  in  Betreff  des  uoiiregischeu  Staatsratbes  an- 
gefahrt babcD,  wie  denn  auch  überall  da,  wo  das  Gesetz  über 
die  Verantwortlichkeit  der  Minister  vom  penieinen  Recht  ab- 
weii-Jicndi^  Bestimniungeu  entluilt'^^),  bei  denselben  Verliältiiissea 
vßXBcIiiodeue  Gesetze  in  Anwendung  kommen  würden'*). 

rb.  Dem  Seichstage  gegenüber. 
Die  Staatsräthe  haben  Zutritt  zu  den  beiden  Kammern,  mit 
aem   Recht    an    den    Verhandlungen,    aber   nicht  an    den    Be- 
^BchlUsscn,    sofern    sie    nicht    selbst    Mitglieder    einer    derselben 
Bund,  Thcü  xu  ni*hmeu  (Rei[;lK>tag8ordntmg  §  53,  mom.  2)^^.  AVunn 
Brie  aucli  Mitglieder  der  Kanunem  sind,  so  haben    eie    gleichwohl 
'     nicht  das  Hecht  in    den  Ausschüssen    des  Reiclistages    oder    der 
Kammer   zu  sitzen    oder   au    der  W;üd    der  AusscbufismitgUcdor 
TbcU  zu   nelimcn   (Keiclista^sordnnng    §    43).    Es   sind   in    den 
Kammern  fiir  die  Hathgeber  des  Königs  besondere  Plätze  reser- 
virt  (Ordnung  für  die  erste  Kammer  des  Rcicltstages  §  2,  mom.  2 
am  Schlüsse,  Ordnung  liir  diu  zweite  Kammer  §  1,  mom.    3  am 
Schlüsse).     In  der  zweiten  Kammer   haben   sie    das  Rocht 
das  Wort  ausser  der  Ordnimg  zu  bekommen  (Ordnung  §  13)^°) 


**)  Ob  dio  VoncbiedeDhcit   der  zur  Anwendung  kommcndoD  Oesotu 
noch  grösscro  wvnleu  wiü-dL',  ti'rulit  auf  der  Äuslcguu^.  dio  mftn  dem 
6  dea  GesoUe«  über  die  Verantuvortlicliltcit  der  Minister  giebt. 

*•)  Kdc  Auanshme  bildet  der  in  §  tt  des  Gesetaies  iil>er  die  Verontwdrt- 
Udikeit  der  Minister  aufgenomniene  Fall,  welclier  jetzt  zwar  nicht  mclir  von 
HerselbeQ  Uodeatnng  ist,  wio  vor  1815,   aber  jedoch  immer  noch  eintreflen 
^ann. 

")  Nachdem  im  Reiohstago  1856—1658   der  BucIiIdab  gofasrt  worden 
da»  dio  \'ier  Stäudu  iu  ^«wissen  Füllen  gumciusani  zu  bcratlivn  hnbeo, 
litttmto  whuu  der  Rt/tclistag  1659— 18äU,    dius    im    solchen  gemt-iiiHunen 
|Vcrhaudlungon  attoh  dio  StAatsrüLhe,  gleichviel  ob  Mitghodor  dor  Stände  oder 
niolit,  Tlicil  xn  nchmea  burfchtigt  »ciCQ. 

**)  I>a  in  der  achwcdiauhcn  Reichstogsordnang  in  Besag  &uf  das  Rocht 

eines  MitglicdRs  den  Kc-iohstages  tioh  eu  äaescra  nicht  gesagt  ist,   wie  viele 

Male  CS  in  citaT  uud  derselben  Frage  das  Wort  erhalten  kann,  so  kann  bei 

uns  nicht,  wie  in  Dänemark,  eine  botondcrc  BcBthnmong  in  dieser  Hinsieht 

■iur    die    StauUrsthe    vurkummen.    —    Man    muss,    anserer   Meinung    uacb, 
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—  Das   cUinische   Grundßpsotz   bat    eüie  ungeföhr  entspi 
BcstimnioiiR ;  es  können  jedoch  die  Minister,  wenn  sie  Mit 
einos  der  Thinge  sind,   zu  Mitgliedern  einer  Comnu&sion  gei^l^ 
werden  und  auch  iin  einer  Wahl  ni  solchen  Theil  nehmen.    Wi 
England  betrifft,  so  hab(»n  wir  gesehen,  wie  in  dieseni  Lande 
Ministerium   in    Wirklichkeit    nur    ein    ÄUHüchusä    der   M^oril 
des  Parlamentes  ist.     In  Norwegen  waren    die  Staatsräthe  bin- 
gegen   lange   Zeit   vom   Stortliing    ansgesoblossen ;    luer   war  es 
zuerst   die   Kegieruug,    die    ümen    den  Zutritt  zu  ö&en  sq< 
während  das  Storthing   ihnen   energisch  die  Thören    TersoUi 
später   aber  war  das  Storthing  bemüht,    ihnen  die  Thttrea 
zu  iidiicn  und  suchte   in  eifrigster  Weise  die  ReprJUcntanten 
Regierung  zum  Eintritt  zu  verajüasseu,    wälirend   nun  die  VUfffin- 
rung,    ehe  sie   dieser  freundlichen  Bliuladuug  zu  folgen  gesonnen 
war,  zuei-st  gewisse,  nicht  unbedeutende  Gaiautien  fordwte. 
mehr  sind  aber,  vda  \nr  schon  oben  jingetuhrt   haben,    der 
Könige  sanctionirten  Gruttdgcsetjcändenmg  von  1884 
die  Staateräthe  in  die  Yolksreprüscutation  eingetreten. 

Ein  Becht  zum  IntcrpcUiren  ist  in  den  schwcdiscbeo  Gnü?'! 
gesetzen  nicht  erwähnt**).  Die  Ordnung  fiir  die  zweite  Katüiu^ 
enthält  aber  folgende  Bestimmung:  tf^^H 

„Wenn    ein  Mitgüed    ausser    der    Tagesordnung«^^ 
Uathgeber  des  Königs  zu  intcrpelliren  wünscht,  soll  es  die  later 
pellation  schriftlich   und  mit  bestimmtem  Inhalt  abgofiuit 


anaehmoD,  due  id  Schweden  <len  8tantsrätboD  kein  Reckt  zukon^ 
Kaxomer,  veon  sie  niclit  Mit^^lieder  deraelbeo  lind,   cincD    Wki:.< 
Ira^,  zu  dem  Zveaeke,  dass  er  in  die  Pro{)oattioa  des  Vorsitz <-: 
auft^euuioiiicu    wordu,  vurculvgcu.     Eiu  solches  Rw^t  kiuiD  nicbl  >ii 
Ben'chLiguog  „an  den  Bcrotliungüo  Thcil   zu  Dehraeo"  cnüuütcii    toiu , 
dswolbe  würde  auuh  uioht  gut  mit  ült  Su-Uung  übereinstuiuiit.'n,  wolchc 
RmUigobcr  de«  Souvt-rauit,  wcnu  siu  als  sulcbe  in  ciuvr  der  Kamuiem 
trotcu,  der  Eanuiitir  und  dem  Rcichstugo  gogentUwr  einnuhmen  Utirfeu.    Ei 
ist  du  VorhKItmss  ein  anderes  in  Daiiemarkt   wo  man  in  dieser  Fnffc 
Biudrücklicho  Beslimniuo};  besitzt;   eine  wlcbe  Bcstinrnim^  aber,  wie  |r 
Uflch  anwendbar  aie  auob  sein  mag,  sohmeckt  niebl  wenig  nocb  uuglinihc 
Parlamcutarinmus, 

**)  Dieses  Recht  kann  jedoch  als  eine  Folge  der  BeaUmmimg  im  §  23 
mom.  3  dc-r  Ucicluitagsunlutuitf  cutKcsuhun  werden. 


einreichen.     Die  Kammer  hostimmt,    ohne    vorhergehende 

Discussion,  nb  die  InteqHjllaLiori  gtattßntleu  darf   oder   nicht. 

Im  ersten  Fiille  liat  der  Vorsitzende  den  betrofiendeu  Katligeberdes 

[Königs  unverzüf^Uch  von  der  Interpellation  in  Kenutnias  zu  setzen" 

(Ordnung  fiir  die  zweite  Kammer  §  21,  cfr.  90  der  Verf.-Urk.). 

Im  Kntwurfe   zur  Geschäftsordnung   fiir  die  erste  Kammer   war 

le  entsprechende  Bestimmung  enthalten;   sie  wurde  jedoch  von 

der  Kammer   verworfen.     Die    Praxis    in    dieser  Kammer    geht 

dahin,    dass,    wenn    ein  Mitglied    die  Regierung   zu  interpelüreu 

wünscht,  dieses  im  ProtocoU  augemerkt  wird,   die  Kammer  oder 

jder  YorsitKende  aber  befassen  steh   mit   dei'  Frage   nicht  weiter, 

sondern  es  hat  das  betreffende  Mitglied,  welches  zu  interpelliren 

wünscht,  sich  nun  selbst  an  den  betreScndeu  Hathgeber  zu  wen- 

[den"'}.    Es  hängt  natürlich  von  dem  letzteren   ab,   ob   er   eino 

'solche,  von  einem  Mitghcdc  der  Kammer  vorgelegte  Interpellation 

.beantworten  will  oder  nicht. 

Motivirto  Tagesordnungen  kommen  in  dcra  jetzigen  schwedi- 
schen Parlamentsgebraucho  nicht  vor*').  Das,  was  man  in  anderen 
Ländern  unter  Adressen  versteht,  ist—  was  den  Heicbstag 
^als  ein  Ganzes  anbelangt  —  in  den  Schreiben  des  Reichs- 
Btages  an  den  König  inbegriffen,  von  welchen  §  79  der  Reichs- 
^nagsordnnng  (cfr.  §  60  der  vorigen  Reichstagsordnung,  §§  89, 
"l03  der  Verf.-Urk.,  §  39  mom.  2  der  Roichst«g8ordnung)  Rpricht. 
Ks  kann  der  Reichstag  —  nicht  alM>r  nur  eine  Kammer  für  sich 
vermittelst  solcher  Schreiben  beim  Könige  petitiouiren ,  oder, 
noch  allgemeiner,  „in  jeder  beliebigen  Frage  Vorstellungen 
machen^  (cfi*.  §  60  der  vorigen  Rcichstagsorduimg).  Ea  liegt 
kein  Hindemisa  vor,  dass  der  Reichstag  auf  diesem  Wege  dem 
LÖnigc  dcnAnschluss  an  die  Politik  seines  Staatsraths  erklärt, 
förmliches  Votum  des  Misstrauccs  aber  kann  auf  diesem 


**)  0fr.  Naviuvn,  Das  Staatsverfassuagsrocht  Schwodcos  (in 
kwedischtir  Spnche),  zweite  Auflage,  vierter  Band,  Stockholm  1888—1884, 
la  170,  171. 

")  Bin  Beschlass ,    wie  er  vorKekmnmcn  ist ,    einen  Bericht  (des  Con- 
■UtutionimiuschiiBi«»!   Über   riic  vollendete  J'rafting  der  HtaatsraUiBprotocolIc) 
|«init  Billigung*'  odür  „mit  Misabilliigfung*  zu  den  Acten  ni  Icj^n,  oÄliort  »idi 
thitsSchlicb  einn-  motirirtcn  Taf^t^sordnong. 
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Wege  gegen  die  ausdrückliche  Bestimmmif!;  des  §  107  der  Vof. ■ 
Urk.,  welche  die  politincho  Verantworthchkcit  des  Staatsnit 
dem  Reichstage    gegenüber    mit  besonderen   ßcäLinmiUBgen 
geben  hAt,  welche  eine  ruhige  und  so  viel  als  möglich  toq  Ps 
riickfiichU^n  hefreitn  Prüfung  gunuittren  sollten,    nicht  zum  Al 
druck  gebracht  werden. 

In  §  107  ist  die  politische  Verantwortlichkeit  des 
rathes  besprochen,  und  in  §  1Ü6  finden  sich  die  Gmodzüge 
seiner  rechtlichen.  Beide  Arten  von  Verantwortlichknt 
können  nur  vom  Reichstage  (selbst  oder  durch  seinen  Con- 
sütutionsaiisschuss)  zur  Ofeltung  gebracht  worden.  Wir  kftmum 
hier  nicht  auf  eine  nähere  Erörterung  der  in  dieser  Hinsicht  g«l* 
tonden  J^estiiumungen  eingehen,  sondeni  nur  bemerken:  1)  duss 
rechtliche  Verantwortlichkeit  verwirklicht  wird  durch  die  Prüfn 
der  vor  dem  Könige  gofiihi'ton  Protocolle  durch  den  Gonstitutit 
ausschuss  (§  105  der  Verf.-Ürk.)  und  durch  das  diesom  Ai 
zustehende  Hecht,  auf  Grund  dieser  Prüüing  StAatsräthe")  io 
Ileberoinstimmnng  mit  §  106  der  Verf.-Ürk.  tot  dem  B«fcb>- 
goricht  zur  Vernntwortuns  zu  ziehen  (§§  102,  106),  weloheaGeheU 
nach  dem  allgemeinen  Gesetze  und  dem  besonders  atugefertiglm 
Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  Tom  10.  Febrnw 
1810  urtheiit,   und  dessen  Urtheil  Niemand  ändern  kann^   anl 

Bchjwlet  dos  dem  Könige   zustehenden  Rechtes  der  Bt '-" 

die  sich  aber  nicht  auf  die  Wiedereinsetzung  des  V, 
in  den  Dienst  des  Reiches  erstrecken  darf  (§  lOS);  S)  daf 
die  Frage  von  der  Geltendmachung  der  politischen 
aatwortlichkeit  entweder  von  einem  MitgHcd  des  Roicl 
vom  ConstitutionsauBscIiusso  oder  von  einem  andoreo  AuaBcfaBMC 
des  (ganzen)  Reichstages  angeregt  werden  kann;  und  dass  itt 
Recht  darüber  zu  bcschliesson,  nach  AnhÖnmg  des  Constitutioi»* 
auBSchusses,  dem  Keicbstage  zukommt,  welclicr  dem  Könige  »ebeu 
WunseJi  sclirifllich  mittlieilen  kann,  dass  er  den  oder  die,  gegw 
welche  Vorwürfe  erhoben  worden  sind,  aus  dem  StnjitÄrathe  und 
dem    Amte    entlassen    möge.     Die    rcchtUcho  Vcroutwurtlichkcii 

'■)  Ol)  hivnutcr  auok  JuetictStfae,  die  im  JusÜsoomefl  i^esscD 
mHiitlicj^flen  nnd,   hKn^  von  dar  AuBlcfraog  ab,  die  dem  9  SA  der  Vi 
Urk.,  dcsecn  Bcfttimmui^  altardings  streitig  ist,  gegeben  wird. 
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umfnsst  eine  Verantwortlichkeit    der   Hathgpbcr    des   Königs   rar 
ihr  Vei'haitcD  iia  Amte  in   vcvgangüDcr  Zeit,    die  Mussregei, 
die  politische  Verantwortlichkeit  gelt<;nd  zu   machen,    ist   nur 
praeventiver  Natur  ftir  die  kommende  Zeit.    Die  Volksreprä- 
Bentation    hat  die  ihr    durch  §  107  der  Verf.TIrk.  in  die  Hand 
gelegto  Waffe  wohl  manchmal  zur  Drohung  entblösst,  niemals  aber 
davon  weitergehenden  Gebrauch  gemacht.    Es  ist  auch  der  Vor- 
Bchlag  gemacht  worden,  den  ganzen  Paragraphen  aus  dem  Gmnd- 
gosetzo  zu  streichen  (beim  ßcichstago  1873),   doch  wurde  dieser 
Vorschlag   auf    die    vom  Oonstitutionsausschosse    angetragenen, 
unserer  Meinung  nach  vollgültigen  Gründe  liin  verworfen  (siehe  das 
lenken  des  Ausschusses,  Naumann  a.a.O.  H'^,  8.  305— 3f>7).  Dos 
^hsgericht  aber  ist  fünf  Mal  zusammengetreten.    "Was  bei  der 
jtrachtung  der  Verantwortlichkeit  des  schwedischen  Staatsrathes, 
"im  Vergleieli  mit  derjenigen  der  Ministor  in  England,  Dänemark 
und  Noi-vr'egeii,    für   den  Bt^ti-aclitor    voruehnüich   als   etwas    für 
Schweden  Eigcnthilmliches  herrortritt,   sind  die  bestimmten  For- 
men, in  welche  diese  VerantwortUcIikeit  gekleidet  ist.    Man  findet 
hier,  wie  auch  in  Bezug  auf  die  Organisation  und  die  Functionen  des 
Steatsratiies,  eine  ins  Detail  gehende  Ausarbeitung,  welche,  wenn  sie 
auch  nicht  ohne  Mängel  ist,  doch  unbestreitbare  Vortlioilo  anfwoist. 
Wir  haben  einige  Grmidzüge  der  constitutionellcn  Stellung  dos 
schwedischen    Staatsrathes    verghchcn    mit    denjenigen    der    ent- 
sprechenden Institutionen  in  England,  Dänemark  und  Norwegen. 
AVir  haben  nun  diese  Züge  in  ein  Gesammtbild  zosammenzufossen. 
Es  ist  gesagt  worden,  daas  das  schwedische  Volk  eine  starke 
könig1i('he  Maclit  liebe.  Die  Stellung,  welche  es  dem  Staatsratlio 
in  den  Grundgesetzen,  nach  welchen  es  regiert  wird,  selbst  gegeben 
^bai,    ist   das    meist   unumstössliche  Zengniss    von    der  AVabrtieit 
^■icscs  Satzes.     Die  königliche  Macht  ist  begrenzt,    aber   inner- 
|kalb  dor  Grenzen  ist  sie  in  einer  Hand  vereint.  Es  ist  eben- 
sowohl   die   PBIcht   dos  Königs,    Rath  zu  hören,    wie  die  des 
tsrathes    Rath    zu    geben,    doch    boschliosst    der    König 
kl  lein.     Hieraus  folgt,   dass  der  Staatsrath  nur  für    den   gego- 
men  Rath,  niclit  aber  (lir  den  vom  Könige  gefasston  Beschloss 
srantwortlirh    ist.     So  ergieht   sich  sowolü    die  Möglichkeit   als 
ich  die  Nothwendigkeit  des  Rechtes  auf  ein  Reservatvotum  und 
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dessen  AiimcrkunR  im  Protokolle  des  Stoatsratlies  snwio,  wenn  ta 
solches  uicht  abgegeben    worden  ist,    ilie  Verantwui-Üichkeil 
SUiatsrathcs ,    und    zwar   die    gemeinaamü  Verantwortlichkeit 
jeder  spccielleti  Frage-  So  wurde  die  Stellung  des  Staat 
Ton  den  leitenden  politischen  Geistern  des  Jahres  1809 

Ist  nun  diese  ötelluiiB  Hoildein  verändert  wurden? 

Es  kann  nicht  gelauguet  werden,  das»  die  EintlxeOang  in 
Dcpoitcmcnts  eine  gewisse  Zersplittening  des  Staatsrathes 
gerufen  hat,  welche  durch  die  Refonn  der  Repräsentation  im  Ji 
IäG6  noch  bedenklicher  geworden  ist  und  ein  die  verschiedui 
Departements  und  DepartementcheCs  zusammenhaltendes 
zu  noch  grosserer  NotJiwendigkeit  werden  liess.  Wie  aust 
lieh  man  auch  bei  der  Durchfulirung  der  Refonn  der  Vol 
Vertretung  erklärt  liaben  mitg,  dass  diese  Rofoi-tn  nur  eiiu 
Umbildung  der  Zusammensetzung  der  Repriüenbition 
Ziel  habe,  und  wenn  man  aucli  dem  DicLuneu  des  Küuigs 
Protocolle  dtis  Staatsrathes  vom  14.  April  1868,  dass  „* 
rfeist  der  Verfiissuug  ScUwedoua  durch  die  vorgenommene  Um- 
liiMung  der  Zusammensetzung  der  NationalrepräsdutadoB 
nicht  vei-ändert  worden  isf^,  beistimmen  muss,  so  kann  man 
nicht  läugnen,  dass  hiernach,  mehr  denu  je  zuvor,  oino  st 
Zusamnicnscldicssuug  des  Staatsrathes  erforderlicli  gcwordeo 
um  bei  den  nunmehr  jährlichen  Reichstagen  das  Rocht 
künigUchcn  Macht  und  eine  organisclic  Kntwickelung  mit  erfordl 
Ücher  Kraft  geltend  machen  zu  können.  Dieser  Fordenmg  M 
man  nun  durch  die  im  Jahre  1876  geecheheno  Einsetzung  des 
Ötaatsministeramtes  zu  entsprechen  gesucht. 

Man  braucht  niclit,  wie  geschehen  ist,  zu  befürchten,  dass  mit 
dieser  Aenderuug  der  Parlamentarismus  voUstündig  nach  Scfi' 
gekommen  ist.  Die  Hlume  des  ParlamenturiBmus  wächst  i>u> 
England  in  natürUchem  Klima,  und  wenn  sie  nach  anderen  L£d( 
überfahrt  worden  ist,  um  in  der  Treibhausluft  in  den 
der  Vertretungskörper  gezüchtet  zu  werden,  hat  sie  keine  tc 
der»  begehronswerthen  Fnichte  getragen.  Schweden  Vörniisst  auch 
die  englisch-nationalen  Voraussetzungen  für  den  Parlamentarismus. 
Es  ist  dazn  eine  reiche,  hochgebildet«  Aristokratie  erfordorlich,  du* 
ohne  nennensworthe  materielle  Entschädigung  fiir  den  Staat  It-hcn 


kann,  Wahlgesetze,  die  eben  diese  Aristokratie  in  die  Repräsentation 
einführcTi,    ebenso  wie  grosso  politische,  scliarf  von  einander  ge- 
sonderte Parteien  raid  endlich  vorzügliche  St^mtsmämier  als  Leiter 
derselben.    In  demselben  Maasse,  wie  diese  Voraussetzungen  nicht 
^Ltnehr  in  dum  gleichen  Grad  wie  zuvor  vorhanden  waren,  bat  auch 
Hder  Parlamentarismus  Englands  zu  wanken  begonnen.     Uie  Zeit 
Hvon  1788 — 1832   war  seine  Glanzperiode;    sie  ist   auch  gekenn- 
zeichnet von    der  entschiedenen    und   unbestrittenen  Üebeiinacht 
der  aristokratischen  Familien  in  der  englischen  Gesellschaft:  jene 
Famihen  mussten  aber  ihre  Macht  bei  der  Ptu'lamentsreform  im 
Jahro  1832  mit  der  Ivlittelklasse  und  durch  das    in  den  Jalireu 
1867    und   1868    erweiterte   Wahlrecht   auch    mit    den    niederen 

»Klassen  theilen.  Ohne  Familionerinuerungen  und  Familieutradi- 
Üonen,  ohne  durch  ihre  Geburt  an  eine  gewisse  Partei  hinge- 
^escu  zu  sein,  um  sich  derselben  anzuschliessen  oder  ~  von  Uur 
al)zufallen,  kamen  die  Repräsentanten  jener  Classen  in  das  Par- 
tument,  und  da  die  Parteien  im  Gnmdo  genommen  nunmehr 
nichts  Anderes  sind,  als  zwei  gesonderte  Lager  ohne  bestimmlo 
JKFnlmen,  zeigten  die  Mitglieder  des  Parlamentes  sich  immer 
Hn-eniger  gewillt,  sich  discipliniren  zu  lassen,  und  das  Parteiwesen, 
Hdfts  doch  die  Sttitze  des  Parlamentarismus  gebildet  hatte,  gerieth 
^in  Verfall.  Die  Summen  für  die  verschiedenen  Departements 
wenlen  jetzt  nicht  länger  summarisch  votirt,  sondern  dos  Unter- 
tans votirt  und  krilisirt  mehr  und  mehi*  im  Detail  und  es  ist  daher 
)ei  Weitem  schwerer,  sich  jetzt  auf  seine  Majorität  zu  verlassen. 
Der  Parlamentarismus,  welchen  wir  in  England  gffimden 
Lhabcn,  luid  welcher  auch  dort,  nach  dem  Zugeständnisse  eug- 
ler  Vcriasser,  nicht  mehr  so  gut  als  früher  arbeitet,  kann 
also  nicht  gut  als  das  Muster  für  andere  Staaten  dienen.  Dass 
rxnit  einem  allgomeineren  und  entwickelteren  politischen  Leben, 
^mit  einem  grösseren  Inti-resse  bei  den  Wahlen  und  einer  grösseren 
politischen  Einsicht  und  Tüchtigkeit  der  Gewählten  der  Eiutluss 
der  Volksrepröscntatiou  auf  die  Regierung  des  Landes  grösser 
und  grösser  werden  muss,  ist  selbstverständlich,  dieses  ist  abor 
auch  nur  der  „Parlamentarismus*^,  der  mit  Ernst  erstrebt  wer- 
den kann. 


Anblv  rijr  öfftaaUlobcs  Roclit  IL  ft.  4. 
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Zur  Methodik  der  sociologiscben  Rechtslehre. 


Von 
Professor  Dr.  L.  Darguk 

in  KnüouL 

In  seinen  vor  Kurzem  im  „Archiv  fiir  OcflcntUcht»  Bcc 
erecluenonen  „Studien   zur  sociologischan  Recbtslelire*^    hiit 
feKSor  F.  Stokrk,    in    Anknüpfung  an  Post's  „Grun-i' 
Rtichts"  die  vergleicliend  etlmolügiscbe  MeÜiüdc  eiuw  B.-ui  . 
unterzogen,   wulchc,   bei  allem  Wolüwollen  und  aller 
in  der  Form  doch  sncblicb  im  WcscnÜichcn  negativ  ist  und 
dun  Hoffnungen  und  Aspirationen  der  neuen  Richtung  zns 
gehalten,   hIb  Uu-  Todofiurtbeil  gelten  könnte.     (rcwisSf  die  sodi 
lögisdio  Recbtslelu^,  wie  Stoebk  aio  bczcichnotr  ist  noch  viel 
unentwickelt,   als  dasa  sie  nichts   sowolü   in   ihren  Zielen  als 
ilu-ür  Methode    viclfucb  schwankend  und  zweil'elhafb  sein  m( 
sind  ja  doch  in  unseren  Tageu  älteste  Wisscuschailcn ,    wie 
Geschichte  in  ihren  Principien  erschlittei't  und  suchen  noch 
vollkommeneren  Grundlagen  ihrer  Arbeit,  gilt  doch  dos  nämlic 
auch  von   verschiedenen   Zweigen   der  Rechtswissenschaft 
der  sociologiscben  Rechtslehre.    Dennoch  hat  diese  unserer 
sieht  nath  bereit«  Resultate  zn  Tage  gefördert,  welche  bei  voUij 
Verfeldtbeit  der  Methode   schwerlich    hatten  zu  Stande  koi 
können.    Fragen  wir,  auf  welchem  Gebiet  diese  Erfolge,  so 
sie  als  sichergestellt  gelten  dürfen,  zu  suchen  sind,  so  wird 
Antwort  lauten:  sie  bestehen  in  der  Entdeckung  von  hinter 
Völkortradition   hegenden,    zum  Theil  wenigstens  menschlich 
gemeinen  Eotwickelirngsthntsachen  und  Gesetzen.    Dartiber  hinaw 
arbeitet  die  neue  Wissenschaft  in   zwei  principiell  verschiedcnwi 
Riehlnngcn.    Eine  Reilie  von  Ergebnissen,  bisher  gering  in 


«nd  angcfochleu  iu  ihrer  Sicherheit,  hesteht  in  AursU'Uuug 
»D  (jesctzen   periodischer  Entwickclung,    angeblich    aUo  fiU-  dio 
,   Zukunft   der  Menschheit   gütig  wie  iur  ihre  Vcrgaagenheit;    die 

K teile  Rei]ic  will   mit  Post  auf  Crnind   der  Kcchtsvergleicliung 
ne  neue  Rwhtsphilosoplue  schaffen,  zu  ewigen,  uüvei'äudcrlichen 
^Grundbegriffen   vordringen  und  so  die  Fundamente  aller  Reciits- 
Brissenschaft  reformiren.    Auf  diesem  Gebiet  sind  die  wenigaten, 
loder  sjigeu  wir  es  rund  heraus  —  gar  keine  anerkannten  Kesultate 
erzielt  worden.     Diese  Differenzen  in  den  aussein  fli'folgen  der 
socio)  ogischen  ßechtslehrc  hängen  auf  dos  engste  mit  ihrer  imieron 
Natur  sEusamme«.    Je  inniger  die  Folgerungen  mit  ihren  inductivcn 
Grundlagen  verbunden  sind,  desto  weniger  sind  sie  Anfechtungen 
^^sgcsotzt,  je  mehr  sie  sich  davon  entfernen  und  mit  den  höchsten 
^Bragcm  der  Philosophie  compUciren ,   um  so  mehr  thcÜon  sie  die 
^cn   letateren   innewohnende  Unsicherheit.     Durchaus   zweifelhaft 
es,  ob  die  sociologische  Recht-slelire  föhig  ist  zum  abatracten 
uhtsbegriff,  zur  Rechtsideo,  zur  Erkeinitniss  der  Niederschlug« 
^8    lebendigen  Rechtsbewusstscins  der  Menschen   zu  gelangen'), 
>cb  wcnigtT   eiüleudilend  ist  die  Begründung  der  Hoffnung  auf 
jetM»  Art  zu  neuen  (irundlagen  de»  Rechtes  vorzudringen.  Das  neue 
:ht  riclitot  sich  nach  herrschemlen  atbischen  und  socialen  iJediii-f 
>n  und  wird  aus  der  soci alogischen  Rechtslehre  vielleicht  selbst. 
in  keinen  Nntzen  ziehen  können,  wenn  dieselbe  periodische,  auch 
4lio  Zuktmft  giltige  Öesolze  sicherstellen  sollte.    Solehe  Gesetze 
beziclien  sich  auf  grosse  Zeitriiume  und  allgemeine  Qnindzüge,  ihre 
"Wolu-beit  liegt  darin,  dass  sie  sich  erlüllen,  obgleich  kein  Gesetz- 
geber sie  je  beriicksiclitigt  oder  auch  um-  gekannt  hat,  de  lege  ferenda, 
im  concreton  Fall,  werden  sie  sdiworlicb  je  Ginflnss  gewinnen. 

Hauptziel  der  ethnologischen  Jurisprudenz  bleibt  demnach 
Feststellung  von  Tyjien  und  typischen  Relationen  der  in  ilir  (lebiet 
ipUlenden  Erscheinungen.  Wir  halten  dabei  an  dei*  Ansicht  fcßt, 
Kder  Zustand  der  noch  jebrt  lebenden  Wilden  spiegele  den  längst 
^■■■angenen  und  vergessenen  Urzustand  der  Oulturvölker  treu, 
PHn  auch  nnr  in  den  HauptzUgcn  wi(:;der''  und  glaulx'n  nach 
wie  vor,  mit  dieser  Lehre  stehe  und  falle  die  AVissenschnft.  der 

')  ^s'*  die  Bcsiircchiing  von  Post'r  „Gnintilngcn  rlo«  Hpchte"  in  dfir 
ZciiMhr.  r.  Privat-  nad  HOfcnÜ.  Recht  xnT  S.  168  tt 
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L'Uinologischeu  Jurisprudenz.    Giobt  es  njlnilkli  in  dor  MenarM 
eiitwickolimg  keine  Typen,  deren  glcichtnäsäigt!  Wiederliolnng 
diu  ÄulstelliiDg    von   Gesetzen    ormögUcbt ,    so    ist   offt^nbar 
Streben  nach  solchen  Gesetzen  eine  undankbare,   vod  toi 
liussichtslosc  Aufgube. 

Dieser  Ansicht  setzt  Stokek*)  folgende  zwei  Frageo 
gcßen:  „Sind  die  sog.  Wilden  ruhig  stehen  geblieben  seit 
Zc'itj  welche  die  CulturvÖlker  brauchten,  um  sich  zu  ihrer  beuti| 
Höhe  zu  entwickeln?  Und  sind  ihre  heutigen  Zustände  ii 
nnthwendig  mit  ihrer  gesamniten  Culturstellung  verknüpft,  uiltf_ 
uiclit  vielmehr  liisütoriscliß  Entwickelungen,  durch  welche  ein  TI 
diT  Mcnschliüil  gehen  konnte,  ohne  dn-ss  ein  anderer  uu  Gering 
yfzwuugeu  war,  deDsclben  Weg  zu  machen?  Heide  Fr 
können  auf  Grund  eingehender  Keimtniss  des  Katerinla  folgeod«^ 
niau$scn  beantwortet  werden.  Ein  absolutes  Stehenbleiben  der 
sog.  Wilden,  selbst  der  wenigst  Fortgeschrittenen  unter  ihnco 
ist  nicht  wahi'scheinltch.  Auch  die  unvoUkonunenste  bekAnuU 
Oultur  auf  Erden  ist  bereits  Cultur,  welche  eine  Geschichte 
sich  hat;  allein  das  Tempo  des  Fortschrittes  ist  ein  onenc 
variables,  und  hängt  von  einer  Reihe  thoilwoise  bereits  dnidi 
Hi'iTEK'sche  Geographenschnle  weitläufig  erörterter  Einfifiasa 
üiezu  kommen  die  pohtischen  Bewegungen,  gleicltfalls  abbäii( 
von  tüj>ographischeu  Verhältnissen  mid  neuerdings  bosund« 
durch  Lasson  und  Gt-Tli'LOWicz  gewürdigt. 

Die  andero  Frage:     Ist  der  Zustand  der  WÜden  mit  ü 
ge&ammtenCuUurstelhuig  verknüpfl,  oder  liegen  liier  Eutivickult 
vor,    durch   welche   bloss    ein  Theil  der  Mcnsclilieit   durcl 
mochte,  diese   Frage  ist  in  solcher  Allgemeinheit  naturgente^ 
nicht  zu   beantworten.     Es   kann  Erscheinungen   gegeben 
durch    welche    bloss    ein    Bi-uchthcil    der    Mcnschlieit    lündi 
gehen    musste.      Auch    bei    solcher    Beschriinkuug    würden 
dos    theoretischen    Interesses    nicht    entbeliren ,   und    uns 
oifiigste   Erforschung  der  primitiven   Sitten   zur  Pflicht 
Wir    dürfen  aber   darüber    hinausgehen   und   positiv    l>cfiaai 
es  hnbo  allerdings  Erscheinungen  gegeben,  welche  nicht  auf  cii 
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der  Mflfwnhheit  beschränkt,  dieselbe  viebnehr  in  ilirer  Tota- 
tat  umiasscn.  Zn  diesen  Ei'sciicinungcn  gehört  das  Mutterreclit. 
_pie  Besorgiiiss  Koulers,  bezüglich  der  Sammlung  der  ethno- 
^chcn  Thatsacbcn  herrsche  pcriculom  in  moi-a  ist  also  keines- 
tg3  widerlegt,  bleibt  vielmehr  in  voller  DringUclikeit  aufrecht. 
^Kre  auch  gar  nichts  anderes  als  fe6tgest«Ut  anzusehen,  als  das 
)n  Ra<'H(ifen  benannt«  uralt«  Organ isationsprincip  der  Mutter- 
lilie,  so  würde  das  allein,  in  seiner  flir  das  Leben  Her  Mensch- 
Sit  durchgreifenden,  riesige  Zeiträume  auafüUpnden  Grösse, 
kitsanuut  allem,  was  d^nit  unmittelbar  verknüpft  ist,  hinreichen, 
ein  Fortarboiten  in  der  angedeuteten  Kichtung  zu  rechtfertigen. 
Die  Allgemeinheit  des  Afatterrechtes  wird  durch  ein  mächtiges, 
lieh  wachsendes  Beweiamaterial  erwiesen.  Man  vergleiche  dies- 
iglich  das  in  einer  früheren  Schrift  in  gedrängter  Kürze 
Snsammengestellte^)  und  die  seitdem  ersc-hienenen  Arbeiten, 
lentlich  die  vorzüglichen  Äbbanillungen  Wilken.s  und  W.  Ro- 
ITSON  Smith  nicht  minder  vortreffliches  Werk:  „Kinship  and 
*iagc  in  early  Ärabia."  (Cambridge  1885).  Die  Krkenntniss 
tes  Mntterrechtes  als  Ausgangspunktes  ftir  das  altgermanischo 
ramilienrecht  hat  sich  seit  einigen  Jahren  in  der  germanistisdien 
itswissenschaft  Halm  gebrochen  uiid  zwar  ge]it  diese  Ännalime 
der  durch  die  aociologiscbe  Rechtaforscbuug  erweckten 
Überzeugung  aus,  das  Mntterrecht  sei  gcsetzmässig  allgemein 
resen  und  eigno  sich  daher  zur  Ei-läuterung  der  sonst  melir- 
fach  rätliselhaften  altgermanischcn  Rechtsquellcn.  Auf  verscliicdene 
itsachcn  von  gleich  gi'ossom  Gewichte  hat  Koiileh  in  seinen 
ichen,  nach  und  nach  alle  bisher  noch  unerforschten  Bechts- 
in  monographischer  Weise  nmiJassenden  Schriften  auf* 
rksam  gemacht.  Tüchtige  Gelehrte  aller  Nationen  arbeiten 
imen,  um  das  Material  zu  dem  zugleich  so  anziehenden  und 
sa  Abstosscnden  Bild  imsercr  Urzeit  zu  gewinnen. 

3Tor  wir  auf  die  weitere  Erörterung  der  strittigen  Gruud- 

Ipien    eingehen,    wollen    vnr   einen    Augenblick    bei    einem 

leciell  gegen  P»hst  gerichteten  Einwurf  ver\veilpn  (Stokkk  a.  a. 

664):     „Dass   auch  P08T  .  .  .   dem  Einfluas  der   Onlnuiigs- 


•)  Damps,  Mottcrrecht  u.  Raobelie.  1888.  S.  1—20. 
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igen  ein  vorwiegendes  Gewicht  <>inräumi  auf  die  B3c 
(lotsen,  was  er  iu  Herkominon  und  Gcbmucli  uls  die  liUnlieit  des 
Bewusstseins  oder  instiactiv  geübten  Rcchtslcbens  bezciehnetr  ist 
ein  Grundfehler,  den  er  mit  so  nelen  anderen  tbeilt,  die  das 
Recht  merkwürdig  genug  aus  der  Furcht  vor  der  Zerstunng, 
oder,  wie  man  es  unter  Anlehnung  an  HratBAKT  auszudrückta 
pflegt,  aus  der  Unlust  am  Streit  herrorg^en  lassen.*^  Da^gn 
wild  nun  aiigerülirt,  dass  das  Kechtsleben  wenigstens  za  ehm 
Theil  gcscliaü'ei)  sein  muss,  ehe  Massregeln  zu  seiiieni  Sdisbe 
ontatobcn  können ,  welche  seine  Fortbildung  enn&glicben ;  es  sd 
damit  wie  mit  dem  Schachspiel ,  dasselbe  beruhe  auf  RegHa  wie 
man  ziehen  solle,  mcht  auf  Kegeln,  wie  man  nicht  zu  ziehen  babf. 
Aufbau  der  menschlichen  GeselJscIiaft,  Sicherung  der  Bewe^ni^ 
freibeit  des  Einzelnen  sei  die  fimctioncUe  Bedeutung  des  BecbU«, 
nicht,  wie  die  anderen  wollen,  Beschränkung  der  Willensfreihat 
und  Zwang  in  dem  Siim,  dass  das  Recht  unmittelbar  in  An 
Leben  nicht  Einigung,  nicbt  Ordnung,  sondern  aosscblieaHek 
Trenüiing,  Scheidung,  Abgrenzung  hineinträgt. 

Wir  können  nicht  mnliin,  den  Vorwurf,  speciell  Post  gcgei»' 
über  für  nicht  ganz  gerechtfertigt  anzusehen.  Ist  ducb  snn  «a. 
Anbeginn  an  conaequent  featge-haltener  Ausgangapunkt  die 
Bclüechtsgeuo^ensehafl,  lUe  Friedensgcnossenscbaft,  mit  oiner 
Post  in  vielleicht  übertriebener  Weise  hervor  gehobeneu 
Ordnung.  Richtig  aber  und  nicht  soiAohl  Meiuungssache  ab 
Beobachtiuigsresultat  ist  das  F:ictum,  dass  die  Bechtsncna  der 
nlten  Zeit  in  grosser  Hegel  nicht  als  positivo  Vorschrift  sondoo 
in  i-epressiver  Weise  zu  Tage  tritt,  die  wichtigsten  IiutitntioneD 
des  Privatrecht«  sich  daher  auf  dem  Boden  des  Prooesses  o^ 
wickeln.  Post  bat  also  ganz  Recht  gehabt,  wenn  w  diese  Siitt 
in  den  Vordei*grund  stelUo.  Man  betrachte  dodi  die  \effa  bir 
barorum,  namentlich  die  ursprUngUcbston  derselben:  Wts  iNldrt 
ilircn  Inhalt?  Fast  ausschliesslich  Bestimmungen  gegen  das  D^ct 
Von  den  (>5  Titeln  der  ältesten  Redaction  der  lex  Salic*  nd 
nur  drei,  namentlich  Tit.  4ß  (De  Hoc  &mirem  —  fiber  die 
Adoption),  Tit.  59  (De  alodis)  und  bis  zu  einem  gewissen  Ui 
Tit.  60  (De  CO  qui  so  de  parentilla  tollere  ndt)  nicht  repren^ 
Inhalts,  alle  übrigen  sollen  der  Zurückweisung  von  Vf 
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(tiencti.  Die  Bcstimmangen  proccssualen  Inhalts,  als  solch«  tai 
und  fiir  sicli  der  Repression  gewidmet,  sind  überdiess  in  die  Form 
von  StrafdrohuDgen  gegen  Venia chlässigmig  der  procossualeii 
Pflicliten  gefasst,   so  Tit.  I  De  nuumire,  Tit.  49,  De   t<?stibu8, 

ITü  57,  De  racliinebtirgis. 
Die    Titel    50    „Do   fides   factaa"    und    52    „De   rem    pri 
Btitam"  sind  gleichfalls  durchaus  represairer  Natur,  ebenso  Tit.  45 
„De    migrantibna "    und    47    „De    filtortis "    (Anevang).    Tit .    44 
„De  reipus"  ist  wahrscheinUch  aus  einer  strafrechthchen  Bestim- 
mung  entstanden,    wie  an   anderem  Ort  ausgeführt   wurde;    dio 
übrigen  54  Titel   des  Gesetzes  endlich    sind  rein  strafrechtlichen 
Tnimlts.     Ein    ähnliches ,   wenn   auch  minder  scharf  ausgeprägtes 
^  Vcrhälüiiss  ist  in  den  näclist  jüngeren  Lege«  barbarorum  consta- 
^ptirfaar:     Je  entwickelter  sie  sind»  je  vollkommener  die  einzelnen 
privatrechtlichen  Institutionen,  desto  untergeordneter  ist  die  Rolle 
der  Repression,  mit  anderen  Worten:    dieselbe  ist  Mericmal  des 
alten  germanischen  Hechtes.      Dieser  Cktrakter  hat  sowohl  das 
alte  Sachenrecht,   als   daB  alte  Obligatiouenrecht  so   tief  durch* 
dningen,   dass  wir  tliatsiichlich  aus  der  Ei'kenntuiss  dessen,  was 
verboten  gewesen,  darauf  schliesscu  müssen,  was  Gewohidieit  und 
■ostattet  war.     Höchst  merkwürdig  sind  diesbezüglich  ilie  Ergeb- 
lisse  Hetslebs,  welche  in  die  gegenwärtige  Frage  wirklich  ein- 
^greifeii,  als  ob  sie  ad  hoc  geschrieben  wonlcu  waren.     In  seinen 
^Institutionen  (11  §  6  ff.)  üussert  er  sich  hierüber  vdc  folgt:  „Das 
i Mobiliar-Sachenrecht  ist  in  der  Gestalt,  in  welcher  wir  es  das 
^gnnzo  Mittelalter  hindurch  finden,  schon  zu  einer  Zeit  vorhanden, 
rda  der  Grund   und  Boden  noch  nicht  dem  Privateigenthum  und 
lit   dem    sachenrechtlichen    Verkehr  anheimgegeben  war.     In 
dieser   iiltraten  Zeit   nun  rechnet  die  Rechtsorthiung  noch   nicliL 
mit    dinglichen    tmd    persönlichen   Rechten  mid   bemisst  sie   die 
Hilfe  und  den  Schutz,  den  sie  gegen  BechtsverletTungen  gewährt, 
nicht  nach  der  B^xistenz  und  der  Beschaffenheit  eines  abstract«n 
^JElecht*H,   nelmehr  steht  alle  Rechtsverletzung  nnter  dem  Delicts- 
^bcgriff  und  wird   nur   verfolgt,  soweit  sie  Delictsuatur  hat  und 
mit   dem  Ziel    auf  Bestrafung  des  Verbrechens  und   Wiederlier- 
Kstdlung  des  durch  das  Delict  getrübten  Zustandes.    Demgeniäss 
^gewiihrt  das  Recht  auf  dem  Gebiet,    das   uns   hier  angeht  eine 
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Hilf«   nur  in    iTweiertf^i   Richtung:     1)  Gegen  Einpriffe    in  aneo 
thatsäcblich    Turliandenen    HerrsdiafUbesUHnii ,    denurt ,    daas 
Diebstahl  oder  Raub  der  seines  Bcsilzea  verlustig  Gewordene 
Delictsklage    erhält   und   2)   gegen  unredliche  Vorenthaltnng 
Sache  seitens  dessen,  der  ate  zu  bestimmtem  Gebrauche  fmi[ifan^ 
hat      Ueberreste    dieser   Grundanscluiuung    ragen    nocli    in   i 
späteren  Rechtszustände  liincin,   bei  den  Römern,   deren  aci 
depositi    ursprünglich    Delictsiuitur   hatte,    so    gut    wie    bei 
DeutHchun^  deren  Anevangskliige  die  Herkunft  von  der  Diebe 
klage  das  ganze  Mittelalter  liiudurcli  nicht  vollHtündig  Terlei 
hat,  wie  ajiderci-seits  die  Klage  auf  Rückgabe  oiuor  res  pi 
noch   lange    manches  von  der  Natur  einer  Delictsklago  an 
trägt.     (Vgl  z.  B.  lex  Rib.  62.) 

Aber  im  Fortschritt  der  Entwickelung  consolidirt  sich  il 
abstracto  Begiiff  des  Rechtes  an  der  Sache,  und  neben  der  Vd^ 
folgung  des  Verbrechens  wird  der  Schutz  des  dinghchco  Rechtes 
um  seiner  selbst  Willen  Rechtsprincip.  Die  Folge  davon  ist 
Schmtilorung  des  Gebiets  der  Delictsklagen,  welche  in  man< 
Richtung  durch  bürgei'liche  Klagen  ersetzt  werden,^ 

Genau  das  nämliche  gilt  vom  Obhgationenrecht.  „Dk 
Wadiation"  sagt  Hbu&leb  (a.  a.  0.  233),  „tritt  uns  in  ihrer 
ursprüngUcben  Gestalt  nicht  sowohl  als  Vertmg,  Wehnehr  als 
Zahlung,  beziehungsweise  Sic-herung;  nicJit  als  Eingehung  einer 
Vertragsverbiiidlichkeit,  sondern  als  Kriullnng  einer  Delictsobli- 
gation  entgegen.  Und*  so  erscheint  alles,  was  uns  OontracU- 
Obligation  ist,  im  alten  Recht  als  componere  und  wadii'*. 
Busse  zalden  oder  vwbürgen.  Auch  alle  aas  einem  Ge^ 
entstehenden  obUgatorischcu  Ansprüche,  etwa  wegen  Evii 
wegen  Verlustes  einer  geliehenen  Sache  u.  s.  f.  wurden  als 
Sprüche  aus  Dclictcn  geltend  gemacht  und  der  Beklagte  m\ 
componere,  oder  wadiaro.  G^erade  bei  den  benaimten  Real- 
contracten,  jedenfalls  wenigstens  bei  dem  Leilie-,  AufliewahmngR- 
und  Pfaudcontract  .  .  .  kam  die  Contractsunt-ur  schon 
kaum  zum  Bewuäütäcin ,  weil  der  bei  Weigerung  der  Rück( 
gerichtUcli  geltend  gemachte  Ausspruch  dinglichen  Characler  bati 
mit  malo  ordine  possides,  nicht  mit  darc  dcbes,  erhol 
wurde.  .....    Die  Klage  auf  Rückgabe  anvertrantor 


rante  in  gleichem  Mtuisse  wie  die  DiebstalilsUage  Deiictsnatiir 

ibeo,  weil  in  ursprüuglichen  Rochtsanschnnungen  i^-iderrechtliches 

^orcuthalten   einer  Sache  und   diebisches  Bohalten  sich   decken. 

''as   «OBBt  bei  Realverträgen   in  einem  Contractssystem  mit  der 

nontractsltlage  (actio    directa  und    contraria)  verfolfft  wird, 

ErsiilÄ  fiir  Verlust,  Zerstörung,  üetfrioration  ih^r  Sache,  wurde 

tsofallä  als   AuäÜuss  des  Delictsansprucbs  beliaodelt   und  nach 
m  Maass  der  Sachbcschädigunf;  gebUsst." 
Fügen  wir  hinzu,  dass  das  älteste  Faniilienrecht  dnrchwegs,  so- 
it  Vaterrecht  und  Kaufehe  vorhanden  waren,  sachenrechtlichen 
Character  an  sich  trägt  und  demgemäss  die  Natur  des  Sachenrechts 
tfaeilt;  dass  auch  liier  die  Delictsklage  im  Vordergninde  der  Recbts- 
bestinunungen  steht  und  wir  wenb»n  wohl  jüden  Zweifel  an  dem  re- 
pressiven f  Jliaractnr  ältester  Rechtss)'stenie  als  unzulässig  bezcicimen 
dürfen.  Dir  Inhalt  ist  dann  aber  keineswegs  Zwang  und  Bcscliränkung 
^ler  Willensfreiheit,  Trennung,  Scheidung  und  Abgrenzung,  sondern 
Bmgekchrt  Sicherung  der  Willensfreiheit,  welche  ja  durch  {Kisitive 
HlcchtsTDrschrÜten  weit  mehr  als  durch  repressive  gebunden  wird. 
So   viel   über  die  Rolle   von  Kampf  und  Streit  im  Rechte. 
Wir  möcliten  nur  noch  darauf  hinweisen,  dass  auch  im  öfrentlichen 
HKcohto  Analoges  stattfindet,  indem  der  Krieg  ein  Hnuptfnctor 
Ijei  Entstehung   neuer  Lebens-  und  R«chtsforraen  ist.     Gitmplo- 
^vicz  hat  schon  in  frühen  Schriften   dai-auf  aufmerksam  gemacht 
^pnd  hat,   abgesehen  von  der  Frage  der  Priorität,  jedenfalls  das 
Verdienst  die  diesbezüglichen  Verbältnisse  neuerdings  dem  Kreise 
wissenschaftlicher  Erörterung  einverleibt  zu  haben. 

Zwei  weitere  Einwändo  Stokkks  (1.  c.  568  ff.),  richten  sich 

tigen    räne   EigeJithiimliobkeit ,    „welche  FoST    mit  den  meisten 
nioren  innerhalb  der  deutschen  sociologischpn  Litteratur  theilt." 
iese  Einwürfe   betreffen    ei-stens:    Mangel   eines  entsprechenden 
relativen  Maasses  ftir  den  Oivilisationst)e^ff ;  Streben  nach  einem 
^BDerreichbaren   absoluten  Maass  desselben  imd  zum  zweiten  eino 
^■nbegrenzte  Skepsis,  i^  die  nichts  mehr  feststeht  als  der  Wandel, 
^Kchts  beständig  als  der  Tod.     Fiir  Bastian,  der  diesem  Fehler 
nicht  anheimfiel,  sind  Kindesliebe,  Hingebung  ftir  die  Zwecke  der 
tpmeinschaft,  Regel  im  Geschlechtsleben,  die  aus  der  Gleichung 
üt  zahllosen  unbekannten  mühevoll  gewonnenen  bekaimten  Grössen, 
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auf  die  er  im  methodischrn  Processc  des  Wagens,  Me®(^Ji8 
Vergldchcns  nicht  Temchten  kann  noch  will.  Dio  Menseht 
muss,  hcisst  ca  weiter,  im  Laufe  üirer  Eutwickolung  doobj 
einigen  bestimmten  Resultaten,  ini  feststehenden  Kr^stAllij 
formen  gelangt  sein,  gleichviel  ob  deren  Zahl  gross  oder' 
ist  —  am  welche  sich  in  irgend  welcher  Fonn  das  Flüssige, 
gebundene  der  Lebensphänomene  zu  gnippiren  Tcnnag.  Hod« 
sei  es  allerdings ,  wenn  Moralisten  allen  ihren  Rechts- 
Sittlichkeitsprincipien  eine  UDZweifelhnfle  Qewissheit  a  priori 
diciren ,  ebenso  bcdcnkhch  aber ,  jene  primären  und  crprot 
Erhaltungsbedingungen  jedes  gesellsclmfUichen  VerbandsverhiÜt- 
nisses  in  einer  alles  negirenden  und  erschütternden  8kepsiii 
untergehen  zu  lassen.  Bedenklich  sie,  trotzdem  sie  sieb  als  das 
Ri'sultat  einer  vicltausendjährigen  und  tauaendfaltigen  Erfabrang»- 
kctte  darstellen ,  als  schlechthin  wertidose  und  unzuveHlsBig«, 
apriori.stisch  speculative  Bildungen  zu  charakterisircn.  Diesem 
Irrthuni  verfalle  die  Mohrzahl  der  Anhänger  der  etlinologtsctifii 
Methode  und  nuui  kßnntc  sein  Wirken  bei  Post  niriit  mmder 
genau  naclns'eisen ,  wie  bei  Dabotjn,  Kohler,  BAcnOFta«,  Gm- 
i'Lowicz  u.  a.*)  .  .  . 

Post  lehne  die  Amialune  eines  dem  Menschen  angeboreoec 
absolut  und  objecliv  Guten  ab,  ebenso  die  Amudune  unser  sit 
liebes  mid  rechtliches  Bewusstsein  sei  ein  tuitriighcher  M 
fiir  Gut  und  Schlecht,  Recht  und  UniT'cht,  er  wolle  erst  aus 
Erscheinungsformen  des  ethischen  und  rcchthcLcu  Bewusstseiiis 
der  Monscidxeit  in  den  Sitten  aller  Völker  erkennen,  was  gut  m»! 
recht  sei  und  auf  diese  Weise  bestimmen,  welche  Bewnndniss  es 
luit  imscrem  eigenen  sittlichen  ße^*usstsein  habe  —  Diese  Aaf- 
gabo,  welche  sich  Post  stellt,  übersteige  menschliche 
üeberdies  zeige  sich  die  Unausfiihrbarkeit  des  Programme, 
thcorotiscbeu  Vorsätzen  zum  Trotze  spielten  nämüch  dir 
rescirtcn  aprioristischen  Vorstellnugen  hinein  und  beeinflussen  die 


*)  "Wir  nAchon  danuif  aaTmerkaam ,  das»  hiar  die  .primären  «aä 
orpfibten  £rlialtuii|fsWdiu){Uiigui  jedes  gciellHluifti.  Verbau  den'  aU  Biv 
«uluile  eiuL-r  üUitwickcIiing  u.  kw.  eiuer  vieltauscni^jälirigüu  KoLwickolttug 
dot^'xtclll  vrcrdeu.  Dies  alimntl  mit  ansurer  ci^iiun  Ansiolii.  Uiucr  WaascJi 
ist  CS  zu  zeigen,  wn»  vor  und  wührimd  dioRcr  EntwickHnn^  war. 


—     551     — 

juridische   Boiirtheilnng    der   Thatsachen.      Daher    eine    gewisse 
ZwieäpäUigkeii  iler  eiiiäclilil^gen  Werke.     So  hei  Dakoitn  einer- 
seits   GingeütÜiidaiss,     iinad    ein    Maassstab    ftlr    die    imiturelle 
Stufenfolge  der  Völker  nicht  gefanden  werden  könne  und  anderer- 
iita  consequont  gubrauchte  WertlireJation  cultivirter  und  urikulti- 
firirtcr   Völker   und   daran   geknüpfte  Voraussagungen,    l)ei   Port 
unumwundene  Ausdrücke  von  Unzufriedenheit    und  Verdammung 
z.  B.  über  Regelwidrigkeit  des  geschlechtlichen  Verkehrs,  in  seinem 
Tadel  gegen  gewisse  Mängel  des  römischen  Reclites,  während  in 
I      anderen  Capitcln  zu  allem,    was  ist.  Ja  und  Amen  gesagt  wird. 
^P         Diese  Methode  fdlire  schliesslich  nur  zur  Darstellung  von 
~  Varietäten  des  mannigiachoii  That  such  liehen  oline  inneren  Zusaui- 
luenhang.  ^Dor  Geschlechtstrieb"  bemerkt  Beunhöft,  „vonvirklicht 
in  sich   Einzclchc,   Vielweiberei,  Vielmännei'oi,  Gruppenche  und 
Weibcrgeracinschaft;  .  .  .  schlicsshch  giebt  die  Vorgleichung  kein 
anderes  Resultat,  als  dass  alle  Ifenschen  Geschlechtstrieb  haben." 
Aohnliches  gelte  von  Geselligkeitstrieb  und  Regiei"ungsfonuen.  — 
BPost   bewahre    seine    kühle  Objectirität    selbst   bei  Fragen   wie 
"Religionsvcrfolgimg,  Hexenprocesse,  Tortur,  er  verrichte  auf  die 
Aofstellung    einer   Werthrelation    und    begebe    sich    somit    des 
HauptvortheOs  des  Vergleiches,  und  vendchto  zugleich  auf  Her- 
stellnng    einer    Brücke    zwischen    den    Daten    und   der   Einheit 
nnseres  Bcwusstscins. 

Man  suche  hier  also  das   Recht,  ohne  nnaere  Vorstellung 
vom  Guten  und  Rechten  festzuhalten:  den  eimdgeu  CompasH  auf 
starmbewegter    See.     Dieses  Vergleichungsniiuiss   sei    nur   provi- 
sorisch,  aber   wir  vermtigon    iu   unserem   Voi-stellungsfcrcisc   nur 
I      mit  Hilfe  dieser  Kategorieen   zu  denken ,   nur   so  Sittliches    von 
^^UusittUchem ,  Menschliches   vom  Unmenschlichen  zu  trennen  und 
^  nur  so  auszuscheiden,  was  zu  allen  Zeiten  unuicnschUch,  uiisittUcli 

und  daher  unri'clit  war. 
^b  Die  lange  Reihe  der  oben  wiedergegefaenen  Vorwürfe  halten 
wir  gltiich  der  vorigen  für  ungereclttfortigt  und  zwar  aus  folgenden 
Üriin<lcn.  TrLOR  und  die  übrigoai  Engländer  sollte  man  mit 
Rücksicht  auf  Anwendung  oder  Zurückwcisuag  eines  Maassstabs 
[der  Oultnrhöhc  nicht  in  Gegensatz  zu  den  Deutschen  Fachgolehrteu 
im  Allgemeinen  bringen.    Auch  die  Deutscheu   streben  übendl 
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iiacb  Darstellung  von  Entwickolungeo  und  (lies  tmpUcirt 
Untcrscbcidunf;  höherer  und  geringerer  Oultureu.  Ich  selbst 
niclit  bloss  niemals  eingcsUnden  „dass  ein  Maassstab  fiir 
cu]tureUe  Stufenfolge  nicht  gefunden  werden  könne",  Boadem  im 
Gegeutlieil  eiucu  solchen  Maassstab  gesucht  —  und  er  möge  gut 
oder  scltlecht  sein  —  wirklich  iiufgestellt,  auch  nach  di( 
Maassstaab  die  Unterscheidnng  der  Volker  nach  der  Oultnrhül 
vorgenommen.  Zugleich  wurden  die  Gründe  entwickelt,  wt 
ein  absoluter  Haassstab  der  Oulturcn  nicht  gefunden  «etded^ 
kann'^).  Der  Hauptgrund  hiefilr  hegt  in  der  nngleichmässige^ 
Rasctüioit  der  Entwickelung  der  einzelnen  Instihilionon,  w( 
a.  a.  0.  genügende  Belege  beigebraclit  werden.  WUlirend  z. 
das  eine  Volk  das  System  des  Mutteirechts  anwendet,  und  zugleif 
die  Stufe  der  Feldgemeinscbafl  erreicht  hat,  ist  bei  andei 
Völkern  in  der  Periode  der  Feldgemeinschaft  das  Muttcrreclit 
nur  mehr  in  üeberreaten  erhalten*).  Dia  lüoraus  erwaclisende 
Scliwierigkßit  ist  offüiikundig.  „Trotzdem  uun  ein  voUkomDKQ 
genügendes  Merkmal  zur  Feststellung  der  Kaugorduuog  der  Col* 
turen  wohl  immer  vergebens  gesucht  werden  \nrd,  ist  die  HoHounfi 
auf  Feststellung  einer  gewissen  derartigen  Anordnung  dennoch 
nicht  ausgeschlossen.**  Als  besonders  wichtiges  Merkmal  der 
ursprünglichen  Culturen  werden  Unterscheidung  dor  Völker 
solche  mit  und  ohne  Ackerbau,  ferner  die  Phasen  der  A( 
Verfassung,  die  grössere  oder  geiingcrc  Ccntrahsation  der  politische 
Verfassung,  endlich  <lie  Entwickelung  des  EigenÜnimsr  echtes  ang^ 
fiihrt  und  dann  fortgefahren:  Verfassung  und  Eigenthmn  übtei. 
Dank  ilu'cni  Zusammenhang  uutereinander  und  mit  dem  kcimeuden 
Ackerbau  einen  so  grossen  Einfluss,  dass  sie.  trotz  mannigfachem 
Abweichen,  Zurückbleiben  und  Vorauseilen  anderer  Galt 
pliänomene,  doch  am  Kichersten  die  Ijinie  des  Fortscliritts  bczeiclmi 
und  geniigen,  tmi  junge  d.  h.  unTollkommene  imd  alte  d.  h. 
kommene  Cultur  zu  unterscheiden," 

Dieser    Unterschetdungsgrund    mag    wohl    ungenügend   S( 
(aucl)  sind  seitdem  andere  vorgcsclüagen  worden ,)   allein  an 
für   sich   wird   man   doch   das  Suchen   dm-nach  gegenüber  di 

•)  Zeilwhr.  fHp  vrrgl.  Rcchtswiss.  V  1— HB:     „Uebcr  UrapnaiÄ 
EntwlckclaugBjtcBch.  d.  Eigcnthums."     *)  L  c  S.  7. 
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önes  Gintlieiluiigsgrundes  der  Oiüturen  bei  den  Eng* 
mcbt  als  eiii  wisse  iiscliaftl  ich  ungereclitfertigtes  Vorgehen 
invcrfen.  Merkwürdiger  Weise  hat  Stokkk  selbst  eiuen  sulchen 
aud  zwar  absoluten  Maassstab  aufzostellen  versucht,  uämlich  die 
Bthischo  Qualität  der  Erscheinungen.  Ob  diese  biczu  geeignet 
,  ist  eine  m.  £.  zu  vcnicincndc  Frage.  Was  zunäclist  die 
eeicImuDg  von  Kindesliebe,  Hingebung  für  die  Zwecke  der 
lomeinsdiail,  Regel  im  GeschlechUlchen  als  „primäre  Rrbaltunga- 
>edinguugcn  jedes  gesell schafUi eben  Verbandes*^  angebt,  so  kann 
die  Thalsacbe,  duas  sie  wirkUeb  von  Uranfiuig  bei  jedem  Stamme 
vorhanden  waren,  doch  nicht  als  ein  selbstverständliches  Factum 
a  priori  accepÜrt  werden,  es  bandelt  sich  hier  vicünehr  um  eine 
Reihe  von  der  ontfemteston  Yergangcnbeit  angcbörigen  historischen 
Tbaisacbcu;  können  dieselben  nicht  unmittelbar  aus  der  pbysio- 
)fpscben  Natur  des  Menschen  erschlossen  werden  —  was  nicht 
'der  Pall  ist  —  so  muss  ihr  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein 
^lewiesen  werden  wie  das  jeder  anderen  historischen  Tbatsache. 
^EKeee  Behauptung  setzt  weder  eine  Alles  negirende  und 
^prschüttemde  Skepsis  voraas,  noch  die  Beurtheilung  der 
Bietreffündcn  cthisclion  Güter  als  schlechthin  werthlosc  aprioristischo 
^püdungen,  eine  Beurtheilung,  der  sich  thateächlich  kaum  einer 
der  Hauptvertreter  der  sociologischen  Rechtswissenschaft  würde 
ledieueu  wollen.  W^ir  können  ganz  wohl  als  Tbatsache  anerkennen, 
{äB&  Kindesliebe,  Regel  im  Gesclilecbtslebeii  u.  b.  w.  eiimial  im 
dasein  der  Metischheit  nicht  existirt  haben  und  sie  dennoch  als 
ie  besten,  niit/bcbsten,  edelsten  Tnebe  ansehen.  Es  bleibt  die 
Ige  oflen,  ob  wir  eine  Urzeit,  welcher  diese  Ideen  fremd  wai-on, 
niclits  desto  weniger  ethisch  verdammen  dürfen;  sollte  aber  die 
Anwendung  unseres  ethischen  Maassstabes  auf  jene  Zeit  auch 
wirklich  am  Platze  sein,  so  liegt  sie  doch  nicht  innerhalb  des 
Porschungsbereiches  der  ethnologischen  RechtswisHenschail.  Sollte 
CS  gclingCD  die  Gesetze  der  Erscheinungen,  iliren  streng  causalen 
Zusammenhang  nachzuweisen,  so  könnte  mau  ihre  etliiscbc  Beur- 
theilung ruhig  einer  ferneren  Zukunft  überlassen.  Dieselbe  ist  um 
so  weniger  di-ingcnd,  als  die  Ethik  selbst  bckanntUch  uoch  sehr  im 
Argen  liegt  und  nicht  einmal  ihren  Grundprincipicn  nach  feststeht. 
In   der  sociologischen  Recbtslehre  ist  c3  biemit  wie  in  der 
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NatioTiiüökonoinic,  wo  diu  Vorwcrthung  ethischer  GcsicbUpt 
bis  jcUt  (liLTcliaus  mehr  Verwimmg  erzeugt,  als  Nutzen 
hat.  Dos  cthiscli  6uto  kann  wirthschoniich  schädlich,  das  «thiidb 
Schlechte  wirthseliaftlich  nützlich  sein.  Ebenso  nug  es  P&De 
geben,  wo  das  ethisch  Gute  einen  Rückschritt  des  B«cbtes.  du 
ethisch  Schlechte  einen  Fortschritt  desselben  erzeugte,  immer 
unseren  eigenen  Maassstab  von  Gut  und  Schlecht  voraoagCKlit 
Ueberdies  sind  in  der  Thatsücldiclikeit  des  wirthscbafUlchoD  aovoU 
ab  des  rechtUchcn  Lebens  die  ethischen  Qualitäten  gevAnfiok 
in  der  menschlichen  Brust  verborgen  und  der  Änaljue  im 
Foi'schers  unzugänglich,  wälirond  in  nirthscliaft lieber  Bc 
die  Handlungen  und  ihre  Wirknng  klar  zu  Tage  treten, 
sich  denn  eine  durchgreifende  und  practisch  verwerthbare 
tication  an  diese  äussere  Seite  zu  halten  hat^. 

Die    sociologische  Rcchtslehre   würde    ganz    und    gar  bh 
geninnen,   würden  wir  das  eine  al»  gut  das  andere  als  schli 
das  eine  als  menschlich,  das  andere  als  unmenschlich  bozoicl 
Unser   eiiiter  Zweck  ist  zu  constaliren,    was  wiir,    und  wie 
warum  es  geworden  ist ,  evontuell  daraus  zu  entchliuaseu,  wu 
Zukunft    kommen    wiiil.     Die    ethische    BeurthcUung    ist 
vollkommen    unablmngig.     Wenn  FosT  aus   den  TliatfiACheo 
Rcchtslebens  scIiUessen  will,  was  gut  und  was  rocht  isty  dann  ont 
nimmt  er   wohl  wirklich   Unmögliches,    auf  dieacin    Wege 
werden  ihm  die  übrigen  Vertreter  der  Schule  nicht  folgen, 
geistige  Verbindung  der  Thatsachen    würde  dadurch   kein« 
hergestellt  werden.     Die  Forderung,  man  möge  hier  überall  4Ü 
ethischen  Maassst-ih  herbeiziehen,  der  Tadel,  wenn  man  ca  tnik^ 
lüsst,  gleicht  dorn  Vorwurf,  den  man  einem  Astronomen 
würde,  weil  er  die  ästhetische  Wirkung  der  Hiinnir*lskörpor 
erörtert,  oder  einem  Zoologen,  weil  er  die  Schönheit  der 
nicht  eingehend  würdigt.    Die  etliische  Seite  der  rochtlicben, 
der  wirtlisclmftljcben  Erscheinungen  ist  sicherlich  bochintei 
müsste  aber  einen  unabhängigen  oder  mit  etliischen  For^bnn| 
verbundenen    und   sehr    umfangreichen    Gegenstand    der    üi 

')  Seihr  gut  nuR^luhrl  von  H.  IHktzrl  in  tlor  AlihnntHuDg  mr  M< 
Jftlir!.iR'lKr  frir  Nat.-Ouk.  iL  Stalirtik  DC.  ßi!.  (1B84),  vgl.  Dawioh.  t^i 
diu]  Altnüamtia  S.  17  f. 


^iichiuig  bilden.  Die  ethischen  Ideen,  ibre  Macht  und  ihren 
Einflufls  wollen  wir  keinen  Augenblick  verleugnen,  aber  daraus 
folgt  nicht,  (lass  vnr  sie  bestÜndig  im  Munde  führen  und  anwenden, 
TO  eie  dem  wiHsen&cliafltichen  Zweck  nicht  dienen.  Kuiilkr  luit 
ihnen  in  seinem  „Sliakespoare  vor  dem  Foruui  der  Jurisprudenz" 
und  ueuerlich  in  seiner  „Menächentülfc  im  Privat reclit"  eingehende 
Beachtung  geschenkt,  sie  aber  dennoch  mit  vollem  Hecht  bei  den 
ethnologischen  Vergleichungen  der  Rechte  nicht  b  die  ei'sto  Reihe 
geschoben.  Für  die  sociologische  Recht«lehre  ist  es  von  hohem 
Interesse,  wenn  z.  B.  constatirt  wird,  die  Blutrache  sei  ein  noth- 
wendigee  und  allgemeines  Stadium  des  Rechtes  gewesen,  sie  habo 
zuerst  sub.sidiär  dann  unbedingt  einer  Busse  in  Venuögenswerthen 
Platz  genuu^lit,  es  sei  ursprünglich  ein  sehr  weiter,  spättT  ein 
stetig  sich  verkleinernder  Kreis  von  Verwandten  bunapflichtig 
resp.  berechtigt  gewtseu.  Je  genauer  und  dctaillirter  derai-tige 
Ergebnisse  festgestellt  sind,  desto  vollkommener  der  Erfolg  der 
Hüciologischeu  Kechtslelu'G,  es  bleibt  aber  dafiir  ohuc  Bedeutung, 
ob  die  Blutrache  moralisch  gut  oder  verwei-flich  gewesen. 

Wäre  die  ethische  Bem-tbeilung  Hauptsache,  und  käme  man 
weiter  zu  keinem  Resultat  als  zu  dem  von  SroEßK  (§  537)  gc- 
kennxelchttctcu:  „Jedes  Rcchtsiustitut  fehlt  iu  der  Urzeit,  ixi  der 
Gcschlcchterverfassung  existirt  es  hier  so,  dort  so  .  .  .  ea  giebt 
zahllose  Varietäten,  nirgends  Einheit  und  Zusammenhang" ;  wäre 
wirkUch  ein  unterschiedsloses  Nehcncinimder  ganz  ebenbürtiger, 
der  Entwickelungssttife  nach  nicht  unterscheidbarer  Formen  das 
letzte  Ergebniss  der  ethnologischen  Rechtswissenschaft ,  dann 
allerdings  wäre  ihr  Dasein  ein  jammervolles  und  schado  wäre  es, 
an  sie  Zeit  und  Mühe  zu  wenden.  Dem  Juristen  waro  es  dann 
«ntscbiedoj»  abzurathon  sich  mit  derartigen  PhantaBmagorien  zu 
belaHsen.  In  Wahrheit  stellen  aber  die  erforschten  Erscheinungen 
Entwickelungsreiben  dar,  etwa  wie  Keim,  Bktt  und  Blüthe  neben- 
einander befindlicher  Pflanzen,  dor  Einwurf  schüttet  also  besten- 
falls das  Kind  mit  dem  Bade  aus,  indem  er  dos  tbatsüchhcli 
Erreichte  ignorirt,  statt  sich  auf  die  berechtigte  Warnung  vor 
Qltereiltem  Verallgemeinem  zu  beschränken.  Hiebei  dürfte  ein, 
wenn  ftuch  nicht  klar  formuhrter,  so  doch  nicht  selten  auftretender 
Gedanke   mitwirken:     Ohne  Erklärung   der  wirkenden    Ursachen 
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sei  die  Constatirung  einer  Bntwickelung  wortlilos.  Dfis  ist 
vollkommen  unrichtig.  Das  erste  ist  Constatirung  tinü  Bt'sclircibt 
von  Typen,  mögen  (Heäelben  in  Einzclerscbeinungeii  «der  al» 
Rnlwickelungen  auftreten ,  das  ssweito  Ut  das  Aufsuchen  der 
wirkenden  inneren  Grunde.  So  gehen  alle  AVissenecbaildn  lU 
Werke.  Uebrigens  stellt  die  Kntwickclung  selbst  bereits  eineCSuuil- 
kette  dar,  von  der  die  Forschung  zu  höheren  Hrsfichen 
kann.  Der  Zeit  nach  ist  dies  aber,  ebenso  wie  di«  ^u 
Beurtheiluug  der  Krscheinungpn,  eine  Aufgabe  zweiler  Oi 

Richtet  sich  der  vorige  Einwurf  gegen  Vernarhl;U.sigiing 
Classificütioa  der  Erschein  ongen,  uHnienllicb  nucb  ihren  ethtfeben 
Quälitüten,  so  geht  der  folgende  eoch  tiefer,  indem  pj  di-n  V< 
tretern  der  neuen  Richtung  leichtrertiges  Bauen  aus  schlccbN 
Hatcrinl,  Festhalten  an  einer  ungenügend  begründeten,  angebli 
fundnraentAlen  Lehre  von  einer  Geschlcchtsgenosseu  schuft 
Urzeit,  Mangel  an  Quellenkritik  vorhält  und  zum  Schlags 
dass  hier  bloss  rudimentäre  Vorarbeiten  vorliegen,  dcrea  Wie 
erbt  durch  die  Zuk-unft  geprüft  werden  wird.  Nun  ist  es  Midi 
sicher,  dass  eine  zugleich  so  junge  und  so  schwierige  Wisscxtsduft 
wenige  Ergebnisse  aufweist,  die  in  ihren  Einzelheiten  Qber  ille 
Zweifel  erhaben  und  nicht  Gegenstand  künftiger  Verificatioo  uad 
Richtigfttellung  wriren»  allein  dasselbe  Schicksal  Uieflen 
ülUire  und  durcli  ihr  Alter  arcreditirte  WiasenHcliaften,  so  naueni 
<liH  vomehiuste   und   älteste    unter  ihnen:  die  Pliilosophio. 

Die  Sachlage  wird  zunächst  so  dai^estellt,  als  wÄreo  die  in 
der  Urgeschichte  der  Völker  entdeckten  Gleiclunäasigkfiten  wissea- 
schafUicb  völlig  inditl'erent  und  die  Aufgabe  der  WisseuschiA 
bestände  nur  in  ^Auf&ndnog  und  KlarsteUang  der  M<wMnt^ 
welche  es  bewirken,  dass  die  äusserhch  glichen  Umstände  dcs- 
uueh  zu  düferenten  Ergebnissen  geführt  hoben".  Dieses  Urtfadl 
bedarf  der  \\ldeHegung.  Würde  sich  tUe  neue  WisaeMcUl 
auch  gar  keine  andere  AofgAbtt  stellen,  ah  eine  Gleiduidasigkatt 
dei'  Erscheinungen,  einen  gemeinsamen  Ausgangspunkt  dendbct 
auf  allen  Gebieten  des  Lebens,  auf  dem  Gebiete  des  Redita 
s]ao  eine  Reihe  von  Urinstitutiouen  zu  entdecken,  so  wfiie  lue' 
mit  allein  ihre  Eüstenzberechtignng  sichergestellt ;  die  DUTereoa- 
niDg  der  Urinstitutiouen  in  späterer  Zeit  «Sro  eine  nette,  grea» 


anderen  Wissenschaften  xufitUondf?  Aufgabe.     Ist  beispiels- 
weise   die    Haulwbü    in    ihren     Formen     und     MetanioriiboBPn 
>algcstellt    worden,  so   vrird   der  Germanist    daraus  einu  Reibe 
ron   Gebilden    dcutächen  Recbtüs   and   deutscher  Silte    exklären, 
ohne   diesen   Ausgangspunkt   unverständlich  wären.     Aehn- 
108  gilt  von  den  la-ititutioncn  dcB  cbeUclieu  Güterrechtes. 
In  Summe  ist  bisher  nicht  sowohl  die  Gleicbmäsäigkcii,  als 
ielmehr  die  llagleichraässigkeit   der  ürsaclien  überschätzt   und 
selir    betont   worden,    so    namentlich    von   Hcckle.    Sie  Ist 
augenfällig,    wtUuend    die    Gleichniässigkciteu    verborgener    siud, 
daher  sie  übersehen  oder  nur  sporadisch  bemerkt  und  dann  falsch 
erklärt  wurden.    Die  Gleiclimiissigkeit  der  Entvvickelung  kann  sich 
_ent\i'eder    auf    einzelne    Institutionen    beiueheu    oder    auf  ganze 
Itnrstufen  und  Wer  kann  sie,  wegen  der  ungleich  raschen  Ent- 
rickelung   der  Institutionen   bei    verschiedenen  Völkern    niemals 
>ng  sein,    wodurch,    wie  schon  bemerkt,    eine  Anordnung  der 
'^ölkor  nach  ihrer  Reife  nicht  beliindort   ist^).     Wo   aber  diese 
^''ariafciouen  völlig  veruacbliL'isigt  werden,  dort  entsteht  ein  falsches 
Uld    und    dies    ist    iiu    vollen   Sinn    des   AVortes    bei    Post'b 
,Gt?scblcchterverfmi8uug"     und    „Gescblechtsgenossenscliaft     der 
Urwüt*'    der   Fall.     Stoerk    schreibt    diese    Lehro   Posx's    mit 
Inreobt  der  ganzen  Schule  zu.     Wir  haben    uns    bereits  ander- 
reitig  (bei  Besprechung  von  Post's  „Grundingen  des  Rechts") 
iLsrhieden  gegen  sie  aasgesprochen  *").    Mit  Recht  erbebt  Stoekk 
len  Vorwurf,  dass  diese  „Geschlochterordnung"  an  verschiedenen 
)rten   aus   ganz  verschiedenen  Elementen  zusammengesetzt   und 
versclii edener  Nutur  ist.    Es  ist  dies  ein  0:u^nalj)unkt  und 
kine  Lebensfrage  der  sociologisclien  R«chtslehre,  auf  die  vir  mit 
m  Bemerkungen  eingehen  müssen. 

„Die  primitive  Güschlcchtsordnung"  sagt  Post  '") ,  „welche 
1^1  Ansgangsptinkt  für  das  ganze  staatliche  und  rechtliche  Loben 
ler  menschlichen  Rasse  bildet,  erscheint  als  eine,  auf  Üemein- 
ceit  de«  Blutes  basirte  Schutz-  und  Tratzgcnossenscholl  eigen- 


*)  Djutflim,  Dnrpr.  u.  Entwick.  d.  Eig.  S,  5. 
^  Zcitechr.  f.  Privat-  u.  Oentfiitl.  Recht  XIII  S.  181  IT. 
*^  ünjirimg  des  Rechtes  S.  30  K.  vgl.  G^schlechtaffenossenschaft-  der 
ürwüt  8.  3. 
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thliwilicher  Art."  Ditwe  Gruppen  sollen  sKinmtlirlip  Frauen 
Kinder  gemeinsam  gehabt  haben,  derart,  dass  jede  Frau  }t 
Mann  ge8ehl«H;)itIicb  zu  dienen  genothigt  war  (Uetärismiia) 
Frauen  und  Kiuder  lodigUclt  Vermögetisätücko  der  primJUi 
Qemeinschoil  waren").  Bei  solcbcni  Zustand  war  Kbubi 
ümerbalb  des  Geschlechtes  unmöglich,  nur  Verkehi-  mit  Gt 
eines  anderen  Geschlechtes  konnte  Ehebruch  oder  Unzucht  hets 
Glcich7^tig  herrscht  volle  VormügensgemGinschafl  sowohl 
Mobilien  als  an  Immobilien'^),  die  Kinder  uerdeo  niis 
gcmoiiiäameu  VermÜgen  erhalten ,  ihr  individuelles  Verhält 
zur  Muti«>r  tritt  zurück;  sie  sind  Uordeukiuder ").  £s  w< 
nicht  spezielle  Verwandtschaftsgrade  einzelner  Personen  zu  eil 
imt«rschicdeu,  das  ganze  Geschlecht  zerfallt  vielmehr  iu  gevii 
Altcrsclassen :  Väter,  Mtttter,  Geschwister,  Kinder,  ohne  Rück 
siebt  darauf,  ob  ein  näheres  Ycrhültniss  zniscbeu  einzelnen  Ittdöl 
duoa  nachweisbar  ist  oder  nicht  '*).  Diese  Angaben 
sicii  nur  auf  den  Urt)7)us  der  Geschlechtsgenossenschaft,  weil 
später  eine  Reihe  von  Entwickelungsstufen  dorchmachte,  so  n&meut- 
Uch:  „Geschlechtsgenossenscfauften  initWeibcrgemeinBchail'^,  „Haus- 
gemeinschaften'*, und  „das  patriarcbaliscbe  Haus  und  die  st 
liehe  Fanuhe"  "^).  Im  allgemeinen  „wird  man  den  Drtjpus 
primitiven  Genossenschaft  nur  als  dasjenige  Bild  ansehen  dOrffl 
welches  sich  ergiebt,  wenn  man  die  primitivsten  Seiten,  wolc 
man  bei  den  verschiedensten  GeschlechtsgenossenschaAen  der 
findet,  doch  immer  so,  dass  neben  ihnen  andere,  bereits  hnl 
entwickelte  Seiteu  vorbanden  Hiiiil,  zusammenstellt**  ....  „Ob 
derartig  organisiite  GcschJccbtsgenossonsciiaft  auf  der  Erde 
existirt  hat,  kann  als  feststehend  nicht  angesehen  werden  '^* 

Schon  die6es  Zugeständjiiss  aus  der  Feder  des  wisse 
heben  Vaters  der  Geschlechtsgcuosscnschaft  ist  geeignet 
maasscu  stubcig  zu  machen.    Die  Art  abei',  wie  er  zu  ihrem  BiUft 


if)  GnmiIlAgeD,  R.  103,  117,  119,  17.5,  SM,  G^vMhleehtagen.  dor 
S.  4,  AnföngQ  der  Cultur  S.  16. 

")  OnmiUagim  a  66,  202,  905  ff.     »)  L  c  lOO. 

'*)  Gin  Tlioil  iler  rolgoutlca  Ausführung  ist  der  citirl^u  Bo^l 
In  GaCNUVr's  Zeitschrift  cntuommca     '*}  Bioilcioe  II  9  >0S  S^ 

'")  a.  iL  <).  S.  I». 


P'gcUuigt  ist,  fuhrt  aus  dem  bereits  aiigogcboncu  Grunde  zu  kciuem 
befriedigenden  Ei^cbniss.  Es  atellcn  sieh  bei  genauerer  Prüfung 
Widerspruche  heraus,  deren  Bescitigmig  eiue  gcmdezu  unüber- 
windliche Aufgabe  zu  sein  scheint.  Insbesondere  die  Vermögcns- 
Igemeiuscbaft  der  Urzeit  ist  um  so  zweifelhait«r,  ab  nach  Fost's 
oigoner  Lehre  ein  Sacheurecbt  in  unserem  Sinn  der  Urzeit  fremd 
war*^.  Dieselbe  kenne  vielmehr  bloss  einen  factiscbcn  Besitz 
an  dnem  wirthäcliafUichen  tiute.  Dieser  Besitz  sei  CoUekÜv- 
besitz  des  (reiiclducbtes  gewesen,  die  Störung  des  Besitzstandes 
habe  eventuell  sogar  zu  FriefUosleguug  und  Blutraclie  geführt. 
Das  Sachem-echt  der  Cleno^enschaft  aber  sei  erst  mit  dem  Staate 
entstanden.  Das  VcrhUltiiiss  der  JägerstUmme  zu  ihren  Gebieten 
wird  —  ganz  richtig  —  dem  des  Staates  zu  seinem  Territorium 
gleichgestellt  **) ,  auch  dos  Eigenthum  an  Mobiben  —  wie  dos 
röniisohc   und  deutsche  Bccht  es  kennen,    sei    der  Urzeit  fremd, 

I  diese  habe  vielmehr  nur  geschützten  Besitz  anerkannt  und  auch 
diesen  nur  in  bescluiinktem  Maasse  '")■ 
Abgesehen  davon,  dass  diese  Unterscheidung  nicht  hinläng- 
Uch  begründet  ist  und  von  dem  Begriff  des  Eigeuthums  aus- 
gegangen werden  mUsste,  um  zu  constatiren,  ob  in  dieser  Urzeit 
£igentlium  war  oder  nicht,  finden  sich  in  Poüt's  Arbeiten  zahl- 
reiche, mit  der  obigen  Darstellung  in  AVidcrspnicli  stehende 
Stellen.  So  wird  z.  B.  gelehrt,  es  erbe  in  der  Urzeit  nur  eine 
Person,  der  Häuptling,  und  dieser  erbe  zugleich  Würde  und 
Gut,    dalier   die  Erbfolgeordnung   in  das  Vermögen  und   In  die 

»Hiiiiptlingswiirde  ursprünglich  dieselbt'  sei'").  Es  gebe  primitive 
Gcuo:>seii»chaftcn,  in  welchen  das  HäuplUngthum  zu  einer  dcapo- 
tisclien  Gewalt  entwickelt  sei,  welche  uch  sogar  zu  einem  Hecht 
flber  T-tßben  und  Gut  der  Genossen  steigert  ■').  In  der  früheren 
Sclirift  „über  den  Ursprung  des  Hechts"  heisst  es ,  der  Häupt- 
.  ling  der  primitiven  Genossenschaft  ,  könne  die  Blutsfreunde  ver- 
H  kaufen  und  verpfiinden,  er  habe  auch  das  ganze  VennÖgen  der 
^B  Genossenschaft  in  seiner  Hand, 
^ft  Diese   Angaben    sind    mit    dem    Maugel    eines  Eigenthums- 


")  Gmudbgcn  §  36.    '")  OnuidlaKcn  331.    '•)  l.  o:  883. 
")  Bauatcmo  11  47.    ")  a.  a.  O.  21. 


S60 


rechtes  iinroroinliar,  denn  Erbrecht  ohne  Rigenthnm  ist  u: 
lieh ,  zugleicli  witlcrsprechcn  sie  der  Annalinie  einer  primiti 
yermiigfin-sgnnieinschaft ,  weil  in  ihnen  Überall  der  Einzelne, 
von  Post  als  Häuptling  bezeidmet«  Person,  als  Subjecl 
SaciienrechteH  attfLritt.  Dieser  Widerspruch  ist  dorciuiiu  nii 
zufällig,  beruht  \ioliuehr  auf  der  Unvereinbarkeit  des  Inbaltei  der 
Quellen  mit  der  althergebrachten  liehre  vom  Commumamus  dcf 
Urzeit.  Die  Tgnorining  des  vorhandenen  Widrrspruclis  doidi 
Post  macht,  abgesehen  von  der  Art  ihn  zu  lösen,  die  Accepti 
der  akizzirteu  Lehre  von  der  „Geschlechisgenoaseuschail*'  för 
sociülogische  Recht  swissens  ehalt  unmügUch. 

Gehen  wir  einen  Schritt  weiter  und  fragen  wir,  worauf  »ch 
die  Lültre  vom  ursprünglichen  Hetärismus  stützt,  8o  stosscu  vir 
auf  drei  grosse,  an  Umfang  imd  Bedeutung  rasch  znnehmei 
Thatsachcngnippen.  Es  sind  dies  1)  Die  nur  auf  diese  Wci 
orklllrbare  classilicatorische  Vern'andtscliaftsbezeiclmung,  bekanni 
lieh  zuerst  durch  den  Amerikaner  Moroax  mit  Hilfe  eineor 
heben,  durch  die  Coiisulato  der  Vereinigten  Staaten  im  Anftra^'' 
ilirer  Hegierung  durchgeführten,  139  Völker  umfassenden  KD(|arte 
festgestellt  uud  seitdem  noch  durch  zahlreiche  weitere  BcoK 
tungen  bekräftigt"*).  2)  Die  bei  den  meiatea  Jfaturvölkc; 
obwaltende  Freiheit  uud  Ziigellosigkeit  der  Mädchen,  ein  Zus 
der  sich  mit  den  mUiisnm  mid  spät  entstandenen  eheuiüuulicii' 
Gewalten  zusommcugeludten,  als  der  ursprüngliche  darstellL 
Material  gerade  iu  dieser  Richtung  ist  relativ  vollständig 
gcstittet  bereits  bündige  Schlüsse.  3)  Das  bei  gewissen  üelc^ 
bciten^  namentlich  Hochzeiten  imd  anderen  Festen  bei  sehr  vi«! 
Naturvölkern  übliche,  zeitweilige  Eintreten  von  Promiscoit&t. 
welches  als  ein  Zm-iicksinken  in  ursprünghche  Zustände  auf 
gefasst  wird.  Hiezu  kommt  eine  Amtald  von  Fällen  von  viii- 
lichero,  glaubhaft  bezeugtem  Hetürismus,  Fällen,  deren  Zahl 
gering  ist,  aber  tiinreicht,  um  zu  beweisen ,  ein  solcher  ZusUix) 
sei  weder  unmöglich  noch  mit  der  menschlichen  Natur  nicht 
vorträglich.  Die  Gesammtheit  der  Beweise  aller  drei  Grufipn 
zusammen  ergiebt  imstreitig  eine  Walirscheinlichkeit  des  ursprfia^ 

'*)  Sehr  schtju  tlarffertellt  und  orUärt  bui  LiPPKar  Calburgndk  ir 
McQScIibpit  1,  Bl  fr. 
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lieh  all  gemeinen  Hetiirismna.     Mit  WaJirRclidnlicbkeit  müssen  wir 

jUns  hier,  wie  in  allen  empirischen  WisseiiKehaften   liepiiigen,  die 

''rage  ist  nur,  ob  im  gegebenen  Falle  die  Walirscheinliclikeit  aus- 

lif  nm  die  behauptete  Lehre  weiteren  Schlüsacü  zu  Grunde 

legen  zu  dürfen.    Mit  Rücksicht  aaf  die  erste  der  drei  Thatsachen- 

[gntppen  sind  wir  geneigt,    die  Frage  zu  bejahen,   denn  wirkhch 

bis  beute  eine  befriedigende  Erkhirung   des  claasificatoriBchen 

''crwaiidtscitallssystems  nicht  beigebracht  worden,  während  dessen 

stenz,  resp.  Ueherreste  in  immer  weiteren  Kreisen  nachgewiesen 

Lvcrdcn  und  bereits  über  allen  Zweifel  erhaben  sind. 

Eines  aber  muss,  die  Constatirbarkoit  des  ursprünglichen 
[etfirismns  angenommen,  festgehalten  werden :  lieber  den  sonstigen 
jellschaftlichen  Zustand  der  Menschen  in  dieser  Periode  wissen 
aus  directen  Berichten  so  gat  wie  nichts,  aus  sicberen  Rück- 
schlüssen sehr  wenig  und  dieses  Wenige  stimmt  nicht  mit  dem 
ron  Post  entworfenen  Rüde.  Frauen  und  Kinder  boIIcu  damal« 
leinsameü  Gut  des  Geschlechtes  und  au»  deHsen  gemeinsamem 
^erraogen  erhalten  worden  sein.  Dieses  Vermögensverhältniss  zu 
den  Frauen  wird  aus  der  Thataache  des  Hetärisinus,  des  ursprüng- 
lich schrankenlosen  Geschlechtsverkehrs  gefolgert.  Allein  Ge- 
j  schlechtsverkchr  mit  einer  Frau,  Verfügung  über  ilire  Gunst  war 
Hprst  riel  später,  nach  Einführung  einer  strengen,  auf  dem  Eigen- 
Bhnmsbcgnff  bereits  basirtcn  Ehe,  Kennzeichen  —  sagen  wu- 
Hlcddcns  "  der  Hen'schail  des  Mannes  ttber  die  Frau.  An 
Hdch  aber  ist  der  Geschlechtsverkehr  in  den  Augen  der  Natur> 
"rölker  keineswegs  hinreichend,  um  ein  Eigcnthums-  oder  über* 
|iiaapt  Vermögensverhältniss  zu  begninden  :  Reweis  genug  eben 
so  weit  verbreitete,  schrankenlose  Freiheit  der  Mädchen  in 
Oulturpcriode ,  in  welcher  von  Eigenthum  des  Stammes 
ihnen  keinesfiills  gesprochen  werden  kann  und  Post  selbst 
ieia  Stammcseigenthum  an  ihnen  behauptet.  Ebenso  mögen  wohl 
Ue  Kinder  nicht  zu  Individuen,  sondem  zimi  ganzen  Stamm  gehört 
iben ,  sobald  die  bei  den  Naturvöllieni  mehrere  .Tnhre  in 
^jispruch  nehmende  Emähmng  durch  die  Milch  der  Mutter  auf- 
hört. Dass  sie  aber  in  irgend  einer  Beziehung  als  Gut,  als  Theü 
des  Vermögens  betrachtet  wurden ,  dafür  feldt  nicht  nur  jeder 
laltspunkt,   es   ist   sogar   mit   den  Thatsachen   einer   bereits 
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unmittelbar  hus  den  Quellen  bekannten,  spHteren  Pr^riode  ztL^ammt 
guhalten ,  in  hohem  Grade  unwalirscheinlich.  Erst  mit  Vi 
breitung  der  Kaufehe  werden  Kinder  zu  Qegenst^don 
Familienvermögens.  Die  Theorie  roa  der  Geschlechts  gcnosMuy- 
Schaft  ist  also  auch  in  dieser  Beidchung  unbefriedigend-  In  mi 
bShereni  Maasse  gilt  dies  voq  der  dasselbe  Bild  ergänzenden 
Stellung  des  H.äuptlingthums.  In  Post's  früheren  Arbeilen  vird 
der  Geschlcchtsfiirst  als  ein  mit  gottähnlicher  Autorität 
gestatteter,  ober  dem  Geschlecht  stehender  Despot,  Träger 
Rechte  und  Pflichten  des  Geschlechtes  geschildert,  was  mit 
Quellen  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist**).  In  den  „] 
und  „Grundlagen"  ist  dieser  Sümdpiinkt  wesentlich  modifid 
ein  Gegensatz,  der  jedoch  nirgends  ausdrücklich  marldrt 
In  dem  den  „Bausteinen"  angefiigten  Uebersichtsregister,  weHbi. 
vielmehr  alle  Schriften  desselben  Autors  auf  gleiche  Linie  gesti*! 
In  der  That  wird  auch  nach  den  „Gnmdlagen"  •*)  die  G( 
des  Gesclilecht.shüuptlii)gs  als  eine  Leih,  Leben  und  Freil 
der  Seilligen  absolut  beherrschende  gi^schüdert  *^) ,  dnrchgebt 
werden  hiebei  Famihenherrscliaft  und  politische  Herrsrhaft  ohaT 
Unterschied  durcheinander  gemengt  und  beide  Verlüiltnisse  ab 
HÜuptlingtbum  bezeiclmct,  obwohl  sie  doch,  wie  ans  PosT^t 
eigener  Darstellung  in  den  „Grundlagen"  (S.  110)  herrorgnU, 
tlmtsficlJich  von  Anbeginn  an  geschieden  waren.  Trotx  de 
imponirenden  von  Post  angelüiuftcn  Materials,  trot7  der  zaU- 
reichen  in  seinen  Schriften  enthaltenen  ncnen  und  ausgczdob- 
neten  Ausfuhrongon ,  ist  also  seine  Lehre  von  der  6«sch]odil»> 
genossenscbail  der  Urzeit  so  wonig  überzeugend,  dass  sie 
felis  der  sociolog^schen  Rechtslehro  als  solcher  zuj 
werden  darf"^.  "Wie  wenig  dadurch  eine  Entwickelunf 
schichte  der  einzelnen  Institutionen  ausjreschlossen  wird,  bewcc 
zur  Genüge  die  zusammenfassenden  Berichte  Kohi.kk's,  Wilkd'» 
und  Post's").    Stoerk  befindet   sich  dalier  im  Irrthum.  wm 


**)  Vgl.  Gnchl.  gtm.  d.  Urz.  S.  S.  13.  130  f.,  Unpr.  d.  Bcdils  & 
(loBcliL  gon.  (1.  Uni.  U7,  Ursiip.  d.  R.  80. 

»)  8.  331.    »)  1.  c.  Uli,  Ul);  106,  118,  287. 

'")  Vgl.  lüf  citirte  Kpnceriflion  in  UBrKBTPn  Zftitachr. 
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er  BechtsinaÜtuto  wie  „die  primitive  VenHr)gensßPiriein8(.'luift'' 
(abgesehen  von  der  Frage,  ob  sie  tbat&äclüick  bestanden  Imt), 
doD  Frauenraub,  die  Blutrache  als  nicht  geeignet  für  die  universal- 
geschichtliche  Behandlung  auf  ethnologischer  Basis  bezeichnet 
und  fortföhrt:  „Die  Völker  bieten  eben  auch  in  Ansehung  des 
Reclitslebens  nicht  das  öde  Bild  einer  Tautologie ,  die  nur 
durch  chronologische  Differenzen  der  Entwickelungsphasen  durch- 
brochen wird.  Wer  das  ausdrücklich  oder  in  Praemisseu  behauptet, 
der  thut  der  Wirklichkeit  Gewalt  an."  —  Ob  bei  allen  diesen 
Institutionen,  z.  B.  beim  Frauonraab  die  ganze  Menschheit  über- 
einstimmende Entwickeln»  gen  aufweist,  oder  nur  Theile  der  Mensch- 
heit, wie  die  indoeuropäische  Rasse,  mag  hier  dahingestellt 
bleiben,  da  es  fiir  den  Werth  der  betreffenden  Untersuchungen 
nicht  ausschlaggebend  ist.  Dass  aber  hier  Gesetze  obwalten,  ist 
als  nachgowieBP-ii  anzusehen ,  ohne  diese  wäre  eine ,  streng  an 
die  Quellen  anschliessende  Classificirung  der  Entwickelungsstufen 
fies  Fraueiiraubes  unmöglich  gewesen"').  Die  vorhandene  Gleich- 
.mÜssigkeit  ist  hier  ebensowenig  öde  Tautologie  ,  als  m  ii^end 
anderen  Falle  natürlicher  Gesetzmässigkeit.  So  sind  hei- 
ielaweise  Wachsthum,  Rrnälu'ung  und  Vermehrung  der  Pflanzen, 

innere  Structur  u.  s.  w.  zahlreichen ,  theüweise  bereits 
erforschten  Gesetzen  unterworfen  ,  trotzdem  zeigt  sich  aber  im 
iiizelnen  uncudliohe  Mannigfaltigkeit.    Im  socialen  Leben  giebt  es 

CompUcatiouen ,  daher  noch  weitergehende  Differenzirung. 
Je  primitiver  die  Zustände  desto  gleichraässiger  bei  allen  Völkern, 
analog  der  Erscheinung,  dass  sich  die  Samenkörner  mehr  gleicheu 
als  die  fertigen  Pflanzen,  die  Eier  mehr  als  die  Vögel,  die  Embryonen 

als  die  entwickelten  Thiere  u.  s.  w.    Auc-li  die  von  Stoerk 

s  conträre  Inst;uiz   angeführte  Etitwickelung   der  Kunst  bildet 

hievon  keine  Ausnahme.     In  der  Kunst  der  Naturvölker,  soweit 

cte   bereits  erforscht  ist ,    zeigen  sich   erstaunhch   gleiclmiässige 

Grundzüge,    das  primitive  Linienomament  von  bloss  durch  Aus- 

ungen  bekannten^  vorhistorischen,  und  das  von  jetzigen  neu- 


TtLKKit  Do  vnicht  van  de  beoefcning  ilcr  pthnologic  roor  t!e  verg:elijk»!n(]e 
LrccbUwclcDscliap  Leiden  E.  I.  Brill  1685,  Votn  EtolciLon^  b  da«  Studium 
[der  oÜiDologiachcn  Juri.ipnidpii7  Oldenburg  1B86. 
")  Dajww  MulttrrttcLt  und  Baubobc  8.  92 -J 
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soeländischen  und  arktischen  Völkern  ßloicht  sich  in  einer  W< 
welche  das  Spiel  blossen  Znfalls  vollständig  ausscliliesst  -*). 

Analug  ist  der  Fall  des  primitiven  Rechtes.  Trota  aÜer 
üebertragimg  des  Rechtes  von  Volk  zu  Volk  —  einer  Deber 
tragung,  vrolche  wogen  des  innigen  Zusammeuhangaa  desselbea 
mit  der  Moral  und  Volkssitto  überhaupt;  mit  groBsen  Schwierig- 
keiten zu  kiünpfeD  hat,  hat  es  Institute  gcgebou,  weh^o  Qh«3«0 
originär  nnd  der  ganzen  Menschheit  oder  grossen  Theilen  der- 
selben gemein  waren.  Stoerk  bezeichnet  die  dieäbe7.itglir1i(m 
Forschungen  als  eine  Ketse  um  die  Welt  mit  einer  Hund  voD 
Münzen,  einen  luxuriösen  Haushalt  mit  dürftigen  Mitteln.  Thal- 
sächlich  sind  die  Mittel  längst  nicht  mehr  dürftig,  trotz  nnleitg- 
baror  ünTollständigkcit  im  Einzchien.  Es  erscheint  demnach  nicbt 
gerecht  dos  bereits  Erreichte  gering  anzaschlageu  und  als  blose 
Goschicbto  einzelner  Phasen,  gewonnen  ans  einer  Menge  zusanmcfr 
buigloser  Fnoteu  anzusehen.  Die  Details  der  Entvookc 
wpfden  allerdings  niemals  entdeckt  werden  können,  das  Ty])i 
derselben  aber,  das  was  flire  Gesetze  ausm.icht,  dieses  sichei 
stellen^  dazu  scheint  nach  der  bisherigen  Erfahrung  gegründt 
Hofihnng  zu  bestehen.  Eine  andere  immer  wieder  nufgcwürfn 
und  für  die  sociologischc  Rocblslebn?  geradezu  fundamentale  Frafe 
ist  die  nach  dem  "Wcrth  und  der  Zuverlässigkeit  des  Terarbcit«ten 
Stoffes.  Die  diesbezüglichen  Einwürfe  sind  von  KoilLKB,  Po«T 
und  WiLKEN,  welcher  bekanntlich  die  malaischen  Volker  an  Ort 
imd  Stelle  eingehend  studirte,  wiederholt  und  gut  widerlegt 
worden,  Verfasser  (heser  Zeilen  hat  gleichfJalls  bei  GdegBohnt 
von  Recensionsahhandlnngen  in  GbCmiut's  Zeitschrift  die  Fra^ 
mehrmals  erörtert.  Uebrigens  ist  in  Tylob'a  „Reaearcbes  into 
the  eariy  Hist.  of  Mankind"  („AnfHnge  der  Cultur"  1873)  Cap.  I 
eine  vortrefFliche  Darstellung  der  diesbezüghchen  Principicn 
halten,  zwar  nicht  bloss  mit  Bezug  auf  die  TechtswisscnscliafUic 
Seit*)  der  verglciclionden  Ethnologie,  aber  desshalb  doch  nici 
weniger  auf  sie  anwendbar.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  alle  di«c 
Änsfiiliningen  in  überzeugender  Weise  widerlegt  werden,  jc>dcnialU^ 
ist  ihre  Berticksichtignng  vorauszusetzen,  bevor  die  Frage  d( 
dings  erijrtert  werden  kann.    Der  durchschnittliche  Eindruck 

•*J  Vgl.  LoBBoor  Voii^chichtUolie  Zeit 
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ethnographischen  Materials  ist,  dass  es  an  Zuvcrl&esigkeit  und 
VcrstÄndlichkcit  hinter  dcmjemgeu  verschiedener  anderer  Disciplincn, 
beispielsweise  der  germanistischen  Rechtswissenschaft  keineswegs 
zurücksteht,  und  den  ihm  innewohnenden  eigenthilmlichen  Schwierig- 
keiten gegenüber  ausgedehnte  Mittel  der  Correctur  und  Controle 
in  sich  birgt,  indem  hier  die  Natur  durch  die  unendliche  Ver- 
schiedenheit ilnrer  äusseren  Einflüsse  auf  die  Menschen  in  gross- 
artigstem Moaesstab  das  Experiment  ersetzt,  und  uns  unterscheiden 
lehrt,  welche  Erscheinungen  von  äusseren  Einflüssen  unahhän^g 
also   der  menschlichen    Natur  eigenthfinJich    und   welche  durch 

[locale  Verhältnisse  bedingt  sind.  Den  Werth  der  ResiUtate 
beurtheilt  nun  Stop.rk  folgonderraaassen:  „Hier  ist",  sagt  er,  ;^die 
Constntirung  einer  Erscheinung,  die  wir  unserer  Aulfassung  nach 

lals  G-lied  einer  primitiven  Rechteoi-dnuug  ijualificiren,  die  Aus* 
Schöpfung  ihres  wissenschaftlichen ,  licsser  rechtagescliichtlichen 
Wertliiiihaltes."  „Die  Thatsachc  bleibe  unverbunden  und  unver- 
biudbar  bestehen  inmitten  einer  Wolke  gleich  isoUrter  Daten, 
-welche  wir  nur  im  Wege  einer  gekünstelten  Denaturimng  in  die 
Gnsaform  unserer  Rechtsanschauung,  unserer  ßechtslelire  und 
unserer  fieclitstenninologie  bringen  können.^  Uns  scheint  dieser 
Vorwurf  auf  die  bisher  entdeckten  Institutionen  der  Vorzeit  nicht 
m    passen.     Ueberall    zeigen  sich    uns  vielmehr    fruchtbare  und 

lioteressante  Anknüpfungspunkte  an   das  Recht    der   historischen 

f2at.  Wenn  wir  unsere  moderne  Rechtsterminologie  gebrauchen, 
90  werden  doch  darüber  die  Unterschiede  zwischen  den  primitiven 
und  den  jetzigen  Rpchton  nicht  vergessen.  Eis  ist  nicht  abzusehen, 
warum  wir  nicht  Namen  wie  Eigerithnm,  FamiUenvater,  Ehe,  u.  s.  w. 
gebrauclien  sollen,  wenn  der  Inhalt  der  urzeitliclien  Rechte  unseren 
diesbezüglichen  Begriffen  entspricht.  Selbst  wo  dies  nicht  in 
Tollem   Maasse  der  Fall   ist,    werden  wir,    unter  ausdrücklicher 

f, Feststellung  der  obwaltenden  Abweichungen,  dennoch  mid  mit 
Vortheü  die  gewolmte  Terminologie  nicht  verlassen.  Es  ist 
allerdings  nur  zu  wahr,  dass  die  Darstellungen  mancher  Ethno- 
logen —  ea  ist  überflüssig  sie  zu  nennen  —  nichts  sind  als  eine 
Wolke  isolirter  Daten,  es  liegt  dies  jedoch  weder  an  der  Natur 
des  Gegenstandes,  noch  an  jener  des  Materials,  sondern  einzig 
ungesclückten  und  unwissenschaftlichen  Handhabung  der. 
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Metliode.  Wie  diese  im  Einzelnen  besctiafrea  sein  mass, 
nicht  au  diesem  Ort  erörtert  werden,  für  sichcrstehead 
hiiUen  wir  die  Nothwendigkeit  einer  gewlBsen  Isolirung  jcdef 
behandelnden  Institution.  Die  Bcmüliung  sie  zugleich  in 
Gosetzniiissigkeit  nnd  ihrer  Complication  mit  allen  anderen  so( 
Verliältnissen  darzustellen,  ist  eine  von  vornherein  aussichbslMe- 
Wir  verweisen  diesbezüglich  auf  Cabi.  Mexoeb's  „UntersuchmiQeD 
Über  die  Methode  der  Socialwisscnschaften,"  namentlich  aof  diu 
6.  Kapitel :  „Ueber  die  Theorie ,  dass  die  Volkswirt hschaftüeliai 
Erscheinungen  in  untrennbarem  Zusammenhang  mit  der  gesaromta 
socialen  und  >»taatlichen  Kntnnckelung  der  Völker  zu  bebanddo 
Boicn.**  Das  Ziel  der  Fo)*schung  wird  es  sein  Gesetze  zu  entdecke 
wcldie  die  Welt  der  Erscheinungen  beherrschen  und  durchdrii 
und  sowolil  zur  Aufhellung  einer  sonst  unhekaimton  Vergangcnli 
als  vielleicht  zur  Vorausbestimmung  künftiger  Bildungen  die 
können.  Andere  Ziele,  wie  die  Eiviehung  des  sittlichen  AVillons  u.  i 
mögen  wohl  daran  geknüpft  werden,  liegen  jedoch  bereits  aussetl 
doß  Rahmens  der  so  ciologischen  Rcchtslohro.  Die  dicsbozüplichcB" 
Forschungen  sind,  wie  an  anderem  Ort  entwickelt  werden 
ein  Thcil  der  theoretischen  Socialwisscnschail,  niclit  der  Gescldc 
wenn  sie  auch  des  allgemein  bis  torischen  Interesses  nicht  entbel 

Im  Vorstehenden  sind  wir  genöthigt  gewesen  in  pol 
Weise  die  Resultate  und  die  Methode  der  neuen  Wümi 
gegen  Prof.  Sto£KK,  den  Herausgeber  dieser  Zeitschrül,  in  Schnti 
zu  nehmen.  Zugleich  haben  wir  einen  Theil  der  Lehren  Posr's, 
des  Altmeistors  der  ethnologiscien  Jurisprudenz,  einer  neuerlichen. 
a1)lolmenden  Beurtheilung  unterzogen.  Wir  sind  es  ilun  schuldig. 
hier  neuerdings  und  ausdrucklich  hervorzuheben,  wie  hoch  wir 
seine  actuellen  Verdienste  um  die  sMtio logische  Rec^itslel 
anscldagen.  Die  letztere  befindet  sich  aber  in  dem  unvermcid 
von  Zweifeln  uud  Kämpfen  begleiteten  Stadium  des  Werde 
da  ist  es  ein  Verdienst,  das  Zweifelhafte  und  der  Klfirc 
Bedürftige  zur  Discussion  zu  bringen.  Das  hat  durch 
Studie  Stoekk  gethan  nnd  daftir  glauben  nir  ihm.  wie  im  eigeiun 
Namen,  so  in  dnm  aller  mitintercssirton  Pachgcnossen  unsereo 
Dank  aussprechen  zu  sollen. 


Quellen  und  Entscheidungen. 


He  Gememdeverfaasimg  in  Prankreich  nach  dem 
Gesetze  vom  5.  April  1884. 

AütgoÜiQÜl  durch 

Prof.  Dr.  A.  Weiss  in  Dijon, 

und 

Prof.  Dr.  G.  Blondel  in  Lyon. 

l)ic  Entwickplcng  des  Ocmcmdcrccht»  in  Frankreich  hat  viele  Hinder- 
aieiso  iiberwindpn  und  ricio  Mi*iAj;oichicko  (*rleiden  müflAeo,  9eit  dor  Zeit,  du 
köuig  Ludwig  VI.,  der  Dicke,  um  StÜUpuuktü  gegen  die  Ansprüche  der 
clinnfaerroD  zu  iijewinnen,  den  Städten  grosse  Freiheiten  schenkte.  Die  bald 
ir  ai-gwtiliiiiBchcii  Eifersucht  der  Lefuishcrren,  Imld  den  ContruHsutiuiUf 
HatreWnfjen  der  Könige  aiugcBotaten  Gemeinden  wurden  iirsi  *-irklich  frei 
der  Zeit  der  {rameösisoheu  Revolution.  Die  Erklärang  der  MeuBchen-  und 
mrgorrecbt«,  die  Aafhebucg  der  veralteten  Vorrechte,  aof  denen  die  aito 
itc&tnn  gegründet  war,  haben  bei  una  dsa  Cotantunallelien  erzeugt,  und 
StÄdtc-u,  dvQ  Flecken,  den  Dörfern  cidq  Selbstverwaltung  und  eine 
se  UnabhÜiigigkeit  in  der  FGhmng  ihrer  eigenen  Ängelegeohoiten  gegeben. 
>hno  Zweifel  liabeo  die  poHtittchcn  und  socialen  Umwälzun^n,  deren  Sch»a- 
)hitx  Frankreich  seit  dem  Anrant;;(3  dieses  Jahrhunderts  gewese-u  ist,  eine 
itaiigbar  naclitli^ilige  Itiick Wirkung  auf  uiuterc  Cienicindt'A'orfu&sung  g^'übt, 
)ie  Freiheit  üil  ilmen  mäUr  oder  weniger  kärglich,  je  nuuh  dem  Ursprung 
'imd  den  Bestrebungen  der  verschiedenen  Parteien ,  die  nach  einander  rar 
jrung  gelangten,  bewilligt  worden;  und  die  verschiedenen  Wahlsysteme, 
ah  welchen  die  Mitglieder  des  Magistrat«  bestimmt  worden  sind,  haben 
lit  der  ifcit  den  populRrfin  Fordeningen  der  Demnkratie  mehr  oder  weniger 
3S8on  Raum  gegeben,  jedoch  sind  die  allgemeinen  Ihinzipirn,  auf  weichen 
ure  GemcindcordnuDg  durch  die  französische  Rovolution  gestellt  worden  ist, 
rcrletxt  geblieben.  Die  Gcietze  des  KaiieTrciclu,  der  Monarchie  und  der 
epuhlik  haben  sich  meitrtens  damit  begnügt,  die  Anwendungen  zn  bestimmen 
id  diecelbcD  in  Einklang  zu  bringen  mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge, 
diese  (lesctze,  deren  Zahl  eine  sehr  grosse  ist'),  liegen  so  zu  sagen  auf 

*)  Unter   den   wichtigsten  Oemeiodogesetzen,   die   in  Frankreich   nach 
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Buuuider,  ohne  Einheit  in  Uod  UiKlaiLkc-D,  uud  eind  bis  jt-txt  r^inü  foniiim 
A.ohäufung  von  GcfietKen  gewesen,  die  sehr  verschiedene  uud  sogar  uft  kootn- 
diktorischo  Ideen  auntlrtickten.  In  ilirem  WirrwHr  hatten  die  Vorstoher  nnranr 
Landgemeinden  viel  Mühe  die  Gründe  einer  Entaoheidung  und  eine  feste  Num 
zu  iinden.  Der  Gkwtzgeber  von  18d4  hat  es  sich  vor  allem  rar  Aufgab«  t^mM 
diesen  OrgoncD  der  communaWn  Vorwaltiiog  behalDii^h  xn  sein,  iodeu  er  a 
einem  ciiucigeD  systematisoh  geordnuWu  OescUe  den  vorhandenen  zenlniiUli, 
von  der  Vct^ngenheit  UberlitJerten  Stoff  zusanunenitellto.  In  Ktilge  dsan 
int  daa  Gesetz  vom  6.  April  weit  eher  eine  Codificatioosarbeit»  alt  am 
neac  Qesetzgobang  zu  nemien^  Bcine  VcriatMcr  tabon  jedooli  dia  Noth- 
vündigkeit  vervtandea,  und  die  Gclegeohcit  crgnflcn  dia  Q«utz  mit  dts 
Idi^eu,  die  zur  Zeit  tu  der  öfTenÜiohcn  Meinung  nod  in  muerao  psrii- 
mcatorischen  Versammlungea  vorherrschen,  in  Einklang  zu  bringea,  lodn 
sie  die  Ujml)hängi^keit  der  Gemie>inde  und  ihrer  KrwShlten  Vertreter  eber- 
>ei(a  der  Centndgewalt  der  Verwaltung,  audoruneits  den  kirdilichon  Bebürda 
gegenüber  nuxgedehut  haben. 

M'ir  glauben  der  orientirondcn  Aufgabe  dca  Arobivs  zu  ontipmelMa^ 
wenn  wir  in  pint>r  kurzen  Skizzu  die  Verfassung,  In  welche  die  (ranftSädmi 
Gemciadfu  durch  dieses  ueuo  ftesetz  gebracht  worden  sind,  dArstdlo». 

Daa  QeseU  vom  5.  April  IBftl,  daa  im  „Journal  oCRciel''  dea  folgcodoi 
Tages  verkündigt  wordcu  ist,  bat  16B  Artikel  und  wird  in  aiebcn  Ht^ 
(ÜDgoUuüUt. 

I.  —  Der  erste  den  «Communes"  gewidmote  Titel  (art.  1 — 9)  boatiauat 
die  entweder  an  den  Namen  der  Goracindeu,  oder  im  Umfang  ihrer  QojaarkDDUt- 
grenzcn  vorgenommenea  Äliände>rungiui;  es  dürfte  daher  übcrHtlaaig  encbeioa 
hior  bei  diesen  Normen  streng  localer  Bedeutung  länger  eu  vcTweileo. 

n.  —  Im  Titel  11^  der  ziemlich  lange  GrSrt«rungan  verlangt,  wiri  rot 
den  „Contcüs  muuicipHux"  frchitudelt  (arl.9~73).  Wir  wollen  nach  nhandv 
ihro  OrganiaatioD,  ihre  Thäii-^keit  und  ihren  WirkuogiJcreifl  betrachten. 

a.  Orgnuisatioii  der  „Conscils  manicipaux".  —  An  diu  Spiuo  j«ikT 
Gemeinde  ist  am*  berathends  VersamnUong  gestellt,  dio  ülicr  die  geam- 
schafUichen  Angelegenheiten  der  Einwohner  zu  waobeo  beauUra^  ist;  c*  iil 
der  „Cvuseil  municipul".  Diu  Zahl  der  Mitgücder,  aus  denen  sie  besteht, 
wccheclnd;  sie  tat,  nach  dem  Kr^cbut!»»  der  unmitulhar  vor  der  Wl 
stuttfludendcn  oOlzicIleu  BcvölkeruagKttÜhlung  featgcatellt,  und  auf  der 
den  Grundlage  bestimmt.     Der  Oonseil  besteht  aus: 


einandor  proklamirt  worden  sind,  mÜRson  hior  Erwähnung  flndon: 
^poquo  intermediaire  (von  1789 — 1804),  da»  Gesetz  vom  22.  Dez. — B.  Jl 
die  ('onütitution  vom  5.  fnictidor  di>a  Jahres  III,  das  GcMti  vom  28. 
des  .lahres  VIII.  —  Unter  der  Monarchie:  die  Gesetace  votn  31. 
und  vom  16.  Juli  16^7.  —  Unter  der  Kcgierung  der  zweiten  Kcpublä? 
Gesetz  vom  3.  JuE  1848.  —  Unter  der  Rcgierong  Na]K)leoni  Ül.  die  G«»«rt«« 
vom  6.  Mai  1856,  vom  24.  Juli  1867  und  vom  2a.  JuU  1870.  -  EiaDirk 
nnter  der  jetzigen  Rcj^icning,  di^cnifren  vom  14.  Apnl  1871,  Tum  90.  Jan.  If 
vom  7.  Juli  desselben  Jahres  und  vum  13.  August  1878. 
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10  Mitgliodcni  hl  den  Oomciadeo  von    600  odor  wutii^r  Giuwuluicm, 
„     .  .  ,      MI—  1600  Einwotmern, 

.      .  .  „     IBOI—  3600 

-  -  •  „     2fiOI-  3500 
.      .              .  ,     8601-10000 

-  „              -              „  10001—30000 
80001-40000 

.      .  r.  n  40001-50000 

,      -  ■  ,  60001-60000 

„  r      <•  n  n  MOOI  Und  Hiehr  Ktnwahnpni.') 

Die  GomeindcrStlio  werden  auf  Gnind  ciuer  Listenwahl  für  dio  gany.e 
Oemdade  Rcwäldt;  die  Sache  verhält  sich  aDdera  nur  m  dtm  Falle,  wenn 
die  CJcmßhido  in  mehrere  WoldbeKirko  ciugclheilt  wird,  dcrou  jinler  oinc 
der  Ziffer  der  einjfcschriebeneu  Wähler  entsprechende  Zahl  von  Gemeinde- 
jSthen  wählen  mniw.  Diese  Theihmiär  in  Sectioneo  kftnu  nur  in  den  folgenden 
Pälk-n  stattfinden:  1]  wenn  die  Ocmeinde  aiu  mehreren  fretrcnoten 
ichafU-Q  heat^ht;  S)  wenn  dio  so  xasammengeBetztc  Bevölkrmn];  der 
lioinde  10000  Eiuwulmer  Üherstei^.  Sie  wird  von  dem  „OonacÜ  gOn^ral" 
Oepart«mcntt,  auf  den  Vorschlag  entweder  cinps  seiner  Mitglieder,  oder 
PrÄfelclen,  oder  des  Gemeindcratha,  oder  endlich  der  Wähler  der  inter- 
len  Ocmeindci  ausgesprochen. 
Die  Crenieindoräthe  werden  darcb  allgemeine  nnd  direkte  Wahl  gc^^hlt, 
b.  alle  in  die  Wahllisten  eiageflchriebeneti  Bürger,  die  sich  in  keinem  von 
OeAetze  vorgesehenen  Unrähtgkeit«ßille  beliiHleo,  haben  das  Kechl 
-sa  der  Wahl  penönlich  Tbeil  za  nehmen. 

In  die  Woldlisten  werden  alle  Kranzoscn  männlichen  Gefichlechtn  nach 
Ickgelcgtcm  21.  Lebensjahre  eingetragen.     Sie  mUssea  jedoch  eine  der 
idfiD    Bedingungen    crftillen:   der   Wähler   muss   ])   seinen   wirklichen 
Tulmsitz   in  der  Gemeinde  liaheu,  oder  sich  darin  seil   wenigstens    sechs 
iten  aufhalten')}  ü)  in  eine  der  rier  Listen  der  direkten  Steuer,  oder  der 
Leistungen  „cn  nature'  eingeschrieben  sein,  und  wenn  er  in  der  Gemeiiido 
jt  wohnt,  rouea  er  den  festen   Willen  sein  Wahlrecht  darin  anszutihen, 
gedrückt  haben ;  oder  zn  der  Familie  ctnos  in  das  Register  der  Leistnogen 


*)  Diese  VerTii^ng  bezieht  sich  nicht  naf  die  Stadt  Paris;  sie  hat 
licn  80  Gemeinde räuie,  nach  dem  Verhältnisse  von  5  pro  Ocmcindebezirk 
_^  etz  vom  14.  April  1871,  Art.  10),  andererseits  wird  das  in  dem  Gosptxe 
«agegabene  Vorhältiusa  durch  den  Artikel  10  In  tine  des  Gesetr^es  von  1S84, 
.,am  3  Gemeiadui^the  pro  Maine,  in  den  Städten,  dio  wie  z.  B.  Lyon  mehrere 
t^icbo  besitzen,  vermehrt. 

WM      *)  Das  Gesetz   von  1884  hat    den  Unterschied   zwischen   den   för   du 

apolitische  und   das   niuQicii>aIo  Wahlrecht    verluiigteu  Wohnsilzbedingaugen 

snfgeholieii.      Die    frühere    Gesetzgebung    vcrlanjjftc    für    die    Municipnlwahl 

MDm  xwcijiUingen  Wohnsitz  in  der  Gemeiiidegomarkung-,  es  genügen  heute 

■eelia   Monate  zur  BeEEhigung   um    einen  Gcmcind'^rath   oder   einen    Abgo- 

~  jct«n  ra  wählen. 


Wqc 
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,pn  natnre"  dngelxan^cnen  WXUeniv  in  das  er  aelbit  nicht  eiag«tni(U 
gehören,  oder  «tdlirh  vod  dieser  Sfeaer  nor  wegen  vorgBaohriHenM 
odt-T  kmilcliL'it«balber  cntbobc'Q  M-Mii;  3)  zufolge  dca  Arükclii  8  de»  deotadh 
fhuiz5ti*clien  Vertrags  vom  10.  Mni  1S71  für  dio  frmnxösiscbe  NatiaBaltA 
optirt  und  die  amtliclie  Erklärung  alige^»pn  haben,  ncfa  in  der  GeOkeindr 
niedercoIiMcn  (Qesetz  vom  19.  Joui  1871),  oder  4)  zu  eänem  ot 
Wobitütz  in  der  Gemeinde,  eei  ca  als  PCarn-r  einM  vom  Staat« 
Ctiltus,  sei  es  als  ÜQ'cDtlicher  Bcaruler,  verpflichte  euin. 

AUe  WSIiler  der  Gemeinde  und  alle  in  das  Reiter  der  direktai  i 
in  der  Gemeinde  oingescbricbenen  Bür^r*),  die  mehr  all  fänfimdivaany 
Jahre  alt  sind,  können  zu  Gomeiudcriitbea  gcwKlilt  werden.  Die  in  alrtfnB 
Dienatc  stehenden  Soldaten  und  Matrraen,  die  gericbtbcb  unter  OdzbIcI  jtw- 
stellten  Personen,  diejenigen,  welche  von  den  Kommnnalabt^hen  eoUmndeik 
oder  darcb  die  Arracnverwaltanj!  unterstützt  sind,  eodlicli  die  cu  cinoo  a»> 
sohlieMÜch  persöolicben  IMensle  verwendeten  Dienstbolen,  Rindl  txn  a%eiBMBeD 
nicht  wabUabig.  Es  sind  auch  unfähig  gewählt  zu  wonlen.  aber  aar  io  den 
Bezirk,  in  dem  sie  ihre  Amtaaitze  bnbeu,  die  FriTokten,  die  UiiterpräMdcn, 
die  Generalsokrotäre,  dio  Fräfekturrätbe,  die  Polizei  ■Beamten  und  PiPiiiiiiiwJni 
die  activeo  Richter  der  Gerichte  erster  Institut  tuid  der  Apellgericfalfi, 
Friedensrichter,  die  Reohnm^hearaten  dee  Commnnalvennogeiu,  die 
comraunaler  L'ntcniebmungen,  die  öflentticbcD  Lehrer,  die  "Pfflimtl  d«ri 
rekturen  und  Uoterpi^ekturen,  die  Injrenieore  and  We^bauaobeber,  aovie  dM 
Wei^ufüchcr,  die  restangvslBllUit  Rvlipoosdicotir  eines  vom  Staat«  aacrkanStH 
CultuB,  die  von  der  ßomüude  beuhlten  Functionnrc.  Kndlicb  unbeadbadit  i 
sonstigen  WubUähigkctl  ausserhalb  ihres  Amtsbedrkcs,  kSiuHD  dlt 
fektan,  Unterpriiffiktei],  GcnöralBekrctSro  der  Prftfcktur,  Poliz«iageotai 
ComnuMÖre,  Gouverneure,  Direktoren  oder  Mitglieder  dua  RaÜiea  b  Sm 
Colonien,  ihr  Amt  nicht  mit  der  FühruDg  des  Amtes  umea  GonciiidatBlia 
kamulirun.  Wenn  sie  mit  einem  solchen  krall  einer  Wahl  bcwtftrtfl  ÜA 
•o  haben  sie  binnen  einer  Frist  vun  10  Tagen,  von  dnr  Verkfiodiguig  te 
WablrosultatCB  ab,  zwischen  diesem  Dienste  und  der  Bcibelialtuu)[  dm 
Amtes  zu  wühlen.  Wenn  sie  keine  bestimmt«  Erklänmg  ahgebea,  so  «M 
angenommexi,  dass  sie  die  Bcibehnltimg  ihrer  omÜiohBn  Stellung  votk""!"' 
haben.  Es  muss  nocb  bemerkt  wcrdeu,  dass  in  den  Gemeinden,  dersb  Ht- 
TÖlkcnmg  sich  auf  mehr  als  500  Einwohner  belauft,  Verwandte  in  ut 
abstcigeuder  Linie,  Brüder  and  SobwSger  niobt  xugloicb  Mit^Uedtr 
selben  flcmeindcraths  sein  können. 

Die  Gemeindcrnthe  werden  auf  vier  Jahre    gewählt;    sie  wecdai 
ersten  SanutugG  iles  Monatji  Mai  in  ganz  Frankreinh  vollRtSndig  neu  gvwiUli 
sogar  in  dem  Falle,  doss  sie  ewlschen   zwei  Gcneratwalilen  gawiUl  «nte 


*)  Es  kann  jedoch  die  Zahl  der  Geraeinderätbe,  die  am  Taffe  dv  Vi 
nicht  in   der  Grjneindo  wohnen,   das  Viertel   der   Mttglipilor   des  ""** 

nicht  iiberateigen. 
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rshid.  Au^^or  dief^er  vollstÄndigcD  und  &Ug¥m(ünen  Grui-ucning.  kütuiRa  io 
fcüicr  Ctcmt'iiidc  vur  iletn  AlilauT  d«r  vier  Jnhr«  (dlginnüiut  oder  |NiriioUß 
iWkhleo  stAttfiiHlen. 

I^es  t^escbioht  zuiiiichst  da,  WO  der  <f  umi^indcraLh  aufgririst  wordea  ist ; 
■  man  darf  )cdoch   oichl   dia  AuflÖniOK  niit   der  Untcrbn-cliuiig  (Suiipetutün), 
Ldic  durcii  fiinnn  lioschluss  des  Fräfi^ea  verkündigt  wird   und  t^ineo  Münat 
latcbL  tilwnftcigen   darf,  Tirrwechscln;   ervtere   kann    nur   auf  Grund   inncs   im 
iMiniirtcrraÜio  erRangenen  ood  im  «Joamal  ofBcicl"  verkündigten,  bcgrixodoUii 
BB  dt»  PrAüdenten  der  Republik  erfolgen.   In  diesem,  sovcie  im  FalU', 
alle  Gemeinde rätfae  demissiouirt  Iiaben,  wird,  so  lange  ein  Gemcindorath 
[nicht  wieder  gewählt  worden  ist,  eine  spcciclle  Delegation  mit  der  Gomfmtoilti 
^eingesetzt,  die  konservatorischen  and  dringenden  Verwalbmgsakto  der  Go- 
leind«  xu  fuhren*).    Diese  Delegation  besieht  aus  drei  Hitgliodero  in  den 
[Ocmcinden,  ditr«>n  Bevölkenmg  35000  Kinwohuer  nicht  fiborstcigi,  aui  drei 
liis  sieben  in  den  stärker  bewohnten.     Sie  wird   innerhalb  acht  Tagen  nach 
[der  Auflöfung  oder  der  Annahme  der  Abdankimg,  durch  einen  KrUus  des 
^l'rasidfüteu  der  Republik  emauut,  der  sugloieh  den  Präsidenten  und  im  Noth- 
den  Yieepräsidcnten  derselben  bestimmt    Die  Amtsltdugnisse  der  Delf 
f^girten  hÜren  anf.  sobald  der  iioue  Gcracindorath  gewählt  worden  iH  und  diese 
Wahl    mntis    in    zwei   Monaten    nach   der  Auflösung   oder    der    lutsleu    De- 
in stattfinden. 

Et  muss  andcrer»eits  eine  Krgänxougswahl  in  der  Frist  von  swei  Monaten, 
der  letzten  Vaeanz,  etattfindeii,  wenn  der  Gemeindfjrath  durch  Abdan* 
|1nmgen  oder  Stcrbefalle  bis  xa  drei  Vierteln  seiner  Mitglieder  vermindert 
t;  fndeM«n  iniid  in  den  sechs  Monaten,  welch»  dnr  vollitlndigeu  Ntmwäbl 
vorlieiyebcn,  die  £rf^nzung8wahlen  nnr  in  dem  Fsllo  obligat4iri9ch ,  wenn 
der  Iremeinderath  mohr  ata  die  llUftt>  soincr  Mitglieder  verloren  hat. 

Die  Wähler  werden  durch  einen  in  der  Gemeinde  wcmgstcns  viorxehn 
Tage  vor  dem  WahltJ^f,  welcher  ein  Sonntag  sein  muss,  tu  vorkündigendun 
KrIaM  dos  Präfekten  zur  Vornahme  der  Wahlbanillung  einberufen;  dieselbe 
darf  nicht  lüagcr  als  einen  Tag  dauern.  lu  jedum  Wahlbtircau  wird  der 
Vorsitz  Ton  dem  Maire,  oder  dem  Adjnnkfün,  oder  von  einem  Mitglied  des 
Gcnu-indumths  nach  der  Ordnung  de«  Vcrreichuitses,  oder  endbub  im  Ver- 
hindenmgKfallß  aller  dieser  Personen  von  einem  dnrcb  den  Maire  bestimmten 
Wälder,  gefiilirt.  Der  Vorsitzcudu  allein  hat  über  die  Ordnung  dpr  Versonim- 
Itmg  zu  wacben;  er  hat  als  Beisitzer  die  beiden  ältesten  und  die  beiden 
j&ngBten  Wähler,  die  lenea  und  schreiben  können  und  der  Erüffnuug  der 
.Sitzung  beiwohnten.  Dsi  Bureau  ernennt  einen  ^hrillfiifarer,  dem  jedoch 
nur  benlliende  Stimme  zusteht. 


•)  E«  ist  der  Delegation  verboten  das  Vermögen  der  Ocaneinde  Sbor 
den  disponibeln  Betrog  den  laufenden  .Tabroit  zu  veqifiindtm,  das  Gomnninal' 
hudgf^t  vorKiiW-reiten,  die  Rechnungslegung  dos  Maires  oder  des  Einnehmers 
abziinohmen,  das  Personal  oder  ilie  Onlnung  des  öffentlichen  Unterrichts  stu 
inodificiron. 
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Du   ßiircau   aimnil  dU-  Walilslinuncu.   wclcliu  aiiT  wai*WD,    im   vor 
l>crciit  gcliiiltemm  Zettel»  verxcicliuci  wonUiu  miluan,  eulf^egen;  ei  ual 
in  SlreiLTälluo  pnjv-isorücli  durch  einen  motJvirtcu   llr«cUIuM  die 
keiteu,  woloba  aus  der  Vornahnio  der  WohlhimdlaDf;  rnl>tA:bi'a,  oud  TtirkU; 
Dudliub  i]&«  Ergcbiwts  der  Wahl.    Niemand  int  iru  crbtfji  \V»hl);imgo 
woQu   er   nicht  erstens    die  »bsulute  Mehrheil   der  ftbgvgaboiiNi  äUmniBi, 
zwciteua   die  .Stimmen   des   vierten    Theilea    der  dn^RchriebeiiK'n    Wi 
{^rlnngt  hat.    In  der  zweiten  AlMtinnnung,  die  goaolziuiUug  im  KoLhfiiib 
folgenden  Sonntage   stuttfiiidet,   grniigt  die  rcUlive  Mohrbeit    ohne 
rieht  iiuF  die  Zahl  der  Sümmeuüen. 

Jedem  Wähler  und  jeder  waldlahigeu  Person  steht  das  Recht  lu,  onir 
Klage  uunitrangen,  um  den  Wahlakt  der  Geucindc  für  nichtig  cu 
D«r  Pröfekturrath   ciiLtcheidct   über   dia  Aufecfatuuji)  uutcr  Vorboluüt 
HeourscB  ao  den  Staatsraüi. 

t>)  Thätigkeit  der  „CooneiU  muuicipaax".  —  E»  ßnden  jütrlidi 
gewutuilieho  SoBsionim  statt,  im  Februar,  Mai,  Augttsl  und  Kommber: 
dauitrt  vierzehn  Tage  lang)  onbeachadet  einer  dturcb  den  L*Dtcrprftfdtt«ii 
laubtcn  Verläugening;  diejenige  Session  jodoeh,  iu  welchcj"  nuui  über  ihu  Bad 
der  Gemeinde  debattirt,  kann  sechs  Woclicn  dancni.  AiiMdr  diaaen  gaiii 
liehen  SeJisioDcn,  nShrcnd  welcher  der  Gemeindo»()i  5l>Gr  jeden  V< 
luugBgegcustiiad,  der  in  seiiicu  Wirkungskreis  fällt,  bcmthcD  kaxm,  iaäaaa 
der  Präfekt  und  der  Unterjiräfekt  eine  ansserordenüiehu  SiLiiuig  auordotn, 
um  ÜUer  eine  bcatimmtu  Verlage  zu  t-ntscbeidon.  Der  Mairs  kann  oaeh, 
wcmt  er  ea  fiir  nöüiig  hält,  den  Gemeinderath  eigctmiHchtig  (■inbt>4^feB; 
dieser  Einberufung  iat  er  veri)lliebtet,  wunu  aiu  vuu  der  Moltrbt^'il  der  aktii 
Mitgliedi^r  verUngt  wird.  Die  Bitdadungen  zu  otocr  urdc-ntlioheji  oder  ai 
»nlentlichcQ  Sitzung  geben  immer  von  dem  Maire  aus;  diu  niiüuteii 
erfolgen  und  weiiig8t«DB  drei  Tage  vor  der  äitaung  in  der  Wohouqg  ah- 
geliefert  werden. 

BeichtouHftihig  ist  der  Cooseil  nur  in  dem  Falle,  veno  die  Metuhcii 
Mitglieder,  auu  denen  er   besteht,   der  Sit«uag   Iteiwolmt;   aber  diese 
Btinintung  tritt  ausser  Kraft,   wenu   Kwci  auf  einander   iulgeude   Eiuls 
vorgeblich  waren  ^  der  nach  einer  dritten  Kinladung  gelaa«to  Bnchluaa  I<t 
gullig,  welche  auch  immer  die  Zahl  der  Theilcehmer  gewesen  iit. 

Die  Beschltlsao  iles  Gcmeinderalha  werden  mit  dur  absoluten  Mehrhnt 
der  abgegebenen  •Stimmen  gtTassL  Bei  Stinimeugluichbeit  giebt,  abgcaokDa 
von  der  gehrümeu  AbuLituniuiig,  von  der  wir  Inld  «}ireehea  werdeO.  ä*r 
PrÜsideut  den  Ausschlag.  Die  Abstimmung  ßndel  durch  SiuumbltiiUon  und 
AuG>tchca  statt  Es  kann  jedoch  ein  Viertel  der  anweacndcD  Mit^eikt 
eine  uainentliche  Abstimmung  verlangen;  die  Namsa  der  StJmmgeiKinilM 
mit  der  Angabe,  wofür  sie  gestimmt  hüben,  sind  dann  im  Prutol 
gefühlt.  Es  mu>»8  jed*jch  die  Abstimmung  eine  geheime  sein,  wenn 
DritUil  der  auweseudea  Käthe  verlangt,  oder  wenn  oa  sich  danun  baadoU. 
»1  (Mnftr  Knieinuiiig  tnhur  zu  einem   Von*chIage  xu  scfaretteo. 
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Dan  VorsiU  im  U^mpinderntiip  fuhrt  ilcr  Muir«;  inr  öbtTlSasl  Ihn  ji^ilonh 

tincin  gewühllcn  Friutidunltiii  in  dem  Sitzuuf^m,   vto  scidc  Vcrv-Rltiingsrech- 

Igen  Kepröft.  mid  bcsprnchcu  werden,     nini  snr  Hcit«  stehen  SokretKre, 

tu  Anfutff  dor  S«wiim  für  die  Pnaei-  dcnwlbon  vom  Rfttliu  i-riinnDt 

DiT  Hure  wadit  aülciu  über  die  Urdoiin;;  der  Vcrsaaiiuttuii*. 

Die  Siiwmgi^ii  dos  (IfineiniiftmUies  sind  Öfffutlicli,    Wfim  er  nidit ,  nuf 

^erlanguD  dreier  Mit^fÜed^r  oder  dt!s  Maire.  beschlicwt.  cino  gcUcitne  flitntag 

za  hatten.  —  Dio  OeficntHchkcit,  die  dem  Munioipalraih  von  Paria  ninrst  ver- 

^weigvrt  wordnn  war,  ist  auch  ihm  durch  (Ias  ncno  Gesetz  vom  5.  Juli  1886 

rerliehou  worden.  — 

Die  Ton  dem  GenuiindenUi«  geGissten  BeschläSB«  werden  nach  ihrom 
itnm,  in  ein  von  dorn  Pröfektcn  oder  Unt«rpnifektcn  nummcrirl««  und  mit 
Icni  Xunca  vcnohoneB  Regütei;  eingeiehriehen  ond  von  einem  jeden  dor 
[itglif-doT,  die  daran  Tboil  genommen  haben,  anlcmchrichon.  Jedem  Ein- 
ihnor  oder  Stcncrpflicfati^cn  steht  das  R«cht  zu,  sich  du  R^-fpstor  vorlegen 
Bti  iasHon,  oder  eine  Copif  davon  su  nehmen.  AiiMerdeni  miifl«  dmi  I'i*oiokolI 
fhir  Sespionen  an  der  Tliür  de»  (üemeindchnu»ci  in  den  folgcndco  aelit  Taycn 
aBSKOnfweisp  angeschla^n  «erden. 

c)  Wirkiingftkrei»  dor  „ConseHs  municipanx".  —  Der  (leaicindernlh  ist 
isgemein  (ähig,  die  CIcBchäfle  und  An^egpnheiten  df^r  (iemeinde  durch 
i>inp  Beitchiäfuio  m  erledigen,  er  gibt  fi>mor  in  allru  den  Füllen,  wo  er  duruli 
Jus  (icBi'tz  i>der  die  OhervcrwAltung  luezu  atilgefordert  uird,  sf'iu  (lutaebten 
»;  or  spricht  tilipr  alle  das  Interesse  der  Gemeinde  betreffenden  Angelegim- 
siU-n  seine  AVüusche  aus  und  kann  endJicIi  ge^u  den  der  Gemeinde  bei  dm 
topartitionsstencm  auferlegten  Betrag  ßiuwendungou  erhoben. 

Die  neschlUssc  des  Rothes  sind  ipso  jure  nichtig,  wenn   ii«   nicht    in 

dm  ^wtzlichpn  Sessionen  gefiust  vordra  sind,  wenn  sie  ansserlinlb  feiner 

Amtfih&fiignisftfi  liegen,  oder  cndlicli  wenn  sie  ein  (tewt?.  nder  i'in«  Vcrwal- 

ingsvuriiclirifl  übcrtreteu.     Diese  UugültigktitscrMSnmg  der  Beschlüsse,  die 

lurch  dd-n  Präfekten  in  dem  Fräfekturratbo  vorgenoimnen  Verden  muss,  ist 

'nn  keine  bestirtmite  Zeit   gebunden.     Durch  den  PrSfekten  künneit  onch   tn 

dem  Präfektiirmthe  alle  Heüchlii^iic  für  angiiltig  erklärt   wenlen,  bei   denen 

GiMiiriiidcmlhe,  die  entweder  pereonlich    oder  al»  Vertreter  ditl«ci  interrssirt 

pWaren,  mitgestimnit   haben;    aber  iu  dieaetn  Falle    ~    und  hier   liegt   der 

foterschieil  gogenülwr  der  Ungültigkeit  von  RechtswegOD  —  mnas  die  Un- 

(eitserklürung  innerhalb  einer  sehr  kunien  Frist,  bei  Verlast  der  Klngti 

Illr»j(t  weniou.  Grgi-ii  den  Erlass  ile«  Friifeklcn,  welclier  dJo  Ungültigkeit 

eines  Beschlusses  des  Genuünderatbe«  beantragt,  kann  Übrigens  immer  cot- 

weder  «liircli  den  Rath  selbst,  oder  anch  durch  jede  andere  dnran  heUieiligte 

Person  vor  dem  Staatnutli  Klage  erhoben  werden.    Dieses  Oenioh  rauss  in 

d*^r  Form  der  lieschwerdc  wegen  Tlebcmchreitung  der    Amtsgewalt  (recours 

pour  cices  de  puiivoir)  eingereicht  und  bvurthcilt  werden. 

Unter  den  Boechlüsaen  des  Gem"ii)deraths,  sind  die  eiaen  nur  rcchts- 
Itriidig,    nachdoni   sie   von   der  obrigkeillicheu   Gewalt  gutgoboiftseti   worden 
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lini] ;  die  andoreo  amd  po  ipfo  red^tnkriiRig  einen  Monat,  nKcltdeiu  vt  id 
FrälÄktur   wler   Unterprafektar    ilopunirt    wurdtai  tiod.      Der  Oruuü    ibri 
Dnterscbiedefl  ist  durch  das  üoMtz  vom  6.  April  1884  den  fräheron  Oractasni 
lohnt;  z\ht  (rübor  warun  nur  aufluakuieweisc  die  BcAchlfisae  d«a 
«itl«  frt-i  von  dor  OenohmiRonR   dm  Fräfokteu;  )pW  i«t  di« 
umgekehrt:  jeder  Bvsirhlusfl  ist  von  otiu  an  eo  ipfto  ohne  |- 
r&chtskriUli^,  venn  aetn  Oenretistand  aiohi  za   don  Ansaarii 
Artikel  68  angegeben  sind,  gehört. 

HL  —  Der  Tit«)  UI  des  Oeutzes  von  1884  inl  den  Mairea 
AdjoiDts  gewidmet. 

An  die  Spitze  jeder  Oemcinde  werdrsn  cm  Mairo  und  ein  oderi 
Adjunkten  gestallt,  «ie  werden  aus  der  Mitte  des  GoineindemtJw«  von 
»alb^t  in  gchuinior  AlHtimmnog  tuoli  der  abmlulcn  Mclirlicit  gowählL 
Duuer  ihres  Amten,  das  fiio  unentgeltlich  verwalten  müitKuu,    ist  dinwUie 
die  Amt5diQcr  dca  Ratheü  aclhat.     Die  Agenton  nnd  Beamten  der 
Forst-,  Vottt-  und  Telegraplieo-Verwaltung,  gonie  die   AnfsAbor  dt-r  üfCmi- 
liehen  AnsUdteu  und  die  Privat wäcbter,  kemieo  jedocli  weder  Mai» 
A^jtmktAD  sein. 

Die  Sorge  tmd  die  Verautwortlichkoil  für  dio  VerwalUing  kumnteo 
Mairo  KU ;  er  kann  aber  oinon  Thell  «cin&r  AmtagoschSite  otncm  oder  idcIe 
Attjunkten  and  talln  die  lotatrreu  uirwesend  oder  verhindert  sind,  C_ti«triiril 
rathen  übertragen.     In  dem  Falie,  wo  die  perscmhcheu  Interenca  dea 
im  Widorepnichc  ntehen,  mit  di^ujenigen  der  (4emeind(\  welcher  er  vor 
bestiumit  der  Gomeinderath   ein  Mitglied,   um  die  Qomeinde   entweder 
dem  tierioht  oder  bei  Abfassung  von  Verträgen  za  veatroLen.     Wenn 
Maire  abwesend,   «uspcudirt,   abgesetzt  oder  verhindert  ist,  geht  »eüi 
proTiaoriacb  an  einen  der  Adjunkten  über  je  nach  der  Bcthenfiilge,  in  do- 
cmannt   eind,    und    in  BrmangeluDg   einen  Adjunkten,    an    eioen   durch  dm 
Gemeinderath  bestimmten  oder,  wenn  keine  BeBtimmung  itattgefonden  hat,  i 
den,  der  in  der  Liste  der  GemeinderSthe  der  Erai«  ist.    Kudlicli  in  iem  Fl 
wo  der  Moire  einen  durch  dos  Gesetz  befohlenen  Akt  BuuuJuhnin  vt 
oder  TemachlSuigt,   kann  der  Prifckt   denselben   naeh   einer   vergublic 
AufTordcrung   entweder    selbst    ausführen ,    oder    durch    eine    ipocieU    duQ 
beauftragte  Person  von  Amt»wegen  ausfuhren  lassen. 

Dio  Maircs  und  A<Uuukteu  können  durch  einen  £rlas9  des  PriUekta 
für  einen  Zeitraum  von  höclistcns  einem  Monate,  al>er  durah  den  Uininter  d» 
Innern  bis  zu  drei  Monaten  snspcndirt  werden.  Sic  können  nur  durch  «BO 
RrloAD  de^  Präsidenten  der  Republik  ihres  Amt^n)  gÜnxlieh  enUotsI,  wutdea; 
sie  sind  dann  während  eines  Jahres  von  dorn  Tage  dos  £riiaset  an, 
zn  Moires  oder  Adjunkten  wieder  gemihlt  m  werden "). 

Per  Mairo  ernennt  und  setzt  ab  alle  Munidpalbeamien,  fOr  wekbe 


')  Die  UnwÄhildu-keit  erüncht  in  dem  YnWe,  wenn  die  altgeinrini< 
Wahl  der  UemeinderKthe  gerade  in  diesem  .lalir"  Htnitfimli'n  tmin« 
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)^^1tOIlllt■u  fJc'Sftz*  unJ  Verurdiiuugt'U  kvint^  liwandt-rtiu  üroeonunf^sheüfiiu- 
muiif^D  enÜialtoD ;  unter  Aofsicht  de«  (4emo)D{loraihB  tat  or  mit  der  Yur- 
waltiiog  de«  VermögcnB  der  Gemeinde,  der  Verwendung  Uircs  Einkommens, 
der  Yoilxireilunfif  ihres  Badjjeta,  der  Anweisung  ilirer  Aiifi^i^aben,  ÜAr  Ver- 
tivtnng  der  Uomeinde  vor  Gericht  und  im  nD^cmciitcu,  mit  der  Voilitreckuuff 
der  dnrch  den  QememderaUi  gefiusten  BeBc^titse  bsaaüragt  Er  moss  anderer- 
•QJte,  unter  der  AntoritSt  der  OberrerwaltnngibAhdrde,  über  die  Gemeinde- 
und  Feldpolizei,  über  die  Verküadigung  und  VoUstreckung  der  Gesetx»j 
und  Verordnungen,  sowie  Über  die  Ausführung  der  SicberfaeitsniBaairegcbi 
wachen. 

Der  Mfljrc  giebt    seinen  Willen    durob    Erlasse    kund    (arret^a),    diesem 
worden  nnmittelbar  dem  Unterprafekten  und  in  dem  Bezirke,  wo   die  Prfi* 
fektiu'  liegt,  dem   FrSfekten    Engeachickt,    wo   sie  dann   zur   Kenntuin   der 
D  gebracht  werden.    Der  Präfekt  kann   sie  für  ongültiK  erklärea 

dir  Volktrockung  derselben  suapendireo. 

Um  die  häuftgen  •Streitigkeiten  zu  Torlititcn,  die  der  Gebraacb  der  Glocken 
in  den  Kirchen  bis  jetjet  verursacht  hatte,  bestimmt  dan  Gesetz  von  1884 
jirit  GcDHuigkcit  die  bezüglichen  Recht«  der  Civil-  und  Eirchenbchonlon: 
die  Glocken  der  Kirchen  sind  daniich  speciell  dazn  da,  bei  den  Cultusfeior- 
Kchkeiten  gebranclit  «u  werden;  sie  können  aber  im  Falle  einer  geraein- 
achaniicheo  Gefahr,  wo  rasche  Hülfe  geschafft  werdcu  muss,  und  bei  Golcgeu- 
beiteu,  wo  ibr  (tebniach  üun'b  die  Gesetze  und  Verordnungen  geboten,  oder 
dnrch  ortaiiblichcs  Uerkommeu  gestattet  ist,  geliialet  werden.  Das  Geläata' 
bei  bürgerlichen,  sowie  kireblinhon  Verftulasnmgen  muss  durch  eine  zwischen 
dem  FrÜfektcii  tmd  den  kirchhclien  Bcbünlen  verabredete  und  im  Falle  einer 
Misshclli^kcit  durch  den  Citituf^mmistor  bc«tinimte  Verordnung  gestattet  sein. 

1*11)  die  IhiruhriiUmug  dieticr  Verordnung  zu  slcheru,  mu83  ein  Schltwsel 
des  ülockenthurms  den  kirchlichen  Behörden,  ein  anderer  dem  Rtatre  ein- 
grhindigt  w^nleu;  das  Gesetz  verlangt  femer,  dass  ein  SrhlÜHol  der  Kirchen- 
tbür  dem  letztem  eingehändigt  werde,  in  dem  Falle,  dass  der  Eingang  zum 
'GlOckentfaunn  in  der  Kirche  selbst  sich  befindet. 

IV.  In  dem  Titel  IV.  behandcll  da»  Gcict^  von  18&4  die  Verwaltung 
ilor  Gemoisden. 

a)  Veber  Commoual-Giiter,  Arbciteu  und  Austält«u  der  Commune.  — 
Ee  bandelt  sich  in  diesem  Titel  zuerat  mn  den  Vej-kanf  des  Mobiliar-  oder 
Immobiliani'''rroÖgenB  der  Gemeinde,  welcher  auf  Aueuohen  eines,  mit  einem 
VoHstri-ckuiiRnbefehl  versehenen  GISubigent,  erfolgen  kann;  die«er  Verkauf 
kann  «ich  jedocli  nur  auf  die  zu  einem  üffcntUchcn  Gebrauch  nicht  bestimm- 
ten Güter  erstrecken  und  winl  durch  einen  Erlass  des  Präsidenten  der 
Rtrjitiblik,  der  die  Form  desse11>on  bentimmt,  genehmigt    Das  Gesetz  regelt 

n  des  NSheru   in  den  Art,  114—120  die  Annahme  der  der  Oomciudo 

rhtiiti  •SeheiikuDgouoder  Vurniächtnissc,  die  N'enlMUit«D  oder  Reparaturen. 
die  die  Oemoindc  untomtihraen  muss,  die  iu  ihrem  Namen  gcBchlosseuen  Ver- 
träge,  die  Vollstreckung   der  durch   die  Verwalttmgttoomniissioi 


HivinilcKoMthStif^c-ltBansUTtün    gefsafiteD    BüschlUlse ,     nud    ilii«    di«i« 
iiuliicdoiM>o  OcgcatttÜudi!  butrufluuden  Vcrorduaiigm' 

b)  KlAgo  vor  tlcn  üonohteQ.  —  In  dieser  Hinsicht  bi.>«chr^kt  lieb 
Gaautxpibur  tlAmit  im  tirotscn  und  Oohec-u,  die  schon  tn  dem  Mni 
gcBdtzu  vom  IS.  Juli  1837  niedorceleEjten  UcfTPln  wieder  zu  gcbmL 
Ücniciiidc  oder  ( I fnu-iadt-bi-ktiüD  kaiui  als  KJägeriti  üdt>r  als  As^ltli|>t9  lOr 
Goriclit  Bttllrctr-Q,  wuun  sie  nicht  dazu  vud  dem  PrafuktarzBib 
winl.  Dioae  UnnSohUifung  uuiu  üinerhalb  van  swoi  Mouaton  von  dam 
•n,  wo  no  beirchrt  wnrdo.  bcwilUfit  witrdsnt  da  ixt  tiicht  sothwndv, 
vor  den  Vcrwnltimgsbchördtu  r.u  ploidirtm,  udcr  um  dcu  Main.'  m 
ti^pu  L'iiu>  BoeitzUag«  Bomiirengm  odor  KimTdcn  bni/.utirin^eti,  üdt 
wolchc  Akte  vursunchmun,  woleho  bestiiuuiL  sind  Rvchte  «u  wti 
don  Vcriiut  von  Kluften  xq  verhindern.  Andercracit«  hnt  jeder  StmcrxkMa, 
diT  auf  dem  Register  der  Oemi'inde  et^bt,  du  Rocht  auf  seine  Uo&Iir  nad 
KiiaUn,  mit  iIiT  Oenobmi^Dg  des  Fröfcktnn-Btbes,  dieKUfren,  din  tuteh  iomt 
MviiDinu  dif  i-tvincin*k'  oder  (.T.'m<MrrJo»cktioD  anicrehrn,  ni  , 
der  daxu  tntuucluit  bcnifenu  (ictoeindiTalh  aaT  Oinind  vitir>- 
UuraÜiuiig  luinuübcu  »uh  gcwu^<.>rt  oder  Viiraachliwiftt  bat;  lUv  Uri 
oder  Ocmcindcsektioa  wird  in  den  Froicu  hinoiiigucogui  und  daa  Ui 
winl  gogcn  sii!  vollatrvcltt. 

Jcdrr  jifgoji  iudc  (rcriuht>itoiu  Kl»- ■  iit  eine  Bv«jtxl(l 

ist,  mius  bei  Nirl:  llIg,   eine  erkliirondc  r  ',  die  tCi^vn 

Eni|>(kii||5*.b<jiu  dcui  Frärektcu  oder   UuUjrpi-äfcJrti'n  ciiccraudt  wird,   « 
F^-bL'O;  dicBB  Ifcnluchrift  (memoire  explii»lif)  unterbricht  jade  Verjähniog 
vuriitmUrt  jtHlou  Verlust  der  £1iii;l>,  wunn  ihr  in  der  Friet  von  drvi 
eine  Kla^B  vor  Ooricht.  foljrt^;  diese  kuan  judocb  in  kyincni  Falle 
mannten  navb  dcu  Datum  der  Einroichung  der  Dcukscluifl  bvi  Juo 
.'bmcbt  werden. 

Der  iVfifckt  oder  UotcrprSfokt  tbßilt  sofort  dio  Dcnkschnfl  d^m  Mi 
der  bulrencuduu  Qomciude  adt,  iudotii  ur  ihn  aiüTonlcrl,  dou  Gvineindi 
in  dt>r  mÖslichat  kümesten  Frist,  xur  Burathnng  einzat>erttfen.  Üiir  von  deü' 
(iL-nieiudenilhc  gcfitiut«;  Betichlusa  ist  tloim  dein  PraTekturraÜtr  mitzulbtnitifli 
welcher  ontscheidet.  oh  die  Gemeinde  ormScbiifTt  nein  sali  vor  (tcricbt 
omclieincn.  Di>;ser  DeachltiRii  muss  inuerhtilb  Ewoicr  ?kloiiate  nudi  Pc|Kiiür 
der  Denkwchrift  verkündigt  werden.  Wtnui  der  Prürektnmiih  dio 
mficlitigong  verweigert,  so  vttrktngt  das  UesoU,  dans  'Ü       '.'  nnjt 

Gründen  vorvclien  sei;  diu  (temfiindc  and  jeder  Stumt . 
bbi  dem  SlABtsratho  Bustihwcrdu  erbeben,  nud  dioK  Rcklamauuo  mnM  iuoo- 


*)  So  wird  ejm*  Controvcrso  ßclürt,   welche   die  .'■■ 
Witxuvit  Iiifilt.    Dt-r  rii(w(.-itioii!<li(>rhnltL' dmtili  eine  Eni 
des  reqiieteB  vum  yi.  iiwil  IKSiT  {lUutJ)Z,  I8R3.  I,  W.'i 
blosse  Nilxit'rifijiiiiu  iU*r  IK-iikscIirill  die  Veriüliniiig  m 
sieht  Huf  lUin  Z«itnuun,  uixb  welcliem  die  Klagu  afihU . 
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halb  zweier    Moiuite,    von  der  EiDtrogUDg  im  UenurslbulcruUrist  dua  SUuls- 
nUiis  au  |;fer(>t:hDct,  entscbiedeo  werden. 

Es  «mil  (jcwtAM  KegnlD  durch  dio  Ärtik«!  198  liis  131  des  Gewtzus 
Y»D  1884  fott^csL'tzt  filr  den  Fall,  daaa  mclit  cini.-  Gcmmdc,  sondum  oine 
(jfiiipiiideiM>ktiou  cino  Klage  oulwoder  gegen  die  (icmoiudt,  zu  wciclit-r  sie 
gdiürl.  odi^  g'-'SCU  vioe  oudero  von  dic»cr  lüUtcni  in  diTsulbcu  Wvise 
wU  sie  abltätigigB  GemaimleHktion,  eionibringeii  oder  sich  zu  vcrtbciiUgon 
bealMichligi.  Die  InterCMen  der  Sektion  tmd  durch  eine  S>iuliciatacoiaminioD 
vert.n.'U'«  oud  vcrUieidigt;  dio  Mitglieder  derBelWn  wcnlcn  aus  den  Wwhl* 
nUiigcD  d(T  (icmcinde  f.'ewülilt,  und  durch  diu  in  der  Sektion  wohaoudoii 
Wälder,  M>wio  duroh  diejcnigeiit  welche  ohne  Wahtreobtc  GaUbositzcr  in 
rdioMr  ünil.  ernannt. 

o)  —  Comrounalbndget  —  Du  Budget  dar  Qemciiule  nmlÖMt  uin 
ordontliohcs  und  ein  auswrurdontliabos  Budget,  von  donon  jedes  setne  eigenca 
Eitiimhinftii  und  AuBgahen  hat. 

Diu  Einaahmeu  des  orduutlicheu  BudKuts  sind  alle  diqjoiugeil,  dio 
i;iitvii  ifi'wis^eD  Charakter  von  Hländiglieit  in  ihrer  Ansotzung  Itaben  und  tu 
bestimmten  Perioden  erhöhen  werdüu,  »o  »uin  Beiii|)icl  der  ürtmg  der  Güter, 
deren  Naturalgt^nusB  den  Geucindcmitglicdem  nicht  ztutcht  und  der  Krlrng 
der  tl<.Tti  Grnioiiuti-'U  durch  diu  Htcuorge^etze  bewilligten  nllgernciuen  uiid 
«pecii^ltou  2i»uhlÄf[0  zu  den  Abgaben  (Centime»).  Unter  den  Einktiufteu,  dio 
dtui  Bxtraordinai'iuin  des  GoincindehausbalteB  Boamnchcn,  köuucu  wir  die 
gest>tjdiub  genehmigten  aosserordentlichcn  3t«uem ,  den  Erlös  der  tot* 
«UBKrUjii  Uiiter,  die  Schunkungen  und  VünnficbloiiseOi  den  Ertrag  der  An- 
leihen, und  im  allgecaeineu  alle  zuTtUligeu  EJniuüunen,  welche  die  Gemeinde 
beaiefat,  anftihren. 

Die  Ausgaben  des  ordentliobeD  Budgets  bestehen  aua  den  jähHichen 

irad  permanenteu  Aiüjraben  smn  Xntzen  der  Gemoindo,  die  des  ausaerordeut- 

licheu   Budget«  au«   allen   xufKIligoiL  und   zeitweiligen   Au^bou,    die    der 

Ouniuindo   obliegen.     GewiBH  Amgahen,   die   unter  Sd  Nunuaem  iu   dem 

Artikel   130  des  GcHetzea   von  188-1  atifgeziihlt  aimi,    sind  ubllgatoriaeh  (ür 

ilio  (ieaicinde,  flo  die  UatcrbiUtoog  der  Cumraunatgobände,  die  Kohegeludte, 

Bcanldui^etti  dio  auf  den  üfTontliefaen  Unterricht  bezügliohen  Auagabco  o.  e.  w. 

Das  Budget  jeder  Gemeinde  wird   von   dem  Mairo  beantragt,   dnnth 

ileo  Gemeinderatb   bewilligt,    ond   durch   den    l*rafcktcu    bestimmt,     Wenn 

daanelbv  für  alle  oljliL''aturL»ubeu  Ausgaben  sorgt,  luid  keine  uussvrurdcuUicho 

Einnahmu  (tir  obliguturisehe  oder  facultative,  ordeulUchu  oder  uuss^-ronleul- 

|J{ah«  Anigabou  verwendet,  so  kann  die  OborbohÜrdc  die  in  diesem  Budget 

^fiir  diu  fiuTultativou  Aurgaben  anngesetxen  Summon  nicht  roodificiren.    Ausser- 

\tieia  kÖnuco  die  in  das  Budget  cingestelltca  Ausgaben  durch  diese  Obrigkeit 

indert   werden,    sio   können   nher  von  Amtswe^Tn   vermehrt  oder  ein- 

It  DUr  düun  worden,  wenn  sie  obliguturiccher  Natur  sicü;  überdies  ist 

ich  dazu  nötiiig,  dass  der  Gemcindcrath  vorher  befragt  werde. 

Das  Budget  der  Stiidte,    deren  Einkommen    wenigstens   drei  Milüooen 
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PrancB  CTToicht,  —  nnd  «üeso  Summe  winl  rI«  crrfieht  Wlrscbtet,  w«in  «\ü- 
ordentlichen  in  d^o  Rrchnanirec  consUUrtcn  Bialnlnft«  diese  ToUlramiBt 
IQ  den  drei  IcUteo  .lAhren  envlcht  haben,  —  ist  immor  der  Oenrlitnigtiiif 
dci  PriddeDten  der  Ropubtilc  auf  den  Vorsehlag  du  Miniirten  doa  lann 
unterworfen. 

d)  —  RccbnmigsfQhniiig  der  Gemeinden.  —  Der  Miure  reicht  Itfli  den 
Ocmeinderatho  vor  der  ßeratlinng  dps  ncnen  Bi)d(;;ets,  die  du  abgetehliMKo* 
Rcclmmtgtjfthr  botroßtuiden  Rcchnuagtni  ein;  diese  müBsen  jedoeh  tob  dos 
Prfifclitca  definitiv  iji'uchmigt  wcrtlpu;  die  Zahltmgsanwciiiua^n 
allgi^meanrn  darvh  doo  Mairo  Bov^fcrtif^;  vrcno  er  sich  jedoch 
Summe  zur  Bezahlung  einer  re^elniS.«i){  bowilligien  und  ßUH;;>:<u  Au«|iBti«  tu- 
zmroiKii,  bo  kann  dies  der  PrÖfekt  thun  dnroh  oinen  im  Präfektomlhe 
guigeneu  Griais,  der  dann  die  Stelle,  der  verweig:eTtcn  Anweixuig 

Die  Communal-Kinnahniea  und  -An<f^bcn  «"erden  durch  eüum 
oiinp'fiilirer  besorgt,  welnher  nilein  anlcT  spinftr  eigenen  VerantwortUf 
nlle  Einkunlle  der  Gemeinde  und  alle  ihr  schuldigen  BetrÜgv  «inuelim.  ■!>■ 
Tne  die  durch  den  Maire  angewietenen  Ausgaben  bis  zur  HShe  der 
mSsaiff  ffenchmigten  Erodito  auszahlen  mos«.  Dbb  Rechntragsanit  wnil 
nllgmneinrn  dem  Ktnnehmer  dar  direkten  Stenem  Ühortragm ,  m 
jedoch  in  dwn  Oemeinden,  deren  ordentliche  Einkunft«  80000  Frsoot 
fll^eigen,  einem  besonderen  Commnnaleinnchmer  anvertnitit  wordm.  DcneBw 
wird  nun  den  drei  dnrch  den  (temeinderath  vorgeschlagenen  Oandidadni, ' 
vredcr  durch  den  Präfekten,  wenn  die  Einktinfte  der  Oemeinde  900000 
nicltt  übenttcigen,  oder  dnroh  den  Prüaidenten  der  S«iitiblik,  wenn  die 
Iriinfle  der  Gemeinde  grösaer  sind,  ernannt. 

Die  Ilechnnngen  dM  rommiiniüeinnehmera  wenlen  entwetlcr  durch  d« 
PrfifcktmTath  geprüfl  and  abgcscblosccn,  mit  Vorbehalt  einer  Apitcllatioo 
an  den  Rechnungshof,  in  den  Gemeinden,  deren  ordentliche  Eüibürft« 
du  000  Francs  in  den  drei  lelztcn  Jahren  ok^t  Üborvtiegen  boben;  dtudi 
den  RechniragHbof  iu  enter  nnd  letzter  iDttatui  in  den  Oendndea.  dcrea 
durehschuitt Itcher    Ertrag    diese   Ziffer  Öbemtetgt. 

Die  drei  letzten  Titel  des  Oesetxei   vom  6.  April    1884  <Art.    tOl 
168)  beluuuleln:  a)  die   mehreren  Gemeinden    geraeinsehaAIiehen  GQt«r 
Rechte;  b)  die  spcctcltc  Ordnung  der  Gemeindeaiigelegciihcdten  für 
mid  die  Oolonien;  e)  endlich   die  AtisBericmftntsaii;  der  filtern  im  Wtä 
»pmcb  «(ehenden  Gesctre  hvzvr.  Verordnui^(OQ. 

Wir  glauben  nicht,  dosn  es  fiJr  unsere  Leser  nützlich  f>der  iol 
ist,  diesen  Punkten  hier  beMmdera  Erörterungrji  xu  vidmen.  —  Hit  dorn 
stehenden  Ahrisne  dea  ncnen  GcsetAes  haben  wir  beirweckt,  dem 
Pnbhlium.  ohne  Wartkram  and  nutzlose  principiclle  Streitigkeiten,  eise 
der  <*cmt?indrordnnng  zu  gel>en,  welche  durch  diese«  Gesot«  in  PtnnkTMcli 
einge-nihrl  mirdcn  iKt.  Ihr  Einflass  «uf  die  politischen  ImtitutioiiaQ  iiud  vi 
den  Geist  der  Belttttverwalttmg  in  Frankreich  wird  liald  erkenobar  werdea. 


lus   der   Spruchpraxia   des   Bundesamts   für 
das  Heünathwesen. 


Mitgetheilt  von  dem 
üoheimen   Rcgiemngsrath   Dr.   Kkkcii, 

HttgUed  d«a  ftuadMaints  ISr  das  UclnuUiwcwti. 

1.  Zur  Aaslegaofr  der  §§  13  and  35  U.-W.Q. 

Die  ^  13  u.  35  Ü.-W.-G.  enthaUm  eine  tfeseUliche  Definition  iUr 
^Jteffriife  ^imunterbro(^%eHcr  ÄufenihnW  (g  JO)  benc.  „ununterbrochene 
AbwewnJuit"  {jj  22).  Es  hexieht  weder  eine  Iteffel  noch  einn  Prästtnlion, 
doMg  die  Entfemttny  von  einem  Orie  äU  eine  Ünierhrechung  des  AufcnlhaUg 
^^am  dewnelben,  bztc.  dnsx  die  Rückkehr  an  einen  Ort  als  eine  Unterbrechung 
^■der  Abwexenfieit  von  ilcmaeiben  ansusehen  ist.  es  aei  denn,  dam  Umttände 
^m|ar|l<t&4in  loerden,  weiche  in  speiidlem  If'aüe  eine  entgegengesetite  Auffassung 
^miefffünden.  Es  ist  ciehnehr  nach  freier  Beurtheilung  der  Sadilage  im  ein- 
^mt^en  FaBe  tu  entscheiden,  oh  eine  Entfernung  biw.  Sückkebr  im  Sinuc  des 
V  CaeUea  eine  Unterbrechung  des  Aufenthalts  l>eiw.  der  AlwKsenhcit  im  Sinne 
des  Gesetzes  tcirkt  oder  nicht  Kirki. 

Die  Betceislast  trifft  denjenigen  Armenverbatui,  welcher  aus  der  Unter- 
lireehwig  hete,  Nichtuntcrbrcdiung  des  Aufenthalte  oder  der  Abweixnheit  die 
Pas»itiegitimation  eines  amleren  Armenverbandeg  nbleitei. 

FDieao  Säize  «lod  in  eiuer  Auzatil  neticrcr  EuLüchcidungcn  dca  Bundes- 
■   auf  Qrund   wiederliolter  BeratbimgeD   angenommen   tmd   featgehalton 
dea. 
a.  "Em  Ortaarmeaverband,    welcher   einen   anderen   Ortsannen- 
>and    als    UnterstütBongB wohneits    in    Anspniob    nimmt,    muss 
«riflcn,  ilajtg 
s)  oino  innerhalb  der  zweijährigen  Aufonthaltsfrist  stattgcfundcDe  Ent- 
TorDang  in  der  Absicht  erfolgte,  den  Aufc^nthalt  bpiziiheliAlten  (§  13), 
^)  eine  innerhalb  der  cwe^ührigea  AbwcBenhcit^friftt  erfulgt«  Rijck- 
kehr  v.tt  dAnomdpm  Anfenthalt  ge«<ihah.     (§  3&). 
So    itihrle  dus  Bundtsamt  in  dem  Urthcil  vom  \9.  Fobruar  1  8S(t 
ta  Sachrn  den  Ürtearmcnverbandßa  UiUcnliurg   wtdur  Scchahcldcn  zu  <x  am: 
»Nicht  mit  Unrecht  hat  der  Vertroter  de»  Kligora  bei  der  müudlioben 
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Vcihnnilltui^  Tor  dum  ßtuulvvnmtv  ai^Ucml  i;(.*mno)it.  lUx  VunlerricLt 
insofern  von  einer  Irrigou  Aaslrgniig  des  §  13  im  Ruich^^cMl 
11.  Jani  1670  nti«,  «Is  or  annehme,  dus  ^escUlicli  ciflc  Vermntliuog  ibl&r 
btroiie,  dass  drr  Aafonthalt  durch  uiic  Entfemuni;  haha  nnterbrocboQ  «enktt 
vollen')*  Eine  si>Iclio  Vi-miHtliung  sitllt  da»  Ge«oU  nicht  mir;  t*  gi«^ 
vielmehr  im  g  111  nur  eine  ErlSuttTiiDg  der  Bf8tiitimani;r  def  §  10,  wc 
der  UntenttiUiitißB Wohnsitz  dltroh  einen  imtmterbrüclienen  gewühAtlc 
Aufenthalt  Ton  zwoi  Jahren  erworben  wird,  indem  *u  gesetaliel] 
was  unter  eiai-m  ^nuuntorbra ebenen"  AurrnlhnU  von  S  Jalirt-n  ra  ve 
ist.  Wenn  als  rntcrbr«ehtni]Z  de«  AufenthnlLi  ein»  frciwillifco  Entfa 
Blüht  Hiigt-BtOicu  werdon  boU,  »uffni  (uw  den  Umstüudcu.  uutor  wclehi^ij 
orfolgt,  die  Absicht  erhellt,  doo  Auicntbalt  beisulichalien,  so  >prlcht 
gosQtKliolw  Vcnuuthni^  bei  fireivilligeQ  Eutfemangvn  wudcr  (ur  Diich 
uino  dadurch  bewirkt«  TJntorbrt'cfauoff  dei  AaTeuthulüi:  entichotdixid 
h^digltdi,  ob  anB  dnn  l'nifitänden  den  f\tnzelni>n  FalU*«  die  Absteht« 
Aiifcnthnlt  ))(.'ixub4<)itdt<?n.  urhcllt  odiT  nicht,  und  diese  Bourlhciluni?  ante 
noch  ollen  Stiitf-n  der  freien  Würdigung  dnrch  die  Spmohbebrrde. 
envliciiit  tdlürdingfi  nach  allgemeinen  RechtsgrundsfittCB 
KliRcr  vcrpHichtct,  den  Beweis  xu  tUbrea,  da»  der  rom  BeUagtea 
Unti?rBtulxi>Ti)^wohii!iit7.  durch  oincti  im  Siuiio  do«(JffteUe«  nuauntvt 
zwcijiiljriKi<n  Kt-nühnlichcn  Anfoutbalt  trworbcn  ifL  Babcn  abo  im  IjuA 
dt>r  zwei  .Jahn)  Entfemungfcn  ^attKcfundüu ,  »o  ntasB  der  EC^fer  darthi 
diu«  die  EntfemuBj;  unter  UmHtÜoden  erfolf^  ist,  aoa  welcbon  diu  Ahne 
den  Aufttnthalt  beizubehalten ,  hervorgcliU  Ueliugt  ihm  dianr  Xaekv 
nicht,  HO  bleibt  er  bcweisIKUi^  und  mius  abRcwicsfn  werden.*  — 

Zu  ß)  ShI  das  in  Hachon  den  Oru»rm<>uvorbnodefi  IJnierliedrrbacli,  Be- 
kUgtcu     und    Berti fuiifpiklaji^ers    wider    den    OrlMTmenrurband     Wiealia«! 
Kläger  und  BemfhnfTgbeklBfftcn  ergangene  Urtbeil  vom  3.  April  M 
Vüu  Bedeutung.     DaRselbo  lautet: 

«Die  Entacbeidimg  dos  RecbtdBirAitca  hängt  lediglich  daron  ab, 
dumh  die  Rückkehr  der  irntenitüliten,  Wittwe  W,,  nucl- 
im  Dexombcr  1682  der  Lauf  der  mit  dom  Septcmbw  1881 
wespnbeitsfriitt  nntärbr-^chen  wurde,  und  ob  die  Wittwe  W.  »oiacb  bein 
Bcgiuu  ihrer  UuteretützunK  durch  dm  klaffenden  Ortfiarmcnverbaiid  sm 
8.  Pebmar  1884  den  UnttirstiilningswolmBit?.  in  ITnlerlioderbach  noch  bes*«- 
Dvr  uT9tt\  RIehter  vi^ht  bei  der  BeiirthoUimi;  dicver  Frage  von  der  AataM 
aus,  dsss  die  iliickkelir  eines  }IiUsbcdiirHi>:eu  r  v  K  c1  mÜss  ist  die  Abi 


')  Diese    Auffassunp    wird    bcBoudcr«    in    der    Litcratiir    vonret 
EOKH,    Kommtni..    S.  (tö,      RüeBOU^    Deutsch.  Anni<upflf>p»recht,    S.  K' 
(Vyl.  «lieh    Entseb.  de«   Buudesmiits.  VI.  8).  —  Auch    8jtYt'»x    in  Elirth' 
AodhIi-u   1877,    H.  678  sii^rt  :    In    keinem  Fullo    wird    er  (niinihch    ilor  Wi" 
der  Itiiekkehr)  veriiiuthol:    us  Kill  ulsu   die   EntfernuiiK    ab  IJntcrbntebii 
des    Auffiithalls ,    wenn   die   Abeicht    der  Rückkehr  mcht    uus»cr  Zi 
gestellt  winl. 
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icäi  utilrrbreohe ,  uml  iIhss  uur  uu  s  un  )i  iim  woi»  c  uu(vr  duti  Varatw 
lüKniffea  AnM  %  96  dei  Beiohigesetzea  vom  ti.  Juni  187Ü  fUßie  Folpf«  nicht 
lUetu').  Er  leitet  dstwi»  don  f^tz  ab,  doss  die  eioo  Kückkehr  anndvndc 
^aHi.'i  uiclit  £u  ticweiseii  braache,  dus  die  Rückkelir  in  dur  Absiebt,  dun 
kufc'Dlhtilt  doutrnd  rartziuetsen ,  erfolf^  Bei;  und  vcrtirihL-i)t  den  lti-k(:^ti.-n 
dem  Kltgftulrmgu  xur  EniLattiiiif;  der  Pdfgekoatun,  wuU  a»di  Lugi: 
uiimnolimen  sei,  doBs  die  Wittu-e  W.  bui  thrur  KUckkubr 
itu  Abüiclit  brKÜglich  der  I>auer  ihrca  Aufcotltalta  übcrliaupt 
eilt  htiüe,  uder  dto  Abstiebt,  bis  auf  'Weiteren  sti  bicilrcn. 

DioBor  Entuhoidmuf  bat  weder  in  ibrer  tbeoretischea  BcgriindUDg  boi* 
gt»tiniin1,  Docb  bat  sie  iu  i]in>ni  Hcstdtato  aufrecht  prhaltöQ  werden  könneD, 
tidem  iu  zweiter  Inatauz  eine  ZeugonvcmehmunK  stattfn^funden  hat 
Aus  dpjn  Ziisanimenbanee  der  §§  10  und  13  «inerseits  und  der  §^  82 
"and  So  a.  a.  Ü.  andererseits  ist  zu  cnlnehtneu,  dass  nicht  Jude  Entficmuuf; 
«IOC  I ; ntorbreobnng  dea  ^wühnlicheu  Aufenthalts,  nicht  jede  Kiickkehr 
jc  Uutcrbrccban^  der  Abweseuliclt  zu  Fu1{ru  hat,  sowio  daes  für  die  An- 
BDdong  des  tiesctzea  dur  genii^inspracblichc  üogriff  der  „Uauntorbrccbunhelt' 
^cht  niaassgcbcud  ist,  sondern  derjenigo  gcaetzUobe  Dcgrilf  de«  Wortce^ 
aleher  durch  die  tj§  13  und  25  a.  a.  O.  g^i^ben  ist').  Es  ist  daher  nicht 
itrefliMid,  dnas  §  25  bcBtimme,  in  welchen  Kallßn  aasnahmsweiBe  eine 
Rückkehr  die  UaterbrccbuDff  de»  AufenÜialtn  nicht  wirke. 

D&a  Gesctx  kennt  weder  eine  Re^l  noch  eine  VcrmnUuit^  dahin,  daas 
durch  via»  RQckkebr  die  Abwesenheit  im  rochilichcn  Sluac  dea 
Woriea  ontorbrocheD  werde'*).    Ea  erklärt  vichnehr,   das«  alles  auf  diu  Uin- 


*)  Daj  Bundesamt  hat  in  früheren  tintscheidungen  ebenfalls  wiederholt. 
Fgl.  WoHLKRS,   Eiitj<eh.  \in.  4,  X.  8,    XI.  13,  XV:  13,    XML  19)    die*dn 
idpnnkt  einfrenommen.  aher  denselben  nicht  hoDüequcnt  feftf^obalten  (vgL 
a.  O.  IV.  7,  17,  18.  XIV.  17,  XV.  ö,  «,  lü). 

•)  Für  diese  Auslofruuj?  aprechen    such    die  Mailerialien ,    iu  denen  mit 
ren  Worte-u  der  ^'woUultchc  Bciniff  der  UntcrbrL'ehuajr  doa  Aufuuthaltus 
dü:BC8  Gustitr.  vf-rwurfeu  wird.     Es  helast  iu  den  Mutivi'u: 

^edu  Entfernung  ....  unterbricht  au  eich  dcu  Aufenthalt.  Dos 
folgt  beirrifikmüsi^  aus  dem  ^  7  (jetzt  %  10).  Nicht  jede  fixiwiUif;« 
Enlfermm|/  aber  darf  diese  WirkuBg  haben." 

Pnher    die  Aufnahme    de«    §  13  (Vifl.  bei  Arnold,    Preiziid^keit    und 
JntcrsfiiWunjpiwfibiisitz,  S.  QftQ),  —  AiiehKuRR  (UnterHtüt7.ungBWonuai(x,  8.  t(3 
lUB)  und    Koi^iiai.L  (Deutsches    Armenptlegcreoht,   8.  87)   schtni  in  den 
13,  Üä  gesetzliche  Definitionen. 

*)  Die  Entsteh uDcsgcechichte  de-i   §  ä5  beweist,   daaa   mau   die    Auf- 
lung  einer  Prsssunitjon  aWclchnt  bat. 

In  dem  ersten  nur  im  Bundesrathe  vorgoh^gten  Entwurf  folirte  auf  den 
lit    dciu  jetKiiien  §  25  U.-W.-U.  wyrtUch  übereiustiiiiinrudcn    entcu  Absatz 
'au  Kweitvs  Alinea. 

«Die  Absteht  doti  Aufuuthalt  dauernd  forteusetzeu,  ist,  obno  2a- 
InsRUDK  d  e  s  (J  etrc  ii  bt]  wo  i  8  CS,  dniiii  anzuiiehnion,  wcnu  der  Znrtiok- 
gekehrte  nach  der  Hnckkuhr  eiricn  ArlH'itsverdienst  oder  itonstigen  N'ah- 
nii^acrwcrb  au  sciDcm  bisherigen  Anfoutbalt.sortc  gehabt  hat." 
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ttSailu  iiE  BinzL'lfiillu  aakummc,  unil  tlasB  «a»  iliesvu  im  ootDOhloeti  wd, 
boi  dar  HückkfiUr  die  Absiebt  dabin  ^ng,  den  AofentliaU  nicht 
FortmiKtzun  (Nidituntcrbrccliurtg  der  Abwesenheit)  oder  ala  dauerudea 
oofJninebmcQ  (Unterbrechaog  der  AbwMcnhmt).  Dwaai  folgt,  dwi 
Klüger,  welcher  ta  beweisen  hat,  dasi  die  Wittwc  W.  trotx  Uir«r 
Wesenheit  seit  dorn  Sept^unber  1881  den  UutentätxiiQgiwohaiits  ta  ünle^ 
UoderbAob  zor  Zeit  ihrer  UDLeratiit7uog  noch  hatte,  die  Beweislwl 
Irün,  dan  die  Bäckkehr  dervelbvn  im  D«z«inl>cr  1882  geeignet  w^ 
AbwCBcnhcit  zu  im(crbn.-chcn,  da59  eto  oJbo  unter  Umständen  «rfblgt«, 
dencQ  dio  Äbflioht  der  Wittwo  W.  ürbellte,  in  Ilntorliederbach  «fedvr  ihnA 
gcwitliniiehcii  AHreiithalL')  zu  nehmen,  und  dau  dalitr,  wenn  die  Unntiniia 
dio  Absicht  nur  vorübergehenden  Aufenliialts  iiicbt  auBBchlies8«n ,  dl« 
abgowioscD  werden  mnu. 

Es  wird  dann  ausgeführt,  dau  nach  den  Ihataaoblichen  Te 
der  SoliltiHs  nictit  gerechtfertigt  sei,  sie  habe  in  Unteriicdcrbaefa  wieder 
gpwÖlinlichcn  Auftmthalt  nehracn  wollen. 

b.  Wird  ein  Lnndarmftnverband  in  Anspruch  gopommen,  »o 
der  klagende  Ort«ann«uvcrbaiid  m  beweisen : 

dass,  Huf^m  et  sich  am  den  Nichterwerb  des  TTnterstQtiaBJ 
vruhnHitzes  au  viucin  OrU?  haudcU,   diu  in  den  zweijährigen  Zeit 


Biemaob  »ollte  beim  Vorhaodcnacin   der   borvorgobobcnen  Uuit 
■ogur  oiiic  prttCfiumtio  Joris  et  de  jure  begründet  sein.  —  In  der  dem 
lafjo  ucmaclitfu  Vorlage  war  dcoÄclIien  binständen  üwar  nicht  diese 
UiUK  iK-igcIcgt,  aber,  imlcni  lu  jenem  Alinea  mir  die  Wort«        ' 
de»  Gpgonlieweisffl"'  durch  das  Wort  „insbosondore"  ijrecUt  i- 
einu  nraeüunitio  jiu-in  für  cüi;  Absiubt  diiiienultsr  Aufentbnhr<ii;>.i.M' 
Tlie    KrimmiHsinu    dpa    Reii^liHtugs    striah    den    Absatz    gocz.      f,Eine-^ 
Kuduiatik  sei  hier"  —  ebenso  wie  bei  §  13,  in  welchem  die  in  der 
vorläge  enthaltenen  Worte:    Hödor    aus    dör  Kürzo    ihrer  Danej-" 
wurden  —  überflüssig,    denn  nach  der  Hegel  des  Absatz  1  (d.  h. 
oiiixigen  Satze  des  ^  25)   werde   bei    der  Gntechoidong   der  Frage  ta 
Eur  Krörtcmng kommen,  ob  und  inwieweit  das  Amsochen  oinea 
Verdienstes  u.  s.  w.  als  ein  Umstand  anzusehen  sei,  aus  welchem  die  AbckM 
erhelle,  dorthin  Mriedenim  den  Schwerpunkt  der  wirthsehaftlichen  Tt 
ranickzuverlegen."     Die  Vertreter  des  Bundcsratlia  legten  auf  die 
iuug  des  Aiinca  3  keinen  Werlh.     (Tul.  bei  Aknolu  a.  a.  O.,  S. 

*)  Dica  genügt,  »^ntor  dauornifcm  Aufenthalt  im  Sinns  des 
keincswega  ein  fiir  immer ,  Tür  die  giiurc  Lubemroit  forttmctxenderl 
stclten."  So  hat  das  Bundesamt  in  dem  Urthoilc  >-om  4.  Sopt. 
üebcreinitimmuug  mit  InUieren  Entscheidungen,  vgl.  Woaunut,  Ent 
8.  6)  in  der  Küvkkchr  eines  bereits  EWmnul  wegen  Londstnnobeoi 
Bettcins  bestraften,  zur  Zeit  stellenlosen  jungen  Meuschun  in  tK'in  ValertuM 
t'Lne  TJnlerbrecbuDR  der  Abwesenheit  gL-ftinuea,  obwohl  'I, 
herein  tue  Absicht  bnllc,  sich  nur  zeitweise,  bis  er  eine  n?'' 
haben  werde,  dort  aiifüidialu-ii.  «Uro  nicht  wieder  wcmrn  jj;'n.i-ini-  '■"-■ 
lK*»truil  zu  wenk'ri,  und  von  meinem  gewclierteo  Auft'utl>HllM«Ke  aus.  in  Knhe 
«ich  um  eine  SU-Ue  bemühen  y.u  können,  kehrte  er  in  da«  Vulerhaui  nrüd, 
in  der  Absiebt  dort  beiniiKcb  r.n  nein  und  zu  bleiben,  bis  MÜie  Be- 
mühungen Erfolg  gcliabt  habuu  würden. " 
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fanendi^  Rutfi-niuitg  b  tl«r  Absicht  ^(^ühab,  deu  iren'ohDUctMm  AiifenthaU 

duiillnt  aiifxuj(L*lK*Q   (§    18),    Mufuru   aber   dur   Verlust  tlos   TToter- 

itfitzanffSwohiiBitzeB  aa  eitiam  Orte  in  Fra^c  kommt,  dass  eino  Btatt- 

gebahto  Rüokkeltr  tue  ünterbrccliimj,'   <1it  Ahwesenheit  nitrht  bewirkte, 

1,       weil  sie  nur  za  voriibcrjrobpndera  Aufpctbalte  erfoljfte. 

^m        Diese  (ynindiiätxe  sind  in   rieni  Urtheil  v.    IT.  April   1886    in  Sncbcu 

^k  Ortaarmonverbandetr  Orinunun  gegCD  doD  Landamiearurband  Pommern 

^k*  Anvoodung  gebracht 

H  Der  Knbknecht  W.  besass  tm  März  16B0,  als  er  tod  Orimmmi  atu 
Ptleb  Holtbof  in  IHeugt  Roy,  dcu  UntCTwlüt^uujrBwobatiiU  an  ersterera  Orte, 
an  welchem  aucb  seino  Eho&au  wohnbafl  blieb.  Von  März  1880  bis  eq 
semem  Tode  im  April  1883  hat  sich  W.  mit  Auxuahmo  ciue«  Achttägigen 
Zeitraams  im  November  1881  aDontcrbrocbon  in  Holtbof  au%eballen.  Im 
Dezember  1883  wunle  Heine  Wittwe  hül^bedüritig  und  ron  Orimmdn  unttr- 
fllütxt.  —  ßriinniKii  nabm  zuniicbat  den  (rcBammtanncuvcrband  Grimnion-lAiid, 
xa  wclcbcm  llollbof  gch&rt,  we^^en  Erstattung  in  Anspruch;  wurde  jedoch 
in  onrt«r  Instanz  abgewiesen,  weil  der  erste  Richter  für  erwiesen  erachtete, 
das«  W.  in  Holtbof  seioes  Dienatei  definitiv  und  ohne  Auasicht  auf  spätere 
riuderaufnahrac  ^lUauen  sei,  und  hieraus  folgerte,  dans  W.  neb  in  der  Ah- 
it  von  Holtbof  entfernt  habe,  aeinea  gewöhnlichen  AuFcntbuIt  daselbst 
zugeben.  Die  von  Grimmen  gegen  diese  EntÄcbeidnng  eingelegte  Berufung 
Bto  als  verspät-et  verworfen  werden.  Grimmen  richtete  nunmehr  seine  Klage 
den  Landarmenverband  der  Provinz  I*ommem.  Dureb  die  rechtakriiftige 
>reiitecheiduug  «ei  feetge8t«llt ,  das»  W.  in  Holtbof  einen  üntemtütKnngii- 
wohttaitz  nicht  erworben  habe.  Seine  Rückkehr  nach  Orimmen  im  November 
1881  fei  aber  nur  zu  vorübergubendirin  Aufeutbalt  erfolgt,  und  demnach 
nicht  geeignet  gewesen ,  den  Vertnst  des  UnterstützuDg^wohnititzea  durch 
AbwoaoDhcit  zu  verbiudern.    —   Der  erste  Richter  bat  auf  Grund  der  Vor- 

fl«cfacidung  und  der  derselben  zn  Qmnde  liegenden  Beweisaufnahme  nicht 
•  erwiesen  emchtet,  dass  W.  bei  seiner  Ruckkehr  nach  Orimmen,  die  Ab- 
iht  gehabt  habe,  seinen  Anfentbalt  daselbst  nicht  dauernd  fortzusetzen 
(§  35),  Demgemaas  iat  die  Kli^e  abgewiesen.  —  Dagegen  führte  Grimme» 
in  der  Berufungiinatanz  aus,  daas  W.  ansdnicklicb  seine  Absicht  ausge- 
ftpri>ßhcn  habe,  nfcht  dauemd,  sondern  nur  für  einige  Tage  in  Grimmen 
bleiben  und  dünn  nach  Hutthof  zurückke-bren  zu  wollen,  wo  ihm  bei  seiner 
EntlasBong  die  Wiederanfnatuna  in  den  Dienst  zugesagt  sei,  nachdem  er 
Tage  in  (trimmen  gearbeitet  habe. 

Bundesamt  hat  Ab»  erste  Urtlieil  bestätigt,  indem  ea  ausführt«: 
JDer  Kläger  bat  zu  beweisen,  <lafl8  AV.  an  seinem  Todea- 
landarm  war,  daas  er  alao  den  im  März  1880  in  Grimmen  besessenen 
Tnter^tütimngrffohmitz  verloren  und  seine  R  ü  ck  k  eh  r  dortliiu  eino 
Duterbreohang  der  Abwesenheit  im  Sinne  dej>  <»esetxe»  n  i  o  b  t  bewirkt 
hatte  (§  3ö)i  —  Eowie  femer,  dasB  er  aucb  in  Holtbof  den  UctcrstiitKungs- 
^obnsitz  nicht  erworben  hatte,  weil  neine  Kntfornung   von  dort 
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iD  ilcr  Abmdrt  jjesehnh,  «einen  ifcwäiinlifihp-n  Aurcnitmlt 
Kcbrn  (§  13).     Der  KläjjLT  irrl.,  weua  er  uuuiiiuiil,  Li'tzl' : 
Rnlarbcidung  in  ili'in  Vurjii-oti'wo  liort'its  re<rhLikriifti^  fntgcaii'lU;  di«a  tUt 
UrUiml  iu  jcnum  Proxettsc  wirkt  nur  Ewificlten   ileu   tlnmaligao  futoirti. 
irt,  aller  fiir  den  vortiegeudcn  llcchtsstreit  ohne  Bedeotmie. 

Nach  der  vom  KlS^t-r  solhsl  g;ogf(^iH.'iicio  I>nrstoniiii£  l'<"  ' 
liebte  Absicht  dr«  W.  tmuh  Ohramf  n  nur  za  voräbern:ehei]di.'ni  n 
Etikrhren,  auf  dt^ii  ihm  bei  K<>inor  KntluBmng  in  IlnlÜiof  f^eniuchU'fi  Xh*i(^ 
niiiffen  und  der  darauf  gejjriindeten  Abncht,  io  llidüiuf  hbcIi  wie  tvr  tU 
Knecht  den  Miitclpnnki  seiner  trirthschnflbchco  Thüligkeit  bcuobetiAllA 
Vfcr  Remfhn^Rbeklagt«  iKtmorkt  durobAai  zutrcffpnd,  dou  nolcr  eulcluv  Os 
statidou,  W.  den  Uiilcntfitinit^swobiiBilz  iti  UulLhof  «.Tworbcu  halirti  vünk 
uDd  dalicr  die  £la){4  gegoa  den  Pnainenchen  Landftrmtwerbaiid  übe 
gritudet  sei." 


9.  ArmcnbehSrdo  und  PoIizeibohGrdc 

n.  Die  unverehf>l.  S.  m  ItMithitnep-Sehvanwald  wur'sn  Sy^ibiÜB  rrkranlt 
Der  Ainliivorvtcfaer  (PolixcilfoliMrdo)  gab  ihr  ruif,  sieb  Üretlicher  Uni4T";"-l.f:i.v 
and  Behandlung  za  ontcrzicbon,  lebiit«  eii  aWr  dornnSchnt  ab.  Out  H 
iu  mnem  Kmiikonhaiise  nur  pnlizcihche  Kosion  bu  bewirken,  EDdem  er  oa 
völlig  mittellose  S.  an  den  OrtBannoaverbuiil  duelbttl  verwies  tHair 
weigerte  «iob  einziincbreiten ,  iDdriii  er  mctnlei  dam  es  8aebe  di*r  P»lipi 
bnborde  «ci,  aicb  der  unvcrehet.  S.  weiter  nnzuDehmflo.  Nanmriir  giib  dir 
Amtevorstchcr  der  AnnenlH>hijrdc  durch  Verfügung  v.  94.  .lauaar  J884  tut 
unvi-'ncüglich  für  dia  llutcrbringung  and  ärztliche  DebandJiiitg  dor  B.  Sorft 
7M  tn^^u,  widrigenfalls  die  Unterbringung  dr-rsclhen  .für  llecbnoftf»^ 
de«  Ariacuv  erbau  des"  vcraulassl  werden  würde.  Auch  die 
fugatig  leistete  der  Armenverbond  kL-iue  Falgc.  I>er  AratsvorBte-ber 
darauf  dio  8.  in  das  Kruikeobaua  zu  Beutfaeo.  Der  Ortjuunno 
Ileuthen  heampriicbte  von  dem  OrtsarmenTcrband  Ileuthener-^jeikvaTKwald  i 
Krstnltun«  der  Kur-  iiml  Pflegekosten.  Ute  Klf^re  wurilc  in  erster  In»t 
gewiesen.  Da»  Unheil  führte  aus:  der  Ortsarmenvorlrnnd  Ueulbf 
Wahl  Rei  liercchtigt  gewencn,  als  die  S.  bei  ihm  ArmeiiiiHege  n&cliuni 
Folizeibohönlu  uitt  Rücksichl  anf  dun  vorher  erfolgte  Einsobruitra 
weitere  Verfolgung  der  AngeJegenhßit  za  ilh(>rla»8en.  Die  I'oliacibt-bürd» 
die  Unterbringung  der  3.  im  KraT^k^nlmnae  int  SAnitäts|Kibxcitichea 
veranlagt,  und  ritiimio  deotthalb  die.  Kitwten  tragen. 

Das  Bundesamt  vorwarf  durch  IJrt  heil  r.  S6.  Scptomber  IW'.  t^ 
BntRcheidungiipriiiide,  indem  es  «usfulirt«; 

„Es  kiuiD  dahin  gestellt  bleiben,  ob  es  dem  Anitjvonteher  7'i  .->!- 
vnld  ol>gelegen  hatte,  die  an  ä^'pbilis  erkrankte,  mittellose,  unvrn- beliebte J 
im    HaniUitsiiylizcilichon    Interesse    in    einem    Knuikerihnuse    iint*-ni 
Auch  wenn  die  l'oüxoibehörde  in  iliener  liexicbung  nin  Vorwurf  tiUip 
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pflicbtwrtri^rcs  VcHialtcu  dersellK-ii  den  Bckliigicu  uk^ht  bcrechljprt  haben, 

III  Mich  st^incDieiUi  die  unverehelicht«  8.  ohne  die  nach  La^e  dor  VortiSU' 

»0  notbwoadi^    Untertittitzuiig    zu    laHHcn.      Vielmehr    diiiHVc    er  sich    io 

>lolieiii  Piillo  dor  Fänorfie  für  die  iiülfttUediirflif^e  ehenBuwomp-  entneheui, 

He  weDu  dieaellw  z.  B,  von  einoiu  aümeutAtinuHjiflichtifüeu  Vprwuudt«ii  hüir- 

»  gelusen  wurdoo  würu. 

DiiAs  nlK-r  im   vorliogouden  Pallo  dor  AtntHVorBteh<>r,  nnchdpm  er  tui' 

fuinlich  ini  «mititUpolizcilinheu  IntcrcHse  der  S.  nufKCfivbou  hatte,  sich  nnct- 

IicIht  Uiitcniiichiiiijc  und  RclumdluniE;  /.u  nntvrwerfen,  sich  K^wcigort  hat,  die 

UeiloQ^  dcraclbnn  io  oiocm  Krankünbause  und  auf  Kosten  der  Polizeibehörde 

^B|B  buwirkcu,  darüber  koiuil«  der  Ü4?kbi|f1'.'  kicIi  uivbt  in  Zwciful    hoßnd«»". 

^B         Es  wird  dann  weiter  auch  diu  AulhiasunKt    a^K  sei  die  UuterhriDfftui^ 

^Ber  S.  in    dorn  Krniikcnhanso   7.u  FWuUteu    im   sauitätspoli/^iliobou  Interrsae 

^Kfolgt,  reprohirl.    Sie  cDtsprcche  nicht  der  Lh^c  der  Akten. 

^B         .Die  znr  AuBführung  dt>r  Annrdniinj^'  vom  84.  Jaiinar    1884   bcvirkiö 

'     IJDtcrbrinffUDji  der  S.  im  fieutfaocer  Knmkeühausc  crfoipt«  ItoineaweK«  im 

•anitäldpi^lizeiUcben    Inturcsie,    sondern    Bohuh  zwangsweisur  Durc-hflihrung 

|iner    von    dem  Anitsvorätebcr  als    Vi'nvallcr  der  Armciipoliz«!    (§  BÖ  der 

irdouog')  golrolToiiea  Auordnunj^  (3  6tt  dca  OreaniiatioiisfccHitzeB  vom 

},  Jtdi  1R80),  ge^u  wolobe  dei'  Bokkgt«  izi  dem  ge««tclich  voi|;cachriobcucu 

^^c  (§  ^^  A-  B.  O.)  Beschwerde  hatte  erheben  können. 

Die    N.    u'urde.    (lern    Iteiith^ner   KmnkenhAURe   nicht  BOr  Bowlrkung 
ans  Kcsuiidheit«jH)!iitfii liehen  (xriindeu  fiir  erforilertiali  cracbtetAo   Km*, 
idnrn  al*  eine  Arme  ragoftilirt,  ui  welcher  der   ver]>tlichtvk'  Annt-ovor- 
ind  seine  Schuldigkeil  zu  Ibuu  «ich   gewe^crl  baho.     Dor  Amtarorstobru* 
im  für  dir  Hill rslM!;dürft ige  die  Pürsorgc   diM  IClägfr»    in  Anspruch,    om 
lurcb    derselbüu    diejciiif^c  FHeg^c    zu  Tboil  werden    zu    lassen,    deren    sie 
inrfto,   nnd   welche   sie   aus   eigenen   Mitteln   sirh  zu   bosohafTcn    ausser 
Ic    war.      Es   haodcite    sieb    soiuicb    bei    der  Unterbringung    der   S. 
einen  Akt   der  .ArmeafurBorgo,    und    die  Kosten   diesar  Fürsorge   fallen 
lt«r  den  Cfenicht^iiuakt  der  Armeuiiflegekusteu,  deren  Erstattung    im    vor- 
idvn    Falle    deiu    Btiklagtvn    als    dem    Ortaarmenverlrando    dßs    l'ntcr- 
itxongswohDsitxcs  aovohl,  als  auch  auf  ti  rund  des  %  28  de«  Keichs^»<.*txes 
H.  Juni  1870  wogen  Tomacblüssigung   der   vorläufigen   Färsorgcrpdicbt 
cur  Last  fallen  (Vgl.  Gotach.  X.  6.  tSfi)." 

bj  Im  Gcffonutxe  zu  der  vorvtohcndcu  Eutacbuidimg   Iiat  das  Bundes- 
amt in    dor  Streitsache    dos  Ortsarmeu  verbau  des  CtamUku    wider    den  Orts- 
lenvcrhand  Bcutbcu,  in  welcher  tis  sich  übonfalls  um  die  Fragte  bandelte, 
die  llntorbringnng  dor  G.'Hchrn  Ebcicuto  in  das  Kraukcuhaus  ku  Beutben 
sanitatapolijwiliche  oder  als  armenpolizcilichc  Uaassregel   amnuchea   sei, 
;J^nige  nach  Lage  der   Akten  in    ci-stoi-cm  Sinne    cntachicduu    und    die 
;ihnio  do«   ersten  Kichl4.Ti   auf  das   unter  )i*  mitgutbciltü  Urtheii  für 
aunitreBond  erklärt 

In  diotter  Saelio  boginnrn  die  Vcrwaltttaguktea  dm  AtuttTorstehen  tu 
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^ant  eioer  Anzeif^e  den  AmtfiKlianen  vom  SS.  Dßi.  1884,  diwu 
OfttamitfO.'scliRii  Eheleute  flyphiliÜRfh  erkrankt  aeicD  imd  utge^beu  hil 
tiio}|  nicht  8elb«t  kuriron  zu  kuanen.  Per  AmUront^her  onudit«  anter  tlem- 
snlbon  O&tum  den  Dr.  13.  zu  Berthen  um  IJnterüuchut^  ifaraii  Knuikhciu- 
cuttAiKlce  und  tun  Aeussortiug^ ,  «b  LiizAroUi^llvge  erforderlich  sei.  SoUto 
lelzteru  nicht  der  Fall  Boin,  so  bitte  er  tun  deren  ürztUcht«  Bcbuidlnng  *ul 
Kosten  des  Armen  Verbandes,  da  dieselben  arm  und  uiclil  im  Stande  Maca, 
die  KurkoBten  kq  bestreiten.  —  Die  UnterüDchun^  der  G/aciien  KhcJeut« 
ra^olfttc  cbeniiüb  am  S3.  Dezember  durch  dcti  Dr.  U.  ia'Bflutheii.  Dk*a 
orachteto  Lazaretlipflego  für  nothwoBdig.  Daranf  orklKrtcn  die  Q.'scbeo  Eb«^ 
leul4>  auf  dem  Amtsbureau  zu  RuBsbefK  an  d  c  m  so  1  b  eu  Taf^:  «Sic  leieD 
i  tn  Staude  die  Kosten  für  ihre  Kur  und  l'floge  xu  beiLreiteDj 
liittcQ.  sie  nicht  in  dos  Lozarctb  uuterKubringcru ;  sie  würden  siob  Ttio 
Dr.  II.  Srztlicb  behaadeln  lasneD."  Diese  Eridäning  gab  dem  Amtavoi 
Veranlassung,  dem  Dr.  H.  gleiehTHlla  ain  38.  Dexomber  mitxutheOffi : 
U/Bchen  Eheleute  vroUUui  nicht  in  das  Krankenhans;  der  Dr.  H.  veniB 
halb  nin  arztliuho  Behandlung  derselben  ersucht  und  gu  b  c  te  D,  A' 
AmtsvorstoherniitEütheilen,  dnts  dios  geschcbcat 
--'  Als  darauf  der  Dr.  H.  bemerkte ,  dass  wogen  der  hocbgradigeti  Erl 
kung  der  CK' sehen  Eholento  eine  bei  unbolanUa'  Behandlung  iiicbL  dm 
rührbare  syttematiseho  Kur,  und  dessliAlb  Aufhabme  denelbon  in  da« 
reth  geboten  sei,  ersuchte  der  Amlsvorstehcr  za  Rossberg  deo  QntavonJ 
an  Guretxko,  die  O.'schen  Eheleute  in  die  Ocmeindekrankcnanstalt  au  BoW- 
berg  aufnehmen  m  lassen,  and  dies  geschah  obeuiaUs  uucb  am  S8.  Dn 

nDicaer  Hergang  der  Sache  —  heint  es  in  dem  Urtheil  des  Born 
amti  vom  6.  Februar  1886  —  lüsst  klar  erkennen,  dua  die  0,'tdiai 
lento  keineswegs  ihrerseits  um  Heilung  ihrer  Krankheit  naehgemehl 
sondern  doss  der  Amtsvonleher,  sobiUd  ihm  von  derselben  KonntDÜR  xog^ 
gnagco.  mit  grosser  lüoergie  die  reststollong  ihn»  Gnsimdheitsnutaadc«  and 
die  Unterbringung  dcrselboD  in  das  Kmnkenhaas  ihres  'Widerspruchs  oof»- 
achtet  herlwigf^fUhrt,  und  die  G.'scbeQ  Eheleute  bis  zu  dem  teUtenea  Zcit- 
puidct  »K'h  nicht  scllint  überlassen  hat.  Ob  dies  bOgar,  vie  Beklsglar 
behauptet,  auch  ausserlicfa  dadurch  erkennbar  geworden  ist,  dass  dtT  Am) 
Vorsteher  die  O.'sohen  Ehelente  dun^h  den  Amtsboten  xa  dem  Dr.  H- 
nach  Beaihcn  bringen  und  schUcssIicb  in  das  Krankenhaus  bat  übi 
UsseUi  kann  unerörtert  bleiben.  Hs  genügt,  dass  iÜa  folizeihebSnlo  das 
HeHnog  der  (r. 'sehen  Eheleut«  Rrfrirderlichc  veranlasst  bat. 

Daaa  si«  dabei  als  Armenpülizeibebürde  gehandelt  habe,  la(  nwk 
Lage  der  Akten  nicht  anninehraen.  Ali  solche  hStte  sie  an  den  fBnoef[t- 
jitlichtigen  Arnieuvcrband  sieh  wenden  und  diesem  aofgebon  möasen ,  MÜo 
gesebüichon  Pflichten  zu  erflUlon.  Eine  solche  AnfTordorung  ist  nicht  erfelgl; 
und  das  Sohrciben  an  den  (lutsvorstand  zu  Gnret&kit ,  welcher  xo^eieh  ab 
Hülfsorgan  des  Amtsvorstehers  für  die  PoUzcivcrwaltuDg  und  ab  Vvrtnil' 
des  klagenden  Armen  vorbände«  fungirt,  liLMt  nicht  erkemtss,  dau  die 
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Itcit  ileoseltien  in  letzterer  Eigeiucliaft  in  Anspruch    j^enommen  werde.     Die 

^G.'achen  EhL-luutt:  liattcu  uuch  erklärt,  doas  sie  die  Kasten  ihrer  Kur  tidbot 

^ku  lK>Btreit«u  im  Stande  seien.    Wenn  deneDongeachtel   der  Amtsvorateher 

^punSchst  den  Pr.  H.  tun    amhuinnto  Behandlung  derselben,  nnd  um  Benaeh- 

^piclitigun^,  daas  dieaellie  eingeleitet  sei,  crnucbt,  und  als  dieser  LuzarcthiJÜCBc 

lur  anumKÜD glich  nothwendig  erklärte ,   dun  (lutsvorstchor   ToranlasBtc ,   die 

Aufnahme  der  O.'schcn  Eheleute  hcrbcizufähren ,   mi   kann    oioht  hexweifolt 

werden,  dasa  der  Ajntsvorsteber  durch  sanitiltspolizejlicbe  Rückiicbten 

EU  MÜnem  Vorgeben  bestimmt  ist." 

Das  erste  UrtJioil ,  durch  weichet  der  Beklagte  rar  Erstottang  der 
Ptlegekosteu  verurtheilt  war,  ist  demgcmäss,  weil  ein  annenrechtlicber  Fftege- 
fall  nicht  vorliege,  abgeändert  und  aafAbweisaug  erkannt  worden.  Es  beisst 
dann  weiter; 

„Diese  Entncbeidnng  steht  aoeb  keineswegs  im  Widerspruch  mit  dem  in 
Sachen  Bcuthen  wider  Bcutht.'ucr-.ScbwarKwald  gefüllten  Urtbeü  de»  Buudcs- 
ftünit   vom  S(t.  SeptAmbcr  1885.    Denn  in  letzterer  Sache  hatte  die  Polütei- 
jchÖrde  von  BfUlbcner-Schwarzwald  c«  al>gcltOiut ,    die  Knr  der  syphilitisch 
en  Frauensperson  in  die  Wege  zu  leiten,   und  als  auch  der  dortig» 
'  Anncnverhand  sich  dessen  weigerte,  im  Aursiolitawege  vcraulasit ,    dass    die 
Kur  aufKostcu  des  letzteren  zur  Ausfiifaning  gelangte  {Zwangsmaassregel 
■  egeniilier  einem  Armenvertiand),  wahrend  im  vorlie^renden  Kallp  die 
*olizcibchiirdo  von  vonibercin  pllichtgenmss  die  Unterbringung  der  (l.*scheo 
leleotü  in  das  Krankenhaus  herbeigeflihrt  liat.    (Zwang  gegen  die  Per* 
loD  der  G.'schcn  Eheleute).  — 


3.  Zu  §  13  des  Freuss.  Ges.  vom  13.  März  1678. 

Der  auf  §  13  rfc^  Preassischtn  OeaeUes  v«m  i3.  Mars  IftTS  bfgrän- 
\rttAe  Atispmch  grgen  dai  Armenverband  tUs  üttterriÜttungsumluisiUeg  wegen 
KrgftUtung  (Ur  Karten  iltr  Einliefenmg  hhA  ItMetdung  der  *m  Weye  der 
%g»rTsichutuj  unUrzabrinffendm  ccrwahrjosten  Kinder  hann  nicht  im 
Enrtthtlithcn  Strnte^rfuhren  geltend  gemacht  toerdi-n. 
Der  {)  7  iles  Preu9»iiwhen  ßcsctaea  vom  13.  Mars  1678  bclr.  die  Unter 
mg  verwahrloster  Kinder  ((}.-8.,  S.  I3B)  verpibcbtct  die  Proviiizial- 
rcrliftode  Iiezw.  kommunnUtändischen  Verliünde  Wiesbaden  und  Kassel  auf 
id  dea  Beschlusaea  des  VorraundBchaflsfjericbts  die  UnterlirinfTiiiig  ver- 
ioslcr  Kinder  in  eine  geeignete  Familie  oder  in  eine  Erziehungsanstalt 
in  einer  dem  ßesetie  entsprechenden  Weise  herbeixuflUiren.  Der  §  19, 
Alts.  9  bcstimnit : 

\  nDie  Kosten,   welche   durch  EinHererung   in  die  Familie  oder  Anstalt 

und  die  dnlioi  nöthigo  roglemoutsmasaige  erste  Ausstattung  des  Zöglings  und 
durch  die  Rückreise  des  Enibtssenen  erwacbs<ni,  lullen  dem  OrtHannenvcrlmnde, 
in  wclcbera  der  Zngling  seinen  UuterslützungswohnKitjE  hat ,  alle  übrigen 
Kosten  des  Unterhalts  und  der  Endobung,  sowie  der  Fürsorge  bei  Beendi* 
Archiv  mr  vffcntlicties  Keoht.  D.  a.  4.  39 
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guDfr  der  Zwau^erxiehuuf;  den  vorera^nt^n  VcrtiSatlpu  Kttr  XiOatf 
nicht  RUft  ilntn  eigonen  VertnÖg«!!  des  Z^glingB  gptragen  ndrr  von  dem  auB  l 
recbUicIien  Titeln  xar  AltmcnULion  Verpachtet«!  eingebogen  werden  köc 

I>cmnAi)h  Btihion  es  xnläseig  Muunt^hincn,  dua  die  Kosten  der  Kinlic 
nu^  imd  ersten  AuastaUuug ,  sowio  der  KÜckrLnsc  —  dun  Pol)  der  Hi^ 
heiliirilig^ki'it  voruiagesetst  —  den  AnTifiuvf>rbiindan  Miforiegt  nad 
auch  iin  Siuue  de«  Reiohtgesätae«  vom  6.  Juoi  1870  ab  Kosten  dtt  offiAÜie 
Annonptiege  anxuBebon  teieo.  Eine  frühere  Gntaoheidang  doa  Bnndwoito 
(Enlach.,  Bd.  XVI.,  S.  92)  Kclit  von  dieser  Voratusotxnus  >^^  Neuwdliq;! 
hat  inde»B  das  Biindeutnit  in  mehreren  Entschciidang^n  ausgetuhrt,  «lau  dm 
durch  §  13.  Abi.  S,  begründet«  ErstaltungsauBiiruch  gegen  den  Ort«r«Uft- 
vurband  dos  UoterstQtxuugRwohDiitKff  ein  amiuorecblticliar  im  Sitmit  dai 
Roichagosetxot  nicht  «oi  und  daher  auch  uioht  vor  den  auf  Urand  dm  Reieht- 
gOMtxc«  ftcbildetea  Spnichbcbörden  verfolgt  vrerdco  homic- 

In  dem  eiueD  Falle  hatte  ein  Provinnal verband  einen  lolchcn  Br4tauoDj||t' 
anspruch  gef^an  den  Armenvcrband  des  UDtcndütxtuigvwoluwitxes  i-rbolvD,  m 
den  beiden  anderen  Fällen  waren  die  Kasten  der  liUnlieferung  und  BeUc 
von  den  Ortsarmenvcrlwmleti  des  Aufvntiuilt)i  vomuslagt  worden. 

Die  Gründe  dor  in  diesen  Sachen  am  10.  A  p  ri  1 1886  und  am  19. 
188(>  crlaaseucu  Urthoile  geben  von  dorn  g  S  des  ReicfasgeteUcs  vom  0.  Joai 
ItfTO  aus: 

„Die  öffentlioho  Unter«töt«ang  hütfabodürftigor  Deutacbcr  «ird 
uacb  näburiT  Vorschrift  dieses  Qcsetces  durch  OrtaanBnwMad* 
Dud  durch  Landarmenvcrltündä  geübt*' 

Im  Sinne  des  Rcichsgesctxcs  könne  hicmacb  als  eine  öffentliche  üot 
fitüüning  OUT  eine  solche  angesolicn  werden,  velehe  nach  Maaugab* 
Untontülciingswohtuitxgeactxcfl  erfolge.  Hur  für  Stmtigkcitcn  xwiscbca 
sohtodouan  Armenvorb&nden  Über  eine  derartige  Öflrntlichü  Untemtätttm^ 
«ei  nach  g  87  R,  a.  a.  O.  das  .StreitvcHaliren  vor  den  auf  (inmd  dea  Reichs- 
goaeUes  gebildeten  Spnichliehörden  zulässig.  Es  müsse  aber  verneint  wmln, 
daaa  c«  sich  bei  der  Bestreitung  der  Kosten  der  Biolieüsnuig,  AustaUiaig 
und  Rlickrcisc  eines  Zöglings  um  eine  nach  Haassgabe  dea  Reichagwwtoe» 
KU  übende  Untentüuiin;;  handle.  Denn ,  so  boisat  es  in  doni  Uitbeilt  toid 
10.  April  1886:  «nauli  diesem  Gesetz  ist  die  vorliofige  Fiiraoige  Rr 
Hülfsbcdvirfligen  stets  von  dem  Ortiarmenverlande  dea  Anlenlhaito 
leisten  (^  38  und  60  n.  a,  O,),  welcher  «oineneiba  uotor  den  Voraasact 
dos  §  SO  a.  0.  0.  seinen  ErstAttuugsansprudb  gegen  einen  anderen 
vorband  oder  einen  Landarmen  vorband  —  gleichgültig  üb  dkaenwn  dem  ubn 
liehen  oder  einem  anderen  Bundcsntaat  angehören  —  geltend  ni  maehpn 

Wenn   man   dalter  auch   aonehmen   woULo,   dan  m   der  Pnn 
tAndeagenetagebung   nach   g  8  des  Reich^tuaetxe«'}  treigettandea   habe, 

"J  „Die  Landesgcsctxo    bestimmen  .  .  .    über    die   Art    nnd    da*  Ml 
der  im   Falle   der  uülfsbcdörftigkcit  an    gewahrenden   fiffenlUchen   Ci 
■tätzung"  n.  »,  w. 
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IDKUD«;   tlor  Kosleo   der  EiDliefnnuif;,    Aiustatluni;  und   RGekreise    dei 
Ziigliuga  nU  eiiiua  Zwüig  der  nffcutliulif*!!  Amiciiplleife  kii  liesi-icbuni],  so  liätt«, 
diaer  r^eiitung  doa  Cbanicter  tüuer  öfTeatUcliPD  UutvnitÜtsuiiK  ün  Sinoe 
HelcluffMetMi  zu  fpawahteti,  die  Pdiobt  di>r  Annctibcliünle  in  denifllieti 
eiflo  gorvgolt  wcrdvn  mitnoD,  wie  tm  UntcralUtzungswolmutzf^escU.    „Du 
letx   vom  13.  Mäir   1876   Ifiprt   dem  OrtaarmeDverbando   des   AufenÜialti 
incrlci   VeqiilichtUDgen  «uf;   die  Uoterbrinifuiig    der  vorWBlirlofttoii  Kinder 
rlK-izufiihruii,  wird  vielmehr  in  §  7  a,  a.  0.  aoMchlicBsLich  zu  einer  Au^bo 
Fmviiixia)-  bozw.  der  kommunalsUaduclicji  Verbände  gomachl,  weldien 
■racits  nur  soweit  g  IS  Abs.  S  a.  a.  O.  verordoot  ein  BrBUittQug8an5|>rac)i 
gou  dou  Orisurmcnverbaad  dea  UnterstiitKunf^wohanUe«  xasU;hU 

£■  (chit  biftmacb  an  jedem  Anhaltspunkt  fiir  die  Ajinaluae,  dnas  zu 
reu  vorläufiger  Aufbringung  der  OrtsarmeuverbaDd  des  AufcuthtütH  ver- 
liebtet  sei,  —  desKlcicben  für  die  Annahma»  dass  dem  letzteren  eventuell 
.  Erstattiing8aus|iruob  gegen  einen  DicbtproussiBcben  OrtsanneDViTlnuid 
>r  gegen  den  Laodannenverband  zustehen  sollte.  lat  der  Ortaarmonverband 
t  Untervtützungvwobnaitxe«  nicht  aUbald  zu  ermitlelu  oder  iel  er  Kur  lieber. 
[imc  der  in  Rede  stehcodco  Koatcu  nicht  alsbald  bereit,  .10  iil  ea  —  wie 
IDU  du  Preiissi»(die  Oborverwaltungsgericht  in  dem  Krkenntttifls  vnm 
AprÜ  18S0  (Band  VI.  S.  191)  ousgerdhrt  hat  ~  unter  allen  Umatäuden 
che  des  Pro  vi  nz  tal  ve  rband  09,  auch  diese  Kosten,  bchnlÄ  Aus- 
hmng  des  Bcscfalasaofl  des  VormundaehaftsgerichU,  vorläufig  zu  ühomelniicD 
td  sich  wegen  deren  ErftaUung  an  den  etwa  vorhandenen  Preusaiachen 
rtsanucnverband  des  Uuter«tütmngawohnsitzea  r,u  halten-  In  welchem 
crfahrvu  letzteres  zu  geichehen  habe,  ist  in  dem  Gesetze  vom  13.  März 
TB,  wio  auch  dos  (Jberverwaltungsgcrioht  a.  a.  0.  borvorhebt,  nicht  ang(>- 
4tet  und  von  dem  Buudusamto  nicht  eq  erörtern.  Keiucnfalla  fmdet  auf 
^n  lolchcn  KratattungsAusprucb  des  Provinzialvorhandes')  das 
StieiUacbcu  uuU-r  Arinuuvurbäadon  über  die  üiTcutlicbo  Uoteratützung 
Bl&bedürfUger  geordnete  Verfahren  Anwendung.  Es  kann  ebensowenig  zur 
tvrenduug  kommen,  wenn  ca  aioh  um  den  Anspruch  eines  AriiiL-nvürt>anda& 
udult,  der  lediglich  auf  die  Behauptung  sich  stützt,  dass  der  Armcnvorbaud  — 
ne  eigene  Vcrpilichtuiig  —  au  Stelle  den  rnivinxialvnrhandes  Kühlung 
lidatet  habe.  Durch  eine  sulche  Zahlungnleiatang  kann  der  betreffende 
[QiK&vcrlMnd,  oiinem  dritten  gegänüher,  nienudü  mehr  Rechte  erwerben  als 
demjenigen  euatauden,  für  den  er  gezahlt  liat. 

4.  Zu  §§  14,  27,  Abs.  I.  U.-W.-Q. 

Tfie  Nichtgewäbnmg  einer  ÜQentlicheu  Unterstützung,  welche  hÜlto  ge* 
Uurt  «erden  sollen,  ist  nur  dann  von  EUnfluss  auf  den  Lauf  der  l'>werb9- 


0  Diese  decken  sich   auch   in  Prcuasen   nicht   überall   mit   den  Land- 
icnvcrbandca. 
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uod  Vtrlustbisl,  wtiiu  diulurch  ztini  Yorlbi-tl  tlce  [)flicltlwi[In^  t» 
Aniiciivwlfcandi'a  eino   Veracbiebimg    der  L'ntcrstütziinifSVfohnHtJETerli 
bogriindct  wcnleii  würde. 

Urthßil   de«  BDQde«amts   m    Hxcixva   des   OrtaarmenverbMuleB 
widrr  ileo  OrtsarmeDverikand  Oelli^  vom  90.  (Jetober  188A. 

DonuellHjn  lo^  füllender  ThatbctUiud  zu  Orunde: 

Dar  Cignnvnmaohcr  R.  liat  iiuBtrcitig  vou  1877  bn  7.  Augunt  ISEtt 
Celle,  Beitdem  bis  Äum  Man;   !88*»  in  Broiuca  ^ewithnt.     An    Icüstcrrm  *\ 
litt  rr  fH'ini-H  droijiiJirigfii  KitidH^n  in  bülDng^'n)  Zustnudo  xurÜck){clM>i*t^ 
dan  am  17.  MIte  1886  dio  öffcDtLichc  ArmoDpQcgp   (itr  deniicllKtn  «Dtrpli 
niusste. 

Der  klaffvodc  Ortsarniouvcrbuid  meint,   dui  R.  troti  Keiner  mehr  all 
zweijährigen  Abwencnboit  von  Celli*  den  UDterntiiUrniR^'wnhnsil];  -i  ■ 
bcliatten,  und  »nden'rwit»  trotj:  »eines  AiifeuUuiIles  in  Bremen  wiii  ■      ■ 
lüa  zwpi  Jahren  den  UnterstQtzungüwohnAitJi  üasellMt  nicht    nrworbtm , 
mehr  der  Lauf  der  VorluHt-  hczv.  der  £rwerb«rnst  seit  dem  Dczcmlttfr  \i 
](cruht  habes  weil  der  Ortsarmenvßrband  Hanij^n   |illicbtwidnic;   ontcrl 
häU4>,  einem  dort  befmdliulicu  älU-rcu  Kinde  dos  R.  die  erforderliche 
anlcrstützunft  zu  Tht;il  werdi-'o  zu  Laaaen. 

Dan  Bundesnmt  bot  in  Uebercinstimmuug  mit  dem  enteu  Aichtctr  dine 
RechtflanßaaBnne  des  Kläffen  vcnvorfcn. 

„Die  ^  14  und  m  des  Jloichfl^eootxeJi  vom  6.  Juni  1S70  nmeiicn  ilu 
Rtilton  des  FrtBtüulaufG«  für  den  Erwerb  und  VerhiBt  des  üuti'ntOtxiutßi' 
wnhnsitzea  von  der  thnisächlichün  (icwiUinin);  einer  UDUirsttltfoiijc  alt^ 
hüngig.  Sie  stehen ,  wie  die  Vorwdirifltu  Über  Erwerb  und  Verliut 
UntcrttützuQgtwahnsitxes  überhaupt,  in  WechscJbflziebun^  lu  einander,  ti 
dio  gewahrte  Unterstützutig  ihre  Wirkung  nach  lieiden  Hicbtuii|rcn 
fiuascri  und  ubcn»i  den  Knverb  des  Unteratülxiini^ttWohnBitxQi  am  f[r 
wSrtigen  Aufeuthaltsurle,  wie  dru  Vnrlust  deuMlbou  am  früheren  Aufeat 
orte  h JndeK.  Um^keliK  fulgt  aus  der  Niuhtgewahrnnj;  einer  nttat 
liehen  Untäratützung  innerhalb  des  eweijakrigen  Zeitraunia  der  Verlust 
UtttPrflUilKungHwohnsilKea  uu  dem  früheren  und  der  Erwurb  dcnulbcn  an 
neuen  Aufenthaltsort  —  falla  sonstifre  BindemugsgriindH  nicht  vorUiym 
ohne  Weiü/res.  Die  UntijrlassuQg  der  (Bewährung  einer  uothwtndigeu  Aniw 
iint^i-vlützuiig  kami  daher  allerdinga  eu  einer  V  e  r  ichiebnng  der  Armralait 
fuhren . 

Aber  dieser  Erfolg   allein   berochtigi   nicht ,   eine  Aumaluno   von 
Regel  der  %^  U  und  27,  Aba.  1a   a.  0.  iu  dem  Urafiuige,   wie  der 
annimmt,  zu  statuireu.     Nur   wenn   ein  Amienvorband  die    ihm    »bliegei 
gcdetzliche  Fiirsorgepflicht  veniaeblätKigt  und  dadtirch  m    leinem  Vnt 
eine  Absüliiebuiig   der   definitivuu  Armeuhurt   von   sioh   aof  mnra   «ihI 
AnnenveH>and  berlwüiihrt ,   darf  ein  Bolchcti ,   eiw  Umgithun^   des  (i 
in  aicli  scblteascndca  Vci-haltcn  nicht  geduldet  worden,   und  ist  v    '  'rl 

Unlerstützung,  welclic  hätte  gewahh.  «erden  müssen,  als  thatAÜehli 
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zu  fingiren.  —  Nur  unter  dieser  VorauBsetzung  hat  das  BundeBamt  ein 
Ruhen  des  Fristenlaafes  vor  thatsächlich  begonnener  Unteratätzong  ange- 
nommen (Entech.  I.  44.  IX.  5  und  insbeBondere  XIII.  26  ff.  XVI.  24.  25) 
und  erscheint  ein  Abgeben  von  dem  Wortlaute  der  §§  14  und  27,  Abs.  1 
gerechtfertigt. 

Die  VemachläeBigung  der  vorläufigen  Fürsorgepflicht  durch  einen 
an  der  Tr^^ng  der  definitiven  Armenlast  uninteressirten  Armenverband  hat 
—  abgeBehen  von  dem  Falle  einer  Kollusion  —  nicht  den  Charakter  eines 
auf  Umgehung  des  Gesetzes  gerichteten  Verfahrens.  Sie  erscheint  daher 
für  das  Verhältniss  der  beiden  interessirten  Annenverbände  als  ein  zuiälliger 
Umstand. 

5.  Unterstntzaagswohnsitz  der  Stiefkinder. 

In  Sachen  des  Ortsarmenverbandes  Frankfurt  a.  M.  Klägers  wider  den 
Ortsarmenverband  Ncuerhasslau  Beklagten,  war  der  Letztere  in  erster  Instanz 
zur  Erstattung  der  von  dera  Kläger  für  den  Knaben  Andreas  O.  aufgewen- 
deten Unterstützungskosten  verurtheilt  worden.  —  Der  Knabe  O.  ist  ein 
unehelicher  Sohn  der  Margarethe  0.,  welche  am  17.  November  1879  den 
TaglÖhncr  Georg  M.  zu  Frankftirt  a.  M.  hcirathete.  Letzterer  besass  damals 
den  UnterstützungBwohnsitz  in  Neuenhasslau ;  ebenso  auch,  als  seine  Ehefrau, 
die  Mutter  des  Knaben  0.  am  3.  Juli  1880  verstarb. 

Der  erste  Richter  hatte  unter  diesen  Umständen  angenommen ,  dasB 
Neuenhasslau  der  Unterstützungswohnsitz  des  Knaben  0.  sei.  Dagegen  hatte 
der  Beklagte  in  der  Berufungsinstanz  auszuführen  gesucht,  dass  Frankfurt  a.  M 
der  Unterstützungswohnsitz  des  Knaben  sei.  —  Seine  Gründe  ergaben  sich 
aus  der  Motivirung  des  die  Vorentscheidung  bestätigenden  Urtheils  des  Bundes- 
amts vom  4.  Dezember  1886,  in  welchem  die  Ausführungen  des  Be- 
klagten auf  eine  unrichtige  Auslegung  der  §§  18  und  21  des  Reichsgesetzes 
vom  6.  Juni  1870  zurückgeführt  werden. 

Es  hcisst  in  jenem  ürtheile  ■ 

Wenn  der  Berufdngskl^er  meint ,  dass  die  Heirath  der  Mutter  auf 
den  vor  derselben  in  Frankfurt  a.  M.  begründet  gewesenen  Unterstützungs- 
wohnsitz des  Knaben  keinen  EinSuss  habe,  weil  dieser  weder  durch  die 
Ehe  legitimirt,  noch  von  dem  M,  adoptirt  sei,  so  übersieht  er,  dass  im  vor- 
liegenden Falle  die  Feststellung  des  Unterstützungswohnsitzes  des  Knaben 
nicht  darauf  beruht,  dass  er  zu  seinem  Stiefvater  in  ein  Kindschaftsverhältniss 
getreten  ist  (§  18  a.  a.  O.),  sondern  vielmehr  darauf,  dass  der  Unterstützungs- 
wohnsitz  seiner  Mutter,  welchen  derselbe  nach  §  21  a.  a.  0.  theilt ,  durch 
deren  Verheirathung  mit  dem  M.  eine  Veränderung  erbtten  hat  (§  15  a.  a.  0.), 
welche  indirekt  auf  den  Unterstütjtungswohnsitz  des  unehelichen  Kindes 
derselben  zurückwirkt.  In  ein  unmittelbares  Verhältniss  zu  dem  Stief- 
vater ist  der  Knabe  Andreas  O.  nicht  getreten.  Nach  dem  Tode  seiner 
Mutter  war  daher  der  Unterstützungswohnsitz  des  M.  nicht  femer  bestimmend 
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für  de^jenigeD  des  Knaben  Andreas  O.  Dieser  behält  den  beim  Tode  seiner 
Muttor  durch  Vermittelnng  derselben  för  ihn  begründeten  üntcratützong»- 
wohositz  als  seinen  eigenen  so  lange  bei ,  bis  er  denselben  nach  den  Vo^ 
Schriften  der  §§  S8  Nro.  S,  23 — S7  a.  a.  O.  verloren  oder  einen  anderen  nacb 
Vorachrül  der  §§  9—14  a.  a.  O.  erworben  hat.  (§§  21.  18  a.  a.  O.).  £■  iA 
dcsshalb  nicht  minder  rechtsirrthümlich ,  wenn  der  Bekl^;te  ausfuhrt ,  ia 
Knabe  O.  habe  am  S2.  September  1884  beim  Beginn  der  Unterstützung  den 
Untcratützungswohnsitc  in  Frankfurt  besessen ,  weil  an  diesem  Tage  sein 
Stiolvater  M.  den  Unterstützangswohnsitz  daselbst  durch  Aufenthalt  er 
worben  hatte." 


Literatur. 


ConU  L'ooonpazioDe  militarc  in  lempo  di  guerra  el 
lo  relnxioui  <li  dti-itto  |>u1)1>lico  u  private  che  ae 
d  e  r  i  r  a  D  a.  S«conda  edizione.  iomo  1.  Diritto  interaaxionalc  pul>- 
blico.    Finmze.    1886, 

Der    Verf.    ^eht    davno   aun,   daM   die  vollittnndigp  Umwandlung  der 

Kricgakuust  and    die  Ausbilduiig  des  Völkerrechtes  dem  Recht  dur  Brobe- 

rong  oioo  ^uz  neiio  Oo«taU  gof^cbcn  liabcn-,  dem   ciost  allmSclitij^en  Sicher 

shid,  abgMehen  von  dem  znkimdi^.n  Gcachinke  de«  eingcnommenoD  Landcft, 

fbeKtiiiimtc    Grenzen    für   die    zeitweilige    Aueiiliung    der   Rejfieruogiidewall 

EOgeu,    welche   zwar  die  Erreichung  des   KriegszweckcR  nicht    bolüudem 

Idiirfen,   im   Uebrigen    aber  die  natinnalfi  SouverSnetät  respectiren  müsscu. 

■  Es  ist  im  Unterschied  von  einer  bloss  vorübergelicndcn  Invasion  und  von  der 

durch  EinverlcibuDg  vnltendctca  Eroberung,  diese  zeitweilige  Eract^uug  der 

^einheimischen  Hegiorunir  in  dauernd  bofletJ!t^Jn  (Jebieten  darch  die  foiudliche 

^vSlacht,  welche  der  Verf.  in  d^r  vorUegcudcn  Schrill  behandelt.     Da  dieoe 

^■KcgieniDg  eine  zeitweilige  Aimübuiig  sonveräner  Rechte  ist,  folgt  daraus,  dan 

^^aic    die-    bcfltehcndnn  nebürJeu   »usücr  Kraft  setecu.    die    aationalcn  Gesotzc 

'       aliändem    kann,    alicr    da    dieser    ZwisclionKueland   keine  Ueberir^^nng    dor 

Souvcrünelüt  einsclilicsst,   nelmehr  dem  kÜnfligcn  nach    dem  hcrmstelleiideii 

Frieden  nicht  vorgreifen  !u)ll ,  ko   folgt   auch  darAiin,   rlaes  alle   EingrilTc    lu 

I       die  örtliche   Regierung    und  Gesetzgebung  sich    auf  das  Maase  besehmuken 

^■Rnllcn,  wuk-hca  durch  die  Kriegüzwecki'.  gefordert  wird  und  da»  die  Eiowobocr 

^■mar  xum  {lehorsani  gegen  die  bestchenilc  Macbt  verpflichtet  sind,  das«  ihiioD 

aber  nicht«  zugcmuthet  werden  darf,  was  die  Pfbcbtcn  gegen  ihre  natiomüe 

Regierang  verletzt.     Der  gcsanimtc  vurgerundcne  Regierungsor^^ütmus  bleibt 

also  in  Wirksamkeit,  nnr  »eine  oberste  Spitiec  wird  Reitweilig  geweclwolt  und 

es  ist  sehr  übel  angebracht,  wenn  die   geschlagene  Regiemng   ihre  Beamten 

aui  dem  bosetztcu  Laude  abberuft ,   wie  dies   Oestcrreich  1866  in   Böhmen, 

GAiniBTTA  1870  durch  (Tas  Dekret  vom  1.  Nov.  tliat,  denn  durch  eine  solche 

thAtsächliohc  Regii'mngslosigkcit  leiden  die  Untcrt.hanen   dos  betr.  (icbietoi 

am  meistern.      Diese  grund>tiitzlicbe  AulTaitsuDg  der   dauernden    kriegerischen 

Besetzung  ist  neu  und  un>iestreitbar  ein  FortschriU  des  Valkcncchlcs;  Cürsi 

^Bcigt-,  wie  langsam  die  geschichtliehr  Bntwickelung  sich  bifi  icTi  die»4tm  Punkt 

liirohgearbeitet   hat.      Die  AmerikoniflcbeB  Kriegsartikel  von    1803,    welche 

lütztorc  so   wichtig  geworden  sind,   halten  priocipicU  noch  dAran  fest, 

dorch  die  Thatsacho   der  Bcselsung   das   feindliche  flebict   und   seine 

Inlcrthanen  dem  Kriegerocht  iintei-worfon  werden,  also  die  bealehende  (icfwtx- 

Miiing  und  Regiemug  saspendirt  ist,  aber  Art.  6  sagt  doch,   dass  bis  auf 

Ifegcntheiligc  Verordnung  die  bürgerlichen  aud  StrafgcsctKe  Wstehen  bleiben 

ad    nach  Art.   33   können    die  Unterthanon    det^   besetzten   Gebieten   nicht 
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genöthigt  worden,  in  don  Dienet  de»  Siegi'm  r.\i  trel.in,  wenn  denellje  mi 
unUülüoinica  ist,  dos  IaiuI  im  Frivdco  xu  behalten ;  ds?  ufftiiitUcbu  Kiifvot 
soll  ifi^ftolilet  und  da«  Ofhalt  tller  in  Funotiün  lik-Htetidcu  Beainltn  uuvi 
kürzt  gezotdt  -vrcrdcb.  Auch  «o  t)(>8chHiukt  (•utbAtU'U  dio  loHtructioih^ 
viclfiicbc  Hürttu,  weil  besaer  priicisirt  die  Frofiv  dir  erste  Scclioo  de«  Ei*- 
Wurfs  eijioa  Krii'gsn'ulitc»  der  nriiwtpler  ('onfrrciiz  vnu  1670.  „Ite  l'autonle 
8Tir  lu  t«?n-itoirr  de  IVtat  öDuemi,"  und  noch  klapcr  ist  die  BenrlioituftR  diacr 
fniffc  in  dum  vuiii  Institut  de  dniit  intümal.  ver&Biit't.-Q  Macut-t :  ,Lt*«  Iciui 
guorrt*  nur  k'rro."  Cup.  U.  „Des  territoir«  ocnipea.'  Hier  witJ 
Bcliweigeud  uierkaunt,  daBs  vf  eich  bei  cUt  B<*B«t7uii(t  ein«  fti 
(lL>1iietflB  nicht  am  die  1i'el>o^tJ-t^{llTlg  der  SiiuverSaetfit  tiandeit,  boi 
einen  Zwi^cbenzustflud.  desscu  R^icbt«  mid  Pflichten  teetsintelten  sind, 
erete  Plliclil  ist  aWv  Mnstircgvlu  xu  jtrcßeii,  welche  für  die  £rhiittuiii( 
ÖßcnUioheii  Unhiang'  notwotuliß  Riad ,  die  beBtehendt^li  OeiMtze  Ideibea 
Kraft,  die  Beamten,  welche  ihre  Functionen  foriiietJten ,  wei-dcu  s:esc 
und  könnuu  um-  für  Fflichtveriülxunit  leur  Re«lieuBvhHtt  gexojfwi  werden. 
B«volkeruD^  kaun  uicht  j^noligt  wenleti.  dem  Feinde  dnea  Eid  su  Wbt 
aber  mtuis  seiner  Autorität  gehorchen,  »e  dari'  nicht  zu  militüriscliuu 
hc'rau|{i.'»i{fcu  werden,  die  individuelle  Siriierheil.  der  rcItsiuHc  OtüUu 
KU  9cbnLx«n.  Dif*  licRclxende  Mnoht  kann  Rieh  nur  die  BCTr-utlicheo  Kaum- 
bust^de,  Waffen,  Proviant  und  BonsLijie  Blohilico,  welche  xur  Kricf 
dienen,  aoeiguen,  das  MHl«>naI  der  VerkehrHaiisUJU'u  kuun  nc  nur 
CMiranch  fiequpdtrireii,  falls  nicht  kriPHßrischc  ( »iteratiotieu  eine 
Dothwcndifi  niacheu.  Von  dun  Immobilien  ijebülirl  ihr  nur  ditr  Sit 
uud  BIO  hat  deren  Substanz  anveriindert  xu  erhalten,  das  üÜgcat 
Geiiieindeti,  OiiUns-,  L'Dterrichts-iWolillhiititfkt'itNiuiRtalleii  int  unverlctxl 
BeBcliÄdi^ing  ilerftelbi'D  äowie  tier  Archive,  Kunatwcrke  und  Miiuumentr  ut 
nur  durch  die  KriuRBnüthwendipkeit  frerechtfrrüjit.  IIa»  P^^1ltei(!enthuIn 
(jüSchütKt,  dir  VerkehrsniitU-I  der  Privulgeselliichaftcii  »ind  dtoaeo 
FriedeQSSchtuti!  zurückzugebc^n,  die  lU>ijuiBitioneu  (Natural]  eistungon)  »nd 
dum  Betlürtniiw  und  der  LenitunErnrähiRkcit  vom  De-fehlahabi^r  dcj 
fesLsuslellen.  Au  Steucru  dürfen  nur  die  iKntcticmleu  crhnhen  werden 
loa  dem  Ertrag  sind  die  Ko«ten  der  Vcrwidtuiig  zu  bcatreitco.  AuMcr 
dontliche  KnegscoDtrihutioneu  in  Geld  können  nur  als  Strafe  fUr  unb^zat! 
Slcueni  uod  Dicktgclcistcte  R<N|uiBitioncu  auferlegt  wcrdcu  nnd  uur  von 
oberaton  llehi"t-di'.  KÜr  alte  Zahlungen  uihI  Leistungen  ist  (juittoug  ut  gclwn/ 
Diese  GruudsÄtze  sichern  deu  Einwohnem  alle  notbwoodigen  H<^cht<<  uod 
fonlcru  uiclil»  Unbilliges  von  ihnen,  sie  gewShron  andererseits  der  bcÄftKo- 
den  Mttüht  alle  wunpchcnswerthe  Freiheit  der  Bewegung  für  ihi\  Krif^fuhmaj 
und  hioreichondon  äpiölraimi  ihre  Hrüttmg  den  DmsUbidon  ftosupagaaii  die 
»clbe  wird  naturgcmäs«  eine  andere,  «ein,  wenn  «le  entjtohloHcn  iat  i1m 
im  Frieden  zu  behAlten,  ah)  wenn  es  s))ät(!r  zurückzugolKm  ist. 

Es  ist  durcfaaaa  richtig,  weim  Comi  die  Bezeichnaug  diese»  Zuglaoi! 
als  eine  UnurpatioD  zunickweitti,  du  da«  KriegHr«e.ht  mit  einor  «olchcu  oit 
zu  Üitm  hat ,  wenn  er  aber  tinch  den  ^fameu  eiuur  du  bcto  Refnemug 
streitet,    welche   HKrKntlt  und  HALUtOK  der  beecLzeadcn  M&cht  zufiprei 
Weil  «ic  eui  güOurifl  sei,  so  steht  dem   entgegen,  dnss  sich   dic«c    R< 
lediglich  auf  die  Thatsache  der  Besetzung  bogründüt    uud  mit  d( 
hören  sofort  hcondet  ist,  die  cigeDthümliche  Natur  der  Augicnmg 
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dou  dv  fttcto  CIiaralct«r  dcnclkcii  nicht  auf,  BODilcni  bestimmt  tliD  oor  DlUier. 

l£ii  Hvheint  auch  niolit  richtig,  dnaa  die  Re[ricrui{;  der  IjcSvIcoikIch  Macht 
von  der  nationalen  von  dein   Au^renblickc  Anerkannt  wird,  wo   bj«*  ihr  die 

;VfrwaJluuK  de»  bcaülücndua  flehietcB  üljcrlüsiit,  von  einer  solchen  Aner- 
kennung wird  schon  deenhaili    schwerlich  die  Kcdc   sein,    weil  der  hMieRlti 

;  Staat  den  Kri«»   in  der  Hoffnnng   fortsetzt,  da«    zeitweilig   vorUirenc  Gebiet 

!  wiüdurzuuchiiieu;  die  xuitweiti^c  Atifgabe'dL'tHii'ibvn  ist  bIho  ebunso  rein  tlml- 
bUchor  Natpf  wie  die  BesotziinK  aeitcn»  des  Siegers  und  der  Besiejftt' 
lut  9ciut:  durtljfjL'Q  Beamten  nicht  etwa  ilircr  Pl)ich(4:n  gc^en  ihn, 
sondern  duldet  nur,  dftBs  »ie  ihre  Funolionen  unter  soinein  (b'gner  fort^otzen, 
weil  er  es  nicht  liindern  kann  und  es  im  IntcrcBse  der  Bovölkeruug  ist. 
Ruit  er  aic  ab,  wiu  da«  orwtifantc  Dccrct  Oambctta'fl  vom  I.  Nov.  167U  tltat, 
so  handelt  er  nnpolitiflch,  &l>cr  nicht  widerruchtlioh.  Der  Uesiegto  steht  deat 
Sieger  hineiohtlich  des  besetziuu  tiebietes  nicttt  anders  gcgcnUbor  als  einem 
Usurjialor  in  einem  Biirgcrknegc,  nur  das  Recht  des  Siegers  ist  «in  andere«, 
T5!kcrTCGhtHcli  anorkatintes ,  aber  darum  doch  rein  thtttsKcldicIics.  EbeoHo 
ist  das  VcrliültniBS  auawSrligcr  Staaten  ru  der  im  Besitz  eines  Uobietea 
bviindliuheu  Miicht  in  beiden  Fällen  daeBell>c,  sie  wenden  sich  Tür  den  Schutz 
ihrer  dortigen  Unterthaneu  an  diese,  ohne  damit  dereit  Reeht  auf  das  (lebiut 
ouKucrkennen ,  lediglich  weil  sie  durch  ihren  thAtj*Kchhchen  Besitz  für  das, 
was  dort  geschieht,  verantwortlich  ist. 

Was  die  Bwunten  auswärtiger  Staaten  betrifft,  so  bat  Oohsi  nnzwcifcl- 
halt  Rf^cht,  dacs  die  Consuln  im  Amt  bleiben,  bis  der  Staat,  welcher  ihnen 
du  Exequatur  vcrUchcu,  dassetlic  ziu'iickzicht,  wenn  er  aber  hinaichiliuh  der 

■bci^aubigten  Gesandten  mein«  Beliaujitung  bekämpft,  (HErrrEK's  Völkerrecht 
Frame.  AuBgnlio  |).  490  Note  8)  das»  2wi»choD  ihnen  und  der  feindlichen 
Macht  keine  rechtlichen  Beziehungen  bestehet)  und  folglich  lUc  Gcsandtüu 
iu  Parts  1870  keinen  freien  Verkehr  durch  die  deutschen  Vorposten  fordern 
konnten,  so  entzieht  or  sich  »clbst  den  Boden,  indem  er  anerkennt,  dass  die 
Functionen  dieser  Agenten  rechtlich  (di  diritto)  aufhören  mit  der  Ersetzung 
der  Xationolregienmg  durch  dun  Sieger  und  sciuc  Behauptung,  doss  gleich- 
wohl aus  Gründen  der  internationalen  Hilflichkcit  letzterer  nie  als  l>oi  sich 
iK-glaubigt  betracbtAD  solle,  ist  einmal  imbegriindct  und  sodann  rcehtUch 
irndevant,  da  Pflichten  der  Höflichkeit  eben  keine  reditliche  Natur  haben. 

'  Was  mit  der  Annahme  des  Wortes    von    HaIXBOK,    tlase  die  Bewohner 

des  besetzten  (-Icbietes  „thatsäeliliuli  Kriegsge&ogene  auf  Ehrcnwui-t"  seien, 
gewonoen  wird,  ist  nicht  eraichtlicli.  Kriegsgefimgeuer  wird  mau  durcli  einen 
Busdrückliüheu  Akt,  den  der  Er^ebunig,  die  angenommen  wird;  ein  solcher 
EweiseitJger  Akt  fehlt  bei  jeuun  Ebwiihncm,  noch  weniger  ver^iflichtcn  sie 
sich  aosdrücklieh  zu  gewissen  Dingen,  wie  jene  Gefangene  durch  Ehrenwort, 
die  deshalb  auch  cur  dui-cb  bosümmton  Akt  ihrer  GcfaDgcnschafl  entbunden 
werden  können ,  «inseitige  Entlassung  des  Siegers  mit  oder  ohne  Lösegeld 
oder  gcfgenseitige  Auswechslung,  vrovon  wiederum  Ijci  den  Bewohnern  des 
besetzten  Gebietes  niuht  die  Rede  ist ,  deren  zeitweise  Unterwerfung  mit 
dem  Aufhören  der  Besetzung  von  selbst  endet.  Man  kann  üburhaujit  nicht 
von  einem  stillsehweigendeu  bedingten  Ehrenwort  roden;  die  Bedingungen 
werden  eben  in  dem  Vei-trag  fustgeselzt,  durch  welchen  daa  Ehrenwort  gegeben 

'und  oogonommeuwirtl,  die  Verletsmig  desselben  macht  ehrlos.  Jene  Bewuhncr 
übenK^mcu  dagegen  gar  keine  rochlliobeu  VerpfÜcbtuDgeo  gegen  den  Siegor, 


iiul«rwt*rr«Q  fiicli  iliiii  tliÄlsüi'hlicii,  orljviU^ii  »ic  m*peri  don-i  " 
ftiif  ihrß  (fofahr,  viplU-icIit  nntclug,  aber  aiclipr  uicht  wiii  h' 

UDpa Irintisch.  Die  besetzrntleMaclit  nms»  solchen  Widcnitand  imtvnJrilcJien,  wi 
«ic  ilii)  ihrer  Siulicrlicit  wegen  nicht  <1iiMcd  kann,  aber  die  netrcfTende»  Tcrlot 
dftmit  keiuo  VorpAiohtnngcQ ,  weil  nc  solche  nicht  üt^cmanmien  haben. 
Im  zweiten  sp^wieUifD  Tht^ile  1>ehaodrlL  CoRSi  die  Fnifie,  eh  and  in 
weit  der  Sieger  in  dem  besetzten  Gehict  lefn^UtisT  Beftitcni&sc  tkunl 
kminy  Er  untscheidet  sich  zunachrt  Ki^v^ia»  richtig  dahin,  dasü  dr]-«elbe 
IKitilidclii*  ViTfauuuir  niriit  Äudcm  darf,  weil  dieH  ein  wi'«entJii.>hrii  Kfcht 
SouvcTänctÄt  int,  welche  ihm  nicht  zasteht,  du»  aber  weil  die  Aniübonit' 
der  untionalei)  le^ülnliveu  ftowtüt  durch  lUr  Bo«etxtmj)!  unUjrbrachen  tst^  itvr 
Sieger  wohl  zaitwais«  bt^<it()hende(i<>M>tze  saapendiren  kann.  Dies  erfordani  achoa 
die  Zwecke  seiner  KneKTtihrung,  er  wird  z.  B.  unverweilt  die  Aushebung  tob 
Mitttiir]iHiühti|;L'ij  vcrliieten.  voransiiichLlich  auch  die  Vereins-  und  Pm^fni- 
bvit  beiit^hraiikfn  iind  nicht  erlauben,  dan  diß  BevÜlkeruni;  politisches  Wahlrsdn 
BUBÜbe,  fall?!  f»  «ich  uicht  wie  1871  io  Frankreich  um  dir  Wahl  cioor  Ver- 
saiiimlimg  linndi-lL,w<.'Iohe  den  FricilenRverti'nii  tfiuidiniigcn  •lull.  Richtic  ist 
gewiss,  da»  er,  falls  in  dem  beHntxten  (lehiet  Sklaverei  hi'melit,  den  Skbvi 
liandcl  vcrl>ictcn  kann,  nicht  nheridaa  Recht  der  Sklaven busiuer 
und  uhne  Eut-schÄdi^iu^  heHeitiefcu  kann,  zu  erstereiu  i»t  er  bcrechtt 
der  Sklavenhandel  dem  Vülkerrecht  widenpriciit,  während  der 
Sklaven  immerhin  ein  ins  quacsilum  ist.  Der  Fall  in  den  Verciuigtcn 
1))Ö3  \tm  anders,  da  deren'  Regierung  die  SüuverSnetät  über  die  Säe 

in  Anspruch   nahm.     Jni    Allgemeinen    bleibt  überhaupt  das  Privat       _      

die  bcttetxcnde  Macht  ubennn  unantaatlMir  wie  da«  StraTrccht,  doch  bneft 
sieb  ancli  Fälle  denken,  wo  sie  heidcti  modificirt,  z.  B.  ein  Moi 
orlüssl-,  ^ewiRac  luinfit  erlniilit«  llandlun){«n  Wi  St]-afc  verbietet.  Die 
liehe  Compßteuz  btoibt  unberührt,  die  Aunrührnng  de«  Erkenntni« 
Appellhore?  ausserhalb  des  besetzten  (iebielvB  wird  nur  bi«  7mn 
»OBpi'udirt,  ob  dagcgi-'U  das  Uloichf  für  die  Audlioferuag  fremder  Verl 
gill,  wofür  Vertrüfie  mit  Ama  Ketr.  answärtigen  Staat  beiitelieii, 
nicht  unbedingt  zu  entachciden  sein,  au  ach  ist  kein  (.imnd  v< 
wcBshulb  uicht  bei  Besetznng  einca  rrauf.<:<»ischcD  litiliictes  1870  ein  ndi 
mrlbbt  aufhaltender  engb'schor  WoohsoUKiBoher  von  der  deutschen 
ausgeliefert  worden  sollte.  Am  weitesten  mtiSR  das  Recht  de«  bi 
Staates  uatürhch  in  Bezug  auf  die  eigentliche  Verwaltung  gehen, 
ciul-meit«  dafür  zu  srti^gcn,  daxs  dieselbe  fortdaue-rt.  und  nimmt  die  Braml 
wie  nie  dieselben  Bndet,  aber  behält  sich  die  nberste  Leitung  var,  wi 
ihm  eine  Gewähr  giebt,  das«  die  Iutero««eu  seiner  KriegsTtihning 
hloilicu;  dami  dabei  die  l'Vi^iheit  des  Verkeln-s  maRuigfnchc  Bc<ichriitlkttBgt*' 
leide-t,  ist  uuvemieidlioh.  Anfalle  EinKcUragcu  iu  dieser  iifziehiuijr  cii 
fehlt  hier  der  Raum,  die  leitenden  (inindsatze  erffcben  sieh  meist 
augeluhrten  der  Brüsseler  Coufercnz:  dus«  die  duutschB  KrirgfSI 
Fmnkreicb  niehl  übcnill  da»  richtige  Ma»ss  einachaJten  hat,  wie  t^\ 
dem  Verlangen  für  Vei-gehen  der  Freilieut^r  (n-iBeln  zu  ütellcn,  i«t  mi 
Im  ganzen  werden  diese  Fragen  von  CoBst  l>esi>uncn  und  cintreht^nd 
und  sein  Bucli  bietet  bei  einzolnun  AusfrtcUüugcn,  wie  die  erwähnten,  cfit 
wcrlhvoUe  BercichemDg  der  votkcrrechütciicn  Litlcratnr  filtcr  da*  KriogsnchL. 

Ucffcken. 


D  i  e  d  e  u  t  a  u  Ii  c  n  K  r  )i  <i  c  h  n  f  t  «-  ti  n  it  H  r  h  e  u  k  ii  n  g  s  « t  r  ii  t-  r  tt.  Hy^ir- 
matiscfae  uml  Icrititischf  L>iirsU'lluti|;  di*rgclh«n  aebH  Vurschlä^ti 
XU  ihrer  L'iiiliuinm;^  uml  ciumii  (JtJSvtzc-ulwiirrL-  vuu  Ollo  Djtcbor, 
Kegirruiiiinratti  wiul  Vor»Ian<l  ile»  Köiii|;1.  ErhuchafUnteiieraitits  um] 
StempvI-KiBkulitts  in  Pniukfurt  am  Mjiia.  I^cipzift,  Verlag  von  Duackur 
uod  Uunibbt.     1H8H.     ^3»  Seiluo.     Preis:  4,80  M. 

In  lUit  vorli(*gendeu  iteuenvchtütihea  Monographie  bat  Verfksitor,  eio 
in  lanjüährigpr  praktischer  Thätjgkuil  stehender  BeamttJ"  der  Stpuervi-rwtltuiiji, 
den  V'ersQch  frenutcht,  auf  llntnd  der  von  der  oeuorea  Finaiizwissenschafl  und  der 
VulkswtrthiiclifLftalrhrv  nuff^estvllten  cud  vuii  der  Tnixis  äiueui'rkviiuoiidfn  IViosi- 
[)ipQ  die  deutache  ErbaehaÜMtcucr,  wcluhe  kut  Z«tl  niu^U  S(>  Speriolgeaetzcn  in 
den  voncbiedenen  Staaten  des  Dcutochea  Reichs  verschJL>den  erhoben  wird, 
durchf^uifetid  7.11  ändern  und  zu  vvrbessvru  und  damil  dvu  hen-ils  vou  FrooMon 
im  Jalipe  1877  imgeregU'n  Gedunkcn  der  lU'form  dieser  Abgnl«-  und  der  Ueltcr- 
tragung  derBclben  auf  da»  dwilachc  Reich  von  Neuem  in  die  Wcife  ?.u  leiten. 

In  dem  ersten  Thcile  der  SchrifV  ist  diis  statiüliKhv  Material,  welubcM 
V(>Hiuifier  lu  meiner  lOjShrigcu  atutlichcn  Thutigkeit  gejuunmett  hat,  genau 
zuuunmcugeiteltt.  Aus  denselben  sucht  er  nun  nachzuweisen,  dass  der  von 
Prcussen  auKercgte  Ocdanke  einer  einheitlichen  Ri'gcluiig  der  dculHchon 
iSrhschai^nbgubcQ  au  lich  svhr  wohl  berechtigt  und  im  Interesse  tüU'r 
lelataaten  auch  durchführbar  int,  wenn  bei  der  Kegclung  davon  gleiuk- 
zeitig  au!^cgangcn  wird,  die  Erbncbaftasteuer  zu  einer  bvueren  Eiunaluue- 
(juello  zu  machen,  aU  dies  bislang  moiateiiB  der  Fall  iet. 

Der  xwcitc  Theil  der  Schrift  bietet  auf  authentiRcheo  OrundUgen  eine 
syttematiachc  luid  kritische  DaratcUung  &Snuntlichor  deutscher  ErbiKhails- 
etenem,  wobei  die  Mutive  zu  den  neueren  EHncbaftaslcucrgeiietzeu,  die  Eiit- 
•cheidiiTigkju  der  höchsten  (Jerichtshöre  und  der  obcrateu  SteuerbchÜrdcn 
«ü^^ebeod  boriickgichtigt  sind. 

Zorn  Schluvue  wird  ein  voUstüudig  auH^^'Bi'^citctcr  Entwurf  eines  deutschen 
Erbflclinftfltfteuei-gL-setzeA  gebule-n,  dem  Bcrcehniiugen  beigefügt  sind,  die  den 
Seweis  führen  sollet],  da«s  eine  Erhebung  der  Steuer  nach  dioseni  Entwürfe  eine 
irillkommene  Stcigt;rung  der  Einnahmen  des  Keicliü  horbeiführcn  wQrdi;,  ohne 
berechtigte  Eigeutliümlichkcitcn  der  EiuscUtaaten  und  den  VolkswohlntAiid 
SU  b^nkon. 

Wir  können  daa  vorliegende  Werk  als  einen  wertfavoUen  Beitrag  kut 
LÜniDg  der  angeregten  Frage  bexcicbneu  und  erklären  gern,  dam  wir  den 
klar  und  übenieugcud  gebotenen  Ausfuhrnugcu  dos  Herrn  VcHaMOrA  im 
üroucn  und  Ganxeo  nur  beitreten  können.  Insbesondere  sind  wir  mit  ihm 
der  Meinung,  daw,  wenn  irgend  eine  indirekte  Steuer  eine  Steigerung 
SU  tragen  im  Stande  iit,  die«  vou  der  Gr1>schafl98teuur  behHUplel  werden 
kann,  zumal  in  Deutschland,  wo  sie  durchweg  geringer  ii<t,  al»  im  Auslände. 
Die  Rrbschaftdsteuer  tridl  alle  Stände  und  Pcnonen  gleichniässig ,  sie  wird 
nicht  auf  das  bereits  buBCflacne  Vormögen  gelegt,  mindern  uuf  das  durch  die 
ErbscluUt  erworbene,  also  von  diesem  letzteren  cigenUicb  nur  nligezogeo. 
Sie  ist  daher  luii  wenigsten  lästig  Vm  neuere  (teKetxgetmng  auf  die»'m 
debiete  in  Deutflchlnnd  luit  dit^H's  auch  bereits  erkannt  und  zum  Aufdruck 
gebracbt.  Wenn  auch  die  meisten  dieser  neueren  deulachrn  Erlutehafta- 
esetu--  sich  das  stcuertecbniacb  albeitig  als  mustcrluUl  anerkauute  Pi-euasische 
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Oesotz  vftm  Jahrf  Ift78^hiittrn  nln  Mii!<l<>r  ilifni'n  UaftORt  to  halirn  tfi» 
iUrin  i'inp  we*pntlioli  tiesücniili.'  AeodiTun^  t»eLrt»fltn,  '1*"»  nv  nifh?-  Prr 
alii  BoitW-r  der  Sl«ncr   uiitvrwcri'ua  auJ  höht-rv  Pro«'«' 
(Iwseti  lU'UPTtfti  (fOftet^oii   ventUüit.  n»mi>ulJiüli  flASJ^nij^- 

ilttSRou  vom  Jalirf  Itüi-l  Aut^rlcenuiuif;.    (Vgl.  Umm's  Auaaln  d»  devuelira 
Reichs  IBSt}  No.   lU  6.  745-761). 

Die  Reftirmvorschläi^'  den  VerfnMere  Kühen  iadussen  noch  weiter.     Er 
fügt  in  die.  Reih«)  der  eteaerpftichüf^  Pcraonen  auch  dio  Bhc^tteii,  die 
Zcili  Dar  in  Elaass-Lutliringcu,  iu  Baden  und  im  GroulienoirlhuQi   L«ui*nlMti 
xmter  Kcvnsaen  Vorhältnii<)cn    nuch  in  B  klciarxeii    mllU'ldcuUchi-n  Piinrt« 
thiiincm  «ur  SU-tRT  hemngrzogou   werdi-D,  furuer  auch  lÜt-  D*'»c<.'iidi-ii»*'o 
von  dcarn  liishor  mit  Aiunahmo  %'i)n  Klaaas-LnÜiringeo  in  kcincmi  StaftI«*  »i 
ErtigdinflBab^bo  erhoben  wird.    Wir  vcrhuhlcn  iidb  aieht  diu  BL-dtrukcu,  mc\ 
der  ft4*H(vucniiig  der  J^hi'^tnttvu   »od  Dcscvudvulvti   uutgr^utigcsvtEt 
iudcsM'u    wird    dioscn    KiDwäiidfa    sich   (htihirrh    lK>(;f>'^i>'n    U«««-!!,    da» 
gedachten    Personen   in  dio  nit!dnpr»ten  8tiil<  '8' 

tnupToiht  wcrdi'o  «nd  ein  Thvil  der  ErlimaN 
der  IJi'StPiifrunjf  ilor  Klipßatlrn  wUi'dou  wir,  wpjLurgehonil  ils   Vpi 
hlos  doB  Eiujrelimclite  dos  veratorhcni^  Khpjritlcu«  »ondvm  auch  di'    .  i 
chcHchrn  ErwL*rl>e<i   ai»  Sleuerubjcct   licranzueichea   für  licgnindut   ir 

Mit  don  wetteren  Ahstufungf-n  der  Steuer  nind  wir  muverstiLnili :. 
iat  dabei  f^anügead  beuchtet  wordso.  daaa  diejenigen  PcrBoucn,   welche  U 
Brwvrbc  der  akgal>opfliobtig<;u  Maaao  nicht  gaoB  unHctheihgt  gewi'^tm 
bei  drr  Ahntnlnng  nfedrijj  jj^etitollt.   im  llehrigen  aber   die   Verwuuduc 
grade    getiührcnd    Iwriickaichügt    wnrdan   sind.      Namentlich    erscheint 
die  Krü5iicn>  Uenuuiehuug  der  Oevchwivter  und  die  Untencheidong  xvrii 
OeMÜnriatoni    und     Deto«iulenten    von    Ocschwistcm    i-ine    iftn-chtfirti^ 
Wir  haben  bereiU  aaincr  Zeit  hedauon,  dau  \m  der  Bt-rothon^  do*  IVt-n 
Erbitchnftieti'ut^rtresetxes  der  %'un  der  Regierung  boAlisichti^  Satz  von  3* 
lUr  Abkotii  ml  tilge  von  Gcaohwiat^'ni  keine  AJUuJirac  ^cfitii'K!»  hNt. 

Äocb  die  vorgeMUaguao  Erhchting  einer  ZuBclüagflateuer  von  '/• 
3%  bei  BrlmnföUi>n  von  50  000  M.  bis  400  000  M.  dürft«  hngrüi 
crftcheinen  und  keine  Hürte  seil]. 

Himichtlich  der  Befrei ungr-u  und   wir  mit  dam  Uerm  Vatumsr  ioKi>, 
weit   nicht    (.'invcntanden ,    ali    wir   nor   Antallc    an   dpn    Kaiser   and 
■nuvenincn  deutschen  F&rslcu  etc.,  »»wie  au  den  Rcich«rit)kaa  und  den  Fiil 
der  di>utfieht!o  UiindeaRtoatcn,  femer  aach  an  üfTentlichD  Schalen  und    mr 
fortigcn  VertheUnnganArmeiteuorfreibeJatscn,  dogcgenZuwejidnn^eni 
tongcn  und  KorjmnUionvu  jeglicher  Art  der  hüchfltfrn  Steuerstufc  uDt 
mncbten.     Die  Ansammlung  deH  Vermögens  in  de  „(odten  Hand' 
({rnne,  scIImI  von  klerikaler  Seile  vonirthcitlu  AutidehDung  an,  daaa  m  mti 
nicht  auf  die  anerkannt  nchÄdlichon  Wirkungen  dieser  Aotsminlung  gobotcti  tt^ 
Khcint,  jede  (inaocieüo  Schonung  derartiger  Körparschaftsn  aarGokxoiielMiL 

Darin  dürfte  der  Herr  Verfasser  uuserce  Eraoht«iu  wohl  eo  weit  < 
wenn  er  Ziiwendungen  im  B«lrago  bis  nilOOOM.  SbertiwptiyeilaMeti' 
bei  Deacendentcn  und  Ehegatten  m<~>chlcu  wir  dio  Froilaiiinigni  Ttm 
im  Eiuseliieii  hU  zu  3000M.  befiirw'.irU'n.  WuitergofaeDdo  Befreioxtgeii  i 
bei  den  vielen  kleineren  Erbsohaflen  eweifcllos  den  Ertng  der  Sltniur. 

Was  nun  im  UeUngun  die  Krmittulung  dor  BrboiMS«,  die  Bt 
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Einziehuntr  der  Slcncr,  Sirafvprfahron,  Vorjilbntnfr  n.  n,  w.  nnlaii^,  »o 
iittra  wir  uur  auch  auf  eiii/elne  Punkte  naher  eüifceliKQ- 
Dil*  tleHteuoriiiitr  iles  im  lulancie  nacligclns^enf*))  Wrmiigi-UH  von  Ausliitt- 

»dern,  sowie  des  im  AtislanJe  bet'mdliclion  Vemiögens  von  Inlaiidpni  dürfte  durch 
die  Vürschlägo  des  Vcriassurs  genügend j^eregolt  erauheiDcu.  Diu  bckautileii  Ent- 
•cheidiui^o  de»  ReiuhsgcricJiU  vom  10.  Novemlier  I8A3  lud  vom  35.  Heptrniber 
18S4  laascn  eine  klare  Regeluni;  ata  durchaus  nothwcndig  enicheiiicti. 
DasB   die  vom  Todeataffr   dojt  ErblastkirB  an   laufeodvii  ZinsüD   uinca 
ent    nach   läofrerciu  ZcilTuunic   dum   Legatar  zinBenfrßi   ku   «ahlmidcn 
^m  VomiächtniMAS   Tiir   den  Krijoit  eine    zu    versttiuemdo  BorcicbGrunf;    bilden, 
^■rnichcini  iinn  nicht  zweifolbnft.    Sonel  uns  bekannt,  hat  sich  die  Prcius.  Vcr- 
waltougapraxis  dem  nii:ht  bloss  vielfiich,  sondern  unbedingt  anffescblogson. 
Bei    deu    Zuweoduufitui     zor    VcrKt:ltiuij;     übomoinnictior     LvistunKm 
iten  wir  eine  büntiiiimte  Vurschrifi,  wt-gou    dor  Vermächtnisse  an  Teitü- 
lentsexckutorOD  in  dofi  (ie»etx  aurKetiontmea  wissen.     Wir  wUrdeu  die  Vor 
|sobriA.  io  dem  Lübecker  ErbeuhaHaateucrgcietz,  vroonch  VertpiUmirpn  bis  zu 
[S  */•  (^c*  Nachlasse»  steuerfrei  bleibeu  «ollen,  sh«  eiuo  aiiKoraesitene  be?^ichnen. 
Dasa  die  Zinsea  cioes  Kapitnld  nur    xu  4  */•■  anRänonunea  und  ebenso 
Kapitalwcrtb   einer  NutEunf;   zum   S&  fachen    zu   berGohnen,    bnitcn  wir 
Imnaomehr  als  uu^umessen,   nachdem  der  Staat  mit  Horabsptüuii;»  def)  Zinn- 
ftuaea   der  Staataachuidcu  vorgcgacgen   iit.    Pur  Liegenschaften  wtirdcu  wir 
eine  Jahrc«nutzimg  von  8  "/*  ala   zureichend   halten   und    die  durch  (.tcsuIz 
H  vorgenoinmcno  FcsetelluDg  dicscH  Erlraffssatzcs   der   immörhin  xweifelhaftan 
B&<-*h&txuDg   durch  (.Tutachteu    vorzicheu,     Eine  solche  Kestatellung  würde  die 
BD  liäuflften  Einreden  der  Steuerptiichtic(t>n  ge^en  die  etwaiKCD  behördlicher 
Seits  vorffunommuuen  £rhi>hui]f{eu  dor  •Schätzung  besciligeu. 

nie  Vorsctiriden  über  bwüu^ftcu  bzw.  bütatftcu  Erwerb  und  licdingte  b«w. 
betaf^c  Belaatung  sowie  über  den  Krwerb  d^>r  Suhslani:  ohne  die  Nntzun;; 
halten  wir  durch  das  pr^uis.  Oesetz  für  zicinhch  zureichend  geregelt.  Verf. 
hftt  sich  in  dem  (JesetttDlwurfc  daran  auch  itii  Wcscutliohen  gehalten. 
WünscbensworUi  wäre  es,  wenn  in  iliescr  Beziehung,  namoaUicb,  wo  die 
Nutzungen  verschiedenen  Personen  t;leichzeili$f  oder  nach  einander  venuaclit 
sind,  oocli  henUmratcre  Vorschrülen  gogubcit  würden,    wonacti  die  sofiiKtgi'' 

Icnd^tigo  Erhebung  der  Abgabe  ohne  Stundung  und  Naeherliebung,  die  h£ußg 
den  bctroflonfitt  Personen  als  Doppelhciteoening  erscheinen  mua«,  bewirkt  wer- 
den kann.  Wir  müssen  una  hier  der  gcuaucrcu  Vorwhläjie  cnüialten,  weil 
wir  damit  flir  die  vorliegende  Deeprechuug  zu  M'eitJituüg  werden  würden. 
Die  Benteuernng  der  Zuwendungen  aus  j^cmeinschaftlichcn  Tcstatnontcn 
Von  Eliegatten  wird  auch  nach  der  Fassung  des  Qesctzcut würfe»  de»  Ilerru 
Vorfoasera  nicht  genügend  klar  gostollt.  Es  ntuaa  heHtimiiiter  auNgcdrSokt 
wenleo,  wann  ea  .zweifolhafL"  ist,  von  welchem  der  Ehet^tten  die  Zuwendung 
gemacht  ist.  In  unserer  Praxis  sind  ans  ßut  keine  Fülle  vurgekommeu,  wo  nn<;h 
der  höheren  Ürta  gegebenen  Aualegung  der  Vonchrift  ein  vorhandener  „Zweifel" 
anorkauiit  wurde,  sodass  in  der  Regel  die  Zuwendungen  ata  von  beiden  Ehe- 
gatten erfolgt  versteuert  worden  mUssten.  Es  ist  alier  faAt  durrhwcg  u.  E. 
anzunehmen,  daae  jeder  £begatte  nar  seine  Verwandten  hedeukon  will. 

Die  aus  dem  heauBoheii  Gesetze  entlohnte  AosduhnuDg  der  hotr.  Vor- 
sohriüeD  auf  guineiutchaftUchu  TcatanioDto  anderer  Personen  al»  Eheleute, 
.  dürüe  sich  empfehlen,  wenngleich  derartige  F&Uc  selten  vorkoimncn. 
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■irJiniit  ufu  iltr  biflkn^  uodi  fffaltmtlr  Ottuiuigfceit  tvlangt  la  arm.  Wir  üd 
mnventandi'D,  tUn  für  Ilichtrr  nnd  Notare  nur  Vupfliehtone,  nr  Amtw- 
luiderKtxunjf  üImt  L-intm  NicfalaH,  vur  AusltätxIijpiQg  Jupüben  so  dir  Brio 
die  Fnige  na*;)}  <l4?r  ZiüUuu^  tler  Steuer  zit  prüfcs,  anpHnnln)'!  «i>4.  Wmb 
BDcli  die  UaterloHratiff  eise  HnftlmHcfit  für  ilia  etvm  «nAIIende  Steoer  adcM 
nmeh  «ich  xicbcn  miU,  mj  küonlc  doob  eine  «alch«  Uaterlsimiig  nnl  Onlamf»- 
itrsfeti  zn  bcdrobcii  nein,  ücbcrhitapt  halten  wir  es  fHr  angec^^,  fiir  ifir 
Ermitt«nun((  des  Nschluscs  und  der  ooimtiffcn  die  Steuer  betinfliit— »Arn 
IJnurtÄndt*  die  aosc;odchntofrt«  MitnirfcunK  äil«r  B^tdrden  vcmuMArabfB. 
Unter  dioK  DothwcDdifrc  MitvrirkuD^  rcctiDCD  vrir  bd  den  *"'*"^—  m> 
Funiticnftiftungcn  die  Aikzcigo  dee  fuiTBiirlitnJltrundm  ('Icriehta,  täum  wtUr 
Milchf'  AnfR]Ir>  nicht  controHrt  werden  konnpji.  Die  Schwierigkeit,  «tM» 
der  Praxis  dadurch  erwächil,  daas  die  Ocsetzc  DOr  dra  Stenerpfliehfif«« 
dir  Vc>rlMndl>iJiki.'it  r.nr  Anmcldnug  und  Än^be  des  Nachla—ei  «afnW|t«i, 
tnuis  tuilx'din^t  liei<r>iti^  wi^^rden.  Kn  intif>a  JcdfT,  welcher  Brbc  wird  «od 
als  aolcbpr  uach  dem  Tiirif  steuerpflichtig  sein  könntCi  gesetxlich  inr  Aimri- 
duiig  und  zum  Nit(.-I)wcim!  dvr  Ertiscbaft  v»r|''^'<^''t<-'^  werden.  InsbeaottdMT 
nöntc  dicMc  Verpllichtuiig  auch  jedem  1  n  h  a  li  e  r  eine«  Nachhuaet  attftiilup 
wprdou.  Dem  entsprechend  durflca  auch  die  StnUparagrapben  so  hnwi  «eiiL. 
Hinsichtlich  des  Beschwerde  Verfahrens  würden  die  Vorschriflvo  df" 
BaycriflcheD  hcc  H>>s8i8ebon  0«aetsc«  cn  adoptiren  twin.  Pamit  würde  ir* 
Krchlswe^  ansf^schlosscD  wcrdott.  Soll  aber  der  Rocht^wex  xnliuift  bleiben, 
tlftno  erbcbciul  die  Elaf^:  grgea  die  Proviimol-Steuurliebönle  im  latciratr 
einer  einhi.^iLlichcu  Rccht-tprccbung  angciDcewuer ,  als  eine  Eli^  BOITBii  die 
Hrinch&ftjiB  teuer- Aorn  ter. 

BiiiR  Zahlung  von  ZiDseo  von  der   feftgcgetzten  Steaer,  faÜt  die  AI 
losaufT  der  AIj^hIk   oichl  zu  dem  lic«timntleu  Tcniiioe  erfüllt ,   h«]t«u 
mit  dcoi  Homi  Vorfasser  für  i^liot«n.     Indflascn  rnUa^ten  Qhfv-  dio  SSahli 
frnteo  allgoniein  Reitende  Vorscbnfttm  gepelwii   werden, 

Hit   der  Grwoiteruug    der   Vcrjühruaj,'iifrislou    eridäreu   wir   im 
vcrAlanderi.       Die    atift^enämnienn    Bt-Htimtnuti};    Über    die    Krinl ,    üincf 
welcher  Ansprüche  auf  Znnlckerstattunt«-  tf^^zahlter  Steuer  angohracfat  wer 
k'tnni-n,  vrgäuzt  eine  ftihlharc  Lücke  de»  jetzigen  Gosetxcs, 

Hcriigliuli  der  Suhenkunjffiateue-r    I»eschrünkcn   vrir   uns  auf  weinte 
deulangen,    xumai    hcxSfilich    der  Höhe   derteJben    die  Vonuhrilloti    tiir 
EriwchaflBstt^aer  mauv^hend  siiuL    Wir  erklÜrco  inxbciioiidero  ntucr  Et 
Tfntündniss    mit    dem   Verfasser,    wenn    vt   diu    Ueher^be-,    ljcn>|:rdtn]> 
Leibrenten-,  AlimenUtiotisveririÜ^e  u.  s.  w.  mit  der  äcbenkox^avU'uer  Itclr 
wiimen  will.    Alle  diete  Vertra^rc  Ai»'!  vielfadi  uichLi  ändert»  lü*  Scbrnkm 
KUr  dir  Ühnraonunetien  VorpHichtunfccn  au»  solchen  Vcrtrjigeu  moss 
«UR  ^wührt  werden,  dessen  WerthafestttcllunK   aUcrdiQps  unter  Ur 
mit  Schwieii^keit^ii  verliundcn  »ein  wird.     Die   fJr   die  Schoukgoher  ausf 
dungenen  Vortheilft  wurden  nach  den  Vorschriften  fUr  Kcrechmmg  von  lel 
län^licheD  Xutzuntren  anzuschla^ea  sein. 

Wenn  wir  nun  mm  .Schlüsse-  iioeti  'lieber  kurxon  ßotraoltlunK  da 
liehen  Gftsetxentwurroii  sellmt  unil  der  daran  geknüpften  Annfuhruni 
Vcr&SMre  luu  der   wichtigen  Frage  hflM-n»   di'r  Ui-Wrim^'nuif  dor 
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eich  xuwcndon,  so  miU-tcu  wir  (c^eteben,  daas  wir  dumliatu  u1)er- 

_  Erwügungen  KufltimimMi,  welche  er  uns  in  dem  I.  Tlioile  der  oriten 

AbdiflÜDOg  bietet.     Audi  unsertfs  Eracbluua  ist  auf  dem  Li'gumicucu  Wup.*, 

diu    iudiretctun  Ahgeliua  auf  diu«   llt-ioli  xu    ülKirtntgen ,   unltcirrt   welter  xn 

^clmnten.     Diu  dagegen  Vürgfibniübton  Är^mcuU-  mid  tJieilweisti  als  ud1>«< 

QTCcbti<^e  XU  (»ezeicliDen,  zum  anderou  Thuil  mÜBiwu  sii-  ultcr,  wit- Vcrftui!H.'r  mit 

Ruclit  hur\'iirliu\jt,  ^gunütier  dem  grotittuu  Ziciu,  uümlich  dem  weiteren  ci>ilii>il- 

boiien  Auftliau  da  R(^iclit>i,  der  Slfirkung  der  Centralpewalt ,  zuriiclcwcichün. 

Eine  (•inheitticlu>  Krhcbuug  d<'r  Steuer  wird  in  it'iuh   bühcniii  ALusnc, 

als  dioa  bislang  der  Fall  war,  die  Abgabe  eu  einer  gcreokl«o  mactieo,  indem 

■io  alle    Bewoliucr  dee   Ruichs    nach   glcivber  Moassgiiliu    und   jcdrn    uach 

^nen  KriUlen  heranzieht     Bei  der  Ausdehnung  der  St^uerpHioiit  auf  bisher 

jofreitG   Brbanräll«    wird   ferner   den   EiozoIstaatoD    immor   mehr   BtiittMinI 

lexchafU,    wonitch  sie    diu  Gitutchatzung   der    dirccteu   Stcuuru  richtig    uml 

?r    entsprechend,    der    wirklichen    VermogcoKlagc    der  Stcuerp[lii:htig(>ti 

smeBBen  ki>mi<ui. 

So  würde  denn  die  neue  Reichsstoucr  nnzweifolbad  xu   einem   rcichon 

'Quell  werden,  der  nicht  blou  dem  Reivho,  sonileni  aucli  den  Kjuzclstiialen  zur 

Erfüllung  ihrer  groasen  Angaben  immer  m«hr  Mittel  zuUUiri.     Und  dos  ist  ja 

ün  Erfolg,  den  die  Verwaltung  bei  alhin  Steueru  zu  erroicben  suchen  roaaa. 

Münster.  Severin. 

.Daa  österreichiache  Steuerslrafreobt.  Grundlagen  und  Reform- 
vorlagen  von  Eduard  Eglaner,  k.  k.  Finanz -Coiumiswr.  Imisbruck. 
Verlag  der  WogncrVchen  Univerflitäts-Uudüiandlung  1BS6. 

Während  in  den  prausaiachen  nnd  den  für  daa  deutsche  R«ich  geltcn- 

Rteuergesetxen ,    neben    den  Vorschrii^n  über  die  Stcoererbebung,    der 

•"cHlseütunff  der  Stenerpdioht  in  den  einzelnen  Uesctzcn  ^'leichüeitig  die  mit 

^Strafe    bedruhtcn    Handlungen    oder  Untc-rlassun^cn    iu    Bexug    auf  die    zu 

rhebeode  Steuer  gckcniueidinct  und  die  (leaswegen  zu  verhüngendon  Straffen 

iBsaen  tind,  gilt  tur  Ocstcrreich  und  die  meisten  seiner  lÜYinlander  nin 

[OcniU<ttrafgostitz,  welches  mit  AusbcKIuss  der  Üebortretung  der  Vurttchnft.en 

|üb(>r    ibe  dir^tcn  Stcuent  und   einige   wenige   andere  Abgnbonzwcige  alle 

Satiomgen    Ober    die  Steuervergehen    und  deren  Bestrafung  getrennt    voD 

den   Öeietzeu   über   die    zu   erhebenden    Oc fülle   umfiuist.    Diese* 

fitrafgeaeta  iat  im  Jolire  1835  kondgegoben  und  am  1.  April  lft3A  In  Kraft 

getreten,  besteht  also  jetzt  über  SO  Jahre.     Wegen  der  Wctchseln-irkungeu 

Ewiachen  ileaKleuervorüchriften  und  den  Steuerstraf )>e8tünmniigeii  iatesunaus- 

blriblicli  geweacu,  doss  ilas  gooanuto  G^csetz  durch  ilie  zahUo&en  Abündeningen 

der  Steiicrvorschri(l«n  und  durch  EinTiUiniug  neuer  Steuern  wcsoatliche  Ver- 

.Inderungen  erfiibren  mussto  und  dessholb  nunmehr  vollständig  veraltet  ist. 

In  dem  uns  vorliegenden,  oben  angeführten  Werke  bat  der  Herr  Ver- 
'  fiuaor  auf  C4nmd  längerer  eingebender  Studien  wertbvulles  Material  tu  der 
votliwendigen  IlcfoiTn  ilun  Österreich isehen  (ienUlestrafrechte  niedergelegt, 
Nachdem  er  xunachst  in  dem  ersten  Theile  die  Gi-ondlagen  desüsten-eirtiiBchen 
'Stein.'rstrafrcchts  unter  Eutwiukeluag  der  BcgrüTe  Steuer,  Stcuerven^ehea 
und  SteiKirsiraft'ii ,  Mittel  und  Zweck  der  letzteren  durlegt  und  damit  eine 
Skizze  der  K»twickoluug  dtia  i>st«rreiolÜ8oUcn  StoueralraireohtJi  verbindet, 
Archiv  ffir  aiüBiitlicliu  RvcJtt.  JJ.  9.  4.  ^ 
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dem  xweitcD  Abachnitte  Reini)  VonchUif>^>  zn  der  notbwc 
R^-fomi  itl»,  wobei  nr  iusltcsnudunj  VorausscUiinji  uud  EitillK-ütiujt  der 
VoiyphäD,  l^u&litSt  und  (juantilÜt  ficr  SUMtt'rHtraf<>n,  Sti-afiius&i.ddioHiingDsn'ufiil 
Venitch,  Tbeüaahmc,  Konkurrenz  und  Hücl[riL)lif>:kcit.  Haftung  d.  9.  w.  tnt\ 
diu  (rrundsäüe  de»  Strafvcrfahreua  -  sänuntliches  jeducb  nur  in  dt-u 
gcmoüifu  (fmuduttxon  —  eink^ehcnd  Wruc)t»iclitjgi.  Kb  wiirdi>  tu  weit  ful 
wonn  vir  an  dieser  SIgII»  eine  weitere  Beaprechnng  das  Werkes 
lauen  wollUm.  Wir  stiüicn  uni  ao  mehr  davua  nb.  ala  imi  du 
nühi>ro8  KingehcD  crfonirrliolie  CfcsctjECsrnalerial  uneai{iQt(Iich  itiU 
möclitcn  iudt*HBi-u  nicht  mit  der  Erklärung  xorÜckhaltvn ,  da«  wir 
l^ntMom  Intenutsft  dem  Vorriumer  bei  der  klari*n  und  lirhtvcillea  Ihooretitdil 
EntHicltcIuag  gefol^  sind.  NamcntUcfa  seinen  Auanilinmgcn  Über  die  Afll 
liohkeil  der  Ovrällvbintenciobungen  mit  den  als  Betrug  eich  qualiticireDdi 
BtrafbarcD  Hutidbingi.>ii ,  Über  duu  PtnaniucMrcck  der  Slnü^  fimnitnr,  qti 
pcccatum  est  und  ne  pecoetur)  treten  wir  tilwrall  voll  beL  Die  Uidsucrlict 
Folg«!  gewohnheiUimäsrigcr  GcfiilIehJnlenticbuD)ifcn  für  die  Vnlkamoral  trct 
Cbtsrall  m  Tn^rc  u»d  es  ist  icu  Ixiklagcn,  Aaa^  nicht  von  der  berufvttnttrD  Seit 
i'oD  der  OmnUiobkeit  mehr  dagegen  aufgetreten  wird,  als  es  in  der  Tl 
gTHchicbt  [nteresüant  ixt  es  nns  gewcKO,  za  erfahren,  dnm  die  alt 
öslerreicliiscbü  Genctjtgebuiifl  ««ig&r  gagon  Ctt-irtliclii*,  vrolube 
bctnlnsligen,  bpjiondei'«  Strafen  (TeLmvoraliensperre)  liat  vorsehen  m&Mon. 

Was  dos  StrafprozessTcrfn.bron  anlangt,  so  mi>cliteQ  wir  Dicht  mit 
dem  Hemi  Verfasser  die  ausuchliosBlieiic  Zuwcismig  der  Slcuerübertretui 
oder  Vergiibcn  an  die  ordentücbon  Oericbtfl  hefiirworton.  Wir  erAcbtcn 
Entscheidung  diircb  die  FinanzbchÖrden  amiomchr  als  angcmessca,  aU  dir 
wvgcn  ihrer  tcchniHcben  Kenntnisse  die  Rcbwure  der  Delikte  xu  wüi 
Itesaer  in  der  Latfe  ftind,  als  die  Genebte,  denen  jene  KRUulnissc  und  dami 
der  Maasastab  der  richtigen  UeuTlbcilung  in  der  Regel  nicht  beiwohnt 
Dies  Verfahren  ist  kurz,  ruscb  uud  billig.  Die  Entscheidungen  d' 
nrbilrnr  sein,  jednch  mnss  Milderung  der  Strafe  den  gegebnoen  1 
nach  in  der  boberen  Instanz  de«  Vcirwaltungfi Verfahrens  cintrel' 
Das  HKcbt,  auf  die  Entscheidung  der  Ocricbte  anzutragen,  mutis  •!: 
neAcitigiiiig  vermeintlicher  Uuricbtigk eilen  der  Finanzbeblirden  dt-iti  Aug^ 
ftcbuldigten  im  weitesten  Umfange  gestattet  M<iu.  Die  ontscboid^'iulen  Cti 
richte  soltcn  alier  nicht  l>c:*undcre  (lofäUpgcrichtc ,  wuduru  die  urdeutlichc 
Gerichte  nein.  Dio  ZiiDtandigkeit  der  Gerichte  cnt«cbeidi!t  sich  für 
einzelnen  Fülle  ohne  Bedenken  nach  den  allgomeinon  Vorschriften  im  Ht^ 
blick  anf  das  fUr  diis  jeweilige  Delict  vorgevebejie  Strafinaaas. 

Auf  den  besonderen  Tbcil  des  matcriellca  StmfrecbU  ist  der  H< 
Verfaaser  nicht  näher  eingegangen,  weil  dieae«  wegen  der  Torschiodent 
Kwetgc  den  Htcuorwcsons  überhaupt  nicht  dio  Arbeit  eine«  einitelneji  Monni 
sei,  sondoru  nur  vereinten  Kräften  verschiedener  mit  den  einzelm^n 
xweigcnbe»ijndors  vertrauten  FerseneomtjgHcIi  sein  würde,  denen  die  tiesoi 
tcchniscben  Kenntniwe  innewohnen.     Aus  gleiebeii  ErwBgmii."  -ir 

auch  eine  vereinte  Kodifixirnng  des  gesammtcn  Steuer-'  uci 

(ur  fl<.i!<ftibrliur  und  glauben,  dass  die  Spezialge^etzgebung  nach  -Jen  uiiuelnt 
AIvgAbeiiiu'lcn  und  iu  Verbindung  mit  den  NU^uergeJictxen  «elliKt  gubüt 
»ei,     Wie    diese    nielit  stetig  sind,    mUssen    sich  anrh  die  Strafgesed 
wäbreud  üuderu.    Im  Steuurgcaetzc  selbst  woi'dcn  »ich   dann  auch  Vi 


Tbeiluahme,  Kookarrenz  mid  Kückfitlligkeit,  sowie  KonßflkfttJon  praI:Uscher 
bclianduln  IsMcn. 

Zura  SdiluBBC  gelven  wir  mit  den»  nerrii  Vorffts«er  deoi  "Wuiische 
Aiisdnick,  ditsa  bereits  auf  den  Universitätfiii  Iiiaonderc  VorlesuiiKCii  iibt-r 
Slvtivrn.-ciit  und  Stcucnttnifreclit  ^challou  würdeu ,  dAmit  whoa  den  StiiJi- 
reiidou  der  WerÜi  und  i\k:  Wichtigkeit  j^KeiRt  werde,  welclie  fUr  den  Sl«aL 
darin  liejft,  dasa  den  Ab^nbcnp^PRetzen  Fol^fc  gc^ken  «ird,  damit  sie  lonu;», 
was  CS  btidtiutot, 

dem  Kaiser  in  geben,  was  des  Kaisers  ist, 
uud  duts  dio  Vurlotziing  der  Stcnei-geset««  iiiclit  bloss  ein  Uiirocbt  pe^rfii  den 
Staat,  iondi>m  auch  g!eg;en  den  Mitbürger  darM«Ile,  weil  für  dip  hinterzoj^eiioii 
GeTiütc  bcxw.  für  die  dadurch  dem  Staate  uud  mittelbar  des  Gt'meicdön 
entgehoudu  Eiuiialune  stet«  Auücre,  oft  weniger  Ücmittelte  mit  »ufkomnivu 
tnüascu.  Scverin. 

Berichte  der  GKDE-Sliflutig  eu  Dresden,    188^«  und  1B8*,t.    Terla({ 
von  V.  Zahn  ft  Jitonsch.    SS.  50.  und  1!*. 

]}\c  vor  zwei  Jaliren  in  Dresden  ictixirte  Stiftiuig  Fhamz  Luuw. 
Gshe'f«  nimmt  anter  den  iu  den  letrten  Jahren  durch  tcslamentarische  Vei^ 
Higung  entstandenen  gcnieiDiiützijfCD  Äiiataltca  DcutAchlanda  aicht  bloos  einen 
benicrkenawerthen ,  wie  der  verdienstvolle  BerichterBtatttT  uud  Gescliüfl»- 
fdliper  derselben,  Herr  Theodor  I'ktrrmavk,  bescheiden  annimrat,  w>adeni 
den  bciTorragcDdatcn  Platz  ein.  Sowohl  durch  dJe  Cirüsst'  des  ihr  zur 
Basis  dienenden  StiRungvvennü^'cns,  welches  zur  Zeit  zwei  Slillioneu  Mark 
belriq^,  als  vor  Allem  durch  die  Riehtuiig  der  der  Corporaliuu  ^eseteteu 
Aufgaben  humanit&rer  und  wissenscbaftlicber  Natur.  Ausgc^hcnd  von 
dem  xutreffoideii  Gruodgrdanken ,  daea  das  SHcotliche  Leben  tn  nlleu 
Deutsoheii  StaalcD  iu  iiDsereu  Tft^''0  zahlit-iiOits  Mii»<$erhn1b  der  liunif»niSs«iij: 
gebildete«  Beamten kri:!ise  stehende  Elemente  in  Staat  und  {Jcniiiudo  tut 
aktiren  Mitmrlamf>'  heranziebc,  da«t  Wissen  tiud  Deukcu  aber  den  Staat, 
Bciue  Vei-wahuug,  eeiuc  Ürduuu(r,  »eine  Wirthschafl  daLer  uicht  mehr  ohne 
Schaden  (lir  das  Ganze  ausfichliesAliches  Standc«eigeDthum  einer  verechwiu- 
dcnd  kleinen  Bemfsklasne  sein  dSrfen,  ist  die  OsBü-StiAutig  dazu  bestiinint 
eine  Ställe  zu  subaffuu  für  staatsbürgerlichen  Uaterncht,  zur  Verbreitung 
tieferer  SachkennUuas  in  allen  Fragen  des  staatlichen  Seins.  Sie  soll  in 
breiten  Schichten  einer  städtischen  Bevölkerung  ein  irriiudlicheres  Kindriugeu 
in  die  ilirer  harrenden  staatlichen  Pflichten  und  Aufgaben  ennögUchen  nnd 
VQ  jene  geistigen  VoraiisHt-tzungrn  schaffen  und  erhalten,  auf  deren  Vor* 
liaodenscin  unser  ganzes  modernes  Staatswesen  mit  Wahlsj-slem  und  Selbst- 
verwaltung, mit  (icschwu reuen-  und  Schöäenämtera  etc.  zählen  nmss,  — 
■olhm  alle  diese  Einrichtungen  sich  auch  in  der  Tliot  als  dauernde  Aiih- 
druokafomieu  eines  uiir  höherer  Stute  angelanglen  Vollcnlebom  und  nicht  als 
leere  Formen  erweisen,  die  der  iuuercu  Wahrheit,  des  gei8iif.a'u  Uchaltcs 
entbehrend  uutzlus  geschaiTen  auch  «iiurlos  aus  dem  uatioualüu  Hechlslvbun 
Vcraeliwindeu  küuulen. 

I)ie  groflsa  Ueiahr,  welche  der  bochsinaigeu  Stiftung  droht«,  lag  vor 
allem  iu  der  Verlockung,  die  gesetzten  Grcuzvu:  eine  Schule  der  Sclbst- 
▼erwattUDg    zu     bilden     zu    UuuetCQ    de«  Bestrebens    zu     verwischen,     auf 


